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Machtpsychologie. 


Von Friedrich Wieser. 


In roher Zeit erlebt die große Masse das Dasein der Macht nur leidend, 
ohnmiachtig erduldet sie den Druck der Macht. Das ist ein gesellschaft- 
beher Zustand, der mit Recht als roh bezeichnet wird, nicht nur, weil 
sich das menschliche Gefühl über die Leiden empört, welche die Masse 
zu erdulden hat, sondern auch, weil ein großer Teil, vielleicht der größte 
Teil der gesellschaftlichen Kraft ungenützt bleibt, denn der kleinen Zahl 
der Mächtigen wird die Masse als gefährlicher Gegner gelten, und so sehr 
sie auch darauf aus sein wird, sie zu ihren Gunsten auszubeuten, so muß 
sie noch mehr darauf bedacht sein, sie und ihre Kräfte niederzuhalten, 
um sie nicht zu stark werden zu lassen. 

Seit der Periode der Revolutionen hat die große Masse am Macht- 
erlebnisse der Gesellschaft ihren tätigen Anteil. Zum Bewußtsein ihrer 
Zahl gekommen, genießt sie das Machterlebnis in vollen Zügen, worauf 
freilich die Enttäuschung oft rasch genug folgt. Die moderne Lehre von 
der Massenpsychologie, wie sie von Tarde, Sighele, Le Bon und anderen 
dargestellt ist, hat zunächst die Massenpsychosen und sodann von diesen 
aus in der Hauptsache das Machterlebnis der Massen unserer Zeit beschrieben, 
die eben zur Herrschaft gelangen, aber ihrer Herrschaft noch nicht ganz 
sicher sind, Das vielgelesene Buch von Le Bon über die Psychologie 
der Massen führt uns in geistsprühender Darstellung und in lebensvoller 
Anschaulichkeit in die Gedanken dieser Lehre ein. Der kritische Blick 
des Skeptikers enthüllt schonungslos die Schwächen der Demokratie. 
Der Wert der neuen Lehre liegt eben in diesem unerbittlichen Trieb nach 
Wahrheit, in diesem empirischen Ernst. Daher denn auch ihre große 
Wirkung, von ihr gilt das Wort „Selig sind diejenigen, die keine Phrasen 
machen, denn sie werden verstanden werden.‘‘ Die Lehre von der Massen- 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 1 


‚2. Friedrich Wieser. 

psychologie bedeutet ein redliches Besinnen gegenüber der demokratischen 
Phrase. Zugleich bedeutet sie auch in den wissenschaftlichen Gedanken 
über die Macht die Wendung vom Wort zu den Tatsachen. Alles frühere 
wissenschaftliche Denken über die Macht war von den Sprachgedanken 
über die Macht beherrscht, die neue Lehre will nur die Erfahrung gelten 
lassen und sucht sie an ihren Quellen. 

Gewiß gehen auch die Sprachgedanken immer von der Er- 
fahrung aus. Wie könnte es anders sein! Die Wendungen, welche die 
Volkssprache gebraucht, haben dadurch ihre Kraft, daß sie von den näch- 
sten, allgemeinsten, auffälligsten Erscheinungen abgenommen sind; Wahr- 
heiten, die sich erst mühsamer Forschung erschließen, können erst in der 
Gelehrtensprache ihren bezeichnenden Ausdruck finden, nicht in der Sprache 
des Volkes, für welche die Sonne immer noch aufgehen und untergehen 
wird, selbst wenn es einmal jedermann anders wüßte. Alle Wissenschaft 
hat von den in der Volkssprache niedergelegten Erfahrungen ihren Ausgang 
genommen. Die Naturwissenschaften haben es zuerst gelernt, sich davon 
frei zu machen, indem sie ihre Erfahrungen methodisch sammelten. Ganz 
frei sind vielleicht auch sie in gewissen allgemeinen Grundformen des 
Denkens noch nicht geworden, jedenfalls haben sie aber die Geisteswissen- 
schaften weit hinter sich zurückgelassen, die mit einem wesentlichen Teil 
ihrer besonderen einzelnen Lehren noch im Banne der Sprachgedanken 
stehen. 

Was die Erscheinung der Macht insbesondere anlangt, so war 
sie als solche vor der Lehre von der Massenpsvchologie wissenschaftlich 
noch kaum untersucht. Der Geschichtsschreiber, der Staatslehrer, der 
Reehtsphilosoph, der Ökonom, der Soziologe untersuchten immer nur die 
geschichtlichen oder gesellschaftlichen Machtbildungen, die Träger der 
Macht, als die sie ohne Bedenken alle diejenigen subjektiven oder objektiven 
Wesenheiten gelten ließen, welehe der Sprachgebrauch als solche anerkennt; 
als Trager der Macht galten ihnen daher neben den persönlichen Macht- 
habern auch Volk und Gesellschaft oder Staat und Kirche, Reeht und 
Sitte, wie auch die gesellschaftlichen Ideen, Strömungen, Bestrebungen, 
Bewegungen, nicht minder Unternehmungen und Einrichtungen .aller 
Art und selbst reine Objekte, wie das Kapital oder die Waffen. Daß ın 
den Gedanken über die Macht, die in all den einschlägigen Untersuchungen 
über diese so verschieden gestalteten Machtbildungen ausgedacht wurden, 
dennoch eine gewisse Übereinstimmung besteht, ist einzig dem Umstande 
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zu danken, daß sie alle von den Sprachgedanken über die Macht ausgingen. 
Jeder Redner oder Schriftsteller, der über Phantasie und Sprachgewalt 
verfügte, konnte einer großen Wirkung gewiß. sein, wenn er die Schwin- 
sungen der Worte ausklingen ließ, deren Grundton in der Sprache ange- 
schlagen ist. Er kann damit jene nächsten, allgemeinsten, auffälligsten 
Erscheinungen zu starker Geltung bringen, an denen sich die 
Sprache gebildet hat, freilich muß er um so mehr Gefahr laufen, das 
Entlegene, Verborgene, Unsichtbare zu verdunkeln. Der. Sprach- 
gebrauch hebt an der Macht das Überindividuelle, das Antiindividuelle, 
das Ubermenschliche, das Unmenschliche hervor, weil sich dieses der 
Beobachtung am stärksten aufdrängt, während er die feineren Beziehungen 
fallen läßt, die das Machterlebnis trotz allem doch mit der Seele des Indi- 
viduums verbinden. Ein Oswald Spengler, der das Überwältigende des 
Machtideen zur Wirkung bringen will, wird die dichterische Freiheit 
benützen, die ihm der Sprachgebrauch gibt, und von der Volksseele sprechen, 
aus der diese Ideen strömen, ein Romain Rolland wird von der Massen- 
scele sprechen, wenn er den Druck empfinden lassen will, mit dem die 
Gedanken der Heerstraße auch den edleren Geist im Bann halten. Wer 
so vorgeht, erzielt eine starke und erlaubte Wirkung. Welche Verirrung 
aber ist es, die dichterische Freiheit des Wortes theoretisch ernst zu nehmen 
und, wie es nicht nur unbewußt, sondern sogar vollbewußt geschehen ist, 
die Volksseele oder die Massenscele statt als die Übereinstimmung der 
Seelen im Volke oder in der Masse als eine besond@re Wesenheit für sich 
gelten zu lassen, die über den individuellen Seelen ihr eigenes Leben hat! 
Und welche Verirrung ist es gar, wenn man zu dieser in den Höhen schweben- 
den Seele auch noch einen eigenen Körper hinzukonstruiert! 

Die . herrschende wissenschaftliche Meinung in Deutschland, wie sie 
von Dilthey geführt ist, hält sich von soleher Verirrung frei. Man nimmt 
auf das deutlichste die zarten Fäden wahr, die von den individuellen Wert- 
gebungen zu den gesellschaftlichen Machtbildungen und von diesen wieder 
zurück in die indivuelle Sphäre führen; man nimmt sie nicht bloß wahr, 
sondern man weiß auch die Bedeutung der Zusammenhänge zu würdigen, 
die durch diese Fäden zwischen Individuum und Gesellschaft hergestellt 
sind. Indes, man sieht doch nicht klar genug, um die einzelnen Fäden 
auch dort noch auseinander halten zu können, wo sie durch wechselseitigen 
Einschlag zum dichten Gewebe der gesellschaftlichen Machtbildungen 
verknüpft sind, und man gelangt daher nicht dazu, diese vom Individuum 
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aus zu verstehen. Man muB sich damit zufrieden geben, sie als AuBerungen 
eines „objektiven Geistes“ anzunehmen, der ein geschichtliches Leben fiir 
sith führt, der sich von der Einzelseele weitgehend losgelöst hat, der sie 
umfängt und überdauert. Hätte eine so künstlich anmutende Auffassung 
überhaupt entstehen können, wenn sie nicht ihren Halt im Sprachgebrauch 
gefunden hätte, der den überindividuellen Charakter der Macht vor allem 
betont ? | 

Was kann denn überhaupt mit „objektivem Geist“ gemeint sein? Wir 
wollen uns unser Urteil zunächst an einem einzelnen Falle zu bilden suchen, 
der besonders deutlich spricht und der überdies wissenschaftlich besonders 
genau untersucht ist. Es ist dies der Fall des sogenannten objektiven 
Tauschwertes. Die Sprache des Marktes sagt von den Gütern, die auf 
“en Markt kommen, einen Tauschwert aus, der genau ihren Marktpreisen 
entsprechen und der für alle Personen in der Volkswirtschaft gleichmäßig 
gelten soll. Von diesem Sprachgebrauche her hat die klassische Ökonomie 
den Begriff des objektiven Tauschwertes gebildet, den sie m Gegensatz 
zum subjektiven Gebrauchswert stellt; . jener sei der volkswirtschaftlich 
entscheidende Wert, dieser gelte für die einzelnen Privatwirtschaften. Die 
neuere Theorie hat aber klar gemacht, daß es einen objektiven Wert nicht 
gebe und nicht geben könne und daß der von den Gütern ausgesagte Wert 
immer der Ausdruck eines persönlichen Werterlebnisses sei. Auf dem 
Markte stoßen Angebot und Nachfrage mit ihren verschiedenen persön- 
lichen Wertgebungen Zusammen, die objektive Menge der als Kaufpreis 
zu zahlenden Geldeinheiten wird durch die persönliche Wertgebung jener 
Käufer geringster Kaufkraft bestimmt, die noch zur Erwerbung zugelassen 
werden müssen, um das ganze angebotene Güterquantun: abzusetzen. 
Bis hieher geht die Diltheysche Auffassung verständnisvoll mit, indem 
sie den Einfluß anerkennt, den die persönliche Wertgebung auf die Ent- 
stehung der gesellschaftlichen Machtbildungen hat. Aber die subjektiven 
Fäden lassen sich noch weiter verfolgen: der auf dem objektiven Preise 
ruhende Tauschwert ist ebenso subjektiv wie jeder Wert. Er gilt durchaus 
nicht objektiv für jedermann, er gilt nur für jene Käufer, die den Preis 
bezahlen können, d. h. für jene, denen die Erwerbung des Gutes ein Wert- 
erlebnis zubringt, das mindestens jenes Werterlebnis aufwiegt, dessen 
sie sich mit der Hingabe des Preises begeben. Ferner gibt auch denen, 
die den Tauschwert anerkennen, der objektiv bestimmte Preis nur die 
nächste Unterlage, aber nicht das letzte Maß der Bewertung, denn dieselbe 
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objektive Geldmenge bedeutet ein ganz verschiedenes Werterlebnis für 
Arm und Reich. Der gleiche objektive Marktpreis gebietet den einen, 
daß sie kaufen und verkaufen, den andern, daß sie sich vom Markte 
fernhalten, er gebietet den einen, daß sie mehr, den andern, daß sie um 
vieles weniger kaufen und verkaufen. Daß sich auf dem Marktpreise 
entscheidende volkswirtschaftliche Wirkungen aufbauen, daB er der 
Gütererzeugung und Verteilung das Maß gibt, kommt daher, daß alle 
diejenigen, die sich am Prozesse der Erzeugung und Verteilung beteiligen 
wollen, mit ihm rechnen müssen. Der sogenannte objektive Tauschwert 
ist der gleichgerichtete subjektive Tauschwert der ganzen Vielheit jener 
Personen, die vulkswirtschaftlich tätig sind. 

Ebenso ist der „objektive Geist“ des gesellschaftlichen Seins immer 
nur der subjektiv gleichgerichtete Geist einer Vielheit von gesellschaftlich 
wirkenden Menschen. Könnte man in einem andern Sinn vom „objek- 
tiven Geiste“ des Kapitals sprechen? Er ist der gleichgerichtete Geist der 
Kapitalisten, die das Werkzeug des Kapitals als Mittel ihrer Macht ver- 
wenden. Von der Macht des Kapitals kann man nicht anders als bildlich 
reden, aber es sollnicht bestritten werden, daßes eine gute bildliche Wendung 
ist, denn indem man von der Macht des Werkzeugs redet, läßt man zugleich 
die Einheit der Richtung erkennen, in der alle seine Herren es verwenden, 
und seine objektiv gegebene Größe läßt zugleich die Grenze erkennen, 
bis zu der die Herren gehen können und, von ihrem Machttrieb und Wett- 
bewerb getrieben, auch gehen werden — wobei man freilich nicht vergessen 
darf, daß diese objektiv gegebene Größe nur in jedem gegebenen Augen- 
blick feststeht und daß die Kapitalisten fortwährend bestrebt sind, sie 
weiter zu vergrößern. Mit gutem Grund hat Karl Marx sein großes Werk, 
das sich gegen die Kapitalisten wendet, „Das Kapital“ benannt, denn, 
wie er im Vorwort ausdrücklich sagt, ist für ihn die Person die Personifi- 
kation ökonomischer Kategorien, der Einzelne ist ihm der Träger bestimmter 
Klassenverhältnisse, „deren Geschöpf er sozial bleibt, so sehr er sich auch 
subjektiv über sie erheben mag“. Ist es notwendig, ausführlich zu 
begründen, daß auch die Waffenmacht keine objektive Macht ist? Es 
ist klar, daß sie die subjektive Macht ist, die sich aus der objektiv gegebenen 
Menge verfügbarer Waffen bei deren äußerster Ausnützung gewinnen läßt, 
Wenn man die Zahl der Gewehre, der Säbel und der Geschütze kennt, 
die zur Verfügung stehen, so kennt man die Grenze, bis zu welcher der auf 
den Sieg gerichtete Geist gehen kann und zu gehen bestrebt sein wird, 
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Jede’ gesellschaftliche Machtbildung, und mag sie sich in ihrer äußeren 
Erscheinung noch so objektiv-überindividuell geben, wirkt durch den 
subjektiv gerichteten Geist der Vielen, die unter ihrem Zeichen vereinigt 
sind. Jede wirkende Macht muß, um zu wirken, in den Seclen der beteiligten 
Individuen miterlebt sein; der Staat wirkt nicht ohne den Sinn der Bürger, 
der seinen Entscheidungen ihr Gewicht gibt, das Heer nicht ohne die 
Tapferkeit der Krieger und den Druck ihrer Zahl, die Kirche nicht ohne 
die Frömmigkeit der Gläubigen, das Recht nicht ohne die Überzeugung 
der Berechtigten und Verpflichteten, die Ideen müssen, um zu wirken, 
in den Hirnen der tätigen Schichten der Zeit lebendig sein, die gesellschaft- 
lichen Bewegungen oder Strömungen müssen durch ihre Herzen gehen. 
Eben deshalb, weil sie von einer großen Vielheit getragen sind, müssen 
anderseits gesellschaftliche Mächte dem Einzelnen, der sie miterlebt, 
überindividuell erscheinen, als Gewalten, die ihn umfangen und über- 
dauern und an deren Bildung Anteil zu nehmen er sich selber kaum be- 
wußt wird. So entsteht das Geftihl, das Mephisto im Gedränge der Wal- 
purgisnacht mit den Worten ausspricht: „Du glaubst zu schieben und 
Du wirst geschoben.“ Von wem aber wird der Einzelne geschoben, als 
von den andern, die sich mit ihm drängen? Es kann keine gesellschaft- 
liche Macht wirken, die eine andere Quelle hätte, als den gleichgeriehteten 
Geist einer Vielheit von Menschen, und was wir auch an überindividuellen 
oder selbst an antiindividuellen, an übermenschlichen oder unmenschliehen 
Wirkungen der gesellschaftlichen Macht beobachten können, so muß es 
das wissenschaftliche Denken auf seinen individuellen Ursprung zurück- 
zuführen vermögen, oder das wissenschaftliche Denken hat seine Aufgabe 
nicht gelöst. 

Daß auch ein Ubermenseh oder Unmensch von der Art eines Cäsar 
Borgia, selbst wenn er die Größe hätte, inderihn Stendhalund Nietzsche 
sehen nicht allein aus sich heraus die Macht zu den übermenschlichen oder 
unmenschlichen Höhen steigern könnte, denen wir in der Geschichte 
begegnen, braucht wohl nieht genauer dargelegt zu werden. Cäsar Borgia 
war der echte Sohn seiner Zeit, er war einer der vielen und vielleicht der 
bedenkenloseste unter den Condottieri, denen die italienischen Verhält- 
nisse von damals die Mittel und die Versuchung darboten, sich einen 
Fürstenthron aufzurichten. Was er wirkte, hat er mit Hilfe der geschicht- 
lichen Mächte gewirkt, wie sie damals der italienische Boden emportricb. 
Kr für sich allein war keineswegs der Schöpfer seiner Taten und Untaten, 
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fiir die er die Zicle, die Mittel und Helfer und, man kann sagen, die Auf- 
forderung aus der geschichtlichen Umgebung empfing, in der er lehte. 
Nur die ganz großen Seelenfiihrer, wie sie einsam in der Geschichte aufragen, 
schaffen aus eigensten Kräften, aber selbst an Ihrem Werk hat dieMasse 
ihren wesentlichen Anteil, weil sie erst es sich aneignen muß, damit es 
volle Wirklichkeit werde. 

Die moderne Lehre von der Massenpsychologie hat sich weder 
durch den Glanz des Übermenschen, noch durch die Gewalt der Sprach- 
gedanken vom sichern Boden ihrer Untersuchung abdrängen lassen. Sie 
halt sich ausschließlich an das Individuum, auch in den bewegtesten 
Szenen des Massenlebens kennt sie keine anderen handelnden Personen, 
als die Individuen. Das Neue an ihr ist die Erkenntnis, daB das ‚„Indi- 
viduum in der Masse“ sich ganz anders gibt, als das „Individuum für sieh“, 
so daß sieh ohne weiteres verstehen läßt, wenn hn Massenleben Wirkungen 
hervorkommen, die sich im individuellen Leben nicht ereignen. Dasselbe 
Individuum, das in seinem privaten Leben seine Triebe zu zügeln bestrebt 
ist, mag, wenn es als Mitglied der Masse zum Bewußtsein öffentlicher 
Macht gelangt ist, sich ihnen zügellos hingeben; bei den nüchternsten 
Menschen, die als Mitglieder einer Masse besonders starken Eindrücken 
ausgesetzt sind, mögen Triebe hervorkommen, deren sie sich früher niemals 
bswußt waren, krankhafte und vielleicht gar perverse Triebe, die sich 
in kriminellen oder anderen Massenpsvchosen ansteckend verbreiten und 
entladen. In der Masse, so wird uns gesagt, sei man erregbarer als sonst, 
das Triebhafte trete hervor, das Intellektuelle trete zurück. Selbst der 
gebildete Mann, der sich in seinem persönlichen Kreise von allem rohen 
und flachen Wesen absondert, gehe, wenn er ins bunte Gedränge der 
Öffentlichkeit gemischt ist, mit der Masse mit, ebenso leichtgläubig 
wie sie und ebenso veränderlich von emem Extrem zum anderen 
schwankend. ï 

Bevor wir daran gehen, diese Lehre sachlich zu prüfen, müssen wir uns 
erst über die Namen klar werden, die wir gebrauchen. „Masset ist hier 
in einem anderen Sinne verstanden, als derjenige ist, in welchem man die 
Masse dem Führer gegenüber stellt. In der Lehre von der Massenpsychologie 
versteht man die Masse als eine gréBere Zahl von Menschen, die, wie das 
die Öffentlichkeit mit sich bringt, unter den gleichen seelischen Eindrücken 
etehen, während man annimmt, daß im Privatleben jeder für sich stehe, 
mit seinen Augen sche, seine eigenen Were gehe und nur nach seinem Willen 
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handle. Die Gestalten der Führer werden in der Lehre von der Massen= 
psychologie nicht sonderlich beachtet. Le Bon erwähnt zwar die Namen 
der großen Religionsstifter, ohne sich indes bei ihnen länger aufzuhalten, 
wie er ja überhaupt die gesellschaftliche Leistung des Führers nicht näher 
untersucht; für ihn scHeiden sich eigentlich die Führer nicht recht von der 
Masse, sie teilen in der Regel ihre Psychologie und wenn sie sieh über sie 
erheben, so geschicht es dadurch, daß sie diese Psychologie zu ihrem Vorteil 
zu nützen wissen, Daß es auch im privaten Leben Führer gibt, die eine 
wichtige gesellschaftliche Leistung zu vollziehen haben, bemerkt die neue 
Lehre nicht. Es gehört in der Tat geschärfte Aufmerksamkeit dazu, um 
sie wahrzunehmen, denn sie sind nicht als Führer berufen, sie wirken 
zunächst nur in einem kleinen Kreise, von dem dann ihre Wirkung weiter 
wandern mag, sie sind nicht ständig, sondern wechseln ab, indem bald 
dieser, bald jener das glückliche Beispiel gibt, das sich erfolgreich bewährt 
und daher von den anderen nachgeahmt wird. Alles in allem ist aber die 
gesellschaftliche Gesamtleistung dieser anonymen Führer außerordentlich 
groß; weite Wege des gesellschaftlichen Fortschrittes sind ausschließlich 
unter ihrer Leitung gemacht worden, wie die ganze Entwicklung der alten 
Viehzucht oder des primitiven Landbaues oder der Handwerkskunst bis 
zum Zeitpunkt ihrer technischen Erhöhung durch das Eingreifen wissen- 
schaftlicher Forscher, deren Namen die Nachwelt aufbewahrt. Damit, 
daß man im Privatleben die Erscheinung der vorangehenden Führer über- 
sehen hat, ist es gegeben, daß man hier auch die der nachfolgenden Masse 
nicht gesehen und in weiterer Folge dem Namen der Masse seinen allge- 
meinen grundlegenden Sinn vorenthalten hat. Wie alles gesellschaftliche 
Leben steht auch das private unter dem Gesetze der Führung und im 
Banne der gesellschaftlichen Mächte, zu denen sich die Erfolge verdichten, 
die unter dem Vorangehen der Führer und der Nachfolge der Masse errungen 
werden. Es gibt kein „Individuum für sich”, es wäre nicht lebensfähig. 
Auch in der Zurückgezogenheit des Hauses und der eigenen Arbeit ist 
jedermann dem Einflusse gesellschaftlicher Mächte ausgesetzt, auch da 
will er vor dem Urteil der andern bestehen können, deren Augen, wie er 
wohl weiß, ihn überallhin verfolgen, und ebenso will er auch da von den 
Erfolgen der andern lernen, die er begierig wahrnimmt, auch wenn er 
und die andern in einiger Distanz voneinander ihre Geschäfte verrichten, 
Das Wesentliche des Massenlebens, daß man sich nacheinander richtet, 
spielt sich jm privaten Kreise, wie in der Öffentlichkeit ab, es besteht nur 
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im Grade ein Unterschied, Im privaten Leben ist man nicht soeng aneinander 
gepreßt, so daß man sich etwas selbständiger rühren kann; im öffent- 
lichen Leben ist man einander so nahe, daß man miteinander, um mit 
Mephisto zu reden, schieben muß und geschoben wird. 

Die moderne Massenpsychologie ist die Psychologie der Menge in der 
Öffentlichkeit, wobei in der Menge zwischen Führer und Masse nicht 
sonderlich unterschieden wird. Es ist nicht geradezu die führerlose Menge, 
die man beobachtet, aber es ist jedenfalls nicht die Menge, die fest in der 
Hand ihrer Führer ist, es ist die schwach und unsicher geführte Menge, 
wie wir sie in der Periode der Revolutionen so oft und gerade bei den auf- 
falligsten Schicksalswendungen vor uns sehen. Die moderne Massenpsycho- 
logie ist im Grunde die Psychologie der modernen demokratischen Mengen, 
die von dem Bewußtsein ihrer Macht erfüllt sind, aber ihre Macht noch 
nicht recht zu gebrauchen gelernt haben. Für sie hat der Instinkt mehr 
zu sagen als die Überlegung und Einsicht, die Suggestion mehr als der ent- 
schlossene Wille. Man kann sagen,daßdie moderne Lehre das Herdenerlebnis 
der Macht beschreibt, sie beschreibt das Massengefühl, das sich in der Auf- 
regung der Öffentlichkeit mit unheimlich ansteekender Kraft verbreitet, 
sieh übernimmt und wieder an sich irre wird. Die Periode der Revolutionen, 
so breit sie ist, ist aber doch nur eine Bruchstelle im ganzen langen Lauf 
der geschichtlichen Entwicklung, der große Perioden einer mitunter ruhigen 
und jedenfalls stetigeren Entwicklung vorausgegangen sind und vielleicht 
wieder solche folgen werden. In diesen anderen Entwicklungsperioden 
erhebt sich das Machterlebnis der Masse, die ihrer Erfolge sicher geworden 
ist, über das bloße Herdenerlebnis, es wird zuversichtlich und beherrscht, 
wie die Masse in diesen Jahrhunderten und Jahrtausenden von strengen 
und strengsten, vielleicht rohen, aber dabei erfolgreichen und deshalb 
festen Führungen beherrscht ist. Über die Psychologie dieser Zeiten 
erfahren wir aus der neuen Lehre nichts und es ist deshalb doch nur ein 
verheißungsvoller Anfang, den sie macht, indem sie die auffälligen Er- 
scheinungen der revolutionären Gegenwart beschreibt. Sie hat sich ıhr 
Beobachtungsfeld zu enge abgesteckt, wir müssen es auf die ganze Weite 
der “Geschichte ausdehnen, wir müssen die moderne Massenpsychologie zu 
einer vollen Machtpsychologie erweitern. l 

Eine solche Machtpsychologie, wie wir sie jetzt versuchen wollen, hat 
das gesunde, von keinerlei Psychosen, Unsicherheiten oder Schwankungen 
angekränkelte Machterlebnis zu beschreiben, das Machterlebnis in der 
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Bewußtseinssphäre, in welcher der Trieb zum zweckvoll handelnden 
Willen erhoben ist. 

Dieses Machterlebnis spielt sich bei Führern und Masse einigermaßen 
verschieden ab und muß für beide gesondert beschrieben werden. Wir 
beginnen bei der Masse, weil ihr Erlebnis das Grunderlebnis ist, auf dem 
sich das der Führer allerdings dann gesteigert aufbaut und mitunter in 
schwindelnde Höhe aufbaut. Privates und öffentliches Leben halten wir 
zunächst nicht auseinander, erst in der Folge werden wir auf das Besondere 
eingchen, das für die Machtpsychologie der Öffentlichkeit gilt. 

In jeder guten Truppe ereignet sich das Wunder, daß der friedliche 
Muttersohn, der für seine Person Kampf und Blut scheut, sich zum ge- 
schulten Krieger wandelt, der mit ruhiger Überlegung der feindlichen Waffe 
standhält und ihr mit entschlossenem Mut entgegenstürmt. Um diese 
Wandlung zu vollziehen, reicht die Furcht vor den Zwangsmitteln der 
militärischen Disziplin nicht aus; Furcht, das leidende Machterlebnis, 
erzeugt nur dumpfen Gehorsam. Die Wandlung ist auch noch nicht voll- 
zogen, wenn der Rekrut, vom Kanonenfieber geschüttelt, dennoch im 
suggestiven Bann seiner Umgebung zum Sturmlauf des Angriffes willenlos 
fortgerissen wird; das ist das bloße Herdenerlebnis der Macht, das ebenso 
rasch in Panik umschlagen kann. Die Wandlung beginnt damit, daß der 
Soldat den Sinn der Mannszucht begreift, ohne die kein Erfolg gedeihen 
kann. Sobald die Truppe so weit ist, fordert nicht bloß der Vorgesetzte, 
sondern fordert jeder einzelne in der 'Truppe von jedem andern, daß er 
scine Pflicht bis zum äußersten tue, umgekehrt steht jeder einzelne unter 
der treibenden Vorstellung, daß alle andern es ebenso von ihm erwarten. 
Der tapfere Sinn antwortet auf diese Erwartung mit der lebendigsten 
Aufwallung des Ehrgefühls und selbst der schwachmütige Sinn kann 
sich dem Gebote der Ehre nicht entziehen. Nun findet der Befehl eines 
Vorgesetzten, dem die Truppe vertraut, die seelischen Bahnen offen, kein 
Mann würde es ertragen, hinter den andern zurückzubleiben, selbst wenn 
es das äußerste gilt. Die Wandlung ist vollendet, wenn sich zur soldatischen 
Ehre soldatischer Stolz hinzugesellt, der den Triumph des Sieges genießt. 
Im Erfolge des Sieges erlebt der Soldat das Hochgefühl einer Kraft sonder- 
gleichen, die sich durch alle Schrecken hindurch behauptet; es ist ein 
Krafterlebnis, wie man es niemals auch nur annähernd in sich gekannt hat 
und dessen niemand sonst fähig ist, als der Soldat, ein Krafterlebnis, das 
zugleich ein Machterlebnis ist, weil man es in seiner überwältigenden 
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Gemütswirkung erlebt. Wie jeder, der dabei war, an der Kraft seinen 
Anteil hatte, so hat er ihn auch an der Macht, er ist durch sie mitcrhéht 
und steht mit in ihrem Banne. Soldatenehre und Soldatenstolz fließen 
zum soldatischen Geist zusammen, der die Soldatenpflicht in sieh schließt. 
Alle die Tausende oder Millionen, die dieses Geistes voll sind, setzen den 
Befehl des Führers durch das Medium ihres Willens wie bewußte Trans- 
formatoren zur eigenen Handlung um. 

In allen Fällen, in denen der individuelle Wille in den Massen sich zum 
gesellschaftlichen Machtgewebe verknüpft, läuft der seelische Prozeß in 
der gleichen Folge ab: erst die Erkenntnis der Notwendigkeit des Zusammen- 
gehens, dann die wechselseitige Forderung und Erwartung des Zusammen- 
gehens — all dies auf der Grundlage von Trieben des Unterbewußtseins —, 
weiter die Aufregung des Ehrgefühls, dieser Erwartung zu entsprechen, 
und zwar nicht nur bei den starken, sondern selbst bei den schwächeren 
Genossen, darauf die Wahrnehmung des Erfolges und der Stolz des Kraft- 
erlebnisses, das man als Machterlebnis genießt, welches den, Trieb ver- 
stärkt und schließlich zum gesellschaftlichen Pflichtzefühl erhöht wird. 
Je innerlicher das Erlebnis, desto bindender das Pflichtgefühl. Räuberehre 
und Räuberstolz — auch sie sind ja Äußerungen der gesellschaftlichen 
Natur des Menschen — führen über das Gefühl kameradschaftlicher Pflicht 
nicht hinaus; Bürgerehre, Bürgerstolz, Bürgersinn rufen die Stimme des 
Gewissens auf; Recht und Sitte sind mehr im Gewissen beschlossen, als 
in den Erregungen von Ehre und Stolz, doch fehlen diese keineswegs, auf 
das Ehrenkleid der Unbescholtenheit soll kein Make] fallen und dem auf- 
rechten Manne ist das stolze Gefühl getaner schwerer Pflicht erlaubt, 
ohne daß es ihm als Pharisäertüm ausgelegt werden dürfte. Der Inhalt 
der Gewissenspflicht ist stets von den Notwendigkeiten des gesellschaft- 
lichen Zusammengehens abgenommen und durch die wechselseitige Erwar- 
tung der Pflichterfüllung weitergeleitet, „denn selbst der Bösewicht“, 
wie Grillparzer im „Bruderzwist‘‘ mit der seinem Dichterblick eigenen, 
fast wissenschaftlichen Schärfe der gesellschaftlichen Beobachtung sagt, 
„Will nur für sich als einzeln ausgenommen sein vom Recht — die andern 
wünscht er vom Gesetz gebunden — damit vor Räuberei bewahrt sein 
Raub — die andern denken gleich im gleichen Falle — und jeder Schurk’ 
steht einzeln gegen alle — die Mehrheit siegt und mit ihr siegt das Recht“. 
Der Sieg des Rechtes reicht, bis ins Innere des Gewissens. Nur der ganz 
entschlossene Schurk’ und Bösewicht hat den Trotz, sich als einer gegen 
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alle aufzulehnen. Die Masse der Menschen ist weicher, sie gibt dem Druck 
des allgemeinen Willens nach und sie gibt ihm nicht nur leidend nach, 
sondern, das Machterlebnis des Rechtssieges mitgenieBend, folgt sie ihm 
tätig, sie formt sich innerlich nach der allgemeinen Regel. Wenn es auch 
wohl niemand gibt, der nicht im einzelnen Falle, der Versuchung erliegend, 
das Gewissensverbot verletzt, so wird doch das innere Machterlebnis des 
Sieges über die Versuchung, das sich in der großen Mehrzahl der Fälle 
wiederholt, das Gewissen immer wieder neu aufrufen und bestärken. 
Freilich die Zahl der Menschen, die gar keiner fremden Hilfe bedürfen, 
um innerlich aufrecht zu bleiben, ist nicht allzu groß. Der weitgehende 
Verfall von Recht und Sitte nach Weltkrieg und Umsturz hat- mit er- 
schreckender Deutlichkeit bewiesen, wie gering bei vielen Menschen, die bis 
dahin in allen Ehren dastanden, der eigene moralische Halt war. Die 
erschütterte Autorität von Gericht, Polizei und Kirche, die durch die 
Not verursachte Steigerung der Versuchungen, das böse Beispiel des 
Erfolges gewissenloser Menschen, die, Recht und Sitte brechend, in die - 
Höhe kamen, hat viele schwächere Gemüter vom Weg der Pflicht abgeleitet 
oder in ihrer Pflicht säumig gemacht. Es ist ein Trost, zu beobachten, 
daß, während die Welt vom Lärn derjenigen widerhallt, die das Gesetz 
brechen, die Stillen im Lande weiterhin ohne Wanken ihrem Gewissen 
folgen, Sie verstehen einander, ohne daß sie viel Worte zu machen brauchen, 
sie bewahren die Vorstellung der Gesellschaft, wie sie sein soll, unverkümmert 
in sich fort und setzen sie durch das Medium ihres Willens weiterhin in 
Taten um. In der Wärme ihres inneren Machterlebnisses erhalten sich die 
Keime einer besseren Zukunft. 

Das Machterlebnis des Glaubens ist das innerlichste von allen. ‚In 
den Seelen eines starken Glaubens haben Ehre und Stolz geringes Gewicht, 
ihr Ruhm ist, wie der Apostel sagt, das Zeugmis ihres Gewissens, in Einfalt 
und Demut des Herzens. Sie sind bereit, ihren Glauben gegen die Macht 
einer ganzen Welt zu bewähren, das Martyrium ist für sie das höchste 
Machterlebnis, durch das sie freudig Zeugnis für eme überirdische Macht 
geben, mit der sie sich innerlich verbunden fühlen. Ihr Machterlebnis 
ist reiner und reicher als das des Soldaten auf dem Felde der Ehre. 

Der durch Ehre, Stolz und Gewissen aufgerichtete Machtwille ist über 
die Sphäre des Herdentriebes und überhaupt des bloß Triebhaften empor- 
gehoben. Indem man sich den Notwendigkeiten des gesellschaftlichen 
Zusammengehens anpaßt, muß man den rohen Instinkt einem allgemeinen 
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Zwecke unterordnen. Gerade so wie einer, der sich in die Menge drängt, 
um durch gemeinsamen Druck ein im Wege stehendes Hindernis zu be- 
seitigen, auf den freien Gebrauch seiner Gliedmaßen verzichten muß, 
muß man ein Opfer seines eigenen Wesens bringen, vielleicht sogar ein 
Opfer an Anstrengung und Gefahren, mindestens aber ein Opfer der Selb- 
ständigkeit seines Willens. Man wird für dieses sacrificium voluntatis 
im günstigen Falle dadurch entschädigt, daß man Teil einer starken ge- 
meinen Kraft wird; die höhere Erfolge einbringt, und da in der gedeihenden 
Gesellschaft der günstige Fall die Regel ist, so wird das Opfer zumeist 
nicht vergeblich gebracht sein. Die Behauptung, daß im Massenleben 
das Triebhafte hervortrete, ist in dieser Fassung nicht richtig. Nur das- 
jenige Triebhafte wird erhöht, das ein Teil einer starken gemeinen Kraft 
werden kann, aber dieses wird zum bewußten Willen erhöht, das Triebhafte 
hingegen, das zu den Heimlichkeiten der Menschenbrust gehört, bleibt 
auf das persönliche Leben eingeschränkt, wo es freilich, sofern es allgemein 
persönlich ist, weiteste Wirkung üben wird. Hunger und Liebe behalten 
immer ihre weite Wirkung im gesellschaftlichen Getriebe, aber als Faktoren 
gesellschaftlicher Macht sind sie von anderen Trieben überholt, welche 
die großen Massen zu Einheiten zusammenzwingen. Die Behauptung, daß 
das Intellektuelle in der Masse zurücktrete, wird im gesunden Leben der 
Gesellschaft nicht bestätigt. Durch den Erfolg des gesellschaftlichen 
Zusammengehens ist gerade das Intellektuelle in den Menschen ganz beson- 
ders gefördert worden; die Bildung ist ein gesellschaftliches Werk, das 
bald in stetiger, ruhiger Arbeit, bald in reißender Strömung vorwärtsgeht. 
Das letztere ereignet sich dann, wenn neue Ideen nach langer Vorbereitung 
sich plötzlich über die Gemüter verbreiten, in denen sie durch das Macht- 
erlebnis zur Herrschaft kommen, mit dem ihr neuer Schwung freudig 
empfunden wird. Dann erhält der Gedanke etwas Triebhaftes hinzu, 
er erhält eine überindividuelle Kraft, die aus dem gesellschaftlichen Nach- 
druck fließt, mit dem die Geister einander vorwärtsdrängen. Mehr noch 
als beim einzelnen Denker, der sich seinem Drange nach Wahrheit hingibt, 
ist der neue Gedanke für die Gesellschaft bei ihrem gesteigerten Wesen 
mit dem Geiste zugleich vom Verlangen getragen, als ein Wahn voll be- 
rückenden Glanzes, voll übermäßiger Erwartungen. Die Wahrheit erscheint 
erst dann in vollendeter Gestalt, bis sie sich durch ein allgemeines sacrificium 
volunlalis aus den umhüllenden Illusionen und persönlichen Interessen 
durchgerungen und losgelöst hat. 
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Dort wo der Mann der Masse, der Durchschnittsmensch, sich ganz 
in seinem Elemente fühli, ist er am wenigsten ein „Individuum für sich‘, 
gerade da ist er.so recht das Produkt seiner Umgebung und seiner Zeit, 
die ihn erzogen haben. Nichts an jhm ist von ihm und doch fühlt er alles 
als sein. Er gleicht dem Haussohn; der in Familie und Schule fertiggebildet 
ist und dann, wenn seine Zeit gekommen ist, seine Kraft fühlt, um als 
junger Siegfried in die Welt zu ziehen und sein Teil zu fordern. Die andern, 
die ihm Selbstsucht vorwerfen, tun es ihrerseits ebenso, so weit sie eben 
können, und sie alle tun es mit Recht, wenn sie dort Selbständigkeit fordern, 
wo die Kraft, die ihnen die Gesellschaft auf ihren Weg mitgegeben hat,. 
der freieren Anpassung an die wechselnden Umstände bedarf, um den 
Erfolg zu sichern. Übrigens sind sie selbst dafür, wie sie sich im einzelnen 
Falle anzupassen haben, gesellschaftlich gedrillt, ein jeder würde, an den 
Platz des andern gestellt, beiläufig ebenso handeln wie dieser. Ihr Indivi- 
dualismus verdient eigentlich scinen Namen nicht, denn es ist an ihnen 
so gut wie nichts Individuelles, nichts wirklich Persönliches geblieben, 
Haus und Schule haben an ihnen das Eigenartige abgeschliffen und ihnen, 
ohne daß sie es recht bemerkten, durch überlegenen Druck, dem sie höch- 
stens den Widerstand des halsstarrigen Kindes entgegenzusetzen ver- 
mochten, das sacrificium voluntatis abgenötigt. Reehtlich selbständig 
geworden, fahren sie fort, das Opfer freier Entschließung tatsächlich 
weiterzubringen; ängstlich richten sie sich in jeder Lage danach, wie man 
sich in dieser Lage allgemein verhält. Die klassischen Meister der Ökonomie 
haben den Individualismus des wirtschaftlichen Durchschnittsmenschen 
nicht erschöpfend beschrieben, wenn sie lehrten, daß er sich innerhalb 
der Schranken von Recht und Sitte frei bewegen dürfe und frei bewege; 
auch innerhalb dieser Schranken braucht er immer noch die Stütze des 
allgemeinen Beispiels, um sich darüber zu entscheiden, was das Zuträg- 
lichste, das Sparsamste, das technisch Wirksamste und sonst das Klügste 
sei. Die Masse der Durchschnittsmenschen sind gleiehgerichtete Glieder 
der Gesellschaft, denen ihr eigenes Recht in der privaten Sphäre unbe- 
denklich eingeräumt werden kann, ohne daß die Gesellschaft Gefahr liefe, 
wie die Gegner des Individualismus es behaupten, in Atome zerrissen zu 
werden. Das bescheidene Machterlebnis, dessen sie sich unter ihren Um- 
ständen erfreuen, genügt, um sie in der überlieferten Ordnung zu halten. 
Die klassische Lehre vom Individualismus wäre niemals angefochten 
worden, wenn sie sich darauf beschränkt hätte, Bewegungsfreiheit für die 
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Masse der gewöhnlichen Menschen zu fordern, die sie niemals gesellschaftlich 
mißbrauchen konnten. Anders aber war es mit der Bewegungsfreiheit 
für die starken Persönlichkeiten der Führernaturen. In der Periode tech- 
nischer und: organisatorischer Entwicklung, die in der Zeit der Klassiker 
einsetzte und viel gewaltigere Maße angenommen hat, als die Klassiker 
erwarten durfteh, war dem starken Manne Aussicht geboten, seine wirtschaft- 
liche Macht ins außerordentliche zu erweitern, wenn es ihm gelang, seinen 
neuen Willen der Gesellschaft aufzuzwingen. An Stelle der alten Gewerbe- 
meister, die in: wechselnder anonymer Führung ihre Kunst ausgebildet 
hatten, hoben sich die glücklichen kapitalistischen Führer der Industrie 
und des Finanzgeschäftes über die Schultern ihrer schwächeren Mitbewerber 
empor, durch ein Machterlebnis angetrieben, das sich dem der siegenden, 
feudalen Führer vergleichen ließ. Der Kapitalismus schuf eine neue Schich- 
tung der Gesellschaftt, so eingreifend wie Adel und Kirche sie vordem 
geschaffen ‚hatten, die Persönlichkeit fand ein neues großes Feld der Wir- 
kung. Daß die Wirkung aber so außerordentlich groß geworden ist, konnte 
doch nur deshalb kommen, weil die wirtschaftlichen Führer alle in gleicher 
Richtung vorgingen, die Tätigkeit jedes einzelnen fügte sich der aller 
anderen an. Wenn jeder als Individuum für sich vorgegangen wäre, so 
wäre seine Wirkung im Großen der Volkswirtschaft verschwindend klein 
geblieben. Es war die Macht der übereinstimmenden Zeitideen, die den 
neuen gesellschaftlichen Zustand unaufhaltsam bereitete. Die „Macht 
der Ideen“, die „Macht der Bewegungen oder Strömungen“, was wollen 
diese Worte aber sagen, als die gleichgerichtete Macht der Männner, die im 
selben Sinne der Zeit dachten und fortschritten? Dazu kam, daß der 
Sinn der Zeit ins Große ging. Das Handwerk war eine persönliche Sache 


"gewesen oder höchstens die Sache eines recht kleinen Kreises von Personen, 


die Industrie sollte eine gesellschaftliche Sache sein, sie sollte die Arbeit 
vieler Menschen zu einer Einheit vereinigen; derselbe Gegensatz besteht 
zwischen der neuen Handelsunternehmung und dem alten Kaufmanns- 
geschäfte, zwischen der neuen Transportunternehmung und dem alten 
Fuhrwerk. Der neue Führer mußte gesellschaftlichen Blick haben; wenn 
er auch den. Vorteil nur für seine Person suchte, so mußte er doch die weiten 
gesellschaftlichen Zusammenhänge verstehen, aus deren Nutzung er 
Vorteil zu ziehen gedachte. Die Unternehmer selber lieben es, ihre Geschäfts- 
Psychologie, die nichts anderes als eine Machtpsychologie ist, m dem Sinne 
zu deuten, daß sie nicht so schr um ihrer persönlichen, als um der allge- 
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meinen Interessen willen tätig seien, sie fühlen sich gerne als Organe der 
Gesellschaft, als öffentliche Wohltäter, sie pflegen sich zu rühmen, in 
welchem Grade sie die gesellschaftlichen Energien vervielfachen, in welchen 
Mengen sie neue Leistungen hervorbringen, für wie viele Menschen sie 
Arbeitsgelegenheit schaffen. Man braucht sie deshalb nicht der Heuchelei 
zu zeihen, es ist schwer, in der eigenen Seele zu lesen und in das Dunkel 
des Unterbewußtseins zu dringen. Man wird indes kaum fehl gehen, wenn 
man annimmt, daß die meisten dieser Männer ohne den Reiz des persön- 
lichen Machterlebnisses kaum für das gesellschaftliche Wesen so empfänglich 
geworden wären, wenn man auch zugeben muß, daß der Drang, ihre Kraft 
auf dem weiten gesellschaftlichen Felde zu betätigen, mit seinen Reiz 
üben mußte. Der Reiz des persönlichen Machterlebnisses war es jedenfalls, 
was sie dagegen gleichgültig werden ließ, welch harten Zwang sie oft 
ihren Mitarbeitern und Mitbewerbern auferlegten und welch schwere 
Opfer sie von ihnen forderten. Sie sagten sich, daß es eben ohne Zwang 
nicht gehe und daß die Opfer des einzelnen durch den Segen der allgemeinen 
Wirkung mehr als ausgeglichen würden. Sie haben damit insoferne recht, 
als jede allgemeine gesellschaftliche Entwicklung ein persönliches saerıfreiumn 
voluntalis fordert, und sie hatten insbesondere recht, wo es ihnen gelang, 
mit der eigenen Macht auch den Vorteil der Masse zu erweitern. Indes, 
sie übersehen nur zu gern, nicht nur, daß ihr persönlicher Vorteil übergroß 
ist, sondern, was ganz anders ins Gewicht fällt, daß der Zulauf, den sie 
finden, oft genug nur der des Herdentriebes und daß ihre Macht oft und 
oft auf dem Leiden der Masse begründet ist. Die Überlegenheit ihres 
Kapitales übt einen Druck, so stark, wie ihn die Überlegenheit der Waffen 
des Feudalherrn geübt hat. In den Formen privaten Rechtes hat ihre 
Macht etwas von der Gewalt öffentlicher Macht, wie denn der 
Großbetrieb durch die Gedrängtheit, in der seine Massen beisammen 
sind und durch die Einheitliehkeit des Befehles, die er erfordert, 
den Übergang von privatem zu öffentlichem Wesen bildet. Mit gutem 
Grund kontrolliert ihn der Staat mehr als das kleinere Gewerbe und 
er sieht sich veranlaßt, ihn um so strenger zu kontrollieren, je 
mehr er ins Große anwächst. Immerhin ist den führenden Unter- 
nehmern auch heute noch überall in weitem Umfang die Freiheit 
belassen, ihr Machterlebnis individualistisch zu erweitern, und die starken 
Individualitäten unter ihnen finden reiche Gelegenheit, ihrem persön- 
lichen, wie dem gesellschaftlichen Vorteil dadurch zu dienen, daß sie 
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im besten Sinne individuell handeln, aus eigener Kraft und aus dem 
Vertrauen auf die eigene Kraft. 

Wie steht es nun in der Sphäre der vollen Öffentlichkeit ? Hier ist die 
Masse aufs engste zusammengepreßt, die Notwendigkeit des einheitlichen 
Zusammengehens ist unabweisbar,es genügt nicht, sich in weiten Abständen 
beiläufig nacheinander zu richten, sondern man muß geschlossene Ein- 
heiten formieren. Der Erfolg fordert gebieterisch das Gesamtwerk und 
darum unterwirft sich auch der unabhängigste Sinn dem gemeinen Willen. 
Die Individuen wollen nicht für sich sein, sondern ordnen sich in Reih’ 
und Glied, alle bringen das bewußte und empfundene Opfer des eigenen 
Willens. Ehre, Stolz, Pflicht überwältigen die Individuen, so daß sie sich 
freudig für das allgemeine Machterlebnis aufopfern, welches jeder von 
ihnen mitempfindet; freudig, aber doch unter Schmerzen, denn nicht ohne 
Schmerzen kann man dem Selbsterhaltungstrieb das äußerste an Verzicht 
almötigen. Das Individuum in der Masse hört nicht auf, sich als Individuum 
zu fühlen, wo es sich den starken Mächten der Öffentlichkeit beugt, es hört 
hier nur auf, individualistisch im Sinne seines persönlichen Vorteils zu 
fühlen. Man unterwirft sich nicht im bloßen stummen Gehorsam, sondern 
man macht sich zum tätigen Organ des gemeinen Willens, den man durch 
das Medium seines Willens zu zweckvollen Handlungen umsetzt, man 
bringt ihm seinen Besitz entgegen, man nimmt Mühe und Gefahr bis zum 
äußersten auf sich und zögert nicht, wenn es sein muß, auf seine Selbst- 
erhaltung zu verzichten und sein Leben zum Opfer zu bringen. Der Selbst- 
erhaltungstrieb ordnet sich bewußt dem gesellschaftlichen Machttriebe 
unter, der individuelle Wille wirkt im Sinne überindividueller Forderungen. 
Indem er das äußerste aus sich herausholt, mehr als irgendein Zwang von 
außen oder als blinder Trieb vermöchte, wirkt er antiindividualistisch bis 
zur Selbstvernichtung. 

Alle Individuen ohne Ausnahme, die zu öffentlichem Handeln 
zusammengedrängt sind, müssen, solange sie zusamnıengedrängt sind, 
das sacrificium voluntatis bringen. Wir haben mit dieser Erkenntnis den 
Schlüssel nicht nur für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlichkeit, 
sondern auch für das Verhalten der ganzen Gemeinschaft selbst. Dadurch, 
daB jeder in seinem Willen dahin gebunden ist, sich nach den andern zu 
richten, ist die ganze vereinigte Masse gebunden, wie sie anderseits durch 
das allgemeine Zusammenhalten an Wucht und Ausdauer gewinnt; eine 
soziologische Erkenntnis, die uralt ist, älter als alle wissenschaftliche 
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Soziologie. Sie ist längst in dem Gleichnis von den Ruten niedergelegt, 
die einzeln fiir sich geschmeidig, dadurch unbiegsam und fest werden, daB 
sie im Bündel zusammengeschnürt sind. 

Weil schwer beweglich, kann die Masse nicht anders als konservativ 
sein, so lange sie nicht durch äußere Anstöße aus ihrer Ruhe gebracht 
ist. Le Bon selbst gibt es gelegentlich zu, daß die Masse ihremWesen 
nach eigentlich konservativ ist. Wenn er, so wie die andern Lehrer der 
Massenpsychologie, als entscheidenden Charakterzug der Masse ihre Beweg- 
lichkeit und ihr stetes Schwanken bezeichnen, so hängt dies vielleicht 
damit zusammen, daß man die Beobachtungen hauptsächlich am Volke 
der Gallier angestellt hat, von denen schon Cäsar bemerkte, daß sie novarum 
rerum cupidi seien. Vor allem aber ist es dadurch gegeben, daß man die 
Beobachtungen in der Periode der Revolutionen an Massen angestellt 
hat, die ohne feste Führung sich den Stimmungen der wechselnden Lagen 
widerstandslos hingeben. In ruhiger Zeit vollzieht die Masse Jahr für 
Jahr mit unverdrossenem FleiBe ihr schweres Lebenswerk, sie bleibt so 
starr auf ihren Gesichtskreis beschränkt, daß sie nüchtern, engherzig, 
unduldsam wird. Wie sie in allem konservativ ist, so isc sie es insbesondere 
in der Anhänglichkeit an ihre überlieferten Führungen. Beharrlich und 
treu, das ist ihr eigenstes Wesen. 

Was die Lehre von der Massenpsychologie über die Zügellosigkeit des 
einzelnen in der Masse vorbringt, gilt auch nur für die Masse, der die 
feste Führung fehlt. Die ruhige Masse steht unter dem Banne überlieferter 
Mächte, die alle ihre Mitglieder binden; diese Mächte setzen aus, sobald 
die Masse ins Schwanken geraten ist, und die persönlichen Triebe, die 
durch sie zurückgehalten waren, können nun ausbrechen. Können sie 
aber ganz frei ausbrechen ? Nein, das können sie nicht, denn, solange die 
Masse als Masse handelt, ist sie eine Einheit, die ihren Mitgliedern das 
Gesetz gibt, und wenn sie erregt ist, das strengste Gesetz gibt. Le Bon: 
macht sehr gute Bemerkungen darüber, wie die Massen in der groBen 
Revolution bei ihren schlimmsten Zügellosigkeiten von dem Gefühle 
geleitet waren, sie hätten eine öffentliche Pflicht zu vollziehen. Bei den 
Septembermorden hätte sich der Pöbel als Richter berufen gefühlt und 
man hätte in diesem Gefühle eifrig darüber gewacht, daß niemand sich 
an den Habseligkeiten der gerichteten Opfer vergreife. Zügellosigkeit 
auf eigene Faust ist in der Masse nicht erlaubt, um so schlimmer bricht 
dafür die Zügellosigkeit der gesamten Masse aus. Der Pöbel, der sich des 
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Richteramtes anmaßt, weil kein Richter da ist, welcher seines Amtes 
waltet, übernimmt von den Pflichten des Richters nur die eine schreck- 
lichste der Vergeltung und im übrigen gibt er sich dem freventlichen 
Gelüsten eines ausschweifenden Machterlebnisses hin. Die Führung, die 
sein muß, wenn Einheit bleiben soll, fällt den wildesten Schwarmgeistern 
za und der menschliche Herdentrieb wird den niedrigsten tierischen 
Instnkten der menschlichen Natur dienstbar, selbst bei Personen, die ` 
man sonst für gutgeartet halten konnte. „Abgründe gähnen im Gemüte, 
die tiefer als die Hölle sind‘‘, wie es im Gedichte heißt. 

Die Eigenschaft der Leichtgläubigkeit besitzt selbst die unruhige Masse 
nicht in dem Sinne, wie es die Lehre von der Massenpsychologie behauptet. 
Leichtgläubig, sodaß sie sich an allem ergötzt, was man ihr bietet, ist die 
Masse nur dort, wo sie unterhalten sein will, aber sonst kein bestimmtes 
Interesse verfolgt. Dort, wo sie dies letztere tut, glaubt die Masse immer 
nur das, was sie glauben will, weil es in dieses ihr Interesse paßt; da freilich 
ist sie bereit, selbst das Unwahrscheinlichste zu glauben, wenn sie anders 
daraus ein Motiv für die Haltung ableiten kann, die ihr durch ihr Interesse 
geboten ist. Was die Masse nicht glauben will, weil es sie in ihren Interessen 
behindert, das prallt entweder stumpf an ihr ab, oder sie weist es mit Heftig- 
keit zurück, falls man es ihr aufdringen will. Darin ist die ruhigste konser- 
vative Masse von der unruhigsten nicht verschieden. Diese Art Leicht- 
gläubigkeit ist ein erwünschtes Mittel der Autosuggestion, durch die man 
sich in seine Stimmungen verbohrt. Wie jeder einzelne braucht auch die 
Masse den Glauben an sich, sie braucht die Legende ihrer Vortrefflichkeit 
und Sieghaftigkeit, wie sie die Legende der Verdorbenheit und Hassens- 
würdigkeit des Gegners braucht. Anders würde sie der heroischen 
Anspannung all ihrer Kräfte nicht fähig sein, die der Kampf um die Macht 
erfordert. Im Kampfe ums Dasein könnte sich kein Volk behaupten, dem 
solche Anspannung nicht möglich wäre. Es gibt keine Volksgeschichte, 
die nicht davon zu erzählen hätte, welch äußerste Hingebung die Bürger 
m den großen Staatskrisen bewährt haben. Die stärksten Völker, die am 
leidenschaftlichsten danach streben, sich obenauf zu halten, sind am 
heftigsten darauf aus, mit begieriger Gläubickeit die Motive zu nähren, 
die sie zur Aufrechterhaltung ihrer Leidenschaft brauchen. Sobald es 
nottut, machen sich die erfahrenen Kenner des Massenlebens, wie sie 

jede geschiekte Führung in ihrer Mitte hat, unverweilt daran, dem Volke 
zu liefern, was dessen Glaubenshunger sucht, und sie wissen recht gut, 
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daB sie in der Kost, die sie verabreichen, nicht wahlerisch sein miissen. 
Je derber, desto wirksamer. Das englische Volk als dasjenige unter den 
Völkern Europas, das bei seinen staatlichen Entscheidungen am meisten 
. mitzusprechen hat, ist der Propaganda semer Führer am meisten ausgesetzt. 
Erst bis geschehen ist, was geschehen sollte, ruft Gott Aeolus die Stürme 
zurück und die Welle ebbt wieder ab. Nun dürfen sich auch die besonnenen 
Männer wieder hören lassen, die während des allgemeinen Lärmens nicht 
zu Wort kommen konnten, die vielleicht an sich selber zweifelhaft geworden 
waren oder die man unsanft zur Seite geschoben hatte. Unter ihrem 
Tadel und ihren Ermahnungen kommt ein aufrechtes Volk zur Erkenntnis 
seiner Irrung und man macht sich sogar daran, zu bessern, was noch zu 
bessern ist, vorausgesetzt allerdings, daß man — konservativ wie man auch 
darin bleibt — von den Früchten des Sieges nicht zuviel herausgeben 
muß. Wenn dann der nächste Kampf zu bestehen ist, gibt sich die Volks- 
seele mit gleicher Leichtgläubigkeit wiederum der gleichen Leidenschaft- 
lichkeit hin und ist ohneweiters bereit, falls man sich gegen den Freund 
von gestern wenden muß, dessen eben noch gerühmte Vorzüge in ebenso- 
viele unheilvolle Laster zu verkehren. Das gehört zur Beharrlichkeit des 
starken Volkes, das sich in der Welt durchsetzen will. 

Die Beharrlichkeit eines starken Volkes ist der schwersten Opfer fähig, 
wenn es gilt, sich durchzusetzen. Ebenso ist die Volkstreue der schwersten 
Opfer fähig, um die Führung zu erhalten, der man durch die Geschichte 
verbunden ist. Das englische Volk ist nach der ersten Revolution wieder 
zum angestammten Königshause der Stuarts zurückgekehrt, indem es 
die Lehre von der Legitimität bis zu der letzten denkbaren Folgerung aus- 


bildete, daß es nach göttliehem Gebote nicht gestattet sei, dem Fürsten 


Widerstand zu leisten. Jakob II. hat die zweite Revolution dadurch 
herausgefordert, daß er das religiöse Gefühl verletzte, dem das Volk in 
harter UnduJdsamkeit, aber in ebensolcher Treue anhing. Gerade die 
starken Völker haben sich oft für lange Zeit, und manche für immer, an 
den Opfern erschöpft, die sie auf sich nahmen, um ihren geschichtlichen 
Weg bis zu Ende zu gehen. Das starke Volk ist noch unbeugsamer, als 
der starke Mann. Dieser findet doch eher noch den Entschluß zur Umkehr, 
wenn cr erkennen muß, daß er sich an den Opfern verblutct, die der Kampf 
kostet. Der Einzelne ist nur durch seine persönliche Leidenschaft gebunden, 
die Tausende oder Millionen eines Volkes sind es außerdem durch den 
wechselseitigen Druck, den sie aufeinander ausüben, sie sind durch das 
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allgemeine sacrificium voluntatis gebunden. Sie sind in ihrer Haltung 
dem geschichtlichen Zustand angepaßt, in dem sie groß geworden sind, 
und besitzen nieht das innere Gleichgewicht, um sich leicht in eine neue 
Haltung hineinzufinden. Die Technik der Massen arbeitet langsam und 
versagt mitunter überhaupt. Um es in einem Bilde zu sagen, so werden 
die in der Masse gedrängten Menschen, die alle nach vorne übergeneigt 
eine schwere Last vor sich schieben, sich nicht leicht aufrichten, wenn ein 
Hindernis die Bewegung hemmt, und mancher von ihnen wird hinstürzen, 
wenn der fortdauernde Druck von rückwärts zu heftig wird; ja, es kaan 
sein, daß sie alle das Gleichgewicht ganz und gar verlieren. Der gesell- 
schaftliche Machttrieb wird, wie wir wissen, in seiner äußersten Anspannung 
antiindividualistisch, er fordert und erhält individuelle Opfer durch die 
Bereitschaft derer, die um des Ganzen willen auf ihre Selbsterhaltung 
verzichten. Wenn sich zur Bereitschaft die starke Gebundenheit des 
Willens zugesellt, so kann sich die persöaliche Selbstvernichtung bis zur 
gesellschafulichen Selbstvernichtung steigern. Bis zum letzten Ende will 
man nicht aufhören, an die Macht zu glauben, die bisher immer Erfolg 
gebracht hat, die im Erfolge groß geworden ist und der man sich nicht 
mehr entwinden kann, auch wenn der Mißerfolg sie offenkundig Lügen straft. 

‘Aus den Selbsterschöpfungen der gesellschaftlichen Macht entstehen 
die großen Wellenbewegungen der Geschichte. Gebrochen stürzt die 
Welle einer Bewegung, die sich ausgegeben hat, von ihrer Höhe zum 
Wellental herab und es dauert geraume Zeit, bis wieder eine Bewegung 
zum Wellenberg hinaufführt. Das Bild ist uns so vertraut, daß der Name 
der Wellenbewegungen der Geschichte zum technischen Namen geworden 
ist, und es muß gewiß treffend sein, wenn es so vertraut hat werden können. 
Dennoch kann es sehr leicht mißverstanden werden und wird wohl fast 
immer mißverstanden. Wir dürfen es nieht auf die Wellenbewegungen 
im freien Ozean bezichen, die sich in rascher Folge erneuern und unter der 
Gewalt des Sturmes, der sie vor sich herjagt, eine nach der andern in gleicher 
Richtung fortgehen, wir müssen es vielmehr auf die langgezogenen unge- 
heuren Wogen beziehen, wie sie sich bei einem Scebeben zu gewaltiger 
Höhe erheben, bis sie sich an dem Widerstande eines Kontinents brechen 
und zurückfluten. Die Wellenbewegungen der Geschichte sind ein Wechsel 
von Fortbewegung und Gegenbewegung, sie erweisen uns nicht die leichte 
Beweglichkeit der Massen, sondern ihre geschlossene Wucht, die sich erst 
an einem unbesieglichen Hindernisse bricht. Die geschichtlichen Gegen- 
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bewegungen, die sodann folgen, lassen sich unter dem Bilde der Meeres- 
wellen gar nicht mehr verstehen, sie sind nicht ein einfaches Zurückfluten, 
sondern sie sind vom Grund aus Neubewegungen; neue Führer treten auf, 
die neue Ideen bringen, und wenn es die wahrhaft großen Seelenführer 
sind, ganz neue Kräfte wecken; sie wenden sich vielleicht an neue Volks- 
schichten, statt der Mächtigen von früher an die Armen und Beladenen, 
sie kommen zu ihrer großen Wirkung vielleicht erst, bis neue Generationen 
aufgewachsen sind. So ist auf die Welle römischer Siegeskraft, die Jahr- 
hunderte erfüllte, bis sie sich an der Barbarenkraft vollends ausgegeben 
hat, die ganz langsam anschwellende neue Gegenbewegung des christlichen 
Friedenswillens gefolgt und so ist die Welle fürstlicher Zwangsherrschaft 
durch die gleichfalls allmählich anwachsende Gegenbewegung der Volks- 
freiheit abgelöst worden. 

Die Führer der genannten Gegenbewegungen sind Friedensführer 
gewesen, ihr Machterlebnis war tief innerlich und sie suchten das Macht- 
erlebnis nicht für sich allein, sondern für die Gesamtheit. Wir würden 
aber ganz fehl gchen, wenn wir ihre Machtpsychologie als die für die Führer- 
seele typische ansehen wollten. Nur die auserlesensten Führernaturen 
widmen ihre Kraft den geschichtlichen Gegenbewegungen in ihren macht- 
losen Anfängen, der typische Führer gcht mit der Macht, weil sie allein 
geeignet ist, ihm das berauschende Machterlebnis des Führers zu bieten, 
so wie seine Seele es verlangt. Seinen Führerberuf, voranzugehen und die 
Masse zur Nachfolge zu bewegen, erfüllt er dadurch, daß er die Mittel 
und Wege angibt, damit sie zu den Zielen gelange, nach denen ihre Triebe 
oder Bestrebungen sie weisen. Am selbständigsten vermag sich über 
den Gesichtskreis der Masse ein starker herrschaftlicher Führer zu erheben, 

der seiner Macht sicher ist und durch ihren Widerstand nicht eingeschüchtert 
= wird. Ein Bismarck, als der Berater eines Königs von unanstastbarer 
Stellung, konnte das widerstrebende Bürgertum zwingen, seine militärische 
Pflicht zu tun, als er das Machtmittel von Blut und Eisen für nötig hielt, 
um den Nationalstaat zusammenzuhimmern. Nach dem Siege war er 
persönlich stark genug, um dem König und den Heerführern selber zu 
widersprechen, als sie dem Gegner Friedensbedingungen auferlegen wollten, 
die er für abträglich hielt, und endlich konnte er,nachdem er erkannt hatte, 
daß das deutsche Volk saturiert sei, seine ganze Meisterschaft daran 
wenden, um es über alle Kriegsstimmungen hinweg im friedlichen Besitze 
des Reiches zu erhalten. Freilich kann es im dynastischen Wesen auch 
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anders kommen, denn wenn auch die starken Dynastien geschichtlich 
ausgelesen sind, so sind es nicht alle ihre einzelnen Vertreter und nicht alle 
ihre Berater. Das demokratische Wesen hat den Vorzug, daß alle seine 
Führer durch einen gewissen Prozeß der Auslese gesichtet werden müssen, 
wenn auch dieser Prozeß nirgends so eingerichtet ist, noch auch jemals 
so eingerichtet werden kann, daß er sichere Gewähr dafür gibt, immer 
nur die Besten des Volkes zur Führung zu erheben. Die demokratischen 
Führer müssen, um hinauf zu kommen und sich oben zu erhalten, not- 
wendigerweise den Stimmungen der Masse nachgeben, sie müssen mit den 
Strömungen der Zeit gehen und sie halten sich daher dorthin, wo diese 
am stärksten sind, während sie das stillere Fahrwasser meiden. Wenn 
man von den ganz großen Führern absieht, so kann man von den Führern 
im allgemeinen sagen, daß sie die Bestrebungen der Masse übertreiben, 
statt sie auszugleichen. Die großen Seelenführer schöpfen immer aus dem 
Ganzen der menschlichen Natur, sie rufen neue Kräfte auf, aber sie suchen 
immer auch wieder das Gleichgewicht der Seele, die andern Führer dagegen, 
die Führer der Mittel und Wege, teilen sich in zwei Gruppen, deren Wirk- 
samkeit bei aller ihrer Verschiedenheit darin übereinkommt, dieses 
Gleichgewicht zu stören. Die einen bringen eine Art allgemeiner Führer- 
begabung mit, sie haben die leichte Beweglichkeit, sich nach allen Seiten 
zu wenden, wie es gerade die Not oder das Interesse gebietet, und sie 
haben vor allem die Gabe der Rede und der Schrift; sie sind die lautesten 
Rufer im Streit, sie haben für alles das Wort bereit, sie prägen die Schlag- 
worte des Tages, die dazu geeignet sind, rasch zu kursieren und, indem 
sie von Mund zu Mund gehen, die Übereinstimmung der Meinungen 
vorzutäuschen; die Masse spendet ihnen heute Beifall, morgen spottet 
man vielleicht über sie, aber auf alle Fälle braucht man sie, sie sind die 
unentbehrlichen Spieler auf der Bühne des öffentlichen Lebens. Die andere 
Gruppe ist die weitaus wirksamere und wertvollere; es sind die Männer, 
die in einer besonderen Richtung besonders begabt sind und die aut all’ 
den vielen Gebieten des Lebens den Fortschritt einleiten, die Vorarbeiter 
der Masse, bei deneri man aber freilich hinnehmen muß, daß jeder von ihnen 
aufseine Art beschränkt ist. Siesind dem gemeinen Mann in ihrer besonderen 
Leistung hoch überlegen, aber er ist ihnen im ganzen überlegen, denn sein 
Wesen ist mehr im Gleichgewicht. Bei ihnen ist die Gebundenheit von 
Natur aus da, die ihm erst durch das gesellschaftliche sacrifieium volun- 
datis auferlegt wird, sie leiden an Hypertrophie bestimmter Organe 
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und bringen es bei aller Ausbildung oft doch nur dazu, Virtuosen ihres: 
Instrumentes zu werden. Die eine wie die andere Gruppe erhält sich in 
Geltung und Macht durch den Erfolg, den die Masse unter ihrer Führung‘ 
gewinnt, aber es ist nicht immer ganz der rechte Erfolg, es ist nicht immer 
der Erfolg auch im Ziele, das man leicht aus den Augen verliert, sondern 
oft der bloße Erfolg im Mittel. Der militärische Führer, der nichts weiter 
ist, als ein tüchtiger militärischer Führer — und die meisten sind nichts 


weiter — weiß den Sieg auf dem Schlachtfeld zu gewinnen, aber er weiß. 


ihn nicht für den Frieden zu verwerten, und das Volk geht der besten 
Früchte des Sieges verlustig, wenn ein günstiges Geschick ihm nicht zum 
Ausgleich auch den tüchtigen staatsmännischen Führer beschert. Die 
Beschränktheit des Führers wird für die Masse umso gefährlicher, weil 
sie mit einem gesteigerten Ehrgefühl verbunden ist. Führerehre ist Ehrgeiz, 
Habgier nach Ehre. Der Führer braucht. dieses gesteigerte Gefühl, denn 
sein Amt fordert erhöhte Bemühungund legt ihm erhöhte Opfer und Gefahren 
auf, die Offiziersverluste im Felde sind immer größer, als die der Mann- 
schaft ; dafür muß dem Führer ausgleichend auch die Aussicht geboten sein, 
Ehre in höherem Maße zu gewinnen. Der Erfolg wird ihm, der weithin 
sichtbar voranschreitet, vor allen anderen zugesprochen; er wird mit 
dem Lorbeer des Siegers geschmückt, während die Masse doch den Sieg 
mitbestreiten mußte. Welche Versuchung ist es nicht, die Opfer der Masse 
zu steigern, um das Führererlebnis der Ehre zu steigern ! Die höchste Ver- 
suchung geht dahin, die Macht des Führers zur Macht des Herrschers zu 
erheben. Die Herrschsucht bedroht die Masse noch weit schlimmer, als 
der bloße Führerehrgeiz. In ihrer höchsten Übertreibung strebt sie nach 
der Macht um der Macht willen. Jeder Sieg soll einen neuen Sieg gebären, 
die Aussicht auf den Frieden, der doch das Ziel des Erfolges sein soll, 
rückt in immer weitere Ferne. 

Durch Führerehrgeiz und Herrschsucht wird die gesellschaftliche 
Macht, die schon bei den Massen ihr Gleichgewicht nicht hat, gänzlich aus 
dem Gleichgewicht gebracht. Sie erhält das Streben nach äußerster 
Expansion, die Tendenz zum Maximum. Ohne die Maßlosigkeit der Führer 
würden die Bewegungen und Gegenbewegungen der Geschichte um vieles 
ruhiger verlaufen. Die Herrschsucht zählt ihrerseits die Opfer noch viel 
weniger, die ihr die Masse auf ihrem Wege zum Gipfel der Macht darbringen 
muß. Das Machterlebnis eines Napoleon wird gesteigert, wenn er nach 
dem Siege über das Schlachtfeld reitet und es von den Körpern der Gefallenen 
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wad Verwundeten bedeckt sieht. Napoleon war nieht bloß ein gewaltiger 
Kriegsmeisger, seine reich begabte Herrschernatur, eine der reichsten 
der Geschichte, ließ ihn die vielfältigsten und höchsten Aufgaben sonst 
erlassen und bewältigen, aber seine Herrschsucht war so verzehrend, 
daß sie alle Kräfte, die er zu schaffen wußte, dem einen Ziele der Welt- 
herrschaft unterordnete, welche er mit dem Schwerte zu gewinnen gedachte. 
Jeder neue Erfolg war ihm eine neue Stufe auf dem Weg zum Weltkaisertum, 
die Eroberung Ägyptens sollte ihm die Straße nach Indien eröffnen, und 
als ihm dies nicht gelang, so wollte er sie sich über Rußland erzwingen. 
Noch in der Verbannung auf Sankt Helena beschäftigte ihn der Gedanke, 
ob er nicht von Amerika aus sein Weltreich aufzubauen vermöchte, und, 
weil er auf die einsame Insel gebannt war, so führte er mit dem englischen 
Gouverneur, seinem Kerkermeister, wie er ihn nannte, einen aussichts- 
losen Kampf, um wenigstens in seiner Bewegungsfreiheit auf der Insel 
durch keinen Widerstand gehemmt zu sein. Die Machtpsychologie der Jako- 
bmischen Schreckensmänner, die vor ihm die Führerder durch die Revolution 
aufgeregten Massen gewesen waren, ist schwerer durchsichtig als die seine. 
Bei ihnen war Herrschsucht und Pflichtgefühl, beides ins höchste gesteigert, 
ununterscheidbar verbunden, sie waren die überzeugten Diener eines 
fanatischen Glaubens, dessen Forderungen sie sich selber aufzuopfern 
bereit waren; erst ihre Nachfolger heuchelten ein Pflichtgefühl, das sie 
Richt mehr besaßen. Anders als Napoleon waren sie, den einen Danton 
ausgenommen, kleine Menschen ohne die Fähigkeit, die ungeheuern neu 
entfesselten und ihres Gesetzes noch nicht bewußten Volkskräfte zu 
meistern. Sie waren an der allgemeinen revolutionären Psychose noch 
hitziger erkrankt, als die Masse selbst, und während sie die Schauer eines 
ungezügelten Machterlebnisses begieriger als alle anderen genossen, waren 
sie von einem Tag zum anderen gewärtig, der furchtbaren Macht, die in 
ihre Hände gegeben war, selber überliefert zu werden. Kronos, der die 
eigenen Kinder verschlingt, so hat man von der französischen Revolution 
gesagt und man hätte kein treffenderes Bild wählen können. Der Macht- 
trieb ruhte nicht bis zur Selbstvernichtung. 

An dem Machterlebnis der großen Führer sind immer auch die bevor- 
zugten Personen ihrer nächsten Umgebung mitbeteiligt und darüber 
hinaus noch die ganzen Gruppen der bedeutenderen Kämpfer und Helfer, 
die sie für ihren Erfolg brauchen, die Uaterführer, die unter die Masse 
verteilt sind, sowie auch der Troß selbst, der ihnen nachfolgi; eine bunte 
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Gesellschaft von den großen Würdenträgern des Staates wie der Kirche 
und den Potentaten des Kapitals angefangen, über Adel und Geistlichkeit, 
Offiziere und Beamte bis zu den niedrigsten persönlichen Vertrauens- 
männern, zu Prätorianern und Janitscharen, zu kleinen Geschäftsleuten 
und Lakaien, die besten und die schlimmsten Vertreterinnen des weib- 
lichen Geschlechtes nicht zu vergessen. Sie alle sind dem Führer behilflich, 
seine Macht aufrecht zu erhalten, dieihre Macht ist. Man muß dies verstehen, 
um die Tatsache zu verstehen, daß der eine Fürst oder daß eine ganz enge 
Zahl von Berechtigten den Millionen das Gesetz gibt. Man darf aber 
außerdem nicht übersehen, was das demokratische Gefühl von heute 
nicht mehr zu fassen vermag, daß der erfolgreiche dynastische Führer 
auch im echtesten Sinne volkstümlich werden konnte. Dem demokratischen 
Gefühl von heute ist das dynastische Gefühl von früher schlechthin der 
Ausdruck niedriger Unterwürfigkeit; daran hat es ja niemals gefehlt und 
man braucht nicht nach Asien oder Afrika hinüber zu blicken, um die 
Belege dafür zu sammeln, das Gemüt des bescheidenen Untertanen konnte 
damit zufrieden gestellt werden, wenn es ihm erlaubt wurde, prunkvolle 
höfische Festlichkeiten als Zuschauer von ferne zu bewundern und sich 
an einem Schimmer ihres Glanzes zu erlaben; aber man muß sich auch in 
die Seele des seinem Fürsten loyal ergebenen Bürgers zurückversetzen 
können, der den Fürsten als den Führer der gemeinsamen Siege und 
Triumphe vor sich sah, dem er durch das schöne männliche Gefühl der 
Treue verbunden war. Selbst dem schwachen oder ausgearteten Sohne, 
der dem tüchtigen Vater auf dem Thron folgte, konnte der aufrechte Sinn 
in Ergebenheit dienen, indem er der Einrichtung diente, die durch die 
Zeit gefordert, durch die Überlieferung geheiligt und zunächst durch keine 
andere Ordnung zu ersetzen war. Das Volk mußte erst die Erfahrung des 
eigenen Machterlebnisses vor sich haben, bevor es sich der geschicht- 
lichen dynastischen Führung entzog, oder aber es muBte dic bittere Erfahrung 
gemacht haben, daß alle Opfer der Ergebenhcit, die es dem fürstlichen 
Willen brachte, umsonst gewesen waren und im Erlebnisse von Unheil 
und Ohnmacht endeten. 

Der Masse, die in Furcht oder Ehrfurcht auf den Herrscher blickt, 
antwortet der Herrenwille je nach Persönlichkeit und geschichtlicher 
Lage in Grausamkeit, Härte, Übermut, in Herablassung und Wohlwollen 
oder in fürstlich vornehmem Pflichtgefühl. Das gemeinsame Machterlebnis 
verbindet die Genossen dazu, einander bei der Verteidigung oder Ver- 
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besserung der gemeinsamen Stellung Hilfe zu leisten, es verbindet auf 
der Herrenseite dazu, die gleiche Linie der Abweisung oder der Milde 
einzuhalten, auf Seite der Masse verbindet es zum gleichen Gefühle des 
treuen Dieners oder der trotzigen Auflehnung. Wie zwischen Regierenden 
und Regierten gilt dies, jeweils den Verhältnissen angepaßt, überall, wo 
Führer und Masse miteinander gehen und dabei ihrer wechselseitigen 
Abhängigkeit wie der Spannung ihrer Interessen bewußt werden. 

Es ist gar nicht zu übersehen, an wie viel Machterlebnissen der Gesell- 
schaft jeder einzelne gebietend oder leidend, hilfespendend oder hilfe- 
suchend, fortreißend oder fortgerissen, als Führer oder in der Masse oder 
als Genosse tätig, seinen Anteil hat. Wie der menschliche Körper in auto- 
matischem Reflexoderin bewu8temTun ununterbrochen aus der umgebenden 
natürlichen Welt die Elemente seines Lebens aufnimmt, so verhält es 
sich auch mit der Seele. Die Seele eines jeden ist in ununterbrochenem 
Zusammenhang mit der Welt der umgebenden Seelen, in jedem von uns 
lebt die Seele der andern mit und es gehört zu unserer Gesundheit, daß 
es so ist. Die psychologische Novelle hat es eine Zeit lang geliebt, sich mit 
dem vom gesunden Menschen kaum nachzufühlenden Problem „des andern‘‘ 
zu befassen, der als ein zweites, abgesondertes Ich die Behausung des 
Körpers teilt und im Wechsel hervortritt. Das ewig wiederkehrende 
Erlebnis, das alle großen Dichter seit je beschrieben haben, ist das, daß 
in jeder Seele immer die andern Seelen mitleben, indem sie das Bewußtsein 
mit den Mächten erfüllen, die von ihnen ausgehen. Kann man dem gegen- 
über wohl noch von der Einheit des Bewußtseins sprechen ? Geheimnis- 
voller noch ist die Macht, die vom Unterbewußtsein ausgeht. Die 
medizinische Wissenschaft ist heute der Bedeutung der Organgefühle 
innegeworden und des hohen Grades von Selbständigkeit, deren sie sich 
gegenüber dem Zentralorgan erfreuen. Wenn wir uns als Träger der 
Organgefiihle Organseelen denken dürften und im Sinne der modernen 
Psychoanalyse dazu noch die Triebe des Unterbewußtseins verfolgen, 
müßten wir da nicht jede Einzelseele als eine Art Seelenrepublik erkennen ? 
Und finden wir in dieser überhaupt ein leitendes Zentralorgan, wie es die 
orthodoxe Psychologie meint, die für die Seele eine absolute Verfassung 
mit einem festbestimmten Willen an der Spitze gelehrt hat? Mit größerem 
Nachdruck noch müssen wir dem gegenüber die Frage wiederholen, ob 
von der Einheit des Bewußtseins überhaupt gesprochen werden darf. 
Doch, man kann es, man muß es, alles dieses bunte Leben wird doch in 
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einem Zentralorgan gesammelt aufgefangen, das einen Gesamtausschlag 
ermöglicht, es ist durch ein einigendes Ich-Gefühl verbunden, dem es 
zwar nicht möglich ist, den ganzen Seeleninhalt immer deutlich gegen- 
wärtig zu halten, aber vor dem sich doch alles präsentieren muß, was als 
Tat hinaustreten soll. Der menschlicheWille ist vielleicht nicht frei, vielleicht 
ist das, was.uns als freier Entschluß erscheint, notwendige Unterwerfung 
unter den stärksten Trieb, der gerade siegreich aus dem Unterbewußt- 
sein auftaucht, aber zum mindesten ist das Bewußtsein ein allgemeiner 
Kontrollapparat, der alles verzeichnet, was an seelischem Bestand vor- 
handen ist, wenn er auch nicht immer alles gleichzeitig und mit voller 
Deutlichkeit ablesen kann und der insbesondere mit den Zwecken auch 
die Mittel verzeichnet und dem siegreichen Trieb ausfolgt, welcher ohne 
sie doch nicht zu seinem Ziele kommen könnte. 

Wenn die Volksseele mehr als ein bloßer Name sein sollte, so müßte 
sie mindestens diese Einheit der Einzelseele haben. Die Seelen der Bürger 
müßten auf den untergeordneten Dienst der Organgefühle beschränkt 
sein, die von einem obersten gesellschaftlichen Zentralorgan des Bewußt- 
seins kontrolliert würden, welches dem sieghaften Trieb automatisch seine 
Mittel ausfolgt, sie müßten ins gesellschaftliche Unterbewußtsein herab- 
gedrückt sein und in einem einigenden gesellschaftlichen Ich-Gefühl 
verbunden werden. Selbstverständlich kann davon nicht die Rede sein. 
Der Seelensitz ist und: bleibt auch in allen gesellschaftlichen Beziehungen 
immer in den Individuen. In Wahrheit gibt es keine Volksseele, keinen 
Volkswillen, keine öffentliche Meinung, keine allgemeine Rechtsüber- 
zeugung, kein gesellschaftliches sittliches Gefühl; alle diese Wendungen, 
die sich unwillkürlich aufdrängen und die ebenso irreführend als bezeichnend 
sind, wollen nur sagen, daß die Seelen, die Willen, die Meinungen, die 
Überzeugungen, die Gefühle gleichgerichtet sind, entweder bei allen 
Bürgern oder bei der entscheidenden Mehrheit oder vielleicht auch nur 
bei einer Minderheit, die eben die Herrschaft über die Gemüter der andern 
besitzt. Eine gesellschaftliche Macht ist immer nur so groß, als sie es 
vermöge des Machterlebnisses sein kann, das die Gemüter bindet. Sie 
kann niemals die vorhandenen Kräfte in ihrer individuellen Wirklichkeit 
in sich aufnehmen, denn indem sich diese zusammenschließen, müssen 
sie sich einander anpassen und sich veredeln oder vergröbern, je nach der 
Sphäre, in der sie ihre Verbindung erreichen. Weitaus wichtiger noch ist 
es, daß die Triebe, indem sie sich zusammenschließen, sich in einem gewissen 
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Grad entwurzeln und ihre instinktive Sicherheit verlieren. Der persön- 
liehe Selbsterhaltungstrieb hält bei allen Irrungen doeh immer instinktw 
die Fühlung zwischen Mittel und Zweck aufrecht. In der Gesellschaft 
geht diese Sicherheit des Instinktes überall verloren, wo sich der individuelle 
Selbsterhaltungstrieb mit dem Opfer des eigenen Willens dem gesellschaft- 
lichen Machttrieb unterordnet. Die Macht in der Gesellschaft hat ihre 
Wurzel immer in dem Krafterlebnisse des erfolgreich vereinigten Willens 
einer Vielheit, aber indem die Vielen ihren Willen vereinigen, müssen 
sie ein Opfer seiner Selbständigkeit bringen und thre Herrschaft über — 
iha wird gemindert, wodurch die Macht ihren überindividuellen und 
unter Umständen antiindividuellen, ja selbst einen antigesellschaft- 
lichen Charakter empfängt. Es gibt überhaupt keinen gesellschaftlichen 
Selbsterhaltungstrieb, es gibt nur einen Selbsterhaltungstrieb der Macht, 
und im Kampf der Mächte besteht immer die Gefahr, daß das letzte 
Ziel, der höchste Erfolg des Gedeihens der Gesellschaft, verloren geht. 
Wenn das gesellschaftliche Gleichgewicht im Kampf der Mächte verloren 
gegangen ist, so kann es nur aus dem Gleichgewicht der Einzelseelen 
wiederhergestellt werden, die aus unberührten Tiefen, in welche der Macht- 
kampf der Waffen nicht verheerend eingedrungen ist, die moralischen 
Kräfte zum Wiederaufbau heraufholen. 

Der Psycholog der alten Schule wird vielleicht kopfschüttelnd ablehnen, 
was wir hier über Machtpsychologie und Machterlebnis ausgeführt haben. 
Die wissenschaftliche Psychologie hat als Individualpsychologie begonnen, 
sie nimmt das „Individuum für sich“ als ein fertiges, geschlossenes Wesen. 
Eine Machtpsychologie scheint in ihrem System keinen Raun finden 
zu können. Ist es aber wirklich so ? Machtpsychologie ist ein Stück Willens- 
psychologie, und wer die überragende Geltung des Willens in der mensch- 
lichen Seele zugibt, dem ist der Weg zu ihr gewiesen. Der Mensch ist ein 
wollendes Wesen, sein Wille gibt seinem Denken die Anstüße, damit es 
ihm die Mittel zur Vollziehung seines Willens bereite und ausliefere. Dieses 
wollende Wesen ist nun in die Gesellschaft anderer wollender Wesen 
gestellt, mit denen sich sein Wille zu messen hat. Der schwache Mensch 
räumt dem fremden Machtwillen Herrschaft über sein Gemüt ein, der 
starke sucht ihn seinem eigenen Machtwillen zu unterwerfen. Das Macht- 
erlebnis ist der Triumph des Willens, in der Folge der Machterlebnisse 
weitet sich der Wille aus. Tiefere Erkenntnis der Menschenseele als die 
Schulpsychologie hat die Geschichtsschreibung erwiesen. Vor die Wirklich- 
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keit der Ereignisse gestellt, ist es dem Geschichtsschreiber nie zweifelhaft 
gewesen, daß im Völkerleben die Macht vorangehe, noch dazu die Macht 
in ihrer wildesten Gestalt, welche die Entscheidung im blutigen. Waffen- 
kampf sucht. Völker und Völker kommen sich in feindlichem Mißtrauen 
entgegen ; während die Bürger im Volke längst die Erfahrung der Segnungen 
des Friedens gemacht haben, der aus wechselseitigem Vertrauen entspringt, 
fühlen sich die Völker noch voneinander bedroht und suchen die Ent- 
scheidung in der ultima ratio der Gewalt. Alle ihre Kultur, die sie in sich 
gewonnen haben, wird ihnen nur das Mittel zur Steigerung der Gewalt, 
die sie gegeneinander anwenden. Es ist nicht zu verwundern, daß die 
Geschichtsschreibung zunächst ganz in der Darstellung der Kämpfe der 
Staatsgründung, in der Aufzählung und Charakterisierung der beteiligten 
Fürsten und Heerführer aufgegangen ist. Erst die neuere Geschichts- 
schreibung hat die Erkenntnis hinzugewonnen, daß der Schlachtenwille 
über das Schicksal der Völker nicht endgültig entscheide, sondern daß 
der Kulturwille das letzte Wort spreche. Noch allerdings weiß man die 
erweiterte Aufgabe nicht vollständig zu bewältigen, wiederum verweilt 
man allzusehr bei den einzelnen Daten der Kulturgeschichte, bei den 
Namen und Werken der einzelnen großen Führer. Wenn die Geschichts- 
schreibung einmal auf ihrer Höhe angelangt ist, wird sie uns gewiß die 
Kulturgeschichte als die Geschichte der Kulturmächte darstellen, die sie 
aus ihren Machterlebnissen ableitet und in ihren Machtwirkungen veran- 
schaulicht. Insbesondere wird sie uns das Wachstum der moralischen 
Mächte darstellen, ihre letzte Aufgabe, die ihre schwerste sein muß, weil 
hier das Werk der hervortretenden großen Führer bis zu den unschein- 
baren anonymen Führungen zu verfolgen ist, unter deren Leitung es sich 
allmählich in den Tiefen der Seelen ausbreitet. Und doch ist es von höchster 
Bedeutung, diese anonymen Mächte zu erfassen, sind sie es doch allein, 
die nach den Zerstörungen der Machtkämpfe das gesellschaftliche Gleich- 
gewicht wiederherstellen können. 


Die ökonomischen Grundbegriffe. 
Eine Studie über die Theorie der Wirtschaftswissenschaft. 
Von Felix Kaufmann. 


Die vorliegende kleine Arbeit setzt sich das Ziel, den engen methodischen — 
Zusammenhang, der die Wirtschaftswissenschaft vermöge ihres Charakters 
als Gesetzeswissenschaft mit den übrigen Gesetzeswissenschaften ver- 
knüpft, ins Licht zu rücken. Die analoge Aufgabe für die Rechtslehre hat 
sich meine umfangreichere Schrift „Logik und Rechtswissenschaft‘‘!) ge- 
stellt. Dort sind auch die philosophischen Grundvoraussetzungen, die ich 
hier nur in knappsten Strichen skizzieren konnte, eingehender dargestellt. 
Hier wie dort aber stehen Abwandlungen der einen, methodologischen 
Frage zur Erörterung: Wie wird die strenge Scheidung zwischen Form und 
Inhalt in den Erfahrungswissenschaften vollzogen? — oder in anderer 
Formulierung: Welche Sätze a priori liegen den Erfahrungswissenschaften 
zugrunde ? 


Unsere gesamte Erfahrungserkenntnis, das ist unser Wissen um die 
taum-zeitlich bestimmten, physischen und die in der Zeit geordneten, 
psychischen Erscheinungen gliedert sich in zwei streng geschiedene Be- 
reiche, sobald wir die Bedeutung, die dem Individuellen, Also dem Einzel- 
ding oder Einzelgeschehnis, in ihr zukommt, alsEinteilungsgrund benutzen. 
Ich kann nämlich entweder das Individuum als solches — um seiner 
selbst willen — betrachten und beschreiben, oder ich kann es bloß insoweit 


1) 1922 Mohr, Tübingen. 
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in den Kreis meiner Untersuchungen einbezichen, als es gewisse, begrifflich 
bestimmte Merkmale!) aufweist. 

Im ersten Falle hätte ich etwa die Aufgabe, ein vorliegendes Mineral 
(den eben gefundenen Glimmer) möglichst umfassend zu schildern, es 
wäre daher ein Wechsel der Betrachtungsgesichtspunkte nicht bloß erlaubt, 
sondern sogar geboten; meine Aufgabe im zweiten Falle hingegen würde 
darin bestehen, dieses Mineral auf seine chemische Zusammensetzung 
oder auf seine Kristallform hin zu untersuchen und hier würde ein Wechsel 
der Betrachtungsweise zu einer völligen Verzerrung der Ergebnisse führen. 
Chemische Formeln haben in der Kristallographie ebensowenig Raum, 
wie kristallographische Formeln in der Chemie. 

Gchen wir jetzt von den Einzelerkenntnissen zu jenen Erkenntnis- 
zusammenhängen über, welche man als Wissenschaften bezeichnet, so werden 
wir dem eben Gesagten entsprechend zwischen solchen Wissenschaften, 
deren Aufgabe in der Beschreibung der Einzelerscheinungen liegt und 
solchen, deren Ziel die Erfassung von Gesetzmäßigkeiten ist, zu unter- 
scheiden haben. Wir wollen mit Windelband jene als idiographische, 
diese als nomothetische Wissenschaften bezeichnen. Als Musterbeispiele 
nennen wir für jene die Geschichtswissenschaft, für diese die Physik. 

Die nomothetischen oder Gesetzeswissenschaften werden auch häufig 
theoretische Wissenschaften genannt, und zwar in Entgegenstellung 
zu ihren praktisch-technischen Anwendungen und man spricht demgemäß 
von theoretischer Physik oder theoretischer Chemie; doch birgt die Ver- 
wendung des Ausdruckes „theoretisch“, womit die nicht bloß zweckfreie, 
sondern überhaupt erfahrungsfreie, von jeder Daseinssctzung absehende 
Betrachtungsweise gekennzeichnet werden soll, in diesem Zusammenhange 
eine Gefahr methodischer Mißverständnisse in sich. Wohl aber eröffnet 
sich uns mit der Erfassung der gesetzeswissenschaftlichen Eigenart derWeg 
zum Verständnis auch der Theorie im echten und strengen Sinne der 
„reinen“ Theorie. Denn wenn wir uns darüber klar geworden sind, daß die 
Eigenart der Gesetzeswissenschaften in der Einheit des Betrachtungs- 
gesichtspunktes liegt, so wird sich alsbald das weitere Problem aufdrängen, 
wie ich nun diesen Gesichtspunkt, diese methodische Einstellung selbst 
eindeutig bestimme. Habe ich beispielsweise erkannt, daß die Physik als 


1) Das Wort Merkmal sei hiebei im weitesten Sinne verstanden, das heißt es 
umfasse nicht bloß die Eigenschaften des Gegenstandes, sondern alles sinnvoll über 
ibn Aussagbare, also auch die Relationen, als deren Glied er erscheint. 
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Wissenschaft von den Naturerscheinungen überhaupt jedes Geschehnis 
als Bewegungserscheinung zu begreifen hat, so wird die nachste Frage die 
sein, worin denn nun das Wesen der Bewegung liege, das heißt als syn- 
thetische Einheit welcher begrifflicher Komponenten sie sich darstelle. 
Die Antwort auf diese Frage aber, welche lauten wird, daB sich jede Be- 
wegung nach drei Komponenten bestimme, nämlich nach dem bewegenden 
Gegenstand, den man Masse nennen mag, sowie nach Raum und Zeit, 
imnerhalb derer sich die Bewegung vollzieht, setzt keinerlei Aussage über 
Tatsachen voraus; sie ist reine Wesenbeschreibung und ihre Wahrheit 
hat apodiktische, das heißt von allem Wandel des Geschehens unabhängige, 
in ihrer Notwendigkeit evidente Gültigkeit. 


Mit dieser Einsicht aber erschließt sich uns erst völlig der Sinn physi- 
kalischer Forschung, das Wesen ihrer Erkenntnisse, der begriffliche Be- 
reich ihrer Gesetze. Da ihre Aufgabe in der Erfassung des Geschehens 
als Bewegungserscheinung liegt und da weiters jede Bewegung als solche 
durch Bestimmung der drei Variablen: Raum, Zeit, Masse eindeutig fest- 
gelegt ist, erschöpft sich in diesen drei Begriffen, den Grundbegriffen oder 
Kategorien der Physik, ihr gesamter Sachgehalt und jede Einbeziehung 
eines weiteren sachhaltigen Elements, wie etwa der chemischen Struktur 
des sich bewegenden Körpers, würde die ‚Reinheit‘ der Wissenschaft ver- 
nichten, das Systemgefüge ihrer Sätze sprengen. 


Ist dergestalt der Spezialcharakter der Wissenschaften durch ihre 
Kategorien notwendig und hinreichend determiniert, das heißt liegt in 
diesen und nur in diesen Begriffen jener spezifische Sinngehalt beschlossen, 
der ihr Eigenwesen ausmacht, so haben sie schon vermöge ihres Wissen- 
schaftscharakters an allen jenen Erkenntnissen Anteil, die von Gegen- 
ständen überhaupt, das heißt unabhängig von aller sachlichen Bestimmung 
der Gegenständlichkeit gelten. 1) Hierunter fallen nicht nur die Wahrheiten 


1) Die strenge Scheidung zwischen sachhaltigen (materialen) und leeren (absolut 
formalen) Wesen wurde von Edmund Husserl in seinen „Ideen zu einer reinen 
Phänomenologie und phänomenologischen Philosophie‘ (1913, Niemayer, Halle) 
von phänomenologischen Gesichtspunkten her vollzogen. In meiner erwähnten 
Arbeit habe ich mich bemüht, diese Gegenüberstellung auf Grund rein logischer 
Kriterien zu vollziehen. Begriffe von sachhaltigen Wesen sind hienach 
diejenigen, welche nur mit einer sachlich umgrenzten Gruppe von 
Begriffen in sinnvollen Urteilen verknüpft werden können (Ver- 
träglichkeitssphäre), während diese Beschränkung für Begriffe von 
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der klassischen Log:k, sondern unter anderem auch die gesamte Arithmetik 
(die reine Zahlenlehre) sowie die Cantor-Zermelo’sche Mengenlchre, die 
mathematische Grundwissenschaft. Der Inbegriff dieser absolut formalen, 
das heißt jeglichen Anschauungsgchaltes baren Erkenntnisse bestimmt 
den Bereich der mathesis universalis, der allgemeinen Wissenschafts- 
Iehre, die in ihrer Idee schon von Leibniz erfaßt wurde, aber erst in 
den letzten Jahrzehnten, angesichts der bahnbrechenden Entdeckungen, 
der Mathematiker, durch Edmund Husserl zur Ausgestaltung gelangte. 
‚ Von der Fülle ihres Erkenntnisgehaltes erhält man eine Vorstellung, wenn 
man sich vor Augen führt, daß die gesamten arithmetischın Sätze in ihren 
Bereich fallen, weshalb auch jede Gesetzeswissenschaft prinzipiell quanti- 
fizierbar ist. t) 

Aus dem Gesagten leuchtet schon hervor, daß die Gesamtheit jener 
Begriffe, die man im prägnanten Sinne als Begriffe einer Spezialwissenschaft 
bezeichnen wird, durch formale Abwandlungen aus den Kategorien dieser 
Spezialwissenschaft ableitbar sen muß. So sind beispielsweise die physi- 
kalischen Begriffe der Geschwindigkeit, bezichungsweise der Beschleunigung 
als erster, bezichungsweise zweiter Differentialquoticnt des Weges (das 
heißt der von einem Massenpunkt durchmessenen Raumkurve) nach der 
Zeit bestimmt. 

Bezichen wir nun diese Feststellungen allgemeinster Art auf unser 
Spezialgebiet, auf die Wirtschaftswissenschaft, so ergibt sich die folgende 


leeren (formalen) Wesen nicht gilt. So ist beispielsweise die Raumform 
ein sachhaltiges Wesen, da es andere Wesen gibt, zum Beispiel Charakterzüge 
(Tugend), von denen sich räumliche Merkmale nicht aussagen lassen, während 
beispielsweise der Begriff „Zahl“ ein absolut formales Wesen bezeichnet, 
da ich Gegenstände jeder Art (das Wort im weitesten Sinne verstanden) 
zählen kann. Wir sprechen in der Folge anstatt von Begriffen sachhaltiger 
Wesen, kurz von sachhaltigen Begriffen, statt von Begriffen absolut formaler 
Wesen, von absolut formalen oder logischen Begriffen. Das Wort „Logik“ 
wird hiebei in dem weiten Sinn verstanden, welcher in dem Begriffe der ,,mathesis 
universalis“ eingeschlossen liegt. 

Vergleiche hiezu meine Deduktion der „Rechtsbegriffe‘‘ in der oben angeführten 
Arbeit. S. 102 ff. 

1) Der Erfahrungswert einer derartigen Zuordnung ist freilich von der Auffindung 
eines empirischen Zuordnungskriteriums abhängig, wie solche etwa in der Tatsache 
der Körperausdehnung bei Temperaturerhöhung oder des Zusammenhanges von Ton- 
höhe und Schwingungszahl, von Farbe und Lichtwellenlänge gegeben sind. 
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Kardinalerkenntnis für die Theorie der Wirtschaftswissenschaft — oder 
wie wir statt dessen kurz sagen wollen — die Wirtschaftstheorie. Der 
Gesamtbereich wirtschaftswissenschaftlicher (ökonomischer) Erkenntnis 
ist seiner Möglichkeit nach, das heißt a priori umgrenzt durch die Kon- 
stituentien, die begrifflichen Komponenten, der Wirtschaft als solcher; in 
ihnen, den Kategorien der Wirtschaftswissenschaft, liegt das spezifisch 
Ökonomische beschlossen, also der Inbegriff jener Momente, welche die 
Wirtschaftswissenschaft zu einem Erkenntniszusammenhang sui generis 
stempeln. Alles ökonomisch Relevante ist in diesen und mit diesen Formen 
gegeben. 

Die ganze Bedeutsamkeit dieses Ergebnisses wird uns erst offenbar, 
wenn wir nunmehr die als Fundamentalproblem erkannte Frage nach den 
Kategorien der Wirtschaftslehre ihrem vollen Sinne nach erfassen. 
Diese Frage wird nämlich von den Wirtschaftstheoretikern durchgängig 
mit einer methodisch gänzlich andersartigen Problemstellung vermengt 
oder durch sie ersetzt, nämlich mit der Frage nach den empirischen 
Voraussetzungen des Wirtschaftens. Diese Frage aber läßt sich 
vermöge der Korrelation zwischen der Wissenschaft und ihrem Gegen- 
stande, wonach als Wirtschaften eben jenes menschliche Verhalten zu 
bezeichnen ist, welches von Gesetze. der Wirtschaftswissenschaft her 
‚gedeutet wird, auch folgendermaßen formulieren: Welches ist das er- 
forderliche Minimum an empirischen Voraussetzungen, unter denen sich 
Gesetzmäßigkeiten im wirtschaftlichen Verhalten der Menschen aufweisen 
lassen? Die Frage nach der Form, dem Wesen des Okonomischen erscheint 
also hier ersetzt durch die Frage nach den allgemeinen Inhalten 
ökonomischer Gesetze, beziehungsweise nach deren empirischen Be- 
dingungen. 

Um die völlige Andersartigkeit dieser Problemstellung gegenüber dem 
von uns präzisierten Grundstandpunkt vor Augen zu rücken, sei wieder 
die Analogie mit der Physik herangezogen. Unsere Frage hat gelautet: 
Worin besteht das Wesen physikalischer Erkenntnis? und die Antwort 
hierauf war: Physik ist die Lehre von den Bewegungen als Bewegungen, 
alle Bewegungen aber sind durch Angabe der Raum-, Zeit- und Massedaten 
eindeutig bestimmt, daher stellen diese drei Begriffe die Kategorien der 
Physik dar und jeder Satz, der die Aufstellung formaler Relationen 
zwischen diesen Kategorien zum Inhalte hat, dokumentiert sich hiedurch 
und hiedurch allein seiner Form nach als physikalischer Satz. 
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Eine völlig andere Frage ist es nun, ob einem solchen Satze auch 
empirische Geltung zukomme, das heißt, ob ich durch ihn das faktisch 
wahrnehmbare Naturgeschehen erklären könne. !) 


Es wäre sehr wohl denkbar, daß der Ablauf der physischen Erscheinun- 
gen überhaupt jeder gesetzlichen Erfassung trotzte, denn der Gedanke 
des Chaos enthält keinerlei logischen Widerspruch in sich; wurde doch 
im Gegenteil gerade die Gesetzmäßigkeit der Welt stets als wunderbar 
und erklärungsbedürftig befunden, bildet doch sie die Voraussetzung des 
sogenannten physikotheologischen Beweises vom Dasein Gottes. In einer 
solchen chaotischen Welt wäre nun jedes physikalische Gesetz empirisch 
falsch, oder wie wir statt dessen sagen wollen, es wäre ohne Anwendungs- 
bereich, es gäbe in ihr keine Physik als empirisch brauchbare Wissen- 
schaft, aber nichts stünde im Wege, daß ein Vernunftwesen in dieser Welt 
sich als Phantasiegebilde einen Kosmos erdichtete, in dem die Gesetz- 
mäßigkeit herrschte, welche in unserer Newtonschen oder Einsteinschen 
Physik ihren Ausdruck findet und dieses Phantasiegebilde wäre vermöge 
seines Sinngehaltes Physik im prignanten, strengen Sinne. Wir haben 
also in allen empirischen Gesetzeswissenschaften mit größter 
Gewissenhaftigkeit das Formproblem vom Problem des An- 
wendungsbereiches zu unterscheiden.?) 


Die Vernachlässigung dieses Gebotes führt nun meist zu dem Be- 
streben, das Wesen des wissenschaftlichen Objekts von allgemeinen Er- 
fahrungsregeln oder praktischen Postulaten her zu bestimmen. Danach 
wäre etwa Natur der Inbegriff der Erscheinungen, welche sich nach dem 
Newtonschen Massenanziehungsgesetz erklären lassen, Wirtschaften das- 
jenige menschliche Verhalten, welches von dem sogenannten wirtschaft- 
lichen Grundprinzip ,,Bedirfnisbefriedigung bei geringster Mühe“ her 
begriffen werden kann, Recht all das, was bestimmten materlalethischen 


1) So sind die Sätze: Die Anziehung je zweier Massen ist verkehrt proportional 
dem Quadrat ihrer Entfernungen und: die Anziehung je zweier Massen ist verkehrt 
proportional dem Kubus ihrer Entfernungen beide physikalische Sätze, der zweite 
Satz aber ist empirisch falsch; er hat keinen Anwendungsbereich. 

2) Von besonderer Bedeutsamkeit ist der hier umschriebene Begriff des Anwendungs- 
bereiches fiir die Rechtstheorie. Die zahllosen MiBdeutungen der Staatsrechtslehre 
in ihren Arbeiten über das Wesen des Staates gehen, wie ich in einer in Vollendung 
begriffenen Arbeit: „Die Kriterien des Rechts“ nachzuweisen hoffe, zum großen Teil 
auf mangelnde Einsicht in den Sinn dieses Begriffes zurück. 
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(Gerechtigkeits-) Forderungen entspricht. 1) Daß damit eine methodisch 
unzulässige Begriffsverschiebung vollzogen wird, bedarf nach dem Ge- 
sagten keiner Erläuterung mehr. 

Greifen wir jetzt zur Dokumentierung des eben Vorgebrachten aus 
der Fülle der Literatur zwei neuere Arbeiten heraus, die beide sowohl 
in Hinblick auf die mit voller methodischer Bewußtheit vollzogene Ein- 
stellung als auch auf die musterhaft klare Darstellungsweise die größte 
Aufmerksamkeit verdienen, nämlich die Aufsätze von Hans Mayer, 
„Untersuchung zu dem Grundgesetz der wirtschaftlichen 
Wertrechnung’*) und Richard Strigl „Prolegomena zu einer 
Theorie der ökonomischen Daten.‘°) 

Hans Mayer sucht den Begriff des Wirtschaftens wie folgt zu er- 
fassen: ,, Wir konstatieren, daß eine Gruppe von Phänomenen immer dann 
und nur dann existent wird, wenn eine Anzahl von ganz bestimmten, 
abstrakt formulierbarenVoraussetzungen vorliegt und umgekehrt, daß 
immer diese bestimmten Voraussetzungen nachweisbar sind, wenn jene 
Phänomene existent werden, mögen die übrigen konkreten Voraussetzungen 
im einzelnen Falle wechseln, wie sie wollen. 

Wir konstatieren ferner, daß diese durch einheitliche Voraussetzungen 
bedingte Gruppe von Phänomenen eben durch die in diesen Voraus- 
setzungen enthaltenen Elemente einheitlich beschreibbar ist. Wir kon- 
statieren endlich, daß ausnahmslos alle jene Erscheinungen, Vorgänge, 
Zusammenhänge, welche die Wissenschaft als „wirtschaftliche“ behandelt, 
das ist, welche die Probleme der Wirtschaftswissenschaft bilden (und 
übrigens auch alle, welche die Sprache als ‚‚wirtschaftlich‘‘ bezeichnet), 
nur bei Vorhandensein jener bestimmten Voraussetzungen existent werden, 
und daß anderseits jene Voraussetzungen die einzigen sind, welche 
allen jenen im übrigen verschiedenen Erscheinungen, Vorgängen, Zu- 
sammenhängen gemeinsam zugrundeliegen. Wir müssen deshalb jene 
Gruppe von Voraussetzungen als die elementaren Voraussetzungen des 
Wirtschaftens betrachten und in jenem Tatbestand, der durch ihr Vorliegen 
bedingt ist, den wirtschaftlichen Grundtatbestand, das Wesen des 


1) ... oder—indialektischer Umformung — zu entsprechen strebt, seiner Idee nach 
„richtiges Recht“ werden will. (Stammler). 

2) Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge, Band I, S.431ff., 
Band II, S. 1ff. 

3) Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge, Band I, S. 593 ff. 
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Wirtschaftens erblicken. Wenig kommt dabei auf.das Wort an, alles auf die 
Tatsache, dab:ciae Gruppe von Phänomenen durch spezifische Voraus- 
setzungen einheitlich bedingt und dadurch einheitlich beschreibbar ist. 

Als jene elementaren Voraussetzungen monstaticten wir in allgemeinster 
Fassung die folgenden: 

. 1. Eine Mehrheit von gegebenen Zielen (Zw ecken); 

g. die quantitative Unzulänglichkeit der gegebenen Mittel zur Reali- 
sierung aller gegebenen Ziele; 

3. die Eingliederung aller gegebenen Fives in ein Zielsystem, innerhalb 
dessen eine Rangordnung der Ziele besteht (Abstufung der Bedeutung 
der Einzelziele im Gesamtziele); 

4. die Verbundenheit aller aaae een dic gleichen Mittel. 

-Bereits enthalten in 1 und 3 ist die Norm: das Gesamtziel (Ziclsystem) 
so vollständig, als möglich zu erreichen. Denn cs liegt im Begriff des Zieles 
(Zweckes) die Norm, es zu erreichen. Und es liest im Wesen der Rang- 
ordnung der Ziele, daß im Falle nicht alle zu realisieren sind, das wichtigere 
vor dem minder wichtigen zu realisieren ist. 

Wo diese Voraussetzungen vorliegen, ergibt sich mit Notwendigkeit 
ein eindeutig bestimmter Ablauf ae Handelns: das ,,Wirt- 
schaften“. | 

Und Ri chard Strigl iune | Wirtschaft oe aus der 
Lebensnot, die Gottl die Dominante der Wirtschaft genannt hat. Aus 
der Tatsache, daß weniger Güter da sind als gebraucht werden, folgen 
gewisse Erscheinungen, welche einer eigenen Gesetzlichkeit unterliegen, 
jener Gesetzlichkeit, welche in den Gesetzen der ökonomischen Theorie 
erfaßt wird. Der Tatbestand der Lebensnot ist nun zunächst wenig präzise 
umschrieben. Wenn wir aus ihm heraus den klar definierten Tatbestand 
der Wirtschaft gewinnen wollen, so wird unsere Problemstellung so lauten: 
Welche Elemente lassen sich aus dem. vorwissenschaftlich gefaßten Tat- 
bestand der Lebensnot gewinnen und müssen. als notwendige Voraus- 
setzungen der Möglichkeit ökonomischer Gesetze gedacht werden in der 
Weise, daß ohne die Setzung dieser Elemente ein ökonomisches Gesetz 
nicht denkbar ist, daß aber auch zugleich mit der Setzung aller dieser 
Elemente notwendig sich der im ökonomischen Gesetz bezeichnete Zu- 
sammenhang ergibt? Die Elemente, die ökonomischen Kategorien, wie wir 
sie genannt haben, definieren dann den Tatbestand der Wirtschaft mit 
der strengen, für die Fachwissenschaft notwendigen Exaktheit‘“. Und er 
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fährt fort: „Wenn wir nun bei unseren weiteren Dedukiionn zur Ge- 
winnung der ökonomischen Kategorien von dem allgemeinen Tatbestande 
der Lebensnot ausgehen, so sind die ökonomischen Kategorien und die 
aus ihnen abgeleiteten ökonomischen Gesetze in demselben Ausmaße 
„historisch relativ‘ wie dieser Tatbestand der Lebensnot oder aber: sie 
sind mit diesem Tatbestande für die Geschichte der Menschheit allgemein 
gültig, sie enthalten kein Element, das nur für eine engere relative Deter- 
minante Geltung hatte.“ 

Betrachten wir nun vergleichend diese beiden Zitate, so fällt hier wie 
dort sogleich die Identifizierung des Wesens, der kategorialen Form mit 
den Kriterien empirischer Anwendbarkeit auf. Sie tritt bei Mayer in der 
Verwendung der AusdrückeGrundtatbestand und Wesen als Synomima 
augenfällig hervor und nicht minder deutlich auch bei Str'zl, der die 
ökonomischen Kategorien aus dem Tatbestande der Lebensnot deduziert 
und das Ausmaß ihrer historischen Relativität in Erwägung zieht. Für 
Strigls Arbeit gewinnt diese Vermengung von Wesensverschicdenem 
noch dadurch erhöhte Bedeutung, daß er es sich als eigentliche Aufgabe 
gesetzt hatte, eine reine Scheidung des Ökonomischen von dem Meta- 
ökonomischen den ökonomischen Kategorien von der „Organisation“ 
der Wirtschaft durchzuführen. ') 

Der charakteristische Unterschied der beiden Formulierungen aber 
liegt darin, daß Strigl, der offenbar auf eine bloß kausale Erklärung des 
Wirtschaftsgeschehens abzielt, das Schwergewicht seiner Begriffsbestim- 
mung zur Gänze in die empirisch-kausalen Voraussetzungen des Wirt- 
schaftens verlegt, während Mayer, dem es um eine kausal-teleologische 
Betrachtung zu tun ist, neben diesen, nämlich der quantitativen Unzu- 
länglichkeit der Mittel, womit etwas im großen und ganzen Ähnliches 


wie mit „Lebensnot‘‘ gemeint ist, Angaben über die Ziele als Konsti-. 


tuentien des Wirtschaftsbegriffes einbezicht. 

Damit aber sind wir an unseren Beispielen einer Erkenntuistatsache 
gewahr worden, die nicht nur auf dem Gebiete der ökonomischen Forschung, 
sondern in allen Gesetzeswissenschaften, mit besonderer Deutlichkeit aber 
in der Rechtswissenschaft in Erscheinung tritt, der Tatsache nämlich, 
daß je nach dem kausalen oder teleologischen Betrachtungs- 


') Organisation bedeutet hiebei die Gesamtheit der Daten, die eine Wirtschaft 
zu einer bestimmten Wirtschaft machen, den Inbegriff der Determinationen des 
wirtschaftlichen Grundinhaltes. 
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gesichtspunkt die Begriffsmerkmale des Forschungsobjektes 
zur Gänze in die Ursachen der zu beschreibenden Er- 
scheinungen oder in deren beabsichtigte Wirkungen (Zwecke) 
verlegt werden.!) So wie einerseits, da erfahrungsgemäß ein Rechts- 
zustand nur dort herrscht, wo eine Macht besteht, die ihre Gebote 
durchzusetzen fähig ist, das Recht aus der Macht hergeleitet, oder auch 
mit ihr schlechthin gleichgesetzt wird, so wird anderseits, da rechtliche 
Regelungen staats- oder wirtschaftspolitische Ziele verfolgen oder ethischen 
Forderungen zum Durchbruch verhelfen wollen, das Wesen des Rechts 
in der Politik oder in derEthik gesucht. Und die wirtschaftstheoretischen 
Forscher scheiden sich nach dem prinzipiellen Gegensatz von zweckhafter 
und zweckfreier Wirtschaftsbetrachtung in zwei Lager. Die einen suchen 
in den „natürlichen“ Gegebenheiten, die anderen in den menschlichen 
Zielen die Kriterien der Wirtschaft. 

Nun soll in diesem Zusammenhang die prinzipielle Zulässigkeit kausaler 
oder teleologischer Definitionen unerörtert bleiben; hier genügt die nach- 
drückliche Feststellung, daß in den von uns herangezogenen Wissens- 
bereichen alle derartigen Begriffsbestimmungen, da sie nicht das Wesen 
der Sache treffen, methodisch falsch, wissenschaftlich unzulänglich sind. 
Die Erscheinungen, die man meint und die man beschreiben 
will, sind nicht diejenigen, auf die man sich ex definitione 
bezieht, und so sieht sich der Forscher gezwungen, alle wesentlichen 
Prädikate der von ihm gemeinten, ihn in Wahrheit allein interessierenden 
Gegenstände?), den von ihm definierten Begriffen, den Ursachen, oder 
den Zwecken zuzuteilen.’) Das Wesen der verschiedenen Bewegungen 
sucht man durch die Annahme verschieden wirkender Kräfte, das 
Wesen der verschiedenartigen psychischen Erscheinnungen durch 
Konstruktion unterschiedlicher Vermögen zu ergründen, in die man 
dann alle jene Eigenschaften hineinverlegt, die man in reiner 


1) Eine Verquickung dieser beiden Prinzipien tritt dort ein, wo in bewuBter oder 
unbewußter Anknüpfung an die Aristotelische Metaphysik oder an die Dialektik 
des nachkantischen deutschen Idealismus der der Erscheinung immanente (objektive) 
Zweck zugleich als causa movens gedacht wird. 

2) Dies Wort im allgemeinesten Sinne verstanden. 

8) Man meint als Gegenstände der Erfahrungswissenschaft die wirklich beobachteten 
Erscheinungen, also in der Physik die Bewegungserscheinungen, in der 
Psychologie die psychischen Erscheinungen, in der Wirtschaftslehre 
das ökonomische Verhalten. 
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Deskription an den zu beobachtenden Erscheinungen entdeckt hat.) 
Nun hat endlich die moderne mathematische Physik den Kraftbegriff 
über Bord geworfen und auch die empirische Psychologie ist nach 
Abkehr vom- Vermögensbegriffe wenigstens teilweise auf den rechten 
Weg gelangt, aber die Geisteswissenschaften stecken im allgemeinen 
noch mitten in einem Chaos der Verwirrung. 

Demgegenüber auf dem Gebiete der Rechtswissenschaft den echten 
methodischen Wesensverhalt klar erfaßt und aufgewiesen zu haben, ist 
das große Verdienst Hans Kelsens. Kelsen hat in seinem Werke „Der 
soziologische und der juristische Staatsbegriff“*) an Hand eines die theo- 
retisch bedeutsamen Erzeugnisse der modernen Staatsrechtslehre um- 
fassenden Materials den kritischen Nachweis erbracht, daß alle relevanten 
Aussagen über den Staat, der gemeinhin als Träger oder als Voraus- 
setzung oder endlich als Folge des Rechts gekennzeichnet wird, in Wahr- 
heit Aussagen über das Recht sind, so daß — was für die methodische 
Betrachtung a priori einsichtig war — außerhalb des Rechtes selbst nichts 
juristisch Relevantes Platz finden kann. 

Und ebenso wird die kritische Durchleuchtung der historisch vor- 
liegenden Wirtschaftstheorien das Ergebnis zeitigen, daß einerseits die 
vorgeblichen Wesensmerkmale der Bedürfnisse und der ökono- 
mischen Ziele in Wahrheit nichts anderes beschreiben als 
das Wesen des wirtschaftlichen Verhaltens selbst und daß 
anderseits die empirischen Sätze über Bedürfnisse und 
Ziele mit den empirischen Erkenntnissen über wirtschaft- 
liches Verhalten zusammenfallen. 

Fassen wir nun zur Erläuterung des eben Gesagten das Grundgesctz 
der subjektiven Wertlehre, das Grenznutzenprinzip ins Auge. Dieses 
lautet nach Böhm-Bawerk®°): „Die Größe des Wertes eines Gutes bce- 
mißt sich nach der Wichtigkeit desjenigen konkreten Bedürfnisses oder 
Teilbedürfnisses, welches unter den durch den verfügbaren Gesamtvorrat 
an Gütern dieser Art bedeckten Bedürfnissen das mindest Wichtige 13t.** 
Dieses Gesetz basiert auf der Erwägung, daß, da bei rationalem Handeln 


1) Daß hiebei meist eine Vermengung von Realgrund und Erkenntnisgrund mit 
wnterlauft, sei hier nur angemerkt. 

2) 1922 bei Mohr in Tübingen. £ 

3) Böhm-Bawerk: Kapital und Kapitalzins, 2. Abt. Theorie des Kapitals; 
3. Aufl. 1909 und 1912, S. 246. 
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kein minder wichtiges Bedürfnis vor einem wichtigeren befriedigt wird, 
bei Wegfallen eines Gutes aus dem Gesamtvorrat, eben dem letzten, mindest 
wichtigen Bedürfnis Befriedigung versagt bliebe. Nun aber taucht die ent- 
scheidende Frage auf: Wonach bestimmt sich der Wichtigkeitsgrad 
der Bedürfnisse? Hieraufsind zwei Antworten denkbar. Entweder man 
nimmt eine außerpsychisch bestimmte sogenannte objektive Ordnung an, 
wonach etwa zuerst die Nahrungs-, dann die Bekleidungs-, hierauf die 
Wohnungsbedürfnisse rangieren, welche wieder in ihrer Gesamtheit wich- 
tiger sind als die Kultur- und die Luxusbedürfnisse, oder man erklärt, die 
Graduierung müsse durch verstehendes Einfühlen in den konkreten Fall 
erkannt werden, wonach es zum Beispiel begreiflich erscheint, daß der 
Forscher, um sich Bücher beschaffen zu können, die Befriedigung von 
Nahrungs- und Kleidungsbedürfnissen hintansetzt. Hiezu ist nun folgendes 
zu bedenken: Beide Antworten gründen sich auf Erfahrung, und zwar auf 
Erfahrungsregeln über menschliches Verhalten. Daß der Hunger mehr 
quält als die Kälte, daß der Mensch meistens zunächst das quälendere 
Bedürfnis befriedigt und daß endlich die Mehrzahl der Menschen ver- 
nünftig handelt, das sind nur Zwischenerkenntnisse, die in den auch durch 
unmittelbare Erfahrung zu gewinnenden Satz münden, daß in aller Regel 
das Nahrungsbedürfnis vor dem Kleidungsbedürfnis befriedigt wird, 
oder — um den jetzt unnötig gewordenen Begriff des Bediirfnisses aus- 
zuschalten — daß sich die Menschen gewöhnlich erst in einem gewissen 
Ausmaß mit Nahrung versorgen, bevor sie sich Kleider kaufen. Was nun 
die zweite Antwort anbelangt, so ist hiedurch bloB die Anzahl der für die 
Entscheidung in Betracht gezogenen Momente vermehrt, aber auch hier 
handelt es sich lediglich um Erfahrung, die auf menschliches Verhalten 
bezogen ist. Ich frage mich: Wie wird sich ein so und so gearteter Mensch 
erfahrungsgemäß in einer gegebenen Lage verhalten, nicht aber, welches 
Bedürfnis wird in ihm stärker sein? An dieser Feststellung ändert auch die 
Erwägung nichts, daß hier bei meiner Entscheidung dem „Verstehen“ 
der inneren Erfahrung eine maßgebende Rolle zufällt. Denn ich frage 
mich: Wie würdest du dich in dieser äußeren Lage verhalten, beziehungs- 
weise wie würdest du dich bei konformer psychischer Einstellung 
in dieser Lage verhalten, nicht aber welches Bedürfnis würde bei dir 
in dieser Lage überwiegen. 

Das im Einzelfalle stärkere Bedürfnis aber ist als solches immer erst 
ex post aus dem faktischen Verhalten zu erkennen, das heißt aber: für 
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die Charakterisierung des singulären, nicht typisierten 
ökonomischen Verhaltens bedeutet die Hinzunahme des 
Bedürfnisses eine unzulässige Verdoppelung. 

Man wird das eben Gesagte erst dann voll begreifen, wenn man sich 
darüber klar wird, daß hier nur ein besonderer Fall der allgemeinen 
Kausalbetrachtungsgesetzlichkeit vorliegt. Versteht man unter 
Kausalität die empirische Wahzschemlichkeit der Wiederholung von 
Erscheinungsfolgen, so bedeuten Kausalregeln mehr oder minder zuver- 
lässige Erfahrungsregeln; von einer exakten Kausalität, das heißt ven 
einer notwendigen Aufeinanderfolge von Erscheinungen in der Zeit zu 
sprechen, aber wäre hier sinnwidrig, denn wenn zwischen zwei Ercignis- 
gruppen eine Zeitspanne liegt, so ist die zweite Gruppe immer durch 
„dazwischentretende‘ Ereignisse modifizierbar. Eine Eisenkugel, die ich 
loslasse, muß nicht zur Erde fallen, sie kann auf ihrem Wege durch eine 
Handbewegung aufgehalten oder durch einen Magnet abgelnkt werden. 
Will man aber das Kausalitätsprinzip als strenges Gesetz formulieren 
und setzt man demgemäß die Annahme, daß die Inexaktheit der kausalen 
Bestimmungen bloß durch die Unzulänglichkeit unserer Erkenntnis be- 
dingt sei, dergestalt, daß eine den Weltzustand in einem Zeitmoment 
völlig durchschauende Vernunft fähig wäre, mit untrüglicher Gewißheit 
das Weltbild für jeden folgenden Augenblick zu bestimmen, so kann dieses 
Postulat zwar empirisch nicht widerlegt werden, aber es ist ohne den 
seringsten Erfahrungswert, da sich jede zu ergründende Tatsache als 
Funktion unendlich vieler Variabler darstellt. Ich kann also wohl postu- 
lieren: Nichts geschieht ohne zureichenden Grund, aber ich kann nie ein 
Geschehen exakt bestimmen, für das cin gegebener Weltzustand den 
zureichenden Grund bildet. 

Damit ist aber auch der methodische Charakter und der Erkenntnis- 
wert des Grenznutzenprinzips bestimmt. Sofern darin zum Ausdrucke 
gebracht werden soll, daß von einer Rangordnung von Bedürfnissen 
als selbständiger, d. h. isolierbarer Gegebenheiten her menschliche 
Verhältnisse bestimmter Art erklärt, beziehungsweise verstanden werden 
können, so liegt in ihm cin Sstepov zuöreov beschlossen, sofern aber 
im Hinblick auf die darin enthaltene Stufenfolge der Bedürfnisse in 
planvoller Durchforschung des wirtschaftlichen Geschehens auf Grund 
äußerer und innerer Erfahrung sachlich gegründete, empirisch gültige 
Ordnungsprinzipien des ökonomischen Verhaltens aufgestellt werden, 
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wird es zum bedeutsamen heuristischen Prinzip. Und in der Tat liegen auch 
die gewaltigen wissenschaftlichen Leistungen der Wiener Grenznutzen- 
schule in der erfolgreichen Durchführung der Aufgabe, durch Erwägungen 
allgemeiner Art zu wertvollen Leitsätzen über den Ablauf des ökonomischen 
Geschehens zu gelangen. Aber gerade angesichts dieser großen Erfolge 
wäre es angebracht, sich nunmehr in methodischer Selbstbesinnung Rechen- 
schaft über den Charakter der gewonnenen Erkenntnisse zu geben, wobei 
deren Unabhängigkeit von psychologistischen Fiktionen offenbar würde. 

In analoger Weise wie für die Bedürfnisordnung könnte nun auch für 
die Zielordnung der Nachweis erbracht werden, daß ihr Scheinwesen 
bloß ein Abglanz des Lichtes ist, das die Wirtschaftswissenschaft auf ihren 
eigentlichen Gegenstand, das ökonomische Verhalten wirft. Aber diese 
Beweisführung, die keine wesentlich neuen Argumcente enthielte, dürfte 
sich hier erübrigen.t) 

Fragen wir uns aber nunmehr in Rückblick auf die vorangegangenen 
kritischen Ausführungen, wie denn nun eigentlich unser z, das Wesen des 
Wirtschaftens, auf das alle die angestellten Betrachtungen hinzielen und 
dessen eindeutige Bestimmtheit die Voraussetzung für sie bildet, beschaffen 
sei, so kann die Antwort nicht mehr zweifelhaft sein. Bei allen ökonomischen 
Problemen handelt es sich immer um Spielarten der einen Frage: Wie wird 
zwischen Beziehungen zu gegebenen Dingen gewählt? Die gesamte 
Wirtschaftsforschung geht darauf aus, empirische Gesetze der Auswahl, 
welche durch menschliches Verhalten zwischen Beziehungen zu Dingen 
der Außenwelt vollzogen wird, zu finden. Danach ist also das Wirtschaften 
ein menschliches Verhalten, wodurch eine Auswahlordnung 
zwischen Beziehungen zur Außenwelt vollzogen wird.?) Setzen wir 
für Beziehung zu Dingen der Außenwelt den gebräuchlichen Ausdruck 
„Gut“, so erhalten wir die knappe Begriffsbestimmung: Wirtschaften 


1) Es hieße die vorstehenden Ausführungen gröblich mißverstehen, wollte man 
darin Argumente gegen die empirische Untersuchung der für das ökonomische Ver- 
halten maßgebenden psychischen Fakten erblicken. Nichts liegt ihnen ferner als die 
Bedeutsamkeit derartiger Daten für die Erfahrungswissenschaft zu bestreiten; wo- 
gegen hier allein Stellung genommen wird, das ist die Täuschung über die Art des 
jeweiligen Erkenntnismittels, beziehungsweise dessen Verwechslung mit 
dem Erkenntnisobjekt. 

2) Man achte darauf, daß das Setzen einer Ordnung Kriterium des öko- 
nomischen Verhaltens ist, nicht aber die Orientierung an einer vorgegebenen 
Ordnung. 
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heißt: Wahlen zwischen Gütern. Damit sind nun die ökonomischen 
Kategorien, die sachhaltigen Grundbegriffe der Wirtschaftswissenschaft 
vollkommen bestimmt. Es sind dies die Begriffe „Verhalten“ und ,,Be- 
ziehung zu Dingen der Außenwelt“ oder „Gut“. In diesen beiden Begriffen 
liegt das Wesen des Ökonomischen beschlossen, sie bestimmen die allen 
Wirtschaftsgesetzen gemeinsame kategoriale Kerm.') i 

Es ergeben sich daher jetzt für die weitere methodische Arbeit die 
Probleme der Aufstellung eines Schemas der durch formale (logische) 
Kombinationen aus den ökonomischen Grundbegriffen ableitbaren Be 
griffe, sowie der streng ökonomischen Formulierung der empirischen 
Wirtschaftsgesetze. | 

Die Behandlung derartiger Probleme bringt nun zwar unsere Er- 
lahrungserkenntnis von dem wirtschaftlichen Geschehen direkt um keinen 
Schritt weiter, aber ihre Bedeutsamkeit kann nur der verkennen, der 
unfähig ist, den engen, unlöslichen Zusammenhang zwischen theoretischer 
und empirischer Forschung zu erfassen. Die vollkommenste Wissenschaft 
wird die Wissenschaft mit der vollkommensten Methodik sein und so wird 
auch die Ausbildung einer ökonomischen Formenlehre, einer reinen 
Wirtschaftslehre bald reiche Früchte für die empirische Wirtschafts- 
wissenschaft tragen. 


Anhang über Geld- und Preislehre. 


Die durch das ökonomische Verhalten gegebene Güterordnung als 
solche ermöglicht noch nicht die zahlenmäßige (arithmetische) Vergleichung 
von Gütern. Die Güter erscheinea in ihr bloß als dem Grade nach ver- 
schiedene (intensive), nicht auch als aus einer Maßeinheit rechnerisch ge- 
wınnbare (extensive) Größen. Postuliert man aber das Bestehen arith- 


1) Der Begriff der Ordnung ist ein absolut formaler (logischer) Begriff. 
In ihm sind die beiden logischen Elementarbeziehungen der Asymmetrie und der’ 
Transitivität vereinigt. Das heißt: Wenn von zwei Elementen A’und B einer Ordnung 
A dem B vorangeht, so folgt B dem A nach (Asymmetrie) und wenn von drei Ele- 
menten A, B,C.... Adem B und B demC vorangeht (nachfolgt), so geht auch A dem C 
voran (folgt ihm nach) Transitivität. Ob der ökonomischen Ordnung eine axiologische 
Färbung zukommt, das heißt ob sie als Wertordnung aufzufassen ist, kann hier 
dahingestellt bleiben, da dieser Umstand für die ökonomische Begriffsbildung nicht 
in Betracht kommt. Bejaht man dies, so hat man nur jede ökonomische Auswahl als 
wertbetonten Akt (Vorzugsakt) aufzufassen, ohne daß sich an den übrigen Bestim- 
mungen das Geringste änderte, 
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metischer Relationen zwischen zwei beliebigen Gütern, so hat man sich 
jedem Gute eine bestimmte Zahl zugeordnet zu denken. Güter, zu welchen _ 
gleiche Zahlen gehören, sind dann gleich viel „wert“, gehört dagegen zu 
einem Gut die n-fache Zahl wie zu cinem anderen, so ist es n-mal so viel 
„wert“. 


Scharf abzulösen von diesem formalen Gerüst sind die Probleme, 
die aus der Frage herfließen, nach welchen Kriterien die empirische Zu- 
ordnung vollzogen werden muß, wenn man zu Gesetzen von dkonomischem 
Erfahrungswert gelangen will. Dies sei wieder durch Vergleich mit der 
pfiysikalischen Forschung vor Augen geführt. Die erste Frage ist zu der 
folgenden physikalischen Frage in Analogie zu stellen: Wie kann ich zwei 
beliebige Naturerscheinungen zahlenmäßig miteinander vergleichen ? Unserer 
zweiten Aufgabe hingegen entspricht die physikalische Aufgabe auf em- 
pirischem Wege Aequivalnzbezichungen zwischen den verschiedenen 
Phänomengruppen herzustellen. Und die Antwort auf die erste (formale) 
Frage wird zu lauten haben, daß hiezu ein Einheitsmaß (Energie) erforder- 
lich sei; die Antwort auf die zweite Frage aber geben Untersuchungen wie 
die von Robert Mayer, in denen das mechanische Wärmeäquivalent 
auf experimentellem Wege festgestellt wurde. Mit dem Postulat der 
wechselseitigen arithmetischen Substituierbarkeit aller Erscheinungs- 
gruppen ist also für die Physik noch BONES egs tiber deren empirische 
Durchführbarkeit entschieden. 


Und ebensowenig ist für die Wirtschaftslehre mit dem Postulat der 
wechselseitigen arithmetischen Gütersubstituierbarkeit schon das 
Kriterium einer erfahrungsgerechten Vollziehbarkeit dieses Postulats 
gegeben. Die Aufgabe einer reinen Wirtschaftslehre, das ist emer 
ökonomischen Formenlehre aber erschöpft sich darin, den ökonomischen 
Sinn der wirtschaftswissenschaftlichen Begriffe festzustellen; alle anderen 
Probleme gehören in den Bereich der Erfahrungswissenschaft von der 
Wirtschaft. 2 | 

Bestimmen wir nun für eine Quantität von Dingen gleicher Art die 
Zahlenzuordnung in der Weise, daß die den einzelnen Mengen zugeordneten 
Zahlen!) der Größe dieser Mengen proportional bleiben, so nennen wir 
diese Dinge Geld. Eine Gütermenge ist also dann Geld, wenn ihre Wert- 


1) Streng genommen sind dieZahlen nichtden Dingen selbst, sondern den mensch- 
lichen Beziehungen zu den Dingen zuzuordnen. 
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zahl (das Wort Wert in dem oben präzisierten formalen Sinne verstand: n} 
. Menge 
der Mengenzahl, das ist dem Quotienten —————————- exdefinitione — 
Einheitsmenße 
gleich ist. Dadurch erscheint die Geldmenge als Wertmesser!) und es ist 
prinzipiell möglich, jedem Güterwert eine Geldmenge als „gleichwertig“ 
zuzuordnen. (Die Geldinenge ist hiebei unbegrenzt zu denken). Eine solche 
Aquivalenzbezichung zwischen der Geldmenge und anderen Gütern heißt 
dann Geldwert oder Preis dieser Warcn.?) 

Auf Grund dieser Feststellungen wollen wir nun noch als Muster- 
beispiel eines der Prinzipien der Wirtschaftslehre, das Gossensche Gesetz, 
das im allgemeinen wegen seines scheinbar psychologischen Charakters eine 
etwas fragwürdige Stellung in dieser Wissenschaft innehatte, seinem 
ökonomischen Sinne nach formulieren. Es wird dann lauten: 

Sei M g die Menge irgend eines von Geld verschiedenen Gutes G, so gibt 
es eine Zahl n derart, daß für jede Zahl n + i > n der Preis der Güter- 
menge. (n + 7) M g kleiner wird als der (n + 2)fache Preis der Güter- 
menge M g. 

Damit ist an die Stelle eines psychologischen Erfahrungssatzes, aus 
dem ökonomische Folgerungen gezogen werden, ein ökonomischer Er- 
fahrungssatz getreten, d. h. es ist sein ökonomischer Sinngehalt, frei 


von allen systemfremdin Beimengunecn zum Ausdrucke gelangt. 


1) An Stelle des Wertmessercharakters die Tauschmittelfunktion als Kriterium 
des Geldes zu bezeichnen, bedeutet wieder eine Vertauschung der theoretischen mit 
der empirischen Sphäre. ; 

2?) Die empirische Preisbildung vollzieht sich in Tauschakten von Waren 
gegen Geld. Unter Tauschakten wird der Inbegriff zweier Auswahlakte verstanden, 
welchein der Weise korrespondieren, daß manin dem einen Akte cin Gut einem anderen 
vorzieht, demgegenüber es in dem zweiten Akte hintangestellt wird. Die dem Gute 
zuzuordnende Zahl (Preis) ist dann die Zahl die der geringsten Geldmenge entspricht, 
der es hintangesetzt wird (für die es zuhaben ist). 
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I. Das Problem und seine Würdigung durch die 
Ä Dogmenkritik. 


1. Antinomie der Lehre vom Primat der Rechtsordnung und jener vom 
Primat der Wirtschaft im Geldwesen. 


Das Geld ist Gegenstand der Rechtsordnung und Mittel des volks- 
wirtschaftlichen Gütertausches. 

Die Lehre vom Gelde hat daher vor allen anderen Aufgaben das Ver- 
hältnis der juristischen und der ökonomischen Kategorie des Geldes fest- 
zustellen und die Frage zu entscheiden, welche dieser beiden Kategorien 
die primäre und damit die für den Geldbegriff maßgebende ist. Das 


Geld kann nicht zugleich im selben Maß eine juristische und eine öko- 


nomische Kategorie sein. Eine von diesen zwei Kategorien des Geldes 
muß gegenüber der anderen sekundäre Stellung haben.') 
Zwei Fälle sind denkbar: 


1. Das Geld ist logisch (seinem wahren Begriffe nach) zuerst „Geschöpf 
der Rechtsordnung“ und gelangt infolge dieser Tatsache auch in der 
Wirtschaft zur Wirksamkeit, oder 

2. das Geld ist ein Mittel der Volkswirtschaft und ist eben wegen seiner 
„Mittel“stellung in der Volkswirtschaft Gegenstand der Rechtsordnung 
geworden. 

Beide Annahmen werden heute im Schrifttum verfochten, doch herrscht 
über ihr gegenseitiges Verhältnis keine Klarheit. Neben grundsätzlich 
feindlichen Stimmen und abfälligsten Urteilen über die Gegenrichtung 
erhält sich auch eine versöhnliche Strömung, die dem Versuch einer 
Vereinigung jener beiden Annahmen, das Wort redet. 

Allein dieser Versöhnungsversuch ist ein methodisch verfehltes Be- 
ginnen; denn die Annahme des Primats der Rechtsordnung und die 
Annahme des Primats der Wirtschaft stehen in einem logisch absoluten 


t) Eine dritte, eine stoffliche Kategorie des Geldes gibt es nicht: denn weder 
Gold noch Silber ist in seinem Naturzustande, außerhalb des menschlichen Gebrauches 
oder z. B.in einer tauschlosen Wirtschaft „Geld“. Es gibt daher auch (worauf im fol- 
‘genden noch zurückzukommen sein wird) keine metallistische Geldtheorie, die unmittel- 
bar und ausschließlich aus dem Stoffe der Edelmetalle das Geldwesen zu erklären ver- 
sucht. Auch die Metallisten empfehlen die Edelmetalle nur wegen ihrer besonderen 
Tauglichkeit für Geldzwecke, denken also mindest „im Zwecke‘ das Geld seinem 
Begriffe nach zuerst, bevor sie an den Gelddienst der Edelmetalle denken. \gl. 
unten S.60f und S. 96 ff. 
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Gegensatz zueinander. Zur Klarlegung dieser Antinomie sei zunächst 
ohne Rücksicht auf Richtigkeit oder Unrichtigkeit der einen und der 
anderen Annahme kurz an einigen Problemen der Geldlehre ihr durch- 
gängiger Gegensatz aufgezeigt. 

Jene Schule, die von der Annahme des Primats der juristischen Kate- 
gorie des Geldes ausgeht, sieht in der Währungsgesetzgebung des 
Staates die essentielle Erscheinung des gesamten Geldwesens, betrachtet 
sie als den „Schöpfer des Geldes“; die Schulen hingegen, die ihre Lehren 
auf der These vom Primat der ökonomischen Kategorie des Geldes 
aufbauen, sehen in der Währungsgesetzgebung des Staates nur eine 
akzidentielle Erscheinung, eine bloße Hilfsdienstleistung des Staates, 
eine allerdings unter Umständen außerordentlich wichtige und einfluß- 
reiche, aber logisch stets sekundäre Ordnungsmaßnahme für das Geld- 
wesen. Diese Richtung wird daher stets an der Möglichkeit eines vor- 
staatlichen Geldes festhalten, jene eine solche Möglichkeit abzulehnen 
_ versuchen.1)?) 

Die juristische Geldlehre betrachtet eben die volkswirtschaftliche 
Rolle des Geldes als Ausfluß seiner durch die Rechtsordnung normierten 
Geltung und verneint, — soweit ihre Vertreter die Lehre folgerichtig 
aufbauen — die Möglichkeit eines in der wirtschaftlichen Leistung der 
Zahlungsmittel begründeten Geldwertes. Da das Geld den Waren kraft 
seiner vorweg durch die Rechtsordnung normierten Geltung gegenüber- 
tritt, kann es sich mit diesen nicht als ein Gleichartiges austauschen, 
kann das Geld nicht erst im Tausche seine Gültigkeit 
erhalten. Denn die Gültigkeit verleiht ihm nach Meinung dieser Schule 
seine Schöpfung durch Staat und staatlich autorisierte Notenbank 
schon vor jeder Verwendung zur Bezahlung von Waren oder Ver- 
pflichtungen — unmittelbar kraft der Rechtsordnung. Das Geld 
erscheint weiters dieser Lehre nicht als Schuldzahlungsmittel, weil es 
Tauschmittel ist, sondern umgekehrt als Kaufmittel, weil es Schuld- 
zahlungsmittel ist. Denn die sogenannte Zahlungsfunktion ist für 
diese Theorie die unmittelbar aus der staatlichen Geltung der „Geld- 
zeichen“ erfließende Funktion, während die Funktion der Tauschvermitt- 


1) Im folgenden werden die beiden Richtungen der Geldtheorie nach ihrer Primats- 
lehre kurz als juristische und ökonomische Geldlehre bezeichnet. 

2) Über die Stellung der juristischen Theorie zu den giralen Zahlungsmitteln siehe 
unten S. 99. 
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hung, da sie nicht unmittelbar auf die durch das Gesetz dem Gelde ver- 
liehene Solutionskraft gegründet werden kann, von der juristischen Geld- 
lehre als eine der Zahlungsmittelfunktion gegenüber sekundäre Funktion 
behandelt wird. 


Die ökonomische Theorie des Geldes kann wieder die Dienste des 


‚Geldes als Schuldzahlungsmittel nur durch logische Ableitung aus der 


Stellung des Geldes im Wirtschaftsprozesse, also beispielsweise durch 
Ableitung aus dem Tauschmitteldienste, begreifen. In der staatlichen 
Anordnung der Geltung des Geldes sieht sie nur eine interne Währungs- 
maßnahme, die nicht mehr als das Verhältnis der gesetzlichen Zahlkraft 
der Geldsorten zueinander normiert, die jedoch für die Wirtschaft bloß 
beschränkte Gültigkeit hat. In der Kaufkraft aber erkennt sie das innere 
und eigentliche Wesen des Geldes. Die staatliche Emission des Geldes 
hat nach der Lehre dieser Richtung nur deklarative, aber für das Ganze 
des Geldwesens keinerlei konstitutive Bedeutung. Der Staat emittiert 
die einzelnen Geldstücke, das Geld aber ist dem Ökonomisten nicht 
Geschöpf der Rechtsordnung, sondern ein Geschöpf des allgemeinen 
Gebrauches, eine oder zwei Güterarten als Tauschgut anzubieten und 
anzunehmen.) 


Eine derartige Gegensätzlichkeit muß, soweit beide Schulen ihre Lehren 
folgerichtig aufbauen, in der Auffassung jeder Einzelerscheinung des 
Geldwesens zutage treten. Der ökonomischen Theorie des Geldes muß 
die rechtliche Ordnung des Währungswesens durch den Staat als eine 
mm ökonomischen Wesen des Geldes hinzutretende staatliche Unter- 
stützung der Volkswirtschaft im Gebrauche des Geldes erscheinen. Für jene 
Lehre hingegen, die auf dem Dogma des Primats der juristischen Kategorie 


des Geldes ihre Folgerungen aufbaut, sind wieder die ökonomischen Pro- 


bleme des Geldes die Sekundärprobleme, an deren Lösung der Geld- 
theoretiker erst herantreten darf, sobald das juristische Geldproblem seine 
Lösung gefunden hat; ist doch das Geld nach Ansicht dieser Schule 


t) Friedrich Wieser ‚Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft in: ,,GrundriB der 
Sozialökonomik, Bd. I, Tübingen 1914, S. 298, 321 und öft r) leitet die Verwendung 
der Geldsorten aus der „Massengewohnheit der Annahme“ ab. In dieser Formel 
erscheint unseres Erachtens das psychologische gegenüber den funktionellen Momenten 
(allgemeine Vorrathaltung und Marktgängigkeit, günstige stoffliche Eigenschaften, Be- 
darf für einseitige Verpflichtungen — nur in Zetteln zu leistende Steuerquote — usw.) zu 
sehr betont. 
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zuerst in der Rechtsordnung vorhanden und gelangt erst in zweiter Linie 
im Wirtschaftsprozeß zur Wirkung. 


2. Die Anfechtung dieser Antinomie wegen „Vereinbarkeit der Ergebnisse.“ 


Wie bereits festgestellt, wird dieser innere Gegensatz der beiden Schulen, 
der auf der absoluten Unversöhnlichkeit der Grundbegriffe beruht, heute 
im Schrifttum nicht genügend beachtet, ja zum Teil nicht einmal erkannt. 

Soweit nicht überhaupt Geringschätzung der theoretischen Pro- 
bleme der Volkswirtschaft vorliegt, sind solche Ansichten regelmäßig 
dem Bestreben entsprungen, über die gegenwärtig die Entwicklung der 
Geldtheorie hemmende, ärgerliche Spaltung hinweg zu einer einheit- 
lichen Lehre zu gelangen. Auch wollen die meisten Schriftsteller nichts 
über die „logischen Probleme“ selbst aussagen, sondern sie leugnen nur 
die durchgreifende Geeensätzlichkeit der „Lehren Knapps“ zu den vor- 
handenen ökonomischen Geldtheorien. 

So hat Bortkiewicz in seiner kurz nach dem Erscheinen der „Staat- 
lichen Theorie“ geschriebenen Abhandlung ‚Die geldtheoretischen und 
währungspolitischen Konsequenzen des Nominalismus‘ die Ansicht ver- 
treten, „daß in währungspolitischer Beziehung zwischen Knapp und den 
Metallisten keineswegs eine unüberbrückbare Kluft besteht,“ ja, „daß 
auch in rein theoretischer Hinsicht die Gegensätze nicht so groß sind, 
wie es den Anschein hat“.!) Dieser Meinung haben sich seither andere 
Geldtheoretiker und auch viele Praktiker angeschlossen. Ein Jahrzehnt 
später schreibt zum Beispiel Schumpeter: ‚Die Ansicht, daß es sich 
da (bei dem Gegensatze zwischen Anhängern und Gegnern Knapps) um 
toto coclo verschiedene Gesichtspunkte handelt, zwischen denen es keine 
Verständigung gibt, ist ebenso oberflächlich wie der Glaube an eine aus 
aller doktrinellen Entwicklung herausfallende .... Neuheit der betref- 
fenden Gedanken.“*) 7 

Die gleiche Betrachtungsweise der Probleme zeigt sich allgemein: Man 
verweist darauf, daß die „Ergebnisse“ derTheorie vom Primat der juristischen 


1) Schmollers Jahrbuch 1906, Oktoberheft, S.3 f. | 

2) „Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige“ im Archiv für Sozialwissenschaft, 
Bd. 44, S.,629. (Im Original keine Sperrung.) — An einer späteren Stelle (S. 638 ff.) 
spricht Schumpeter allerdings wieder von einer Tiefe des Problems der Beziehung 
normativ-juristischer zu den analytisch-ökonomischen Problemen, die er im Zu- 
sammenhang seiner Spezialuntersuchung nicht einmal andeuten könnel: 


D r “ee I FT en 
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Kategorie des Geldes in der Form, in der diese Theorie von Knapp und 
seinen Anhöngern vertreten wird, nicht „unvereinbar“ seien mit den 
„Ergebnissen“ jener Theorien, die von der Annahme des Primats der, 
ökonomischen Kategorie des Geldes ausgehen. | 

Das ist allerdings bis zu einem gewissen Grade richtig, ist jedoch nicht 
der hier entscheidende Gesichtspunkt. 


Die These von der Vereinbarkeit der Ergebnisse der beiden einander 
bekämpfenden Richtungen ia der Geldtheorie ist insofern richtig, als kein 
Schriftsteller, der über Tatsachenkenntnis verfügt, seine Theorie so aufbaut, 
daß sie den Tatsachen geradewegs ins Gesicht schlägt; auch ein Autor, 
der nicht über die glänzende Dialektik Knapps verfügt, wird selbst die 
exstremsten Sätze seiner Theorie in eine Form kleiden, in der sie das 
Ansehen einer Übereinstimmung mit den Tatsachen zeigen. Denn jeder 
Fachschriftsteller ist sich klar, daß eine der Hauptproben seines Dogmen- 
gebäudes durch die Kritik auf den Grad der Übereinstimmung desselben 
mit den Tatsachen gerichtet sein wird. Auch jene Theoretiker, die von 
einem falschen Grundprinzip ausgehen, werden durch das Streben nach 
möglichster Übereinstimmung ihrer Dogmen mit den empirisch bekannten 
Erscheinungen zu einigen richtigen — wenn auch nur cum grano salis 
richtigen — Doktrinen gelangen. 


Ein Beispiel bildet, vom Standpunkte der ökonomischen Geldlehre aus 
gesehen, die Knappsche Lehre von den intervalutarischen Kursen. Den 
Stand des Wechselkurses erklärt Knapp aus dem günstigen und ungünstigen 
Stande der Zahlungsbilanz. Die Wechselkurse werden auch von ihm als 
eine ökonomische, und zwar als eine merkantile Erscheinung aufgefaßt. 
Ebenso wie der Wechselkurs ist nach Knapp auch der intervalutarische 
Kurs des Geldes eine rein merkantile Erscheinung.!) Die Erreichung 
des festen Kurses aber ist nach Knapp das letzte Ziel aller Währungs- 
änderungen. Diese Ausführungen Knapps stimmen mit den Tatsachen 
der modernen kapitalistischen Wirtschaft überein.?) 


') Knapp, Staatliche Theorie, 2. Aufl., S. 204. 

?) Die Wirtschaftsgeschichte kennt allerdings noch andere Ziele der Änderung 
einer Währung. So war für Solon das Ziel seiner Währungsänderung die Seisachthie, 
die teilweise Schuldabbürdung. Für Ungarn aber war beim Übergang der alten 
Donaumonarchie zur Goldwährung ein bedeutsamer Faktor die sogenannte „gerechte 
Relation“, das heißt ein unter der ursprünglichen Parität liegender Kurs, der für 
das an Goldwährungsländer verschuldete Ungarn fiskalischen Gewinn versprach 
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Auf diesem Umwege erscheint jedoch der Primat der wirtschaftlichen 
Zielsetzung gegenüber der rechtlichen Ordnung des Geldwesens auch von 
Knapp anerkannt; denn es ist einsichtig, daß der feste Kurs nicht um 
seiner idealen Schönheit willen Ziel der Währungsgesetzgebung und der 
Währungspolitik ist, sondern wegen seiner volkswirtschaftlichen Be- 
deutung. Die Theorie Knapps umgeht diese Schwierigkeit durch den 
Hinweis darauf, daß das Geld als Geschöpf der staatlichen, in ihrer 
territorialen Wirksamkeit beschränkten Rechtsordnung nur innerhalb 
ihres Geltungsgebietes voll zur Wirksamkeit komme; außerhalb dieses 
Geltungsgebietes aber könne es nur als Nichtgeld behandelt, das heißt als 
Ware gehandelt werden. Der Ökonomist muß jedoch gegen diese Argu- 
mentation einwenden, daß das Ziel „Festigkeit des Kurses“ das Ziel 
„Beständigkeit des Auslandswertes des Währungsgeldes“ die inländi- 
‘schen Wirtschaftsinteressen im Auge hat und daher einen Primat der 
Wirtschaft für das ganze Geldwesen begründet. — Doch wir wollen unserer 
Untersuchung nicht durch eine eingehendere Erörterung dieser Fragen 
vorgreifen. 


Hier wollen wir nur nochmals betonen, daß alle Versuche, Lehrsätze 
die von grundsätzlich ‘unvereinbaren Ausgangspunkten aus gewonnen 
sind, gestützt auf die Tatsache, daß sie durch die Gemeinsamkeit des 
Objektes gewisse äußerliche Verwandschaft zeigen, eklekizistisch zu ver- 
einen, vielleicht einer Popularisierung der jeweiligen Ergebnisse der 
Wissenschaft dienen können, niemals aber imstande sind, eine Weiter- 
entwicklung der wissenschaftlichen Theorie selbst herbeizuführen. 


Bruno Moll hat in seiner Schrift „Die Logik des Geldes“, 2. Aufl., München 
1922, versucht, die staatliche und die wirtschaftliche Geldtheorieinnerlich in seinem 
„Problem des Endes‘ zu vereinen. Zur Mollschen Theorie selbst wird noch an anderem 
Ort einiges zu sagen sein; siehe unten S. 60. Anm. 2 und S. 67 f. Hier sei nur bemerkt, 
daß auch sein Versöhnungsversuch nicht geglückt ist. Moll wirft die Frage der logischen 
Denkbarkeit des Geldes auf und verneint die Denkbarkeit des ewigen Kreislaufes 
des Geldes am Markte. Das Geld ist seiner Meinung nach nur denkbar durch Annahme 
einer irgendeinmal erfolgenden Einlösung in Waren. Dieser Gedanke versöhne den 
Nominalismus und den Metallismus: „Denn dann werden die Metallisten ihren ortho- 
doxen Glauben reformieren müssen, wonach die Einlösung unbedingt und ein für allemaj 
in Metall zu bestehen habe und die Nominallisten werden wieder das Zugeständnis 


Bekanntlich hat Ungarn bei der Aufstellung der Tabellen zur Währungsgeschichte 
Österreich-Ungarns durch Beeinflussung des Guldenkurses auf ausländischen Plätzen 
der der „gerechten Relation‘ ein wenig nachgeholfen. 
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machen müssen, daß irgendeine endliche Befriedigung des Geldinhabers in Nicht- 
geld erforderlich sei.“ (a.a. O. S.96). — Ohne also zunächst zu der Theorie selbst, die 
Moll entwickelt, Stellung zu nehmen, wollen wir hier nur darauf hinweisen, daß die 
Mollsche Problemstellung vom Primat der wirtschaftlichen Kategorie des Geldes 
ausgeht. Die staatliche Theorie aber müßte, wenn sie sich dem Gedanken der Not- 
wendigkeit einer endlichen Befriedigung in Nichtgeld beugen wollte, ihre These vom 
Primat der juristischen Kategorie des Geldes aufgeben. In Wahrheit steht aber 
die staatlich-juristische Geldlehre im essentiellen und direkten Gegensatz auch zur 
Theorie Molls. Gleichwie schon das römische Recht lehrt, daß der Gebrauch des 
Geldes in seiner Ausgabe sich erschöpfe, kennt auch Knapp nur eine Befriedigung 
des Geldbesitzers — die zirkulatorische Befriedigung (siehe unten S. 94 f). 


Anderseits soll nicht verkannt werden, daß auch Irrlehren Erkenntnis- 
quellen für die Theorie sind. Sie sind die logischen Erlebnisse der Wissen- 
schaft, die die empirischen ergänzen müssen und die vor allem für die 
Gesellschaftswissenschaften angesichts der unendlichen Vielgestaltigkeit 
und der rastlosen Lebendigkeit, die ihre Forschungsgebiete auszeichnet, 
die höchste Bedeutung haben. 

Der Versuch eines staatlich-juristischen Aufbaues der Geldtheorie 
durch Knapp wird sich daher auch für die Vertreter der Lehre vom 
Primat der ökonomischen Theorie als in hohem Grade wertvoll erweisen, 
sobald einmal die ökonomische Geldlehre sich von der Verwirrung erholt 
haben wird, in die der erste gewaltige Eindruck des Knappschen Werkes 
sie gestürzt hat. Umgekehrt hätte auch die „Staatliche Theorie“ von 
Knapp nicht zu einem solchen Meisterbau an Schärfe und Ausgeprägtheit 
des Gedankens ausgebildet werden können, ohne das logische Erlebnis 
der vorausgegangenen, von Knapp als metallistisch verdammten Lehr- 
meinungen. | 

Doch diese erkenntnistheoretische Bedeutung der beiden Schulen der 
Geldlehre füreinander gehört auf ein anderes Blatt. Die grundsätzliche 
Unvereinbarkeit der Ausgangspunkte muß dessenungeachtet strenge fest- 
gehalten werden. Nicht der geringste Vorzug des Knappschen Werkes 
ist der, daß sein Verfasser es verstanden hat, den Antagonismus seiner 
Lehre zu den ökonomischen Geldtheorien in vieler Aueh! außerordentlich 
scharf herauszuarbeiten. 


_ 3. Knapps Antinomie: ,,Metallismus — Nominalismus“. 
Knapp hat sich bewußt und methodisch bestrebt, die äußersten Folge- 
rungen aus seiner Grundthese ,,das Geld ist einGeschöpf der Rechtsordnung“ 
zu ziehen. Er hat seiner Lehre das kühne Geleitwort gegeben: „Eine Theorie 
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muß auf die Spitze getrieben werden, sonst ist sie ganz wertlos“. Er hat 
den „sogenannten Geldwert“ und alle Kaufkrafttheorien restlos aus seiner 
staatlich-juristischen Geldlehre verwiesen, die methodische Berechtigung. 
des Geldwertbegriffes geleugnet,.den Geldwert ein bloßes „Spiegelbild 
der Preise“ genannt und hat jenen, die die Bewegung des Geldwertes unter-. 
suchen wollen, vorgeworfen: Sie vertauschten die Beziehung, die zwischen 
Ware und Geld besteht.1) Auch haben Knapp und seine Schüler sich 
bemüht, die Währungsgeschichte i in extenso als reine Rechtsgeschichte 
darzustellen. | 

Die Möglichkeit und — da jede Möglichkeit für die immer unbefriedigte 
Wissenschaft zugleich auch eine Notwendigkeit ist — mithin auch das 
Erfordernis ,,der staatlichen Betrachtung eine ökonomische Betrachtung 
zur Seite zu stellen‘‘%) diese Möglichkeit zu en ist jedoch Knapp 
nie eingefallen. 

Wohl aber hat Knapp von seinem Standpunkte aus die Notwendigkeit 
der logischen Unterordnung der ökonomischen Betrachtung des Geldes 
unter die juristische nachdrücklichst betont. 

An der eben erwähnten Stelle hat sich Knapp zwar mit dem Hinweis 
auf die Geldlehre Bendixens begnügt; zufolge des Umstandes, daß die 
Anweisungstheorie Bendixens, der gleich Knapp den Geldwertbegriff 
verneint, nur ein Zubau ökonomischer Lehrsätze zur Staatlichen Theorie 
ist, ist aber der Hinweis auf Bendixen an sich ziemlich aufschluBreich 
für die Beurteilung der Stellung, die Knapp zu der Frage nach dem Ver- 
hältnisse der ökonomischen und der juristischen Kategorie des Geldes 
einnimmt. | 

Doch selbst, wenn Knapp sich überhaupt nicht über das Verhältais 
der ökonomischen und der juristischen Betrachtung des Geldes geäußert 
hätte, würde schon aus der Anlage seines Werkes der Gedanke des Primats 
der Rechtsordnung im Geldwesen als der Grundgedanke Knapps klar 


1) A. a. O. S. 439 sagt Knapp von dem Statistiker, der Indexzahlen berechnet, 
um dureh sie die Änderungen in der Kaufkraft des Geldes zu bestimmen er 
„betrachtet das Geld als die Sache, deren Wert gefunden werden soll und den Waren- 
komplex als die Sache, mit der man das Geld vergleichen soll. Vorher, bei der Ermitt- 
lung des Preises ist aber die Ware mit dem Geld verglichen worden. Also hat unser 
Statistiker die Beziehung, die zwischen Ware und Geld besteht, vertauscht, und zwar: 
an die Stelle, wo das Geld gestanden hat, setzt er die Ware und an die Stelle, wo die 
Ware gestanden hat, setzt er das Geld.“ 

2) A. a. O. S. 446. . 
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* hervortreten. Knapp hat sich aber bereits in der Eioleitung zu seinem 


Werke in eindeutiger Weise über diese Frage ausgesprochen. Er sagt 
daselbst: „Die Herleitung aus einer staatslosen Betrachtungsweise halte 
ich für ganz veraltet, ja sogar für ganz verkehrt“.1) Gegen Ende seiner 
Ausführungen über den Geldwert verlangt Knapp, daß der Okonomist 
auf der juristischen Theorie aufbauen und sich das, was aus der rechtlichen 
Natur des Geldes folgt, zuerst angeeignet haben müsse, ehe er seine öko- 
nomischen Beziehungen untersuchen könne. 


Knapp spricht nämlich. a.a. 0., S. 444. von der Steigerung der Preise durch die Yer- 
mehrung des Papiergeldes, er betont die Schwierigkeit der Erforschung der Wirkungen 
dieser „vorläufig unvermeidlichen‘‘ Handlung des Staates in Kriegszeiten und führt 
dann aus: „Das bloße Bedauern hilft hier nichts. Man hat sich darauf einzulassen! 
Und um die Natur dieses Mittels aufzuklären, dazu soll die Staatliche Theorie des 
Geldes beitragen. Das geschieht durch die juristische Auffassung die hier nicht beiseite 
geschoben werden kann. — Erst, wenn dies in Ordnung gebracht ist, kann der Öko- 
nomist auftreten; seine Ablehung der Staatlichen Theorie des Geldes hilft ihm nichts. 
Wenn er aber das was aus der rechtlichen Natur des Geldes folgt, sich angecignet hat, 
dann hat er noch reichliche Arbeit vor sich“. 


Anderseits entschlüpft aber auch Knapp gelegentlich eine Äußerung, 
die mit der juristischen Theorie des Geldes nicht in vollem Einklange stcht. 
So erklärt er im Eingang seiner Darlegungen u. a.: die Definition, „jedes 
Zahlungsmittel ist ein Tauschgut‘‘, wäre vollkommen verfehlt, die Zahlungs- 
mittel sind nicht immer Tauschgut, wohl aber Tauschmittel.?) Solche 
Äußerungen, die der Volkswirt geneigt ist, als Anerkenntnis der Stellung 
des Geldes, als Wirtschaftsmittel zu buchen, sind aber nur zufällige 
Ungenauigkeiten des Ausdruckes. 

Weit auffälliger aber ist es, daß Knapp seine Polemik nicht gegen die 
ökonomische Theorie des Geldes schlechthin richtet, sondern in der Haupt- 
sache nur gegen eine künstlich abstrahierte Idee, wie Knapp selbst sagt, 
gegen „den Metallismus als solchen, ohne auf die Bekenner desselben 


)A.20.8.Vl 

:) Vgl. a. a. O. S.2 unten und S. 4 oben; allein an letzterer Stelle fährt Knapp 
fort: „Das Ergebnis unserer Betrachtung ist, vorsichtig gefaßt, wie die Theorie es 
verlangt; wir haben in dem gesellschaftlich anerkannten Tauschgut nichts anderes 
vor uns, als ein Beispiel des Zahlungsmittels; also nicht dessen Definition, sondern 
hur einen besonderen Fall‘. Aus dieser Konklusion erhellt, daß Knapp den Tausch- 
mittelbegriff ohne jede Absicht erwähnt hat und ihm keine Bedeutung für seinen 
Geldbegriff, den er ausschließlich auf dem Begriffe des Zahlungsmittels aufbaut, 
beimißt. 
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näher einzugehen‘ ;!) ohne aber auch — muß hinzugefügt werden — gegen 
die nicht naiv-metallistischen Geldlehren wesentliche Einwände vorzu- 
bringen. Er begnügt sich vielmehr mit der allgemeinen Behauptung: alle 
unsere Nationalökonomen sind Metallisten.?) 


Vor allem durch diese Pauschalverdächtigung trägt auch Knapp 
an dem obenerwähnten Mißverstehen des grundsätzlichen Gegensatzes, 
in dem seine Staatliche Theorie zur ökonomischen Geldlehre steht, sein 
Teil Schuld. Er hat sich nicht damit begnügt, bewußt seine eigene Lehre 
auf die Spitze zu treiben, er hat vielmehr auch die ökonomische Theorie 
auf die Spitze zu treiben versucht. Er hat nicht nur die an darstellerischen 
Vorteilen reiche Darstellungsart einer von jeder Doktrinengeschichte 
freien Entwicklung der eigenen Theorie gewählt, sondern cr hac darüber 
hinausgehend jenen Lehrsatz der ökonomischen Geldtheorie, der ihm 
als die seiner Staatlichen Theorie am meisten widersprechende Doktrin 
erschien, den Satz von der Notwendigkeit einer stofflichen Verankerung 
des Geldwesens herausgegriffen und hat diese Doktrin ungeachtet ihrer 
höchst verschiedenen Gestaltung und Wertung durch die einzelnen volks- 
wirtschaftlichen Theoretiker rücksichtslos nach der Richtung der schärfsten 
Antithese zur „Staatlichen Theorie“ entwickelt. Durch dieses Verfahren 
hat Knapp im Erfolge nicht die Lehrmeinung, die er bekämpfen wollte, 
bekämpft, nämlich die zum Teil von Autoren ersten Ranges im fachlichen 
Schrifttum vertretene metallistische Richtung der Geldtheorie; er hat viel- 
mehr sich selbst dem Vorwurf eines Kampfes gegen Windmühlen aus- 
gesetzt. 


Knapp wollte, wie wir gesehen haben, zu einer allgemein gültigen und 
durchgreifenden Scheidung der Geldtheorien in zwei Klassen den Grund 
legen. Als die eine Klasse der Geldlehre sah er seine Staatliche Theorie 
und die auf gleichem Fundament stehenden Lehrmeinungen an; oder 
richtiger gesagt, die eine Klasse der Geldlehren, die nominalistische, 
wollte er durch seine Staatliche Theorie neu begründen.?) Als zweite 


1) A. a, O.°S. VI. 

2) Knapp, Uber die Theorien des Geldwesens, Jahrbuch für Gesetzgebung, 
Jahrg. XXXIII; S. 432. 

3) Er nennt wohl Richard Hildebrand, Ignaz Gruber, Karl Knies, Lexis 
und Bamberger als Vorgänger, deren Verdienste er nicht zur verdienten Geltung 
bringen könnte, doch können gerade die Genannten nur in sehr beschränktem Maße 
als Nominalisten, sei es auch nur in dem Sinne von ..Nichtmetallisten’, gelten; 
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Klasse der Geldlehre aber betrachtete er jene Geldtheorien, denen sein 
juristischer Geldbegriff fehlte, und jene, die ihn ablehnten; er hat aber 
die Bildung dieser Klasse durch seinen auf die Spitze getriebenen und — 
euphemistisch gesprochen — zu enge gefaBten Begriff des Metallismus 
verfehlt und so für die groBe Masse der ökonomischen Geldtheorien kein 
sie wirklich treffendes Klassifikationsprinzip gegeben. 


4. Die Umdeutung der Knappsehen Klassifikation der Geldtheorien dureh 
die Dogmenkritik. 


Die tiefe Wirkung der Staatlichen Theorie hat dann die Dogmenkritik 
veranlaßt, Knapps unvollständige Klassifikation umzudeuten. 


Jeder volkswirtschaftliche Schriftsteller wehrte sich nämlich gegen 
eine Identifizierung mit der von Knapp aus laienhaften und allenfalls 
publizistischen Ideen geschaffenen götzenhaften Mißgestalt des Metallis- 
mus. Doch nicht nur das; da Knapp seine Staatliche Theorie bloß als 
Gegensatz zu einer fiktiven Extremform des Metallismus entwickelt hatte. 
konnte die Meinung entstehen, daß er keineswegs die ökonomische Geld- 
theorie als selche grundsätzlich bekämpfe, sondern nur eine vereinzelte 
Auffassung, die höchstens als eine besondere Abart der ökonomischen 
Geldtheorie, wenn überhaupt als eine wirkliche Geldtheorie, anzusehen 
ist, nämlich den sogenannten naiven Metallismus. 


Wessen Temperament daher stürmischer, wessen Sinn auf möglichsten 
„Fortschritt“ der Theorie gerichtet war, der bekannte sich ohne tiefere 
Überlegung zum „Nominalismus“. Nicht wenige vergaßen allerdings 
dabei, daß Knapp dieses Wort neu, und zwar gerade zur Bezeichnun« 
seiner Staatlichen Theorie geprägt hatte und wandten diesen Fachausdruck 
in der wörtlichen Bedeutung „Nominalität der Werteinheit“ an. 


Ja, die Dogmenkritiker taten noch einen Schritt weiter, um die Ver- 
wirrung auf-ihren Höhepunkt zu steigern. Sie klassifizierten eine Reihe 


_ Voa älteren Autoren, mit welchen Knapps Lehre zum Teil überhaupt 


keine Berührung hat, wie beispielsweise Adam Müller als „Vorläufer“ 


im weiteren betont Knapp, daß er „vorerst einmal die Staatliche Theorie unter 
Dach bringen mußte, den Ausbau mögen andere vollenden!“ Staatliche Theorie, 
a. a. 0. S. VII. 


® 


n PU O M l 


60 Oskar Zaglits. 


Knapps. Zum Teil gingen sie auch soweit, Knapp die OrBmaNNE, 
abzusprechen.!) 

Bedauerlicherweise hat diese Verquickung der Knappschen Lehre mit der 
ökonomischen Geldtheorie auch in manche Lehrbücher, soin Philippovich „Grund- 
riB der Politischen Ökonomie‘ Eingang gefunden; siehe daselbst 12. Aufl., S. 275 
und vgl. Mises, „Zur Klassifikation der Geldtheorie“ im Archiv für Sozialwissenschaft, 
Bd. 44, S. 211 ff. 


Insbesondere Altmann?) hat den Gebrauch des Fachaysdruckes 
„Nominalismus‘“ zur Klassifikation aller jener Theoretiker eingeführt, die 
eine Wertbegriindungslehre des Geldes durch die Beziehung auf die stoff- 
liche Verankerung der Währung vermeiden. Damit hat er weit größere 
theoretische Gegensätze in der einen Klasse des Nominalismus vereinigt, 
als nunmehr bei dieser Fassung des Begriffes Nominalismus die letztere 
Klasse und die Klasse des Metallismus trennen. Auf der anderen Scite 


1) Siehe beispielsweise oben S. 52 den SchluBsatz des au aus Schumpeters 
Abhandlung ,,Sozialprodukt und Rechenpfennige“. 

2) Altmann, „Zur deutschen Geldlehre des 19. Jahrhunderts‘ in: Die Entwick- 
lung der deutschen Volkswirtschaftslehre im 19. Jahrhundert, Schmollers Festgabe, 
Leipzig 1908, VI. Teil, S. 32 ff. 

Die in der gleichen Schrift S. 4 vorgeschlagene und in der weiteren Darstellung 
durchgeführte Dreiteilung des Geldproblems in das qualitative, das quantitativ- 
dynamische und das modale hat vielfach Anklang gefunden. In ihrem Kern 
brachte diese Gliederung nichts Neues und führte bloß neue Namen für die alte 
Scheidung des Begriffsproblems, des Geldwertproblems und des Währungsproblems 
ein. Eine Gefahr dieser Einteilung liegt aber in einer zu selbständigen Auffassung 
der drei Problemkreise, die sich leicht zum Eklektizismus auswächst. Das zeigt sich 
in den dogmenkritischen Arbeiten Altmanns und neuestens auch Dörings (Die 
Geldtheorien seit Knapp, Greifswalder staatswissenschaftliche Abhandlungen Nr. 7, 
Greifswald 1921), wo durch die Anordnung des Stoffes der einheitliche Aufbau vieler 
Geldtheorien in eine als statisch-qualitativ und in eine als quantitativ-dynamisch 
klassifizierte Hälfte zerrissen, der Widerspruch eklektizistischer Theorien aber verhüllt 
wird. Der letztgenannte Autor ist allerdings bemüht, trotz dieser Zweiteilung des 
Geldproblems den Zusammenhang der beiden Problemkreise festzuhalten und das 
Gesamtproblem nicht zu verlieren. Überdies ist zuzugeben, daß bei dogmenkritischen 
Arbeiten, die heute in der Geldtheorie weitverbreitete Vermischung der Grund- 
prinzipien einen gewissen Anlaß und Entschuldigungsgrund für die Scheidung des 
Gesamtproblems in Problemkreise darstellt. 

In dogmatischen Arbeiten aber verleitet diese Schaidung zu logistischen Experi- 
menten; siehe zum Beispiel die oben Anm. 9 erwähnte Schrift Bruno Molls, „Die Logik 
des Geldes“, deren Problemstellung auf einer Isolierung des statisch-qualitativen 
Geldproblems ruht. In einer späteren Publikation „Die modernen Geldtheorien und 
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hat Altmann, was anerkannt werden muß, dem Begriffe des Metallismus 
viel von jener extrem materialistisch-technischen Zuspitzung genommen, die 
ihm die Staatliche Theorie gegeben hatte; letzteres mit vollem Rechte, da 
Knapps Begriff des Metallismus, wie schon ausgeführt wurde, kaum mehr 
ein aus den tatsächlichen Lehren des wissenschaftlichen Metallismus 
abstrahierter Extremfall zu nennen ist, vielmehr den Grundprinzipien 
des wissenschaftlichen Metallismus, deren funktionellen Kern Altmann 
erfaßt hat, offensichtlich widerspricht. 

Durch die verfehlte Auffassung des von Knapp Borgir Fachaus- 
druckes „Nominalismus“ ging jedoch der richtige Grundgedanke der 
Antithese ,,Metallismus — Nominalismus“, der schon bei Knapp durch 
die Verballhornung des Begriffes „Metallismus‘ verdunkelt worden war, 
gänzlich verloren. 


die Politik der Reichsbank“ (Finanz- und volkswirtschaftliche Zeitfragen, Bd. 45, 
Stuttgart 1917, S.23) muß jedoch derselbe Autor die Undurchführbarkeit einer völligen 
Trennung der Problemkreise zugeben: ,,So deutlich sich nun das statische und das 
dynamische Problem in der Wissenschaft ‚allgemein‘ unterscheiden lassen, so 
schwer ist es, beide Probleme dauernd streng zu trennen“. „Das statische Problem 
läßt sich — fährt Moll fort — bis zu einem gewissen Grade isolieren, vom dynamischen 
loslösen, aber doch nur in sehr beschränktem Maße. Die völlige Loslösung, wie sie 
Knapp versucht hat, ist zu einem schweren Fehler geworden, und die vom Verfasser 
(Moll) in seinem früheren Werke (Logik des Geldes) geplante Isolierung des Gegen- 
standes hat in Wirklichkeit einer Behandlung Platz machen müssen, bei der Gas 
quantitav-dynamische Problem keineswegs außer Betracht blieb.“ 

In Wirklichkeit gibt es eben nur dynamische Probleme, denn alle Zeiten sind, 
wie b.reits John Stuart Mill gelegentlich sagt, im Grunde genommen konjunktural. _ 
Wenn es feste Preise, also feste Austauschrelationen und dauernd 
gleichbleibende Bezugs- und Absatzverhältnisse gäbe, dann könnte der 
alte Gedanke einer vom Gelde befreienden Tauschbank mit größerem 
Erfolge versucht werden als seinerzeit in Marseille! Gemessen an 
der Wirklichkeit hat aber die statische Annahme einer ausgeglichenen Wirtschaft 
nur den Wert einer Hilfskonstruktion, um auch in der Dynamik gültige Gesetze durch 
die Isolierung klarer gewinnen zu können. Das von Moll isolierte statisch-qualitative 
Problem (das dieser Autor übrigens sogar vom Begriffsproblem des Geldes abspalten will, 
vel unten S. 67, Anm. 3)kann und muß nicht etwa wegen seines angeblich rein statischen 
Charakters, sondern wegen seines logischen Vorrangs vor dem Geldwert- und (vom 
Standpunkt der ökonomischen Geldtheorie auch) vor dem Wahrungsproblem gelöst 
werden. Molls Problemstellung (seine Frage nach der endlichen Befriedigung) 
scheitert eben daran, daß m Wirklichkeit das Geld nicht nach dem Werte irgendeiner 
künftigen Einlösung in Nichtgeld, sondern nach seiner gegenwärtigen Gültigkeit 
genommen und gegeben wird. - 
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5. Die sogenannten Klassen der Waren- und Anweisungstheoretiker. 


‘Der Klassifikation der Geldtheorien in metallistische und nomina- 
listische enge verwandt, ja in gewissem Sinn ein Versuch der Erweiterung 
dieser Klassifikation ist die beliebte Scheidung der Geldlehren in Waren- 
theorien und Anweisungstheorien: das mit Recht als begrifflich 
zu enge empfundene Klassenmerkmal ,,metallistische Definition des 
Geldes“ wird hier durch jene „Definition des Geldes als Ware“ ersetzt; 
an die Stelle des Knappschen Leitbegriffes „nominalistische‘‘1) Definition 
des Geldes tritt in dieser Einteilung der Begriff „Definition des Geldes 
als Anweisung‘! 

Diese Erweiterung des Umfanges der beiden der Klassifikation der 
Geldlehren zugrunde gelegten Begriffe wird hier jedoch mit einer bösen, 
methodisch sehr anfechtbaren Verschwommenheit der neuen Kriterien ` 
erkauft. 

Der Gebrauch des Fachausdruckes „Ware“ ist an sich bereits ein 
strittiger. Dieser Fachausdruck kann im weitesten Sinne zur Bezeichnung 
aller am Markt gekauften und verkauften. Dinge, Sachgüter, Arbeits- 
leistungen, Wertpapiere usw. verwendet werden. Nach dem Vorschlage 
Wiesers*) kann aber auch- bloß das „beim Produzenten oder Händler 
arbeitsteilig vorbereitete und zum Absatz bestimmte Produkt‘ als Ware 
bezeichnet werden. 

In letzterem Fall ist durch die Definition des Begriffes „Ware“ offen- 
sichtlich die Möglichkeit, diesem Begriffe den Geldbegriff unterzuordnen, 
ausgeschlossen. Allein auch bei weitester Fassung des Begriffes „Ware“ 
ist es unmöglich, auf der einfachen Definition des Geldes als Ware eine 
Geldtheorie aufzubauen. 

Die Definition des Geldes wird auch von keinem Geldtheoretiker dureh 
seine Bestimmung als Ware für wirklich erschöpft angesehen. Roscher 
hat das bekannte Wort geprägt: „Die falschen Definitionen des Geldes 
lassen sich in zwei Hauptgruppen teilen: solche, die es für mehr und solche, 
die es für weniger halten als die kurrenteste Ware“‘.*) Roscher verschließt 
sich aber trotzdem keineswegs der Unterschiedlichkeit des Geldes gegenüber 


1) = „streng juristisch staatliche“. 

2) Wieser, Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft im Grundriß der Sozial- 
ökonomie, Bd. I, Tübingen 1914, S. 250. 

3) Roscher, Nationalökonomie, 12. Aufl., S. 243. 


Aon e E E ee ee a i 


Die juristische und die ökonomische Kategorie des Geldes. 63 


den (übrigen) Waren. Er selbst definiert das Geld auch nicht einfach 
als umlaufsfähigste Ware, sondern er verlangt van jener Ware, die als Geld 
bezeichnet werden soll, außer der Warenqualität noch eine ganze Reihe 
weiterer Eigenschaften: „Eine .... allgemein beliebte Ware, die eben 
deshalb zur Vermittlung der verschiedenartigsten Tauschoperationen 
zur Messung der Tauschwerte überhaupt, s@wie als Wertträger 
durch Raum und Zeit angewendet wird, nennen wir Geld... 
kommt die Anerkennung des Staates hinzu, daß dieselbe Ware 
als stillschweigend verstandenes Zahlungsmittel für alle Verbind- 
lichkeiten gebraucht werdefi soll ... so vollendet Sich der Begriff 
des Geldes.‘‘!) Wie dieses illustre Beispiel zeigt, kann auch eine auf der 
Warendefinition des Gelles aufgebaute Geldlehre den ökonomischen Be- 
sonderheiten, ja auch den juristischen Beziehungen des Geldes gerecht 
werden. Immerhin aber kann eine auf der Warendefinition aufgebaute — 
also nach dem eben Gesagten —, eine ökonomische Geldlehre letzteren 
(den juristischen Beziehungen des Geldes) nur sekundäre Bedeutung bei- 
messen, was auch Roscher und Knies ausdrücklich betonen.*) 


Übrigens gibt der Warentheoretiker schon dadurch, daß er das Geld 
zum Gegenstande einer besonderen Untersuchung macht, ob er will 
oder nicht, zu, daß das Wesen des Geldes gegenüber dem der Ware Sonder- 
heiten aufweist. Der Sinn der Warendefinition des Geldes ist deshalb 
nicht: „Das Geld ist nichts anderes als eine kurrenteste Ware‘; die . 
Warendefinition des Geldes besagt vielmehr nur: „Das Geld verhält sich 
in gewissen Beziehungen wie eine Ware, es ist eine warenähnliche, eine 
warenartige Erscheinung; das Geld ist daher sehr wohl auf Grundlage 
des Warenbegriffes zu definieren“. : 


Da die Begriffsbestimmung des Geldes als Ware weder auf dem vollen 
Warenbegriff aufbaut, noch den Sinn des Geldbegriffes zu erfassen vermag, 


ist ihre Annahme und Ablehnung keineswegs maßgebend für den gesamten 


1) Roscher, a. a. O., S. 241; an anderer Stelle (S. 245) sagt Roscher: „Zu leugnen 
ist übrigens nicht, daß die meisten neueren Nationalökonomien die Eigentümlich- 
keiten, welche das Geld von anderen Waren unterscheiden, nicht genug im Auge 
behalten haben; wie dies namentlich in der seit Hume und Adam Smith vorherr- 
schenden Lehre von der Handelsbilanz klar wird“. 

:) Vgl. Roscher, a. a. 0O., S. 246: „Sehr gut zeigt Knies, wie die Bestimmung 
des Geldes von Staats wegen als gesetzliches Zahlungsmittel für dessen Bedeutung 
zwar sekundär, aber keineswegs irrelevant ist“. 
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Aufbau der Geldtheorie. Insbesondere begriindet ihre Ablehnung noch 
keineswegs eine in allem und jedem zur Warentheorie des Geldes anti- 
thetische Geldlehre. Richard Hildebrand,!) der im Gelde das gerade 
Gegenteil einer Ware sieht, ist nichtsdestoweniger Metallist. 

Manche Schriftsteller, wie Karl Helfferich,*) haben daher den Streit 
darüber, ob das Geld eine Ware oder das Gegenteil einer Ware ist, für 
nicht mehr als einen bloßen Wortstreit gehalten. Karl Menger?) hat mit 
Recht vor dieser Übertreibung gewarnt. In der Frage nach der Stellung 
des Geldes zur Ware liegt ein grundlegendes Problem der Geldtheorie 
vor uns, auf das wir allerdings.im Rahnfen dieser Untersuchung nicht 
näher eingehen können. 

In einer Hinsicht aber ist es richtig, wenn’ Helfferich von einem 
Wortstreite spricht, und zwar gerade im Hinblick auf die Definition 
des Geldes; da die Definition des Geldes als Ware nicht in vollem Sinne 
des Wortes gebraucht werden kann; sondern nur in einem beschränkten 
und beziehungsweisen, da auf Grundlage dieser Definition weitestgehende 
Verschiedenheiten im Ausbau der Geldtheorie möglich sind, anderseits 
wieder die Ablehnung dieser Definition keine notwendige Grundverschieden- 
heit der Lehre gegenüber den „Warentheoretikern“ zur Folge hat, aus allen 
diesen Gründen kann der bloßen Definition des Geldes als einer Ware 
keine andere Bedeutung zuerkannt werden als die eines illustrativen Bildes. 

Man muß der Warendefinition des Geldes erst einen bestimmten Sinn 
"unterlegen, wenn durch sie eine ausgesprochene Richtung der Geldtheorie 
bezeichnet sein soll. Dann aber wird in Wahrheit nicht nach der Definition 
des Geldes als Ware und nicht nach dem Fehlen einer solchen Definition 
klassifiziert, sondern nach dem untergelegten Sinn. Diese Deutungs- 
versuche sind recht unterschiedlich. Oft wird die Warendefinition in dem 
Sinne verstanden, daß nur eine Ware Geld sein könne, weil, wie beispiels- 
weise Knies ausführt, nur ein selbst werthabendes Ding als Wertmesser 
brauchbar sein konne;‘) in diesem Fall ist die Definition des Geldes als’ 
W are ¿treng metallistisch gemeint. Die Definition des Geldes als Ware kann 

a) Richard Hildebrand, Die a des Geldes, Jena 1883. 

2) Karl Helfferich, Das Geld. 2. Aufl. Leipzig 1910, S. 223. 

3) Karl Menger, Artikel Geld im Hdw. d. Staatswiss., 3. Aufl., S. 566: Der 
Satz, daß das Geld eine Ware sei, hatte bei den Geldtheoretikern ursprünglich nur 
die Bedeutung: „Das Geld ist keine Anomalie der Volkswirtschaft, keine Verkchrs- 


“marke, kein Zeichen‘. 
*) Knies, Geld und Kredit, 1. Bd., 2. Aufl., S. 148. 
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aber auch bloß im negativen Sinn gemeint sein: „Das Geld ist keine An- 
weisung‘‘.1) Hiebei wird jedoch die Klasse der Warentheoretiker nicht 
nach einem eigenen, ihnen gemeinsamen Grundprinzip, sondern nach 
einem von ihnen vermiedenen Grundprinzip gebildet. Eine solche 
Klassifikation kann bestenfalls als unvollkommen gewertet werden, denn 
sie besagt nichts über das Verhältnis der negativ charakterisierten Theorien 
zueinander. Es ist daher die logische Möglichkeit gegeben, daß zwischen 
den nach einem negativen Merkmal klassifizierten Theorien wieder die 
größte Gegensätzlichkeit obwaltet. Außerdem steht eine solche Bildung einer 
Klasse von Warentheoretikern aus allen jenen Theorien, welche sich nicht 
auf das Anweisungsprinzip gründen, selbstverständlich unter der Voraus- 
setzung, daß wenigstens dem Anweisungsprinzip ein klarer und eindeutiger 
Gedanke innewohnt. 

Als Warentheorien können endlich nicht nur negativ alle jene Theorien, 
die im Gelde keine Anweisung sehen, sondern positiv alle jene Theorien 
bezeichnet werden, die im Gelde primär eine wirtschaftliche Erscheinung 
sehen. In diesem Falle ist jedoch die Bezeichnung der ökonomischen 
Geldtheoretiker als Warentheoretiker in mehr als einer Hinsicht verfehlt. 
Es gibt, wie wir gesehen haben, ökonomische Geldtheorien, die die Waren- 
definition des Geldes ablehnen.?) Der ökonomische Geldbegriff ist zweitens 
durch die Definition des Geldes als Ware auch wenn sie verwendet wird, 
wie wir gleichfalls gesehen haben, nur in höchst geringem Maße gekenn- 
zeichnet. Der Sinn einer solchen Definition ist kaum mehr denn ein bild- 
licher und das Bild wenig bestimmter als Davanzatis Vergleich des 
Geldes mit dem Blute oder Humes Vergleich mit dem Öl, welches den 
Umlauf der Räder im Handelsverkehr leichter und geschmeidiger macht 
oder die Bezeichnung des Geldes als den ,,nervus rerum gerundarum“. 
Endlich ist überhaupt die Klasse der ökonomischen Geldtheorien heute viel 
zu different, als daß das Gemeinsame ihrer Definitionen des Geldes in mehr 
erblickt werden könnte als in der These vom Primat der ökonomischen 
Kategorie des Geldes. 

Fassen wir also zusammen, so müssen wir sagen, daß es wohl möglich 
ist, die Definition des Geldes als Ware mit einem unterlegten Sinn zu 


1) Vgl. oben Anm. 27, Menger, Art. „Geld“ im H. W. B., der jedoch diese negative 
Auffassung mit einer zweiten positiven verbindet, vom strengen Metallismus jedoch 
abweicht. 


2) R. Hildebrand a. a. O., siehe oben S. 64. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 5 
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gebrauchen, der diese Definition geeignet macht, das Kriterium der einen 
großen Klasse der ökonomischen Geldtheorien abzugeben. Wir müssen 
aber auch feststellen, daß zur Bestimmung dieser Klasse der Geldtheorie 
die verbale und nur bildlich gemcinte Definition des Geldes als Ware 
unnötig ist, ja daß sie cher verwirrend wirkt, indem sie dazu verleitet, 
die Klasse der ökonomischen Geldtheorien zu enge-zu umgrenzen. (Über 
die Verwendung der Definition des Geldes als Ware im negativen Sinne 
— nicht Anweisung — werden wir ein Urteil gewinnen, wenn wir uns 
nunmehr der Frage nach der Bedeutung der Definition des Geldes als 
Anweisung zuwenden.)!) 

Der Begriff Anweisung ist zunächst ein juristischer Begriff. Anweisung 
im juristischen Sinne ist eine seitens des Anweisenden dem Anweisungs- 
empfänger erteilte Ermächtigung, Vermögenswerte von einem Dritten, 
dem Angewiesenen auf Rechnung des Anweisenden zu erheben. Die 
juristische Konstruktion der in der Anweisung enthaltenen Schuldverhält- 
nisse ist eine strittige. Sie hat jedoch für uns kein Interesse, da die Definition 
des Geldes als Anweisung niemals im strengen Rechtssinne verstanden 
wird. Der Jurist versteht nämlich unter Anweisung stets ein Schuld- 
verhältnis, das durch einmalige oder auch sukzessive Leistuag des Geschul- 
deten sein Ende findet, getilgt wird.?) 

Das Geld jedoch ist für jeden neuen Besitzer eben dasselbe Kauf- 
mittel, das es für seinen Vorgänger war. Das Geld verliert dadurch, daß 
es kauft, daß es also — im Sinne der Anweisungstheorie gesprochen — 
in der angewiesenen Leistung eingelöst wird, nichts von seiner Kauf- 
und Zahlkraft; das Geld ist, um eine der Warendefinition des 
Geldes entlehnte Bildform zu gebrauchen, höchstens als „ewige An- 
weisung‘“ zu bezeichnen. Dieser Anweisungsbegriff ist jedoch im 
Schrifttum nie in ausgeprägter Form vertreten worden. . Anklänge 


1!) Döring, a. a. O. hat die Klasse der Warentheoretiker in diesem Sinne negativ 
gebildet und eine Reihe von Autoren, die an eine Definition des Geldes als... Ware“ 
überhaupt nicht dachten, als Warentheoretiker klassifiziert. 

2) Bemerkt sei, daß Wechsel. echte juristische vollgültige Anweisungen um ihres 
Zinsertrages willen auf der Börse als Waren gehandelt werden. Wird der Warenbegriff 
in dem erwähnten weiten Umfang etwa im Sinne der Definition Mengers verstanden, 
so sind diese Anweisungen in der Tat als Waren definiert, was mit dem behaupteten 
absoluten Gegensatze des Waren- und des Anweisungsbegriffes nicht sehr überein- 
stimmt. 
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allerdings finden sich öfter, so bei Buquoy, der den Begriff der 
Zahlung im Gegensatze zu Knapp in dem Sinne materieller Befriedi- 
gung gebraucht und daher zu dem Schlusse kommt: „Wer mit Getre‘de 
bezahlt wird, ist. wirklich bezahlt, hingegen wer mit Geld bezahlt 
wird, dem ist bloß die Anweisung auf eine wirkliche Bezahlung gegeben, 
die sowohl von der Meinung des Menschen wie von Zeit und Ort noch immer 
abhängig ist“.1) Auch Bruno Molls Lehre vom Problem des Endes 
könnte allenfalls hieher gerechnet werden, da sie das Geld nur im Hin- 
blick auf eine kommende Befriedigung in Nichtgeld umlaufen läßt, es 
also im wesentlichen gleich einem oft girierten Wechsel auffaßt.?2) Im 
Sinne dieser Theorie würde zum Beispiel die Einschmelzuug von Gold- 
stücken als Einlösung der Anweisung, die jedermann in Form der Münze 
in der Hand hat, aufzufassen sein. Diese Auffassung widerspricht jedoch 
dem Sinn und Zweck des Geldes. Das Geld wird nicht zu dem Zwecke 
geschaffen, die Goldmünze wird nicht zu dem Zweck ausgeprägt, damit 
sie zu einem späteren Zeitpunkte von einem Goldschmied wieder ein- 
geschmolzen werde, sondern zu dem Zweck, um als Zahlmittel, Tauschmittel 


usw. zu dienen. Die Mörlichkeit der stofflichen Befriedigung mag für 


die Wertschätzung des Geldes welche Bedeutung immer haben, der Be- 
griff des Geldes kann auf dem Glauben an eine irgendwann erfolgende Ein- 
lösung in Nichtgeld nicht ausreichend fuadiert werden. (Moll hat 
dies auch eingesehen und seine Lehre vom Problem des Endes auf 
einem unabhängig von ihr gewonnenen und daher mit ihr in keinem 
inneren Zusammenhange stehenden, allgemein gehaltenen Geldbegriff auf- 
gebaut.)®) Noch weniger als die Einschmelzung kann die Rückkehr des 
Geldes zur Emissionsstelle als endliche Einlösung der Anweisung „Geld“ 
aufgefaßt werden. Erfolgt diese in Form der Rückzahlung einer Schuld 
an die Notenbank, so liegt eine Kompensation zweier Schuldverhältnisse 
und keine Einlösung vor; erfolgt die Rückkehr des Geldes zur Emissions- 
stelle zum Zwecke des Umtausches abgenutzter Münzen gegen ncugeprägte, 


1) Fr. A. Graf Buquoy, Die Theorie der Nationalwirtschaft, Leipzig 1815; 
zitiert nach Moll, Logik des Geldes. Buquoy hat auch die Schwierigkeit eines An- 
Weisungsbegriffes mit wechselndem und in seinem Maße schwankendem Inhalt erfaßt. 

2) Siehe oben S. 54f. und S. 60, Anm. 2. i 

3) Auf die Ausführungen Molls über die Unmöglichkeit eines allgemein gültigen 
Geldbegriffes kann hier nicht näher eingegangen werden. Bemerkt sei nur, daß es 
paradox ist, eine spezifisch logische Theorie ohne eine exakte Begriffsentwicklung 
geben zu wollen. 
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unbrauchbar gewordencr Banknotca gegen neugedruckte, so liegt juristisch- 
volkswirtschaftlich betrachtet nur ein Umtausch der Form vor. Nicht 
zuletzt scheitert der Gebrauch des Fachausdruckes „Anweisung“ in An- 
lehnung an den strengen Sinn dieses Wortes an der Tatsache, daß cs bei 
stoffwertlosen Zahlungsmitteln unsicher ist, worin und in welchem Werte 
ihre irgendeinmal gedachte Einlösung erfolgen wird. 

Die modernen Anweisungstheoretiker haben sich übrigens um die 
juristische Konstruktion ihres Grundbegriffes sehr wenig gekümmert, 
und ihm einen von dem Rechtsbegriff „Anweisung“ vollständig verschie- 
denen Sinn gegeben. Formell erklären sie das Geld als eine Anweisung 
der Allgemeinheit an den Geldbesitzer auf das, was cr am Markte für 
diese Anweisung erhalte. „Es ist wiederholt ausgeführt worden, daß 
eine Anweisung an den, der geben will, auf jene Sache, die Verkäufer 
und Käufer zu tauschen vereinbaren, und auf soviel, als sie gegen eine 
bestimmte Geldsumme zu tauschen vereinbaren, nicht als ernsthaft 
gemeinte, ja überhaupt nicht als schlüssige Konstruktion angesehen werden 
kann.!) 

Wie ist es aber möglich, daß ein solche Konstruktion dennoch aufgebaut 
und mit Nachdruck und Erfolg vertreten werden konnte? Das Geheimnis 
der Anweisungstheorie, wie sie moderne Geldtheoretiker zumeist in größerer 
oder geringerer Annäherung an Knapp entwickelt haben, liegt darin, 
daß in ihr der Anweisungsbegriff bloß formal der Grundbegriff ihres Lehr- 
gebäudes ist, hinter welchem sich in Wirklichkeit ein ganz anderer Gedanke 
verbirgt, nämlich entweder der Gedanke, daß bei Arbeitsteilung jeder Wirt- 
schafter kraft seiner Vorleistung, die er im Verkaufe hingegeben hat, 
Anspruch auf den Erhalt entsprechender Leistungen anderer Wirt- 
schafter beim Kaufe hat, oder auch bloß der allgemeine Gedanke an die 
Tatsache, daß jeder Geldbesitzer Arbeiten oder Waren anderer beim 
Kaufe für sein Geld erhält. In diesem ihrem inneren Sinne verstanden, 
erscheint also die Anweisungstheorie des Geldes als nichts anderes denn 
als ein Versuch zeitgemäßer Reform der alten scholastischen Doktrinen 
vom gerechten Preis.) 


1) Schr anschaulich sind diesbezüglich die Ausführungen Otto Heyns in seiner 
posthum erschienenen Schrift über ,,Geldschépfung und Inflation“, in Finanz- und 
volkswirtschaftliche Zeitfragen, 73. Heft; Stuttgart 1921, S. 16 ff. 

2) Vgl. über die Wert- und Preislehre der Scholastik Thomas v. Aquin, ed. 
Schreyvogel, Sammlung Herdflamme, Jena 1923. 
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Hinter diesem Versuche der formalen Anweisungstheorie das Auf- 
scheinen der Gegenleistung im „Verkauf-Kaufe“ zu erklären, verbirgt sich 
letztlich die materielle Forderung nach einer bestimmten, gerechten, 
„idealen“ Geldverfassung. 


Der Anweisungsbegriff des Geldes kann mithin in zweifachem Sinne 
verstanden werden: Das Geld kann als eine stets fortgesetzte Anweisung 
aufgefaßt und es kann dabei an eine nach der Lehre des Autors irgend- 
einmal zu erwartende Einlösung des Geldes in Nichtgeld gedacht werden; 
die Formaldefinition des Geldes als Anweisung kann aber auch einer 
Anspruchsthcorie das Gewand geben. In keinem dieser Fälle ist die 
Anweisungstheorie wirklich eine Lehre vom Geldbegriffe; in der erst 
erwähnten Fassung ist sie eine Lehre vom Ende des Geldes, in der letzt- 
erwähnten eine Lehre von der idealen Geldverfassung (siehe zum Beispiel 
Bendixens „Klassische Geldschöpfungstheerie‘‘). 


Die Anweisungstheorie kann daher an und für sich genommen sowohl 
mit der Lehre vom Primate der ökonomischen als auch mit der Lehre 
vom Primate der juristischen Kategorie des Geldes verbunden werden. 
Denn sie ist ihrem Inhalte nach keine Lehre vom primären Wesen des 
Geldes, sondern sie beinhaltet nur sekundäre Thesen, mag sie sich immerhin 
auch formell als Lehre vom Geldbegriff geben. 


In der Tat zeigt sich auch, daß die Anweisungstheorien bald als ökono- 
mische bald als juristische Geldlehre entwickelt werden. | 


Die Anweisungstheorie kann dem ökonomischen Gedanken der Ewig- 
„keit des Geldes Ausdruck verleihen, dann argumentiert sie: das Geld 
kann niemals verbraucht werden, infolgedessen ist der Gebrauchswert 
des Geldes kein Wert konsumtiver oder produktiver Ordnung, sondern 
immer nur ein mittelbarer Wert, der Wert dessen, was man dafür erhält; 
etwa ein Wert, wie der einer Theaterkarte, eines Eisenbahnbilletts. (Wollte 
der Anweisungstheoretiker die Ungewißheit des Erlöses andeuten, so 
müßte er eigentlich ein anderes Bild zum Beispiel das eines Lotterieloses 
wählen!) Diese der subjektiven Geldlehre vertraute Argumentation hat 
vor allem Schumpeter anweisungstheoretisch ausgebaut und auf ihrer 
Grundlage eine Einkommensquantitätstheorie des Geldwertes entwickelt. 1) 
Auch Wiesers Geldlchre ist in diesem Sinne gedacht, obwohl Wieser 


1) Schumpeter, Sozialprodukt und Rechenpfennige, vgl. oben Anm. .... 
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das Bild der Anweisung vermeidet und an scine Stelle den Gedanken der 
volkswirtschaftlichen Zahlungsgemeinsschaft setzt.1) 

Der Anspruchsgedanke kann aber auch ebensogut auf der Grundlage 
einer juristisch-staatlichen Auffassung aufgebaut werden. So hat Ben- 
dixen seine Anweisungstheorie auf dem Boden von Knapps Staatlicher 
Theorie des Geldes errichtet. Knapp lehrt, daß das Währungsgeld kraft 
der staatlichen Geltung zirkuliertund Bendixen versucht diesen Gedanken 
durch seine Anspruchslehre zu ergänzen, durch die These, daß der Geld- 
besitzer kraft seiner Vorleistung Waren erhalten müsse.?) 

Bendixens Anweisungstheorie lehnt im Gegensatz zu Schumpeter 
den Geldwertbegriff ab, da sie ihre Lehre nicht auf einer wirtschaftlichen 
Auffassung, sondern einer autoritär-juristischen Auffassung des Geldes 
aufbaut. Ähnliche Lehren entwickelten bereits manche ältere Anweisungs- 
theoretiker, während andere, wie Hume, ihre Anweisungstheörie auf 
Grundlage einer ökonomischen Auffassung des Geldes entwickelt haben. 

Es würde uns hier von unserem Thema zu weit abführen, wollten wir 
diese in vieler Hinsicht interessanten Problemstellungen weiter verfolgen. 
In unserem Zusammenhange mußten wir die weit verbreitete, aber irrtüm- 
liche Ansicht zurückweisen, daß die Anweisungstheorie eine selbständige 
und besondere Geldlehre entwickelt habe. 

Wir haben dieses Ergebnis durch Analyse der Lehren der Anweisungs- 
theorie selbst erhalten. Dieses Ergebnis ist aber für uns, die wir von der 
grundsätzlichen Voraussetzung der Antinomie der Lehre vom Primat 
der juristischen und jener vom Primat der ökonomischen Kategorie des 
Geldes ausgehen, ein notwendiges. Die Anweisungstheorie ist an sich 
genommen noch keineswegs eine ökonomische Theorie des Geldes. Die 


1) Wieser, a. a. O., S. 301 ff. ' 


2) Es ist allerdings behauptet worden, Knapp habe die Anweisungstheorie als 
Axiom vorausgesetzt (siehe zum Beispiel Moll, Logik des Geldes, 2. Aufl., S. 37), ja die 
Lehre Knapps wurde auch einfach als eine der Anweisungstheorien behandelt. Auf 
dem Wege zur richtigen Wertung der Stellung der Anweisungstheorie Bendixens zu 
Knapp befindet sich Mises. Er sagt a.a. 0., S. 204: „Bendixen ist übrigens nicht 
bloß Anhänger der Staatlichen Theorie des Geldes; er vertritt gleichzeitig auch die 
Lehre, die im Geld eine Anweisung erblickt. Die akatallaktischen Anschauungen 
über das Geld lassen sich eben nach Belieben kombinieren.“ Wie der Nachsatz 
zeigt, geht aber Mises über die Frage nach dem Verhältnis der juristischen Geldlehre 
und der Anweisungstheorie mit einer allgemeinen, nicht näher begründeten Behanptung 
hinw g. 
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Anweisungstheorie ist aber auch, da cine Unterordnung des Geldbegriffes 
unter den echten juristischen Anweisungsbegriff unmöglich ist, keine 
notwendig juristische Theorie des Geldes. Da es jedoch nur zwei logische 
Kategorien des Geldes, eine juristische und eine ökonomische, gibt, wäre eine 
dritte Kategorie, etwa eine „Anweisungskategorie“, des Geldes ein logischer 
Unsinn. Somit ist a priori keine andere Möglichkeit gegeben, als die von uns 
gefundene Sekundärstellung des Anweisungsbrgriffes, die es ihr ermöglicht, 
ihre Lehren sowohl auf Grundlage eines ökonomischen wie auch auf der 
eines juristischen Geldbegriffes aufzubauen, — wobei sie allerdings eben 
zufolge der grundsätzlichen Antinomie der juristischen und der ökono- 
mischen Geldlehre zu gänzlich verschiedenen Ergebnissen gelangt. 
Zusammenfassend können wir also sagen, daß die Klassifikation der 
Geldtheorien in Warentheorien und Anweisungstheorien beide Klassen | 
auf unbrauchbaren Grundlagen errichtet. Die Klasse der Warentheorien 
faßt eine Gruppe ökonomischer Geldlehren ohne strenge Abgrenzung und 
ohne einen diesen Lehren wirklich gemeinsamen Grundbegriff zusammen. 
Die Klasse der Anweisungstheorien aber ist überhaupt nach einem sckun- 
dären Charakteristikum der Geldtheorien gebildet und vereinigt Lehr- 
meinungen, die entgegengesetzte Begriffe entwickeln, miteinander. 


6. Der Klassifikationsversuch von Mises. 


Emen anderen Versuch, die Knappsche Klassifikation der Geldlehren 
fortzubilden, hat Mises unternommen. Er klassifiziert die Geldtheorien 
nach ihrer Stellung zur Verkehrswirtschaft. 

Jene Theorien, die das Geldproblem als „Teil einer Theorie der Tausch- 
wirtschaft behandeln“, die „das Wesen des Geldes in der Vermittlung des 
Tauschverkehres suchea, seinen Wert nach den Gesetzen des Tauschver- 
kehres erklären“, klassifiziert Mises als katallaktische Geldtheorien. 
dene Auffassungen aber, die „sich in kein System, das die Vorgänge des 
wirtschaftlichen Verkehrs beschreibt, einfügen“, faßt er in die Klasse der 
„akatallaktischen Geldlehre“ zusammen.t) 

Ein Vorzug dieser Klassifikation gegenüber der vorher besprochenen 
ist darin zu sehen, daß die Klassifikation von Mises auf einem klaren, 
scharf umgrenzbaren Klassifikationsprinzip aufbaut. Allein auch gegen 
diesen Klassifikationsversuch müssen Einwände erhoben werden. 


_ ') Ludwig von Mises, „Zur Klassifikation der Geldtheorie‘ in: Archiv für Sozial- 
Wissenschaft, Bd. 44, S. 198 ff. 
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Mises verzichtet von vornherein darauf, für die zweite Klasse der 
akatallaktischen Geldtheorien nach einem gemeinsamen positiven 
Klassenmerkmale zu fragen.!) Allerdings nicht ohne Absicht. Er erachtet 
nämlich bloß die Geldlehren der ersten Klasse für wirkliche Theorien, 
mit welchen sich die Wissenschaft zu befassen hat. Die akatallaktischen 
Geldlehren hingegen sind für ihm keine wirklichen Geldtheorien; er 
bezeichnet sie mit Vorliebe bloß als „Auffassungen“ oder als „Versuche, 
das Geldproblem zu deuten“, als „Ansichten“ usw. Ja, es erscheint ihm 
geradezu „auffällig, daß die akatallaktischen Ansichten über das Geld 
nicht durch Aufkommen der katalaktischen Geldlchre völlig verdrängt 
wurden.‘‘?) Auf der anderen Seite betrachtet Mises die katallaktischen 
Geldtheorien als den natürlichen Ausfluß jeder Verkehrswerttheorie. Er 
sagt darüber: „Jede Wirtschaftstheorie muß auch eine Geldwertiheorie 
bieten können und jede Geldwerttheorie muß sich in eine allgemeine Wert- 
lehre einfügen lassen‘.?) 

Diese Ausführungen Mises’ sind dogmengeschichtlich anfechtbar. In 
der Dogmengeschichte ist gerade die Erscheinung auffällig, daß nach 
einer hohen Entwicklung der katallaktischen Geldtheorie, die durch Namen 
wie Knies, Roscher, R. Hildebrand, C. Menger, A. Wagner, 
Lexis u. a. m. gekennzeichnet ist, eine neue Blüte der akatallaktischen 
Geldlchre beginnt; ja daß gerade in diesem Zeitpunkt zum ersten Male in 
der Geschichte, durch Knapp und Bendixen eine Schule akatallaktischer 
Geldtheoretiker begründet wird. 

Zweitens ist es dogmengeschichtlich unrichtig, daß allgemeine Wert- 
lehre und Geldwerttheorie stets auf einem Prinzip aufgebaut wurden. 
Vor allem die Quantitätstheorie wird bei einer außerordentlich großen, 
wenn nicht bei der Mehrzahl der Ökonomisten in einem Gegensatz zur 
allgemeinen Wertlehre entwickelt. Diese Geldwertlchre ist zwar entstanden 
aus einer Anwendung der naivsten Form der allgemeinen Wertlehre: alles 
Gold und Silber galt Davanzati als im Werte gleich allen vorhandenen 
nützlichen Dingen. Über diese naivste Form der Verkehrsgleichung ist 
aber die Quantitätstheorie hinausgelangt, und in ihrer heutigen cent- 


1) Das gemeinsame Klassenmerkmal aller akatallaktischen (reldtheorien ist 
nach Mises bloß ein negatives: „Sie lassen sich in kein System der Katallaktik 
einfügen“. A. a. O. S. 200. 

2) Mises, a. a. O., S. 199. 

3) Ebenda. 
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wickelten Gestalt ist sie die typische Sonderlehre vom Geldwert. Als 
solche ist sie mit objektiven Wertthcorien ebensogut verbunden worden 
wie mit subjektiven. Nur ein verhältnismäßig geringer Teil jener Schrift- 
steller, die auf dem Boden der subjektiven Wertlehre stehen, hat versucht, 
in der Einkommenslehre die Quantitätstheorie organisch mit der subjek- 
tiven Wertlehre zu verbinden. Im Gegensatze zu diesen ist ein anderer 
auf dem Boden der subjektiven Wertlehre stehender Autor, einer der 
hervorragendsten Vertreter der modernen Quantitätstheorie, Irving Fisher, 
sogar soweit gegangen, daß er der quantitätstheoretischen Erklärung 
des Geldwertes den logischen Vorrang vor der allgemeinen Wertlehre 
eingeräumt hat, da die Erklärung eines einzelnen Preises nur auf Grund- 
lage des gegebenen allgemeinen Preisstandes möglich sei.) 

Auch andere Geldtheorien, wie beispielsweise die Vertrauenstheorie, 
bauen die Geldwertlehre ohne Zusammenhang mit der allgemeinen Wert- 
lehre auf. Will Mises die Vertrauensthcoretiker aus der Klasse der katallak- 
tischen Geldtheoretiker ausschließen ? Er spricht sich darüber nicht näher 
aus, doch ist kaum eine Möglichkeit zu schen, wie die Vertrauenstheorie 
des Geldes als Teil einer allgemeinen Wertlchre gedacht werden kann. 

Vom methodologischen Standpunkt ist gegen die Einteilung von Mises 
einzuwenden, daß sie die Klasse der katallaktischen Geldtheorien rein 
individualistisch bildet. Die Geldlehre Adam Müllers wird beispielsweise 
von Mises als aktallaktische Geldlehre bezeichnet.2) Der Begriff der 
Katallaktik wird cben von Mises als individualistischer Begriff ent- 
wickelt. Mises geht an der Tatsache vorbei, daß der Wirtschafts- 
begriff von den einzelnen Theorctikern sehr verschieden gebildet wird. 
und wählt zur Grundlage seiner Klassifikation der Geldtheorien den von 
Amonn entwickelten, von der Mehrzahl der Okonomisten aber abgelehnten 
Wirtschaftsbegriff, den Begriff der individuellen Verkehrsbezichungen. 
Die Geldtheorien werden infolgedessen nicht klassifiziert in ökonomische 
Theorien — das sind Theorien, die im Gelde eine gesellschaftswirtschaftliche 
Erscheinung erblicken — und in nichtikonomische Theorien, das sind 
Theorien, die im Gelde etwas anderes als eine wirtschaftliche Erscheinung 
schen (über eine solche Einteilung, ließe sich reden und sie wäre nur 
durch den Nachweis zu ergänzen, daß die nichtökonomischen Geldtheoricn 


1) Irving Fisher, Die Kaufkraft des Geldes, deutsch von Ida Stecker, durch- 
gesehen von Professor Bauer-Basel; Berlin 1916, S. 144. 
?) A. a. O., S. 202. 


4 Oskar Zaglits. 


alle im Geld in irgendeiner Form einc Rechtserscheinung schen): — sondern 
ein Teil der wirtschaftlichen Geldtheorien wird von den übrigen abgetrennt 
und mit den nichtökonomischen Theorien in einer zweiten, bloß negativ!) 
bestimmten Klasse von Geldtheorien zusammengeworfen, was auf das 
endschiedenste abzulehnen ist. 

Die Bildung der zweiten Klasse der Geldlehren der akatallaktischen 
Klasse bloß nach einem gemeinsamen Mangel dieser Theorien, dem über- 
dies eine bloß sekundäre Bedeutung zukommt, mag für den Dogmatiker, 
der bemüht ist, „auf einem vielbearbeiteten Gebiet alle gegenteiligen 
Ansichten zu widerlegen“, recht bequem sein, da cr auf diese Weise eine 
große Anzahl von Gegentheorien vorweg auszuschließen imstande ist. Für 
die dogmenkritische Klassifikation der Geldtheorien ist aber die Bildung 
einer Klasse von vorweg durch das Klassifikationsprinzip als unrichtig, 
als gänzlich verfehlt stigmatisierten Theorien ein schwerer methodischer 
Verstoß. Sind nämlich jene vorweg als schlecht und böse klassifizierten 
Ansichten tatsächlich nur naiv laienhafte Vorstellungen, so hat sich die 
Dogmenkritik mit ihnen überhaupt nicht zu beschäftigen; sie mögen als 
Irrtümer des Laien von den Popularisatoren der Wissenschaft bekämpft, 
sie mögen in der Doktrinengeschichte als Anfänge und Auswüchse der 
Theorie erwähnt werden, in einer aufbauenden Dogmenkritik haben sie 
keinen Platz. Ein solches gilt beispielsweise von jenen längst überwundenen 
Auffassungen, nach welchen der Wert der Edelmetalle von Natur aus 
gegeben und diese Edelmetalle von Natur aus Geld sind. Gerade in dieser 
Hinsicht hat Mises sehr mit Recht die Unterstellung Knapps, daß auch 
der wissenschaftliche Metallismus solche Ansichten hege, zurückgewiesen. 
Es bietet jedoch, besonders für den Anfänger, nur Anlaß zu Irrtümern, 
wenn Mises anderseits trotzdem solche Ansichten neben hochentwickelten 
Theorien — wie solche zum Beispiel die Geldlehren Knapps und 
Bendixens sind — in der Klasse der akatallaktischen Geldlehren 
zusammenfaßt. 

Der Verzicht auf eine positive Untersuchung der verschiedenen, von 
iım als akatallaktisch klassifizierten Geldlehren führt Mises auch zu 
Fehlklassifikationen. Die Anweisungstheorie wurde von vielen Autoren 
akatallaktisch aufgebaut. Mises verziehtet auf eine Untersuchung des 
positiven Gehaltes der Anweisungstheorie und begnügt sich mit der Be- 
hauptung, daß cin Versuch, „die Lehre vom Gelde als Anweisung in Ein- 


1) Siehe oben S. 72, Anm. 1. 
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klang mit irgendeiner Erklärung der Preise zu bringen, .... kläglich 
scheitern müßte“. Die Ironie des Zufalles wollte es, daB im selben 
Bande des Archivs für Sozialwissenschaft, in dem Mises diese 
Aascht vertrat, Schumpeter scine Abhandlung „Sozialprodukt 
und R:chenpfennige‘“ veröffentlicht“, in welcher er eine jedenfalls 
katallaktische, ja sogar eine mit Mises in der einkommenstheore- 
tischen Grundauffassung iibercinstimmende Geldlehre mit anweisungs- 
theoretischen Ansichten verbunden hat. Auch Döring hat, wie oben 
erwähnt, in seiner dogmenkritischen Arbeit „Die Geldtheorien seit 
Knapp“ ausdrücklich die Möglichkeit katallaktischer Anweisungstheorien 
dargetan. 

Mises tadelt an Knapp, daß dieser sich in der Polemik zu wenig 
Beschränkungen auferlege, und hält ihm vor: „Man muß die wichtigsten, 
die typischen Gegenmeinungen auswählen, die, welche man für die eigene 
Auffassung am gefährlichsten erachtet; die andern übergeht man mit 
Stillschweigen.‘‘!) Es kann nun nicht behauptet werden, daß Mises 
in seiner „Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel‘‘2) sich an dieses 
Rezept gehalten habe; Knapp aber kann nicht deshalb getadelt werden, 
weil cr versucht hat, alle gegenteiligen Ansichten, das soll heißen alle 
ökonomischen Theorien des Geldes, prinzipiell zu widerlegen ; sondern gerade 
deshalb, weil er darauf verzichtet hat, grundsätzlich gegenüber der öko- 
nomischea Geldlehre Stellung zu nehmen und sich vielmehr damit begnügte, 
die ihm am gefährlichstea erscheinende, nämlich die naiv-metallistische, 
Auffassung zu bekämpfen, die, wie eben wieder Mises gezeigt hat, über- 
haupt nicht als eine wissenschaftliche ökonomische Geldtheorie angesehen 
werden kann.?) 

Es ist anerkennenswert, daß Mises sich bemüht hat, die Klassifikation 
der Geldtheorien, die durch die Verwechslung der ökonomischen Geld- 
lchre mit dem naiven Metallismus bei Knapp, durch die Umdeutung des 
Knappschen Begriffes „Nominalismus“ seitens der späteren Dogmenkritik 
und endlich durch die Faustregel, in der Geldlchre Anweisungs- und Waren- 
theorien zu unterscheiden, in der gefährlichsten Weise verwirrt wurde, 
wieder auf methodische Grundlagen zu stellen. Leider aber sind Mises in 
der Ausführung seiner Absicht dem Erfolge sehr erträgliche Fehler 


f) Mises, a. a. O., S. 206. 
2) Miinchen und Leipzig 1912. 
°) Siehe oben. 
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unterlaufen. Verfehlt war es, von einer bestimmten, nämlich von der 
individualistischen Wirtschaftstheorie ausgehend, das Grundprinzip für 
die Klassifikation der wirtschattlichen Geldtheorien aufzustellen. Ein 
schwerer methodischer Mangel der Klassifikation war ferner, wie gezeigt, 
die Unterlassung einer Untersuchung des positiven Inhaltes der akatallak- 
tischen Geldlehren. Dieser Mangel gewinnt erhöhte Bedeutung durch 
den Umstand, daß in der Klasse der akatallaktischen Geldlehre drei sehr 
verschiedenartige Gruppen von Meinungen über das Geld vereinigt wurden, 
nämlich die vorwissenschaftlichen, naiv-metallistischen Ansichten, die 
juristische und die universalistische Geldtheorie. Auch die allerdings durch 
die derzeit herrschende Lehre entschuldigte Einordnung der sogenannten 
Anweisungstheorien in Bausch und Bogen in die Klasse der akatallaktischen 
Geldlehren ist nach dem oben Dargelegten weder vom theoretischen noch 
vom dogmengeschichtlichen Standpunkt aus gerechtfertigt. 


7. Der Mangel einer methodischen Grundlage der heutigen Dogmenkritik 
der Geldtheorien — die Ursache ihres Mißerfolges. 


Uberblicken wir nun die Versuche, über die Klassifikation der Geld- : 


theorien durch Knapp hinauszugelangen und bessere Ergebnisse zu 
gewinnen, so können wir bedauerlicherweise nicht nur keinen Fortschritt 
feststellen, sondern wir müssen weit eher von einem Rückschritt sprechen. 


Die scharfe Umgrenzung der juristisch-nominalistischen Geldtheorie, 
die Knapp gegeben hat, wurde allgemein aufgegeben. Die fehlerhafte 
Bestimmung der zweiten Klasse in der Einteilung Knapps wurde nur 
zum Teil verbessert. Eine methodisch einwandfreie Bestimmung dieser 
Klasse von Geldtheorien als der Klasse der ökonomischen Geldtheorien 
das ist jener Geldtheorien, die bei der Bildung des Geldbegriffes von der 
Annahme des Primates der ökonomischen Kategorie des Geldes ausgehen, 
wurde nicht gegeben. Jede der heute üblichen Einteilungen der Geld- 
theorien zerreißt vielmehr die ökonomischen Geldtheorien in eine Haupt- 
gruppe und eine Nebengruppe, welch letztere mit den nicht ökonomischen 
Geldlehren in einen Topf zusammengeworfen wird. 

Die fehlende Klarheit über den Charakter der verschiedenen Schulen 
der Gelvlehre macht sich in mehrfacher Hinsicht störend fühlbar. . 

Vor allem leidet natürlich die Dogmenkritik unter diesem Stande der 
Forschung. Ein Beispiel dafür bildet das durch die Wahl des Stoffes 


A 
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und durch verständnisvolles Bemühen bei Darstellung der verschiedenen 
Richtungen der Geldliteratur verdienstvollo Buch Herbert Dörings 
„Die Geldtheorien seit Knapp“‘.t) Dieser ordnet die Theorien des statisch- 
qualitativen Geldproblems nach folgendem Schema: 


1. Warentheorien: a) Stoffwerttheorien, 
b) Funktionswerttheorien. 


2. Anweisungstheorien: a) akatallaktische Theorien, 
b) katallaktische Theorien. 


In dem Abschnitt „Eigene Stellungnahme‘ behandelt Döring auBer- 
dem noch das bei dieser Einteilung nicht berücksichtigte Problem des 
Verhältnisses von Geld und staatlicher Rechtsordnung. Die unterschied- 
lichsten Klassifikationsprinzipien werden hier ohne innere logische Berech- 
tigung zu einem willkürlichen Schema verbunden. Veranlaßt haben zu 
diesem Verfahren dürfte unseres Erachtens Döring die geringe Verwend- 
barkeit der von ihm als Grundprinzip gewählten Unterscheidung der Geld- 
theorien in Warentheorien und Anweisungstheorien, die ihm bei Bearbeitung 
der einzelnen Autoren gestört haben mag und der er daher cklektizistisch 
abzuhelfen versuchte. 


Vor allem diesen Umstand, daß die Dogmenkritik nicht imstande 
war, zu einem innerlichen Verstehen der in den beiden großen Schulen 
der Geldtheorie einander bekämpfenden Ideen, nämlich zu einer Erkenntnis 
.des Primatsstreites der juristischen und der ökonomischen Kategorie 
des Geldes sich durchzuringen, ist auch die Hauptschuld daran beizumessen, 
daß die Bestrebungen, die Staatliche Theorie Knapps mit den ökonomischen 
Theorien eklektizistisch zu vereinen, noch immer kein Ende gefunden 
haben, obwohl die Kluft, die zwischen beiden Schulen klafft, immer offen- 
barer wird. | 


Es ergibt sich nun die Frage, aus welcher Gedankeneinstellung es zu 
erklären ist, daß die seit Knapp unternommenen Versuche zur Klassifika- 
tion der Geldtheorien die primären Gesichtspunkte vernachlässigen und 
sekundäre Gesichtspunkte hervorheben; und es ergibt sich die weitere 
Frage, ob im Verlaufe der doktrinellen Entwicklung eine Veranlassung für 
diese Aberration der Dogmenkritik gegeben war? 


1) 2, Aufl., Greifswald 1922; vgl. zu Döring auch oben S. 75 und S. 60, Anm. 2. 
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Was zunächst diese zweite Frage betrifft, zeigt uns ein Blick auf die 
Entwicklung der politischen Ökonomie ein recht merkwürdiges Bild: Sie 
beginnt als System merkantilistischer Faustregeln, welche praktische 
Grundsätze für die beste nationale und vor allem internationale Wirt- 

schaftspolitik eines Landes zum Inhalte haben. Das Geldwesen stand im 
Mittelpunkt der merkantilistischen Lehre. Gemäß der Gesamtbestrebung 
der Merkantilisten, die auf die Beeinflussung der praktischen Staatspolitik 
ihres Heimatstaates hinzielte, wurde zum Teil im Gegensatz zu älteren 
Autoren weniger Aufmerksamkeit der Theorie des Geldwesens als seiner 
praktischen Verwaltung zugewendet. Die logisch-begriffliche Ausarbei- 
tung der Lehre wurde vernachlässigt. Das Ziel der Merkantilisten war 
Hebung des Handels und Förderung des Gewerbefleißes; Steigerung der 
Menge des im Lande zirkulierenden Edelmetallgeldes war eines der vor- 
nehmsten Mittel, die sie empfahlen. Sie legten in ihren Schriften das 
größte Gewicht auf die Empfehlung dieses Mittels, ohne seine funktionelle 
Bedingtheit und Dienstbarkeit immer in theoretischen Erörterungen des 
langen und breiten darzulegen. Die Folge war, daß die Epigonen und die 
vulgäre Meinung das Mittel der Konzentration der Edelmetallvorräte im 
Lande als Selbstzweck ansahen. Hume und Smith mußten diesen An- 
sichten auf das scharfste entgegentreten. Hume entwickelt bereits — 
teilweise auf Locke aufbauend — eine kurze, jedoch großartig in sich 
geschlossene Theorie des Geldwesens; der Anlaß aber ist auch für ihn die 
Entwicklung des englischen Außenhandels, der die merkantilistischen 
Einschränkungen nicht mehr verträgt. Die klassische Wirtschafts- 
theorie wird eine individualistische Verkehrstheorie, vor allem eine Preis- 
und Kostenlchre. Der funktionelle Aufbau, die Wirtschaftsgemeinschaft 
wird über der Arbeitsteilung überschen. Die Grenmutzenschule setzt 
die Ausbildung der Wert- und Preislehre und der Wert- und Preis- 
begriffe fort. Den Funktionsbegriffen jedoch, also den Grund begriffen, 
wird noch immer wenig Beachturg zuteil; an ihren systematischen Aufbau 
auf Grundlage eines allgemeinen Wirtschaftsbegriffes wird bis in die 
Jüngste Zeit kaum gedacht. Weit eher gewinnen angesichts der noch immer 
zum Gutteil nach der alten merkantilistischen „Faustregelmethode“ 
gebildeten Funktionsbegriffe skeptizistische Ansichten Raum; man vgl. 
Gottl und für die Geldlehre Moll.!) 


1) Gott], Die Herrschaft des Wortes, Jena 1901; Moll, Logik des Geldes vgl. 
oben S. 67, Anm. 3. 


$ 


Die juristische und die ökonomische Kategorie des Geldes. i} 


Die Dogmenkritik aber empfand die Nötigung, bei der Klassifikation 
der verschiedenen Lehren und Richtungen der Theorie auf die Art der 
Bildung des Geldbegriffes Rücksicht zu nehmen. Die oft geringe Bedeutung 
des Grundbegriffes für die weiteren Ausführungen vieler Schriftsteller 
blieb ihr wohl nicht verborgen, doch sie versuchte hier den nicht sehr 
glücklichen Ausweg einer Teilung des Gebietes der Geldtheorie in mehrere 
Problemkreise.1) Im übrigen aber hielt sie sich an die Stichworte der 
verschiedenen Definitionen, ohne zu beachten, daß gerade diesen, wie 
eben näher dargelegt wurde, nicht viel mehr als eine bildliche Bedcutung 
zukam. 


Mises versuchte wohl, über die formalistische Scheidung der Geld- 
theorien hinaus zu einer mehr dem Inhalt der Geldtheorien gerecht 
werdenden Klassifikation zu gelangen, doch er verfehlte dieses Ziel 
durch seine individualistisch-werttheoretische Aufzäumung der Begriffs- 
probleme. 


Gegenüber diesen Klassifikationsversuchen ist die hier entwickelte 
Methode, die Geldtheorien nach ihrer Primatslehre zu klassifizieren, vor 
allem dadurch im Vorteile, daß sie alle nicht eklektizistischen Geld- 
theorien notwendigerweise in die richtige Klasse einreiht. Denn auf der 
einen Seite ist diese Klassifikation keineswegs an dic Formaldcfinitionen 
des Geldes durch die verschiedenen Geldtheorien gebunden, anderseits 
aber braucht sie trotzdem nicht auf Sckundärbegriffe zurückzugreifen ; 
sie kann vielmehr stets in der primären Begriffsebene verbleiben. 

Ein zweiter Vorteil dieser Klassifikation ist die Möglichkeit, unmittelbar 
auf sie eine methodische, zwangsläufig zu einem eindeutigen Ergebnisse 
führende Dogmenkritik gründen zu können. So können die drei logischen - 
Stufen der theoretischen Forschung: 1. Sichtung der vorhandenen Dok- 
trinen, 2. positive Kritik derselben und endlich (auf dieser, Grundlage) 
3. Vervollkommnung der richtigen Theorien selbst und Aufbau ihrer 
L:hrsätze — in ihrer logischen Reihung nacheinander betreten und damit 
die Schritte zur Gewinnung einer einheitlichen Grundansicht über das 
Geldwesen methodisch unternommen werden. 


Nachdem wir hier den ersten Schritt auf dicsem Wege, die „Festlegung 
der Klassifikationsprinzipien“ hinter uns haben, wollen wir den zweiten 
versuchen, die „Kritik ihres Doktrinengehaltes‘“. 


1) Siehe oben S. 60, Anm. 2, 
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II. Der Lehrsatz Stammlers von der Rechtsordnung als 
dem formalen Element der Sozialwirtschaft. 


8. Stammlers Stellung zur teleologischen Wirtschaftsauffassung. 


Die Lehre vom Primat der Rechtsordnung ist von Knapp als eine 
Sondertheorie des Geldes entwickelt worden. 

Bevor wir uns jedoch dieser Sondertheorie zuwenden, ist noch kurz 
einiges zu einer allgemeinen Theorie des Primat des Rechtes gegenüber der 
Sozialwirtschaft zu bemerken ; nämlich zur Lehre der von Stammlert)be- 
gründeten sozialrechtlichen Schule. Denn diese Theorie behauptet da- 
durch, daß sie in der Rechtsordnung die notwendige Voraussetzung jeder 
Sozialwirtschaft sieht, mittelbar auch eine Art Primat der Rechtsordnung 
gegenüber den wirtschaftlichen Beziehungen des Geldwesens. Die sozial- 
rechtliche Schule hat im Gegensatz zu Knapp die Grundfrage des Ver- 
hältnisses von Recht und Wirtschaft aufgerollt, doch hat sie an ihrer 
Stellungnahme in der Ausführung nicht mit jener scharfen, restlosen 
Folgerichtigkeit festgehalten, die der Theorie Knapps eigen ist. Ihre 
teleologische Betrachtungsweise der sozialen Erscheinungen stand ihr 
hier hindernd im Wege. 

Stammler hat sich nämlich bestrebt, im Gegensatz zum historischen 
Materialismus, auf dessen Zuendedenken und Umdenken er seine sozial- 
rechtliche Schule aufgebaut hat, dem teleologischen Charakter des 
sozialen Geschehens gereecht zu werden.?) 


9. Die Dienstbarkeit des Rechtes in der Wirtschaft. 


Für die teleologische Betrachtung ist nun das Recht nur ein Mittel der 
Wirtschaft und muß als sulches einfach unter die übrigen Wirtschafts- 
mittel eingereiht werden. 

Mit dieser Einreihung des Rechtes unter die „übrigen“ Wirtschafts- 
mittel ist aber die „Mittel“stellung des Rechtes bereits als eine gliedhafte 
im abgestuften System der wirtschaftlichen Leistungen bestimmt: 
Das Recht wird hier nicht nur als ein dem Endziele der Bedürfnis- 
befriedigung dienstbares Mittel erkannt, sondern als ein Mittel der im abge- 


1) Stammler, Wirtschaft und Recht, 1. Aufl., Leipzig 1896, 3. Aufl., Leipzig 
1914; im folgenden wird die letztere zitiert. 

2) Stammler hat a. a. 0., 5. 415 ff., sogar Elemente televlogischer Betrachtungs- 
weise bei dem Materialisten Marx festgestellt. 
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stuften Wirtschaftsprozeß sich ergebenden Zwischenziele; so erscheinen 
beispielsweise die Bergbaugesetze in letzter Linie jenen Bedürfnissen, für 
deren Befriedigung Sachgüter verwendet werden, die aus Erzen, Kohle, 
seltenen Erden usw. erzeugt wurden, dienstbar; unmittelbar dienstbar aber 
erscheinen sie bei der Zutageförderung der Erze, der Kohlen usw. 


Ebenso dienen nach dieser Auffassung die Währungsgesetze zwar 
letzten Endes der Bedürfuisbefriedigung der arbeitsteilig wirtschaftenden 
Menschen durch Nichtgeld, durch Waren, Lohnarbeit, Konzertdarbietungen 
u. dgl., unmittelbar aber einer bestimmten Gestaltung des Geldwesens. Das 
Wesentliche dieser letzteren Auffassung, die von Othmar Spann vertreten 
wird, ist in der Einordnung der Rechtsnormen an jene Stelle im Dienst- 
system der Wirtschaft zu schen, wo sie unmittelbar in den Gang des 
Wirtschaftsprozesses eimgreifen. Die Rechtsnormen werden also hier nicht 
bloß als Mittel für das Endziel der Bedürfnisbefriedigung, sondern auch 
als Mittel für die verschiedenen Phasen im Prozesse der Sachgütererzeugung 
usw. angeschen. Die Stellung des Rechtes wird also diesfalls nicht nur 
gegenüber dem Endziel der Bedürfnisbefriedigung als eine sekundäre auf- 
gelaßt, sondern auch gegenüber jedem Wirtschaftsmittel, das einer ziel- 
näheren Ordnung angehört. Selbst aber sind die Rechtsnormen für eine 
derart gestaltete Theorie nur dort Ziel, wo zu ihrer Durchsetzung Mittel 
aufgewendet werden: in der Rechtspflege! Die Normen des Wirtschafts- 
rechtes sind jedoch auch hier nur deshalb Ziel, weil sie für Erzeugung. 
und Tausch Mittel sind. 


Stammler anerkennt den teleologischen Charakter der Wirtschaft 
und die diensthafte Stellung des Rechtes gegenüber den Zwecken der 
Wirtschaft. 


„Das Recht“, sagt Stammler, „ein Mittel im Dienst menschlicher 
Zwecke ..., das Mittel zu einer rechten Art des auf Bedürfnisbefriedigung 
gerichteten Zusammenwirkens.“!) Trotzdem aber lehrt Stammler, daß 
die Theorie der sogenannten isolierten Wirtschaft „als Fundamental- 
begriffe und Grundsätze lediglich solche der Technik“ verwendet, und 
das neue und besondere Objekt der Wissenschaft von der Sozialwirtschaft 
— kein anderes sei als die „normierte Beziehung zwischen Menschen“.?) 


1) Stammler, a. a. O., S. 386 und öfter, so S. 389: ,,Die Rechtsordnung ist ein 
Mittel zur Förderung der Produktion und hat darin ihren letzten Zweck.‘ 
‘) Stammler a. a. O., S. 140 f. Im Original keine Sperrung. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 6 
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„Alle volkswirtschaftlichen Erscheinungen sind geknüpft an bestimmte 
Formen des gesellschaftlichen Zusammenwirkens. Die Volkswirtschafts- 
lehre hat die Erscheinungen zu erklären, die sich unter der Voraussetzung 
bestimmter, rechtlich geordneter Organisationsformen des Wirtschaftslebens 
herauszubilden.“ So formuliert Diehl,!) selbst ein hervorragenderVertreter 
der sozaalrechtlichen Richtung, ihren Grundgedanken. Diese Auffassung 
von der Stellung des Rechtes in der Wirtschaft wurde ermöglicht durch 
Nichteinreihung der Rechtsnormen in die Rangordnung der übrigen Wirt- 
schaftsmittel, der Sachgüter, Arbeitsleistungen usw.; die selbständige 
Stellung, die den Rechtsnormen gegenüber dem Leistungssystem der 
Sachgüter, Arbeiten usw. eingeräumt wird, hat Stammler unter Hinweis 
auf die Wesensverschiedenheit dieser beiden Arten von Wirtschaftsmitteln 
zu begründen versucht. Diese Wesensverschiedenheit ist nach der Lehre 
der sozialrechtlichen Schule eine solche von ,,Form‘ und „Materie“. 


10. Die These vom Recht als dem „‚formalen‘“ Element der Sozialwirtschaft. 


Durch diese der teleologischen Betrachtung vollständig wesensfremde 
Unterscheidung zweier yom teleologischen Standpunkt gleich- 
bedeutender Kategorien als Form und Materie fällt die sozial-recht- 
liche Schule wieder in jene materialistische Auffassung des Wirtschafts- 
prozesses zurück, aus der sich zu erheben sie im Zielgedanken die richtige 
Handhabe besitzen würde. Die Begründung dieser Primatslehre ist auch 
keine teleologische, sondern eine kausaltheoretische. ,,Es ist die allgemeine 
Eigentümlichkeit der Form,“ — sagt Stam mler?) — „für sich wissenschaft- 
lich behandelt werden zu können. So ist Physik für sich als Wissenschaft 
nur in mathematischer Form möglich, Mathematik aber mag für sich 
besonders betrieben werden; und so läßt sich soziale Wirtschaft nicht 
behandeln, ohne das Recht ausdrücklich oder stillschweigend einzuschließen 
— das Recht aber ist einer selbständigen wissenschaftlichen Behandlung 
fähig.“ 

Stammler übersicht hier den logisch wesentlichen Unterschied. 
Die Physik ist cine kausaltheoretische Naturwissenschaft, in ihr haben 
Ursache und Folgeerscheinung den gleichen logischen Charak- 
ter; fiir beide gibt die Mathematik die Form an. Die Wirtschaftswissen- 


1) Karl Diehl, Theoretische Nationalékonomie, 1. Bd., Einleitung in die National- 
ökonomie, Jena 1916, S. 399; im Original keine BE 
2) Stammler, a. a. O., S. 36. 
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schaft aber ist, wie auch Stammler betont, eine teleologische Disziplin 
und das System der Ziele, welchen letzten Endes die Wirtschaftsmittel 
dienen, ist keineswegs in irgendeiner Weise rechtlich geregelt. Rechtlich 
geregelt sind immer nur die Mittel der Zielerreichung. . 

Der normativen Gültigkeit und Rangordnung der Rechtsnormen 
wohnt wohl eine dem Zahlensystem vergleichbare Eindeutigkeit inne. 
Die Wege der Zielerreichung sind aber durchaus nicht an die Rechtsform 
so zwingend gebunden, wie die physikalischen Erscheinungen zwingend 
an ihre mathematischen Formen gebunden sind. Eine Devisenordnung kann 
Rechtsnorm und als solche ein voll und eindeutig gültiger Teil der Währungs- 
gesetzgebung sein; und trotzdem kann es sich ereignen, daß sie von keiner 
einzigen der Banken, welchen sie den Handel mit Valuten und Devisen ver- 
bietet, eingehalten wird. Dessenungeachtet ist aber die tatsächliche ohne, ja 
gegen diese Rechtsnorm erfolgende Versorgung von Handel und Produktion 
(und auch Spekulation) mit fremden Zahlungsmitteln Wirtschaft. Die 
Rechtsnormen müssen nicht an und für sich schon von der Wirtschaft be- 
achtet werden, wenn auch ihre Beachtung innerhalb von Grenzen erzwing- 
bar ist. Trotzdem sind aber auch die Bestimmungen der leges minusquam per- 
fectae ebenso Rechtsnormen wie die Bestimmungen jener Gesetze, dietrotz 
Straf- und Nichtigkeitsdrohungen gegen Zuwiderhandelnde dennoch regel- 
mäßig übertreten werden. Wirtschaftsmittel aber sind nur jene Rechts- 
normen, die tatsächlich in der Wirtschaft dienstbar, Mithelfer im Prozeß 
der wirtschaftlichen Zielerreichung sind. Das System der Rechtsnormen 
als „Soll“, als reines Gelten, ist von ihrem Gebrauche, das ist von der 
Rechtsübung wohl zu unterscheiden, eine Tatsache, die auch Stammler 
zugibt, aber nicht entsprechend berücksichtigt. 

Eine ganz andere, ja sogar eine viel weitergehende Parallelität jedoch 
besteht zwischen dem physikalischen Kausalgeschehen und der wirt- 
schaftlichen Zweckerreichung; beide Erscheinungen sind von maßhafter 
Beschaffenheit. Diese maßhafte Beschaffenheit können wir auch als 
mathematisch bestimmbare Form bezeichnen. Sie ist für jede 
Physikalische Erscheinung eine bestimmte, ihr spezifisch eigene. Für die 
Chemie ist es beispielsweise die Atomgröße mit ihrer Valenz (Wertigkeit). 
Auch die Wirtschaft ist nun von maßhafter Beschaffenheit, auch sie zeigt 
Erscheinungen von mathematisch bestimmbarer Form. Diese Form der 
wirtschaftlichen Erscheinungen ist aber nicht ihre rechtliche Rege- 
lung, sondern für die Gesellschaftswirtschaft nicht minder als für die 
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Teilwirtschaft des einzelnen (und ebenso für die hypothetische Robinson- 
wirtschaft) die gültige Leistungsgröße: der wirtschaftliche Wert, 
der in der gleichfalls maßhaften Bedarfsgröße, in der Wertgröße des Ziels, 
seine Entsprechung hat. 


Um jedem MiBverstindnis vorzubeugen, allen wir übrigens nochmals 
betonen, daß selbstverständlich auch wir nicht leugnen, daß das Recht 
ein unentbehrliches Mittel der Wirtschaft ist. $ 

Was wir leugnen, ist nur die Bedeutung, die dieser Erscheinung seitens 
der sozialrechtlichen Schule beigemessen wird. Die sozialrechtliche Schule 
behauptet, daß aus der Notwendigkeit emer rechtlichen Ordnung oder 
sonstigen „äußeren Regelung‘ alles wirtschaftlichen Geschehens eine 
Sonderstellung, ein besonderer Vorrang der Rechtsordnung im 
Ablaufe des Wirtschaftsgeschehens zu folgern sei. Mit dieser Bce- 
hauptung hat sie indessen nicht mehr Recht, als die materialistische 
Geschichtsauffassung mit ihrer Behauptung Recht hat, daß den 
materiellen Kräften in der Geschichte die Rolle der primären Ursache, 
den Geistesbewegungen aber bloß eme abgeleitete, eine durch die 
materiellen Kräfte ausgelöste und nur ihrer Auswirkung dienende 
Rolle zuzuerkennen sei. Denn mindestens ebenso notwendig wie an die 
normative Regelung des gesellschaftlichen Zusanımenwirkens der wirt- 
schaftenden Menschen ist die Gesellschaftswirtschaft an die Voraussetzung 
des Vorhandenseins der erforderlichen Produktivmittel gebunden. Die 
besten Gesetze vermögen die fehlenden Rohstoffe ebensowenig zu ersetzen, 
wie die Überfülle au naturgegebenen Produktivmitteln und Produkten 
imstande ist, eine rechtliche Ordnung des gesellschaftlichen Zusammen- 
lebens zu ersetzen. 


Die sozialrechtliche Schule hat den Anspruch des historischen Materialis- 
mus zurückgewiesen, der aus der Abhängigkeit der Menschen von den 
ihnen in der Umwelt zur Verfügung gestellten Produktionsmöglichkeiten 
und von dem jeweiligen Stande der Technik seine Lehre vom Primat 
der materiellen gegenüber den ideellen Zielen abgeleitet hat. Die sozial- 
rechtliche Schule hat die Primatslehre des historischen Materialismus 
unter Hinweis darauf widerlegt, daß die Kategorien der Wirtschaft 
zweckhafte Kategorien sind. t) 


1) Es ist in diesem Zusammenhange nicht möglich, den Streit um die teleologische 
Wirtschaftstheorie aufzurollen. Die Schwierigkeiten, welche der Ausbildung einer 
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Wird aber an der Tatsache der Mittelbarkeit aller wirtschaftlichen 
Erscheinungen gegenüber den Zwecken der Wirtschaft festgehalten, dann 
muß auch die Mittelqualität der verschiedenen wirtschaftlichen Er- 
scheinungen im Aufbau der Theorie voll berücksichtigt werden. Wird 
zugegeben, daß die wesentliche Eigenschaft der Rechtsnormen gleich wie 
die der Sachgiiter im teleologischen System ihre Mittelhaftigkeit ist, 
dann sind beide nur als Mittel, das ist als „Stücke der Zielerreichung“, 
zu behandeln. 

Ist die Gültigkeit des Rechtes als Wirtschaftsmittel nicht aus seiner 
normativen Wesenheit, sondern unmittelbar aus seiner Dienstbarkeit auf 
dem Wege der wirtschaftlichen Zielerreichung abzuleiten, dann ist aber 
offenbar diese Gültigkeit gleichfalls unmittelbar abhängig von jener 
Phase des Wirtschaftsprozesses, an welcher diese Norm als Mittel 
mitwirkt. Die Tauglichkeit der Bergbaugesctze wird nicht von 
der Dienstbarkeit der Fertiefabrikate, von der durch Kohle, Leucht- 
gas usw. gewährten Befriedigung des Wärme- und Lichtbedürfnisses 
der Menschen bestimmt, sie wird keine Funktion dieser End- 
ziele sein, sondern sie wird eine Funktion der im Produktions- 
prozeB der Fertigfabrikate nächsten Zwischenzicle sein. In der 
Tat hat die gesetzliche Regelung des Bergbaues unmittelbar die Sicherh:its- 
bedürfuisse der beim Bergbau beschäftigten Arbeiter und die COVERING 
von Kohle und Erzen im Auge. 


11. Die Rechtsordnung als „a priori‘ der Sozialwirtschaft. 


„Allein,“ könnte man uns cinwenden, „die Schöpfung der Rechtsnorm 
und ihre Gliedlichkeit in der Rechtsordnung muß trotz alledem zuerst 
gegeben sein, bevor die Rechtsnormen Wirtschaftsmittel werden können. 
Irgendeine rechtliche Ordnung der Sozialwirtschaft muß gegeben sein, 
damit die Sozialwirtschaft möglich wird. Obwohl die Rechtsnormen in 


> 


teleologischen Erkenntnislehre neben der kausaltheoretischen und der normativen 
im Wege stehen, sind zu bedeutende, als daß sie im Rahmen unserer Spezialunter- 
suchung auch nur angedeutet werden könnten. Ist doch sogar die Möglichkeit der 
Teleologie neben den Kausal- und Normativwissenschaften in Zweifel gestellt worden. 
Wir verweisen im übrigen auf Spann, Fundament der V olkswirtschaftslehre, 3. Aufl. 
Jena 1923. 
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der Wirtschaft Mittelstellung haben, ist daher trotzdem das Recht gegen- 
über der Wirtschaft das Frühere.‘‘!) 

Gegenüber diesem Einwand ist zugestandenermaßen der Hinweis darauf 
kein völligdurchschlagender Gegeneinwand,daß die Normen des Wirtschafts- 
rechtes vom Gesetzgeber bereits um eines bestimmten, wirtschaftspolitischea 
Zweckes willen geschaffen werden. Denn die Rechtsnormen leiten ihre 
Gültigkeit nicht aus dem Zweck oder dem Motiv des Gesetzgebers 
her; bloß zur Erklärung des Inhaltes der Norm zur Gesetzesauslegung 
können unter andern auch die Motive des Gesetzgebers als Anhaltspunkte 
herangezogen werden. Widerspricht jedoch der Sinn des Gesetzes selbst 
den Motiven des Gesetzgebers, so gilt dennoch das Gesetz ungeachtet 
dessen, daß der Zweck des Gesetzgebers durch diese Gültigkeit verfehlt 
wird. Die Rechtsnorm gilt ferner auch für jene Fälle, welche der Gesetz- 
geber bei Erlassung des Gesetzes überhaupt nicht im Auge hatte, ja sie 
gilt durch Analogie auch für verwandte, einer eigenen Regelung entbehrende 
Verhältnisse. 

Um jenem Einwande voll gerecht werden zu können, wollen wir uns 
zunächst den Sinn einer auf ihn aufgebauten Primatslehre klarmachen. 
Der Inhalt jener Behauptung ist, daß die Entstehung des Rechtes, die 
Schaffung der einzelnen Rechtsnormen, dem Gebrauche vorangehen 
müsse. Sie besagt, daß eine Dienstbarkeit erst dann gegeben sein kann, 
wenn der Diener (das dienstbare Objekt) vorher gegeben ist. 

Diese These erhebt ihrem inneren Gehalte nach Anspruch auf 
allgemeine Gültigkeit; auf Gültigkeit ebenso für den Dienst der Sach- 
güter und Arbeitsleistungen wie für die Dienste der Gesetzesnormen, der 
Ideen und der Erfindungen gegenüber dem Zwecke der Bedarfsbefriedigung. 

` Nichts erscheint einleuchtender als die logische Notwendigkeit, daß 
der Kieselstein mit seiner Schwere, seiner Härte und seinen sonstigen 
physikalischen und chemischen Eigenschaften zuerst vorhanden sein muß, 
bevor er als Waffe des Urmenschen oder als Schottermaterial des Kultur- 
menschen verwendet werden kann. 

Diese Tatsache ist augenscheinlich und daher als solche uuleugbar; 
ihre Bedeutung ist aber nicht jene, welche ihr von der Lehre vom gene- 


1) Auch diese Argumentation klingt gelegentlich bei Stammler an; a. a. O.. 
S.111 sagt er zum Beispiel: „Die Form der menschlichen Gesellschaft ist der Gedanke 
von der äußeren Regelung als der logischen Bedingung, unter welcher der Begriff 
des sozialen Zusammenwirkens von Menschen erst möglich wird.“ 
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tischen Primat beigemessen wird. Würde aus der Tatsache, daß der Kiesel 
zuerst gegeben sein muß, bevor er Verwendung finden kann, irgendwie 
kausal die Schlußfolgerung abzuleiten sein, daß daher um seiner Existenz 
willea der Kieselstein als Schußwaffe des Wilden oder als Schotter des 
Kulturm:nschen Verwendung findet, dann würde in der Tat die zeitlich 
frühere materielle Existenz auch das logisch’ Frühere, der logische Grund, 
und zwar die Ursache seiner Verwendung als Mittel sein. 

In Wirklichkeit aber ist der logische Grund der Verwendung des Kiesel- 
stenes als Mittel in den menschlichen Zwecken, nicht aber in 
seiner physikalischen Existenz als Bachgeröll gegeben. Kraft seiner 
kausalen Herleitung, nämlich kraft sciner geologischen Entstehung, ist 
der Kieselstein nichts anderes als eine Gesteinsart. Der Kiesclstein bleibt 
physikalisch Bachgeröll, auch wenn er ein Mittel der menschlichen 
Wirtschaft geworden ist. Als Mittel der menschlichen Wirtschaft 
aber ist der Kieselsteinnichtbloßeine physikalische Erscheinung bestimmter 
Harte, Schwere usw., sondern eine bestimmte Zweckdienstbarkeit, 
eben ein „Mittel“. _ 

Dieses Grundgesetz aller Wirtschaft bewahrheitet sich auch dadurch, 
daß der Mensch sich mit der Verwendung der von der Natur bereitgestellten 
Mittel nicht begnügt, sondern in ständig erhöhtem Maße dazu übergeht, 
aus den unwirtlichen Rohstoffen der Natur sich die Mittel, die er zur 
Bedarfsdeckung benötigt, zu verschaffen, „die Idcen seiner Zielwelt zu 
verwirklichen‘. | 

Der notwendigerweise sekundäre Rang des Sachgutes als Mittel gegen- 
über dem Ziele scheint hier sogar seiner kausalwaltlichen Existenz zuzu- 
kommen, da diese erst dem Ziele ihre Entstehung verdankt. Ja das ganze 
Antlitz der kultivierten Welt zeigt sich heute als Schöpfung der mensch- 
lichen Ziele; der aufgeforstete Wald, das gerodete, gepflügte und gedüngte 
Feld und alle Bodenprodukte nicht miuder als die Stadt und die Manų- 
fakturwaren der Industrie. Allein, müssen wir wieder einschränken, aur 
bei teleologischer Betrachtung. Bei kausaltheoretischer Betrachtung 
sehen wir auch im entwickeltsten materiellen Kulturkreise nichts anderes 
als eine Abfolge von ursächlichen Kräften (darunter die menschlichen 
Arbeitsleistungen und die Folgewirkungen derselben). Weder das Zielnoch 
die Dienstbarkeit, die Kategorie des Mittels ist bei kausaltheoretischer 
Betrachtung verstehbar. Die Mittelhaftigkeit der Ware X ist weder in 
ihrer Härte noch in der chemischen Zusammensetzung oder in eiuer son- 
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stigen Eigenschaft ihrer Materie begründet, sondern erst in der hinzu- 
getretenen Erforderlichkeit für menschliche Zwecke. Fällt der Bedarf 
nach ıhr für menschliche Zwecke durch einen Zielwechsel hinweg, so endet 
damit die Mittelstellung, die Warenqualität des Dinges X! Wird ein 
besseres Mittel aufgefunden, zum Beispiel ein ergiebigeres Bergwerk, und 
infolgedessen die Verwendung des schlechteren Mittels aufgegeben, so 
endet damit dessen Mittelstellung. Die Mittelhaftigkeit der Dinge ist 
eben keine Eigenschaft, die ihnen an und für sich innewohnt; sie wird 
ihnen vielmehr erst vom Zwecke verliehen. Die „Mittelqualität‘ ist 
keine Kausalfolge physikalischer Eigenschaften, sondern sie wird erst 
durch den Zweck der Materie des Mittels verliehen. Das Primäre eines 
jeden teleologischen Verhältnisses ist aber das Ziel. Das Ziel ist der 
logische Grund des Mittels! — Im Ziele ist das Mittel wunschhaft!) 
vorhanden, und dasZiel formt aus den Sachgütern, aus den Arbeitsleistun- 
gen und auch aus den Rechtsnormen die Mittel der Wirtschaft. 


Auch die Rechtsnormen bestehen in ihrer normativen Rangordnung 
absolut, unabhängig davon, ob sie verwirklicht werden oder nicht. Eine 
veraltete oder eine nicht befolgte Gesetzesbestimmung ist nicht weniger 
normatives Recht wie eine täglich unzähligemal befolgte, bei jeder Nicht- 
befolgung strenge geahndete Gesetzesbestimmung. Durch seine normative 
Stellung allein, ja auch durch den Rechtsschutz allein erlangt kein Gesetz 
wirtschaftliche Bedeutung. Auch dem Rechte kann wirtschaftliche Be- 
deutung nur durch ein wirtschaftliches Ziel verliehen werden, auch in der 
wirtschaftlichen Stellung der Rechtsnorm ist das Primäre die Zielent- 
sprechung, die Zielgültigkeit. 

Die Mittelhaftigkeit zum Beispiel des Scheckgesetzes liegt nicht in 
seinem normativen Range beschlossen, sondern in seiner Dienstbarkeit 
für den Zahlungsverkehr, in der wirtschaftlichen Verwendbarkeit seiner 
Bestimmungen. Der § 9, Absatz 1, des österreichischen Scheckgesetzes, 
der die normale Laufzeit der Schecks auf acht Tage beschränkt, ist wohl 
eine gültige Rechtsnorm, die Usance der Banken hält sich jedoch nicht 
an diese Rechtsnorin; diese Rechtsnorm ist daher kein Mittel der öster- 
reichischen Volkswirtschaft. Das Scheckgesetz als Ganzes ist heute ein 
Wirtschaftsmittel. Für vorkapitalistische Zeiten aber muß es mindestens 


1) Das heißt als Gegenstand des Wunsches = Zweckes, Bedarfs im logischen. 
selbstverständlich aber nicht im psychologischen Sinne. 
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als zweifelhaft gelten, ob auch da cin modernes Scheckgesetz als Wiri- 
schaftsmittel Verwendung gefunden hätte. 1) 

Genau das gleiche gilt für die Wahrungsgesetze; es sei uns gestattet, 
dies ein wenig ausführlicher darzulegen. Erhebt sich bei gesperrter Prägung 
der Wert des Währungsgeldes, der Banknoten und der Münze eines Landes 
über den Stoffwert der Kurantmünzen, so hat eine trotzdem vorhandene 
Einlösungspflicht der Notenbank ausgesetzt in ihrer Wirkung, ein Wirt- 
schaftsmittel zu sein. Die Gold-, beziehungsweise Silberankaufspflicht 
der Bank aber wird gerade in solchen Zeiten in erhöhtem Maß als Wirt- 
schaftsmittel gebraucht, ja unter Umständen, vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkt aus beurteilt, mißbraucht. Während also bei einem Agio 
des Währungswertes über den Metallwert die Ankaufspflicht der 
Notenbank als ein gefährliches Mittel der Währungspolitik suspendiert 
werden muß, muß umgekehrt in Krisen- und Inflationszeiten die Ein- 
lösungsverpflichtung der Notenbank suspendiert werden, soll sie nicht 
vom einzelnen zum Schaden der Allgemeinheit ausgenutzt werden. Die 
Ankaufspflicht der Notenbank hingegen hat wieder in diesem Falle keine 
Bedeutung für die Wirtschaft, da niemand, der an eine Verwertung 
seines Besitzes denkt, das Währungsmetall gegen unterwertige Noten 
anbieten wird, es wäre denn ohne die Absicht der persönlichen Verwertung 
etwa in Kriegszeiten aus vaterländischer Gesinnung. Eine andere Bestin- 
mung, die sich in den kontinentalen Notenbankstatuten findet, die Vor- 
schrift einer prozentuellen Mindestdeckung der ausgegebenen Noten, 
zum Beispiel die Vorschrift der Dritteldeckung, ermöglicht wieder noch 
keineswegs die stete Ausgabe des dreifachen Nominales des Metallschatzes 
in Banknoten. Wollte eine Bank mit der Ausnutzung dieser Bestimmung 


1) S. 640 erläutert Stammler die Evid.nz seiner Primatslehre am Beispiele 
des Eigentums und der Latifundien und ruft aus: ..Wer nicht einsieht. wie die 
Erörterung über Latifundien in einer bestimmten Zeit von dem Begriff des Eigen- 
tums abhängig ist, der Eigentumsbegriff aber vom Latifundienbegriffe ganz unab- 
hängig ist und deshalb in seiner lozischen Funktion vor dem letzteren den Primat 
besitzt, wie das ebenso mit dem Begriffe der äußeren Regelung überhaupt gegen- 
über dem Begriffe des geregelten Zusammenwirkens sich verhält, dem kann ein 
weiterer Beweisgang auch nicht empfohlen werden.“ — Demgegenüber ist aber 
die Frage zu stellen: Kann der Eigentumsbegriff gedacht werden ohne die Ge- 
gebonheit des Begriffes Besitz; oder der Begriff einer Regelung des gesellschaft- 
lichen Zusammenwirkens ohne Vorzegebenheit des Begriffes der Ganzheit der 
Gesellschaft ? 
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Ernst machen, ihre Deckung verdoppeln und in gleicher Weise ihre Noten- 
menge verdoppeln, so würde eine solche Bank sich augenblicklich illiqui- 
dieren! Ja noch mehr; selbst bei einer dem wirtschaftlichen Bedürfnisse 
angepaßten Notenmenge genügt die knappe Einhaltung der Dritteldeckung 
für eine barbezahlende Bank nicht. Wenn durch vorübergehende Störung 
der Zahlungsbilanz die Wechselkurse eines solchen Landes unter den 
Goldpunkt sinken, müßte eine Bank, die sich also streng an die gesetz- 
lichen Deckungsvorschriften hielte, gleichfalls illiquid werden. Selbst bei 
an sich normaler Zahlungsbilanz kann ein ungewöhnlicher Kredit- 
hedarf für eine Bank, deren Notenemission an die gesetzlich erlaubte 
Grenze heranreicht, recht. unangenehm werden. (Siche als Beispiel die 
Rückberufung der französischen Pensionen aus Deutschland gelegentlich 
der Marokkokrise 1911.) Jede Bank, besonders aber eine barzahlende Bank, 
mußihren Goldschatz beträchtlich über dem gesetzlich normierten Minimum 
halten. Die gesetzliche Fixierung einer Mindestdeckung hat bloß die 
Bedeutung eines Warnungssignals. 1) 

Wir stellen also fest: auch das Recht ist ebensowenig wie das Sach- 
gut der Wirtschaft gegenüber eine primäre, eine vorgegebene Gültigkeit. 
Auch das Recht leitet seine Stellung als Wirtschaftsmittel von 
den Wirtschaftszielen, denen es dient, her und hat gleichen Rang mit dem 
Sachgute, mit welchem zusammen es im Wirtschaftsprozeß dienstbar ist. 


III. Knapps Lehre vom Primat der Rechtsordnung im 
Geldwesen. 


12. Die Hauptdogmen. 


Mit dieser Feststellung haben wir zugleich auch die Grundlage fir die 
kritische Wiirdigung der in der Staatlichen Theorie von Knapp ent- 
wickelten Primatslehre gewonnen. 


1) Das neue österreichische Notenbankstatut enthält eine unter diesem Gesichts- 
punkt interessante Annäherung an das System der Peelschen Bankakte: Kredit- 
gewährungen an den Staat sind der Bank nur gegen volle Deckung in Gold oder 
Goldeswert erlaubt. Der aus dem abnormalen Budgetdefizit entspringende Bedarf 
des Staates an Zahlungsmitteln wird hier gleichsam als Zusatzbedarf zu der durch 
die allgemeinen wirtschaftlichen Erfordernisse kontingentierten Notenmenge auf- 

gefaßt. 


f 
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Knapps Lehre vom Primat der Rechtsordnung im Geldwesen ist 
im Gegensatz zur Theorie Stammlers nicht allgemeinen methodischen 
Erwägungen entsprungen. Knapp untersuchte vielmehr pragmatisch, 
also empirisch die besonderen Zustände des Geldwesens und fand bei 
dieser geschichtlichen Betrachtung des Geldwesens einen hervorragenden 
Anteil des Staates an den Wandlungen und Ereignungen der Geldgeschichte 
oder, besser gesagt, der Währungsgeschichte. 

Anderseits aber hat Knapp seine Primatslehre viel schärfer und 
eindeutiger ausgebildet als Stammler. Er hat das juristische Prinzip 
zur ausschließlichen Grundlage seiner Geldtheorie erhoben und hat auch 
für die ökonomische Geldlehre, wie oben (S. 56f.) dargelegt wurde, daraus 
die vollsten Konsequenzen gezogen und der ökonomischen Betrach- 
tung des Geldes ausschließlich und eindeutig einen sekundären, bloß aus 
seiner juristischen Betrachtung abgeleiteten Rang zuerkannt. Die aus 
der These vom Primat der ökonomischen Theorie des Geldes entspringen- 
den Doktrinen hat er mit einer vor keiner Logistik zurückscheuenden 
Folgerichtigkeit aus der Theorie des Geldes auszumerzen versucht. 


Während die sozialrechtliche Schule bloß in „formaler“ Hinsicht einen 
Vorrang der Rechtsordnung gegenüber der Gestaltung der Volkswirtschaft 
annahm, in „materieller“ Hinsicht sich aber die Möglichkeit des Auf- 
baues einer ökonomischen Theorie im allgemeinen vorbehielt und im beson- 
deren sogar eine ausgeprägt ökonomische Geldiehre entwickelte (Diehl 
zum Beispiel ist strenger Metallist), behandelt Knapp das Geld als eine 
aus der Rechtsordnung entsprungene Erscheinung in des Wortes vollstem 
und weitestgehendem Sinn. 


An die Spitze seines Werkes hat Knapp, wie erwähnt, die Grundthese 
seiner ganzen Theorie gesetzt: „Das Geld ist ein Geschöpf der Rechts- 
ordnung.“ In der weiteren Folge seiner Ausführungen unterstreicht 
Knapp diesen Gedanken nach Möglichkeit. In der Einleitung zu seiner 
„Staatlichen Theorie des Geldes‘‘ gibt Knapp als den Zweck seines Buches 
an, „die Seele des Geldes zu entdecken‘‘.!) Er erklärt, dem Papiergeld 
eine ganz besondere Aufmerksamkeit aus dem Grunde zuzuwenden, weil 
gerade in dieser gewöhnlich als bedenkliche Entartung des Geldes ange- 
sehenen Erscheinung „der Schlüssel zur Verfassung des Geldes liegt. Denn 
die Seele des Geldwesens liegt nicht im Stoffe der Platten, sondern in der 


EEE 


!) Knapp, a. a. O., S. VII. 
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Rechtsordnung, welche den Gebrauch regelt‘.t) So kehrt bei Knapp 
immer der gleiche Gedanke wieder, der Gedanke, daß das Wesen des Geldes 
unmittelbar in der rechtlichen Ordnung des Geldwesens, in den Währungs- 
gesetzen, gegeben sei. Wenn es erlaubt ist, ein von Marx zur Kennzeichnung 
der Rolle der Ware — des Partners des Geldes am Markte — geschaffenes 
Bild hier sinngemäß zu verwenden, so möchten wir die Auffassung Knapps 
dahin kennzeichnen: ,,Das Geld ist für Knapp gefrorenes Währungsgesetz.“ 

Als primäre Erscheinungen des Geldwesens kennt die Staatliche Theorie 
nur die Änderungen der Währung und das sonstige bewußt oder unbewußt 
in dieser Richtung tätıge Verhalten der staatlichen Ordnung (zum Beispiel 
die Wahl der Geldart für die apozentrischen Zahlungen, das sind Zahlungen, 
welche der Staat an die Privatwirtschaften zu leisten hat). 

Besonderes Gewicht legt Knapp darauf, zu beweisen, daß die Wäh- 
rungsänderung cin freier Akt der Staatsgewalt ist. Er faBt seine dies- 
bezüglichen Ausführungen in drei Thesen zusammen: „Die in der Be- 
schreibung der Geldstücke ausgesprochene Wahl der Zahlungsmittel ist 
ein freier Akt der Staatsgewalt. — Die Benennung der Zahlungsmittel nach 
neuen Werteinheiten ist ein freier Akt der Staatsgewalt. — Die Definition 
der neuen Werteinheit durch die alte ist ein freier Akt der Staatsgewalt.“?) 

Die Allmacht des Staates, des Herrn der Rechtsordnung, über das Geld- 
wesen erscheint Knapp auch durch den Schluß e contrario aus der Tatsache 
des Papiergeldes gerechtfertigt. Knapp führt nicht ohne Ironie die Gründe 
der Metallisten an, die neben anderen bedeutenderen, von Knapp aber 
nicht angeführten für Unentbehrlichkeit einer stofflichen Verankerung 
der Währung sprechen. Und Knapp erwidert den Metallisten, ihre Aus- 
führungen mögen Ja ganz gut sein zur Erklärung der erstmaligen Entstehung 
des Geldes,*) „aber es gibt Zahlungsmittel, welche über diese einfache 
Form (vollwertiges Metallgeld) hinausragen; solche, die, außerhalb der 
Rechtsordnung betrachtet, gar nicht mehr Güter sind. Der wichtigste 
Fall bleibt das eigentliche, echte Papiergeld.‘‘*) Diese beiden Gedanken 


1) Knapp, a. a. O., S. 2. 

2) Knapp, a. a. O., S. 20. 

3) Knapp, a. a. O., S. 8: „All diese Sätze (der Metallisten) sind unbestreitbar 
richtig. Es erfolgt daraus, daß der Begriff des lytrischen Wertes nur entstehen kann 
in der angegebenen Weise: durch Vergleich mit einem allgemein anerkannten Tausch- 
gut, welches, wie wir gesehen haben, immer die einfachste Form des Zahlungs- 
mittels ist.“ 

4) Knapp, ebenda. 
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verbindet Knapp zu der These: „Die Werteinheit ist nicht immer tech- 
nisch, aber ohne alle Ausnahme historisch def:niert‘“‘.t) Knapp sicht ferner 
in Anlehnung an R. Hildebrand im Zahlungsverkehr einen rein juristi- 
schen Vorgang, für den „es genügt, daß die Chartalstücke, die Geldstiicke - 
juristisch wirksam sınd“.®) 

Die in der Wahrungsindcrung gegebene Macht des Staates über das 
Geldwesen und die Nominalität der Werteinheit offenbaren sich nach 
Knapp auch darin, daß die echten Geldschuld«n nicht in der Währung 
zu tilgen sind, in der sie kontrahiert wurden, sondern in der Währung, dic 
im Zeitpunkte der Schuldzahlung besteht: „Lytrische Schulden sind ... 
vom Staate aus betrachtet, Schulden, die in dem jeweiligen Zahlungsmittel 
zu leisten sind.‘‘3) Mit dieser Einschränkung „vom Staate aus betrachtet‘ 
gibt Knapp die Möglichkeit einer anderen Betrachtung zu. 


13. Seine These vom sekundären Range der wirtschaftlichen Beziehungen 
des Geldes. 


Welche Möglichkeiten einer nicht staatlichen, also einer ökonomischen 
Betrachtung des Geldwesens sind nun der Staatlichen Theorie neben ihrer 
Lehre von der alleinigen Maßgeblichkeit, vom unbedingten Primat der 
juristischen Kategorie des Geldes gegeben? 

Alle ökonomischen Erscheinungen des Geldwesens, die sich unmittelbar 
als Folgen seiner staatlichen Ordnung ergeben, kann auch die Staatliche 
Theorie begreifen; die Möglichkeit anderer volkswirtschaftlicher Erschei- 
nungen des Geldwesens, die nicht unmittelbare Auswirkungen der staat- 
lichen Ordnung des Geldwesens sind, müssen jedoch dieser Theorie unfaß- 
bar sein. 

Die Staatliche Theorie erkennt, daß die Schulden alter Währung im 
neuen Währungsgelde zu zahlen sind; sie hat aber keinen Schlüssel zum 
begreifenden Verständnis jener der Währungsgeschichte nicht unbekannten 
Tatsache, daß für die Zahlung der Schulden alter Währung ein anderer 
Umrechnungssatz vorgeschrieben wird „als für din rekurrenten Anschluß 
der Geltung der alten Zahlungsmitteln in neuen Zahlungsmitteln“. Zum 
Beispiel bestimmte das österreichische Finanzpatent vom 26. Februar 1811, 


') Knapp, a. a. O., S. 9 
?) Knapp, a. a. O., S. 3 
3) Knapp, a. a. O., S. 1 


94 ` | | Oskar Zaglits. 


daß alle vor dem Jahre 1799 eingegangenen Schuldverhältnisse zum 
Nominalbetrag in der neuen Währung zu zahlen seien, während der rekur- 
rente Anschluß bekanntlich in dem Verhältnis von 1 zu 5 erfolgte. Für 
- die in der Zwischenzeit eingegangenen Schuldverhältnisse waren eigene 
Rückzahlungstabellen aufgestellt worden, welche dem Stande der Ent- 
wertung des Geldes im Monate der Schuldeingehung Rechnung trugen. 
Ähnliche Maßnahmen hatte Frankreich zur Liquidierung der Assignaten- 
wirtschaft ergriffen. 


Die Staatliche Theorie vermag das Agio des Metallgeldes gegenüber 
dem Papiergeld als Tatsache festzustellen, sie kann sogar diese Erscheinung 
cbenso wie die Erscheinung des intervalutarischen Kurses als eine mer- 
kantile Erscheinung erkennen. Die Staatliche Theorie vermag aber nicht 
den Grund des Agios des Metallgeldes gegenüber dem übermäßig emittierten 
Papiergelde zu begreifen — nämlich die Entwertung des Papiergeldes. 
In der Theorie des intervalutarischen Kurses aber hat Knapp, wie be- 
reits an früherer Stelle!) ausgeführt wurde, obwohl er die Kaufkrafttheorie 
des intervalutarischen Kurses abgelehnt hat, dennoch durch seine Zahlungs- 
bilanztheorie und insbesondere durch die Anerkennung der Tatsache, daß 
der feste Kurs das Ziel der Währungspolitik ist, letzten Endes doch den 
Primat der ökonomischen Kategorie des Geldes gegenüber der juristischen 
zugegeben. 

Die Staatliche Theorie erkennt, daß die dem einzelnen gegebene Ver- 
wendungsmöglichkeit des Geldes stets eine Gestalt trägt: nämlich die des 
Wiederausgeben des Geldes; der Hingabe des Geldes als Zahlung in und 
außerhalb des Tausches. Darüber hinaus jedoch vermag sie dem Verhalten 
des einzelnen gegenüber dem Gelde nicht gerecht zu werden. „Das einz'g 
Sichere beim Gelde ist“ — behauptet Knapp?) — „.. .die zirkulatorische Be- 
friedigung. Und gerade hieran nimmt der Laie immer Anstoß; das kommt 
ihm verdächtig vor, insbesondere dann, wenn die begleitende reale Befriedi- 
sung fehlt, was bei so vielen Geldarten offensichtlich der Fall ist.“ „Wie 
kommt es, daß der Laie dabei so mißtrauisch ist?“ fragt Knapp und ver- 
ınutet, daß der Laie aus dem Grunde mißtrauisch sei, weil er in der ver- 
alteten, autometallistischen Vorstellung befangen ist, daß Geldschulden 
(lytrische Schulden) nur „durch Lieferung einer Sache (Pfund Erz) oder 


1) Siehe oben S. .... 
2) Knapp, a. a. O., S. 38. 
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vielleicht auch durch Lieferung einer vom Staat an deren Stelle gesetzten 
anderen Sache (Silber), jedenfalls aber nur durch solche Sachen, die auch, 
außerhalb der Rechtsordnung betrachtet, noch an sich ein wirtschaftliches 
Gut sind‘, getilgt werden können. 

Dieser Laie erhält von Knapp überdies eine Mahnpredigt, weil 
er es für erlaubt halte, „die Zahlungsmittel aus der Rechtsordnung 
herauszurücken, sie einer bloß naturalen Beurteilung zu unter- 
werfen und sie, wenn ihr Stoff kein wirtschaftliches Gut mehr ist, zu 
verwerfen‘‘.t) (Unsercs Erachtens stellt allerdings der Laie keineswegs 
solche weitgehenden Überlegungen an, er begnügt sich vielmehr mit einer 
Abschätzung der allgemeinen Entwicklung des Währungswesens; läßt 
ihm diese eine Beständigkeit des Preisniveaus erwarten, dann gibt er sich 
mit der zirkulatorischen Befriedigung auch wirklich zufrieden. Befürchtet 
er aber eine Entwertung des Geldes, eine Steigerung des Preisniveaus. 
dann kann er sich alswirtschaftender Mensch mit der bloß qualitativen 
Möglichkeit einer zirkulatorischen Befriedigung nicht so ohne weiteres 
beruhigen. Ist das Geld bestimmt, Waren zu kaufen, so wird er sich 
bestreben, sich vor der drohenden Entwertung des Geldes durch möglichst 
raschen Einkauf jener Waren zu schützen; doch auch dann, wenn das Geld 
dazu bestimmt ist, an einem späteren Zeitpunkte Schulden zu zahlen, wird 
der Wirtschaftende trachten, durch zwischenzeitige Anlage in Waren gegen- 
über der drohenden Entwertung des Geldes seinen Vorteil zu finden.) 

Anderseits hat Knapp sich bestrebt, die Bedeutung der Währungs- 
änderung für die Geldschulden in weitgchendem Maße seiner Theorie 
zunutze zu machen. Über jene obenerwähnten Fälle, in welchen der Inhalt 
der Geldschulden nach einem anderen Maßstabe bestimmt wurde, als jener 
war, der für die Änderung der Währung selbst verwendet wurde, geht Knapp 
hinweg und legt demgegenüber alles Gewicht auf die Tatsache, daß der 
Inhalt der Geldschulden nach Belicben vom Staate geändert werden kann. 

Welches ist aber der Inhalt der lytrischen Schulden, der Geldschulden ? 
Knapp definiert sie als „Schulden, die in dem jeweiligen Zahlungsmittel 
zu leisten sind“. Wir haben gegen diese Definition nichts einzuwenden, 
allein wir vermögen gerade deshalb die Ansicht Knapps nicht zu 
teilen, daß in der Tatsache etwas Besonderes zu schen sci, daß die Geld- 
schulden nicht in jener Währung zu zahlen sind, auf welche ursprünglich 
kontrahiert wurde, sondern in jener Währung, welche am Tage der Schuld- 


1) Knapp, ebenda, 
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zahlung besteht. Die Geldschuld ist eine Gattungsschuld; in obligatione 
ist eine bestimmte Gattung von Werten, nämlich die Gattung „Geld“. 
Es ist aber auch die Möglichkeit gegeben, durch eine Sortenklausel diese 
Gattungsschuld zu spezialisieren. Eine solche Sortenklausel ist beispiels- 
weis" die Goldklausel. In diesem Falle liegt, auch darin stimmen wir mit 
Knapp überein, keine reine Geldschuld mehr vor uns. 

Wird aber von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht, sondern 
eine reine Geldschuld kontrahicrt, dann ist in obligatione nichts anderes 
als eine bestimmte Menge (Summe) der Gattung „Geld“, dann sind nach 
der allgemeinen Regel für Gattungsschulden Veränderungen der Qualität 
innerhalb der Gattung juristisch bedeutungslos. (Noch bedeutungsloser 
ist eine Änderung des gesetzlichen Namens der Sorten.) Geschuldet wird 
de jure nicht die geschichtlich vorübergehende Spezialform, Gulden, Mark 
oder Krone, sondern „Geld“. 


14. Der Gattungsbegriff „Geld“ und der Begriff der Geldsorte. 


Dieser Begriff des Geldes als einer allgemeinen Gattung fehlt Knapp 
überhaupt vollständig. Er kennt nur die einzelnen Sorten (Valuten), die 
“mit der Währungsgesetzgebung örtlich und zeitlich wechseln; das Geld 
aber kennt er ebensowenig wie der von ihm bekämpfte naive Metallismus. 

Knapp hat daher in seiner Lehre von dem Primat der juri- 
stischen Kategorie des Geldes keine allgemeine Theorie vom 
Wesen desGeldes entwickelt, sondern nur eine Theorie derGeld- 
sorten; doch selbst in dieser Theorie muß Knapp zugeben, daß die staat- 
liche Rechtsordnung das Wesen des Geldes nicht schafft, sondern bloß seine 
Art und Form verwandelt. Denn nichts anderes als dieses Bekenntnis liegt 
in dem mit Emphase von Knapp verkündeten Satze, daß das neue 
Währungsgeld stets durch das alte definiert wird. Knapp sagt allerdings 
im Vorworte seiner Staatlichen Theorie: „Die Herleitung aus einer staats- 
losen Betrachtungsweise halte ich für ganz veraltet, ja sogar für ganz 
verkehrt ;‘“ er selbst muß aber wie wir bereits gesehen haben, auf der achten 
Seite seines Werkes zugeben, daß die Entstehung des Geldes nicht anders 
als stoffwerttheoretisch zu erklären ist. 1) 

Gewiß ist kein Sachgut an sich kraft seiner materiellen Qualität oder 
auch kraft seiner Dienstbarkeit in Werkstatt oder Haushalt jemals Geld 


1) Siehe oben S. 92. 
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gewesen. Diese Unmöglichkeit ist aber nicht in besonderen juristischen 
Anforderungen an das Geldzeichen begründet, sondern vielmehr darin, 
dab das Ziel des Gelddienstes ein spezifisch sozialwirtschaft- 
liches ist; deshalb muß auch das Mittel, das diesem sozialwirtschaft- 
lichen Ziele dienstbar sein soll, in erster Linie sozialwirtschaftliche 
Qualitäten besitzen. Daher kann aus der Tatsache der Existenz stoff- 
wertloser Zahlungsmittel keinerlei Argument für die Berechtigung 
der juristischen Geldlehre abgeleitet werden. Knapp ist im Rechte, 
wenn er der materialistisch-mechanistischen Lehre vom Geldwesen 
vorhält, daß sie die Tatsache stoffwertloser Zahlungsmittel nicht 
zu erklären vermöchte; für die teleologische Auffassung jedoch, welche 
das Wesen des Geldes ausschließlich aus seinem sozialwirtschaftlichen 
Gelddienste ableitet, bedeutet die Tatsache stoffwertloser Zahlungsmittel 
nicht die geringste Schwierigkeit. Gerade aus dem Primat des Zieles 
unter den Bestimmungselementen des Mittelbegr’ffes, gerade aus dem 
Vorrang der teleologischen Kategorie gegenüber den genetischen Kate- 
gorien ergibt sich die Schlußfolgerung, daß in jenem Fall, in welchem das 
Ziel ein ausschließlich sozialwirtschaftliches ist, die maßgebenden Quali- 
täten des Mittels gleichfalls nur soziale sein können. Gleichwie die Bau- 
Materialien nicht an und für sich Güter sind, sondern nur wegen ihrer 
Verwendung zum Hausbau, ebenso sind für die teleologische Auffassung 
notwendigerweise auch die Edelmetalle nicht an sich bereits Geld, sondern 
sie werden es erst dadurch, daß ihnen die Rolle der Cea DREI in 
der menschlichen Gesellschaft zukommt. 

Es ist also keine Besonderheit des Geldes, daß es nicht 
stofflich definiert werden kann, sondern nur ein Fall der 
allgemeinen Regel. Kein wirtschaftliches Gut und kein wirtschaft- 
liches Mittel kann stofflich definiert werden. Der richtige Ausdruck dieser 
Tatsache ist daher: Der Begriff „Geld“ kann ebensowenig wie die 
Begriffe „Bank“, „Stuhl“ oder ‚Tisch‘ stofflich definiert werden. 

Der innere Grund dafür ist auch nicht darin zu suchen, daß der 
Stoff des Geldes ein geschichtlich wechselnder ist, sondern vielmehr in 
dem „Mittel“charakter des Geldes. Auch Sachgüter, wie zum Beispiel 
das Rasiermesser, das seit jeher und wohl auch künftighin aus ein und 
demselben Stoffe erzeugt wird, sind nicht kraft ihrer stofflichen Beschaffen- 
heit, sondern durch ihre Zweckdienstbarkeit Wirtschaftsmittel und daher 
nur durch Bezugnahme auf ihre Zweckdienstbarkeit richtig definiert. 
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Was die Miimzgesetze stofflich definieren, ist nicht das Geld. 
ist nicht der allgemeine Geldbegriff, sondern eine bestimmte Geldart, 
zum Beispiel die deutsche Reichsmark vom Jahre 1871 bis 1914. Implizite 
oder auch explizite wird bei einer solchen Definition eines bestimmten. 
zeitlich und räumlich in seiner Wirksamkeit begrenzten Währungsgeldes 
stets der allgemeine Geldbegriff vorausgesetzt. 


15. Staatliche oder stoffliche Sortendefinition? 


Für diese einzelnen Arten des zeitlich und räumlich in seiner Wirksamkeit 
beschränkten, geschichtlich einmaligen Währungsgeldes kann die Frage 
aufgeworfen werden, ob sie als Spezies staatlich oder stofflich zu definieren 
sind. Nur muß man sich klar sein, um was der Streit geht; klar sein darüber, 
daß nicht der Gattungsbegriff Geld, sondern der Begriff einer 
Spezies, zum Beispiel deutsche Reichsmark, Streitobjekt ist. 

Die Begriffsbestimmung dieser Spezies kann jedoch nicht als selbst- 
ständige Bildung des Begriffes ab ovo erfolgen, sie muß vielmehr auf dem 
allgemeinen Geldbegriff aufbauen und in ihm die wirtschaftliche Mittel- 
qualität des Geldes zur Grundlage auch dieser Begriffsbestimmung 
nehmen; sie kann, in welche Form immer sie sich kleiden mag, immer nur 
erklären, „die deutsche Reichsmark ist jenes Geld, das..." 

Wenden wir uns jedoch einmal dieser Spezialfrage zu, der Frage, ob 
die geschichtlich einmalige und (mindest auf absehbare Zeit) räumlich in 
ihrer Verwendung begrenzte Geldart, das Währungsgeld X, zum Beispiel 
die deutsche Reichsmark 1871 bis 1914, der holländische Silbergulden 
oder der Schweizer Goldfranken, rechtsgeschichtlich oder stofflich zu 
definieren ist. 

Knapp hat seine juristische Definition der Werteinheit induktiv zu 
beweisen versucht und aus einer unvollständigen [Induktion die allge- 
meinsten und weitestgehenden Schlüsse gezogen. 

Genau die gleiche Methode hat in früheren Zeiten die stoffliche Definition 
der Zahlungsmittel begründet. 

Man vergevenwirtige sich etwa den Zustand des Geldwesens der 
Kipper- und Wipperzeit am Anfange des 17. Jahrhunderts, jene Verwirrung, 
hervorgerufen durch Zersplitterung des Münzregals und mannigfache 
Münzverschlechterung, jene Zeit, deren Wahrungsnot die Hamburger 
Girobank zur Gründung ihrer „Mark-Banko“-Währung geführt hat. 


» 
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Das Erfahrungsmaterial dieser Zeit war etwa folgendes: 


„In allen geschichtlich bekannten Fällen sind Gold- und Silbermünzen 
als Großgeld verwendet worden.“ 

„Diese Münzen sind mit wechselndem Edelmetallgehalt ausgeprägt 
worden.‘ À 

„Diese Münzen werden regelmäßig (wenigstens auf die Dauer), nicht 
nach ihrer nominalen Geltung, sondern nach ihrem Edelmetallgehalt 
m Zahlung genommen.“ 

„Es bestehen besondere Privatunternehmungen, die die Zahlung mit 
diesen Münzen nach ihrem Edelmetallgchalte durch ihre Bankozetteln 
vermitteln.“ 


„Neben der Zahlung mit Münzen nach ihrem Edelmetallgehalt jist 
die Zahlung mit Barren besonders durch Vermittlung dieser Banken 
möglich.“ 

Jede empirische, jede nichttheoretische Betrachtung dieser Verhältnisse 
wird als Selbstverständlichkeit den Schluß ziehen: Die einzelnen Geld- 
arten sind stofflich definiert. Der staatliche Stempel aber ist bestenfalls 
gleich den Bankozptteln ein Beglaubigungsattest einer bestimmten Edel- 
metallmenge. 

Gewiß ist auch eine andere Erklärung disser Erscheinungen möglich: 
Die damaligen Girobanken können als private Zahlungsgemeinschaft auf- 
gefaßt und jene Zustände des Währungs- und Münzwesens können als 
ausnahmsweise Übelstände bewertet werden. 

Auch diese Erklärung ist auf empirisch induktivem Wege gewinnbar; 
allein nur dann, wenn man, wie Knapp, von einem anderen Erfahrungs- 
material ausgeht: 

„Währungsgeld können Goldmünzen oder Silbermünzen oder Papier- 
scheine oder auch Verbindungen dieser drei Arten sein.“ 

„Die valutarischen Münzen und Noten werden im Regelfalle geordneten 
Währungswesens nach ihrem gesetzlich normierten Geltungsverhältnisse 
in Zahlung genommen.“ 

„Auch das Giralgeld lautet auf Einheiten des Währungsgeldes.“ 


„Auch der Wert valutarischer Gold- und Silbermünzen kann sich über 
den Wert des Edelmetalls erheben.“ 


(Zu diesen modernen Erfahrungen reiht die erweiterte Geschichts- 


kenntnis verschiedene, teils primitive, teils in fremden Kulturkreisen 
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entwickelte Formen stoffwertlosen Geldes, wie das bekannte chinesische 
Ledergeld. ) 

Auf ein weit größeres Erfahrungsmaterial gestützt, kann daher die 
juristische Definition der verschiedenen geschichtlichen Geldarten weit 
mehr Anspruch auf Richtigkeit erheben als die ältere stoffliche. Sie kann 
sich vor allem auf eine bei den gegenwärtigen geordneten Währungs- 
verhältnissen unzweifelhafte Erfahrungstatsache stützen: „Wir prüfen 
heute regelmäßig bei der Annahme von Zahlungen die einzelnen Geld- 
stücke nicht auf ihre stoffliche Beschaffenheit, geschweige denn auf den 
Grad des Edelmetallgehaltes, sondern auf die staatliche Prägung bezie- 
hungsweise auf die Tatsache der Emission durch die staatlich privilegierte 
Notenbank.“ | 


16. Die Rolle des Staates im Geldwesen des modernen Hochkapitalismus. 


Die unmittelbar in die Augen fallende Tatsache war in 
früheren Wirtschaftsepochen der Stoffwert des Edelmetall- 
geldes — heute im modernen Rechtsstaat und kapi- 
talistischen Wirtschaftssystem ist es die staatliche Emission 
des Geldes. Die Erscheinung des Edelmetallgeldes aber ist durch die 
kapitalistische Entwicklung hinter die Verwendung stoffwertloser Zahlungs- 
mittel zurückgedrängt worden. 

Auch die wirtschaftliche Bedeutung der Geldleihe, auf die Knapp 
so ausdrücklich hinweist, ist heute eine wesentlich andere als in früheren 
Wirtschaftsperioden; die Darlehen früherer Zeiten waren regelmäßig 
Konsumtivdarlehen; heute ist die Geldleihe die Leihe des Kapitals an 
den Produzenten. Während daher in früheren Zeiten der Geldleihe keine 
Funktion in dem arbeitsteiligen Wirtschaftsproze8 zukam, hat heute 
die Geldleihe die tragende sozialwirtschaftliche Funktion des modernen 
kapitalistischen Wirtschaftssystems zu erfüllen. Dementsprechend hat 
die kapitalistische Geldleihe auch eine ungeheure Ausdehnung und eine 
nie dagewesene Herrschaftsorganisation erfahren. 

UnermeBlich erscheint in der modernen kapitalistischen Wirtschaft 
auf der anderen Seite der im Währungsregal gegebene Einfluß des 
Staates. Die Menge des Geldes und die Art des Geldes kann vom Staate 
_ nach seinem Belieben bestimmt werden. So liegt durch die besonderen 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Gegenwart eine Überschätzung der Rolle 
des Staates im Geldwesen nahe. | 
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Der Theoretiker darf aber nie vergessen, daß diese besondere Bedeutung 
der rechtlichen Beziehungen des Geldwesens durch die Struktur der 
kapitalistischen Wirtschaft selbst bedingt ist, daß diese geschichtlich 
vorübergehenden Zustände keine Gültigkeit für das Wesen der dauernden 
Erscheinung der gesellschaftlichen Wirtschaft „Geld“ haben. Der Theo- 
retiker kann sich mit der Feststellung der geschichtlichen Bedeutsam 
keit oder Unbedeutsamkeit der Einflüsse des Staates auf das Geldwesen 
nicht begnügen; er muß vielmehr sein Augenmerk auf das logische Ver- 
haltnis der von ihm untersuchten Erscheinungen richten; denn nur wenn 
es ihm gelingt, dieses klarzulegen, nur dann kann cr „das Wesentliche 
vom Zufalligen“ unterscheiden. 


17. Die drei Hauptprobleme des Verhältnisses der juristischen zur ökono- 
mischen Kategorie des Geldes. 


Vom logischen Standpunkt aus gliedern sich die Probleme, die sich 
aus dem Verhältnisse der staatlichen Rechtsordnung zum (relde ergeben, 
in drei Problemkreise: 

Erstens ist die Tatsache der Aufdrängbarkeit des staatlichen Geldes 
zu erklären. | 

Zweitens ist der Zweck klarzulegen, den der Staat durch die rechtliche 
Ordnung des Geldwesens verfolgt. 

Drittens endlich ist die Bedeutung der Wahrungsgesctze für die wirt- 
schaftliche Rolle des Geldes zu bestimmen. 


a) Die Aufdringbarkeit des staatlichen Geldes. 


Das erste Problem hat Knapp durch den Hinweis auf die Macht des 
Staates über die Geldschulden zu lösen versucht. Dadurch, daß der Staat 
irgendwelchen Chartalstiicken die Fähigkeit zur Tilgung von Greldschulden 
verleiht, dadurch zwingt er diese Chartalstücke dem Verkehr auf. Denn 
jedermann bedarf ihrer nun, um Schulden zu bezahlen; mit diesem 
Gedankengang lehnt sich Knapp wieder an R. Hildebrand an. 

Sind aber die Schulden primär eine juristische Erschei- 
nung ? Gewöhnlich wird dies angenommen, ohne daß bedacht wird, 
daß die Rechtsordnung auch die Schuldverhältnisse nur regelt, weil die 
Wirtschaft ihrer als Mittel für ihre Zwecke bedarf. Die Aufzwingbarkeit 
der Währung durch den Staat gründet sich aber überhaupt nicht auf 
die Tatsache, daß die Rechtsordnung in ihrem Rahmen die 
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Obligationsart „Geldschuld“ kennt, sondern auf die Tatsache, 
daB die arbeitsteilige Sozialwirtschaft sich der „Geld“- 
schuldverhältnisse, das ist auf Geld lautender persönlicher Leistungs- 
verhältnisse, als Mittel zur Verwirklichung der Wirtschaftsgemeinschaft 
bedient und auf das Maß, in welchem die Wirtschaft mit Geldschuld- 
verhältnissen (Kredit, Geldlohn usw.) arbeitet. Diese Tatsache aber ist, 
wie wir bereits gegenüber der Lehre der sozialrechtlichen Schule aus- 
geführt haben, nieht aus der Existenz rechtlicher Normen über die Schuld- 
verhältnisse, sondern aus dem wirtschaftlichen Erfordernis persönlicher 
Beziehungen der Wirtschafter zueinander zu erklären. 

Eine wirtschaftliche Erscheinung also ist es, die letzten Endes 
die Aufdrängbarkeit des Geldes durch den Staat ermöglicht. Die staatliche 
Macht ist hier nicht der primäre, das ist der logisch letzte Grund, sondern 
nur ein aus den wirtschaftlichen Verhältnissen abgeleiteter. 


Daher ist stoffwertloses Geld oder unterwertiges Geld nicht jeder Wirtschaft 
aufdrängbar. Ein geschichtliches Beispiel. das oben bereits erwähnt wurde, bildet 
die Reaktion gegen die Münzverschlechterung der Kipper- und Wipperzeit durch 
die „Girobanken“. Näheres wird in einer späteren Abhandlung ausgeführt werden. 


b) Der Zweck des Staates bei der Währungsgesetzgebung. 


Über den Zweck, welehen der Staat mit seiner Währungsgesetzgebung 
verfolgt, hat sich Knapp nicht bei Besprechung der Ordnung des Geld- 
wesens im Inlande, sondern in dem Kapitel vom Geldverkehr mit 
dem Ausland ausgesprochen; er hat in diesem Zusammenhange, wie 
bereits oben!) ausgeführt wurde, den festen Kurs als letztes Ziel der 
Währungspolitik des Staates hingestellt. Wir haben bereits ‚in jenem 
Zusaminenhange darauf hingewiesen, daß der feste Kurs selbst kein 
letztes Ziel, sondern nur ein Mittel ist; ob nun im festen Kurs ein 
Mittel zur Förderung des Außenhandels und der weltwirtschaftlichen 
Stellung des Landes oder ein Mittel zur Festigung der binnenländischen 
Kaufkraft erblickt wird, ist hier für uns eine Frage sekundärer Bedeutung. 
Die wesentliche Tatsache ist die Mittelstellung der Kurswertpolitik und 
der auf Sicherung dieser Kurswertpolitik gerichteten Wahrungsgesetz- 
gebung gegenüber Zwecken der Volkswirtschaft. Nur soviel sei zu dieser 
Frage noch bemerkt: Die kommerziellen Interessen sind zweifelsohne ein 
bedeutender Faktor der Kurswertpolitik im gegenwärtigen kapitalistischen 


1) Siehe oben S. 53f,. 
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Zeitalter. Doch auch im geschlossenen Handelsstaate kann die 
Währungsgesetzgebung und Währungspolitik nicht ziellos gedacht werden. 
Im geschlossenen Handelsstaat ist aber nur cin Ziel denkbar: die Bestän- 
digkeit der Kaufkraft. 


Knapp hat die Bedeutung, welche die Beständigkeit der Kaufkraft 
für die’ Volkswirtschaft hat, durch den Hinweis auf die amphitropische 
Stellung des Einzelnen gegenüber dem Gelde zu entkräften versucht. 
„Jede Person ist nach vielen Richtungen Schuldner und zugleich nach 
vielen Richtungen Gläubiger.‘‘!) 


Dieser Satz ist wieder in der vorsichtigen und allgemeinen 
Form, in der Knapp ihn formuliert, nicht ohne weiteres als un- 
richtig zu bezeichnen. Gewiß jeder Einzelne hat Forderungen einzu- 
treiben und Zahlungspflichten nachzukommen. Allein diese festgelegte 
Verwendung bezieht sich nur auf einen nach Stand und Beruf 
wechselnden Teil seiner Geldgebarung. Daneben kauft und verkauft 
jeder einzelne „Zug um Zug“. Soweit sich nun der Kauf Zug um Zug 
und Verkauf Zug um Zug in der Größe der aufgewendeten Geldbeträge 
decken und auch gleichzeitig bewerkstelligen lassen, kann in der Tat dern 
Einzelnen der Geldwert gleichgültig sein. Auch soweit sich die eingegan- 
genen Schulden und sonstigen Zahlungsverpflichtungen mit den bestehenden 
Geldforderungen decken, muß der Einzelne kein Interesse an der Bewegung 
der Kaufkraft nehmen. Neben diesen beiden Massen wird sich aber in derGeld- 
gebarung jedes Wirtschafters mindest noch eine dritte Masse finden; diese 
wird aus der positiven oder negativen Differenz zwischen Forderungen 
und Schulden einerseits und der Spannung zwischen den im Kaufe Zug 
um Zug und den im Barverkaufe aufzuwendenden Geldbeträgen anderseits 
bestehen. Und im Hinblick auf diese in den meisten Fällen größte Masse hat 
der Einzelne das allerhöchste Interesse an der Bewegung des Geldwertes. Wer 
mit festem Einkommen kaufen muß, hat gewiß ein anderes Interesse an der 
Bewegung des Geldwertes als der Verkäufer. Gleichwie an der Bewegung 
der einzelnen Preise Käufer und Verkäufer das entgegengesetzte Interesse 
haben, so lassen sich auch für die Bewegung der allgemeinen Kaufkraft 
stets zwei Parteien feststellen, eine Partei, die am Sinken, und eine, die 
am Steigen der Kaufkraft Interesse hat. Während jedoch Steigen und 
Sinken der einzelnen Preise in den Produktionskosten und im Wechsel der 
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Nachfrage ihre besonderen Bestimmungsgriinde haben und unvermeidliche 
Erscheinungen der wirtschaftlichen Entwicklung sind, sind stärkere Ande- 
rungen des Geldwertes Störungen der wirtschaftlichen Entwicklung, die 
- einer in der Wirtschaftsentwicklung selbst gelegenen Notwendigkeit zumeist 
entbehren. Gerade wegen der besonderen Bedeutung des (reldwesens 
für die Wirtschaft sucht daher der Staat auch eine besondere (restaltung 
des In- und Auslandswertes des Geldes, nämlich möglichste Beständigkeit 
der Kaufkraft, zu erzielen. l 

Nicht, weil die Stellung des Einzelnen gegenüber dem Gelde eine voll- 
kommen amphitrope ist, nicht deshalb, weil den Einzelnen die Schwan- 
kungen des Geldwertes gleichgültig lassen, sondern ganz im Gegen- 
teile deshalb, weil die Schwankungen des Geldwertes in die Wirtschafts- 
führung jedes Einzelnen auf das allernachdriicklichste cingreifen und weil 
das Schwanken des Geldwertes der Mittlerrolle des Geldes am Markte 
nicht entspricht, aus diesem Grunde bestrebt sich der Staat, das Geld- 
wesen, so zu ordnen, daß die möglichste Beständigkeit des Geldwertes 
erreicht werde, 


e) Die allgemeine Bedeutung der Währungsgesetze fiir die Volkswirtschaft, 


Nach dem bisher Ausgeführten kann die Rolle der Währungsgesetze 
in der Wirtschaft (über welche bereits gelegentlich einiges ausgeführt 
wurde) ohne weitere Schwierigkeiten bestimmt werden. 


Wir haben keinen Anhaltspunkt für die Annahme eines logischen 
Primats der Rechtsordnung im Geldwesen finden können. Wir haben 
vielmehr die wirtschaftlichen Ziele als die Zwecke der Währungsgesetz- 
gebung des Staates und als die Zwecke ihrer Anwendung in der Währungs- 
politik erkannt. Wir haben auch festgestellt, daß der Staat in der Währung 
nicht das Geld schafft, sondern nur die Arten des Geldes ändert. 
Doch auch die Schaffung der einzelnen Sorten des Geldes und die 
Schöpfung der einzelnen Geldstücke begründet nach dem oben gegen- 
über der sozialrechtlichen Schule Ausgeführten keinen Anspruch der 
Rechtsordnung auf einen Primat etwa gegenüber den einzelnen Geld- 
sorten oder gar gegenüber den Greldstücken. 

Die Stellung der Währungsgesetze in der Wirtschaft 
kann daher nur einer Art sein, nämlich eine diensthafte. 

Die Rangordnung ist mithin folgende: 
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Das Geld ist ein Mittel der arbeitsteiligen Wirtschaft. An der Schaffung 
des Geldes hat die “Rechtsordnung wesentlichen Anteil. Die bezüg- 
lichen Normen der Rechtsordnung, die „Währungsgesetze“ werden daher 
durch die Schaffung des Geldes zu Mitteln höherer Ordnung der Volks- 
wirtschaft. 

Die Währungsgesetzgebung ist aber nicht nur bloß ein Mittel zur 


Schaffung des für die Wirtschaft nötigen Geldes, sondern sie ist auch nur 


eines der Mittel. Auch Wirtschaftsubjekte, die von der Rechtsordnung 
nicht zum Gelddienste bestimmt sind, können neben dem Währungsgelde 
inder Wirtschaft Gelddienst tun; solche Mittel können sowohl Sachgüter 
als auch Schuldverhältnisse sein. In diesem Falle aber, in dem die Rechts- 
ordnung nur einen bestimmten Rechtsanspruch, der zumeist auf Geld 
lautet, verleiht, zudem einen Anspruch gegen einen Einzelnen — die 
juristische Geldqualität aber versagt, zeigt es sich ganz besonders, daß 
die Geldqualität nicht von der Rechtsordnung, sondern im Wege der 
Verwendung für den Gelddienst durch die wirtschaftende Gesellschaft 
selbst verliehen wird. 


18. Die Probleme der ökonomischen Kategorie des Geldes. 

Der Umstand, daß nicht nur das Währungsgeld in der Wirtschaft 
(relddienst verrichtet, sondern auch Wirtschaftsmitte], die vom juristi- 
schen Standpunkte gesehen „Nichtgeld“ sind, gewinnt selbstverständlich 
auch für die Funktion des Geldes in der Wirtschaft Bedeutung. Diese Bedeu- 
tung kann je nach dem Umfange der nebenstaatlichen — kreditwirtschaft- 
lichen — Geldschöpfung eine verschiedene sein. Auch die Rolle der ver- 
schiedenen Geldsorten in der Wirtschaft wird naturgemäß nicht die gleiche 


‘sein. Insbesondere wird das nichtstaatliche Geld im Regelfalle forderungs- 


rechtlicher Ableitung aus dem Währungsgelde nicht in jenen vollen Maße 
Gelddienst tun können wie das Währungsgeld selbst. Gleichwie bei den Sach- 
gütern die materielle Beschaffenheit die Grenze des Grebrauches abgibt. 
so setzt beim Gelde die Rechtsordnung Grenzen des Gebrauches. Doch 
diese Fragen, in welchen sich eine außerordentliche praktische Macht der 
Rechtsordnung — allerdings gepaart mit einer Ohnmacht der Rechts- 
ordnung in anderen Belangen des Geldwesens — offenbart, sind bereits 
Fragen des Aufbaues der ökonomischen Theorie des Geldes, die auch 
jene Geldarten, die, rechtlich betrachtet, nur Forderungen auf Währungs- 
geld sind, auf ihre Dienstbarkeit gegenüber dem wirtschaftlichen Zwecke 
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des Geldes — Übertragung und Bewahrung abstrakten Marktwertes, 
allgemeiner Kaufkraft — hin zu untersuchen hat. * 

Denn Geld im wirtschaftlichen Sinne sind neben dem Währungsgeld 
auch alle diese Wirtschaftsmittel, die neben dem Währungsgelde Geld- 
dienst verrichten. 

Der Geldtheorie ist allerdings gerade durch die Polymorphie ihres 
Objekts und die Freischöpfbarkeit des nichtstaatlichen Geldes 
eine besonders schwere Aufgabe gesetzt. Es genügt nicht, daß sie bloß 
als Theorie des Währunesgeldes gebildet wird; es muß in ihr auch die 
Kredittheorie als ein Teil der Geldschöpfungslehre erscheinen. Die Lehre 
vom Kredit bildet aber die Brücke von der Geldtheorie zur Kapital- 
und Kapitalzinstheorie, denn der Kredit ist vor allem ein Mittel der 
Kapitalbeschaffung des modernen Unternehmers. Das Wesen dieser Zu- 
sammenhänge auf Grundlage der Ergebnisse vorliegender Untersuchung 
zu bestimmen, sei aber einer besonderen Abhandlung vorbehalten. 


-i 


ie ui ie 


-a - STE ew ere = oo 


Die Wandlungen im Wesen der Steuer- 
gerechtigkeit. 


Von Lene Dub. 


Einleitung S. 108. — Der Ständestaat S. 109. — Der absolute Fürstenstaat S. 120, 
— Der Individualismus S. 128. — Der ökonomische Liberalismus S. 131. — Die sozial- 
reformatorische Zeit S. 134. — Rückblick S. 144. 

Dab’ gewisse Würdigkeit das RichtmaßB 
der distributiven Gerechtigkeit sein müsse, 
darin stimmt man allgemein überein, nur 
versteht nicht jederman unter Würdigkeit 
dasselbe. sondern die Demokraten erblicken. 
sie in der Freiheit, die oligarchisch Gesinn- 

tenim Besitz oder Geburtsadel, die Aristo- 
kraten in der Tüchtigkeit. 


Aristoteles, Nikomachische Ethik. 


Einleitung. 


Die Frage, was Gerechtigkeit im Steuerwesen sei, ist zunächst eine 
ethische und keine finanzwissenschaftliche. Die Steuergerechtigkeit ist 
nur eine Abart und besondere Erscheinung der Gerechtigkeit überhaupt. 
die ja den Grundpfeiler des Handelns sowohl in der moralischen Welt als 
bei der Veranlagung und Durchführung der Steuern bilden soll. Die 
Gerechtigkeit ist nach Aristoteles kein absolutes Unveränderliches, sie ist 
eine Proportion, ein Verhältnis und der Maßstab ’für sie, der Schlüssel 
der gerechten Verteilung hängt von der jeweiligen politischen Überzeugung 
ab. Diese spiegelt so die einzelnen Richtungen der Zeit wider. Daß die 
Gerechtigkeit ein Relatives, nicht durch göttliches Gesetz absolut Fest- 
stehendes sei, haben große Denker aller Zeiten anerkannt. ?) 

Die Steuergerechtigkeit ist eine besondere Form der Gerechtigkeit und 
hängt mit dem Wesen der Steuer zusammen. Man muß sich also zuerst 
über den Begriff der Steuern im klaren sein. Zwei Strömungen stehen hier 
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miteinander im Kampfe: Der Individualismus und der Universalismus. 
Alle diejenigen, die unter dem Einflusse des Naturrechtes und des wirt- 
schaftlichen Liberalismus standen, sehen die Steuern als den Preis an, den 
der einzelne für den ihm persönlich vom Staate gewährten Schutz und 
Dienst zahle.4) Dagegen betrachten wieder andere, die sogenannten Pro- 
duktivitätstheoretiker als Universalisten, die Steuer als den preis- 
artigen Anteil am Ertrage des Staates,?) der zwar keine reellen, 
aber „immaterielle“ das heißt geistige: Güter hervorbringe. Darunter 
verstanden sie den Schutz des Landes wie des einzelnen und anderes 
mehr. Immer standen die Anschauungen über das Wesen der Steuern 
in engem Zusammenhange mit der jeweiligen. Auffassung über den 
Staat und die Volkswirtschaft. Es sind also Staat, Steuer und Volks- 
wirtschaft in stetig wechselseitiger Beziehung und man kann aus der Stufe 
der Entwicklung jeder einzelnen dieser Institutionen die anderen erklären 
und verstehen. Ein einheitlicher letzter Gedanke, eine große Idee beherrscht 
sie und gibt ihnen ihr Gepräge. So sieht man eine ganze Epoche von der 
Idee des Absolutismus, eine andere von der des Liberalismus, wieder eine 
andere von der des Sozialismus oder der Sozialreform beherrscht. Das 
ist der Kampf der individualistischen und der kollektivistischen Welt- 
auffassung und aus ihr abgeleitet der Kampf zweier Staatsauffassungen, 
der einen, die den Pflichtenkreis desStaates möglichst einschränkt und dem 
Individuum die größte Freiheit lassen will, der anderen, die dem Staat 
cinen großen selbständigen Aufgabenkreis zuweist. Eine Ideenrichtung 
löst die andere ab und mit ihr ändert sich das Bild der Staats-, Steuer- 
und Volkswirtschaftsauffassung. Deshalb kann Schumpeter in seinem 
_ Buche „Die Krise des Steuerstaates“ sagen: „Die Steuer hat nicht nur den 
Staat mitgeschaffen, sie hat ihn auch mitgeformt“.3) 

Ist demnach die Gerechtigkeit nicht absolut und ist die Steuer nichts 
eststehendes, so kann es auch keine unumstößlichen Forderungen der 
Steuergerechtigkeit geben. ‚Die Steuergerechtigkeit kann nur eine relative 
sein und ist in den Fluß eines historischen Wechsels gestellt“.*) An 


und für sich ist das Problem der Steuergerechtigkeit, 


kein finanzwissenschaftliches, wie denn auch der Gerechtigkeits- 
begriff kein fachwissenschaftlicher sondern ein philosophischer ist, der 
aus dem Gewebe der verschiedenen sozialen Einflüsse und Stimmungen 
hervorgeht. | 


Die Geschichte des Problems der Steuergerechtigkeit ist so alt wie die 
Finanzliteratur. Schon im Altertum wurden für die einzelnen, ganz 
seltenen Abgaben, die mit unseren Steuern schwerlich verglichen werden 

1) In diesem Sinne zum Beispiel die Kameralisten und die später anzuführenden 
liberalen Steuertheoretiker. 

:) So zum Beispiel Adam Müller ‚‚Elemente“ 1922. 

3) Schumpeter, Die Krise des Steuerstaates, Graz 1918. 

4) Heckel, Finanzwissenschaft. Leipzig 1907, S. 179. 
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können, Prinzipien der gerechten Verteilung aufgestellt, doch kommen 
diese für die spätere Entwicklung wenig in Betracht. Erst mit der stän- 
dischen Verfassung mit dem Aufkommen immer häufiger werdender 
regelmäßiger Steuern, beginnt das Gerechtigkeitsproblem in den Vorder- 
grund zu treten, wenn auch zu Beginn nur vereinzelt und nach unseren 
Begriffen ganz verschiedenartig aufgebaut. Von dem Beginne des Stände- 
staates an ändern sich die Ansichten über Steuergerechtigkeit unauf- 
hörlich. 


Wenn man die einzelnen Zeitalter nach der jeweiligen politischen 
Verfassung und Ideenrichtung betrachtet, die sie beherrscht, so kann man 
den ganzen Zeitraum, vom Altertum abgesehen, in vier große Abschnitte 
teilen, die Zeit des Ständestaates, des absoluten Fürstenstaates, des 
Individualismus und die soziale Zeit. Doch ist diese Einteilung wie alle 
Einteilungen in der Geschichte nicht vollkommen einwandfrei, auch sind 
diese einzelnen Staatsformen nicht streng voneinander getrennt, sondern 
gehen oft ineinander über. Will man die Entwicklung des Wesens der 
Steuergerechtigkeit erkennen, so muß man die Zeit verstehen, aus der 
heraus die jeweiligen Ideen und Ansichten geboren wurden. Deshalb läßt 
sich aber keine genaue geschichtliche Umschreibung der verschiedenen 
Zeitabschnitte und der Entwicklung der Steuern in jedem der Länder geben, 
sondern nur der Rahmen, welcher die Prinzipien einschließt. Die ein- 
zeinen Staatsformen haben sich in verschiedenen Ländern verschieden 
scharf herausgebildet und man kann sie nur deutlich verstehen, wenn 
man jeweils dasjenige Land betrachtet, das in diesem Zeitpunkte das 
eharakteristischeste war. Dadurch kann zwar die geschichtliche Darstellung 
der Steuerentwicklung leiden, aber die Ideen der Steuergerechtigkeit 
werden um so klarer und verständlicher werden. 


A. Der Ständestaat. 


Bei der Betrachtung der Wandlungen im Steuerwesen muß man mit 
der Zeit beginnen, wo der Anfang des jetzigen Steuersystems zu suchen ist. 
Die Steuer ist so alt wie der Staat und reicht bis ins graueste Altertum. 
Daher haben sich auch griechische und römische Schriftsteller mit einzelnen 
Grundsätzen der Besteuerung beschäftiet.!) Aber die Form der Abgaben 
in der antiken Welt ist sehr verschieden von der heutigen, wie ja auch die 
antike Staatsform von der mittelalterlichen germanischen, auf welcher 
unser Staat beruht, grundverschieden ist. Unser Steuersystem geht 
vielmehr in seinen Grundzügen nicht auf die Abgaben des alten Griechen- 
land oder Rom, sondern auf die ersten Steuern des späteren Mittelalters 
zurück und wenn auch die aufgestellten Grundsätze der antiken Welt 
verwertet wurden, so kann man unsere jetzige Steuer doch nur in gerader 


1) Aristoteles in seiner „Politeia“. Cicero. Angeführt bei Neumann. (Die Steuer 
nach der Steuerfähigkeit. Conrad, Jahrbücher 1881.) 
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Linie bis zu den Steuern des XII. und XIV. Jahrhunderts zurück verfolgen.!) 
Mit den ersten Anfängen des Ständestaates beginnt ein, wenn auch anfangs 
nur ausnahmsweise und bedingt, so doch immer häufiger wiederkehrendes 
Konglomerat von Steuern (man Kann es noch nicht gut ein Steuersystem 
nennen), das sich entwickelt und mit den Ideen der Zeit umbildet, bis es 
seine jetzige Gestalt angenommen hat, die sicherlich auch noch kein Endziel 
in der Steuergeschichte darstellt. Man muß also den Anfang unserer 
Steuergeschichte im Ständestaat suchen. 


Um ein System voll begreifen und werten zu können, muß man sich 
zuerst über seine Entstehung und über die Staatsform, unter der es sich 
herauszebildet hat, klar werden. Der Beginn des Ständestaates fällt ungefähr 
ins XIV. Jahrhundert. Mit der immer mehr wachsenden Unabhängigkeit 
des Landesherrn vom Reiche geht ein Schwinden seiner Machtposition 
im eigenen Territorium Hand in Hand. Der Fürst verkauft förmlich 
seine Freiheit und seine unumschränkten Rechte an die Stände, damit sie 
ihn nach außen hin unterstützen. Im All. und XIII Jahrhundert und 
sogar noch früher kann man öfters beobachten, daB Verfügungen der 
Landesherren mit Zustimmung oder auf den Rat ihrer Ministerialen 
getroffen werden. Doch war dieses Einvernehmen eine vollkommen frei- 
willige Sache durchaus kein Recht und nur, wenn der Landesfürst eine 
Beratung für „angemessen”?) hielt, pflegte er seine Untertanen zu be- 
fragen. Der Fürst war nicht verpflichtet, sich in seine Angelegenheiten 
dreinreden zu lassen. Es ist ein „faktischer Beirat?) dessen er sich bedient. 
Seine Einnahmen deckte der Fürst zur damaligen Zeit sowohl aus seinen 
privaten Vermögensquellen als auch aus denjenigen staatlichen, die ihm 
kraft seiner fürstlichen Stellung zukamen: Aus seinem eigenen persönlichen 
Grundbesitz und den Reichsdomänen, deren Ertrag ihm mit der Herrscher- 
würde zufiel. „Privat“ und „staatlich“ Privatrecht und öffentliches 
Recht waren aber nicht getrennt. So schreibt Mensi*) über die 
politischen und Steuerverhältnisse Österreichs: „Wie anderwärts lag 
im Mittelalter auch in den österreichischen Ferblanden sowie in den 
damals noch unter eigener Herrschaft stehenden Ländern der böh- 
mischen Krone der finanzielle Schwerpunkt überwiegend ın den 
Domänen, hinsichtlich welcher zwischen Privatbesitz der Landesfürsten 
und Staatsbesitz nicht unterschieden wurde und in den Regalien. Man 
kann also eine Trennung zwischen den privaten und den staatlichen 
Einkunftsquellen der Fürsten noch nicht wahrnehmen. Der Landesherr 


1) Wie verschieden die Meinungen der einzelnen Autoren sind. läßt sich aus 
einzelnen Abhandlungen von Dopsch erkennen. 

2) Dieser Ausdruck stammt von Gneist, Englische Verfassungsgeschichte 
Berlin 1551. Seite 374, mit Bezug auf die Vorläufer der englischen Stände. 

3) W. Hickel bezeichnet so die Mitwirkung der Stände. 

4) Mensi, Finanzgeschichte Österreichs, Österreichisches Handwörterbuch der 
Volkswirtschaft, Il. Band. Wien 1107, 11. Aufl. Seite 36. 
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behandelte alles wie sein eigenes Gut und konnte das tun, da niemand 
Einwendungen erhob. Daher trifft man oft in dieser Zeit Veräußerungen, 
Schenkungen, Belehnungen der Untertanen mit Domänen und Gebiets- 
teilen seitens der Landesherren, obwohl diese Güter doch eigentlich nicht 
sein Privatbesitz- waren; die Zustimmung seiner Untertanen pflegte er 
nicht einzuholen, denn auch diese empfanden den Unterschied zwischen 
den Privateinkünften und den staatlichen Einkünften des Fürsten so wenig, 
daß niemand ein solches Recht ansprach, und auch gar nicht glaubte, sich 
darum kümmern zu dürfen, wenn der Fürst ein Stück seines Besitzes nach 
dem anderen verschleuderte oder verpfändete, um für seine Hofhaltung 
Geld zu bekommen, oder um widerspenstige Fürsten sich untertan zu 
machen.'!) Denn die Vasallen gewahrten deshalb freiwillig Kredit, weil sie, 
„soweit sie geldkräftig waren, die Mittel der Darlehensgewährung gerne 
gebrauchten, um ihre Grundherrschaft durch Inpfandnahme von Burgen, 
Gerichten und Dörfern. aber auch von Gefällen aller Art abzu- 
runden‘“.:) 

Mit der Zeit freilich schwindet die Unabhingigkeit des Landesherrn 
langsam immer mehr. Allmählich kommt es zum Bewußtsein. 
daß eine Handlung des Landesherrn, die einen unmittelbaren Eingriff 
in die individuelle Rechtssphäre seiner Untertanen darstellt, ausdrücklich 
ihrer Einwilligung bedarf. Wenn er also kriegerische Leistungen, die über 
das herkömmliche Maß hinausgehen oder neue Abgaben von ihnen verlanet. 
so ist er von ihrer Zustimmung abhingig.*) War jedoch diese Einwilligung 
einmal erfolgt, so hatte der Fürst wieder freie Hand und mit einem einmal 
bewilligten Mehraufgebot von Soldaten konnte er dann machen, was er 
wollte. Abgaben forderte der Landesherr in dieser Uberganysperiode fast 
gar keine. Domänen und Regalien reichten noch aus. Eine einzige Abgabe 
findet sich bereits um diese Zeit vor dem Entstehen des Ständestaates, 
nämlich eine Steuer, die der Fürst kraft seiner Gerichtsbarkeit einhob. 
Sie war eine immer wiederkehrende reselmäßise Abgabe, die nur in der 
Hohe differierte. Dies war die „Bede“, eine Art Vermögenssteuer, die aber 
hauptsächlich von Grund und Boden und Gebäuden gezahlt wurde. Sie 
war von einer Bewilligung der Untertanen noch unabhängig. 

All dies ändert sich ungefähr zu Beginn des XIV. Jahrhunderts. In dieser 
Zeit treten zum ersten Male die Stände als politische Faktoren auf. Die stän- 
dische Gliederung des Volkes stammt nicht aus dieser Zeit. Ihre Ansätze 
zeigensichbekanntlich schon im germanischen Altertum, dasdie Bevölkerunr 
in Freie, Halbfreie, Liten und dergleichen sondert.*) Stände sind Gruppen 


1) Inama-Sternegg. Deutsche Wirtschaftsgeschichte. Leipzig 1879. Seite 447. 

2) Für die einzelnen Territorien wurde als Verschuldungsursache „die Gewinnung 
eines großen Lehenshofes und die Prachtliebe des Fürsten stark wirksam”, Inama- 
Sternegg. Deutsche Wirtschaftsgeschichte Seite 486. II. Buch. 

2) Below, Territorium und Stadt, 1900, Seite 170. 

$) Siehe Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte. 
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eines Volkes, die unter gleicher Rechtssphäre stehen. Diese Stände aber, 
sind noch nicht, wie auch Below nachweist, mit den Landesständen zu 
identifizieren. Erst also mit Beginn des Ständestaates ist der Begriff der 
Landesstände möglich. Die Freiheit des Landesherrn in seinem eigenen 
Territorium schwand immer mehr. Die hohen Stände traten der Fürsten- 
gewalt als mächtiger Feind entgegen, suchten schrittweise den Fürsten 
seiner Macht zu berauben, und die Regierung selbst zu übernehmen. Hatte 
noch im Jahre 1231 ein Rechtsspruch des Reichsgerichtshofes bestimmt, 
der Landesherr dürfe nur mit dem ,,Consensus nieliorum et maiorum terrae 
constitutiones vel nova jura facere“, so begniigten sich jetzt die Stände 
nicht mehr mit dem Konsens allein, sie verlangten auch, daß sie an der 
Aufsicht und Verwaltung aller von ihnen bewilligten Einrichtungen Anteil 
haben sollen. Um dem Reiche gegenüber eine unabhängige Stellung zu 
erringen, mußte der Fürst viele neue Aufgaben auf dem Gebiete der Politik 
und Wohlfahrtspflege übernehmen. Zur Erfüllung derselben aber brauchte 
er die Leistungen seiner Untertanen. Diese könnte er natürlich nur durch 
Konzessionen an die Stände erkaufen. Aber auch beim Aussterben eines 
Herrschergeschlechtes, bei Thronstreitigkeiten, mußte immer wieder die 
Gunst der Stände teuer bezahlt werden.!) Das wichtigste Moment der 
Abhängigkeit bildet allerdings die finanzielle Notlage des Fürsten wie sie 
namentlich durch Verschenkung und Verpfändung der Domänen bewirkt 
wurde. In dieser Notlage gab es kein anderes Mittel, als sich an seine 
Untertanen mit der Bitte um Hilfe zu wenden. Der Grund dieser Lage 
war die schlechte unrationelle Verwaltung der Domänen, als Folge der 
starken Aufzehrung in den Kriegen des XIII. und XIV. Jahrhunderts, 
dann aber hauptsächlich der immer mehr wachsende Bedarf für Heer und 
Kriegsleistung. Denn das alte Landesheer war gegenüber den ungeheuren 
Türkenheeren zu klein und auch von seiten der Lehensmänner erfolgte 
immer stärkerer Widerstand, so daß der Fürst Truppen anwerben mußte. 
Dies ist der Beginn der Söldnerheere in den Kriegen des XV. und XVI. Jahr- 
hunderts. 


Der bereits in der ursprünglichen Anlagedesgermanischen Staates begrün- 
dete Dualismus zwischen König und Volk kommt aber zu immer schärfer wer- 
denden Ausdruck mit der fortschreitenden Feudalisierung.?) Ererreicht seinen 


1) „Fin dekadentes Königtum oder ein durch politische oder ökonomische Schwierig- 
keiten niedergedrücktes oder ein nach Unabhängigkeit von einer höheren Rechts- 
ordnung strebendes Dynastentum muß sich zu weitgehenden, der monarchischen Idee 
feindlichen Konzessionen an die Mächtigen des Reiches oder desjenigen Gebietes 
herbeilassen, welches den (segenstand monarchischer Aspirationen der Dynasten 
bildet. Das Ständetum gelangt zum (ripfelpunkte seiner Entwicklung zur Zeit der 
Regierungsunfähigkeit oder drückender Geldverlegenheiten oder vollständiger Kredit- 
unfähigkeit des Herrschers wenn er kriegerischer Dienstleistungen bedarf oder zur 
eit dynastischer Streitigkeiten.‘ (Fr. Tezner, Technik und Geist des ständisch- 
monarchischen Staatsrechtes, Leipzig 1913, Seite 3 und 4.) 


2) Jellinek, Allgemeine Staatslehre. Dritte Auflage, 1905. Seite 324, 
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Höhepunkt im ständischen Staat.') Hier tritt der Macht des Fürsten 
deutlich und klar das Machtbedürfnis der Stände gegenüber. Der Stände- 
staat beruht auf dem fortwährenden Kampf dieser beiden, der durch zwei 
Jahrhunderte unentschieden, zum Schluß endgültig mit dem Siege des 
Fürsten endete. Zur Blütezeit des Ständestaates im XIV. und XV. Jahr- 
hundert hatte es allerdings den Anschein, als ob die Stände den Sieg - 
erringen würden, denn sie hatten fast alle Macht an sich gerissen. Doch 
mit der Erreichung dieses Höhepunktes ihrer Stellung war auch schon der 
Anfang zum Untergange gegeben. Das kommt in der Steuergeschichte 


am klarsten zum Ausdruck, wie wir sehen werden. Jedenfalls beruhte auf 


diesem fortwährenden Kampf das Wesen des Ständestaates und nur aus 
ihm heraus sind alle Maßnahmen und Gesetze dieser Zeit erklärlich und 
verständlich.2) Diese Periode des Ständestaates trägt also einen ganz 
eigenen Charakter. Sie bedeutet einen Höhepunkt und zugleich auch das 
Ende der dualistischen Staatsauffassung. Denn von diesem Augenblick © 
an sehen wir mit dem Siege des Staates den Einzelnverbänden gegenüber 
ein Schwinden der zweiten Macht und ein Vordringen der einheitlichen 
Staatsideen. 


Aber noch in einer anderen Hinsicht ist der Ständestaat von Interesse 
und von allen nachfolgenden Staatsformen ganz verschieden. Während man 
in den späteren Epochen deutlich die Vorherrschaft der einen Richtung des 
individualistischen oder universalistischen Prinzips erkennen kann, ist 
esim Ständestaat und überhaupt im Mittelalter schwer, in diesem Punkte 
das Richtige zu finden. Die Meinung der einzelnen Autoren ist hierüber 
ganz verschieden und man findet oft bei einem und demselben ganz ab- 
weichende Aussagen und Ansichten. Die Staatsform des Ständestaates 
wird meist als anarchisch bezeichnet. Die Schriftsteller sprechen zumeist 
nur von völliger Freiheit und Ungebundenheit. Haller in seiner 
„Restauration der Staatswissenschaften‘‘ folgend, ruht die normale 
Verfassung lediglich auf privaten Beziehungen und ist an ein Grund- 
eigentum gefesselt. Und dennoch behaupten wieder andere Autoren, daß 
es im Mittelalter überhaupt den Begriff des Individuums nicht gegeben 
hat.2) Das Mittelalter geht von universalistischen Anschauungen aus 


!) „Während nach anderer Verfassung Landesherr und Parlament Organe eines 
und desselben Staates sind, zerfällt der ältere deutsche Territorialstaat in zwei durch 
keine höhere Ordnung zusammengehaltene Teile.“ Below a. a. O. Seite 248. 


_ 2) „Die Bewohner jedes Territoriums gehören zwei verschiedenen Sphären an: 
siesind einmal Glieder des von den Ständen gegenüber den Landesherren vertretenen 

des, andererseits sind sie als Untertanen den Herrschaftsrechten der Landesherren 
unterworfen und als solche ihm zu Treue und Gehorsam verpflichtet.“ (Below, Terri- 
torium und Staat Seite 248.) 

2) Die Zünfte hatten dem einzelnen Menschen so sehr ihren Stempel aufgedrückt, 
daß man sich nur dafür interessierte, ob einer Geselle, Lehrling oder Meister, ob er 
Handwerker oder Arzt oder Schreiber, kurz in welche allgemeine Gruppe er einzu- 
ordnen sei. Einen Beweis dafür bieten die damaligen Literaturproben. In den 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Biad. S 
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und es gilt als Errungenschaft des Liberalismus, mit dieser Idee 
cebrochen zu haben. Einerseits wird also behauptet, daß die einzelnen 
Stände im Ständestaat frei schalten und walten können und in solchem 
Verhältnis zum Staatsoberhaupt stehen, wie die Untertanen im liberalen 
Staate. Sie stellen alle Forderungen an den Staat und die gleichen Ansprüche 
wie dort die Bürger. Betrachtet man die Verhältnisse genauer, so muß 
man doch zu dem Schlusse kommen, daß der Kollektivgedanke im 
Mittelalter und im Ständestaat vorherrscht. Nicht auf das 
Verhältnis der einzelnen Stände zum Fürsten kommt es nämlich an, sondern 
darauf muß das Gewicht gelegt werden, daß die Stände ein Kollektivum, 
die organische Zusammenfassung der einzelnen Bürger sind.!) Alles was die 
Stände tun und verfügen, das Heeresaufgebot und die Steuerbewilligung, 
all dies wird für den Staat als Einheit beschlossen. Die Bürger der Städte 
müssen Steuern zahlen, die Ritter müssen Gefolgschaft leisten, der Klerus 
hat diese und jene Ziele. Ob dite Stadt diesen oder jenen Menschen be- 
herbergte, ob dieser oder jener Ritter in der Reihe der Heerespflichtigen 
weilt, darauf kommt es nicht an: Ja nicht nur die Stände als höchste 
Verbände sind vorhanden, die organische Gliederung setzt sich nach 
unten fort, ein Stadtbeschluß überträgt sich nicht automatisch auf die 
einzelnen Bürger, wie heutzutage, sondern nur auf die einzelnen Zünfte 
und wird erst von diesen auf die Zunftmitglieder überwälzt. Die 
Herrschaftsform des Ständestaates ist nicht individualistisch, 
sie ist organisch-föderalistisch. Sie beruht auf dem Nebeneinander 
von verschiedenen Ständen, ähnlich wie im modernen politischen Leben 
viele kleine Bundesstaaten miteinander ein großes Staatengebilde dar- 
stellen. Die Stände sind eben kleine Staaten für sich. Nur so sind alle 
Gesetze und überhaupt der Charakter des Mittelalters verständlich. 


Die Ursachen der Notwendigkeit einer Besteuerung der Untertanen 
gehen aus dem Wesen des Ständestaates und seiner Entstehung klar hervor. 
An Stelle de. Freiheit des Fürsten im eigenen Lande tritt auch in finanzieller 
und wirtschaftlicher Beziehung eine völlige Beschränkung. Konnte früher 
der Landesherr mit seinem Krongut, mit den Reichsdomänen frei schalten 
und walten, so wurde dies jetzt anders. Die Verschenkung der Domänen 


Fastnachtspielen tritt nie wie heutzutage im Drama oder Schauspiel ein bestimmter 
mit Namen bezeichneter individueller Mensch nıit einem Charakter auf, sondern nur 
Vertreter bestimmter Gruppen, wie die Meisterin, der Schneider, der Narr usf. 


1) Das Privatrecht blieb während des ganzen Mittelalters durch öffentlich-recht- 
liche Elemente gebunden und entfaltete sich an keinem einzigen Punkte zu reinem und 
freiem Individualrechte. So durchdrang alle Institutionen des Personenrechtes und 
des Vermögensrechtes, insbesondere das Recht des Grundbesitzes und das Erbrecht 
ein sozialer Geist. Allein das Individuum war in ein Netz von gesellschaftlichen Fesseln 
verstrickt, welche die Entwicklung der freien Einzelpersönlichkeit hemmten. Das 
öffentliche Recht blieb mit privatrechtlichen Elementen vermischt und erhob sieh 
nirgends zu einer allem Individuellen und Zufälligkeiten entrückten gesellschaftlichen 
Ordnung.‘ Below, Der deutsche Staat des Mittelalters, 1914, Seite 99.) 
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konnte nicht so fortdauern, denn die Reichsgüter wurden dadurch zer- 
splittert, das Vermögen des Fürsten immer kleiner. Das Wenige, 
was er besaß, war unrationell bewirtschaftet, und so war die finan- 
zielle Notlage des Fürsten begründet, die den Ständestaat in seiner 
wirtschaftlichen Natur cinleitet.!) In dieser Bedrängnis sah sich der 
Fürst genötigt, seine eigenen Untertanen um Hilfe anzurufen und wandte 
sich daher an deren Vertreter, die Stände. Von dem Augenblick an, 
wo die einzelnen zur Aufbringung von Summen für die Kriegsführung 
beitragen mußten — die Hofhaltung wurde noch immer aus dem Privat- 
besitz des Fürsten gedeckt, später aber mußte die Stände auch für diese 
steuern — von diesem Augenblick an war ihnen die Wirtschaft des Fürsten 
nieht mehr gleichgültig. Die Schenkungen aus dem Kronbesitz, die ehedem 
als Großmut gepriesen worden waren, wurden jetzt als überflüssige Ver- 
schwendung getadelt. Das gesamte Augenmerk der Stände, ihre ganze 
Macht war darauf gerichtet, daß der Landesherr möglichst wenig Ausgaben 
habe. Die Sparsamkeit wurde zu den höchsten Tugenden des Fürsten 
gerechnet. Denn die Stände erkannten nur ungern den Fürsten als eine 
über ihnen stehende Macht an, sondern trachteten vielmehr, den größten 
Teil der Regierung an sich zu reißen. Daher waren sie bestrebt, den Auf- 
gabenkreis des Landesherrn immer mehr einzuenren, und gestatteten 
dem Fürsten nicht, sich zum Beispiel um innere Angelegenheiten zu be- 
kümmern. Die Vertretung nach außen hin, die Entscheidung über Krieg und 
Frieden gestanden sie ihm zu, die Verwaltung im Innern aber wollten 
sie selber führen. Sie stellten daher als einen der wichtigsten Grundsätze 
ihrer Steuerpolitik, den Grundsatz vom billigen Staat auf. Diese 
Idee findet sich, allerdings aus anderen Motiven, wie später hervorgeht 
im liberalen Staate wieder. Auch in der Steuerveranlagung und Steuer- 
verwaltung tritt der Dualismus klar zutage. „Es fehlt‘, so schreibt Below, 
im Ständestaat „das uns geläufige Prinzip der Kasteneinheit‘.:) In 
Schlesien wurde streng zwischen Generalsteueramt und königlicher Kammer 
unterschieden! Ein anderes wichtiges Moment des ständischen Steuer- 


1) „Das entscheidende Moment liegt juristisch wie nationalökonomisch darin. 
daß die Landesherren die vermehrten Bedürfnisse. welche die wachsende Selbständig- 
keit ihrer Stellung mit sich bringt, nicht durch eine Erhöhung der Einnahmen aus 
ihrem landwirtschaftlichen Besitz decken, sondern durch Leistungen derjenigen, 
denen gegenüber sie keinen privaten Rechtstitel geltend machen können, und daß sie 
die Steuern, wenigstens seit dem XIII. Jahrhundert, in Geld erheben.“ (Below, Artikel 
Bede im Hdw. d. St.) 


2) Below a.a. O., Seite 248. ,,Als 1570 dieStande gegen Zahlung einer Summe die 
ganze Erhebung und Verwaltung der Schätzungssteuer in ihre Ilände bekamen, wurden 
die Generalsteuereinnehmer rein ständische Beamte ... Unter der Kammer stand 

gesamte Schuld- und Finanzwesen des Königs (Kries, Steuerverfassung in 
Schlesien, Breslau 1842 § 8). In Tirol behielten sich im Jahre 1526 die Stände die 
Verwaltung der eingebrachten Steuern für sich. „Zur Aufbewahrung sollten zwei 
Truhen dienen.“ (Sartori Montecroce Geschichte des landschaftlichen Steuerwesens 
in Tirol, Innsbruck 1902, Seite 33). 
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svstems war das vollige Vorherrschen der Repartitionssteuern. Das moderne 
Steuersystem setzt sich in der Regel aus Quotitätssteuern zusammen. 
Während mit diesem der moderne Gesetzgeber nur den Steuerfuß bestimmt, 
den er allerdings nach vorheriger Berechnung festgelegt hat, war dies im 
Ständestaat umgekehrt. Der Vorgang im Ständestaat vollzog sich ungefähr 
auf folgende Weise: Der Fürst wandte sich an die Stände mit der Bitte 
um Hilfe aus irgendeinem Grunde. Die einzelnen Stände beschlossen auf 
den Land- oder den Fürstentagen, auf Grund des gesamten Vermögens 
eine bestimmte Steuersumme (heute Kontingentierung genannt) dem 
‘Landesherrn zu bewilligen. Diese Summe wurde dann nach dem Vermögen 
oder Einkommen in den meisten Fällen nach Grundbesitz und Feuerstätten 
oder Schornsteinen aufgeteilt, und zwar oft nicht direkt auf die einzelnen 
Untertanen selbst, sondern auf die untergeordneten Verbände (in den 
Städten zum Beispiel auf die Zünfte). Dies war mindestens die gewöhnliche 
Art der Steuereinhebung.!) Es ist von besonderem Interesse, daß die 
neueste Zeit auf Bestrebungen dieser Art wieder zurückkommt. Die Idee 
der Steuerverbände, wie sie Gustav Stolper in verschiedenen Veröffent- 
lichungen?) vorbringt, liegt in der gleichen Gedankenrichtung. Die Steuern 
sollen mit einer Gesamtsumme festgestellt und diese auf die verschiedenen 
Produktionsgruppen der Industrie und Landwirtschaft sowie auf die 
einzelnen Mitglieder aufgeteilt werden. Der ständische Charakter eines 
solchen Steuerplans ist. in der parlamentarischen Erörterung sofort 
erfaßt worden. | 


Über die Steuern in Frankreich berichtet Eheberg: „Im XIV. nament- 
lich seit dem XV. Jahrhundert wird die direkte Hauptsteuer der ländlichen 
und ständischen Bevölkerung die Taille. Die Taille ist eine Steuer von den 


1) Kries schreibt in seinem Buche ‚Die Schlesischen Steuern‘ Breslau, 1842 über 
die Schätzung folgendermaßen: ‚Jeder Stand, also die noch vorhandenen regierenden 
Fürsten und Herren und die Ritterschaft und Städtein den königlichen Erbfürsten- 
tümern gab sein und seiner Untertanen Vermögen und Einkommen auf Pflicht und 
Gewissen in einer Totalsumme an. Diese Summe bildete das Steuerkapital, sie nannte 
man die Generalschatzung, auch kurzweg Schatzung oder Ansage (indictio). Die Summe 
sämtlicher Schatzungen der einzelnen Stände bildete die ganze Schatzung Schlesiens 
oder das gesamtsteuerbare Vermögen des Landes. Von dieser wurde nun dem König 
eine bestimmte Summe bewilligt und durch eine Division wurde berechnet, der wie- 
vielte Teil (in Promille ausgedrückt) des steuerbaren Kapitals vom Lande und danach 
von jedem einzelnen gezahlt werden muß. (Kries historische Entwicklung der Steuer- 
verfassung in Schlesien Seite 37 f.) Und Sartori Montecroce berichtet (a. a. O. Seite 9) 
von den ständischen Steuern in Tirol: „Während in früheren Zeiten bei der außer- 
ordentlichen Landesauflage regelmäßig die (uotitätsbesteuerung zur Anwendung 
kam, wurde jetzt (seit der Schaffung der Landlibelle durch Maximilian) die Tiroler 
Landsteuer dadurch. daß sie sich in die Zuzugsordnung anlehnte, zu einer Repartitions- 
steuer und behielt diesen Charakter bis zu ihrer Beseitigung im XIX. Jahrhundert bei. 
Durch das Landlibell wurde die Repartierung der allgemeinen Steuersumme auf die 
vier obersten Gruppen festgesetzt.‘ 


2) Gustav Stolper im „Österreichischen Volkswirt“ und in der „Neuen Freien 
Presse’ 1921 ff. 
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Rauch- und Feuerstätten, eine Familien- und Hausgenossensteuer. Zumeist 
trifft sie den ländlichen untertänigen Grundbesitz, wenn sie auch als 
Vermégen-, Einkommen- oder Herd- und Kopfsteuer veranlagt ist. 
Die Steuern werden bei ständischen Bewilligungen oft im ganzen bewilligt 
und von den beteiligten Provinzen und den Ständen unter sich repartiert.') 
Zeumer gelangt in seinen Betrachtungen über die deutschen Stände- 
steuern, denen er die Daten der wichtigsten Städte zugrunde legt zu 
denselben Resultaten::) Das Vorhandensein von Repartitionssteuern 
gibt klar den Charakter des Ständestaates wieder. Überall steht der 
Kollektivverband im Vordergrund, er faßt Beschlüsse und verhandelt mit 
den Fürsten, setzt die Höhe der Steuersumme fest, kurz, alles ruht in 
erster Linie auf seinen Schultern. Erst ihnen ganz untergeordnet werden 
die einzelnen Maßnahmen weitergeleitet, oftmals wieder zu anderen Unter- 
verbänden, und von dort auf die einzelnen Steuerpflichtigen übertragen. 


Jetzt bleibt die Frage offen, wie sich diese Übertragung nun vollzieht. 
Wie zum Beispiel eine Stadt eine Verteilung vornimmt, zeigt Zeumer 
an vielen Beispielen. Am charakteristischesten ist die Stadt Augsburg: 


„Es setzen zunächst die Ratgeber (Ratmannen) die Steuer fest, das heißt 
sie beschließen nach einem ungefähren Überschlag über die Steuerkraft der Stadt, 
wie viele Pfennige vom Pfunde, also wie viele Prozente jeder von seinem Vermögen 
zahlen muß, um die erforderliche Summe zusammenzubringen. Darauf setzten sie 
für dieeinzelnen Klassen der Bürgerschaft für die Stadtpflichtigen und den Rat zu- 
nächst, dann für die übrigen Bürger und zuletzt für die Handwerker besondere Termine 
zum Erscheinen vor ihnen fest und ließen sie durch Waibel ansagen. Jedem, der an 
dem bestimmten Tage vor ihnen erscheint, nehmen sie zuerst einen Eid ab. Der Pflich- 
tige schwört, daß er „ane gevaerte stinern". das heißt alles Gut. welches sich in seinem 
Besitze findet, zu seinem Werte angeben will, „als lieb es ihm ist Von einem auf 
diese Weise ausgemittelten Vermögen muß dann der vom Rate beschlossene Prozent- 
satz gezahlt werden.“ (Zeumer a. a. U. Seite 65 f.) 


Die Steuerrepartierung erfolgt aber vielfach — von der Bewilligung 
abgesehen — nach einer Art Leistungsfähigkeit. Neben der Grund- und 
Herdsteuer und der ganz primitiven Kopfsteuer findet sich bereits öfters 
eine Einkommenklassensteuer. Diese ist nach dem Einkommen abgestuft 
und enthält für die damalige Zeit erstaunlich differenzierte Klassen. 


1) Eheberg, Finanzwissenschaft. 13. Auflage, Leipzig 1915, Seite 133, 134 

3) Geregelt war die Steuerpflicht meist in der Art, daß die Stadt insgesamt als 
einheitlicher Träger derselben galt und demgemäß eine Summe zahlte, wobei die 
Art, wie sie dieselbe aufbringen wolle, mehr oder weniger in ihr eigenes Ermessen 
gestellt blieb. (Zeumer. Die deutschen Städtesteuern, Leipzig 1878, Staats- und 
tozialwissenschaftliche Forschungen Seite 18.) Die oberste Gewalt des Rates über 
die Besteuerung äußerte sich nun namentlich in der Beschlußfassung über die Vor- 
nahme oder im Falle die Steuer regelmäßig wiederkehrend war, über deren Höhe; 
denn wenn auch die Steuerforderung des Königs die Höhe der Gesamtleistung vor- 
schrieb, so mußte doch die Höhe der Einzelnbetriige, das heißt der Prozentsatz vom 
steuerpflichtigen Gute, welches zur Aufbringung der erforderlichen Summe nötig 
schien, festgesetzt werden. (Zeumer, Die deutschen Städtesteuern. Staats- und 
sozialwissenschaftliche Forschungen. Leipzig 1879. Seite 64.) 
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Allerdings spielen bei der Einteilung in Klassen oftmals mehr noch ständische 
als Klassenunterschiede eine Rolle. 


So berichtet Montecroce (a. a. O. Seite 198 ff.) über eine Klassensteuer, wobe 
die Klassen in erster Linie nach der Standesqualität, zum Teil aber auch nach dem 
Vermögen. respektive Einkommen abgestuft erscheinen. Danach zahlt ein Graf mit 
Familie zum Beispiel 100 fl., ein Freiherr 75 fl., Advokaten 10 fl., Konzipisten 5 fl., 
Inwohner in Städten 1 fl.. Handwerksgesellen 30 kr., Dienstpersonal von 2 fl. bis 30 kr. 
Und Bücher veröffentlicht folgende Tabelle (Entstehung der Volkswirtschaft, I. B. 
12. und 13. Auflage. Tübingen 1919, Seite 417e) über die Steuer der Stadt Frankfurt. 

Von 2382 Steuerpflichtigen im Jahre 1420 waren: 


Steuerpflichtige Prozent 


Steuerfrei aus Armut oder anderen Gründen .......... 94 3-9 
Besteuert bis zum Betrage von 10 Pf. (3 M 50 Pf.).... 387 16-3 
Besteuert mit über 10 Pf. bis 1M (3 M 50 Pf. bis 7 M) 1219 51-2 
Besteuert mit über 1 M bis 10 M (7 M bis TAN) ..... 533 22-4 
Besteuert mit über 10 M bis 560 M 370 M bis 350 M) .. 132 5-6 
Besteuert über 50 M (300 M) 2... eee ee 17 0-7 


DieseTabelle, die denZweck hat, die verschiedenen Vermögen festzustellen, zeigt. 
daß damals gewisse Steuern eben nach dem Vermögen bemessen wurden. Bücher 
"führt näher aus, daß sich die Steuer der damaligen Zeit zusammensetzt aus einem 
festen Steuersatze von 12 Schillingen, den jede Haushaltung zahlen mußte, und aus 
einer nach den verschiedenen Vermögen abgestuften Abgabe, die bei beweglichen 
Vermögen 1-3 %3 betrug, bei liegenden Gütern die enorme Höhe von 7 % erreichte. 
Ein reichlich bemessener Teil des Vermögens war als eine Art Existenzminimum frei 
gelassen. (Bücher a. a. O. Seite 217.) 

Ein anderes wichtiges Charakteristikum dieser Epoche sind die Vor- 
kommen von Steuerprivilegien. Steuerbegiinstigungen der oberen 
Stände, Steuerfreiheit von Adel und Klerus zum Schaden der niedrigeren 
Stände war damals ganz selbstverständlich. Dieses Vorherrschen der 
Privilesien findet man in der ganzen Gesetzgebung. Tezner bespricht 
die Schäden des ständisch-monarchischen Staates, „welche von den ver- 
schiedenen um politische Macht ringenden Klassen... wo jeder für sich 
und nicht für die Gesamtheit, also in völlig egoistischer Weise tätig ist, 
ausgenutzt werden, um zu erlangen, was sich erlangen läßt. Darum das 
Überwuchern der von der Gesamtheit absehenden, aus Zufällen und Ge- 
legenheiten hinauswachsenden, das Gemeinwesen pulverisierenden Privilegial- 
Gesetzgebung über die allgemeine Gesetzgebung im ständisch-monar- 
chischen Staate‘.') Der Ständestaat beruhte zwar auf der organischen 
Ganzheit der Stände, doch fehlte es nicht an fortwährenden Kämpfen 


1) Sartori Montecroce heht daher rühmend hervor: DielandständischenSteuern 
in Tirol unterscheiden sich von den ständischen Steuern in vielen anderen Ländern 
dadurch, daß sie alle Stände unmittelbar gleich belasten, von einer auffälligen Mehr- 
belastung d'r unteren Stände kann hier wenigstens ihrer ursprünglichen Veranlagung 
nach nicht die Rede sein.“ (Sartori Montecroce a.a. O. Seite 16). Dies wird aber 
vom Autor selbst als besonderer Ausnahmsfall in der landständischen Steuerver- 
fassung geschildert. Und er berichtet später über eine (retränkesteuer das „Ungeld‘“, 
daß durch sie bekanntlich die oberen Stände gar nicht oder nur wenig belastet 
wurden. 
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der Stande mit dem Fiirsten. In diesem Kampf suchte jeder fiir sich den 
größten Vorteil zu erringen. „Von allem nahm der geistliche Stand die 
Steuerfreiheit als sein gutes Recht in Anspruch. Neben dem Klerus haben 
aber auch andere Stände so wie einzelne Personen die städtische Steuer- 
verfassung mit Exemptionsansprüchen durchbrochen. So tritt zum Beispiel 
das von den Leuten der geistlichen Immunitäten, zu denen ja auch die 
ritterlichen Dienstmannen gehörten, Gesagte auch für Ministerialien 
anderer Herren, ja überhaupt für alle Leute ritterlicher Stände zu.') 
Eine allgemeine Besteuerung gab es zu dieser Zeit noch nicht. 


Was die indirekten Steuern anbelangt, so findet man namentlich in 
den Städten im XIII. und XIV. Jahrhundert die Akzise, ursprünglich 
eine Art Torsteuer, welche für die eingeführten Lebensmittel und sonstigen 
Gebrauchsgüter eine Abgabe zugunsten der Stadt darstellt. Einer staat- 
lichen Verbrauchssteuer und Akzise begegnen wir erst in Preußen im 
Jahre 1472 auf Bier und 1571 auf Getreide, in Sachsen 1438 auf Getränke.:) 
Doch entwickelten sich seit dem XV. und besonders XVI. Jahrhundert 
auch staatliche indirekte Abgaben. 


Wenn man von vornherein behauptet, daß im Ständestaat, wo doch 
die Lasten so ungleich verteilt sind, es überhaupt keine Steuergerechtigkeit 
gebe, so ist dies nicht richtig. Nach unseren heutigen Grundsätzen der 
gerechten Besteuerung darf man zwar zu dieser Zeit nicht ausschließlich 
forschen, obwohl einzelne Vorschläge dieser Art auch wie oben hinsichtlich 
der Steuerverbände erwähnt wurde, heute wieder auftauchen. Die oberen 
Stände, die ihre Macht dazu benutzten, um die Steuern von sich abzu- 
wälzen, oder sich überhaupt steuerfrei zu halten, taten dies nicht mit der 

berzeugung, dabei ungerecht zu handeln, sondern sie glaubten im Gegen- 
teil, daß ihre auf ihre Macht begründeten Privilegien gerecht seien und daß 
durch ihre politischen Funktionen ihnen eine Vorzugsstellung gebühre. 
Sie hielten sich eben für „privilegierte‘‘ Stände und erkannten die Gerech- 
tigkeit nur in der Achtung dieser Privilegien. Die Ideen des Faustrechtes, 
daß der Stärkere das Recht habe, den Schwächeren zu unterdrücken, 
beherrschten auch diese Zeit. Im übrigen kümmerte man sich nicht all- 
zuviel um die Wirkungen der einzelnen Steuern. Nur bei der Repartierung 
kamen bisweilen Gesichtspunkte in Betracht, die man mit dem Prinzip der 
Leistungsfähigkeit vergleichen könnte, wie oben gezeigt. Auch findet 
sich oftmals bei der Beschlußfassung über eine Steuer, daß diese abgelehnt 
wird, wegen zu starker Belastung der ärmeren Untertanen. Doch darf 
dies natürlich nicht überschätzt werden. Im großen und ganzen hatte 


t) Zeumer, a. a. O. Seite 72, 82. 


_. °) „Als wesentlicher Unterschied in der Verwendung städtischer Steuern stellt 
sich heraus, daß die direkte Umlage auf das Vermögen zur Aufbringung der dem Könige 
oder Landesherrn zu zahlenden Stadtsteuer diente, während die Verkehrsabgabe das 
Ungeld (eineindirekte Auflage auf Getränke) für die Bestreitung der eigenen städtischen 
Bedürfnisse erhoben wurde.“ (Zeumer, a. a. O. Seite 94.) 
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eben der Ständestaat sein eigenes Gerechtigkeitsideal, wie er ja auch sein 
eigenes politisches Ideal hatte. Das Gerechtigkeitsideal des Ständestaates 
war zwar bisweilen Freilassung der privilegierten Schichten, aber dort 
wo die Steuer allgemein aufgeteilt wurde, eine Tendenz zur Angleichung 
nach dem Vermögen und der Steuerleistung. Daß Gerechtigkeit und auch 
Steuergerechtigkeit bisweilen nur Klasseninteresse ist, tritt in diesem Falle 
(hier sind Ständeinteressen gemeint) wohl deutlich hervor. Allgemeine 
Prinzipien der Besteuerung wurden damals noch nicht theoretisch behan- 
delt, wie ja überhaupt die theoretische Erörterung volkswirtschaftlicher 
und finanzieller Fragen erst viel später mit der Epoche der Kameralisten 
beginnt. 
Der absolute Fürstenstaat. 


So lagen die Dinge zur Blütezeit des Ständestaates, doch wurde der 
Höhepunkt der ständischen Macht bald überschritten. Hatte die Notlage 
des Fürsten seine Abhängigkeit von den Ständen begründet, so ist es 
begreiflich, daß er ihnen nur so lange Zugeständnisse gewährte, sich nur 
so lange demütigte und seine Gewalt hintansetzte, als er noch in seinen 
Mitteln beschränkt und von der Zustimmung der Stände abhängig 
war. Dies war der eine Grund des Sieges des Fürsten und des 
Verfalles der ständischen Macht. Der andere aber lag bei den Ständen 
selber. Von vornherein setzte ein Sieg der ständischen Gewalt eine feste 
Vereinigung aller Stände untereinander voraus. Dies war aber nicht der 
Fall. Der Gegenstaz der Interessen zwischen den Ständen und dem flachen 
Lande war zu groß, alsdaß beide auf die Dauer miteinander hätten gehen 
können.!) Die Städte selbst waren zu sehr voneinander abgeschlossen, 
sie waren aber kraft ihrer kulturellen und materiellen Machtstellung 
dem flachen Lande weit überlegen. Das flache Land aber wollte 
jetzt auch den Handel der Städte nicht mehr zulassen.:) Der Landes- 
first benutzte diese Streitigkeiten, indem er Stände und Bürgertum nach’ 
Bedarf gegeneinander ausspielte. So konnte er als Schutzherr insbesondere 
der Städte auftreten, denen er durch weitgehende Verschuldung am meisten 
verpilichtet war. 


1) „Schon im XIII. Jahrhundert gelang es den Bürgern, ihre Produktion streng auf 
das Weichbild derStadt zu begrenzen ... Seit Ende des XIV. Jahrhunderts erfolgte 
dann der personale Abschluß der Städte vom flachen Lande ... Im Jahre 1524 ver- 
langten zum Beispiel die Bürger Münsters von der weltlichen wie geistlichen Obrigkeit, 
zu verbieten, daß in den Dörfern im Umkreis von zwei Meilen Handwerk getrieben 
werde zum Nachteil der Bürger, und 1531 suchte die Tübinger Juristenfakultät die 
Ausschließung des platten Landes von den Gewerben als vum römischen Recht er- 
fordert zu erweisen.“ Lamprecht, Deutsche Geschichte V. Bd. I. Hälfte Seite 85. 


2) „An Stelle der heimischen Hausierer sah man lieber fremde Tabulettkrämer, 
Sehotten und Savoyarden... Vor allem wandten sich die führenden Klassen des 
Landes wie der Stadt mit gleich eindringlicher Bitte an das Reich wie namentlich 
die Territorien, sie in ihren hergebrachten Rechten zu schützen.“ Lamprecht. a.a. OQ. 
V. Bd. Il. Hälfte. Seite 49. 
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Aber noch ein anderes wirtschaftliches Moment war für die Entstehung 
des absoluten Staates von großer Bedeutung. Durch die Aufschließung 
des Seeweges nach Indien und durch die Entdeckung Amerikas, dann 
durch die wirtschaftlichen und technischen Erfindungen, durch einen 
ökonomischen Aufschwung, wie ihn die Welt noch nicht gesehen, wurden 
die Aufgaben, die an die kleinen Wirtschaftskörper gestellt waren, für diese 
zu schwer. So strebte die ganze Wirtschaft nach einem einheitlichen 
größeren Gebiet. Alle diese Umstände bewirkten es, daß langsam und 
in den verschiedenen Ländern nicht zur gleichen Zeit die fürstliche Gewalt 
immer mehr wuchs, die Stände in Wirklichkeit in den Hintergrund gedrängt 
wurden und als Zeitalter der Absolutismus einsetzte.') 


Der absolute Staat weist wie jede Übergangsperiode auf die Ideen- 
richtung der vergangenen überwundenen Zeit ebenso wie auf die der neuen 
Arahin. Eı war aus dem ständischen durch den Sieg der fürstlichen Gewalt 
über die Stände entstanden. Bei diesem Sieg nun kommen folgende Mög- 
lichkeiten in Betracht. Entweder gliedern sich die Stände dem Staate 
ein und werden somit ein aktives Organ wie in England, oder der Sieg des 
Monarchen über die Stände ist ein so vollkommener, daß ihre Bedeutung 
für die Staatsverfassung überhaupt aufhört. In beiden Fällen wird die 
Zersplitterung der Gewalten im Staate durch eine einheitliche Macht 
ersetzt. Es hat sich der große Nivellierungsprozeß vollzogen,:),,der dann 
die abgestufte ständische Gesellschaft in die staatsbürgerliche, auf dem 
Boden grundsätzlich gleicher Rechtsfähigkeit stehende hinübergeführt 
hat.“ Man kann hier den Beginn der staatlichen Entwicklung von der 
dualistischen Auffassung des Mittelalters zur monistischen des modernen 
Staates annehmen.) Doch schuf er durch sein absolutes selbstherrliches Auf- 
treten einen letzten großen Gegensatz zwischen Herrscher und Beherrschten 
und erst den revolutionären Strömungen war es in einer viel späteren Zeit 
vorbehalten, auch diesen Rest neuer dualistischer Staatsverfassung weg- 
zuräumen. Diese revolutionären Richtungen, die eben bestimmt waren, 
die völlige Einheit im Staatsgedanken herzustellen, waren durch das Auf- 
kommen des Naturrechtes bedingt. Sie sind, wenn auch die große Revolution 
selbst schon zur neuen Epoche gerechnet werden muß, aus dem absoluten 


" „Während in Portugal und Spanien, in den Niederlanden und in England Zeit- 
alter glänzenden Reichtums anzubrechen begannen, während auch Frankreich durch 
seine halbozeanische Lage an den Vorteilen der neuen Entwicklung teilnahm, so daß 
JeanBodin es als einesder wirtschaftlich blühendsten l.änder Europas rechnen konnte 
(mit Ausnahme der teilweise von Frankreich her befruchteten Schweiz und mit Aus- 
nahme Hollands und aller Reichtumsquellen, die dereinst seit dem XII. Jahrhundert 
durch die Einbeziehungin den Welthandel erschlossen worden waren)“. (Lamprecht, 
a. a. O.V/II. Seite 478.) 

3) Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 3. Auflage, Berlin 1914. Seite 324. 

4) „Die ungeheure Machtstellung des absoluten Fürsten duldet keinen anderen 


Machtfaktor, sei esin feudaler Weise durch die Stände, sei es durch die Kirche, neben 
sich.“ (Jellinek ebenda Seite 324.) 
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Staate geboren und haben sich erst im Verlaufe der Entwicklung gegen 
ihn gerichtet.!) Bevor es noch ein positives Recht gab, wohnte nach der 
Anschauung dieser Schriftsteller den Menschen ein Gefühl des Rechtes 
und der Gerechtigkeit, ein Streben nach natürlichem Rechte inne.) Das 
Naturrecht geht in‘allem vom Recht und der Bedeutung des Individuums 
aus. Von diesem wird erst der Staat geschaffen.) Die Art aber, wie sich 
einige Vertreter des Naturrechtes zur Erklärung des Staates stellen, be- 
weist, wie innig diese mit den Gedanken des Absolutismus verbunden 
sind. Denn gehen sie auch von der Idee des Staatsvertrages aus, so ge- 
langen sie doch zur Notwendigkeit der Einsetzung eines mächtigen Herr- 
schers.*) Nur darauf beruht das Wesen des aufgeklärten Absolutismus, 
der den Fürsten nach dem Worte Friedrichs des Großen als ‚den ersten 
Diener des Staates‘‘ bezeichnet. Doch konnte es dabei nicht bleiben. Der 
Freiheitsdrang des Individuums war zu groß, als daß er einmal entfesselt 
sich mit Vernunftsgründen eindämmen ließ, die Macht der Fürsten aber 
nicht mehr stark genug, sich mit Gewalt durchzusetzen. Rousseau legte 
in seinem „contrat social“ den Grundstein zur großen Revolution, 
die die letzten Schranken des Absolutismus niederriß. In einem 
Punkt aber sind alle Vertreter des Naturrechtes einig, daß der Staat 
ein einheitliches Gebilde sei, und von dieser Auffassung ist auch die Spätere 


1) So schreibt Menzel: „Das Naturrecht im historischen Sinn ist jene Staats- 
und Gesellschaftsära, welche in der Zeit vom XVI. bis zum Anfang des XIX. Jahr- 
hunderts mit Hilfe der juristischen Methode eine Erklärung und Kritik der mensch- 
lichen Verbände versucht hat.“ (Menzel, Naturrecht und Soziologie.) Das ist 
somit cine Erklärung aus dem Staatsvertrage. „Damit gerät es also schon in einen 
Konflikt mit dem absoluten Staatsgedanken, nach welchem der Fürst kraft seiner 
Machtstellung, nicht kraft des Rechtes herrscht.“ Der Autor fährt aber fort: „Ein 
anderer Begriff des Naturrechtes ist diejenige Theorie, daß es neben oder über dem 
positiven Recht bindende Normen gäbe. (Menzel, Naturrecht und Soziologie.) 
Unter diesen Normen aber sind die „unveräußerlichen, unzerstörbar.n Naturrechte 
des Individuums.“ (Hugo Grotius de jure pacis et belli) verstanden. 


3) Montesquieu, Esprit des Leis: ‚Avant quil y eut des lois faites,ily avait des 
rapports de justice possible. Dir. qu'il n'y a riende juste ni d‘injuste que ce qu ordonnent 
ou défendent les lois positives, c est dire qu'avant qu'on eut tracé des cercles tous les 
rayons n'étaient pas égaux. Il faut donc avouer des rapports dequittes possibles 
antéricurs à la loi positive qui les établit“. 

3) Hobbes A. 86. „Vom Bürger“. 2 


%) „In jedem vollkommenen Staate, wo keinem Bürger das Recht zusteht, behufs 
seiner Erhaltung von seinen Kräften nach seinem Ermessen Gebrauch zu machen 
und wo das Recht des Schwertes dem einzelnen Bürger nicht zusteht, muß einer die 
höchste Gewalt besitzen... Eine solche Herrschaft, welche die größte ist, welche die 
Menschen auf einen Menschen übertragen können, heißt absolut ... Ein bürgerlicher 
Zustand erfordert absolute Herrschaft und die Bürger widersetzen sich dem nicht. 
Denn in der Vereinigung vieler Menschen erkennen sie die Gewalt des Staates an und 
selbst die Unerfahrenen sehen ein, daB die Geschäfte dort mit Überlegung geführt 
werden müssen. *) (Hobbes, Lehre vom Menschen und vom Bürger. Deutsch von 
Max Frischeisen-Köhler. Leipzig. Philosophische Bibliothek, Band 158, 
Seite 143.) 
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Forschung nicht mehr abgegangen.') So ergibt sich die Zweiteilung dieser 
Epoche, von der im Anfang die Rede war. Die ganze Staatsauffassung, 
die ganze Politik zerfällt in zwei Abschnitte und ist von diesen aus zu be- 
greifen und zu verstehen. 


Man kann daher den absoluten Fürstenstaat weder einfach als kollek- 
tivistisch noch als individualistisch bezeichnen. Denn bei einem Vor- 
herrschen des Staatsgedankens, der Macht des Staates den einzelnen gegen- 
über findet man im absoluten Staat ein langsames Freiwerden des Indi- 
viduums, ein Loslösen von den alten universalistischen Traditionen des 
Ständestaates. Mit ihrer starken Achtung und Anerkennung der ab- 
soluten Staatsgewalt gleicht diese Richtung der späteren sozialen 
Epoche mit ihrem Freiwerden des Individuums aber der liberalen Zeit. 
Mit dem Aufkommen der naturrechtlichen Ideenrichtung entstand für 
den absoluten Staat selbst die gegensätzliche Macht, die ihn dann 
untergraben hat. Der aufkeimende Individualismus war nicht mehr 
zurückzudrängen und er mußte in schroffen Gegensatz zu der Allgewalt 
des Staates und des Herrschers treten... Dieser Widerstreit der Gedanken 
gibt dem absoluten Staat sein eigenartiges Geprage, das auch im Steuer- 
system klar zutage tritt. 


Der absolute Staat ist weiter dadurch gekennzeichnet, daß er zum 
erstenmal von einem mehr einheitlichen volkswirtschaftlichen System 
beherrscht wird, dem Merkantilismus. Der Merkantilismus ist vom 
Absolutismus untrennbar, seine maßgebenden Grundsätze entspringen 


. dem rein absolutistisch instradierten Denken der Zeit. Wie der Fürst 


allmählich sämtliche verwaltungsrechtlichen Aufgaben an sich zieht 
und in seiner Hand vereinigt, so strebt auch die Wirtschaftspolitik einer 
allgemeinen Zentralisation zu. Der Landesherr muß — das ist das Wichtigste 
in dieser ganzen Epoche — sich um alles kümmern, für alles sorgen, also 
auch für das wirtschaftliche Wohlergehen seines Volkes. Alle Grund- 
sätze des Merkantilsystems, die Bevölkerungspolitik, die Gewerbepolitik, 
die Handelspolitik, sind aus diesem Streben nach wirtschaftlicher Macht 
des eigenen Volkes zu erklären. 


Ebenso steht es auch mit der Steuerpolitik. Da der Fürst mit seinem 
Staatsinteresse im Vordergrund war, so war auch der fürstliche Haushalt, 


') So schreibt Jellinek: „So steht denn am Schluß der einheitlichen Staats- 
gedanken einer großen historischen Entwicklung... Das erste System des Natur- 
rechtes, die absolutistische Lehre Hobbes, erfaßt den Staat als eine einheitliche Persön- 
lichkeit, der Schranken durch keinen ihr gegenüberstehenden Willen gesetzt werden 
können. Wenn auch das Naturrecht den Staat aus den Individuen ableitet, so läßt 
es doch den einmal geschaffenen Staat sich als höhere Macht gegenüber jedem anderen 
bewähren; in diesem Punkte sind alle Naturrechtslehrer einig, mögen sie, wie Locke, 
natürliche Grenzen der Staatsgewalt anerkennen oder wie Rousseau solche Grenzen 
nur in dem Belieben des souveränen Gemeinwillens finden.“ (Jellinek, Allgemeine 
Staatslehre. Seite 326.) 
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die fiirstliche Finanzlage das Wichtigste. Die bedeutenden Schriftsteller 
dieser Zeit haben daher auch mehr auf dem Gebiete der Finanzwissenschaft 
als der Volkswirtschaftslehre geleistet. Dies sieht man deutlich in der 
deutschen Literatur,!) wie ja die deutschen Staaten den absalutistischen 
Prinzipien am meisten zugänglich waren. Die volkswirtschaftliche Literatur- 
epoche der damaligenZeit war durch die „Kameralwissenschaft‘‘ gekenn- 
zeichnet. 


Auch das Steuersystem des absoluten Staates zerfällt seiner Ent- 
wicklung gemäß in zwei Tele. Von dem Augenblick an, wo die Stände 
nicht mehr die Kraft hatten, das ganze Steuerwesen selbst zu verwalten, 
wo esihnen nichts mehr nutze, gegen eineSteuer auf lange Zeit zu protestieren, 
wurde ihre Steuerbewilligung illusorisch. Zwar entschloß sich der Fürst 
noch lange nicht, diese Rechte den Ständen formell wegzunehmen, aber er 
wußte die Gesetzgebung so zu gestalten, daß diesen nur ein scheinbares 
Recht blieb. Das Vordringen der absoluten Gewalt vollzog sich langsam 
mit vielen Rückschlägen. Man sieht daher zu Beginn des Fürstenstaates 
nur ein immer Häufigerwerden der Steuern, wobei der außerordentliche 
Charakter derselben immer mehr in den Hintergrund tritt.®) Ein Zug der 
Zentralisation der Steuerverwaltung war überall wahrzunehmen. Während 
früher dieVerwaltung genau getrennt war in eine ständische und eine fürst- 
liche, während in Tirol zum Beispiel eigene Truhen bestanden, die von 
Mitgliedern der Stände bewacht wurden und wieder andere Kassen, die 
dem Fürsten unterstanden, änderte sich dies mit dem Vordringen der 
fürstlichen Gewalt. Der Landesherr übernimmt alle Steuern, er hat über- . 
haupt die ganze staatliche, wirtschaftliche und finanzielle Verwaltung über. 
Fehlten Steuern in den früheren Stadien der staatlichen und politischen 
Entwicklung keineswegs vollständig, so bildeten sie doch die Ausnahme 
und Quellen, aus denen man nur in Notzeiten und bei besonderen Anlässen 
schöpfte. Nunmehr wurde aus dieser Ausnahme die Regel, die Steuern 
gestalteten sich zu bleibenden Finanzinstitutionen und ständigen Attributen 
des staatlichen Finanzhaushaltes. Die meisten Völker haben indessen 


*1) Seckendorf, Pufendorf, Justi, Bornitz, Besold, Becher, Sonnenfels 
waren die wichtigsten Vertreter dieser Epoche, der Blütezeit der Kameralistik. 


2) Mann schreibt über die französischen Steuerverhältnisse zu Beginn des Absolutis- 
mus: „An Ergiebigkeit und Bedeutung stand unter den direkten Steuern noch immer 
die alte Taille an erster Stelle. Von einer allgemeinen Besteuerung war sie weit ent- 
fernt. Die Geistlichkeit, der Adel, die Beamten und die reichere Bürgerschaft, blieben 
zum Teil oder völlig von ihr befreit. Die Taille wurde staffelföürmig repartiert: Vom 
Staatsrat auf die Provinzen und Elektionen; vom Intendanten auf die Kirchspiele, 
von einem (jemeindeausschuß den ‚‚cullecteurs‘ auf einzelne Steuerzahler.‘ (Mann, 
Der Marschall Vauban und die Volkswirtschaftslehre des Absolutismus. München 
und Leipzig [Duncker u. Humblot] 1914. Seite 153.) Man sieht, wie die Steuer 
nuch ganz aus dem ständischen Ideenkreis stammt. Doch berichtet Mann, daß 
schon im Jahre 1692 eine Kopfsteuer eingeführt wurde, die wenigstens für kurze 
Zeit strenge den Prinzipien der Allgemeinheit folgend alle Ausnahmen abschaffte. 
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jahrhundertelang gerungen, bis sie diese Stufe erreicht haben.!) Noch 
Justi schreibt in seiner Staatswissenschaft über die Notwendigkeit einer 
Besteuerung, daß die alten und durch die. Verfassung berechtigten Ein- 
nahmsquellen, die Domänen und Regalien nicht mehr reichten.:) Der 
Hauptgedanke des Absolutismus aber lag in der gesamtstaatlichen und 
damit gewissermaßen auch nationalen Iaee. Wie im Mittelalter die Stadt, 
80 schloß sich jetzt der Staat nach außen ab und erließ Einfuhrzölle, um 
das Eindringen fremder Waren zu erschweren. Mit der neuen Zeit, mit der 
Entdeckung fremder Erdteile und der Erschließung der Seewege war die 
überragende Bedeutung des Handels gegeben. Es war die Epoche des 
Merkantilismus. Die damaligen Fürsten und Staatsmänner, Ludwig XIV. 
und besonders seia Minister Colbert erblickten in einseitiger Ubertriebenheit 
den Reichtum des Staates in der vollsten Entfaltung des Außenhandels, 
in der aktiven Handelsbilanz. Deshalb mußte der Staat trachten, die 
Einfuhr fremder Erzeugnisse, namentlich der Industrieprodukte möglichst 
zu erschweren, die Rohstoffzufuhr zu fördern, die Fabrikatenausfuhr zu 
erleichtern. A. Smith nennt ja das System des absoluten Staates das 
Merkantilsystem. Es heißt aber, das Kind mit dem Bad ausschütten, 
wenn Franz Karl Mann?) in seiner sonst verdienstvollen Schrift: „Der 
Marschall Vauban und die Volkswirtschaftslehre des Absolutismus“ 
behauptet, daß der Merkantilismus weder theoretisch noch praktisch 
existiert habe und sein Begriff als geschichtliche Hypothese unhalt- 
bar sei. In den Staaten, deren Regierungs- und Finanzpolitik vom 
merkantilischen Ideen durchweht war, wurden alle Maßnahmen auch 
nur von einem Gesichtspunkte der Machtpolitik des Staates getroffen, 
deren Werkzeug die Handelspolitik war. Um die Wirtschaft glücklich 
regeln zu können, die Wohlfahrt des eigenen Landes zu fördern und 
die Bewohner an die Heimat zu fesseln, brauchte der Fürst Geld, 
viel Geld und er nahm es dort, wo es sich am leichtesten bot. Man 
kann noch immer nicht von einem einheitlichen Steuersystem mit 
bestimmten Grundsätzen sprechen. Im Gegenteil löste sich eine Steuer 


1) „So sieht man zum Beispielin Österreich erst unter Karl VI., alsoim XVII. Jahr- 
hundert, daß der Landesherr seine Forderung auf ein jährliches ständiges Steuer- 
minimum, das keiner speziellen Bewilligung bedarf, durchgesetzt hat und trotz des Pro- 
testes der Tiroler Stände gegen den etwa beabsichtigten Versuch, die bis dahin so oft 
und treugehorsamst bezeugte Freiwilligkeit. in eine allgemeine Konkurrenz mit anderen 
Ländern und eine fast alljährliche und beständige Übung zu verkehren.“ (Siehe Sartori 
Montecroce a. a. O. Seite 283). 


°) „Alle Regenten unseres Weltteiles haben sich genötigt gesehen, sich in beständige 
Kriegsrüstung zu setzen und auch in Friedenszeiten beträchtliche Kriegsheere zu 
unterhalten, weil Frankreich einmal in eine solche Verfassung getreten und dadurch 
seinen Nachbarn fürchterlich geworden war. Überdies steigt die Pracht der Höfe 
immer mehr. Die aus diesem Grunde erforderlichen Beiträge wurden auch nicht mehr 
als eine außerordentliche Beihilfe angesehen, sondern sie sind allenthalben zu bestän- 
digen Einkünften eingerichtet.“ (Justi, Stw. $ 223.) 

3) Spann, Haupttheorien, 9. Aufl. S. 82. 
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wie die Akzise in die ae Einzelsteuern auf. Während früher 
die obersten Stände aus eigener Macht und Überzeugung heraus die Steuer- 
lasten von sich abwälzten und sich steuerfrei erhielten, war es jetzt der 
Landesherr selbst, der allerdings auf alte Traditionen gestützt, diese 
Privilegien nicht mebr den gesamten Ständen, dem ganzen Adel und Klerus, 
sondern einzelnen Begiinstigten, Adeligen und Geistlichen zuerkannte. 
Dabei darf man natürlich die Schwierigkeit nicht übersehen, in der der 
Fürst bei dem immer steigenden Geldbedarf sich befand. Mußte er doch 
eine Menge Eroberungskriege zur Hebung des Anschens seines Landes 
und seiner Person führen, zu diesem Zwecke das Söldnerheer durch ein 
kostspicliges stehendes Heer ersetzen, eine erhöhte Zahl von Beamten 
besolden. Der Einfluß des Naturrechtes auf die Besteuerung rief nun große 
Veränderungen hervor. Mit dem Freiwerden des Individuums, mit der 
Auflehnung gegen den Staat treten individualistische Ideen auch in das 
Steuerwesen ein und beherrschen es. Allerdings finden sich hier nur am 
Anfang meist sogar verfrühte Versuche, eine Steuerreform durchzuführen. 
Das Aufkommen des Individualismus mußte zuallererst eine Aufhebung 
des Steuerprivilegiums fördern. Was in Frankreich erst durch die große 
Revolution verwirklicht wurde, wurde in Österreich bereits zur Zeit des 
Absolutismus begonnen. In Österreich sind die Reformen Karls VI., die 
theresianische Steuerrektifikation und die josephinische Reform auf diesem 
Grundsatz, dem Prinzip der Allgemeinheit aufgebaut. Ein anderes 
Prinzip des aufblühenden Individualismus drückte sich in der Tendenz 
nach einem Ertragsteuersystem aus, denn der Individualismus trachtete, 
ein Eingreifen in die privaten Einkommensverhältnisse möglichst zu ver- 
meiden. Daher waren alle Steuern, die nach einem äußerlichen Merkmal 
veranlagt waren, wieeseben Objekte sind, beliebt. Neben der Allgemeinheit 
in der Besteuerung wurde auch die Gleichmäßigkeit der Verteilung gefordert. 
Doch war dieser Begriff aer Gleichmäßigkeit noch mehr unklar und schwach 
abgegrenzt. 

Einer der bedeutendsten Schriftsteller, der im Rahmen staatswissen- 
schaftlicher Untersuchungen auch finanzwissenschaftliche Studien an- 
stellte, war Jean Bodin.!) Weiter fallen in diese Epoche diejenigen Autoren, 
die zum erstenmal den Versuch machten, finanzielle Kenntnisse und Er- 
fahrungen in ein System zu bringen, nämlich Bornitz, Besold und Klock. 
Von wirklichem Wert für diese Zeitaber war die Richtung der Kameralistik. 
Sie ist ein typisches Produkt der politischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in den deutschen Territorialstaaten am Ende des XVII. und 
Anfang des XVIII. Jahrhunderts. Neben einzelnen unklaren Forderungen 
findet sich bei den Schriftstellern dieser Epoche, Justi, Sonnenfels und 
anderen, das Prinzipder Allgemeinheit in der Besteuerung formuliert. Wichtig 
ist ferner, daß die Kameralisten durch die Einflüsse des Naturrechtes 


') Bodin, Von den Ursachen der Teuerung. Sechs Bücher über die Republik. 
1577 (Ausgabe Frankfurt 1641). 
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veranlaßt werden, die Steuer als den Preis zu bezeichnen, den 
jeder Bürger für die Vorteile bezahlt, die er vom Staate 
genieBt. Diese Anschauung geht aus dem Gedanken des Staatsvertrages 
hervor. Der Staat ist nur durch den freien Willen der einzelnen Untertanen 
geschaffen, er ist eine private Institution und demgemäß seinem Charakter 
nach ein Haushalt rein privatwirtschaftlicher Natur. Die Steuer bildet 
somit nur einen Tauschakt zwischen den Leistungen des Staates und denen 
der einzelnen Bürger. Dieses Prinzip führt in strenger Folge eigentlich 
nur zu einem Gebührensystem und ist in dieser Weise in einigen kleinen 
amerikanischen Staaten durchgeführt gewesen. In jeder grüßerem Staat 
aber ist die konsequente Verfolgung einfach unmöglich. Denn der Begriff 
der Leistung nach der Gegenleistung ist wohl bei einem privaten Tauschakt 
zu verwitklichen, nicht aber bei den komplizierten Staatsfunktionen. Das 
Wesen der Staatstätigkeit beruht nämlich in allen Fallen darauf, daß der 
Staat Aufgaben erfüllt, die Kollektjvbediirfnisse befriedigen, und er kann 
dies eben kraft seiner Sonderstellung, die seine Tätigkeit von der privaten 
Wirtschaft unterscheidet. Auch ist es nicht nur ungcheuer schwer, sondern 
einfach unmöglich, den Anteil des einzelnen an den Vorteil des Staates 
irgendwie zu bestimmen. Dies haben die Staatsmänner und Theoretiker 
erkannt und sie habe.) nach einem Mittel und Ausweg gesucht, einen allge- 
meinen Maßstab in der Staatstätigkeit zu finden. Sie glaubten nun im 
reinen Einkommen, das ein jeder unter dem Schutze des Staates genießt, 
einen Maßstab für die Steuerzahlung zu erkennen. Wenn einer ein größeres 
Einkommen oder Vermögen besitze und zu verteidigen habe, so bediirfe 
er auch mehr des staatlichen Schutzes als ein Armer, der nur geringes 
Hab und Gut hat, so argumentierten sie. Sie kamen daher zum Schlusse, 
daß eine Steuer dann den Preis der Staatsleistung richtig erfülle, wenn sie 
dem jeweiligen Einkommen proportional wäre. 

All dieses nun, die Forderung nach Allgemeinheit, das Streben nach 
Ertragssteuern und das Prinzip der Leistung nach der Gegenleistung 
tritt namentlich bei Pufendorf, noch deutlicher aber bei Justi und 
Sonnenfels zutage. In England ist es Hobbes, in Frankreich Montes- 
quieu, die als Vertreter des Naturrechtes für dieselben Grundsätze ein- 
treten. Hobbes nennt konsequent die Steuer „den Preis des erkauften 
Friedens‘. 

Wie sehr Montesquieu von individualistischer Anschauung beherrscht die 

ern den Personalsteuern vorzieht, geht aus folgendem Satze hervor: „Die 
Kopfsteuern (damit sind die Personalsteuern überhaupt gemeint) sind mehr der Knecht- 
schaft eigen, die Warensteuern (damit sind die Ertragssteuern gemeint) sind mehr 
der Freiheit eigen.“ (Montesquieu, vom Geiste der Gesetze.) Justi begründet die 
Forderung nach Allgemeinheit mit den Worten: „Von den Vornehmsten an bis zu den 
are ibd Bettlern sind alle Mitglieder des gemeinen Wesens, welche gemeinschaftliche 
ohlfahrt zum Endzwecke haben müssen... und es würde eine offenbare Unbilligkeit 
sein, wenn nur allein die Untertanen von mittelmäßigem Stand und Vermügen die 


Kontributionen und Abgaben tragen sollten. Je reicher und vornehmer ein Mitglied 
des gemeinen Wesens ist, desto mehr gewinnt esin dem Staate, und desto mehr Schutz 
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und Wohltaten genießt es von der Republik, desto mehr muß es folglich auch zu ihrem 
Aufwand und zu den Maßregeln zu ihrer Glückseligkeit beitragen: denn das Vermögen 
ist allerdings als ein gerechtes und billiges Ma8 in Auferlegung der Abgaben anzusehen. 
Ob man gleich von den gar armen Untertanen nicht sagen kann, daß sie etwas 
gewinnen, so erwerben sie doch ihren Unterhalt in dem Land und genießen den Schutz 
der Republik; folglich müssen auch diese das Ihrige, so wenig es auch sein kann, zu 
dem Aufwande des Staates beitragen. (Justi I $ 104.) In diesen Worten ist eigent- 
lich die ganze Stellung Justis zu den oben angeführten Ansichten gekennzeichnet. 
Und Sonnenfels schreibt: „Die widerrechtliche Ausnahme ist im eigentlichen Ver- 
stande ein Diebstahl an dem gemeinen Wesen oder an den Mitbürgern.“ (Sonnenfels 
a. a. O. $ 84.) 


Wichtig ist, daß Vauban für eine einheitliche Steuer, den ,,dime 
royale‘‘ auftritt, der nach seiner Meinung proportional von allem genommen 
werden soll, was Einkommen trägt.!) „Der ‚dime royale‘ soll eine Quoti- 
tätssteuer sein.‘‘ Hier sieht man schon den Einfluß der neueren Richtung. 
Nicht mehr das alte Prinzip der Repartitionssteuern wird gefordert. Der 
jeweilige Monarch soll jedem einzelnen Steuerträger vorschreiben, was 
er zu zahlen hat, nicht mehr nur der untergeordneten Gruppe, von der 
aus die Steuer erst weitergeleitet wird. Mann berichtet ferner: „Das 
niedere Volk erhält die Wohltat einer Steuerdegression.‘‘ Neben diesem 
Zehnten, also neben einer Abgabe vom Erträgnis der Grundstücke, Häuser, 
Gewerbe oder sonstigen Einkommen verlangt Vauban noch eine Salz- 
steuer und eine Luxussteuer. Von Interesse ist nur, daß schon er als ein 
Ziel der Besteuerung die Minderbelastung der Ärmeren über die Proportio- 
nalität hinausgehend gefordert hat. Damit erinnert er schon an die Denker 
der sozialen Zeit. 


Der Individualismus. 


Der Individualismus ist jene große Ideenrichtung, die mit dem Natur- 
recht begonnen und auf diesem aufgebaut hat, jene Richtung, die den 
einzelnen über die Gesamtheit stellt und die Gesellschaft nur als eine 
Summe von Einzelwesen darstellt und begreift. Auf staatsrechtlichem 
Gebiete hat der Individualismus auf Grund des Naturrechts den Sozial- 
kontrakt gefordert. Auf wirtschaftlichem Gebiete aber entspringen ihm 
zwei große Schulen, die Physiokratie und der Liberalismus, welch letzterer 
wieder in den Manchesterliberalismus und den späteren deutschen Liberalis- 
mus zerfällt. Das Verdienst der Physiokraten liest bei den wirtschaft- 
lichen Entdeckungen in einem einheitlichen Gedankengang, der die ganze 
Ökonomie beherrscht und bis in aie letzten Konsequenzen ausgebaut wird. 
Die große Bedeutung für die Entwicklung der Volkswirtschaft haben die 
Physiokraten durch die Entdeckung des wirtschaftlichen Kreislaufes 
als ökonomisches Grundprinzip. Als reine Individualisten waren sie die 
Ersten, die den Egoismus als treibende Kraft für das wirtschaftliche 
Handeln erkannt haben. Der Leitstern des ökonomischen Handelns ist 


1) Vanban, Dixma Royale, zitiert bei Mann, a. a. QO. 
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das Eigeninteresse.!) Doch wurde diese Entdeckung nicht in den Vorder- 
grund gestellt und dadurch wurde das richtige Bild ihrer ökonomischen 
Lehre vielleicht etwas verschoben. Hingegen wurde die Theorie von ‘der 
alleinigen Produktivität des Grund und Bodens besonders hervorgehoben, 
die ja auch dem System seinen Namen gab.?) So einseitig dieser Gedanke 
war, so ist er doch durch die Verhältnisse erklärlich und die Verdienste 
des physiokratischen Systems fallen nicht mit dieser Anschauung. Die 
ungeheure Überschätzung der Industrie in der merkantilistischen Epoche 
mußte einerseits eine Reaktion hervorrufen, und zwar nicht nur auf wirt- 
schaftlichem, sondern auch auf philosophischem und moralischem Gebiete. 
Dies war wohl der eine wichtige Grund dafür, daß die Landwirtschaft 
von seiten der Physiokraten so sehr in den Vordergrund gestellt wurde. 
Der zweite aber lag darin, daß der wirtschaftliche Kreislauf praktisch 
am ehesten in der Natur sichtbar war. Daß nicht auf Grund und Boden 
verwendete Arbeit keine Urprodukte schaffe, ist klar und die Physiokraten 
zogen nur den Kreis zu eng, wenn sie allein das Hervorbringen von Ur- 
produkten als produktiv bezeichneten. Die Steuer ist so aus dem Gedanken 
der alleinigen Produktivität von Grund und Boden abgeleitet und ihr 
einziger Vorzug besteht darin, zum erstenmal ein allgemeines Prinzip 
einer gerechten Steuer aufgestellt zu haben. Die Physiokraten waren 
es nämlich, die als erste die Forderung nach’einer einzigen Steuer (impôt 
unique) erhoben. Sie hielten die einzige Steuer für allein richtig und 
gerecht, da man bei einem Steuersystem die Wirkungen nicht berechnen 
kann, während dies bei einer einzigen Steuer viel leichter möglich ist. Die 
Gründe hiefür sind doppelter Natur: Gründe der Opportunität und der 
Gerechtigkeit. 1. Da Grund und Boden allein Güter produziert, fällt 
auch ihm allein das Sozialprodukt in erster Linie zu, das dann auf die Mit- 
arbeiter aufgeteilt wird. Es kann daher in letzter Linie nur Grund und 
Boden Steuer zahlen und jede andere Steuer muß am Ende doch wieder 
auf diesen überwälzt werden. Daher ist es von vornherein einfacher, gleich 
den Grund und Boden direkt zu belasten. 2. Da Grund und Boden allein 
produziert, gebührt ihm auch, daß er die Lasten trage. In konsequenter 
Fortführung ihrer Theorien gibt es also für die Physiokraten nur eine direkte 
Steuer, das ist diejenige, die das ,,Produit net‘ trifft. Alle übrigen Steuern 
müssen, da ja eben dem Boden allein das,,Produit net“ zufällt, dochschließ- 
lich den Boden treffen, ganz gleich, ob sie vom Kapital oder Arbeitslohn 
eingehoben werden. Alle übrigen Steuern werden daher von den Physio- 
kraten als indirekte Steuern bezeichnet, diese Schule hat diesen Begriff, 
der jetzt die ganze Finanzwissenschaft beherrscht, erst geschaffen. Es ist 
somit eine Forderung der Nützlichkeit und der Gerechtigkeit, die Steuern 
direkt von Grund und Boden einzuheben, und nicht erst indirekt vom 


1) Onken, Geschichte der Nationalökonomie. Seite 338. 
2) Der Besitzer von ,,Grund und Boden ist der einzige. der ein wahres Eigentum 
erzeugt." Oeuvres de Turgot, pag. 400. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Fulge, 3. Band. 9 
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Kapital oder Lohn, das dann in schwierigem Umweg die Steuer wieder 
auf Grund und Boden überträgt. 


So schreibt Quesnay, der Begründer der physiokratischen Schule (Quesnay, 
..tableau économique’, zitiert bei Stourm, „les finances de l'ancien regime et de la 
Revolution’): „Die Steuer soll nicht zerstörend sein, sie soll nicht im MiBverhaltnis 
stehen zum (iesamtbetrage des Einkommens der Nation, ihre Vermehrung soll der 
Vermehrung des Einkommens folgen, sie soll unmittelbar auf Gem Reineinkommen 
(produitnet), ausderGrundbebauung aufgebaut sein, nicht auf dentiehalten der Menschen 
und nicht auf den Waren, wo sie die Kosten der Einhebung vervielfachen, den Handel 
schädigen und alljährlich einen Teil des Reichtums der Nation zerstören würde, sie 
soll ferner nicht auf den Pachtrenten der Grundstücke aufgebaut sein. denn die Spar- 
pfennige der Landwirtschaft eines Königreiches sollen wie ein unbewegliches Gut an- 
gesehen werden, welches man mit äußerster Vorsicht konservieren müsse, um die 
Steuer, das Einkommen und den Unterhalt aller Klassen der Bürger zu liefern; anderen- 
falls entartet die Steuer zur Beraubung und bewirkt eine Entgüterung, welche den 
Staat mit Sicherheit beraubt. — Und Mercier de la Riviere sagt (Mereierdela Riviere 
„l'ordre naturel et essentiel de la Société politique’, Seite 243): „So besteht die wesent- 
liche Gestalt der Steuer darin, die Steuer unmittelbar dort zu nehmen, wo sie ist und 
sie nicht zu nehmen, wo sie nicht ist." 


In der Praxis sind die physiokratischen Lehren nicht durchgedrungen. 
Ein Versuch in Baden mißrlückte. Sonst bewirkte aber die Physiokratie 
eine weitgehende Reform und besondere Berücksichtigung der Grundsteuer. 
So gehen in Österreich die fheresianische Steuerrektifikation und die 
josephinische Grundsteuerreform größtenteils auf physiokratischen Ein- 
fluß zurück. In Frankreich selber waren die Physiokraten die Vorläufer 
der Revolution. Diese hat aber erst im weiteren Verlauf eine Steuer- 
reform mit besonderer Beachtung der Grundsteuer gebracht. 


Die französische Revolution hatte eine ihrer Wurzeln in der finanziellen 
Notlage und ihre erste Aufgabe war die Beseitigung der seit Jahrhunderten 
eingenisteten Verrottung. Die Aktionen der Notablenversammlung und 
der konstituierenden Nationalversammlung zielten deshalb zuerst auf 
die Beseitigung der Steuerprivilegien und die Herstellung der „Gleichheit 
aller vor der Steuer‘‘.') Schon im Jahre 1777 stellte Necker seine Anträge 
auf eine durchgreifende Steuerreform, welche in der Neuregelung der 
Grundsteuer gipfelte, als der Steuer auf das in jenen Zeiten dominierende 
Nationalgut. Necker erkannte klar, daß das Hauptübel in den Steuer- 
befreiungen des Hofs, des Adels und des Klerus liege. Er stellte deshalb 
die Gewährung neuer Steuerbefreiungen ein, legte die Grundlage für die 
„Proportionalität der Grundsteuer‘‘:), er veranlaßte die Revision der 
Kataster und schuf ein Werk, das bei allen seinen Mängeln von Zeitgenossen 
und Nachfolgern als höchst beachtenswert und ansehnlich betrachtet 
wurde. Zielbewußter und energischer war die berühmte Reform der Grund- 
steuer vom Jahre 1790, eines der Hauptwerke der konstituierenden National- 


1) Stourm, Les finances de l'ancien régime et de la Revolution, Seite 50. 
°) Stourm, a. a. O. Seite 63. 
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versammlung. Dieses Gesetz war das direkte Bekenntnis zum physio- 
kratischen System. t) 


Der ökonomische Liberalismus. 


Der politische und wirtschaftliche Liberalismus baut wie auch die 
Schule der Physiokraten auf dem Naturrecht auf, wie es Hobbes und 
Locke überliefert haben. Damit wird der Aufgabenkreis des Staates 
sehr begrenzt. Jetzt ist der Staat tatsächlich nur mehr cin Organ des 
Schutzes für die einzelnen Bürger. Adam Smith, der Begründer des wirt- 
schaftlichen Liberalismus, schreibt in seinem Buche: „Der Reichtum der 
Völker‘‘ dem Staate drei Pflichten zu: Schutz vor dem Einbruch anderer 
Staaten, genaue Wahrung der Gerechtigkeit und Erhaltung gewisser 
öffentlicher Werke und Anstalten, die sich für den einzelnen nicht rentieren, 
wenn sie auch der Gesamtheit Nutzen bringen, wie etwa Leuchttürme, 
Straßen, Schulen usw. Auch in Deutschland haben solche Gedanken 
bereits früh Eingang gefunden. Eine außerordentliche Errungen- 
schaft, die am Ausgange der wirtschaftlichen Epoche angebahnt, aber 
erst durch die Revolution verwirklicht wurde, ist die Gleichheit aller vor 
dem Gesetze. Die ungeheure moralische Bedeutung einer gleichmäßig 
verteilten Steuerlast, gleichmäßig verteilter ‘Rechte und Pflichten, muß 
dieser Epoche angerechnet werden. Die Entwicklung ist hier den Weg 
gegangen, den das Naturrecht und dessen Lehrer vorgezeichnet haben. 


Der Liberalismus konnte sich seiner Struktur nach von vornherein 
nur in jenen Ländern wirklich entfalten, die nach ihrer ganzen politischen 
Eigenart dafür geschaffen waren. Sein Hauptboden war England. In 
Deutschland und den österreichischen Ländern waren nach dem alten 
Feudalsystem Adel und Klerus die privilegierten Schichten, und der dritte 
und vierte Stand hatte wenig Einfluß auf die Regierung. In England aber 
bildete sich früh ein starker Einfluß der Gemeinden besonders auf die 
Steuergesetzgebung heraus. Diese schufen späterhin die Grundlagen des 
Unterhauses und den ersten Anfang parlamentarischer Verfassung. Der 
Hauptvertreter des Individualismus in England, der diesen zur Blüte 
gebracht hat, war der Staatsınann Robert Peel. Er hat unter dem Ein- 
fluß von Cobden und Bright die liberalen Ideen auch praktisch in die 
Tat umgesetzt, die Getreidezölle abgeschafft und das Finanzwesen nach 
den damaligen Grundsätzen ausgebaut. Die ganze Auffassung des Finanz- 
und Steuerwesens dieser Zeit gipfelt in dem Satz, den D. Ricardo und 
J. B. Say ausgesprochen haben, daß die Steuer ein notwendiges Übel 


t) Im Artikel 2 wird ausdrücklich erklärt: Die „Revenue net‘ eines Bodens ist 
jene, die dem Eigentümer bleibt, wenn er vom Bruttoertrage die Kosten der Kultur, 
des Saatgutes, der Erneuerungsarbeiten und des Unterhaltes abzieht. Im Artikel 3 
heißt es: Die Revenue, welche mit der Steuer belastet werden darf, ist das mittlere 
Reinerträgnis umgelegt auf eine Zahl von Jahren. Das berühmte ‚Tableau économique" 
wird der ganzen Steuer zugrunde gelegt. (Stourm, a. a. O. Seite 138 bis 140.) 


132 Lene Dub. 


pP} 


ist und weiters, daß sie im engsten Zusammenhang mit der Volkswirtschaft 
stünde daß ihre Hauptaufgabe sei, den volkswirtschaftlichen Kreislauf 
nicht zu stören. Daneben werden noch die Postulate der Gerechtigkeit 
und Gesetzmäßickeit aufgestellt (vergleiche A. Smith erste Steuer- 
regel!). 

Das zweite Prinzip in der Besteuerung ist die gerechte Steueı verteilung. 
Als Gerechtigkeitsprinzip aber gilt den Individualisten in erster Linie 
das „do ut des‘, Leistung nach der Gegenleistung. Es ist die selbe Forderung, 
die schon einige Vertreter des Absolutismus auf Grund des Naturrechtes 
gestellt haben. Dabei lag ihnen zumeist daran, in die Privatverhältnisse 
der einzelnen nicht einzugreifen, sondern die Steuer nach möglichst 
äußerlichen Merkmalen zu erfassen. So entwickelte sich am Ende des 
Absolutisnfis durch individualistischen Einfluß ein reines Ertragsteuer- 
system. Der Liberalismus geht nun einen Schritt weiter. Er sucht eine 
proportionale Einkommensteuer zu schaffen. Ein klares Bild hiefür bietet 
die englische Einkommensteuer von 1803. In den Jahren 1816 bis 1841 
war diese Steuer, da die Reichen gegen sie heftigste Opposition machten 
und das Land sich in langem Frieden wirtschaftlich erholte, wieder auf- 
gehoben, um dann auf derselben Grundlage neuerlich eingeführt zu werden. 
Diese Einkommensteuer entsprach ganz den Gerechtigkeitsprinzpien, 
wie sie die englischen Liberalen aufstellten, nachdem sie wie die Kamera- 
listen die Unzulänglichkeit der Definition „Leistung nach Gegenleistung“ 
‘erkannt hatten. Wohl soll die Steuer dem Einkommen proportional sein 
als der einzig faktischen Grundlage für den Schutz des Staates. Sie soll 
sich aber in die privaten Verhältnisse möglichst wenig einmischen. Von 
einer Berücksichtigung individueller Umstände, von dem Prinzip der 
Beitragsfahigkeit kann hier in der Praxis noch nicht die Rede sein. Die 
Freilassung eines Existenzminimums, wie es die englische Steuer getan 
hat, geht eigentlich über den Liberalismus hinaus. Der wahre Liberalis- 
mus muß nämlich eine allgemeine Steuer fordern, die keine Ausnahme 
zuläßt, und es ist selbst nach dem Einkommensprinzip, das hier in Anwen- 
dung kommt, nicht erklärlich, warum ein kleines Vermögen oder Ein- 
kommen, das den notwendigen Bedarf deckt, keinen staatlichen Schutz 
genießt. Von einigen Schriftstellern des Liberalismus wurde diese Forderung 
strikte negiert. In erster Linie kommen hier in Betracht die englischen 
Schriftsteller, wie A. Smith und Ricardo. Auf französischem Boden 
I. B. Say. In Deutschland Eschenmayer, Harl, Krehn, Kessler, 
Lotz Jakob, Fulda, Behr, Seuter, Kremer, Malchus, Murhard, 
Rottek und Rau. Während in England die Lehren des Liberalismus 
hochgehalten wurden, gingen die Deutschen immer mehr von diesen Grund- 
sätzen ab. Ricardo selber vertritt den Liberalismus noch viel stärker 
als A. Smith. Der letztere stellt noch unkritisch und beinahe instinktiv 


1) Vocke, Die Steuern des britischen Reiches. Leipzig 1566. 
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den Entgeltgrundsatz — er vergleicht die Steuern mit ,,privatwirtschaft- 
lichen Beiträgen mehrerer an demselben Unternehmen beteiligter Pächter“ — 
neben das Prinzip der Leistungsfähigkeit. So steht er, obwohl er 
auch den Maßstab der Leistungsfähigkeit nur in einer proportionalen 
Einkommensteuer erblickt, der sozialen Epoche näher als viele spätere 
Liberalisten. Darauf weist auch Carl Menger in einem Artikel in der 
„Neuen Freien Presse“ (6. und 8. Januar 1891) hin. Er führt aus, daß 
Smith und die klassische Schule mit dem Manchesterliberalismus nicht 
identisch sind und daß man gerade sozialpolitische Bestrebungen bei ihnen 
allenthalben finden kann. „Die klassische Nationalökonomie steht den 
neueren sozialpolitischen Schulen in Rücksicht auf den Schutz der Armen 
und Schwachen nicht nach.“ Freilich haben sich die Nachfolger Smiths, 
in England der Manchesterliberalismus, in Deutschland der spätere Liberalis- 
mus nur auf den zweiten Gedanken der ersten Steuerregel, nämlich die 
Beziehung auf den Entgeltgrundsatz gestützt und diesen ausgebildet. 
Charakteristisch ist, daß Ricardo im Gegensatze zu Smith die Lohn- 
steuern nicht verwirft und auch gegen die indirekte Besteuerung von 
Konsumgütern nicht auftritt. Einem folgestrengen Vertreter des Liberalis- 
mus mußten ja gerade die indirekten Steuern sympathisch sein, da sie 
am allerwenigsten die privaten Verhältnisse aufdecken, in die Preise ein- 
gehen und daher das Gepräge von Kauf und Verkauf annehmen. Ricardo 
selber konnte in strenger Verfolgung seiner Lehren ruhig eine Besteuerung 
des Arbeitslohnes fordern, da ja nach dem ehernen Lohngesetz, das aller- 
dings erst Lassalle mit diesem Namen bezeichnet hat, alle Belastung 
der Arbeiter so lange überwälzt wird, bis der Lohn das Mindestmaß erreicht 
hat. Die volkswirtschaftlichen Erwägungen, die Rieardo anstellte, sind, 
wie man sieht, für die Steuerlehre viel bedeutender als seine Gedanken 
über das Gerechtigkeitsproblem. Die deutschen Autoren schließen sich 
nun viel eher an A.Smith an als an Ricardo, da ihnen der reine Liberalis- 
mus gar nicht so lag wie den Franzosen und sich bei ihnen immer mehr 
die Lehre herausbildete, daß Gleichmäßigkeit in der Besteuerung nur 
dann erreicht würde, wenn die Steuer dem reinen Einkommen proportional 
ware. Bei der Prüfung dessen, was reines Einkommen sci, gehen sie viel 
weiter als Smith. 

So bestimmt Friedrich Lotz (Revision derGrundbegriffe der Nationalwirtschafts- 
lehre § 138) den Begriff des reinen Einkommens. Die Bedürfnisse des Abgabepflich- 
tigen müssen vollständig gedeckt sein, ehe von einem reinen Einkommen die Rede 
sein kann, und zwar ganz vollständig nach der gewöhnlichen Lebensweise der An- 
gehörigen seines Standes. Schon I. B. Say hat die Einseitigkeit der Smithschen Lehre 
herausgefühlt und die Wirkung der Steuer auf den Verbrauch der Steuerzahler ins Auge 
gefaßt. Murhard, Rottek und Rau sind aber nicht mehr als reine Individualisten 
zu bezeichnen. Sie gehören in gewisser Hinsicht schon jenem neuen Zeitabschnitt 
an,dermitHaller, A. Miller und Johannes Schön beginnt,in John Stuart Mill, Julius 
Stahl, Hoffmann, Mac Culloch und Proudhon sich fortsetzt und erst wieder im 
Jahre 1848 durch den politischen Sieg des Liberalismus in Deutschland als ihrer Zeit 


voraus zurückgedrängt wird, um dann weit später in der Gestalt der sozialpolitischen 
Lehre vollständig zum Siege zu gelangen. 
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Das Jahr 1848 war fiir ganz Europa von ungeheuerer Bedeutung. Was 
die französische Revolution in Frankreich, wenn auch nur für ganz kurze 
Zeit bewirkt hatte, dieser Umschwung trat jetzt auch in den meisten 
deutschen Staaten ein. Erst von diesem Augenblick an konnte man von 
einem wahren Liberalismus sprechen. Jetzt sind es die Praktiker, die 
sich mit den Einflüssen dieser Richtung auf die Steuer beschäftigt und 
die Bedeutung der allsemeinen Einkommensteuer für die Berechnune 
der Staatsleistung erkannt haben. Sind zwar den liberalen Lehren die 
Ertragsteuern ursprünglich wesensverwandt, so sind doch die Denker 
aieser Zeit zur allgemeinen Einkommensteuer vorgedrungen indem sie 
die Größe des Schutzes mit dem Einkommen auf eine Stufe stellten. 
Allerdings ist der Charakter der liberalen Einkommensteuer durchaus 
nicht mit der jetzigen progressiven Einkommensteuer wesensgleich. In 
einseitiger Überschätzung dieser Tatsache koınmen die Liberalen zu dem 
Schlusse, daß man eben nur das Einkommen als Grundlage für die Be- 
steuerung annehmen dürfe, und daß bei einem idealen Steuersystem es 
nur eine allgemeine Einkommen- allenfalls Vermögenssteuer geben dürfe. 
Die französischen Autoren aber waren völlig von den individualistischen 
Ideen beherrscht. 

Ad. Thiers steht in seiner Schrift ‚sur la propricte“ (zitiert bei Robert 
Meyer, Prinzipi:n der gerechten Besteuerung, S. 9U ff) auf dem alten Standpunkt 
der sogenannten Assekuranztheorie. Er will nicht einmal den Mindestbemittelten 
die Freilassung eines Existenzminimums einräumen. Ein in seinen Vorschlägen viel 
radikalerer Schriftsteller ist Emil de Girardin ,,le socialisme et l'impôt“. Du Pynod 
in seinem Werke „de la monnay, du crédit et de l'impôt" steht auch völlig auf dem Boden 
des Individualismus. Daher verwirft er folgerichtig die Einkommensteuer und fordert, 
offenbar unter dem EinflyB der physiokratischen Schriftsteller eine einzigeGrundsteuer. 
Zu erwähnen sind ferner noch di. Parieu in seinem berühmten ,,Traité des impöts“. 
In Deutschland sind Mohl, Wirth, Umpfenbach und L. von Stein (wenigstens 
in der ersten Auflage seines Lehrbuches) die Anhänger der liberalen Steuerideen. 

Die eigenartige Stellung Lorenz von Steins wird namentlich von 
Held in seiner „Einkommensteuer“ und von Fr. J. Neumann in seiner 
„Steuer nach der Steuerfähigkeit‘‘ besprochen. Mit vielen seiner Gedanken 
steht Stein bereits mitten in der universalistischen Auffassung der sozialen 
Epoche, wenn er auch in seinen ausgesprochenen Forderungen über den 
Individualismus nicht hinausgekommen ist. Wirth leitet umgekehit 
wieder aus dem Grundsatze der Leistung nach der Gegenleistung den 
Grundsatz der Beitragsfähigkeit und die Progression ab. Umpfenbach 
hingegen stellt von vornherein den Grundsatz der Leistungsfähigkeit 
auf und fordert die proportionale Einkommensteuer. 


Die sozial-reformatorische Epoche. 
Unter ihr versteht man im allgemeinen jene Zeit, die von den Lehren 
der Sozialpolitik beherrscht wird. Schon Marx hat im „Kapital“ (I. Buch, 
13. Kapitel, 9. Abschnitt) die Fabriksgesetzgebung als die „erste bewußte 
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und planmäßige Rückwirkung der kapitalistischen Ordnung, auf die 
naturwüchsige Gestalt ihres Produktionsprozesses‘‘ bezeichnet. Unver- 
einbar mit der Sozialpolitik ist der grundsätzliche Individualismus, 
welcher alle wirtschaftliche Wohlfahrt von ungehemmter Bewegungsfreiheit 
der einzelnen Menschen erwartet. 


Der Liberalismus war vom reinen Individualismus. die soziale Epoche 
eher von universalistischen Anschauungen beherrscht. Während in England 
von jeher die größtmögliche Freiheit geherrscht hatte und der ökonomische 
Liberalismus nur die letzte Kunsequenz der bereits bestehenden politischen 
Verhältnisse zog, waren in den deutschen Staaten der Feudalismus, die 
Herrschaft des Fürsten und eines groben Beamtenheeres so mit der Ver- 
fasung und dem Wesen des Volkes verknüpft, daß ein Durchbruch des 
Liberalismus nur kurze Zeit dauern konnte und nie in so schroffer Form 
auftrat wie in England. Das ganze Geistesleben der Zeit war in Deutsch- 
land von der organischen Staatsauffassung beherrscht, die den Staat als 
einen lebendigen Organismus betrachtete mit eigenen Funktionen und 
Bedürfnissen. Die Errungenschaft des Liberalismus, die Loslösung des 
einzelnen Individuums vom Kollektivverband hat die soziale Epoche nicht 
aufgegeben. Der Sozialismus will das Privateigentum aufheben, die sozial- 
politische Epoche aber will höchstens einen Ausgleich zwischen den 
schroffsten Gegensatzen schaffen. Nicht in der Grundlage nur in ihren 
Zielen unterscheidet sie sich vom Liberalismus. Deshalb war es sehr gut 
möglich, daß in diese Zeit auch der Höhepunkt des Kapitalismus fällt. 

Den ersten Anfang sozialer Ideen finden wir schon in der franzüsischen 
Revolution. Zaerst wird nur überhaupt die größere Bedeutung der 
Kollektivinteressen, der sozialen Interessen, gefordert und der Staat als 
der größte Kollektivverband für den geeignetsten auserschen, diese Aufgaben 
zu erfüllen. Man räumt dem Staate größere Macht ein, verlangt aber von 
ihm, daß er die Uneerechtigkeit in der Verteilung wirtschaftlicher Güter 
auscleiche,; die Schwächeren vor den Stärkeren, die Unterdrückten vor den 
Unterdrückern schütze. Man fordert vom Staate Eingriffe in das soziale 
Leben seiner Untertanen. Auf deutschen Boden wurden diese Ideen 
durch eine Geistesriehtung angebahnt, welche die Kunst beherrschte, der 
Philosophie ihr Geprayve gab und sich auch in wirtschaftlicher Hinsicht 
fühlbar machte, durch die Romantik. Ihre Vertreter waren von der 
Wichtigkeit und hohen Bedeutung des Staates für das Wirtschaftsleben 
durchdrungen. Für sie ist der Staat nicht mehr bloß Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung, vielmehr „die Totalität der menschlichen Ange- 
legenheiten in Verbindung zu einem lebendigen Ganzen“. Das Glück der 
Menschen kann nur erreicht werden, wenn der Staat sich um das Wohl des 
einzelnen kümmert. Auf philosophischem Gebiete waren Fichte, 
Schelling, Hegel und Schleiermacher, auf dem Gebiete der 
Volkswirtschaft A. Müller. Elemente der Staatskunst“, Wien 1912. 
IL Bd.. und Gentz die Ilauptvertreter. Die führenden französischen 
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Sozialisten des XVIII. Jahrhunderts. der Chartismus in England mit 
einflußreichen Gönnern bis in die höchsten konservariven Kreise (Disraeli), 
die ersten bedeutenden Sozialisten in Deutschland (Rodbertus, Lassalle, 
Anklänge schon bei Thünen) waren dann die wissenschaftlichen und 
politischen Schrittmacher dieser Gedanken, welche schließlich in die 
großen sozialistischen Systeme ausmündeten. 


Die soziale Epoche wollte nicht die Machtentfaltung des Staates, 
sondern den Schutz des Schwächeren durch den Staat. Nur zu diesem 
Zwecke gestattet sie ihm, in die wirtschaftlichen Privatverhältnisse einzu- 
greifen, Gesetze zu erlassen, welche die Produktion und den Absatz regeln, 
die Arbeiter schützen, dem Unternehmer Grenzen ziehen. Da die Forderung 
der wirtschaftlichen Freiheit einmal durchbrochen war, begannen sich in 
Deutschland zuerst die nationalen Bestrebungen zu regen. Während der 
Liberalismus alle Schranken niederreißen und einen Weltmarkt schaffen 
wollte, ging jetzt das Bestreben der Zeit auf Sicherung des heimischen 
Marktes. Das eigene Land muß geschützt werden vor dem Eindringen 
fremder Erzeugnisse. Die großen Schutzzollideen von Fr. List waren 
die natürlichen Folgen dieser nationalen Tendenz. 


Organische Staatsauffassung und Staatstheorie stehen seit Jahrhunderten 
im Wettkampf, um das Entstehen und die Lebensberechtigung des Staates 
zu begründen. Das Wesen der sozialen Epoche beruht auf der Erkenntnis 
daß nicht mehr nur das einzelne Individuum von Bedeutung ist, sondern 
daß die Gesamtheit als sozialer Organismus ausschlaggebende Wichtigkeit 
hat. Die österreichische Schule der Nationalökonomie ist dagegen vom 
einzelnen Individuum ausgegangen und hat von diesem auf die Gesamtheit 
geschlossen. Das Streben nach einem allgemeinen Gleichgewicht, nicht 
nach dem Umsturz der bestehenden Verhältnisse ist für diese Zeit wesentlich. 
Der Grundsatz des liberalen Staates „Hilf dir selbst‘‘ wurde auch auf die 
Steuerpolitik ausgedehnt, nur dort, wo die Kraft des einzelnen nicht 
ausreichte, sollte der Staat eingreifen. Nur dafür, daß der Staat jedem 
Bürger etwas leistete, sollte dieser als Entgelt Steuern zahlen, in möglichst 
geringem Ausmaß auf dem Weg eines reinen Tauschveifahren. Es kommt 
für den einzelnen gar nicht darauf an, ob er von den staatlichen Ein- 
richtungen mehr Vorteile genießt, jeder ist vielmehr an der Erhaltung 
des Staates interessiert als dessen Teil er sich fühlt. Es muß also ein jeder 
steuern für die gemeinsamen Ziele, die in letzter Hinsicht für jeden die 
gleichen sind. Die Gerechtigkeit kann nicht darauf beruhen, daß jeder 
für den ihm zukommenden Teil an den Vorteilen des Staates den ihm ge- 
bührenden Anteil an Steuern zahlt, sondern, da die Staatsleistung gleich- 
mäßig bemessen wird und für alle gleichbedeutend ist, muß auch der Anteil 
des einzelnen an den Kosten gleich sein. Im rohen Sinne müßte es zu einer 
einfachen Kopfsteuer kommen. In einer Zeit, welcher die Schaffung eines 
sozialen Gleichgewichtes als das letzte Ziel vorschwebte, konnte man sich 
mit einer solchen Steuer die nur äußerlich ein Gleichgewicht schafft, nicht 
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_ begnügen, die Gerechtigkeit beruht vielmehr nicht auf einem Gleich- 


gewicht zwischen dem Staat und jedem einzelnen, sondern aller Einzelnen 
untereinander. 

Die einzelnen Grundsätze, die in dieser Epoche aufgestellt wurden, 
waren mannigfache. Es sind dies: 1. die Leistungsfähigkeit, 2. die Opfer- 
gleichheit und 3. die soziale Besteuerung. Der Grundsatz der Leistungs- 
fähigkeit besagt, daß zu der gemeinsamen Steuersumme, die für die Auf- 
rechterhaltung des Staates und die Erfüllung seiner Aufgaben nötig ist, 
jeder nach seinen individuellen Fähigkeiten beitrage. Hier sieht man, daß 
die soziale Epoche das Individuum nicht ausschaltet, sondern besonders 
berücksichtigt. So kann der Grundsatz der Leistungsfahigkeit zum Prinzip 
der Mehrbesteuerung des fundierten gegenüber dem unfundierten Ein- 
kommen und zur Berücksichtigung der Schuldverhältnisse des Steuer- 
zahlers führen. Der Grundsatz der Opfergleichheit besagt nur, daß die 
gerecht veranlagte Steuer allen Trägern gleiche Lasten auferlegen muß. 
Gegen ihn wurde immer mit Recht eingewendet, daß er in strengster 
Durchführung den Ausgleich aller Einkommen und Vermögen bewirken 
müsse. Wenn der Reiche so lange Steuer zahlen muß, bis sein Opfer ebenso 
groß ist wie das dem Armen auferlegte, so müßte er so viel von seinem 
Vermögen hergeben, bis er auf die gleiche Stufe des Einkommens und des 
bürgerlichen Wohlstandes käme wie der Ärmere. Die Praxis hat immer 
wieder Kompromisse gezeitigt. Die Bestrebungen der sozialen Partei 
waren aber direkt auf den Vermögensausgleich gerichtet. Beide Prinzipien, 
Leistungsfähigkeit und Opfergleichheit müssen zur Progression führen, 
daß nämlich mit steigendem Einkommen auch der Hundertsatz der auf- 
erlegten Steuer steigen müsse. Es rab aber Denker, die annahmen, daß 
der Wert des Vermögens und das Einkommen nur relativ, nicht absolut 
steigen. Diese müßten trotz des Grundsatzes der Opfergleichheit zu einer 
proportionalen Besteuerung gelangen, weil die Steuersumme sich nur in 
gleichem Verhältnis zur Höhe des Einkommens einstellt. (Vergleiche die 
Berechnungen von Bernoulli über das Wachsen des Geldwertes.) Eine 
große Zahl der oben angeführten Schriftsteller, jedenfalls aber die meisten 
Denker der späteren Zeit, haben dann besonders unter dem Einfluß der 
österreichischen Schule der Nationalökonomie erklärt, daß der Geldwert 
nicht nur proportional sondern progressiv zum Einkommen wächst, und 
sind zu dem Schlusse gelangt, daß je größer das Vermögen, desto kleiner 
das Opfer aus der Steuer sei. Der Grundsatz der sozialpolitischen Gerechtig- 
keit geht darauf hinaus, daß die Steuer eine Änderung der bestehenden 
ungerechten Verteilungsverhältnisse hervorrufen solle. Damit wird eigentlich 
das Wesen der Steuer im engeren rein finanzwirtschaftlichen Sinne bereits 
überschritten und der Steuer eine Aufgabe zugewiesen, die außerhalb 
ihres sonstigen Wirkungskreises liegt. 

In Frankreich gab es noch vor der Revolution bereits im ganzen 
XVIII. Jahrhundert Schriftsteller, welche direkte Vorkämpfer des Sozia- 
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lismus waren oder doch zumindest dem aufblühenden Individualismus 
die Notwendigkeit sozialer Denkungsweise gegenüberstellten und so die 
ersten Verfechter dieser neuen Steuerideen wurden. Sowohl Andre 
Lichtenberger („Le Socialisme du 18. Siecle‘‘) als auch Grünberg 
(„Graslin‘‘ im Archiv für Sozialismus, 5. Band), haben sick mit diesen 
Männern beschäftigt und besonders Grünberg hat darauf hingewiesen, 
daß Graslin, ein französischer Autor, dieselben Gedanken vertritt, die 
später Robert Meyer in seinem Buche über die gerechte Besteuerung, 
allerdings thne Graslin gekannt zu haben, ausführt.') 

Montesquieu schreibt in seinem „Esprit des Lois“ (XIII chap. 7): 
„Diejenige Verteilung ist ungerecht, welche genau dem Besitze proportional 
wäre“; zu nennen sind dann noch Tifaut, Dela None, „Reflexion philo- 
sophique sur l’impöt‘‘ und Rabelleau, „Voyage d'un prince autour du 
monde ou les inconveniences du luxe“. Die französische Revolution hat 
eine progressive direkte Steuer, die „Côte mobiliere‘‘ eingeführt. Diese 
war zwar proportional auf das Einkommen gelegt. Das Einkommen wurde 
aber derart aus den Mieten berechnet, daß von der Fiktion ausgegangen 
wurde, daß den höheren Mieten ein höheres Einkommen entspreche und 
so die Steuer starke Ansätze der Progression hatte (Stourm ‚Les Finances 
de la révolution“, Kap. 8, § 2, Abschnitt I). Doch hat sich diese Steuer 
nicht bewährt und wurde bald wieder aufgehoben. 


Unter den eigentlichen Sozialisten ist zunächst Proudhon zu nennen, 
Er erblickt das praktische Ziel der Steuer darin, den Reichen zugunsten 
des Volkes seinen dem Kapital proportionalen Teil wegzunehmen. Die 
proportionale Steuer erfülle diese Aufgabe nıcht. Sie wirke im Gegenteil 
umgekehrt progressiv und treffe die Armeren weit stärker als die Reichen. 
Aber auch die progressive Steuer lehnt Proudhon ab. Die progressive 


1) Graslin verlangt, daß die individuelle Steuerleistung dem Vorteil aus dem 
Vorhandensein und dem Funktionieren des staatlichen Organismus entsprechen. 
Su müsse ein Ausgleich der Steuerlast erfolgen aber nicht bloß durch proportionale 
Besteuerung. Er schreibt: „Die Gebrauchsgüter, welche der wohlhabende Bürger 
zablt..., welche der zehnmal reichere Bürger zahlt, ... sind in seiner Hand nur über- 
flüssige Gegenstände, die er für seinen Lebensgebrauch nicht dringend benötigt, weil 
er sie in großer, den eigenen Bedarf wesentlich (‚.Intrinsequement‘‘) übersteigender 
Menge hat... Ausdem gleichen Grund ist, wer von 200 Franken 50 Franken steuert, mehr 
getroffen als wer von 100.000 Franken 25.000) Franken zu zahlen hat“ (Graslin Essay ana- 
Ivtique sur la richesse et limpöt. Seite 150). Aus demselben Grunde fordert Graslin 
(Seite 149). daB unter Freihaltung eines Existenzminimums die Steuer progressiv 
bemessen werde. Er fordert als Hauptsteuer zwar keine progressive Einkommensteuer 
sondern Konsumsteuern — natürlich nicht auf wichtige Nahrungsmittel — ferner 
Arbeitsertragsteuern im Gegensatz zu der damals herrschenden Lehre der Physio- 
kraten. Graslin ist höchstens Sozialpolitiker nicht Sozialist, wie auch Lichten- 
berger ausführt, und ist daher gegen einen Ausgleich des Vermögensstandes durch die 
Steuer. Er will nicht einmal eine Beeinflussung der Giiterverteilung in der Richtung 
der Herstellung wirtschaftlicher Gleichheit im Rahmen der Privateigentumsordnung. 
„Der Zweck der Steuer kann es nicht sein, die Gleichheit im Reichtum wiederherzu- 
stellen, sondern den Minderbemittelten die Last zu erleichtern‘ (Seite 230). 
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Steuer gelangt schließlich zu einer Rechtsverweigerung, zu einem Verbot 
zu produzieren, zu einer Konfiskation. Das ist schrankenlose Willkür, da 
sie die Macht gibt über alles, was durch Arbeit, durch Ersparnis oder durch 
Vergrößerung des Vermögens zum allgemeinen Reichtum beiträgt 
(Proudhon „Contradiction économique’, chap. 7). Trotz seiner sozia- 
listischen Anschauungen steht Proudhon einer sozialen Besteuerung 
völlig fern. In seinem positiven Vorschlägen, die allerdings später erschienen 
sind, verlangt Proudhon eine progressive Grundsteuer und eine pro- 
cressive Erbschaftssteuer. (Robert Meyer a.a.0,, Seite 53.) Bei Sismonde 
de Sismondi (,,Nouveaux principes de l’economie politique’) ist der 
Einfluß sozialer Ideen auf die Steuerlehre viel deutlicher zu erkennen. 
Er verlangt, daß die Kapitalisten, insbesondere die Grundbesitzer stärker 
zu besteuern wären. Zwar nennt er diese Abweichung von der proportio- 
nalen Besteuerung nur „une légère modification‘, doch ist damit die pro- 
portionale Einkommensteuer über den Haufen row orfen. Rau und Haller 
bilden den Übergang, A. Müller dagegen zeigt bereits eine höhere Auf- 
fassung des Steuerwesens. Er bezeichnet den Staat als ein unsichtbares, 
aber notwendiges Kapital, das bei der Produktion mitwirkt und einen Teil 
des Ertrages beansprucht. 


„Der fürchterliche Widerspruch, worin alle unsere Staaten befangen sind, die 
anstatt einer Verbindung zwischen Souverain und Volk auf Glück und Unglück, Leben 
und Tod, wie sie aus dem Standpunkte des Souveräns angesehen werden müssen, aus 
dem Standpunkte des Volkes heutzutage nichts weiter sind als zufällige Sicherheits- 
anstalten für das physische Wohlsein, denen sich, da sie Aufwand erfordern, jeder 
einzelne aus allen Kräften zu entziehen sucht, dieser fürchterliche Widerspruch 
kann nur gelöst werden... 1. durch die tiefste Verwicklung... 2. vermittels des 
geistigen Kapitals, welches in dem Maße allen einzelnen sichtbar, wünschenswert und 
unentbehrlich werden muß" (Seite vl). Das „geistige Ertahrungskapital” ist jenes, 
„welches durch Sprache, Rede und Schrift realisiert und ın Bewegung gesetzt wird“ 
(Seite 45). Über die Steuern aber schreibt A. Müller: „Die Tribute, die wir den 
Regierungen zu zahlen pflegen, die Abgaben, welche von dem Käufer mit der Ware 
zugleich bezahlt werden, sind in der gegenwärtigen unvollkommenen Lage der Sachen 
nichts anderes als der Gewinnst des unsichtbaren geistigen Kapitals. wenn man sie 
mit einem rein idealisierenden Auge betrachtet‘ (Seite 75). Und an einer anderen 
Stelle: „Alle einzelnen Kapitalien würden ein großes, mittleres, geistiges National- 
kapital von Zutrauen und Glauben repräsentieren, von demselben würden also auch 
die Zinsen dieses Kapitals gezogen werden; diese Zinsen, generisch verschieden vom 
physischen Kapitalsgewinst, generisch geschieden von der Landrente und dem Arbeits- 
lohn sind die Abgaben“ (Seite 77). 


Die Lehre A. Müllers bildet auch den Anfang der Produktivitätstheorie, 
wie sie die neuere soziale Richtung des XIX. Jahrhunderts vertritt. 
Allerdings wurde auch oft nur die bloße Untertanenpflicht als Steuer- 
ursache aufgestellt. Beide dieser Anschauungen unterscheiden sich von 
der Tauschtheorie durch die angeführten Merkmale, die der ganzen sozialen 
Zeit gemein sind. Seeger unterscheidet in seinen „lHauptansichten der 
Besteuerung‘‘ das System nach der Beitragsfähirkeit und nach der Persön- 
lichkeit der Bürger. I. Schön aber war einer ‘der ersten, die das sozial- 
politische Murnent in der Besteuerung betonten. Da er den sittlichen Grund 
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zur Besteuerung in der moralischen Notwendigkeit des Staatszweckes 
erkennt, den Steuergrund aber in der wirtschaftlichen Zahlungsfähigkeit 
erblickt, verlangt er eine Veranlagung der Steuer nach der jeweiligen 
Leistungsfähigkeit. Bei Julius Stahl (‚Philosophie des Rechtes‘, IV. Band, 
I. Teil, IV. Abteilung, 1) wird die Steuer aus der bloßen Untertanenpflicht 
erklärt. Nach Stahl. werden die Steuern gar nicht vom Privat- sondern 
vom Nationalvermögen gezahlt. Das Staatsvermögen ist nach ihm das 
Nationalvermögen in seiner Einheit, soweit es nicht Privatvermögen 
geworden ist, und umfaßt auch die Möglichkeit des Vermégenserwerbes 
und des Vermögensgenusses, welche der Staat den Untertanen gewährt 
und dafür die Steuer von ihnen erhebt. Die Steuer ist daher nicht 
nur für den Schutz des Privatvermögens, sondern für die 
Teilnahme am Nationalvermögen zu entrichten. I.C. Hoffmann 
hingegen (Lehre von den Steuern, Seite 170) steht zwar in der Begründung 
der Steuer auf rein individualistischem Standpunkt, ist sogar ein Gegner 
der Einkommensteuer, vertritt aber dennoch in allen seinen Behauptungen 
das Prinzip der Leistungsfahickeit. 


Von den englischen Schriftstellern sind es die letzten Vertreter der 
klassischen Schule, Mac Culloch und Mill, die eigentlich schon dieser 
neuen Richtung zugerechnet werden können. Mill beginnt seine Unter- 
suchungen über die Steuer mit den vier Regeln des A. Smith, die ja selbst 
schon den sozialen Ideen nahestehen (besonders der erste Teil der ersten 
Regel), und gelangt dann zur Opfereleichheit als dem einzige gerechten Maß- 
stab der Steuerverteilung. „Gleichmäßigkeit der Besteuerung bedeutet 
Gleichmäßirkeit des Opfers, sie bedeutet, daß ein jeder Beitrag zum Staats- 
aufwand so bestimnit wird, daß er durch seinen Anteil nieht mehr und nicht 
weniger belastet wird als andere durch den ihrigen“ (Mill, Übersetzung 
von Soetbeer, 5. Band, 2. Kapitel, $2). Doch sieht Mill die Erreichung 
dieses Zieles in der proportionalen Besteuerung, nicht in der Progression. 
Bei diesen Autoren findet man die verschiedensten Grundsätze da und dort 
verstreut, vom Prinzip der Leistungsfähickeit bis zu dem der sozialpoli- 
tischen Besteuerung, man findet Anhänger des Opferprinzips. die aber 
keine Anhänger der Progression in der Besteuerung sind. Nach einer 
kurzen Periode, in der der Liberalismus den Sieg davongetragen und 
Literatur und Politik beeinflußt hat, folet ein W iedereinsetzen der: sozialen 
Grundsätze. Den Übergang von diesem liberalen Abschnitte zum sozialen 
bilden drei Autoren: Bergius, Eminghaus und der bedeutendste Leroy 
Beaulieu. Letzterer schreibt in seinem „Traité de la Science des Finances“, 
daß die Stener nicht nur der Preis für die vom Staate geleisteten Dienste, 
sondern auch die Ablösung vorhergegangener gemeinsamer Fehler bildet. 


Die Hauptvertreter der sozialen Zeit in Deutschland sind Schäffle 
(„Mensch und Gut in der Nationalökonomie“) und als Führer der 
historischen Schule besonders Schmoller („Die Lehre vom Einkommen 
im Zusammenhang mit den Grundprinzipien der Steuerlehre‘“). Beide 
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weisen darauf hin, daß die Leistungsfähigkeit die Grundlage der Steuer- 
bemessung bilde, daß man aber nicht das Einkommen als Steuersubjekt 
aufstellen dürfe, sondern den Steuerträger selbst. Ferner besprechen sie 
die Wichtigkeit der Beachtung der Konsumptionsverhältnisse bei einer 
gerechten Verteilung der Lasten. Eine Reihe von Schriftstellern wie 
Laspeyres (,,Die Steuerwirtschaft‘‘), Pfeiffer („Die Staatseinnahmen‘*), 
Maurus (‚Die moderne Besteuerung‘‘), Eisenhart („Die Kunst der 
Besteuerung‘‘) und Bilinski („Die Luxussteuer als Korrektiv der Ein- 
kommensteuer‘‘) baben in Überschätzung der Wirkung der Konsumption 
auf die Besteuerung ihr ganzes Augenmerk auf die indirekten, die Konsum- 
steuern geworfen. Dadurch weichen sie von den rein sozialistischen Schrift- 
stellern dieser Zeit ab, welche dieindirekten Steuern als schädlich verwerfen, 
daihre Wirkung regressiv sei, das heißt, die unteren Schichten verhältnis- 
mäßig mehr belaste als die reichen. So tritt Lassalle in seiner berühmten 
Rede: „Die indirekten Steuern und die arbeitenden Klassen“ an wieder- 
holten Stellen gegen die indirekten Steuern auf als „das große Instrument, 
durch welches die Bourgeoisie das Privilegium der Steuerfreiheit für das 
große Kapital verwirklicht, und die Kosten des Staatswesens den armen 
Klassen der Gesellschaft aufbürdet‘‘ ($ 33). Lassalle geht so weit, daß er 
bis auf die Einkommensteuer alle Steuern als indirekte bezeichnet, da sie 
vom eigentlichen Steuerträger überwälzt werden. Mit der Reform der 
direkten Steuer beschäftigten sich Walker, Held, Gensel, Fr. J. Neu- 
mann, Witzingerode und Rössel. Nach diesen Schriftstellern wird 
das Prinzip der Leistungsfähigkeit noch mehr in den Vordergrund gerückt. 
Neumann verlangt für die gerechte Besteuerung, daß jedem ein gleiches 
Opfer auferlegt wird; für das Gebührensystem hält er das Prinzip der 
Leistung nach der Gegenleistung aufrecht. Einer der bedeutendsten 
Schriftsteller dieser Zeit, der maßgebend war für die Entwicklung des 
Gerechtigkeitsproblems und des Sozialprinzips in der Besteuerung, ist 
Adolf Wagner. Er unterscheidet („Lehrbuch der Finanzwissenschatt'') 
an vielen Stellen einen rein finanziellen und einen sozialpolitischen Stand- 
punkt. De: erste führt nur zu den Prinzipien, die der Liberalismus auf- 
gestellt hat, nämlich zur uneingeschränkten Allgemeinheit, zur Propor- 
tionalität. Vom zweiten Standpunkt aus sind die Grundsätze der Leistungs- 
fähigkeit und der Opfergleichheit unbedingt zu akzeptieren. Demgemäß 
verlangt er Mehrbesteuerung des fundierten, namentlich des Rentenein- 
kommens und der Konjunkturgewinne. Ein Existenzminimum ist not- 
wendig, ebenso die Berücksichtigung der Familienzahl, außergewöhnlicher 
Unglücksfälle und Schäden, der Verschuldung und vieler Dinge mehr. 
Bei Wagner hat also die Besteuerung den Zweck einen Ausgleich der 
bestehenden Ungleichheit in der Vermögensverteilung hervorzurufen. 
Wegen dieser Forderungen wurde allen Anhänger der Pregression und 
der Leistungsfähigkeit von ihren Gegnern vorgeworfen, daß ihre Lehre in 
letzter Linie zum Kommunismus führe. Hieher gehört ferner Scheel 
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(„Erbschaftsteuer und Erbrechtsreform‘'), der auf die Notwendigkeit 
der Erbschaftsteuer als Mehrbelastung des fundierten Einkommens hin- 
weist und dies progressiv auch nach Verwandtschaftsgraden veranlagen 
will, ferner Konstantin Frantz (,,Die soziale Steuerreform‘‘), der den 
Nachweis führt, daß eine ordentliche Steuerreform zur Grundlage für die 
sozialen Reformen dienen kann, die er als das einzige Mittel zur Verhütung 
einer sozialen Revolution hinstellt. 


Das preußische und das österreichische Steuersystem bringen diese 
Grundsätze deutlich zum Ausdruck. Die preußische Steuerreform Miquels, 
derin derallerjüngsten Zeit die deutsche Reichseinkommensteuer Erzbergers 
nachgefolgt ist, ist progressiv, berücksichtigt das Existenzminimum und 
den Familienstand, besteuert das fundierte Einkommen höher als das 
Arbeitseinkommen durch eine eigene laufende Vermögenssteuer. Zu ihr 
ist dann die Kriceseowinnsteuer und die einmalige große Vermögens- 

abgabe getreten. Voh ähnlichen Prinzipien erfüllt ist auch die österreichische 
Einkommensteuer, die nach dem Kriege so bedeutend erhöht worden ist. 
Daß diese Steuer mit ihren Sätzen bis zu 60% des Einkommens, wozu 
noch eine ganze Reihe anderer Belastungen treten, in der entgegengesetzten 
Richtung viel zu weit ausgeschlagen haben und die für den Aufbau der 
Wirtschaft so überaus notwendige Kapitalshildung so gut wie unmöglich 
machen, kann hier nicht weiter ausgeführt werden. 


Eine Schule aber war für das Prinzip der Steuergerechtigkeit von größerer 
Bedeutung: Die österreichische Schule. Alle Autoren, die auf ihren grund- 
legenden Erkenntnissen aufbauen, haben wieder wie einst die klassische 
Schule die hervorragende Stelle der wirtschaftlichen Ideen in der Be- 
steuerung in den Vorgderrund gerückt, nur sind sie weiter gegangen als 
zum Beispiel Ricardo und haben das Problem der Gerechtigkeit diesen 
Gedanken unterstellt, auf welche Ricardo wenig eingegangen ist. Es 
sind hier hauptsächlich zu nennen R. Meyer („Die Prinzipien der gerechten 
Besteuerung“) E. Sax („Theorie der Staatswirtschaft‘‘), Wieser, der 
Vollender der österreichischen Schule (Theorie der gesellschaftlichen 
Wirtschaft‘), und Wicksell („Einige Steuerfragen‘‘). Sie bekämpfen die 
bisherige Auffassung der Steuergerechtigkeit als außerwirtschaftliche 
ethische Forderung und versuchen es, das Problem im Zusammenhange mit 
den Wirtschaftsideen zu bringen. Diese Denker stehen alle im Gegensatz 
zu der privatwirtschaftlichen Auffassung des Staates, wie ihn der reine 
Individualismus gefordert hat, aber äuch zur Produktivitätstheorie der 
späteren Zeit.') 


1) So schreibt Wieser (,„Wirtschaftlicher Wert‘): „Gewiß ist die Staatswirtschaft 
begrifflich von der Privatwirtschaft nicht zu trennen. Sie hat dieselben Wurzeln 
und dieselben Ziele; wie diese dient sie dem Zweck aus den Gütern die im wirtschaft- 
lichen Mengenverhältnisse stehen. den höchsten erreichbaren Nutzen zu ziehen. Aber 
durch die Eigenart der Machtmittel, über die sie verfügt vor eigenartige Aufgaben 
gestellt, schlägt sie eigenartige Wege ein. Die Formen der staatswirtschaftlichen 
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Die Staatstätigkeit hat also ihren cigenartigen Charakter und man 
kann nicht von vornherein privatwirtschaftliche Erkenntnisse auf sie 
anwenden. Das wirtschaftliche Prinzip behauptet zwar auch in der Staats- 
wirtschaft seine Bedeutung. Während aber der einzelne seine Ausgaben 
nur nach seinen Einnahmen, dem Gossenschen Sättigungsgesetz folgend 
einrichtete, kommen beim Staat außergewöhnliche Momente hinzu, die ihn 
zwingen, seine Ausgaben plötzlich zu erhöhen, wie zum Beispiel ein Krieg. 
Von dem Gossenschen Sättigungsresetz werden dann die anderen national- 
ökonomischen Grundsätze abgeleitet: Das Gesetz des Grenznutzens, die 
Wertbestimmung der österreichischen Schule, ihre Preislehre und ihre 
Verteilungslehre, sowie der Begriff des subjektiven Wertes.') In der Steuer- 
lehre stimmen die österreichischen Autoren, was die Verteilung der Steuer- 
last betrifft, wohl damit überein, daß jeder einzelne die Abgaben mit 
in seinem Wertungsvorgang einschließt, das heißt, daß er die Bedürfnisse, 
die er selbst mit seinen Einnahmen befriedigt, und die Bedürfnisse, die 
durch den Staat befriedigt werden, miteinander vergleicht. Wieser 
wehrtsich zwar mit Recht dagegen, daB alle staatlichen Aufgaben Kollektiv- 


bedürfnissen dienen, aber die Besteuerung der einzelnen Personen muß sich 


nach diesem Wertungsvorgangrichten. Er schreibt: „Alle einzelnen Momente 
der Leistungsfähigkeit, der Steuerkraft, des Steueropfers sind in Wahr- 
heit Momente der persönlichen Wertbestimmung. Die Kinderzahl, die 
Einkommenshöhe und die Fundierung des Einkommens sind Momente 
des Kinkommenstandes und des Gütervorrates, wie er sich in der Welt- 
wirtschaft darstellt. Im Existenzminimum ist der Einkommenstand 
mit dem Maße des Existenzbedarfes gemessen. Die progressive Besteuerung 
vergleichtden wachsenden „Einkommenstand mit der abnehmenden Bedürf- 
nisintensität gemäß dem Gossenschen Sattigungsgesetz und dem Grenz- 
gesetz‘‘ (Seite 425). Die subjektive Wertschätzung ist nach Wieser ab- 
hängig von Vorrat und Bedarf. Der Vorrat ist Einkommen und Vermögen, 
der Bedarf ist das Gesamtbedürfnis des Individuums respektive der Familie 
für die betreffende Wirtschaftsperiode. Ähnliche Gedanken enteickelt 
Grünwald („Die Steuern Österreichs im Frieden und im Kriege‘), Sax 
(„Die Progressivsteuer‘‘). Wieser begründet die Steuerprogression mit 
Erwägungen staats- und volkswirtschaftlicher Zweckmäßigkeit und mit 
der Differenzierung der Steuer- nach der durch Einkommen und Bedürfnis- 
stand der Einzelwirtschaft bestimmten individuellen Zahlunzsfähigkeit. 


In konsequenter Durchführung würde diese Theorie die For- 
derung nach einer ökonomischen Steuer, wie sie am schärfsten, wenn auch 


Einnahmen, über die uns die Finanzwissenschaft belehrt, sind der Privatwirtschaft 
durchaus fremd und haben weder mit dem Tausch noch mit der Produktion etwas 
zu tun.‘, 


t) Die Lehren der österreichischen Schule sind am klarsten bei Menger ‚irund- 
sätze der Nationalökonomie“, Böhm-Bawerk, „Kapital und Kapitalszins‘‘, Wieser 
a. a. O. dargestellt. 
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nicht ganz klar Sax aufgestellt hat, zu einem Einkommens- oder Ver- 
mögensausgleich führen. Denn, wenn die niedrigen Einkommen erst Steuer 
zahlen sollen, bis dieSumme, die sie dem Staate geben, ein genau so starkes 
oder geringeres Bedürfnis entzieht, wie den höheren Einkommen, so müßten 
die höheren Einkommen so lang steuern, bis sie den niedrigeren gleich 
wären. So weit ist aber die Wiener Schule nicht gegangen, und einen Ver- 
mögensausgleich als letztes Ziel der Steuer hat sie nie beabsichtigt. So 
schreibt Rob. Meyer: „Es gibt eine Grenze, wo die Nichtbefriedigung 
einer Summe von Bedürfnissen geringerer Intensität als eine ebensogroße 
Last empfunden wird, wie die Nichtbefriedigung einer Anzahl von Bedürf- 
nissen höherer Intensität‘ (Seite 331). Die Lehren der Wiener Schule 
führen in ihrem letzten Ziel nicht zur Forderung einer alleinigen Einkommen- 
steuer, sondern eines ganzen Steuersystems. Wicksell will die Wahl der 
Steuerart den Steuerzahlern selbst überlassen, da nur jeder einzelne oder 
jede Gruppe bestimmen kann, welche Steuergattung ihnen am meisten 
liegt. 


Rückblick. 


Wenn man die geschichtliche Entwicklung der Prinzipien der gerechten 
Besteuerung, die Wandlungen im Wesen der Steuergerechtigkeit retro- 
spektiv betrachtet, so ergibt sich, daß jede einzelne Epoche mit ihren ver- 
schiedenen Zielen auch ihr eigenes Gerechtigkeitsideal aufgestellt hat, 
oder zumindestens aufzustellen suchte. Man sicht, wie die Gerechtigkeits- 
ideen im Zusammenhang mit allen jenen Ideen stehen, die gemeinsam das 
Geistes-, Staats- und Wirtschaftsleben beherrschen, wie ein Gedanke der 
Ausgangspunkt für alles Folgende ist. Die ständische Epoche hat die 
Gerechtigkeit in der Besteuerung noch wenig vertreten. Die Stände waren 
ja die ersten, welche die Wirtschaft des Staates auf der Geldsteuer an Stelle 
der früheren Naturalsteuer aufbauten. Bei ihnen waren diese Steuern 
daher noch immer subsidiär, eine letzte Hilfe, die nur in höchster Not 
gefordert werden durfte. Schreibt doch noch Seckendorff (,,Der deutsche 
Fürstenstaat‘‘) schon zur Zeit des Absolutismus, ‚daß die christlichen 
hohen Obrigkeiten Steuern nicht anders als in höchst dringenden Nöten 
zu erheben hätten“. Dadurch daß die Steuer an eine jeweilige Bewilligung 
der Stände geknüpft, daß sie also gleichsam jedesmal eine Neuschöpfung 
der Regierung war, ein neues Kompromiß zwischen dieser und den Ständen, 
konnten im allgemeinen für die Steuergesetzgebung keine einheitlichen 
Grundsätze gewonnen werden. Privilegien und Bevorzugungen der höheren 
Stände gegenüber den unteren ergaben sich aus dem Charakter des Stände- 
staates und wurden nur als gerecht angesehen. Bei Klassensteuern hin- 
gegen wurde von diesen rechtlichen Bevorzugungen abgesehen und diese 
nach den Vermögensverhältnissen aufgeteilt. Charakteristisch ist für diese 
Zeit das Vorherrschen der Subjekbesteuerung. All dies ändert sich im 
absoluten ‘'Fürstenstaat. Diese Epoche zerfiel deutlich in zwei Abschnitte: 
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in die Zeit der unbeschränkten Herrschergewalt des Landesherrn und 
die Zeit der Einwirkung des Naturrechtes. Die Bestrebungen der ersteren 
Gruppe gingen darauf -hinaus, dem Staat möglichst bequem möglichst 
billig zureichende Einnahmen zu schaffen. Der Staat hat die Oberaufsicht 
über die Angelegenheiten seiner Untertanen. Er hat aber weniger für 
deren Wohl zu sorgen, ist vielmehr vorwiegend bestrebt, die eigene Macht 
zu vergrößern. Die Finanzwirtschaft, der Haushalt des Fürsten steht im 
Vordergrund aller Untersuchungen und das Hauptgewicht räumt er daher 
den finanziellen, nicht den volkswirtschaftlichen oder ethischen Momenten 
ein. Durch das Naturrecht aber werden die individualistischen An- 
schauungen von der Berechnung der Gleichheit aller Bürger in die Steuer- 
lehre und Politik hineingetragen, die Errungenschaften der modernen 
Anschauung der Gleichheit aller vor dem Gesetze angebahnt. In Befolgung 
dieser Grundsätze wurde in der Steuerpolitik das Prinzip der Allgemeinheit 
stark vertreten, das sich in Österreich schon in der Theresianischen Rekti- 
fikation, in Frankreich erst durch die Revolution verwirklichte. Ferner 
wurde der Grund zu jener Theorie gelegt, die man späterhin als Tausch- 
theorie bezeichnete. Die Physiokraten wollten das Steuersystem durch 
eine einzige gerechte Steuer ersetzen, und zwar durch eine Grundsteuer. 
Eine große Entfaltung hatte das Problem der Steuergerechtigkeit durch 
den Liberalismus erfahren. Der Liberalismus hat vom Naturrecht aus- 
gehend zuerst nur die reine Tauschtheorie aufgestellt. Da die liberalen 
Schriftsteller und Gesetzgeber aber einsaben, daß eine konsequente Durch- 
führung dieser Prinzipien eine Unmöglichkeit sei, weil es keinen Anhalts- 
punkt für die Berechtigung der Staatsleistung gebe, haben sie einen Maß- 
stab für diese gesucht, und ihn in dem Einkommen, beziehungsweise 
Vermögen gefunden das der einzelne unter dem Schutz des Staates genießt. 
Sie sind somit zu einer proportionalen Einkommensteuer als der gerechten 
Steuer gelangt. Doch haben namentlich die englischen Vertreter des 
Liberalismus neben dieser ein ganzes Steuersystem als notwendig bezeichnet. 
Die deutschen und französischen Autoren des Jahres 1848 und der folgenden 
Zeit haben dann im Hinblick auf diese Theorie, die von Parieu als Asse- 
kuranztheorie bezeichnet wird, eine einzige Einkommensteuer gefordert. ` 
Die vierte Epoche, die soziale, hat verschiedene Prinzipien aufgestellt, 
jenes der Opfergleichheit, der Leistungsfähigkeit, der stärkeren Belastung. 
des fundierten Einkommens, der Berücksichtigung der subjektiven Ver- 
hältnisse des Einzelnen und schließlich die Forderung eines sozialpolitischen 
Zieles in der Besteuerung. Während die ersteren nur das Einwirken kollek- 
tivistischer Ideen auf die individuelle Wirtschaft verlangen, bringen die 
letzterwähnten Ziele die Anfänge zur Herbeiführung einer kollektivistischen 
Gesellschaftsordnung, des Sozialismus. Zumindest am Beginne, wo die 
Steuer nur regelnd eingreifen will, sind diese Bestrebungen gewiß nur ein 
Weg, der sich das Ziel nahe gesteckt hat, doch enthalten auch schon diese 
Ideen den ersten Ansatz zu dem Versuche, den Sozialismus durch eine 
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Abgabe herbeizuführen. Die Gerechtigkeit in der Besteuerung ist vom 
Anfang nur auf die Aufgabe gestellt, die finanziellen Erfordernisse auf 
eine Weise zu erreichen, daß Lasten möglichst richtig verteilt werden. 
Die sozialpolitische Richtung in der Besteuerung aber wies der Steuer 
von vornherein ein neues Feld zu, nämlich die Nivellierung der Vermögen, 
bisweilen sogar die Herbeiführung des vollen Sozialismus. Sozialpolitische 
Besteuerung und gerechte Besteuerung sind somit nicht wesensgleich. 
Das Prinzip der Leistungsfähigkeit kann ruhig aufgestellt werden, ohne 
daß man dabei irgendwie an einen Nebenzweck denkt. Zieht man aber 
die Grenzen für die soziale Epoche so eng, daß man nur diese Zeit dahin 
rechnet, die einen Umsturz der bestehenden sozialen Verhältnisse (auf 
friedlichem oder revolutionärem Wege) anstrebt, dann fällt allerdings 
das Postulat der Steuergerechtigkeit dieses Zeitabschnittes mit dem der 
sozjalpolitischen Besteuerung zusammen. 


Man hat der Steuerprogression von liberaler Seite vielfach den Vorwurf 
gemacht, daß sie die Ideen der Kommunisten entspräche und letzthin zu 
cinem Vermögensausgleich führe. Das ist möglich aber von vornherein 
nicht unbedingt notwendig. Im Charakter der Progression liegt das Be- 
streben, daß die Steuersumme, die der Reichere zahle, diesem das gleiche 
Opfer koste, wie dem Ärmeren. Doch hat eine solche Progression nicht 
zur letzten Folge, daß das Einkommen oder Vermögen des Reichen dem 
des Armen gleich werden müsse. Nur ein verschwindend kleiner Teil 
jener, welche die Progression fordern, hat ein sozialpolitisches Programm 
der Besteuerung aufgestellt, und selbst unter den Sozialpolitikern haben 
nicht alle die Forderung nach Vermögensausgleich durch eine Steuer er- 
hoben. Die große Bedeutung der österreichischen Schule für die Ent- 
wicklung des Gerechtigkeitsgedankens liegt darin, daß sie diesem Problem 
seinen rein ethisch-sozialen Charakter genommen und es in Zusammenhang 
mit den obersten Grundsätzen der politischen Ökonomie gebracht. hat. 
Dadurch werden die einzelnen Prinzipien zur unumstößlichen Wahrheit 
und können durch keine Änderungen der politischen Zeitströmungen 

erschüttert werden. 


Die Wandlungen, welche die Grundsätze der Steuergerechtigkeit 
durchgemacht haben, sind mannigfach und geben ein Bild der jeweiligen 
Epoche, der sie entstammen. Ohne den geschichtlichen Hintergrund bleiben 
sie willkürliche Postulate einzelner Gesetzgeber und Denker. Deshalb 
ist es von vornherein schwer, die einzelnen Grundsätze einer durchgreifenden, 
theoretischen Kritik zu unterziehen, denn sie sind mit dem jeweiligen 
politischen Denken, das heißt mit der individualistischen oder universa- 
listischen Richtung desselben so innig verknüpft, daß es eben nur auf den 
Standpunkt ankommt, von dem der Beurteiler ausgeht. Als Ausfluß 
politischen Denkens bleiben sie dem steten Wechsel unterworfen. Nur 
soweit sie durch theoretische, ökonomische Grundiagen gestützt werden, 
werden sie zu dauernden Forderungen. Sie sind daher nur von einem 6ko- 
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nomischen Standpunkt aus zu beurteilea. Die Verbindung zwischen der 
Ökonomie und der Steuerlehre wird dadurch angebahnt, daß man die 
Wirkung der einzelnen Steuern auf die Wirtschaft betrachtet, die Ver- 
bindung zwischen der Ökonomio und der Steuergerechtigkeit wird dadurch 
hergestellt, daß man die Wirkungen dieser einzelnen Lehren untersucht. 
Noch von einem anderen Gesichtspunkt aus kann man kritisch an das 
Gerechtigkeitsproblem heiantreten, wenn man seine konsequente Durch- 
führung in der Praxis betrachtet. Das ist dann aber nicht mehr die Auf- 
cabe der Theorie und die schwere Not der Zeit, welche unter allen Bedir- 
gungen und ausschließlich das Ziel verfolgt hat, dem Staate die höchsten 
Einnahmen um jeden Preis zu verschaffen, setzt der Verwirklichung der 
Steuergerechtigkeit im Leben eine Grenze. 


„Ziel der Währungspolitik.“ 
Zu Alfred Amonns „Feststellungen“. ') 


Von Emanuel Hugo Vogel. 


1. Es wird unter unrichtigem, weil unvollständigem Zitat, behauptet, 
ich hätte S. 303f. im 1. Bande dieser Zeitschrift geschrieben: „daß ohne 
eine Hebung der Krone auf das ‚Niveau von 4 bis 5 Schweizer Cen- 
times‘ eine Rettung der österreichischen Volkswirtschaft ausgeschlossen 
sei‘ usf. In Wahrheit lautet die Stelle meines Aufsatzes und zwar S. 304: 
„Kaktisch wird man sich im Verlaufe der Aktion mit einer Hebung auf 
etwa 4 bis 5 als mittleres Niveau (etwa von mir gesperrt), welches dann 
mit allen zweckdienlichen Mitteln festzuhalten, das heißt nach Möglichkeit 
zu stabilisieren wäre, im Sinne einer Minimalgrundlage für die Überleitung 
in eine neue Währung begnügen "können. Ausdrücklich heißt es ferner 
S. 305: „Bei jeder Valutareform muß man sich natürlich klar sein, daß 
die Erreichung dieser oder einer anderen Relation nie eine starre Grenze 
bedeuten soll und kann, auf welcher dann die Kurse gleichsam ,,stabili- 
siert“ bleiben werden, da es eine solche „Stabilisierung“ selbstverständlich 
überhaupt nicht gibt. “ Für jeden unvoreingenommenen Leser mußte es 
also klar sein, daß das ziffermaBige Niveau von 4 bis 5 Centimes natürlich 
nicht in absolutem Sinne, sondern nur als ein der damaligen Finanzlage 
und den damaligen Kursverhältnissen der österreichischen Krone (der 
betreftende Aufsatz wurde im Juli 1921 geschrieben) entsprechendes 
Exempel für die geforderte Hebung des Kronenwertes gedacht war, wie 
dies übrigens auch aus den S. 321 aufgeführten Rückwirkungen der ver- 
schiedenen denkbaren Kursniveaus auf die Höhe der „Kursverluste‘ 
im Staatsvoranschlage zur Genüge hervorgeht. 


1) Mit diesen Ausführungen, in denen Herr Professor Vogel den „Feststellungen“ 
dos Hrn Professors Amonn (auf S. 298 ff. im 2. Band dieser Zeitschrift) entgegen- 
tritt. betrachtet die Leitung der Zeitschrift den Meinungsstreit als abgeschlossen. 
Da beide Verfasser Gelegenheit hatten, ihre Ansichten in aller Ausführlichkeit 
darzustellen, ist dem Leser reichlich Gelegenheit geboten, sich ein Urteil über 
dee dor Polemik zu Grunde liegenden Streitfragen zu b.lden. 
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Daß in meiner Erwiderung auf Amonns Kritik von einem anzu- 
strebenden ,,Kursstand der Krone von 4 bis 5 Schweizer Centimes mit 
keinem Worte mehr die Rede ist“ und ‚nur‘ die Hebung der österreichischen 
Valuta ,,behufs Verminderung des Spannungsverhältnisses zu den führenden 
Auslandsvaluten“ als volkswirtschaftlich wie finanzpolitisch durchaus 
begründete Forderung aufgestellt wird, ist kein „Verlegenheitsprodukt‘, 
wie es Amonn zu nennen beliebt, sondern für jeden Vernünftigen ganz 
selbstverstandlich, da nunmehr der weitere katastrophale Ent- 
wertungsprozeß eines ganzen Jahres dazwischen lag, und 
unter den heutigen Verhältnissen trotz des mit fremder Hilfe unter- 
nommenen Sanierungswerkes das Beispiel für eine Hebungsgrenze der 
österreichischen Krone selbst mit einem halben Centimes vielleicht noch 
allzu kühn erscheinen könnte. Nichts ist so typisch für die Art der Amonn- 
schn Kritik als dieses Herausgreifen und eigensinnige Hervorkehren 
einer von jedem Fachmanne nur relativ zu verstehenden Zifferngrenze, 
woraus dann ein billiger „Widerspruch“ konstruiert wird mit meiner 
Gegenbemerkung, wonach ich nirgends die Hebung auf ein absolutes, 
vorweg bestimmtes Niveau gefordert habe, das heißt ein Niveau, das auch 
bei geänderten Verhältnissen gleiche Anwendung finden könnte. Damit 
klären sich auch die angeblichen „Widersprüche“ in meinen Gegen- 
ausführungen (Punkt 2 und 3 der „Feststellungen“) auf, sie existieren 
nur in dem Vorstellungskreise Amonns und beruhen auf einem offen- 
sichtlichen Mißverständnisse meines Aufsatzes, da seine gesamten Aus- 
führungen von der falschen Einstellung ausgehen, ich hätte die erwähnte 
Grenze von 4 bis 5 Centimes absolut und nicht relativ gemeint. Als 
Ergebnis bleibt, daß Amonn nun noch klarer als früher, jeder Hebung 
des Kronenkurses, ja der absoluten oder relativen Höhe des Kuisstandes 
überhaupt jegliche volkswirtschaftliche und finanzielle Bedeutung ab- 
spricht und deshalb die Stabilisierung auf welchem Niveau immer 
für ausschlaggebend und hinreichend hält. Ich stehe auf einem diametral 
entgegengesetzten Standpunkte, wofür ich die Gründe wiederholt und zur 
Genüge dargetan habe. | 

2. WennAmonn feiner schreibt, daß ich „willkürliche Behauptungen“ 
aufstelle und sie wieder nur mit „neuen Behauptungen‘ beweise, so greife 
ich als hinreichendes Zeichen dieser Art von wissenschaftlicher Beurteilung 
abweichender Meinungen‘) folgende Belegstellen aus Amonns „Fest- 
stellungen“ heraus: 

Er führt S. 303+) eine Reihe von Zitaten aus meiner Entgegnung an, 
und zwar: „Ist das abnorm geringe Wertverhältnis der eigenen Währung 
im Verhältnis zu den Goldwährungsländern, auch wenn es weiterhin keinen 

derungen unterliegen würde, keinesfalls volkswirtschaftiich erträglich 


_ 1) Siehe auch die Polemik Amonns gegen Liefmann im Archiv für Sozia- 
lismus und Sozialpolitik, insbesondere 49. Bd., 1922, N. 558 550. 
*) Im ?. Band dieser Zeitschrift. 
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oder ohne schwere Nachteile“, ferner: „daß die Tauschfähigkeit eines Landes 
in letzter Linie von seinen Produkten und Leistungen, von seiner Fähigkeit, 
seinerseits weltmarktgängige Exportgüter zu erzeugen, abhängt, ändert 
nichts daran, daß eine ein krasses Spannungsverhältnis zum Auslande 
aufweisende, im fortschreitenden Entwertungsprozesse befindliche Valuta 
doch diesen Güteraustausch hindert, ja unmöglich macht,“ — klammert sich 
nun sofort an dieses Wort „hindert, ja unmöglich macht“ und bekämpft 
es als der „Wirklichkeit‘‘ widersprechend, übergeht aber dabei ohne Be- 
denken die von mir hinzugefügte erläuternde Begründung, welche den von 
mir gedachten Sinn dieser Worte klar macht. Diese Begründung lautet 
(S. 126 der Entgegnung):') 

....„da die mit zunehmender Geldentwertung steigende Passivität 
der Zahlungsbilanz durch die Exportarbeit immer weniger ausgeglichen 
weiden kann.“ (samt Anmerkung 1), terner verschweigt und übersieht er 
ebenso die auf S. 128:) erörterten Zusammenhänge der relativen 
Bedeutung des Kursniveaus für die Befriedigung des Importbedarfes 
speziell mit den hierin (Kursverlusten) gelegenen Quellen staatlichen 
Defizites, ebenso die unmittelbar hieran sich anschließenden weiteren Aus- 
führungen über die Rückwirkungen eines solchen Entwertungszustandes 
auf den sich weiter fortsetzenden Inflationsprozeß, über die wirtschaftlichen 
Folgen im beiderseitigen Verhältnis der „valutastarken‘‘ und ,„ valuta- 
schwachen‘ Länder und endlich die sich schon hieraus ergebende Not- 
wendigkeit einer mit Hebung des schirfst entwerteten Geldes verbundenen 
Währungsreform. Daß alle diese Momente einer untergehenden Valuta 
ohne rechtzeitiges Einsetzen einer Sanierungsaktion den Güteraustausch 
hindern und erschweren, ja bei katastrophalem Ausgange infolge zeit- 
weiser Unterbindung jedes geldwirtschaftlichen Verkehres auch gänzlich 
unmöglich machen müßten, sollte wohl nicht erst im Ernste bestritten 
werden können. Ich halte daher auch meine Schlußfolgerung: 


„Es ist eben einseitig, nur das Sinken, nur die Bewegung als Ursache 
des Übels zu betrachten, den durch einen Entwertungsprozeß herbei- 
geführten Zustand der Valuta (— selbst wenn es gelänge, ihn nun vor 
weiterer Verschlechterung zu sichern —), also dieses letzte Stadium eines 
abgeschlossenen Bewegungsprozesses mit seinen, aus dem voran- 
gegangenen Entwertungsvorgange fortwirkenden, fortdauernd 
fließenden nachteiligen Folgen aber nun plötzlich als wirtschaftlich 
irrelevant zu bezeichnen“ — was einer Betrachtung der Volkswirtschaft 
im „luftleeren Raum‘ entspräche:®) in vollem Umfange aufrecht 
und halte ich jede weitere Auseinandersetzung mit Amonns Ausfihrun- 
gen unter diesen Umständen für gänzlich zweckios und überflüssig. 


1) Im 2. Band dieser Z -itschrift. 
2) Ebenda. 
3) a. a. O. S. 128 
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3. Vollständig schweigt Amonn gegenüber meinen kritischen Einwen- 
dungen zu seinen eigenen währungspolitischen Vorschlägen, so bezüglich 
seiner vollkommen falschen These, es sei wirtschaftlich vollständig 
gleich, ob steigende Kursverluste durch Hebung des Kronenkurses bei 
gleichbleibender nomineller Besteuerung oder durch Erhöhung der letzteren 
bei gleichbleibendem Kursniveau gedeckt werden, dann daß mit Rücksicht 
auf die Ausgaben für Schuldzinsen, Amortisation usf. auch vom Stand- 
punkt der staatlichen Finanzpolitik aus eine Hebung des Geldkuıses 
unzweckmäßig wäre, da er erstere für budgetär ausschlaggebender hält als 
die „Kursverluste‘‘ bei Importen, endlich bezüglich seiner Ansichten über 
die „Notwendigkeit vorheriger Auswirkung des letzten Stadiums der 
Inflation auf das Preisniveau vor Inangriffnahme ciner Währungs- 
sanierung‘‘ usf. Die von mir dargelegte Unfruchtbarkeit solcher die Öffent- 
lichkeit nur irreführender und — würden sie beachtet — für Ernst und Kraft 
des Sanierungswillens in Österreich gefährlicher Lehren, wurde in keiner 
Weise widerlegt. 


Berichtigung. 


In dem Aufsatze ,,Grundziige der Finanzpolitik der Nachfolgestaaten 
der österreichisch-ungarischen Monarchie“ von Paul Grünwald-Ehren, 
Neue Folge, II. Band, S. 428 ff., hat sich auf S. 488 in Tabelle IV ein 
Rechenfehler eingeschlichen, indem der Goldwert des Notenumlaufes 
in Jugoslawien in Kolonne 2 nach dem Goldwert der Krone statt des Dinars 
berechnet ist. Richtig haben die Ziffern von oben nach unten daher 
605:6, 525°6, 355:4, 291:4, 302-1 zu lauten. 
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Der Ursprung von Friedrich, Lists Theorie 


der produktiven Kräfte. 


Von Jakob Baxa. 


_ Die Kernlehre in Friedrich Lists „Nationalem System der politischen 
Ökonomie“ (1841), auf welcher letzten Endes die große Idee des Schutzzolles 


beruht, ist die Theorie von den produktiven Kräften, welche List in dem stolzen - 


Bewußtsein, hiedurch das innerste Wesen der Volkswirtschaft erschlossen zu 
haben, der oberflächlichen Theorie der Werte des Adam Smith gegenüberstellt. 
List faßt die Volkswirtschaft einer Nation als ein geschlossenes System schlum- 
mernder produktiver Kräfte auf. die durch geeignete staatliche Maßnahmen. 
hauptsächlich durch einen entsprechenden Zullschutz gegenüber dem infolre 
seiner wirtschaftlichen Vorgeschrittenheit wohlfeiler erzeugenden Ausland. 
erweckt und belebt werden müssen. Gewiß wird eine geraume Zeit hindureh das 
inländische Erzeugnis teurer sein als die Auslandsware, allein töricht wäre es, 
deshalb dem Drängen der Adam Smit h-Schüler nachzugeben und den Freihandel 
als falschen Götzen anzubeten: Der Verlust an Werten. der dadurch eintritt. 
daß das Inland sein bodenständiges Erzeugnis zunächst teurer bezahlen muß 
als die billige Auslandsware, wird reichlich dadurch wettgemacht, dab infolge des 
Zollschutzes die produktiven Kräfte des Inlandes gehoben und groBsezogen 
werden. Zugleich wächst der Zusammenhang und das Verflochtensein des wirt- 
schaftlichen Organismus und der Nationalreichtum wird vervielfältigt. Ist die 
durch den Zollschutz belebte produktive Kraft derart gewachsen, daß sie den 
Wettbewerb mit dem Ausland aufnehmen kann, so kommt der Zoll in Wegfall: 
denn er ist nur ein Mittel zur ..industriellen Erziehung einer Nation‘, zur Hebung 
der produktiven Kräfte, die keines Schutzes mehr bedürfen. wenn ihr Bestand 
und ihre Dauer gesichert ist. 

Die Theorie der produktiven Kräfte ist jedoch trotz ihrer durchaus selbständi- 
gen und eigenartigen Verwertung im „Nationalen System" keine ursprüngliche 
und schöpferische Leistung Friedrich Lists, sondern sie stanımt, wie noch so 
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manche andere Idee dieses großen deutschen Volkswirtes, aus dem Gedanken- 
schatz des Romantikers Adam Müller. Die Abhängigkeit Friedrich Lists von 
Adam Müller,die auch persönlich mit einander bekannt waren, *)wurde frühzeitig 
erkannt. K.H. Brüggemann, ein Gegner Lists, hat in einer Streitschrift gegen 
das .. Nationale System“ sofort darauf hingewiesen,?) auch Bruno Hildebrand 
ist sich ihrer wohl bewußt.3) wenngleich er den richtigen theoretischen Zusammen- 
hang zwischen den beiden Meistern der deutschen Volkswirtschaftslehre nicht 
erfaßte,. Neuestens weist Othmar Spann wieder mit Nachdruck auf diese längst 
in Vergessenheit geratene Jüngerschaft Friedrich Lists hin.*) Aufgabe der gegen- 
wärtigen Untersuchung ist es zum Teil, die wissenschaftliche Gefolgschaft Lists 
von Adam Müller in der Theorie der produktiven Kräfte festzustellen. 

List begegnet sich zunächst sehr stark mit Adam Müller in der Kritik des 
Adam Smithschen Reichtumbeeriffes: ‚Die Ursachen des Reichtums sind etwas 
ganz anderes als der Reichtum selbst. ... Die Kraft, Reichtümer zu schaffen. 
jst unendlich wichtiger als der Reichtum selbst“, heiBi es im „Nationalen System“. 
(S. 291). Ganz ähnlich schreibt Müller in den „Elementen der Staatskunst‘* über 
Smith: „Er wollte eine absolute Grenze um die Produktion her ziehen, einen 
fixen Begriff vom Nationalreichtum geben, ...also hielt sich Adam Smith 
an das Produkt. — Viel interessanter ist aber das Problem, die Produktion 
zu begreifen, die große, tief verwickelte und doch so einfache Bewegung der 
Geister und der Hände, unter denen der Nationalreichtum im ewigen Werden 
beeriffen ist. Wer diese betrachten will, kann die mächtig einwirkenden inneren 
oder Seelenkräfte des Menschen nicht mehr ausschließen. ... Und was interessiert 
den Lehrling mehr: das Produkt oder die Produktion ? Die Frage: Was ist Reich- 
tum ? oder die andere: Wie wird Reichtum?“ (1, S. 36.) 

Wie Adam Müller wendet sich auch List gegen die durchaus materialisti- 
sche Reichtumsauffassung des Adam Smith: „... Richtiger noch könnte man die 
Gliedmaßen der Menschen (Kopf, Hände und Füße) als die Ursache des Reich- 
tums bezeichnen. ... Die Frage läge dann auf glatter Hand: was es denn sei. 
wodurch diese Köpfe und diese Arme und Hände zur Produktion veranlaßt 
und wodurch diesen Anstrengungen Wirksamkeit gegeben werde? Was kann es 
anders sein als der Geist. der die Individuen belebt. als die gesellschaftliche Ord- 
nung, welche ihre Tätigkeit befruchtet, als die Naturkräfte, deren Benutzung 
Ihnen zu Gebote stehen ?... Adam Smith hat die Natur dieser Kräfte im ganzen 
so wenig anerkannt, daß er nicht einmal der geistigen Arbeit derer, welche Recht 


', Vel. Fr. List, „Das nationale System der politischen Ökonomie“. Stuttgart. 
Cotta 1841, Vorrede 5. LIV, ferner Adolf Beer, .‚Österreich und die deutschen 
Handelseinigungsbestrebungen in den Jahren 1817 bis 1820“. Österreichische- 
ungarische Revue 1887. ; 

2) K. H. Brüggemann. „Dr. Lists Nationales System der politischen Öko- 
nomie. Berlin 1842. l 

3) Bruno Hildebrand, „Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft“. 
Frankfurt a. M. 1848, S. 59 ff. 

4) Othmar Spann, „Die Haupttheorien der Volkswirtschaftslehre“. Quelle 
und Meyer 1922, 9. Aufl. S. 120 f. 
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und Ordnung handhaben, Unterricht und Religiosität, Wissenschaft und Kunst 
pflegen u. s. w., Produktivität zugesteht. Seine Forschungen beschränken sich 
auf diejenige menschliche Tätigkeit, wodurch materielle Werte hervorgebracht 
werden“ (S. 205 f). Fast mit wörtlichen Anklängen daran schreibt 30 Jahre zu 
vor Adam Müller: „Hat nicht sogar Adam Smith bei aller seiner Erhabenheit 
nie begreifen können, wie eigentlich die Produkte der Geister im Staate, neben 
den viel solideren Produkten der Erde und des manufakturierenden Fleißes, 
in Betracht kommen müssen ? Mit den Gelehrten, Staatsmännern, Schauspielern, 
Geistlichen usw. weiß er für seinen Zweck durchaus nichts anzufangen“ 
(I. S. 35). 

Auch die köstliche Ironie, mit welcher Friedrich List die materialistische 
Produktivitätstheorie der Smithianer zerhämmert, stammt aus Adam Müller: 
„Sehen wir nun“, schreibt List, „in welch seltsame Irrtümer und Widersprüche 
die Schule verfallen ist, indem sie den bloß materiellen Reichtum oder den Tausch- 
wert zum Gegenstand ihrer Forschung machte und die bloß körperliche Arbeit 
als die produktive Kraft bezeichnete. Wer Schweine erzieht, ist nach ihr ein 
produktives, wer Menschen erzieht, ein unproduktives Mitglied der Gesellschaft. 
Wer Dudelsäcke oder Maultronımeln zumVerkaufe fertigt, produziert; die größten 
Virtuosen, da man das von ihnen Gespielte nicht zu Markte bringen kann, sind 
nicht produktiv. Der Arzt, welcher seine Patienten rettet, gehört nicht in die 
produktive Klasse, aber der Apothekerjunge, obgleich die Tauschwerte oder 
Pillen, die er produziert, nur wenige Minuten existieren mögen, bevor sie ins Wert.- 
lose übergehen. Ein Newton, ein Watt, ein Kepler ist nicht so produktiv als 
ein Esel, ein Pferd oder ein Pflugstier, welche Arbeiter in neuerer Zeit von Herrn 
Me.Cullock in die Reihe der produktiven Mitglieder der menschlichen Gesell- 
schaft eingeführt worden sind“ (S. 213 f.). Ebenso drollig liest sich, was Adam _ 
Müller mit ähnlichen Beispielen wider Smith vorbringt: „Was konnte Adam 
Smith, der die Schauspieler, Musiker und Domestiken, nach Art der Staats- 
männer, Geistlichen und Gelehrten, von dem Gebiete der wahren Produktion 
ausschloß, darauf erwidern, wenn man ihm. ..die Frage vorlegte: ob der Bediente, 
welcher Stiefel putze, denn nicht, ebensowohl als jeder andere Lackierer, 
ein produzierender Arbeiter sei; ferner: ob die Pastete, welche ein häuslicher 
Koch auf die Tafel seines Herrn setze, kein Produkt sei, und ob sie bloß dadurch, 
daß sie eine Stunde in dem Laden des Kuchenbäcker: gestanden habe, zum Pro- 
dukt werde; endlich ... ob denn der Musiker, der ein Konzert gebe, nicht pro- 
duktiver Arbeiter zu nennen sei, da er doch eigentlich die Luft innerhalb des 
Konzertsaales fabriziere, so daß sienun mehr wert sei als die gewöhnliche Straßen- 
und Stubenluft ?“ (1., S. 376 £). 


Nachdem wir nun die gemeinsamen Grundziige in der Ablehnung der Adam 
Smithschen Begriffe vom Reichtum und von der wirtschaftlichen Fruchtbarkeit 
beiFriedrich List und Adam Miiller kennen gelernt haben, obliegt es uns noch,den 
Zusammenhang in der positiven Theorie der Produktivität bei List und Müller 
nachzuweisen. Da die produktive Kraft nicht materiellen Ursprungs ist, kann 
sie nur im geistigen Gebiete wurzeln. Hören wir, wie sich List die „produktiven 
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Kräfte“ vorstellt: „Die christliche Religion, die Monogamie, die Abschaffung 
der Sklaverei und der Leibeigenschaft, die Erblichkeit des Throns, die Erfindung 
der Buchstabenschrift, der Presse, der Post, des Gewichts und Maßes, des 
Kalenders und der Uhren, die Sicherheitspolizei, die Einführung des freien Grund- 
eigentums und die Transportmittel sind reiche Quellen der produktiven Kraft. ... 
Kaum ist ein Gesetz oder eine öffentliche Einrichtung denkbar, wodurch nicht 
auf die Vermehrung oder Verminderung der produktiven Kraft ein größerer 
oder geringerer Einfluß geübt würde“ (S. 209). Als Träger der produktiven 
Kräfte erscheint bei Friedrich List die Nation, deren Wesen jedoch nirgends 
streng wissenschaftlich bestimmt und welche vielfach mit dem Staat identifiziert 
wird: „Der jetzige Zustand der Nationen ist eine Folge der Anhäufung aller 
Entdeckungen, Erfindungen, Verbesserungen, Vervollkommnungen und An- 
strengungen aller Generationen, die vor uns gelebt haben; sie bilden das geistige 
Kapital der lebenden Menschheit und jede einzelne Nation ist nur pro- 
duktiv in dem Verhältnis, in welchem sie diese Errungenschaft früherer Gene- 
rationen in sich aufzunehmen und sie durch eigene Erwerbungen zu vermehren 
gewußt hat“ (S. 210). 

Wenn irgendwo, so tritt gerade hier bei Entwicklung des Kapitalsbegriffes 
die Abhängigkeit Lists von Adam Müller klar und deutlich in Erscheinung. Be- 
stimmt doch Adam Müller den Kapital-begriff in den ‚Jülementen der Staats- 
kunst‘ also: „Kapital ist das Resultat früherer Produktion, welches uns bei der 
gegenwärtigen Produktion beisteht und wodurch der Mensch eine große Masse 
von Kraft in einen einzelnen Moment zusammenzudrängen instand gesetzt wird. 
Nationalkapital ist demnach die gesamte Verlassenschaft früherer Generationen, 
oder früherer Jahre, früherer Tage, die auf den gegenwärtigen Augenblick herab- 
kommt und der gegenwärtigen Generation eine unendlich größere Produktion 
zustande bringen hilft, als sie, auf ihren eigenen isolierten Kräften ruhend, je 
zu erzeugen vermöchte“ (I, S. 458). Auch der Begriff des geistigen Kapitals 
ist eine Schöpfung Adam Müllers und findet sich in der 26. Vorlesung der 
„Elemente der Staatskunst‘ (IL, S. 23 ff.) eingehend dargestellt. 


Nunmehr wollen wir den letzten Schritt in unserer Beweisführung antreten 
und aufzeigen, daß sich der Begriff der produktiven Kraft schon in Müllers 
Elementen“ vorfindet. In seinen Untersuchungen ‚Von dem Wesen der öko- 
nomi-chen Produktion“, welche die 20. Vorlesung ausfüllen (I, S. 380 ff.), 
velangt Müller zu folgendem Ergebnisse: „Nicht die bloße einseitige Tätigkeit. 
des Materials und der Hände wird produzieren, sondern das, was eigentlich pro- 
duziert, ist eine große, der ganzen Natur gemeinschaftliche Lebens- oder Ver- 
einiguneskraft, welche der Mensch in sein Interesse ziehen kann“ (I, S. 392). 
Viel ausgebildeter als beiList findet sich bei Müller das System der produktiven 
Kräfte: „Jede einzelne produktive Kraft kann also nur produzieren oder ver- 
mitteln, insofern sie selbst wieder von einer höheren produktiven Kraft, der 
bürgerlichen Gesellschaft oder der Nationalkraft nämlich, produziert und ver- 
mittelt wird. Hört der Staat auf, sich zu produzieren, so hören alle die kleineren 
Produktionen, aus denen die Nationalproduktion, welche wir Staat nennen. 
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besteht, von selbst auf“ (1.,5.395). Bei Adam Müller erscheint deutlich und klar 
der Staat als Träger der produktiven Kräfte. „Die Kraft..., welche aller 
Produktion ihre natürlichen Schranken anweist ...— diese Kraft ist die conditio 
sine qua non aller Produktion“: (T., S. 395). Daher ist die Arbeit des Staatsmannes 
wirtschaftlich höchst fruchtbar, da der Staat erst aller Produktion Ruhe und Dauer 
verbürgt. Nach Kenntnis dieser Ausführungen Müllers wird uns erst so recht 
verständlich, was Friedrich Lists berühmte Sätze eigentlich bedeuten: „Die 
Prosperität einer Nation ist nicht, wie Say glaubt, um so größer, je mehr sie 
Reichtümer, da: heißt Tauschwerte aufgehäuft, sondern je mehr sie ihre 
produktiven Kräfte entwickelt hat. Wenn auch Gesetze und öffentliche 
Institutionen nicht unmittelbar Werte produzieren, so produzieren sie doch 
produktive Kraft, und Sa y ist im Irrtum, wenn er behauptet, daß man die Völker 
unter allen Regierungsformen habe reich werden sehen und daß man durch Ge- 
setze keine Reichtümer schaffen könne“ (5.215 f.). Ähnlich ist bei Adam Müller 
Objekt der Nationalökonomie „auch die Erzeugung und Verinnigung jenes Pro- 
dukts aller Produkte, des ökonomischen und gesellschaftlichen Verbandes, des 
großen Gemeinwesens oder des Nationalhauswesens‘* (1., S. 357). 


Die Fortentwicklung der Theorie der produktiven Kräfte bis zur Lehre 
vom Schutzzoll ist gewiß Friedrich Lists ureigenstes Werk, allein die 
Lehre von den produktiven Kräften selbst verdankt List zweifellos 
Adam Müllers „Elementen der Staatkunst‘“*, wo sie schon klar und deutlich 
ausgesprochen wird. 


Es hieße jedoch auf halbem Wege stehenbleiben, wollten wir uns mit dem bis- 
herigen Ergebnis unserer Untersuchung begnügen. Die zweite, nicht minder 
interessante Frage, die auch eine Antwort erheischt, lautet: „Woher schöpft 
Adam Miller seinerseits die Theorie der produktiven Kräfte?“ Sie ist verhältnis- 
mäßig leicht zu beantworten, wenn man sich die allgemeine philosophische Ein- 
stellung Adam Müllers, insbesonders sein Verhältnis zu Schelling, vor Augen 
hält. Der Ausdruck „produktive Kraft“ weist uns auf die Naturphilosophie 
hin, nach welcher das ganze Weltall ein System bewegender und bewegter Kräfte 
darstellt. Eine berühmte Stelle von Schelling möge diesen Zusammenhang etwas 
verdeutlichen: „Das Weltsystem ist eine Art von Organisation. das sich von einem 
gemeinschaftlichen Zentrum aus gebildet hat.... Der stete und feste Gang der 
Natur zur Organisation verrät deutlich genug einen regen Trieb, der, mit der 
rohen Materie gleichsam ringend, jetzt siert, jetzt unterliegt, jetzt in freieren. 
jetzt in beschränkteren Formen sie durchbricht. Es ist der allgemeine Geist 
der Natur, der allmählich die rohe Materie sich selbst anbildet. 
-.. Es ist keine Organisation denkbar ohne produktive Kraft. Ich möchte wissen, 
wie eine solche Kraft in die Materie käme, wenn wir dieselbe als ein Ding an sich 
annehmen. ... Es ist eine produktive Kraft in Dingen außer uns. 
Eine solche Kraft ist aber nur die Kraft eines Geistes. Also können 
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jene Dinge keine Dinge an sich — können nicht durch sich selbst wirklich sein. 
Sie können nur Geschöpfe, nur Produkte eines Geistes sein.‘ t) 

Der Geist, von dem Schelling spricht, ist der uns aus „Heinz Wider- 
porstens Epikurischem Glaubensbekenntnisse“ geläufige Weltgeist, anderswo 
auch Weltseele genannt, der dem Erdgeist Goethes wesensverwandt ist. 
In dem erwähnten Werklein schildert Schelling in Faustischen Knittelversen 
den Riesengeist als Träger der produktiven Kräfte des Weltalls: 


„Die Kraft, wodurch Metalle sprossen, 
Bäume im Frühling aufgeschossen, 
Sucht wohl an allen Ecken und Enden 
Sich ans Licht herauszuwenden.‘ 


Diese aus der Naturphilosophie stammende „produktive Kraft“ wurde von 
Adam Müller, einem Jünger Schellings, in die Volkswirtschaftslehre eingeführt 
und wirkt noch in Friedrich Lists Theorie der produktiven Kräfte fort, der den 
Zusammenhang mit der deutschen Philosophie nicht mehr fühlte. Aus 
Schellings Naturphilosophie lernte Adam Müller überhaupt das Wesen der 
Ganzheit erfassen, unter ihrem Einflusse hat er das Ganze des Staates und 
der Wirtschaft erlebt. 

Bruno Hildebrand hat eine feine Parallele zwischen Adam Smith und 
Kant gezogen. Möge es daher gestattet sein, im Spiegelbild eines Worte; von 
Schelling das innerste Wesen der Wirtschaftslehre Adam Miilbers zu erläutern: 
„Wo davon die Rede ist, der Spekulation halber etwas zu trennen, was in Wirk- 
lichkeit nie getrennt ist, da verstehen jene Köpfe, was man will. Geht es aber 
ans Verbinden, ans Wiedervereinigen dessen, was man getrennt hat, so ist es mit 
ihrem Talent zu Ende. ... Kant hat beinahe lauter solche unglückliche Beurteiler 
sefunden. Er mußte die menschlichen Erkenntnisse und Begriffe in ihre Bestand- 
teile zerlegen, dies war sein Zweck; seinen Nachfolgern überließ er das grobe 
überraschende Ganze unserer Natur, wie es von jeher bestanden hat und immer 
bestehen wird, mit einem Blick aufzufassen, dem Werke Seele und Leben einzu- 
hauchen und so der Nachwelt als das Herrlichste, was menschliche Kraft vollenden 
konnte, zu überliefern.‘‘ Der Zwiespalt zwischen Schelling und Kant ähnelt 
dem zwischen Adam Smiths analytischer Methode und der allumfassenden 
(ranzheitlehre Adam Müllers. Ein Abglanz von ihr schimmert uns auch noch aus 
Friedrich Lists ,,Nationalem System“ entgegen, doch nur ein Abglanz. Wenn 
List auch eine weitaus mächtigere Wirkung auf Zeit und Volk übte, so ist Adam 
Müller doch der bedeutendere theoretische Kopf, der noch den innigen Zu- 
sammenhang mit der deutschen Philosophie bewahrt hatte, wovon man bel 
Friedrich List keine Spur mehr findet. 


1) Vgl. z. B. „Erzieher zu deutscher Bildung‘, Bd. 9, Schelling. Jena 117, 
S. 145 f. 
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Eine besonders in Eisenbahnkreisen häufig gebrauchte bildhafte Ausdruck-- 
weise vergleicht die Eisenbahnen mit den Arterien des menschlichen Körpers, 
dem diese Organe den zur Ernährung seiner verschiedenen Teile erforderlichen 
Lebenssaft — das Blut — zuführen, wobei bezüglich der Eisenbahnen an die 
Vermittlung des Personen- und Güterverkehrs als lebenspendenden Elements 
der Volkswirtschaft gedacht wird. In ähnlicher Vorstellungsart ließe sich 
zwischen der Geld- und Kreditorganisation und dem menschlichen Nerven- 
ystem eine Parallele ziehen, auf die schon die althergebrachte Bezeichnung des 
Geldes als nervus rerum gerendarum hindeutet. Die Zweckbestimmung 
des Geldes als allgemeines Tauschmittel und staatlich anerkannter 
Wertmesser begründet seine Unentbehrlichkeit im wirtschaftlichen und 
sozialen Leben: „Geld regiert die Welt“ — ‚ein mit Gold beladener Esel über- 
steigt die höchsten Mauern“. „Quid non mortalia pectora cogis, auri sacra fames ?* 
„Deficiente pecu — deficit omne — nia“. „Nach Golde drängt, am Golde 
hängt doch alles — ach wir Armen“. Wie zu allen Unternehmungen gehört 
nach dem bekannten Ausspruche, der dem ruhmreichen Türkensieger Raimund 
Montecuccoli in den Mund gelegt wird, zum Kriegführen Geld, Geld und aber- 
mals Geld. Prinz Eugen glorwürdigen Andenkens erklärte als beste Sicherung 
der pragmatischen Sanktion nebst einem schlagfertigen Heere eine gefüllte 
Staatskasse. Welche Rolle die silbernen Kugeln Englands im Weltkriege gespielt 
haben, wir armen Österreicher haben es zu unserem tiefsten Jammer nur allzu- 
sehr erfahren. 
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In engem Zusammenhange mit dem eigenen Besitze des Geldes steht 
die Macht, über solches zu verfügen, das sich in fremdem Besitze befindet 
— der Kredit. Seiner bedarfsgemäßen Vermittlung dienen besondere Anstalten 
der volkswirtschaftlichen Organisation — die Banken. Sie stellen 
in ihrer Gesamtheit einschließlich der Beziehungen, die sie mit gleichartigen 
Anstalten des Auslandes unterhalten, eine großartige, über die Staatsgrenzen 
hinaus wirksame wirtschaftlich-finanzielle Einrichtung dar, deren zweckgerechtes 
Funktionieren von höchster Bedeutung ist für die gedeihliche Entwicklung 
des gesamten wirtschaftlichen Lebens. Denkt man sich die Banken oder nach 
ihrem Muster eingerichtete Staatsanstalten hinweg, so müßte bei der Unzahl 
von Geschäftsvorgängen, die sich unter Vermittlung der Banken tagtäglich 
zu vollziehen haben, die Volkswirtschaft ins Stocken geraten und von ihrer 
heutigen Höhe in die primitiven Formen der alten Naturalwirtschaft zurück- 
sinken. 


Ausgebreiteter Geld- und Kreditverkehr als Vorläufer des Bankwesens 
findet sich schon im Altertum. Den Lydern wird die Erfindung der Münze, 
die an die Stelle des vordem in Viehstücken — daher pecunia von pecus (Vieh) 
— geleisteten Entgelts trat, zugeschrieben. In der politischen Geschichte Roms 
hat die auf eine übermäßige Inanspruchnahme des Personalkredites und grau- 
same Ausnutzung der Gläubigerrechte hinweisende Verschuldung breiter 
Schichten der Bürgerschaft tiefeingreifende, oft verhängnisvolle Folgen ‘ge- 
zeitigt. 

Geld- und Kreditverkehr hielten in Rom mit dem Anwachsen der Stadt zur 
Weltstadt, in der die Reichtümer und Abgaben der Provinzen und eroberten 
Länder zusammenflossen, gleichen Schritt. Noch heute bewahren die Orts- 
bezeichnungen des Forum argentariorum, der Tor’ argentina, die Erinnerung an 
die dort aufgeschlagenen Buden der Geldwechsler. Gewinnbringende Geld- und 
Kreditgeschäfte wurden selbst von führenden Staatsmännern keineswegs ver- 
sehmäht, wie denn auch manche von ihnen, so Crassus und Lepidus, mit der- 
artigen Operationen enorme Reichtümer und politische Geltung erwarben. 
Die römische Ritterschaft — eine richtige Geldaristokratie — beutete durch 
die von ihren Mitgliedern gebildeten Pachtgesellschaften (publicani) die Provinzen 
bei der Einhebung der Zölle und sonstigen Abgaben in schmählichster Weise 
aus. Eine Perle satyrischer Dichtkunst ist die Schilderung, die Horaz von 
einem römischen Geldverleiher Alfius gibt, der als angehender Gutsbesitzer 
das einfache Landleben überschwenglich preist und gleich darauf bedacht ist, 
seine zurückgeforderten Gelder per ultimo mit höherer Verzinsung wieder anzu- 
lezen. 

Die Anfänge des modernen Bankwesens sind im späteren Mittelalter von 
Italien ansgegangen, wobei unter den dortigen reichen, den Waren- und Geld- 
verkehr Mitteleuropas mit dem Süden und der Levante vermittelnden Handels- 
städten Florenz als Bankplatz an erster Stelle steht. Noch verraten viele im 
Bank- und Geschäftsverkehr übliche technische Ausdrücke den italienischen 
Ursprung: Banco für Bank, Conto für Rechnung, Saldo für Abschluß, Creditoren 
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für Gläubiger und Debitoren für Schuldner, Doppik für die gleichfalls aus Italien 
stammende doppelte Buchhaltung. Die Namen der Handelsbücher wie Cassa, 
Prima nota, Salda contisind weitere Beispiele der aus dem Italienischen übernom- 
menen Terminologie des Bankwesens. Dieses erfuhr seine weitere Ausbildung 
-in Holland, England und Deutschland, wo die rheinischen und die Hansastädte 
zu mächtigen Bank- und Handelsplätzen emporwuchsen. Mit dem sechzehnten 
Jahrhundert, in dem unter dem Einflusse des Einströmens von Gold und Silber 
aus den neuentdeckten spanischen Gebieten Amerikas ein gewaltiger Umsturz 
der Preise eintrat, gelangte Augsburg zu hoher Blüte. Ihre Kaufherren, die 
Fugger und Welser, standen mit Königen und Kaisern in Geschaftsverbindung; 
die Fugger stifteten als Denkmal humanitärer und sozialer Sinnesart die Fuggerei, 
ihr B.nkhaus hatte einen eigenen weitverbieiteten Nachrichtendienst ein- 
gerichtet und so die Anfänge unseres Zeitungswesens geschaffen;1) die 
Welser herrschten fast souverän in dem von ihnen geschaffenen Kolonial- 
reiche Venezuela und verheirateten ihre viel gefeierte schöne Tochter Philippine 
mit dem Erzherzog Ferdinand von Tirol, dem Sohne Kaiser Ferdinands des 
Ersten. 

Schon in dieser Zeit wurden an den bei der Unzulänglichkeit der eigenen 
Einkünfte und der ständischen Zuschußbewilligungen stets geldbedürftigen 
Fürstenhöfen häufig die Dienste der Hofagenten (sogenannten Hofjuden) in 
Anspruch genommen, die von Darlehensvermittlern oft zu finanziellen Rat- 
gebern und einflußreichen Vertrauensmännern der Fürsten aufrückten. Dieser 
Erhebung folgte mitunter ein jäher Sturz, wenn das fürstliche Vertrauen miß- 
braucht oder Verdacht solchen Mißbrauchs von Neidern und Widersachern 
geschickt benutzt wurde. In Württemberg mußte ein solcher Günstling — der 
berüchtigte Jud Süß — die tyrannische Ausnutzung seiner ministerähnlichen 
Machtstellung 1736 infolge eines Racheaktes der erbitterten Landstände schwer 
büßen. Anderseits wurden manche dieser „Hoffaktoren“, wie zum Beispiel 
Kaiser Leopolds des Ersten Vertrauensmann Samuel Oppenheim, vom Prinzen 
Eugen als ‚Retter in Kriegsnot‘“ bezeichnet, wegen ihrer Treue und Redlich- 
keit von den Zeitgenossen gerühmt. Die in den meisten Ländern, auch in 
Preußen von Friedrich IL, unbedenklich geübte Münzverschlechterung, die schon 
Im dreißigjährigen Kriege durch den Unfug der Kipper und Wipper verschärft 
worden war, gab den deutschen Handelsplätzen Anlaß, für ihren bankmiiBigen Ver- 
kehr eine eigene, von dem kursierenden Münzen unabhängige Rechnungs- 
wabrung (Mark-Banco) zu schaffen, wobei Hamburg führend voranging. Eine 
auch für das Bankwesen folgenschwere Erweiterung der finanziellen Betätigungs- 
sphäre knüpft sich an das Aufkommen des Papiergeldes im 18. Jahrhundert. 
Düstere Erinnerungen begleiten die Gestalt des Schotten John Law, der unter 
dem französischen Regenten Philipp von Orl&ans durch mißglückte Experimente 
mit Papiergeld und waghalsige Spekulationen mit Mississippi Aktien den Ruin 
ungezählter Existenzen und die Erschütterung des öffentlichen Kredits ver- 


1) „Fuzger-Zeitungen“ Ungedruckte Bricfe an das Haus Fugger aus den 
Jahren 1568 — 1605. Herausgegeben von Viktor Klarwill, Wien, Rikoln-V erlag. 
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schuldete. Gleich katastrophal endete die Assignatenwirtschaft der französischen 
Revolution. In Österreich wurde von den klugen finanziellen Ratgebern Maria 
Theresias!) zuerst im Jahre 1762, dann in größerem Umfange 1770—71 die 
Ausgabe von Papiergeld durch das 1702 gegründete Wiener Stadt-Banco mit 
Erfolg ins Werk gesetzt. Später hatte die Inflation während der Koalitionskriege 
bekanntlich die Entwertung der Bancozettel und den Staatsbankerott von 1811 
zur Folge. Erst die Gründung der österreichischen Nationalbank im Jahre 1816 
führte allmählich zur Gesundung der Währungs- und Geldverhältnisse der Monar- 
chie. Mit der Verbreitung des Papiergeldes wurde eine neue Aufgabe in den 
Betätigungskreis der Banken gestellt: die Mitwirkung bei den staatlichen Opera- 
tionen der Geldschöpfung. Es entstanden Notenbanken, zum Teil mit dem 
Monopol der Notenausgabe ausgestattet, in enger Verbindung mit der sie beauf- 
sichtigenden staatlichen Finanzverwaltung. Aber auch andere Banken und 
Bankhäuser wurden immer mehr zu Staatsgeschäften, insbesondere Anlehens- 
operationen der Regierungen herangezogen. Solche Negoziationen begründeten 
die Weltstellung des Bankhauses Rothschild, dessen Filialhäusern in den wich- 
tigsten Hauptstädten Europas ein nicht bloß finanzpolitischer Einfluß zuge- 
schrieben wurde, wie dies Byrons sarkastische Verse?) zeigen: 


„Wer hält der Mächte Spiel im Gleichgewicht, 

Sitzt über-den Kongressen zu Gericht? 

Werreizte Patrioten in Spanien aufzustehn ? 

(Den Blätterwald Europas erschüttert Schmerzgestöhn) 
Werist’s, der jubeln läßt die Welt und weinen? 

Wer hetzt Politiker umher und macht sie greinen ? 
Der Schatten wärs von Bonapartes kühnem Plan? 
— Jud Rothschild ist’s, Christ Baring sein Kumpan“. 


Neben den Staatsgeschäften bot seit den dreißiger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts die Gründung und Finanzierung von Eisenbahnen den Banken ein 
weites Betätigungsfeld. Zum Baue der Leipzig-Dresdener Bahn wurde der Gesell- 
schaft die Ausgabe von Papiergeld bewilligt. Unsere Kaiser Ferdinands-Nord- 
bahn war das Werk des Bankhauses Rothschild, das im Vereine mit den franzö- 
sischen „Finanziers, die die alten österreichischen Staatsbahnen angekauft hatten, 
späterhin die Kapitalien für den Ausbau der Linien der Südbahn aufbrachte. 
Mitunter traten Banken nicht nur als Geldgeber sondern auch — wie die Anglo- 
Bank bei der Strecke Weyer—Rottenmann der Kronprinz Rudolf-Bahn — als 
Bauunternehmer auf. 

Der mit der Verbreitung der Eisenbahnen und den gewaltigen Fortschritten 
der Technik und Chemie Hand in Hand gehende Aufschwung der Industrie 
und des Handels befruchtete das Bankwesen, das trotz vorübergehender Krisen 
— Wiener Börsenkrach von 1873 — bis zum Ausbruch des Weltkriegs eine 


1) Rudolf Graf Chotek, Ludwig Freiherr von Zinzendorf und Graf Hatzfeld. 
2>) Don Juan, Canto XII, Stanze V. 
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steigende intensive und extensive Entwicklung aufweist. In die Reihe seifler 
Hauptgeschäftszweige war schon in den fünfziger Jahren nebst dem Depositen-, 
Eskompte-, Lombard- und Hypothekargeschäfte die Finanzierung und Beteili- 
gung an industriellen Unternehmungen getreten, womit die Mobilbanken nach 
dem Muster des Pariser Credit Mobilier sich vorzugsweise befaßten. Neben 
den Banken besorgten bisher die als Wohlfahrtsinstitute errichteten Sparkassen 
die Ansammlung der Wirtschaftsiiberschiisse der kleinen und mittleren Leute 
und führten sie der Veranlagung in pfandrechtlich ob dem Grund- und Haus- 
besitz versicherten Darlehen zu. Dem Kreditbedürfnisse bestimmter Standes- 
und Berufskreise dienten die allerwärts entstandenen Raiffeisenkassen, land- 
wirtschaftlichen Kreditvereine und gewerblichen Kreditgenossenschaften, die 
gleich den Sparkassen vielfach dem Bankgeschäft ähnliche Funktionen aus- 
miben bemüßigt sind. 

Ein kurzer Überblick läßt in einigen charakteristischen Zahlen den Stand 
des Bankwesens in Deutschland undÖsterreich vor dem Kriersausbruch erkennen: 


In Deutschland bestanden im Jahre 1907 .14.000 Bankbetriebe, wovon 
4000 Nebenbetriebe von Speditionsgeschäften, Reisebureaus, Schiffahrtsagen- 
turen und Lotteriegeschäften ete. waren. Einschließlich der altangesehenen 
Bankiersfirmen, die zum Teil, wie Rothschild in Frankfurt am Main, Mendels- 
sohn, Bleichröder in Berlin, den großen Aktienbanken nahekommen, wurde 
die Zahl der Privatbanken, deren Bedeutung übrigens im Rückgang begriffen 
ist, im Jahre 1912 auf 3500 geschätzt. Infolge der seit 1915 verstärkten Kon- 
zentrationsbewegung verminderte sich die .Zahl der Provinzbanken bis 1917 
von 147 auf 119, die der Privatbanken überhaupt von 156 auf 127. Die neun 
Berliner Großbanken hatten Ende 1910 1:5 Milliarden Mark, die 37 größeren 
deutschen Provinzbanken 1 Milliarde Mark Depositen bei einem Aktien- 
Kapital von je 1:2 Milliarden Mark. Die Berliner Großbanken verwalteten Ende 
1909 11-276 Milliarden Mark = 83°%, des gesamten deutschen Bankkapitals, 
hievon die deutsche Bank mit ihren Konzernbanken als damals größte Kapitals- 
zusammenfassung der alten Welt an 3 Milliarden Mark. Für 1914 wird die 
Aktienkapitalssumme der Berliner Großbanken mit 1'245 Milliarden Mark, 
die Summe der Reserven mit 0'432 Milliarden Mark, die der Depositen mit 
2:467 Milliarden Mark und jene der fremden Gelder (Depositen und Konto- 
korrent) mit 5:328 Milliarden Mark beziffert. 

Im heutigen Österreich, woselbst eine Statistik der Privatbankiers bisher 
fehlte, bestanden im Jahre 1914 27 Aktienbanken, von denen 23, darunter 9 Groß- 
banken, in Wien ihren Sitz hatten, wo außerdem 6 Banken des Alt- und seit- 
herigen Neuauslandes durch Filialen vertreten waren. Die 4 Provinzbanken 
waren in Linz, Graz und Innsbruck ansässig. Während des Kriezes kamen 
4 weitere als Mittelbanken anzusprechende Aktienbanken in Wien hiezu. Seit 
1. November 1918 wurden in Wien nicht weniger als 20, außerhalb Wiens 10 neue 
Aktienbanken und zwar teils Mittel-, teils Kleinbanken gegründet. Die Zahl 
der Privatbankiers in Österreich wird nach den noch nicht abgeschlossenen 
Erhebungen auf 800 bis 1000 geschätzt. Die Jahresbeziige der Bankangestellten 
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betragen über 450 Milliarden Kronen. Für 15. März 1921 wird die Summe des 
Aktienkapitals der damals bestehenden 41 österreichischen Banken mit3724°5 Mil- 
lionen Kronen angegeben, die per 31. Dezember 1919 über Reserven von 924-12 
Millionen Kronen verfügten. Werden hievon die bis dahin seit 1914 neu 
gegründeten 17 Banken mit der Aktienkapitalssumme von 852:5 Millionen Kronen 
und 18°951 Millionen Kronen Reserven in Abzug gebracht, so verbleiben nach 
dem Stande 1914 24 Banken mit einem Gesamtaktienkapital von 2'872 Milionen 
Kronen und heserven von 905°169 Millionen Kronen. Ein Vergleich dieser 
mit den oben bezüglich der deutschen Banken angeführten statistischen Daten 
ist schon durch die Währungsschwankungen und die Verschiedenheit der Termine 
erschwert, auf die die Daten sich beziehen. Rechnet man roh mit etwa 3000 Bank- 
betrieben in Deutschland, denen über 1000 solche Betriebe in Österreich gegen- 
überstehen, so fällt die Überzahl dieser letzteren auf, die ungeachtet der weit. inten- 
siveren Entwicklung des wirtschaftlichen und geschäftlichen, Lebens in Deutsch- 
land das Verhältnis der Bevölkerungszahlen (1:10) weit übersteigt. Die 
9 Wiener Großbanken wiesen per 15. März 1921 ein Gesamtaktienkapital von 
2135 Millionen Kronen und per 31. Dezember 1919 Reserven von zusammen 
813°58 Millionen Kronen aus, die 9 Berliner Großbanken für 1914 1245 Millionen 
Mark (nach dem damaligen Wertverhältnisse 1456°65 Millionen Kronen) mit 
Reserven von 432 Millionen Mark (= 505°44 Millionen Kronen). Die Reserven 
beliefen sich demnach bei den Wiener Großbanken auf 38°, bei den Berliner 
Großbanken auf rund 30°% des Aktienkapitals. Inwiefern seither Kapitals- 
erhöhungen, Geldentwertung und anderes mehr Änderungen bewirkten, ent- 
zieht sich der Feststellung. 


Die Banken waren ursprünglich reine Erwerbsinstitute, auf den Gewinn 
ihrer Unternehmer berechnet und daher in ihrem Gebaren zu einseitigen 
Auffassung ihrer wirtschaftlichen Berufsaufgabe gedrängt. Mit ihrer wachsenden 
Bedeutung als Kreditvermittler und mit der tieferen Erkenntnis der Volks- 
wirtschaft als eines nicht bloß individuellen Erwerbsinteressen sondern dem 
Wohle der Gesamtheit dienenden Organismus brach sich der Gedanke Bahn, 
das Bankwesen nicht bloß vom Gesichtspunkte der ihm innewohnenden Erwerbs- 
interessen sondern auch bezüglich seiner Rückwirkung auf die Volkswohlfahrt. 
zu betrachten und in dieser Hinsicht zu regeln. Ansätze zu solcher Regelung 
waren bereits vorhanden. So hat die Gesetzgebung der meisten Staaten die 
Befugnis zur Notenauszabe, soweit diese nicht dem Staate selbst vorbehalten 
wurde, monopolisti ch auf einzelne Banken beschränkt und für die stete Ein- 
lösbarkeit der ausgegebenen Banknoten durch statutarische Normen und Staats- 
aufsicht vorgesorgt. Vielfach wird der Betrieb des Bankgewerbes oder die 
Bildung von Aktiengesellschaften zu diesem Zwecke von einer besonderen staat- 
lichen Bewilligung (Konzession) abhängig gemacht, wonach die Statuten solcher 
Gesellschaften der behördlichen Genehmigung unterliegen und dem Staate 
die Aufsicht über die Geschäftsgebarung durch eigens bestellte landesfürstliche, 
jetzt Staatskommissäre mit mehr oder minder ausgedehnten Eingriffsbefugnissen 
in bezug auf die Geschäftsführung vorbehalten wırd. Allgemeine zum Schutze 
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der Gläubiger und der Aktionäre getroffene handelsrechtliche Bestimmungen 
finden auch auf Aktienbanken und Privatbankiers Anwendung. Mannig- 
fache Beschränkungen und Belastungen wurden den Banken aus fiskalischen 
Rücksichten auferlegt, bei Notenbanken bis zur Gewinnbeteiligung des Staates 
reichend. Es lag also nahe, solche Beschränkungen der freien Betätigung der 
Banken auch zu anderen öffentlichen Zwecken ins Auge zu fassen. Dabei wird 
namentlich an eine den Bedürfnissen der Volkswirtschaft in größerem Maße 
als dem des bloßen Geschäftsvorteiles des Geldgebers Rechnung tragende 
Vorgangsweise bei der Kreditvermittlung gedacht und es geradezu als eine Auf- 
gabe der Banken bezeichnet, in dieser Hinsicht auch minder gewinnbringende 
Transaktionen einzugehen, die öffentlichen Wohlfahrtszwecken zugute kommen. 


Nun scheint allerdings cin gewisser Widerspruch darin zu liegen, wenn An- 
stalten, die ihrem Wesen und ihrer Organisation nach auf Erwerb und Gewinn 
abzielen und auf diese Betätigung eingerichtet sind, dazu herangezogen werden 
sollen, mit Einschränkung dieser ihrer Hauptaufgabe öffentlichen Wohlfahrts- 
zwecken zu dienen, also eigentlich gegen ihre natürliche Bestimmung zu handeln 
und dadurch die Voraussetzungen ihres aufrechten Bestandes, der auf der Er- 
zelung eines angemessenen Geschäftsgewinnes beruht, mehr oder weniger in 
Frage zu stellen. Das auf diese Bedenken gestützte Argument wiederlegt sich 
durch den Hinweis auf die schon vorhin erwähnten Hemmungen und Bindungen 
sowie auf das Interesse, das auch die Banken an dem Gedeihen der Volkswirt- 
schaft nehmen müssen. Immerhin würden die geltend gemachten Einwendungen 
an Stärke gewinnen, wenn die dermaligen Zustände des Bankwesens auch ab- 
gesehen von dem Einschlag höherer volkswirtschaftlicher Berufsaufgaben so 
befriedigende wären, daß eine gesetzgeberische Reform auf diesem Gebiete 
entbehrlich erschiene. Dies ist nun aber — und darin stimmen Freunde und 
Gegner einer solchen Reformaktion überein — keineswegs der Fall. Gar manche 
Wahrnehmungen und Erfahrungen deuten darauf hin, daß es an der Zeit sci, 
im Interesse der Banken selbst, deren Entwicklung durch eine Reihe bestehender 
Übelstände beeinträchtigt wird, die Beseitigung dieser Übelstände, unter denen 
zum Teil auch die besten und solidesten Bankinstitute leiden, ernstlich ins 
Auge zu fassen. Eine solche Reform würde zugleich das Mittel bieten, um den 
vorhin besprochenen Gesichtspunkt der volkswirtschaftlichen Rücksichten in 
jenem vorsichtigen Ausmaße zur Geltung zu bringen, das mit der Wahrung der 
geschäftlichen Interessen der Banken ganz wohl vereinbar erscheint. 


Diese Leitgedanken, die in parlamentarischen Kreisen schon lange erörtert 
worden waren, haben bei einem durch die Verausländerung zweier: Wiener GroB- 
banken gegebenen Anstoße den Nationalrat bestimmt, dem Plane einer zeit- 
gerechten legislativen Reform des Bankwesens näherzutreten. Zu diesem Zwecke 
wurde mit dem auf Initiativantrag der Abgeordneten Pauly und Genossen 
beschlossenen Gesetze vom 7. Oktober 1921, B. G. Bl. Nr. 543 (Bankkommissions- 
gesetz), eine Fachkommission für das Bankwesen eingesetzt. Ihr — einer in 
ihrer Art sonst nirgends bestehenden beratenden Körperschaft — ist die Berufs- 
aufgabe gestellt, den Geschäftsbetrieb der Unternehmungen und Personen, 
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welche in Österreich Bankgeschäfte betreiben, fortlaufend zu beobachten, das 
Wirken dieser Unternehmungen vom Standpunkte der Bedürfnisse der Volks- 
wirtschaft zu überprüfen, über die gemachten Beobachtungen einem Sonder- 
ausschuß des Nationalrats periodisch zu berichten und diesem Ausschusse jene 
Vorschläge zu erstatten, die ihr geeignet erscheinen, die Wahrung der an das 
Bankwesen geknüpften Interessen der Allgemeinheit zu sichern. Zur Erfüllung 
dieser Aufgabe sind der Bankkommission weitgehende Berechtigungen ein- 
geräumt. Sie darf alle Einsichten vornehmen und alle Auskünfte mündlich 
und schriftlich fordern, welche nach den Personalsteuergesetzen durch die Steuer- 
behörden von den Bankunternehmungen abgefordert werden können. Sie darf 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium von den Staatskommissären 
bei den Banken unmittelbare Berichterstattung begehren und sie ist befugt. 
Berichte, Vorschläge und Beschwerden, die sich auf das Bankwesen beziehen. 
von jedermann entgegenzunehmen. 


Die Kommission, die aus dem Vorsitzenden und seinen beiden Stellvertreter: 
dann aus sechs gleichfalls von der Bundesregierung bestellten Sachverständigen 
und aus weiteren sechs von den politischen Parteien des Nationalrates gewählten 
Mitgliedern besteht, ist in Ausübung ihrer Tätigkeit unabhängig, jedoch bezüg- 
lich der Veröffentlichung des von ihr gesammelten Materials und der Berichte 
über ihre Tätigkeit an die Zustimmung des Sonderausschusses gebunden. Für 
ihre Tätigkeit ist der Endtermin vorläufig mit 31. Dezember 1926 bestimmt. 
Den Mitgliedern, Angestellten und Sachverständigen im Dienste der Kommission 
ist die Wahrung des Geschäftsgeheimnisses der Bankunternehmungen sowie 
des Amtsgeheimnis:es überhaupt unter strengen Strafsanktionen zur Pflicht 
gemacht. Mit solchen Strafsanktionen ist auch den bezeichneten Personen das 
Verbot eingeschärlt, sich gleichzeitig oder während einer dreijährigen Vakations- 
frist an einem Bankunternehmen zu beteiligen oder dessen Geschäfte zu führen. 


Wie die vorstehende auszugsweise Wiedergabe der wesentlichsten Bestim- 
mungen des Bankkommissionsgesetzes zeigt, ist die Gesetzgebung darauf bedacht 
gewesen, die ihr bei der Einsetzung der Bankkommission vorschwebenden 
wirtschaftspolitischen Ziele in einer Weise zu erreichen, die jede Beeinträchtigung 
der geschäftlichen Tätigkeit der Bankunternehmungen ausschließt. Der Bank- 
kommission, die in der Umgrenzung ihrer Aufgabe vielfach an die vorbereitenden 
Gesetzgebungskommissionen der Vergangenheit, jedoch mit dem Unterschiede 
erinnert, daß ihr ihre Beobachtungspflicht den steten Kontakt mit dem 
praktischen Geschäftsleben gewährleistet, ist jede: exekutive Befugnis zum 
Eingreifen in die Tätigkeitssphäre der Banken verwehrt und hiedurch die Gefahr 
vermieden, daß ein derartiges Eingreifen von ihnen störend empfunden werden 
könnte. Auf die Vermeidung solcher Störungen ist aber derzeit entscheidendes 
Gewicht zu legen, da der Staat im Begriffe steht. seine wirtschaftliehe und finan- 
zielle Wiederaufrichtung auf umfassende Kreditopcrationen zu gründen, bei 
denen er in der festen Organisation des heimischen Bankwesens und ihren inter- 
nationalen Verbindungen eine wertvolle Stütze findet. Diese Organisation. 
die ein aus dem Zusammenbruche der alten Staatsordnung in die stürmische 
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Nachkriegszeit herübergerettetes Aktivum des neuen Österreich darstellt, 
intakt zu erhalten und durch legislative Verbesserungen zu verstärken, wird 
ein ebenso wichtiges als dankbares Problem für die Gesetzgebung bilden, dessen 
lösung verzubereiten die Bankkommission mit ihren besten Kräften bestrebt 
it. Sie hat bereits tüchtige Arbeit geleistet, die verschiedenen Probleme ihrer 
Tätigkeit in einem programmatischen Grundriß gekennzeichnet, im Auftrage 
des Nationalrats und der Regierung wie auch aus eigener Initiative zahlreiche 
Erhebungen und Untersuchungen ausgeführt, in einem vielbemerkten Memo- 
randum eine Reihe wichtiger Reformen angeregt, die die Neuregelung des Devisen- 
und Valutenverkehrs, die Verbesserung der Bilanzvorschriften, den Schutz 
der Banken und des Publikums gegen das Eindringen unlauterer Elemente im 
Bankwesen und die Förderung seiner Konzentration sowie eine den Bund ent- 
latende Novellierung des Vorkriegsschuldengesetzes betreffen. 

Man darf der Hoffnung Raum geben, daB es der eifrig fortgesetzten Tätig- 
keit der Bankkommission gelingen werde, die Zweifel an der ErsprieBlichkeit 
des ihr zugrunde liegenden Gedankens zu zerstreuen, sich das Vertrauen der 
Volksvertretung, der Regierung -und der beteiligten Bevölkerungskreise zu 
erwerben und ihrerseits beizutragen zum wirtschaftlichen Wiederaufbau unseres 
geliebten Heimatlandes Österreich. 


— mn [m — 


* Berichte und Sammelbesprechungen. 


Zur Karolingischen Wirtschafts- 
geschichte.’) 


Von Theodor Mayer. 


Die Wirtschaftszeschichte der Karolingischen Zeit hat immer das besondere 
Interesse auf sich gezogen, weil man in den MaBnahmen Karls des GroBen die 
Grundlage sah, auf der sich das wirtschaftliche und soziale Leben des Mittel- 
alters in Mittel- und Westeuropa aufbaute. Das Bild, das wir durch die For- 
schungen von Gelehrten aller Völker, erhalten haben, galt im allgemeinen schon 
als ziemlich gesichert, bis neuerdings von Alfons Dopsch dieses Gebiet criind- 
lich durchgearbeitet wurde. 

A. Dopsch ist bei seinen Arbeiten über mittelalterliche Wirtschaftsgeschichte 
von den Zuständen in den spätmittelalterlichen Territorien ausgegangen. Dabei 
hat er erkannt, daß um eine gesicherte Grundlage für die Erkenntnis des Wirt- 
schaftslebens dieser Zeit zu erhalten, wenigstens auf jene Epoche zurückgegriffen 
werden müsse, die bisher als Ausgangspunkt für die mittelalterliche Wirtschafts- 
geschichte angesehen wurde, auf die Karolingerzeit. Von Karl dem Großen 
stammen ja nach der üblichen Lehrmeinung die Grundlagen des deutschen 
Wirtschaftslebens. In den Jahren 1911 bis 1913 ist die erste Auflage seines zwei- 
bändigen Werkes über die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit erschienen. 
Dopsch ist hier wiederholt auf die vorhergehende Merowingerzeit zurück- 
gegangen und hat gesehen, daß der Tätigkeit Karls des Großen keineswegs jene 

epochale Bedeutung zukommt, die man ihr allgemein zugeschrieben hat. Daraus 
mag er die Anregung gewonnen haben, die vorkarolingische Zeit eingehend zu 
erforschen. Das Ergebnis waren die „wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen 
der europäischen Kulturentwicklung von Cäsar bis Karl dem Großen": (Wien, 
1919 bis 1920, 2. Bd.). Hier hat er auf Grund breiter Quellenforschung und unter 


t) Alfons Dopsch, Di: Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit vornehmlich 
in Deutschland, 1. und 2. Bd. 8°, Weimar 1921 bis 1922, Hermann Böhlaus Nach- 
folger 2. Aufl. XIV und 402, VI und 440 S. 
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Heranziehung der Ergebnisse der Nachbarwissenschaften den innigen Zusammen- 
hang besonders zwischen den wirtschaftlichen Zuständen in der spätrömischen 
und frühgermanischen Zeit klargelegt und den Bann der bisherigen Lehrmeinungen 
gebrochen. Manche von seinen Einzelergebnissen waren den Spezialisten nicht 
mehr ganz neu, die Gesamtlösung lag sozusagen in der Luft, aber, wie immer, 
brauchte es auch hier die große Tat, alle Stücke zu einem Gesamtgebäude 
zusammenzufügen. Die „Grundlagen“ von Dopsch behandeln hauptsächlich 
die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse, sie bieten daher den unmittel- 
baren Ausgangspunkt für seine Forschungen über die Karolinger. Man konnte 
nun gespannt sein, ob Dopsch auf dieser neuen gefestigten Basis aufbauend 
in einer zweiten Auflage seiner Karolinger Wirtschaftsentwicklung zu einer 
Änderung seines früheren Standpunktes kommen würde. Tatsächlich ist dies 
nicht der Fall gewesen, das alte Gebäude ist vollständig erhalten geblieben. 
Äußerlich ergab sich nur dadurch ein größerer Unterschied, daß in der zweiten 
Auflage das Kapitel über die Grundherrlichkeit ausgelassen und dafür ein 
besonders für den Wirtschaftshistoriker wichtiger Abschnitt über Städtewesen 
eingefügt worden ist. Außerdem hat Dopsch der zweiten Auflage ein aus- 
führliches Sach- und Namenverzeichnis beigegeben, welches die Benutzung 
des Werkes sehr erleichtert. 


Das ganze Werk stellt sich die kritische Auseinandersetzung mit den bis- 
herigen, besonders auf den Arbeiten v. Inamals und Lamprechts beruhenden 
Lehrmeinungen zur Hauptaufgabe. Die Theorie von der alleinherrschenden 
Grundherrschaft, vom Hofrecht und seiner überragenden Bedeutung, von der 
„geschlossenen Hauswirtschaft“ Büchers, von der daraus folgenden Städte- 
losigkeit, der Entstehung der Gewerbe aus den grundherrlichen Betrieben usw. 
war schon bisher starken Angriffen ausgesetzt gewesen und in vielen Teilen 
morsch geworden. Aber ein geschlossenes Bild bleibt solange erhalten, bis es 
ganz allgemein nachgeprüft und durch ein neues geschlossenes Bild ersetzt wird. 
Das setzte sich Dopsch zum Ziel, und er hat seine kritischen Untersuchungen. 
indem er mit dem ganzen Rüstzeuge der modernen kritischen Quellenforschung. 
an seine Arbeiten herantrat, mit absoluter Unbefangenheit und restloser Folge- 
richtigkeit zu Ende geführt. Nur wer die bisherige Literatur kennt. kann das 
Werk von Dopsch richtig einschätzen. Es hat sich gezeigt, daß zahlreiche 
Einzelfragen überhaupt nicht anders als im geschlossenen Zusammenhange mit 
den ganzen wirtschaftlichen Verhältnissen zu lösen waren. Daran hat eben die 
Spezialforschung bisher gekrankt, daß sie zwar in Einzelheiten auf dem richtieen 
Wege war, aber sich im Ganzen durch die herrschende (iesamtauffassung im 
letzten Augenblicke davon wieder abbringen ließ. NaturgemäßB mußte sich 
Dopsch eingehend mit den bisher herrschenden Ansichten auseinandersetzen, 
die Raumverteilung ist häufig dadurch bedingt, denn oft erforderte eine Kor- 
rektur einen gewaltigen kritischen Apparat, während an einer anderen Stelle 
die bisherige Meinung kurz übernommen werden konnte. Dadurch ergibt sich 
der scheinbare Gegensatz, daß zum Beispiel Dopsch in den „Grundlagen“ 
fir den Bestand der Grundherrschaft in der Frühzeit eintritt, während er im 
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Karolingerwerk die grundherrschaftliche Theorie bekämpft. In Wirklichkeit 
ist Dopsch das einemal gegen die Gleichmacherei in den sozialen und Besitz- 
verhältnissen bei den alten Germanen aufgetreten, das anderemal gegen die 
Übertreibungen der grundherrlichen Theorie, nicht aber gegen den Bestand und 
die Bedeutung der Grundherrschaft überhaupt. 


Als Hauptmerkmal des Werkes von Dopsch kann man bezeichnen, daß es 
durchaus auf den Quellen beruht und nicht Theorien aufstellt. Man mag darüber 
streiten, ob es dem Historiker möglich und erlaubt ist, über die rein quellen- 
mäßigen Ergebnisse hinaus ein Gebäude aufzuführen. Jedenfalls ergibt sich aus 
dem Werke von Dopsch, wie gefährlich es ist, der Intuition allzuviel freien 
Spielraum zu lassen, hauptsächlich dann, wenn sie schon dort einsetzt, wo eine 
wirklich eind’ingliche Quellenkritik noch viele Ergebnisse zeitigen könnte. 
Es ist nun zweifellos ein bleibendes Verdienst von Dopsch, daß er ganz allgemein 
die Grenze der quellenmäßig zu belegenden Erkenntnis viel weiter hinaus- 
gerückt hat. 


Nach einem Überblick über die herrschende Meinung und ihre Geschichte 
geht Dopsch daran, die Quellen systematisch auf ihre Verwendbarkeit zu unter- 
suchen. Die Frucht dieser Arbeit ist die Lokalisierung der berühmten Land- 
güterordnung, die Karl dem Großen zugeschrieben wurde, des Capitulare de 
villis auf Aquitanien, wo es nach Dopsch 794 unter Ludwig dem Frommen 
entstanden ist. Der quellenkritische Nachweis, der zu dem Besten gehört. was 
wir an quellenkritischer Forschung überhaupt besitzen, ist von verschiedener 
Seite, besonders durch G. Baist vom philologischen Standpunkt aus bekämpft 
worden. Dopsch ist diesen Einwänden entgegengetreten und es kann an der 
Richtigkeit seiner Ausführungen um so weniger ein Zweifel bestehen, als sich 
die letzten offen gebliebenen Fragen dadurch lösen lassen, daß, wie ich andern- 
orts nachzuweisen versucht habe, das Capitulare de villis nicht einem einheit- 
lichen Guß entstammt, sondern durch die Überarbeitung einer älteren, nord- 
französischen Wirtschaftsordnung entstanden ist. Diese Überarbeitung ist 
in den neunziger Jahren des 8. Jahrhunderts in und für Aquitanien durchgeführt 
` worden, einzelne neu hinzugefügten Anordnungen haben dann später eme Rezep- 
tion für das Reich durch Karl den Großen selbst im Capitulare Aquisgranense 
gefunden. Man kann also sagen, daB ein Teil des Capitulare de villis für das 
ganze Reich, wohl auch für Deutschland Geltung besessen hat, während der 
Geltungsbereich des anderen auf Aquitanien eingeschränkt war. Die Scheidung 
dieser beiden Teile, die sich aus Form und Inhalt klar ergibt, ist geeignet, auch 
die letzten philologischen Bedenken zu zerstreuen. 

Ist dadurch und durch die kritischen Bemerkungen zu den Exempla brevium, 
den Traditionsbüchern und überhaupt zu den wirtschaftsgeschichtlichen Quellen 
eine neue Grundlage errichtet, so müssen natürlich auch alle Folgerungen, die 
besonders aus dem Capitulare de villis abgeleitet worden sind, neu untersucht 
werden. Dazu ist zu bemerken, daß die Frage des Ursprunges und Geltungs- 
gebietes des Capitulare de villis praktisch zurücktritt gegenüber der Art, wie es 
bisher vielfach interpretiert, das heißt, gegenüber dem, was in das Capitulare 
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hineingelegt worden ist. Statt in ihm ein Programm zu sehen, dessen tatsächliche 
Durehführung an der Hand der Urkunden und sonstigen Quellen erst zu über- 
prüfen war, hat man es als Schilderung eines Zustandes genommen und die 
entgegenstehenden sonstigen Quellen vernachlässigt. Hier setzt Dopsch mit 
einer höchst wirksamen Kritik ein und zerstört die Auffassung. daß das ganze 
Frankenrcich von einem geschlossenen, grundherrschaftlichen Villikationssystem 
mit einer instanzmäßig gegliederten Fiskalverfassung überzogen gewesen wäre, 
gründlich. Dopsch weist nach, daß die Grundherrschaften, die königlichen 
sowohl wie die der geistlichen und weltlichen Großen durch Streubesitz charakte- 
risiert waren, so daß vielfach die Villikationsverfassung gar nicht möglich 
gewesen wäre. Der grundherrschaftliche Besitz war hauptsächlich an kleine 
Wirte zu sehr verschiedenartigem Rechte ausgetan, so zwar, daß innerhalb der 
einzelnen Grundherrschaft Freie und Unfreie der verschiedenen Grade neben- 
einander saßen. Das in Eigenbetrieb bewirtschaftete Gebiet des Grundherrn 
ist viel kleiner gewesen, als man bisher angenommen hat, im allgemeinen hat 
es nicht die Ausdehnung des ausgetanen Landes erreicht, vielfach nur einen 
Bruchteil desselben ausgemacht. Mit diesem Nachweis ist natürlich die Vor- 
stellung von der alles beherrschenden und bis ins einzelne regelnden Fronhofs- 
wirtschaft nicht mehr vereinbar, ebensowenig wie die‘ Anschauung von der 
Städtelosigkeit, vom Fehlen eines nicht hofrechtlichen, freien Gewerbes und 
eines einigermaßen entwickelten Handels, von der Alleinherrschaft der Natural- 
wirtschaft und von dem Fehlen einer Geldwirtschaft. Alle diese Anschauungen 
beruhten auf einem spekulativen Ausbau der grundherrschaftlichen Theorie 
und einer falschen oder unzureichenden Interpretation der Quellen. Damit 
soll anderseits aber gewiß nicht die hohe Bedeutung der Grundherrschaft über- 
haupt geleugnet werden, die zweifellos der wichtigste Faktor im Wirtschafts- 
leben der Karolingerzeit gewesen ist. 


Eine zweite mit der grundherrschaftlichen Theorie in Verbindung stehende 
Auffassung ging dahin, daß besonders unter den Karolingern durch Auto- 
traditionen, Verknechtungen hervorgerufen durch den Steuerdruck und die 
Lasten des Kriegsdienstes usw. der Stand der Gemeinfreien allmählich ver- 
schwunden sei, so daß sich gegenüber dem grundbesitzenden Adel eine Masse 
von Unfreien ausgebildet habe, daß es nur mehr Herren und Knechte gegeben 
habe. Wer mit Dopsch das Quellenmaterial durchgeht, wird sehen, daß eher 
das Gegenteil, ein Aufstieg der unteren Klassen, sich mit großer Sicherheit fest- 
stellen läßt und daß es besonders Freie immer in namhafter Zahl gegeben hat. 
Natürlich sind nicht alle diese Erkenntnisse neu, aber auch hier ist es das Ver- 
dienst von Dopsch, alle Belege und Nachweise für ein einheitliches Bild 
zusammengebracht zu haben. Im allgemeinen trifft eben auch für die Karolinger- 
zeit zu, was wir jederzeit bemerken, daß das ständische Gefüge der Gesellschaft 
in urunterbrochener Umbildung begriffen ist, die aber keineswegs ausschließ- 
lich zum schlechteren führt. Auch ist die Mannigfaltigkeit der rechtlichen und 
sozialen Gliederung der Bevölkerung dort, wo die germanische Rechtsauffassung 
geherrscht hat, eine so große, daß sie nicht mit einem Schlagwort erschöpfend 
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und zutreffend bezeichnet werden kann. Für den Wirtschaftshistoriker ist 
aber hauptsächlich wichtig, daß die verschiedenartige rechtliche Stellung in 
noch höherem Maße eine verschiedenartige wirtschaftliche Betätigung des 
einzelnen und entsprechende Gliederung der Bevölkerung zuließ. 


Das dritte Hauptergebnis des Werkes von Dopsch besteht in dem Nach- 
weise, daß durch die Tätigkeit Karls des Großen zwar vieles verbessert, manche 
Entwicklung gefördert worden ist, daß es sich aber dabei nicht um grundstürzende 
Änderungen des gesellschaftlichen Gefüges gehandelt hat, sondern um wohl- 
erwogene Weiterbildung des Überkommenen. So wie die sogenannte Völker- 
wanderung nicht einen gänzlich kulturlosen Zustand herbeigeführt hat, sondern 
die von den Römern ererbten Wirtschafts- und Rechtseinrichtungen beibehalten 
und weitergebildet wurden, gleichwie auch auf den geistigen Errungenschaften 
des Altertums, Griechenlands, Roms und Byzanz’ das Mittelalter in seiner Weise 
allmählich aufgebaut hat, so ist auch die Tätigkeit Karls des Großen nicht etwas 
unerhört Neues gewesen. Wohl aber hat sie nach den Zeiten der politischen 
Zerrüttung unter den letzten Merowingern durch Aufrichtung einer kräftigen 
staatlichen Gewalt die Möglichkeit zu neuer gedeihlicher Entwicklung geschaffen. 
Ein frischer Zug ging durch das geistige, öffentliche und wirtschaftliche Leben 
des Volkes, gleichwohl ist die Signatur der Zeit Ausbau des Ererbten, Fort- 
entwicklung also, nicht grundsätzlicher Neubau. Die Zeit der späteren Karolinger 
galt immer als eine solche des Verfalles, vom Standpunkte der weltpolitischen 
Bedeutung des Frankenreiches aus mit Recht, ater Dopsch kann doch darauf 
hinweisen, daB eben im 9. Jahrhundert jene Grundlagen ausgebaut wurden, 
auf denen dann die Verfassung des Deutschen Reiches in der Kaiserzeit beruhte. 
daß damals die Keime gelegt wurden für die Entstehung kleinerer, aber inner- 
lich kräftiger Staaten, die das vollenden konnten, was dem Gesamtreiche nicht 
dauernd gelungen ist. 


Von den sonstigen zahlreichen Ergebnissen möchte ich in erster Linie auf 
das neue Kapitel über die Städte hinweisen. Dopsch hat unter Heranziehung 
eines sehr breiten Quellenmaterials die bisherigen Theorien überprüft, ihnen, 
ohne selbst eine neue Theorie aufzustellen, die historischen Tatsachen entgegen- 
gehalten und dabei Gelegenheit gefunden, aus den bisherigen Theorien den 
richtigen Kern herauszuschälen. Vom Standpunkte des Nationalökonomen 
ist es besonders zu begrüßen, daß Dopsch gerade auf das wirtschaftliche Moment 
im Städtewesen sein Augenmerk richtet. Bisher galt Deutschland in der Karo- 
lingerzeit abgesehen, von den Römerstädten, die aber sicher auch in ihrer Bedeu- 
tung unterschätzt worden sind, als ein städteloses Land. Der rechtsgeschicht- 
lichen Betrachtungsweise mochte die Ansicht entsprechen, der Wirtschafts- 
und Gesellschaftshistoriker aber wird die Frage von vornherein ganz anders 
stellen. Für ihn lautet sie so, ob es damals schon Bildungen gegeben hat, deren 
Funktion im Gesamtorganismus der Wirtschaft die der Städte gewesen ist. 
Für ihn ist also das Stadt- oder Marktrecht, das eigene Gericht, die Ummauerung, 
die Autonomie usw. nicht das Wesentliche. so sehr er die tatsächliche Bedeutung 
dieser Momente für die weitere Entwicklung anerkennen wird. Diese Frage 
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haben sich nun die Wirtschaftshistoriker im allgemeinen nicht gestellt, sondern 
sie haben sich an die Forschungsergebnisse der Rechtshistoriker gehalten, da 
ihnen diese eben für die grundherrschaftliche Theorie als Stütze verwendbar 
schienen. Es ist nun sehr wichtig, daß Dopsch die Frage nach dem Bestande 
von Städten im bejahenden Sinne gelöst hat. Dadurch ist auch der wirklichkeits- 
fremden Konstruktion des grundherrlichen Handels an den Fronhöfen die Berech- 
tigung endgültig genommen. Es ist freilich nicht leicht möglich, sich von der 
Größe und Bedeutung des städtischen Handels in dieser Zeit eine bestimmte 
Vorstellung zu machen. Dopsch hat auch darüber ein reiches Material bei- 
gebracht und zusammengefügt. Grundsätzlich möchte ich jedenfalls betonen, 
daß der Handel, dessen Funktion in der Vermittlung und Einleitung der arbeits- 
teiligen Wirtschaft besteht, erst dann diese volkswirtschaftliche Bedeutung 
erlangt, wenn er über den Verkehr mit Luxusgütern, wie Pelzen, ausländischen 
Gewürzen, Schmuckgegenständen usw. hinaus regelmäßig jene Güter erfaßt, 
‚welche überall hergestellt werden können, bei denen also der Preis und damit 
der Wettbewerb entscheidend wird. Für die theoretische Betrachtung müssen 
wir den Handel mit Luxusgütern scheiden von dem mit Gütern von Seltenheits- 
wert, die aber für den erreichten Grad der Wirtschaftskultur notwendig oder 
überhaupt lebensnotwendig sind, wie Eisen, Salz, mitunter Getreide usw. und 
endlich von jenem Verkehr mit Gütern, deren Herstellung irgendwo konzentriert 
ist. obwohl diese Gründe nicht zutreffen. Bei den ersten zwei Kategorien 
ist die Arbeitsteiligkeit zumeist von der Natur bedingt, im letzten Falle ent- 
spric'it sie dem Stande der Herstellungs- und Verkehrstechnik, also in besonderen 
Maße dem Grade der wirtschaftlichen Entwicklung im weiten Sinne, während 
die erste Kategorie auf dem Reichtum einzelner, man kann vielfach auch sagen, 
auf der Besitzverteilung, die zweite auf den Bodenverhältnisse beruht. Es scheint 
mir nun allerdings die Annahme berechtigt, daB die letzte Kategorie von Handel 
und Verkehr in Deutschland in der Karolingerzeit noch wenig entwickelt war. 


Es ist Dopsch sicher beizustimmen, daß es in den Städten und auch auf 
dem flachen Lande bereits freies Gewerbe gegeben hat, und daB man bei etwa 
vorkommenden Organisationen aus der Karolingerzeit nicht an solche nach der 
Art der Zünfte denken darf. Dazu war die Orzanisierung des städtischen Lebens 
noch zu sehr im Fluß; auch soll man vor dem Aufkommen des Zunftzwanges 
von einer Zunft lieber nicht sprechen. Für den Zunftzwang ist aber erforderlich, 
daß die Zunft ein gewisses Monopol besitzt. Das war für diese frühe Zeit aus- 
geschlossen, zudem dürfte auch die relative Bedeutung des hofrechtlichen und 
Landeewerbes noch so hoch einzuschätzen sein, daß die Bestrebungen nach 
zünftischen Monopolen noch nicht wirksam werden konnten. Beim ländlichen 
Gewerbe. gleichgültig, ob es überhaupt hofrechtlich oder frei war, wird man für 
diese Zeit annehmen können, daß es zumeist von der Grundherrschaft wirtschaft- 
lich so stark abhing, daß es ohne Rückhalt bei ihr nicht leicht bestehen konnte; 
die Handwerkerlehen möchte ich als einen besonderen Beleg dafür ansehen. 
Diese Handwerkerlehen beweisen aber auch, daß die Grundherrschaft tatsäch- 
lich ein werktätiges Interesse am Gedeihen der Gewerbe genommen hat. 
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Es drückt sich darin sicherlich auch das Streben nach Autarkie innerhalb der 
Grundherrschaft aus. Gewiß ist diese Autarkie nicht wirklich erreicht worden, 
aber das’ Streben danach war vorhanden und bildete einen für die wirtschaft- 
liche Entwicklung mächtigen Faktor. 


Nach der alleemeinen Lehre soll die Periode der Geldwirtschaft etwa im 
12. Jahrhundert eingesetzt haben, während vorher nech die Naturalwirtschaft 
geherrscht habe. Es ist sehr schwierig, bei einer längeren Entwicklung eine 
bestimmte Grenze zwischen zwei Perioden zu ziehen, denn die Übergänge erfolgten 
allmählich. Dopsch verweist mit zahlreichen Belegen auf die kräftig ent- 
wickelten Ansätze zur Geldwirtschaft, die es unmöglich machen, die Karolinger- 
zeit als ein Zeitalter der reinen Naturalwirtschaft zu bezeichnen. 


In der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur galt es bis vor kurzer Zeit als 
ausgemacht, daß die Germanen zu der Zeit, da sie in das Licht der Geschichte 
-eintraten, noch im Zustande des Urkommunismus lebten. Dopsch hat in den 
„Grundlagen die Belegstellen aus Cäsar und Tacitus kritisch überprüft 
und wie mir scheint ganz mit Recht festgestellt, daß diese Schilderungen kriege- 
rische Verhältnisse zur Voraussetzung haberr. Wir wissen heute, daß die Germanen 
schon Jahrtausende vor Beginn unserer Zeitrechnung in Deutschland seBhaft 
waren und einen verhältnismäßig schr hoch entwickelten Ackerbau betrieben 
haben. Aus diesem Grunde erscheint der Kommunismus um Christi Geburt 
unwahrscheinlich, anders war es natürlich bei der Verteilung von erobertem 
Land, wo fürs erste gewiß eine Art Gesamteigentum des Stammes bestanden 
haben mochte. Nun hat man allgemein in der „Markgenossenschaft‘‘ einen 
Uberrest des Urkommuni:mus, des Gesamteigentums des Volkes, Stammes, 
Dorfes usw. an der Mark gesehen; neben der gemeinsamen Nutzung an der Mark 
soll diese marksenossenschaftliche Organisation in einem Einspruchsrecht gegen 
die Niederlassung von Ausmirkern, einem bestimmten Erbrecht usw. zum Aus- 
druck gekommen sein. Dopsch weist demgegenüber auf ähnliche Bestimmungen 
im römischen Reich über Vicinenerbrecht hin und hat durch scharfsinnige Kritik 
die Bedeutung der bisher für die Markgenossenschaft gebrauchten Quellen- 
stellen beleuchtet und festgestellt, daB wir quellenmäßig über die alte Mark- 
genossenschaft so gut wie keine sicheren Nachrichten haben. Gleichzeitig weist 
er auf die Einwirkungen hin, die von der Grundherrschaft ausgehend die Aus- 
bildung von solchen Genossenschaften gefördert haben. Er kommt dann zu 
dem Schlusse, daß die Ableitung der Markgenossenschaft von der alten Volks- 
gemeinde unzulässig sei und daß man von einer Markgenossenschaft nur dann 
sprechen dürfe, wenn man in ihr nicht mehr als ,,die Gesamtheit der an dieser 
Mark Nutzungsberechtigten als Genossen“ zusammengefaßt sieht. Jedoch geht 
Dopsch auf die Verfassung dieser Markgenossenschaft nicht näher ein. Dagegen 
hat besonders H. Wopfner die alte Theorie verteidigt. Es ist schwer, bei dem 
lückenhaften Stande der Quellen zu einem sicheren Urteile zu kommen. Im 
ganzen möchte ich die Auffassung von Dopsch als richtig anerkennen, dab 
die organisierte Markgenossenschaft erst in Wirksamkeit trat, als der Umfang 
der Marken anfing, beschränkt zu werden, als man allmählich das Wildland, 
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das bis dahin kein wirtschaftliches Gut war, rodete und in die Wirtschaft ein- 
bezog. Erst von diesem Zeitpunkte ab kann die Frage des Eigentums eine 
Bedeutung gewonnen haben, erst von da an bestand ein Bediirfnis nach Regelung 
der Nutzung. Wann aber dieser Zustand eintrat, wird sich nicht genau sagen 
lassen, jedenfalls war der Zeitpunkt sicher örtlich sehr verschieden. Ich hielte 
es aber nicht für ausgeschlossen, daß diese Genossenschaft dann Rechte über- 
nommen hat, die aus den römischen Verhältnissen hergeleitet wurden. Irgend- 
eine Organisation mußte die auch von Dopsch zugegebene Markgenossen- 
schaft jedenfalls gehabt haben, um eine Regelung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten herbeizuführen. Damit schiene die Lösung des Problems in der Richtung 
gegeben, daß die Markgenossenschaft in der Form, wie wir sie sicher erkennen, 
nicht vom altgermanischen Urkommunisınus abstammte, sondern zur Aus- 
bildung gelangte, als eine Organisation der Nutzung des bisherigen Wildlandes 
erforderlich wurde und daß sie auch römisch-rechtliche Bestimmungen über- 
nahmt). Ihre Schicksale sind besonders in der späteren Zeit von der Grund- 
herrschaft wesentlich beeinflußt worden. 

Es ist nicht möglich, alle Ergebnisse der Forschungen von Dopsch auch 
nur zu erwähnen. Es gibt kaum einen Satz der alten Lehrmeinungen, der durch 
Dopsch nicht eine Überprüfung und Veränderung gefunden hätte. Vieles war 
ja schon vorher gesagt worden, entscheidend aber ist, daß ein Forscher alle 
Quellen gleichmäßig und einheitlich durchgearbeitet hat, wodurch es möglich 
wurde, alle Verhältnisse nach einem einheitlichen Schema als Teile eines Gesamt- 
bildes zu untersuchen. Dopsch hat es sich nicht zur Aufgabe gestellt. neue 
Theorien aufzustellen, neue Konstruktionen durchzuführen, er will feststellen. 
was aus den Quellen bei eindringlichster Kritik zu ermitteln ist. Sein Verdienst 
ist es, wenn man heute die Karolingerzeit als die in wirtschaftsgeschichtlicher 
Hinsicht am besten durchgearbeitete Zeit des ganzen Mittelalters bezeichnen 
kann. Gerade deshalb können wir nur mit dem Wunsche schließen, Dopsch 
möge seine Forschungen auch auf die folgende Zeit ausdehnen, um so zum 
späteren Mittelalter hinüberzuleiten. 


1) In der zweiten Auflage des ersten Bandes der „Grundlagen“ (Wien 1923, S. 350 ff) 
kommt Dopsch neuerdings auf die Frage der Markgenossenschait zurück und verwertet 
die Ergebnisse der Arbeiten von K. Schumacher und R. Dürrer, durch die seine Ansicht 
eine sehr wichtige Stütze erlangt, da sich ein unmittelbarer Zusammenhang der Mark 
mit der römischen Agrarverfassung ergibt. 
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I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. 


Jakob Baxa, Finfiihrung in die romantische Staatswissenschaft. 
Mit 13 Bildnissen. Gr.-8°, Jena 1923, Gustav Fischer. VIII und 183 S 


Mit diesem Büchlein ist ein großer Wurf gelungen. Sieht man von 
geringen Ausnahmen ab, so kann man sagen, daß unsere gesamte akademische 
Staatswissenschaft und Volkswirtschaitsiehre heute, sei es bewußt, sei es 
unbewußt, individualistisch eingestellt ist. Von Jellinck bis zu Kelsen, von 
Menger und Adolf Wagner bis zu Böhm-Bawerk und selbst bis zur geschicht- 
lichen Schule sind die Lehrbücher, Hauptlehren und Hauptbegriffe im Grund 
individualistisch gefaBt, wenn auch in der letzten Zeit immer mehr Einschrän- 
kungen und universalistische Lehrstücke (namentlich in der Verfahrenlehre) 
hinzukamen. 

Jedem Lehrer daher. welcher die ganze individualistische Staats-, Gesell- 
schafts- und Wirtschaftslehre als im Grundgedanken verfehlt zurückweisen und 
den Jünger auf eine organische, universalistische Auffassung hinführen möchte, 
fällt es schwer. der geschlossenen Phalanx des individualistischen Schrifttums, 
an dem seit Jahrhunderten, nämlich seit der Aufklärung. ja seit der Renaissance 
gearbeitet wurde, auch nur das nétigste an universalistischen Schriften entgegen- 
zrisetzen. 

iu Bixas Werk ist nun ein Buch gegeben, das man allgemein der individuali- 
stischen Ideenrichtung gegenüberstellen kann, da es die Staats-, Gesellschafts- 
und Wirtschaftslehren der gesamten universalistisch-romantischen Schriftsteller 
zusammenfassend vorführt., Baxa, gesenwärtig wohl der beste Kenner der 
romantischen Staatswissenschaft, war durch archivalische Forschungen über 
Adam Müller und durch jahrelange beharrliche Sammlung des bunten, weit ver- 
streuten Stoffes der romantischen Schriften wie keiner dazu berufen, uns ein 
solches Buch zu schenken. 
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Baxa teilt seinen Stoff in „Vorromantik“, „Frühromantik“ und „Spätroman- 
tik“. In der „Vorromantik“ werden (außer Burke) Fichte, Schlegel und Görres in 
ihrem Ringen um die Befreiung aus der Aufklärung vorgeführt. Im Abschnitt 
„Frühromantik‘ sind Fichte, Novalis, Fr. Schlegel, Görres, Kleist, Adam Müller 
mit ihren zugehörigen Werken vertreten; im Abschnitt Spätromantik: Fichte, 
Adam Müller, Gentz, Haller, Fr. Schlegel, Baader, Brentano, Tieck und Eichen- 
dorff. Manches ist hiebei geradezu neu erschlossen, wie Novalis, dessen „Fıag- 
mente“ hier zum ersten Male eine systematische Darstellung finden, und 
Fr. Schlegels „Philosophische Vorlesungen“ von (1804) sowie A. Müllers Vor- 
lesungen über Friedrich JJ. (1810). 

Eine glückliche Darstellungsweise kommt dem Verfasser bei der Lösung 
seiner schwierigen Aufgabe zu Hilfe: er läßt überall die Quellen selbst sprechen, 
er erläutert und erklärt sie und gibt in einem Sach-, Namen- und Schriften- 
verzeichnis dem Studium willkommene Hilfsmittel an die Hand; was aber 
besonders wertvoll ist, er stellt in den wichtigsten Fällen durch Verweise auf 
das heutige Schrifttum und die heutigen Lehren die Brücke zur lebendigen 
Gegenwart her. In diesem Punkte hätte vielleicht mehr geschehen können, auch 
die Deutung des Philosophischen in den Lehrgebäuden der einzelnen Roman- 
tiker und noch manches andere hätte sich der Unterzeichnete ausgreifender und 
in tiefer schürfender Weise gewünscht, aber das sind Einzelheiten, die den 
erwähnten durchschlagenden Vorzügen gegenüber zurücktreten. In dem kleinen 
Buche wird das Ganze des universalistischen Wollens aufgerollt, in ihm sind 
die guten Geister des deutschen Volkes beschworen. 

Möge nun das Buch, dem gleichsam als Schutzgenien die wohlgelungenen 
Bildnisse von zwölf Romantikern beigefügt wurden, wohlgemut seine Reise 
antreten. Unsere nach lebendiger Wissenschaft lechzende Jugend wird es, dessen 
bin ich sicher, überall freudig begrüßen. | 


Wien. Othmar Spann. 


Heinrich Konrad, Das natürliche System der menschlichen Gesell- 
schaft oder die Entstehung der Arten im periodischenSystem 
der sozialen Elemente. Kl.-8°. Wien 1922. Manzsche Verlags- und Univer- 
sitätsbuchhandlung. 231 S. 


Die Gesellschaftstheorien lassen sich in zwei wohl unterscheidbare Gruppen. 
einteilen: die philosophischen und die naturwissenschaftlichen Theorien. Zu 
den ersten rechnen wir Theorien vom Typus der platonischen, der augustinischen, 
der Lehren Fichtes und Hegels; zu den zweiten die volkspsychologischen 
Versucbe, Wechselwirkungstheorien, Beziehungslehren. Das Werk Konrads 
zählt zweifellos zur ersten Gruppe, zu den Gesellschaftslehren als Höhepunkte 
eines philosophischen Systems. 

Für Konrad baut sich die Welt des Sozialen in neun Grundbegriffen auf; 
sie lauten der Reihe nach: Beharrung, Wettbewerb, Ökonomie, Spezialisierung, 
Arbeitsvereinigung, Anpassung, Auslese, Entwicklung, Organisation. Die Wirk- 
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samkeit dieser Grundbegriffe oder Elemente läßt sich an jeder sozialen Art 
' aufweisen. Die sozialen Arten entstehen, indem eines der genannten Elemente 
nach dem andern artbildend oder differenzierend auftritt. So wird z. B. 
die Reihe der Elemente differenziert nach dem Element der Beharrung 
und wird dadurch zum , Wissen‘, an dem sich nun wieder die neun Grundbegriffe 
zeigen lassen. Die Differentiition nach dem Prinzip der Ökonomie ergibt die 
Art der „Wirtschaft“ usw. 


Um die Begriffe des Systems zu entwickeln, verwendet Konrad eine eigen- 
tümliche antithetische Methode. Er stellt nämlich die Differentiation der Reihe 
als subjektiven Begriff heraus und läßt in Entgegensetzung zu ihm die Be- 
griffe sich aufbauen. Die Reihe der Wirtschaft z. B. sind definiert als „die 
Ableitung und Vergegenständlichung des Bedarfs in Vermögenselementen‘“ 
und der erste Begriff der Wirtschaft, das Nötige, wird beschrieben: „Der Bedarf 
ist das Nötige im sıbjektiven, das Gut das Nötige im objektiven Sinn.“ Damit 
ist vielleicht an die Wurzel des Konradschen Systems gerührt: Auf der einen 
Seite vollzieht sich der logische Aufbau der Begriffe, auf der anderen stehen 
BewuBtsemsqualitaten, denn Konrad sagt ganz ausdrücklich: ‚Der Bedarf 
ist die Bewußtseinsqualität, welche die Wirtschaft bestimmt. Im letzten Grunde 
entspringt er aus dem Leben, aus der Natur, aus der Gemeinschaft.“ Da man 
aber die Bewußtseinsqualitäten doch nicht anders auffassen kann, denn als 
subjektive Wendungen der logischen Differentiationen, ergibt sich ein eigen- 
tümlich logisch-psychologischer Synkretismus, der es ermöglicht, die an sich 
logischen Begriffe zugleich als Vergegenständlichungen, als Erfüllungen oder 
` Befriedigungen von Bewußtseinsqualitäten zu charakterisieren. Damit aber 
gewinnt Konıad, was die meisten großen Gesellschaftsphilosophen vor ihm 
wollten: ein natürliches System der sozialen Elemente, d. h. ein bestes 
System, welches verwirklicht werden soll. Das Werk Konrads tritt mit der 
Absicht auf, seine Ergebnisse unmittelbar für die Praxis des Gesellschafts- 
lebens fruchtbar zu machen. „Wer von den Berufenen die Ordnung erkennt, 
kann nicht zögern, tätig zu werden als Werkmeister besserer Zukunft." (S. IV.) 


Vom Standpunkt des kritischen Idealismus ist diese Methode und Argumen- 
tationsweise kaum haltbar, aber dieser Einwand sagt nichts gegen den Wert 
der vorliegenden Arbeit. Den Wirtschaftstheoretiker wird vor allem die Ansicht 
Konrads über das Gut interessieren: „Güter sind objektive Bedarfe der Wirt- 
schaft (in unserer Betrachtung) nicht in Geld, nicht in Preisen und dergleichen, 
sondern in natura, in objektiven Wirtschaftselementen.“ Zu den Gütern aber 
gehören auch „Wissen, Macht, Sitte, Bildung usw.“ Das wirtschaftliche Handeln, 
welches sich auf Bedarfsdeckung richtet, wäre also in einer Theorie zu finden, 
welche wohl zu trennen ist von jener anderen Theorie, die es mit extensiven 
(Geld-)Größen zu tun hat. Vielleicht liegt die Lösung des Problems des wirt- 
schaftlichen Handelns darin, daß alles Handeln, im weitesten Sinne, wirtschaft- 
lich ist. 

Mit diesen wenigen kurzen Hinweisen ist der außerordentliche Gehalt des 
Werkes noch nicht einmal angedeutet, und wenn man in den Einzelheiten auch 
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manches auszusetzen hätte, kann man sich doch dem Eindrucke nicht ver- 
schließen, daB hier ein ungewöhnlich weiter und scharfer Geist tätig war und 
ein Werk geschaffen hat, das neben anderen seinen Platz wohl behaupten wird. 


Wien. Erich Voegelin. 


Georg Mehlis, Die deutsche Romantik. 8°. München 1922, Verlag 
Rösl & Cie. (Bibliothek der Weltgeschichte.) 358 S. 

Die Kulturbewegung der deutschen Romantik zieht in unserem Volke immer 
weitere Kreise. Seit die große Dichterin Ricarda Huch am Beginn unseres Jahr- 
hunderts den Sinn und das Interesse für diese tiefe, echt deutsche Richtung wieder 
zu neuem Leben erweckte, hat sich ein reichhaltiges, jährlich wachsendes Schrift- 
ttm um die Romantik gebildet. Zu denjenigen Büchern, die über den sonstigen 
Durchschnitt dieses Schrifttums weit emporragen, zählt das uns vorliegende 
Werk von Georg Mehlis das mit seinen wertvollen Gehalt eine klare, leicht- 
faBliche Ausdrucksweise verbindet, so daß es sich nicht nur an den engen Kreis 
der Fachgelehrten, sondern auch an alle gebildeten Laien wendet, die für diese 
Ideenrichtung Interesse empfinden. 

Das große Verdienst von Mehlis liegt darin, daß er die Romantik von vorn- 
herein, ganz abgesehen von ihren ursprünglich rein künstlerischen Bestrebungen, 
als Kulturrichtung auffaßt und dementsprechend den Hauptton auf die Dar- 
stellung ihrer Philosophie lect. „Die Romantiker trugen die philosophische Frage 
an alle Gegenstände des Lebens heran, nicht nur an die großen Wertverhältnisse 
des Lebens wie Freundschaft und Liebe, sondern auch an Kleinigkeiten, über 
welche die frühere Philosophie hinwegzesehen hätte .... Im Sinne der Romantik 
ist nichts unbedeutend, weil nichts vereinzelt ist. Und so bezieht sich die roman- 
tische Philosophie auf das Größte und auf das Kleinste, auf das Weiteste und 
Umfassendste, auf das Engste und Beschränkteste.‘‘ (S. 143.) Als Heros der 
romantischen Philosophie erfährt Schelling cine würdige und eingehende 
Darstellung, wobei sich der Verfasser nıit Ehrfurcht und Liebe in dieses grandiose 
System versenkt, das heutzutage leider fast gar nicht beachtet wird. Sehr schön 
ist auch der Vergleich zwischen der Naturphilosophie Schellings und (Goethes 
gelungen. 

Mit den gesellschafts- und staatswissenschaftlichen Ansichten der deutschen 
Romantik befaßt sich Mehlis zwar nicht ex professo, doch erkennt man aus 
den kurzen Stellen, die darüber handeln, daß der Verfasser auch hier das Richtige 
getroffen hat. ‚In ihrer sozialen Einstellung“ schreibt Mehlis über die Roman- 
tiker, „ist das (remeinschaftsgefühl besonders stark entwickelt. Der Romantiker 
ist im höchsten Sinne Gemeinschaftswesen. Alle Isolation und Trennung, Fin- 
samkeit und Abgeschiedenheit oedeutet Mangel und Schmerz. Nur in der innigen 
Beziehung von Mensch zu Mersch ist Erfüllung unseres Daseins zu finden. Des- 
wegen ist ihnen aller extreme Individualismus, so ganz be:onders der Indi- 
Vidualismus und Atomismus der Aufklärung, verhaßt, weil er die Gleichheit 
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und Gleichwertigkeit aller Menschen betont und dadurch notwendig zur 
Auflösung der sozialen Bindungen und zur Erschütterung des Gemeinschafts- 
lebens führen muß, wie die französische Revolution gezeigt hat.“ (S. 41). In 
diesen Worten ist der universalistische Geist der Romantik schon klar 
erkannt. 

Neben der überaus eingehenden Darstellung der romantischen Philosophie 
ist. die der romantischen Dielitung mit ihrem weiten, dichtverschlungenen Zauber- 
wald freilich etwas zu kurz geraten, vielleicht mit bewußter Absicht des Ver- 
fassers, weil gerade hier die Darlegungen Rudolf Havms und der Ricarda Huch 
schwer zu übertreffen sind. Als Ganzes genommen ist das Werk von Mehlis 
jedoch eine schöne und wertvolle Bereicherung des romantischen Schrifttums 
und überz!l von einem echt philosophischen Geiste getragen, der wenn irgendwo, 
so gerade bei der Schilderung dieser unvergänglichen Ideenrichtung voll und ganz 
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Wien. Jakob Baxa. 


II. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Grundriß der Sozialökonomik, VII. Abteilung: Land- und forstwirt- 
schaftliche Produktion, Versicherungswesen. Tübingen 1922. Verlag 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


Im Rahmen dieses Grundrisses wird das, was in der Wissenschaft unter 
dem allerdings sehr wenig prägnanten Sammelbegriff „Agrarpolitik“ zusammen- 
gefaßt zu werden pflegt, unter dem Buchtitel ,,Land- und forstwirtschaftliche 
Produktion‘ gebracht. In einem erweiterten Sinne dessen ließe sich natürlich 
über die eigentliche „Produktionspolitik“ hinaus allerdings auch unter diesem 
Titel alles, was mit der wirtschaftswissenschaftlichen Seite der Bodenproduktion 
in näherem oder entfernterem Zusammenhange steht, einordnen: also auch 
Agrargeschichte, Agrarverfassung, Agrarkredit, Genossenschaftswesen, Siedlungs- 
frage, Landarbeiterfrage usw., ja sogar die eigentlich privatwirtschaftliche 
Seite des Landbaues, die sogenannte „landwirtschaftliche Betriebslehre‘ 
einbegreifen. Letzteres geschieht hier nun tatsächlich und die Frage bleibt 
nur hiebei vorweg offen, inwieweit dies mit dem herkömmlichen Begriff 
der „Sozialöükonomik“ zu vereinbaren ist, während dafür aus dem 
Rahmen der eigentlichen Agrarpolitik wichtige und unentbehrliche Teile 
fehlen. Ein Blick auf die einzelnen, durch Aufsätze vertretenen‘ Teilgebiete 
zeigt dies sofort. Es sind folgende: I. Epochen der deutschen Agrargeschichte 
(Werner Wittich), II. Die Okonomik des landwirtschaftlichen Betriebes (Theodor 
Brinkmann), III. Der Bodenpreis und seine Bestimmungsgründe (Josef 
Eßlen), IV. Agrarverfassung: Begriffliches «ind Zuständliches (Karl Grünberg.) 
Reformen und Umwalzungen seit dem Weltkriege (Eduard Wegener), V. Agrar- 
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kredit (Heinrich Mauer), VI. Landwirtschaft und Absatz (Wilhelm Wygo- 
dzinski), VII. Forstwesen (Hans Hausrath). Vom systematischen Standpunkte 
cines notwendigerweise auf möglichst vollständige und allseitige Erfassung des 
Stoffes gerichteten nationalökonomischen Standard-Werkes, welches über alle 
hauptsächlichen Fragen des nach gewissen Haupteinteilungsgründen zu behan- 
delnden Stoffes in wirtschaftstheoretischen, wie -geschichtlichen und -politischen 
Einzeldarstellungen Aufschluß geben soll, treten hier offensichtliche Lücken - 
zutage. So fehlt vollständig ein Aufsatz über Landarbeite.trage und ländiiches 
Arbeitsverhältnis, über ländliches Siedlungswesen, über agrarische Operationen 
(sogenannte Gemeinheitsteilungen, Ablösung und Regulierung der Wald- und 
Weideservituten, Meliorationen usw.), über ländliches Genossenschaftswesen, 
Interessenvertretung, ländliches Unterrichts- und Versicherungswesen, Getreide- 
zülle und Agrarkrisen usw.). — Dies ist eine allerdings schwer vermeidbare Folge 
der grundsätzlichen Anlage des Werkes, welches nicht die Behandlung je eines 
ganzen Teilgebietes in die Hand je eines Autors (eventuell mit einer Reihe 
von Mitarbeitern) legt, sondern durch selbständige, voneinander unabhängige 
Teilaufsätze ein dann notwendig unvollkommenes Gesamtbild des Stoffes zu 
erwecken sucht. Je nach der Gründlichkeit des Verfassers sind auch die einzelnen 
Themen vollständig ungleichmäßig bearbeitet. So werden die „Epochen der 
deutschen Agrargeschichte‘“ in allerknappstem Umriß auf 26 Seiten abgetan, 
während die privatwirtschaftliche Betriebslehre des Landbaues von Brinkmann 
fast 100 Seiten des Gesamtstoffes absorbiert. Nach kurzen Ausführungen 
Eßlens über den Bodenpreis folgt dann die gründlichere und systematisch gut 
angelegte Darstellung der älteren Agrarverfassung von Grünberg, bis nahe an 
die Gegenwart durch einige der neueren Erscheinungen seit dem Weltkriege 
ergänzt durch Wegener, wobei allerdings nicht auf die veränderte Stellung und 
Lage der Landwirtschaft in Mittel- und Osteuropa infolge der Friedensverträge 
und der Weltwirtschaftskrise des näheren eingegangen wird. Eine ebenfalls 
systematisch gut angelegte Darstellung des Agrarkredites von Mauer und ein 
kleiner Aufsatz von Wygodzinski über landwirtschaftliche Absatzverhältnisse 
schließen bereits die eigentliche wissenschaftliche „Agrarpolitik“ ab. Dann folgt 
wieder ein im Verhältnis zum übrigen etwas lang geratener Aufsatz über ,,Forst- 
wesen‘ (Hausrath), der sich aber nicht auf „‚Forstpolitik“ im eigentlichen Sinne 
eines Zweiges der Volkswirtschaftspolitik beschränkt, sondern abermals eine 
privatwirtschaftliche Darstellung der ,,forstlichen Betriebslehre‘ ist (5 Seiten), 
so daB also vom Gesamtwerke (Abteilung VII ausschließlich Versicherungswesen 
297 Seiten) etwa die Hälfte Darstellungen vom Standpunkte der privatwirt- 
schaftlichen Betriebslehre gewidmet ist, während große und wichtige allgemeine 
Gebiete der Agrar- wie eigentlichen Forstpolitik überhaupt unberührt geblieben 
sind. 


Als zweites Problem wird in diesem Bande noch das Versicherungswesen 
(und zwar die sogenannte private Versicherung) behandelt. Der im ganzen auf 
34 Seiten beschränkte Aufsatz kann in solch engem Rahmen naturgemäß kaum 
mehr bieten als eine knappe, der heutigen Bedeutung dieses Zweiges der Volks- 
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wirtschaft schwerlich gerecht werdende Orientierung, welche im Wesen nicht 
über das hinausgeht, was in den großen Handwörterbüchern hierüber zu finden ist. 


Wien. Emanuel Hugo Vogel. 


Eugen von Philippovich. Grundriß der Politischen Ökonomie. 
Zweiter . Band. Volkswirtschaftspolitik. Erster Teil. Dreizehnte 
unveränderte Auflage, VIII und 408 S. — Von der 8. Auflage an bearbeitet von 
Dr. Felix Somary, Tübingen. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1922. 


Derselbe und Felix Somary. Zweiter Teil. Zehnte neubearbeitete Auflage 
XI und 343 S. Tübingen J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1921. 


In Philippovichs „Grundriß‘ besaß die deutsche nationalökonomische 
Literatur bisher eine Gesamtdarstellung der politisch-ökonomischen Probleme 
von unbestrittenem Werte und unbestreitbarer Bedeutung. Bei aller Ungleich- 
heit, die in der Behandlung der einzelnen Probleme und Problemgruppen fest- 
zustellen und die eben bei der Darstellung so mannigfacher und so verschieden 
gearteter Probleme schwer zu vermeiden war, mußte anerkannt werden, daß es 
sich hier um ein Werk handelte, das, was sonst an ähnlichen Werken nicht nur in 
der deutschen Literatur sich fand, an wissenschaftlichem wie didaktischem Wert 
weit überragte. Es war mit einem selten anzutreffenden Maß von wissenschaft- 
licher Gewissenhaftigkeit, Objektivität und Vollständigkeit herausgebracht. 
Es unterrichtete den Lehrer wie den Schüler in gleicher Weise über den Stand der 
Problemstellungen und der Problembearbeitung, über das ihnen zugrundeliegende 
Material, über die sie betreffende Literatur. Das Glanzstück dieses Werkes war 
von jeher der zweite Band, erster Teil, der die Probleme der Agrarpolitik, der 
Gewerbepolitik und der auswärtigen Handelspolitik zur: Darstellung brachte. 
Die Darstellung der Probleme der Agrarpolitik und der auswärtigen Handels- 
politik insbesondere hatte in der meisterhaften Klarheit und Knappheit, mit 
welcher alles Wesentliche, alle entscheidenden Argumente und Gegenargumente 
zum Ausdruck gelangten, nicht ihresgleichen. 

Umso lebhafter ist zu bedauern, daß dieses Werk keinen Schützer und För- 
derer gefunden hat, der sich die Zeit und Mühe nehmen würde, es auf der Höhe, 
auf der es zu Lebzeiten seines Schöpfers gestanden hat, zu erhalten. So ist jüngst 
eine neue Auflage jenes zweiten Bandes, ersten Teils in einer Form erschienen, 
in der es heute — ohne zu übertreiben — leider als völlig wertlos bezeichnet 
werden muß. In dieser Form mutet heute das Werk direkt wie ein vorsintflut- 
liches Fossil an. Man lese beispielsweise den Abschnitt über den ,,Maximalarbeits- 
tag“. Da ist z. B. von einem gesetzlichen „elistündigen Maximalarbeitstag für 
Fabriken“ in Österreich und in der Schweiz wie von einer letzten Errungenschaft 
der Sozialpolitik die Rede. Über den Achtstundentag weiß das Buch nicht mehr 
zu berichten, als daß er „in Australien in größtem Umfang besteht“ und „auch 
in England sehr verbreitet ist“. Von der internationalen Arbeitskonferenz zu 
Washington des Jahres 1919 weiß das eben erschienene und als Erscheinungsjahr 
die Zahl 1922 führende Buch überhaupt nichts. Aber auch das Problem des 
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Maximalarbeitstages und insbesondere des Achtstundentages ist heute ein völlig 
anderes, als es vor zehn Jahren gewesen ist. Handelte es sich damals um die 
Frage einer den Interessen der Arbeiter entsprechenden Begrenzung der Arbeits- 
zeit, so handelt es sich heute um die besondere Form und Gestaltung des Acht- 
stundentages im Interesse der Aufrechterhaltung eines bestimmten Produktivitats- 
grades der Volkswirtschaft und unter Umständen gerade im Gegensatz zu jenem 
Problem um die Frage einer eventuellen Ausdehnung der Arbeitszeit in diesem 
Interesse. Und in ähnlicher Weise haben sich auch eine große Reihe anderer Pro- 
bleme der Gewerbepolitik, der Agrarpolitik und auch der Handelspolitik verändert 
oder verschoben; und viele haben ihre Bedeutung verloren und andere neue 
sind aufgetaucht (die Siedlungsfrage, das Betriebsräteproblem usw.). Insbesondere 
haben sich aber die wirtschaftlichen Verhältnisse auf allen und jedem 
Gebiete von Grund auf geändert. Zahlen und Daten aus der Vorkriegszeit oder 
auch aus der Kriegszeit haben als solche heute nicht den geringsten Wert (sondern 
Nachkriegszeit). Wer diesen Teil des Grundrisses von Philippovich — aus dem 
Jahre 1922 — studiert, bekommt von den wirtschaftlichen Verhältnissen und 
Problemen der Gegenwart nicht nur ein durchaus unzulängliches und schiefes, 
sondern direkt falsches Bild. 


Etwas besser steht es mit der zehnten „neubearbeiteten‘‘ Auflage des zweiten 
Teiles dieses zweiten Bandes aus dem Jahre 1921, in welchem die Probleme der 
Verkehrspolitik, Binnenhandelspolitik, Bankpolitik und Einkommenspolitik 
behandelt sind. Wenn aber im Vorwort behauptet wird, daß sie „vollständiger 
Umarbeitung‘‘ unterzogen worden sei, so muß dies als eine arge Übertreibung 
bezeichnet werden. Als wirklich „umgearbeitet‘‘ können höchstens die Abschnitte 
über die Binnenhandelspolitik und die Bankpolitik bezeichnet werden. Die 
anderen Partien dieses Bandes sind fast (wenn auch nicht ganz) ebenso vernach- 
lässigt worden wie die des ersten Teiles. Von den Veränderungen zum Beispiel, 
die auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens in Mittel- und Osteuropa vor sich 
gegangen sind und die bisherigen Probleme der Eisenbahnpolitik vollständig 
verändert haben, beziehungsweise ganz neue Probleme haben entstehen lassen, 
ist fast keine Notiz genommen. „Die Überleitung der Bahnen der einzelnen Bundes- 
staaten in Reichseisenbahnen wurde im Laufe des Jahres 1920 durchgeführt‘ 
und ‚infolge des Friedens von Saint-Germain sind die österreichischen und 
ungarischen Staatsbahnen auf die Nachfolgestaaten deren Gebiete, sie durchziehen, 
übergegangen‘: das ist alles, was wir hierüber erfahren. Aber wie erfolgte jene 
Überleitung, was hatte sie für Konsequenzen — es mußte doch irgendein Zweck 
mit dieser verkehrspolitischen Maßregel beabsichtigt gewesen sein und sie mußte 
Joch irgendwelche Folgen gehabt haben! — was hatte der Krieg überhaupt 
für Folgen gehabt in bezug auf den deutschen insbesondere preußischen Eisen- 
bahn betrieb (Ist denn die ungeheure Veränderung in den Rentabilitätsverhält- 
nissen nicht ein wirtschaftspolitisch außerordentlich wichtiges Problem ?)? 
„Österreich“ figuriert überhaupt in beiden Bänden größtenteils noch so, als ob 
sich gegenüber dem Zustand zur Zeit der von Philippovich selbst noch heraus- 
gegebenen Auflagen nichts geändert hätte. 


184 Einzelbesprechungen. 


Die „Einkommenspolitik“ ist derart „umgearbeitet‘‘ worden, daß die ,,Lohn- 
politik“ aus dem zweiten „Die Politik des Arbeitseinkommens‘“ betitelten Ab- 
schnitt ausgeschieden und als II. Kapitel in den dritten Abschnitt, welcher 
den Titel „Armenpolitik‘ führt, verlegt wurde. (Es ist wohl anzunehmen, daß 
dies nicht mit Absicht, sondern aus „bloßer‘‘ Schlamperei geschehen ist.) Unter 
den Problemen aer „Lohnpolitik“ sind als Teilprobleme eingereiht: „Die Er- 
höhung der Kaufkraft der Einkommen“, wie man sie sich durch gemeinwirtschaft- 
liche Fürsorge für die Befriedigung des Gesundheits-, des Bildungs- und Nahrungs- 
bedürfnisses erreichbar denkt, und ferner das Problem der „Wohnungsfürsorge‘‘. 
Alle diese Probleme sind aber von viel allgemeinerer Natur und Bedeutung, als 
daß sie unter „Lohnpolitik‘‘ figurieren können. Und gerade diese für die heutige 
Zeit so wichtigen Probleme sind wieder in durchaus unzulänglicher Weise be- 
handelt. Vor allem gilt dies vom Wohnungsproblem. Die Schwierigkeiten dieses 
Problems in seiner heutigen Gestalt sind in keiner Weise gewürdigt, nicht einmal 
die tieferen Ursachen des Problems erkannt und dargestellt. (Die ..Mieter- 
schutzgesetzgebung‘‘ ist doch wohl nur eine Oberflächenerscheinung.) Es ist 
auch in keiner Weise angegeben, wie man sich eine Lösung, eine wirkliche 
` Lösung denken könnte. Alles, was darüber gesagt wird, ist: Es ist nötig, „durch 
Anpassung der Mietzinse an den Geldwert unter steuerlicher Heranziehung 
eines Großteiles der Steigerung die Vorbedingungen für die Wieder- 
belebung privater Bautätigkeit zu schaffen, selbst um den Preis sozialer 
Umschichtungen; die Lösung dieser Frage ist die wichtigste Aufgabe der Woh- 
nungspolitik der Gegenwart“. Zu zeigen, in welcher Weise diese Frage gelöst 
werden könne, wäre aber eben die wichtigste Aufgabe einer wissenschaftlichen 
Darstellung der Wohnungspolitik! Denn so einfach ist es wohl nicht, als daß 
bloß die Vorschriften über die Bindung der Mietzinse außer Kraft gesetzt werden 
könnten und dann alles von selbst ins richtige Geleise käme. 


Was diesem zweiten Band des Grundrisses besonders not tite, wäre eine Er- 
gänzung des den wirtschaftspolitischen Problemen zugrunde liegenden Materials, 
eine wenigstens beiläufige Schilderung der Entwicklung der tatsächlichen Ver- 
hältnisse der Nachkriegszeit auf Grund der neueren statistischen Daten (zum 
Beispiel der Arbeitslosenziffern in den verschiedenen Ländern und dergleichen). 
Eine bloß abstrakte Behandlung gerade solcher konkreter und aktueller Probleme 
ist nicht nur uninteressant und langweilig, sondern auch wissenschaftlich wie 
praktisch von geringem Wert. 


Es soll nicht geleugnet werden, daß es keine Kleinigkeit ist, ein solches um- 
fassendes Werk wie den Philippovich schen Grundriß nicht nur auf der Höhe 
der Zeit zu halten, sondern, wie es sicher in der Absicht des Verfassers gelegen 
war, noch ständig zu verbessern. Das kann nur jemand, der in der Lage ist, 
sich dieser Aufgabe gewissermaßen als Lebens- oder Berufsaufgabe zu widmen. 
Der Grundsatz ‚Besser schlecht als gar nicht“ kann aber hier jedenfalls am aller- 
wenigsten gelten gelassen werden. 


Prag. Alfred Amorn. 
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Totomianz, Die Konsumvereine in Rußland. Mit einem Geleitwort von 
R. Wilbrandt. Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 150, II. Gr.-8°. München 
1922, Duncker & Humblot. 70 S. 


Von den Sonderabhandlungen über Konsumvereine, die der Verein für Sozial- 
politik herausgibt, ist die über Rußland durch die ganz außerordentliche Ent- 
wicklung der dortigen Verhältnisse besonders anziehend. Schon vor dem Kriege 
ging dort die Konsumvereinsbewegung ihre eigenen Wege. Totomianz, der 
Mitbegründer der russischen Genossenschaftsbewegung, zeigt auf 70 Seiten den 
Werdegang der Konsumvereine vor dem Krieg und ihr Schicksal in Sowjet- 
ruBland. 

So widerspruchsvoll das klingt, war es gerade der Tiefstand des Wirtschafts- 
lebens, der die Ausbreitung der Konsumvereine begiinstigte. Der des Lesens 
unkundige Arbeiter und Bauer wurde so sehr vom Zwischenhandel iibervorteiit, 
daß die Werbeareit auf fruchtbaren Boden fiel. Da im zaristischen Rußland 
der politischen Tätigkeit enge Grenzen gesetzt waren, wandten sich viele tüchtige 
selbständige Kräfte dem Genossenschaftswesen zu. Kennzeichnend ist im Gegen- 
satz zu den meisten anderen Ländern die Einheitlichkeit der gesamten Bewegung 
und das innige Zusammenarbeiten mit anderen Genossenschaftsformen. Dies 
hängt besonders mit dem überwiegend ländlichen Charakter der Konsumvereine 
zusammen, mit der Notwendigkeit, wegen des Kapitalmangels der Bauern mit 
Kreditgenossenschaften zusammenzuarbeiten und besonders auch mit dem gemein- 
samen Vorteil durch genossenschaftliche Schulung. „Die Tätigkeit auf dem Gebiete 
des Volksänterrichts bildet ein spezielles Verdienst und eine originelle Seite des 
russischen Genossenschaftswesens.‘‘ „Natürlich hat kein anderes Land den Volks- 
unterricht so nötig, um fruchtbare Solidarität vorzubereiten und aus den größten- 
teils noch recht unwissenden Bauern bewußte Glieder der Genossenschafts- 
bewegung zu bilden.“ Die Genossenschaftsverbände wandten auch dafür bedeu- 
tende Mittel auf. Rasch entwickelten sich genossenschaftliches Schrifttum und 
Presse. In Moskau entstand eine eigene Fakultät für Genossenschaftswesen. 

Bis zum November 1917 entwickelten sich die Konsumvereine, im Krieg auch 
von der Regierung gefördert und mit Versorgungsaufgaben betraut, stetig weiter. 
Ihre Zahl betrug anfangs 1898: 307, 1912: 6730, 1915: 10.900 und am 1. Jänner 
1918: 25.000. 

Schwierig ist es, die Entwicklung nach dem Novemberumsturz zu veriulgen. 
Anfangs wurden die Konsumvereine wenig behelligt. Die Produktivunternehmun- 
gen des Zentralverbandes wurden anfangs von der Nationalisierung verschont. 
Die Tätigkeit wurde sehr durch Verkehrsschwierigkeiten und Warenmangel 
behindert. Auch wurde der Geschäftsgang durch Vorherrschen politischer 
Gesichtspunkte bei der Besetzung leitender Stellen gestört. 

Später griff die Regierung durch Gesetzgebung tief ins Wesen der Genoscen- 
schaften ein. Sie machte sie zu Verteilungsorganen der Staatsverwaltung. Die 
ganze Vevölkerung mußte ihnen angehören. Der größte Teil der Produktivunter- 
nehmungen wurden ihnen entzogen. Die übrigen Genossenschaften verschwanden 
ganz. Die Dörfer wurden von diesen Maßnahmen weniger berührt. Auch sonst 
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wurden die Gesetze nicht überall durchgeführt, sodaß das Genossenschafts- 
leben im Stillen weiterging. Als Lenin 1921 zum teilweisen Abbau der Zwangs- 
wirtschaft schritt, wurde auch den Konsumvereinen mehr Freiheit gewährt. Sie 
behielten zwar den Zwangscharakter bei, doch durften sich innerhalb dieser 
Zwangskörperschaften freiwillige Vereine bilden. Sie dürften auch wieder 
Geschäfte betreiben. Auch der Besitz von Produktivunternehmungen wurde wieder 
gestattet. Den Namen „Genossenschaften‘‘ verdienen sie aber noch nicht. Gegen- 
wärtig hat der Zentralverband eine besondere Bedeutung durch seine alten 
Zweigstellen im Ausland als Mittelstelle für den russischen Außenhandel. 

„Der Bankrott des Staatssozialismus und Kommunismus hat zur Folge 
gehabt, daß das Genossenschaftswesen das Rückgrat des ökonomischen Körpers 
RuBlands geworden ist.“ 


Wien. R. Lauche. 


III. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Boris L. Brasol, Socialism versus Civilisation. With an Introduction 
by T. N. Carver. New-York, 1920 Charles Scribner‘s Sons. XXIV und 289 S. 


Das Buch, das eine für weitere amerikanische Kreise bestimmte Einführung 
in die Theorie und Praxis des jenen Kreisen weniger bekannten Sozialismus. 
insbesondere in seiner märxistischen Form bilden soll, bringt nach einem ein- 
leitenden Kapitel über „Theorie und Ziele des modernen Sozialismus“, das seinem 
Zweck angemessen nicht über Allgemeinheiten hinausgeht, eine Kritik der 
Marx’schen Theorie, die auf 50 Seiten neben machen Treffenden über die tieferen 
Probleme wohl mit allzugroßer Leichtigkeit hinwegyeht. Die folgenden Kapitel. 
über .‚das große sozialistische Experiment in Rußland" und ..die sozialistische 
lerklarung seiner MiBerfolge* sind in ihrer fließenden Schreibweise interessant 
und informativ, ohne doch auf Vollständigkeit oder mehr als eine Schilderung der 
augenfälligsten Erscheinungen des bolschewistischen Regimes Anspruch erheben 
zu dürfen. Der für den dentschen Leser interessanteste Teil des Buches sind 
jedenfalls die in dem Kapitel über ..die sozialistische Agitation in Europa und 
Amerika“ enthaltenen Berichte über die Fortschritte, die die sozialistische Be- 
wegung in den letzten Jahren in den angelsächsischen Ländern gemacht hat, 
sowie über ihren Zusammenhang mit den dort in dieser Zeit stattgefundenen 
großen Streiks. Den in dem letzten Kapitel gemachten Vorschlägen, betreffend 
die nach Ansicht des Verfassers gegen ein weiteres Vordringen des Sozialismus in 
den Vereinigten Staaten zu ergreifenden Maßnahmen, wie Deportation der 
landesfremden sozialistischen Führer, Streikgesetze. Ausnahmsgesetze zur 
Bekämpfung des Kommunismus, müßte angesichts der Erfahrungen, die ins- 
besondere Deutschland mit derartigen Maßnahmen gemacht hat, selbst ein 
erundsätzlicher Freund derartiger Maßnahmen mehr als skeptisch gegenüber- 
stehen. Im ganzen dürfte die Arbeit ihren ausgesprochenen Zweck, die Aufmerk- 
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samkeit der amerikanischen Bevölkerung nachdrücklicher auf die Bedeutung 
und die Gefahren der sozialistischen Bewegung hinzuweisen, immerhin erfüllen. 
eine bedeutende Bereicherung der wissenschaftlichen Literatur ist es kaum. 


Wien. Fritz Hayek. 


Gerhard Braun, Der Sozéallohn und seine wirtschaftliche Bedeutung. 
Berlin 1923. Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co. 
(Sozialwissenschaftliche Forschungen, Abt. III, Heft 2.) 56 S. 

Der Verfasser dieser kleinen Schrift ist ein Freund des Sozial- oder 
Familienlohnes, scheint ihn aber grundsätzlich nur in unzureichendem 
Maße gewähren zu wollen. Er lehnt gewichtige Einwendungen der Unternehmer 
und die noch viel schärfer ausgesprochenen Bedenken der Arbeitnehmer allzu 
häufig mit dem Hinweis auf die Geringfügigkeit der Zulagen ab. Die bisherigen 
Versuche zeigen zwar tatsächlich die Kinder- und Frauenzulagen meist nur 
in der Höhe von Anerkennungsbeträgen; die nunmehr seit Jahresfrist in Öster- 
reich bestehende Kinderversicherung — sie ist in dem vorliegenden Büchlein 
nicht erwähnt — hat mit der Zulage von 1155 K pro Kopf und Woche wohl 
den Vogel abgeschossen. Das s:hließt aber doch wohl die Möglichkeit einer 
Vervollkommnung des Familienlohnes auch in materieller Beziehung nicht aus. 
Von dankenswerter Ausführlichkeit ist die Zusammenstellung der in Deutsch- 
land in größeren Verbänden durchgeführten Entlohnungen mit Frauen- und 
Kinderzulagen sowie die beigegebenen Muster über die technische Durchführung 
der Abrechnungen bei großen Vertragsgemeinschaften. 


- Wien. Otto Gruß. 


Adolf Günther, Theorie der Sozialpolitik. Handbuch .der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften in Einzelbänden. Berlin und Leipzig 1922, Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger IX und 476 S. 

Ein sehr gründliches und scharfsinniges Buch, das den noch immer schwanken- 
den Begriff der Gesellschaftswissenschaft möglichst scharf und deutlich zu erfassen 
bestrebt ist und zugleich verwandte Grenzgebiete heranzieht, aber immer wird 
der starke Zusammenhang der Gesellschaftslehre mit der Volkswirtschaft (Sozial- 
ökonomie wie der Verfasser gern sagt) hervorgehoben. Trotz des oft unsicheren 
Rahmens der modernen Soziologie wird in der Praxis doch die Einstellung wirt- 
schaftlicher Erscheinungen in erster Linie allgemein zugestanden, geradeso wie 
umgekehrt es insbesondere seit dem berühmten Kapitel über die Zukunft der 
arbeitenden Klasse im zweiten Band der politischen Ökonomie von J. St. Mill 
(das übrigens von seiner Frau herrührt) keine moderne Nationalökonomie gibt, 
die nicht sozialpolitische Teile enthält. Daß dabei in den sozialpolitischen Aus- 
führungen in erster Linie die Interessen der arbeitenden Klassen berücksichtigt 
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werden, ist bekannt, aber ebenso richtig ist es, wenn die Soziologen und unter ihnen 
der Verfasser darauf aufmerksam machen, daß die Gesellschaft ein weiterer Begriff 
als die Volkswirtschaft, ja auch als der Staat ist, so daß die gesellschaftlichen 
Gruppen und deren Organisationen über jene hinausgehen können. Der Verfasser 
beginnt mit Recht mit dem Arbeitsproblem, mit dem was wir gewöhnlich soziale 
Frage nennen, er gibt eine eingehende Darstellung der Arbeitsteilung mit ihren 
Vorzügen und Nachteilen, wobei er nicht unterläßt, hervorzuheben, daß auch 
in einem sozialistischen Gemeinwesen die Arbeitstglung geradeso erforderlich 
wäre, wie in einem kapitalistischen System. Beruf und die verschiedenen Arten 
der Berufstätigkeit, Arbeitsgemeinschaft und Arbeitsverfassung werden sehr ein- 
gehend behandelt, ebenso die einzelnen Betriebsformen, insbesondere die Aktien- 
gesellschaft, wobei die populäre Vorstellung von Demokratisierung der Unter- 
nehmung eingeengt und die führende Stellung des Leiters einer großen Aktien- 
gesellschaft nachdrücklich betont wird, dem er jedoch in sozialpolitischen Dingen 
weniger Elastizität zubillist als dem Einzelunternehmer. Eingehend wird die 
Produktion und Konsumtion der Arbeit und der Arbeitskraft besprochen, die 
Arbeit verliert in ihrer Konsumtion nicht bloß Zeit, sondern auch Energie, der 
Ersatz wird zunächst durch den Lohn, dann durch den Preis des Fertigproduktes 
geliefert. Hier gerät der. Verfasser schon in die theoretische Nationalökonomie, 
die er sonst ihrem eigenen Arbeitsfeld überlassen will, gibt aber dabei sehr dankens- 
werte Ausführungen über Arbeitsmarkt, Arbeiterwanderung u. a. Obwohl die 
konkreten sozialpolitischen Einrichtungen und Vorkehrungen der praktischen 
Sozialpolitik des zweiten Bandes überlassen werden sollen, so kommt der Ver- 
fasser, wie nicht anders möglich, auch schon hier auf bestinimte sozialpolitische 
Einrichtungen zu sprechen, er kritisiert die Erwerblosenfürsorge, die den ganzen 
Arbeitsmarkt drückt und dem Arbeiter als Lohn nur dasjenige gelten läßt, was über 
die Erwerblosenunterstützung hinaus gezahlt wird, er äußert seine Bedenken 
über den allgemeinen Achtstundentag, hat seine Zweifel über die Betriebsräte, 
er kennt aber anderseits die Bedeutung der Gewerkschaften, Berufsvereine u. ä. 
in vollem Maße an. Über Lebenshaltung wird ausführlich gehandelt, wobei der 
Verfasser in seiner strengen Auffassung die sozialpolitische Förderung der Lebens- 
haltung auf die individuelle Lebenhaltung beschränkt und die Förderung der 
Gruppeninteressen, wenn sie auch noch so anspruchsvoll auftreten, ausgeschlossen 
sehen möchte und vor allzu großer sozialpolitischer Hilfe warnt, die leicht zur 
Üppigkeit und Verweichlichung führen kann. 


Die Verteilung des Einkommens in die verschiedenen Einkommenarten wird 
nach ihrer sozialpolitischen Bedeutung untersucht, die Grundrente wird nur ge- 
streift und ihre Differentialeigenschaft auch bei einigen besonders bevorzugten 
monopolistischen Arbeitergruppen als Analogie nachgewiesen. Als Hauptunter- 
scheidung nimmt der Verfasser das kapitalistische und das nichtkapitalistische 
(Arbeits-)Einkommen in Betracht, immer in Beziehung nicht bloß auf einen Einzel- 
fall, sondern auf soziale Gruppen und Berufe. Der Kapitalzins wird merkwürdiger- 
weise kurz und wesentlich in der Form des Gläubigerkapitals behandelt. Über den 
Anteil des Kapitals an der Produktion und seine Produktivität überhaupt wird 
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nicht gehandelt. Das Hauptinteresse wird an dem Unternehmergewinn genommen, 
der den Überschuß über Kapitalzins, Lohn usw. vorstellt, aber als kapitalistische 
Verteilungskategorie hinter dem Unternehmerlohn, der auf Grund besonderer 
persönlicher Leistung in Anspruch genommen wird, zurücktritt. Der Arbeitslohn 
wird ausführlich untersucht, der Lohn wird nach der Meinung des Verfassers gar 
nicht aus dem Kapital, sondern aus den Preisen des Fertigproduktes bezahlt, 
er ist nnr ein Vorschuß, den der Unternehmer im Hinblick auf den zu erwartenden 
Preis und Gewinn leistet. Dabei wird aber gar nicht gefragt, woher denn der Unter- 
nehmer die Mittel zur Zahlung dieses Vorschusses nimnit, diese können doch nur 
aus dem Betriebskapital kommen, sei dieses nun Gründungskapital oder Gläubiger- 
kapital oder Überschuß aus der letzten eigenen Produktionsperiode oder gar, wie 
es von modernen Sozialisten gewünscht wird, Staatszuschuß. Der Verfasser hält 
sich damit nicht auf, knüpft einige zutreffende Bemerkungen an, wie daß die Er- 
stellung der Ware und ihres Preises aus den Teilleistungen der Arbeiter und den 
Produktionsmitteln ausschließlich Sache des Unternehmers ist. Über Akkord- 
und Zeitlohn wird nur wenig gesagt, über Gewinnbeteiligung werden Zweifel ge- 
äußert, Prämien-, Taylorsystem und gleitende Skalen kurz behandelt. Ausführlicher 
werden Tarifverträge und die neue deutsche Verordnung, die Tarifverträge ohne 
vorausgegangene Verhandlungen von Amts wegen als rechtsverbindlich erklären 
läßt, besprochen. Nach einer mehr terminologischen Untersuchung über soziale 
Gruppen kommt eine ganz gute Darstellung der Gewerkschaften, die auf dem Arbeits- 
verhältnis beruhen, aber auch andere Gruppenzwecke aufnehmen, Berufsverbände 
entwickeln sich zu Betriebsfachverbänden, einige streben sogar Produzentenver- 
bände zu werden; dann folgen einige gute Bemerkungen über Orzanisationszwang 
und Herrschaftsansprüche der Gewerkschaften, die seit der deutschen Revolution 
eine politische Rolle spielen, angeblich soll nach der Meimung des Verfassers wieder 
die gemäßigtere Richtung allmählich die Oberhand gewinnen und der Klassen- 
kampf vor den Staatserfordernissen zurücktreten (?). In einer abgekiirzten rechts- 
philosophischen Ausführung sucht der Verfasser die alten Begriffe von Recht und 
Staat aufrechtszuerhalten, muB aber zugleich ihre Durchdringung mit sozialpoli- 
tischen Ideen zugeben, selbstverständlich ist der Verfasser gegen den Umsturz 
und für Reform und Anpassung. Ein paar gute Bemerkungen gegen die moderne 
Steuerpolitik die nur zur Preistreiberei und Dezimierung des kleinen Kapitals führt. 


Die mühsame Arbeit des ganzen Buches, dem Begriff der Sozialpolitik alle nur 
erdenklichen Seiten abzugewinnen, ließ am Schluß eine zusammenfassende Stellung 
zum Sozialismus überhaupt um so mehr erwarten, als der Verfasser mit anerkennens- 
wertem Freimut für die Berechtigung der Werturteile in der Sozialpolitik eintritt. 
Aber die gehegte Erwartung wird im SchluBabschnitt nicht erfüllt. Die Sozial- 
politik erscheint ihm als Verbindung von Wirtschaft, Kultur und Ethik, er gibt 
aber bald darauf zu, daß in sie, als in erster Linie zur Wahrnehmung der Lage der 
arbeitenden Klasse berufen, auch noch andere ganz konkrete Interessenfragen 
hineinspielen. Aber noch mehr, Machtfragen, politische Parteiriicksichten, klassen- 
kämpferische revolutionäre Tendenzen. Die Sucht, die alten besitzenden Klassen 
zu beugen und zurückzudrängen und anderes ähnliches wirken heute geradeso 
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bestimmend auf die Sozialpolitik, wie jene zuerst genannten drei Bestimmungs- 
gründe und sollten auch schon in der Theorie der Sozialpolitik behandelt werden. 
Die angekündigte Theorie und Kritik der Sozialisierung hätte, wenn man auch 
manches davon der Sozialökonomie überlassen will, doch einePrüfung der Formen, 
in denen die Sozialisierung in der öffentlichen Diskussion der Jetztzeit auftritt, 
bringen müssen. Es ist nicht genug zu sagen, daß die Sozialisierung soziale Wirt- 
schaftspolitik mit dem Ziele der Ausschaltung der Privatwirtschaft und des Privat- 
rechtes und einer höheren sozialen und kulturellen Organisation ist. Wenn die 
Theorie „eine funktionelle Beziehung zur Tatsächlichkeit‘‘ haben soll, so muß sie 
die entscheidenden Unterschiede der Sozialisierung von der Privatwirtschaft im 
einzelnen aufzeigen. Der Verfasser meint mit Recht einmal, in England gelte 
schon die Kommunalisierung gewisser Verkehrs- und .anderer Anstalten oder die 
Verstaatlichung der Eisenbahnen als Sozialisierung, in Deutschland denke man 
dabei an etwas ganz anderes, ein Versuch ist bekanntlich sowie in England mit dem 
Kohlengesetz gemacht worden, ohne aber bedeutende Wirkungen hervorgebracht 
zu haben. Der Grundgedanke der Sozialisierung, sowie ihn die Sozialdemokraten 
in die Diskussion und in die Köpfe der Arbeiter gebracht haben, liegt in der Be- 
seitigung des der Sozialdemokratie verhaßten Kapital- und Unternehmergewinnes. 
Die Formen der Durchführung können sehr verschiedene sein. Die einfachste ist 
die Konfiskation, der Raub nach bolschewikischem Muster, oder aber der Unter- 
nehmer erhält eine Entschädigung entweder eine Abfindung oder eine zeitlich 
beschränkte Belassung in der Unternehmung mit Gewinnanteil. Dann kommen 
die verschiedenen Former der Gemeinwirtschaft mit staatlichem Eintritt in die 
Unternehmung durch Kapitalbeteiligung oder Gratisaktien, diese Form in der 
Beschränkung auf ein Einzelunternehmen ist häufiger empfohlen worden, als die 
alte sozialistische Formel des Überganges alles Industriekapitals an die sozialistische 
(tesamtgemeinschaft, noch einfacher erscheint die Konstruktion, wonach die 
Gemeinschaft gar nichts erhält, die Löhne so hoch gestellt werden, daß überhaupt 
für das Kapital nichts übrig bleibt, da aber doch ein Betriebskapital nötig ist, so 
sibt der Staat Kapitalvorschüsse aus Steuergeldern oder durch Papiergeldemission, 
wie man dies in Rußland und teilweise auch hier gesehen hat (auch die bolsche- 
wikische Überlassung des Großgrundbesitzes an die Bauern der Umgebung ist 
eine Analogie). Diese Form erscheint vielen als eine besonders bequeme und an- 
genchme Form der Sozialisierung, man hat im Jahre 1919 alle diese und ähnliche 
Formen für nahe durchführbar gehalten, jetzt ist man etwas davon zurückgekomnıen, 
der Verfasser, der ein Gegner der sozialistischen Sozialisierung ist, drückt, ohne 
sich mit den verschiedenen Sozialisierungsarten zu befassen, seine Ablehnung 
nicht in Form einer Verurteilung aus. Es klingt fast wie ein Trostwort, wenn man 
liest (S. 438): „Den Verteidigern der Privatwirtschaft kann die Sozialisierungsidee 
nur den Glauben an die gesunde, von Natur aus gute" und „ökonomische“ Natur 
der Menschen entgegensetzen, von denen angenommen wird, daß sie, frei von den 
Schranken und Fesseln der Privatwirtschaft, zu spontaner Einschränkung ihres 
Genublebens und ihrer Lebenshaltung, zugunsten der Ersparung und Sachkapital- 
bildung, neigen würden“. Er setzt aber gleich hinzu, daß in der Gegenwart keine 
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Gruppe hiezu aus eigenem bereit ist. und daß während die privatwirtschaftliche 
Auffassung sich auf eine physiologisch-psychologische Zwangsläufigkeit, die Soziali- 
sierungstheorie sich nur auf eine Hoffnung. einen Glauben, ein Dogma stützen kann, 
Weiter: „gelingt denen, die die Wirtschaft sozialisieren wollen, nicht der bündige 
Nachweis, daß die volkswirtschaftliche Kapitalbildung auch außerhalb der Privat- 
wirtschaft, ohne Eigentum und Erbrecht in hinreichendem Maße vor sich eht, 
dann kann aus rein wirtschaftlichen Gründen nur mehr Verbesserung, aber nicht 
Ausmerzung der privatwirtschaftlichen Ordnung gefordert werden“, damit kommt 
der Verfasser mit Recht auf die bisherige privatwirtschaftliche Sozialpolitik zu- 
rück, der er trotz der Belastung durch weitgehende sozialpolitische Leistungen 
und Aufgaben eine große fruchtbringende Entwicklung verheißt und in deren 
Rahmen er die Verwirklichung eines durch Mitwirkung aller zu schaffenden auto- 
nomen Ideals der Sozialpolitik erhofft. Wenn auch darüber noch gewisse Zweifel 
bestehen mögen, so darf darum die Anerkennung der Verdienste des vorliegenden 
Buches nicht versagt werden. Seine gewissenhafte Gründlichkeit, seine scharf- 
sinnige Denkarbeit in Feststellung der Grundbegriffe sind wertvolle Eigenschaften, 
so daß man hoffen darf, daß der praktische Band, der folzen soll. ein vollständiges 
Bild des ganzen Gebietes liefern wird. 


Wien. E. Plener. 


Walther A. Malachowski, Recht auf Arbeit und Arbeitspflicht. 
Gr.-8°. Jena 1922. Gustav Fischer. VIII und 262 S, mit einem Kartogramm. 

Der Verfasser bringt in der vorstehend angezeigten Schrift die Entstehung, 
Geschichte, Theorie und Verwirklichung des Rechts auf Arbeit und des dazu- 
gehörigen Korrelats, der Arbeitspflicht. Im einleitenden Kapitel beschäftigt 
er sich mit dem Problem der Arbeitslosigkeit in der kapitalistischen Wirtschaft, 
als dessen „legitimes Kind“ er die Idee des „Rechts auf Arbeit“ bezeichnet. 
Er schildert das Aufkommen, die Zunahme und den immer stärker werdenden 
Druck der Arbeitslosigkeit von der Antike und der Zeit des Vorkapitalismus an 
bis zum Hochkapitalismus; und parallel dazu, in der Geschichte der Idee das 
Recht auf Arbeit, wie diese erst unklare Forderung immer deutlichere und 
schärfer umrissene Formen annimmt, von Fichte, Fourier, Louis Blane. 
bis zur Februarrevolution, dann der berühmten Bismarckrede im Jahr 1884 und 
zur letzten Etappe in der Geschichte des Rechts auf Arbeit, der Weimarer 
Deutschen Reichsverfassung vom 11. August 1919, die das Recht auf Arbeit 
als Grundrecht des deutschen Volkes gesetzlich anerkennt. 

‚Nach dieser geschichtlichen Skizze werden die Theorien des Rechts auf Arbeit 
einander gegenübergestellt, der Utopismus, der die Verwirklichung des Postu- 
lats von einer einzigen großen Organisation oder einer einzigen entscheidenden 
Maßnahme erwartet und der Realismus, der die Abhilfe bei der Sozialpolitik 
sucht. An erster Stelle der theoretischen Begründungen des Rechts auf Arbeit 
führt Malachowski die naturrechtliche Lehre an, die nicht nach dem wie 
und wozu fragt, sondern es für selbstverständlich findet, daß dem Menschen 
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Gelegenheit gegeben werden müsse, sich seine Existenz durch Betätigung seiner 
Kräfte und Fähigkeiten sicherzustellen. Sehr interessant ist die zweite Begrūn- 
dung, die der Verfasser als „Äquivalenztheorie“ bezeichnet und dahin definiert, 
daß ja, da denen, die so glücklich seien, sich im Besitze von Gütern zu befinden, 
dieser Besitz durch-die Allgemeinheit garantiert werde und damit auch die Mög- 
lichkeit, ihn zur Erhaltung der Existenz zu verwerten, dieselbe Möglichkeit auch 
denen geboten werden müsse, die einzig und allein ihre Arbeitskraft zur Erhal- 
tung ihrer Existenz aufwenden könnten. Auf diese Weise wird das Recht auf 
Arbeit zu einer Ergänzung des Rechts auf Eigertum. Die dritte der vom YV er- 
fasser behandelten Theorien, die er als die ‚Idee der sozialen Pflichterfüllung“ 
bezeichnet, erklärt es als mit unserer Ethik unvereinbar, daß Unschuldige leiden 
und als selbstverständlich, daß die Allgemeinheit denen, die immer wieder einer 
soziologisch entstandenen Gefahr ausgesetzt sind, beisteht, diese Gefahr abzu- 
wenden. Wie die Sozialpolitik hier Abhilfe schuf und schaffen könnte, legt der 
Verfasser ausführlich dar. Unter den präventiven Abhilfsmitteln hebt er be- 
sonders die Kartellierung hervor, die durch Stabilisierung der Produktion die 
Konjunkturschwankungen ausgleichen und herannahenden Krisen im voraus 
begegnen könne. Eigene Kapitel sind der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung gewidmet, deren Handhabung in den verschiedenen Ländern 
besprochen wird. 

Der zweite Teil des angezeigten Buches handelt von der Arbeitspflicht 
und als deren Ausdruck bezeichnet der Autor die „Arbeitsdienstpflicht‘‘, das 
heißt, „die von jedem einzelnen gegenüber dem Staat als dem Ausdruck der 
Gesamtheit zu leistende Erfüllung der Arbeitspflicht gemäß der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsauffassung im historisch-philosophischen Sinne‘. 

Sehr interessant ist das Kapitel über weibliche Dienstpflicht, das eine fesselnde 
Zusammenstellung aller diesbezüglich gemachten mannigfachen Vorschläge 
und ihrer Begründungen bringt, die vom Verfasser summarisch kritisiert werden 
als „Untaugliche Versuche am falschen Objekt“. 

Den Abschluß des lehrreichen Buches bildet eine Besprechung der Formen. 
in denen sich die Idee der Arbeitspflicht in einzelnen Ländern verwirklicht hat, 
nämlich des Arbeitsjahres in Bulgarien und des Arbeitszwanges in der russischen 
-Sowjet-Republik und endlich eine Aufstellung der Grundsätze einer Arbeits- 
dienstpflicht, wobei der Verfasser zu dem Ergebnis kommt, daß ihre Durch- 
führung nur dann möglich ist, wenn sie in straffster militärischer Organisation 
vorgenommen wird. Das Buch ist wie ein Aufruf zu einer organischen, gewaltigen 
Sozialreform mit dem Ziele: „The Germans to the front!“ 


Wien. . Adele Wieser. 


IV. Finanzwissenschaft. 


Gottfried Feder: Der Staatsbankerott, die Rettung. 8°, München 1919. 
Verlag Jos. C. Huber. 24 S. 
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Es ist schon heute beinahe unbegreiflich, was fiir Schriften in den Monaten 


. nach dem Umsturze gedruckt, gelesen und sogar ernst genommen wurden. Ein 


Beispiel bietet die vorliegende Broschüre, die in grotesker Weise die Vermehrung 
des Notenumlaufes, Verwandlung der Staatsschulden in Banknoten und Vermei- 
dung jeder künftigen Staatsanleihe als einzige Mittel zur Rettung der deutschen 
Staatswirtschaft vorschlägt. Allerdings bestünde kein Anlaß, diese Arbeit heute 
überhaupt zu erwähnen, wenn sie ni-ht für das volkswirtschaftliche Denken eines 
großen Teiles des deutschen Volkes bezeichnend wäre. Die Folgen des Zusammen- 
bruches der mitteleuropäischen Währungen haben freilich inzwischen wohl allen 
Menschen die Augen geöffnet. 


Wien. Josef Herbert Fürth. 


Wilhelm Gerloff, Steuerwirtschaft und Sozialismus. Leipzig 1922. 
Verlag C. L. Hirschfeld. 58 S. 

Die kleine aus Erweiterung eines in Wien im März 1921 gehaltenen Vortrages 
entstandene Schrift geht von der Annahme eines „Steuerreinertragsgesetzes‘ 
(nach Analogie des bekannten Gesetzes vom „abnehmenden Bodenertrag‘‘) 
in dem Sinne aus, daB bei Ausdehnung der subjektiven oder objektiven 
Steuerpflicht (gemeint ist nicht nur die Vermehrung der Subjekte und Objekte, 
also die Verbreiterung der Steuer, sondern insbesondere ihre Intensivierung) 
von einem bestimmten Punkte an (dem Reinertragsoptimum) die Steuerrein- 
erträge nicht mehr im Verhältnis der ‚„Gestehungskosten‘‘, sondern langsamer 
wachsen. Dieses Gesetz ist nichts als eine allerdings allzu starr und axiomatisch 
formulierte Erkenntnis von den jederzeit nur relativen und daher sehr labilen 
Grenzen für die Ausdehnungsfähigkeit subjektiver und objektiver Steuerpflicht, 
beziehungsweise der sogenannten Steuerintensität. Es mag immerhin bestritten 
werden, ob überhaupt bei entsprechend fortschreitender Steuertechnik der 
behauptete mathematische Zusammenhang zwischen Intensivierung und „Ge- 
stehungskosten‘, das heißt „Erhebungs- und Veranlagungskosten“ im Sinne. 
eines absolut gültigen Gesetzes überhaupt aufrecht erhalten werden kann. 
Außerordentlich wertvoll und interessant, weil von berufener finanzwissenschaft- 
licher Seite noch selten erörtert, sind die Ausführungen des Verfassers über die 
„Steuerlehre des Sozialismus“, welche zeigen, wie inhaltsleer der in einzelnen 
Schlagworten sich erschöpfende Marxismus vom finanzwirtschaftlichen Stand- 
punkte auf dem Gebiete der Steuerlehre ist, indem die Steuerfrage von Marx 
wie Engels fast ausschließlich unter dem engen Gesichtswinkel des „Lohn- 
gesetzes** betrachtet und so, zumal im Rahmen des verwirklichten „sozia- 
listischen Zukunftsstaates“, für erledigt gehalten wird. Die von Lassalle 
ausgehende und vom Revisionismus gegen Marx und Engels aufgenommene 
Richtung erschöpft sich dann vollständig in dem Kampfe gegen die 
indirekten Steuern. Aber die Äußerungen Schippels und Karl Renners 
in der neuesten Zeit zeigen, daß auch hier die Erkenntnis, „indirekte Steuern 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 18 


194 | Einzelbesprechungen. 


f 


können unter Umständen auch vom Standpunkte der Arbeiterklasse vor allzi: 
hohen direkten Steuern den Vorzug verdienen“, bereits durehzudringen beginnt. . 
Nicht minder interessant ist die knappe Darstellung der ..kommunistischen 
Steuerpolitik“ an Hand der wenigen hierüber existierenden. als authentisch 
anzusehenden Quellen und ihres restlosen Fiaskos. Denn die Lösung Bucharins 
ist allerdings an Einfachheit nicht mehr zu überbieten. Es löst sich nämlich 
„später bei völligem Kommunismus, wenn auch der Staat. ausstirbt“, natürlich 
auch die Finanzfrage ganz von selbst: „Das Geld hört überhaupt auf. nötie zu 
sein. Also hört es auch auf, für die Regierung notwendig zu sein. Die Finanz- 
wirtschaft stirbt ab.“ Es ist die auf den Untergang, möglicherweise allerdings 
auch des „Objektes“. das ist der Bevölkerung. abgestellte Theorie sozialistisch- 
kommunistischer Utopie. Die „Übergangsformen“ bis zur Erreichung des End- 
zieles (völlige Beseitigung der Geldsteuerwirtschaft. Umstellung der Staats- 
wirtschaft auf einen rein naturalwirtschaftlichen Güterkreislauf) bilden dann 
wieder die bekannte Verbindungsbrücke zur realen Welt. 


Den Abschluß der Schrift bilden Ausführungen des Verfassers über den 
„Steuerzweck“ und ein neues auf Verwertung gemeinwirtschaftlicher Formen 
aufgebautes „Bedarfsdeckungssystem‘‘. Hier kann ich seiner Meinung allerdings 
in vielen Punkten nicht beipflichten. Er wendet sich dagegen, den Grundsatz 
der „Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit“ an die erste Stelle zu rücken, 
weil er als nur abgeleitetes Prinzip keineswegs mit Notwendigkeit aus dem Wesen 
der Steuer folge. Nan folgt dieses Prinzip allerdings nicht unbedingt aus dem 
Wesen der Steuer selbst, sondern nur aus dem Wesen der der Steuererhebung 
zugrunde liegenden Staatsauffassung. Im Rahmen einer universalis.isch orien- 
tierten organischen Staats- und Steuertheurie wird dieses Prinzip unverrückbar 
an der Spitze stehen und gerade auf die zugrundeliegende theoretische und prin- 
zipielle Fassung des Verhältnisses von Staat und Steuersubjekt (absolute, relative 
Steuerpflicht) wird auch die Stellung zurückgehen, welche dem Prinzip der 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit als einem „Verteilungs‘prinzip an- 
gewiesen werden muß. Gerloff stellt demgegenüber ein anderes Prinzip, jenes 
der „geringsten ökonomischen und sozialen NutzeneinbuBe* (Be:teuerung nach 
dem Höchstnutzenprinzip) in dem Sinne an die Spitze, daß die Steuer als Geld- 
oder Sachgüterentnahme aus der Privatwirtschaft zur Erreichung der Volks- 
wohlfahrt als Staatszweck mit der geringsten ökonomischen und sozialen Nutzen- 
einbuße für die Gesamtheit verbunden sein soll. Dieses Prinzip ist aber nichts 
anderes als das jederzeit neben dem Besteuerungsgrundsatz der Verteilung 
nach „Leistungsfähigkeit‘“ anerkannte sogenannte „volkswirtschaftliche Be- 
steuerungsprinzip‘ der notwendigen Relativität und Reproduktivität der Steuer 
(Wagner, Heckel). In dem Sinne aber, in welchem es Gerloff gebraucht, 
nämlich, daß das Höchstnutzprinzip bei gegebenem beschränkten Güter- 
vorrat eine der Gesamtheit nützlichste Verwendung des letzteren vorschreibe, 
woraus dann Forderungen für die Inanspruchnahme der beiden Steuerquellen Ver- 
mögen und Arbeit sich ergeben, ist es überhaupt kein steuerpolitisches, 
sondern ein allgemein wirtschaftspolitischesPrinzip, welches die Neuordnung 
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der gesamten Verwaltung und Wirtschaft des Staates und der Volkswirtschaft 
innerhalb desselben zum Gegenstande hat. Auf diesem umfassenden Gedanken 
baut Gerloff nun in den Grundzügen ein „Bedarfdeckungssystem‘“ auf, welches 
„aus einer gegebenen Volkswirtschaft im Falle des Bedarfes ohne wesentliche 
Überschreitung des Kostenoptimums den höchsten Steuerreinertrag zu erzielen“ 
sucht. Hier erörtert der Verfasser nun die verschiedenen möglichen Wege der 
Benützung von staatlichen „Einfuhrgesellschaften‘“ und „Ausfuhrverbänden“ 
als Verbandsorgan der Steuererhebung, die .,Zwangssyndikalisierung’ der haupt- 
sächlichen Industriezweige, die Zusammenfassung von Industrie und Gewerbe 
in „Steuergesellschaften‘, Verbänden oder Steuergemeinschaften, welcher Weg 
schließlich zur „Entstaatlichung der Steuer“ nach Analogie der „Entstaat- 
lichung“ der öffentlichen Unternehmungen führt. Dem tritt an die Seite und teil- 
weise entgegen die „Ertragsbeteiligung‘‘ des Staates an privatwirtschaftlichen 
Zweigen der Produktion in den verschiedenen durch die Literatur der ,,Soziali- 
sierungsideen‘‘ vorgeschlagenen Formen. Dies leitet den Verfasser wieder zu dem 
eigentlichen Thema seiner Schrift, die Stelling des Sozialismus zur Steuer- 
wirtschaft, zurück, indem er zum Schlusse in diesem Zusammenhang das Programm 
der sozialdemokratischen Partei Deutschlands von Görlitz (September 1921) 
und die ähnlichen programmatischen Forderungen in Österreich („Einanzplan 
der Sozialdemokratie‘‘) bespricht. Allerdings, wenn der Verfasser im Zeitpunkte 
der Abfassung seiner Arbeit meinte, die Entwicklung lasse erwarten, „daß aus 
der Lehre auch Leben werden wird“ und daß nun die öffentliche Finanzwirt- 
schaft, so wie sie einst mit aufs stärkste den Übergang der „Hauswirtschaft“ 
zur Geldwirtschaft, dann die Umbildung der „Kundenwirtschaft‘“ zùr „Markt- 
wirtschaft“ befördert oder sogar erzwungen habe, nun von der Marktwirtschaft 
zu einer neuen Wirtschafisstufe der „Gesellschaftswirtschaft‘ mit gesell- 
schaftlichen Produktionsmitteln und unmittelbar für die Gesellschaft‘ den 
Weg bahnen werde, so dürfte wohl die Entwicklung und die Summe von 
praktischen Erfahrungen der letzten Zeit wieder zu einer Revision dieses 
Urteiles nötigen. Noch scheint das Ende der „kapitalistischen unternehmungs- 


weisen Wirtschaftsorganisation“ lange nicht gekommen, ja vielleicht wird — 


letztere überhaupt nur eine zeitgemäße Umbildung und eine Iuntkleidung ge- 
wisser ethischer und sozialer Auswüchse bedürfen. So wird denn auch das 
Schlußwort der instruktiven Schrift des Verfassers vielleicht von ihm selbst 
bereits nicht mehr voll aufrechterhalten werden, wonach „die Steuerwirtschaft 
als Form der öffentlichen Finanzbedarfsdeckung an Bedeutung‘ verlieren und 
schließlich vielleicht ganz verkümmern werde. 

Wien. Emanuel Hugo Vogel. 


a 


V. Statistik und Bevolkerungslehre. 


Georg v. Mayr, Statistik und Gesellschaftslehre. (Handbuch des 
öffentlichen Rechtes, Einleitingsband, Abteilung VI.) 2. Bd. Bevölkerungs- 
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statistik. Zweite, vermehrte und umgearbeitete Auflage. 1. Lieferung. 8°. Tübingen — 
1922. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 231 S. 


Von dem bekannten v. Mayr’schen Werke ist als 1. Lieferung zur 2. Auf- 
lage die „Bevölkerungsstatistik“, die Statistik des Bevélkerungstandes 
erschienen. Die Gesamtanordnung des Stoffes ist dieselbe geblieben wie in der 
1. Auflage, in den Finzelheiten sind dagegen sehr wesentliche Änderungen und 
Ergänzungen vorgenommen worden. 

Ich habe meine grundsätzliche Stellung zur G. v. Mayr’schen Richtung 
in dieser Zeitschrift schon wiederholt dargelegt,') so daß ich mir ein Eingehen 
darauf ersparen darf. Auch auf Einzelheiten, in denen ich mit dem sehr ver- 
ehrten Verfasser nicht eines Sinnes bin, möchte ich angesichts des umfassenden, 
enzyklopädischen Charakters des Werkes nicht Bezug nehmen. Nur einige 
Punkte mehr allgemeiner. systematischer Art will ich hier zur Sprache bringen. 

Georg v. Mayr hat seine frühere Einteilung der praktischenStatistik 
in Bevölkerungstatistik, Moralstatistik Bildungsstatistik, Wirtschaftsstatistik 
und politische Statistik noch ergänzt durch die kirchliche Statistik, „der als 
Forschungsgebiet zufallen die statistisch faßbaren Massenzustände und Er- 
scheinungen der Lebensbetätigung der Kirchengemeinschaften und ihrer ver- 
schiedenen Organisationen, sodann weiter auch der religiösen Betätigung der 
Kirchenangehörigen‘““. Auf den ersten Blick hat es den Anschein, als ob die Kirchen- 
statistik denn doch nicht ein genügend weites und gewichtiges Stoffgebiet umfasse, 
um als selbständige Abteilung der praktischen Statistik gleichberechtigt neben 
der Bevölkerungs- oder der Wirtschaftsstatistik zu stehen. Anderseits ergibt 
sich aus der Konstruktion der pclitischen Statistik als der „Statistik der Erschei- 
nungen des öffentlichen, rechtlich geregelten Lebens der Gemeinwesen“ die 
formale Berechtigung, die kirchliche Statistik als gleichberechtigt neben die 
anderen Zweige hinzustellen. Dieser Zwiespalt kann umgangen werden, wenn, 
wie dies ja bisweilen geschieht, der umfassendere Begriff der Kulturstatistik 
eingeführt wird, dem dann die Moralstatistik, die Bildungsstatistik und die 
kirchliche Statistik unterzuordnen sind. 

Die verschiedenen Arten, die Bevölkerung im Hinblick auf ihre Zusammen- 
hänge mit dem Beobachtungsgebiet (Anwesenheit, Wohnen, Geborensein. 
Heimatberechtigtsein) zu erfassen, nennt v. Mayr die, Bevölkerungskombi- 
nationen“. Ich halte diese Bezeichnung nicht für glücklich, da der Ausdruck 
„Kombination“ in der statistischen Methodik eine ganz besondere, hier nicht 
vorliegende Bedeutung hat und es überhaupt bestritten werden kann, ob die 
Beachtung eines dieser Zusammenhänge als „Kombination“ bezeichnet werden 
kann. Ich würde statt dessen den Ausdruck ‚„Bevölkerungsbetrachtungsweisen“ 
vorschlagen, der dem Uneingeweihten, soweit dies bei der Kürze des Ausdruckes 
möglich ist, wohl mehr sagt, als „Bevölkerungskombination‘‘, Abgesehen von 
diesem formalen Einwand kann noch ein stofflicher erhoben werden. v. Mayr 
stellt neben die „Bevölkerungskombinationen“ der „ertsanwesenden Be- 

1) Vgl. z. B. „Einige neuere statistische Schriften im Lichte des statistischen 
Dogmenstr.ites“, Bd. H, S. 148. 
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völkerung“, der „Wohnbevölkerung‘‘, der ,,Geburtsbevélkerung und der 
„rechtlichen Bevölkerung“ als fünfte die der ‚„Nationalitätenbevölkerung‘. Wie 
leicht ersichtlich, fällt diese fünfte „Kombination“ aus dem Rahmen der vier 
übrigen, wie ich ihn oben bestimmt habe, vollständig heraus. Ihr gleichberechtigt 
könnten wir eine ,, Konfessionsbevélkerung“, eine „Berufsbevölkerung‘‘ und andere 
hinzufügen, wodurch das Unrichtige der Einteilung wohl noch augenfälliger 
würde. 

Ein weiteres Bedenken erhebt sich gegen die Einbeziehung der Berufs- 
statistik in die Bevölkerungsstatistik, wenn auch v. Mayr diese Einbeziehung 
nur in eingeschranktem Ausmaße denkt. derart, daß „die berufliche Eigenschaft 
des Menschen nach ihren großen Hauptabteilungen“ in die Bevölker ıngsstatistik 
gehöre, während „das weitere Detail ... namentlich in der vollen Ausgliederung 
der technischen Gestaltung der Berufstätigkeit, ... für die Wirtschafts- 
statistik ... in Betracht kommt‘. Ich bin der Meinung, daß dieser Unter- 
schied nicht gemacht werden kann, schon darum nicht, weil die Abgrenzung 
der ,,Hauptabteilungen“ von dem ‚weiteren Detail“ nicht zwingend gegeben 
ist, aber auch nicht, weil das Gebiet der Berufsstatistik dem Gegenstande 
nach ganz und rein in die Wirtschaftsstatistik gehört. | 

Der Abschnitt von der Nationalitätenstatistik ist etwas stiefmütterlich 
weggekommen. v. Mayr behandelt Nationalität einmal im westeuropäischen 
Sinne von Staatszugehörigkeit, dann im eigentlichen Sinne, aber nur als Sprach- 
zugehorigkeit. Die .„Nationalitäten“-Erhebung im engeren Sinne als Erhe- 
bung des Bekenntnisses der Volkszugehörigkeit findet keine Erwähnung. 
Die Sprachenerhebungen zerfallen nach v. Mayr in drei Hauptgruppen: 1. die 
der ursprünglichen, in der Hauptsache durch nächste Abstammung ererbten 
Sprache, der Muttersprache (Familiensprache, Haushalts- oder 
Haussprache), 2. die der in den einzelnen Haushaltungen maßgebenden, in 
der Hauptsache mit der Muttersprache zusammenfallenden, für vereinzelte, 
anderer Muttersprache zugehörige Haushaltungsangehörige aber davon abwei- 
chenden Umgangssprache und 5. überhaupt die der tatsächlichen Sprach- 
kenntnis der einzelnen ....“ Da ich meine von dieser Darstellung abweichende 
Auffassung in dieser Zeitschrift!) ausgeführt habe, kann ich mir ein näheres 
Eingehen darauf ersparen. 

Im gleichen Abschnitte erweist der Verfasser meiner Sprachenkarte von Mittel- 
europa die Ehre einer Erwähnung. Das legt den Gedanken nahe, ‘ob nicht über- 
haupt die während der Friedensverhandlungen und nach ihnen aufgeblühte 
nationalitätenstatistische Kartographie (besonders vertreten durch die Geo- 
graphen Penck, Volz, Krebs, Sieger, Teleki, Engelmann) eine Erwäh- 
nung verdient hätte, was auch darum begründet gewesen wäre, weil der Ver- 
fasser schon bei der Besprechung der Bevülkerungsdichte auf die kartographische 
Darstellung und ihre Methoden hingewiesen hat. 

Bei der Betrachtung des inneren Gefiiges der Darstellung drängt 
sich dem Leser die Bemerkung auf, daß der Verfasser Technisches, Methodo- 
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logisches und Stoffliches in zwanzloser Aufeinanderfolge bringt. Dieses Ver- 
fahren kann in dem wohlberechtigten Streben begründet sein, die Darstellung 
lebhafter zu gestalten, vom Standpunkte der strengen Systematik ist es natir- 
lich nicht ganz richtig. z^ 

Die jedem Kapitel angefügten Schriftenverzeichnisse sind sehr reich- 
haltig, wenn auch nicht unbedingt vollständig. Schon eine flüchtige Durch- 
sicht ergibt, daß von der wenigen wirklich guten Literatur über Nationalitäten- 
statistik zwei wichtige Arbeiten, die Schrift von Waldemar Mitscherlich 
über die Fehlerquellen in der Statistik der Nationalitäten (Zeitschrift für die 
gesamte Staatswissen-chaft, 1914.2) und die von E. Würzburger über Sprachen- 
statistik (D. St. Z. 1917, Heft 1 und 5) fehlen. Unter den Hinweisen auf 
die anthropometrisch-militärische Literatur ist wohl die amtliche öster- 
reichische, aber nicht die deutsche amtliche Quelle angeführt, die ja, abweichend 
von der österreichischen, bis in die neuere Zeit vorhanden war. Unter der Lite- 
ratur über den Altersaufbau vermisse ich die Erwähnung meiner „Totenverluste 
der österreichisch-ungarischen Monarchie‘, in denen meines Wissens zum ersten- 
mal die Frage der Kriegseinwirkungen auf den Altersaufbau systematisch und 
ausführlich untersucht wurde. Solches Übersehen ist bei der ungeheuren Fülle 
des Stoffes allerdings kaum zu vermeiden und es ist aller Anerkennung wert. 
daB ein so hoher Grad von Vollständigkeit erreicht wurde. 

Mit dem Vorausgehenden ist dasjenige, was ich dem sehr gechrien Verfasser 
in aller Bescheidenheit an wesentlichen Änderungs- oder Ergänzungsvorschlägen 
zu erstatten hätte, erschöpft und es bliebe mir jetzt nur noch der angenehmere 
Teil der Besprechung übrig, auszuführen, welch eine wertvolle Gabe an die 
Statistik das Georg v. Mayr’sche Werk auch in diesem Teile und in dieser 
Auflage darstellt, wenn es nicht hieße, Wasser ins Meer tragen, wollte ich über 
dieses bedeutende, von reichstem Wissen und eisernen: Fleiße zeugende enzy- 
klopädische Werk Worte des Lobes verlieren. 

Wien. i Wilhelm Winkler. 


Ignace Weinfeld, Annuaire de la ne 2. Ausgabe, Kl.-8°, Warschau — 
Lemberg — Ksiaznica Polska T. S. N. W., 2. VIII und 140 S. 


Das vorliegende kleine statistische Be des polnischen Staates ist 
eine auf Veranlassung des polnischen Ministeriums des Äußeren veranstaltete 
Neuauflage des von dem Verfasser gemeinschaftlich mit E. Romer im Kriege 
herausgegebenen gesamtpolnischen statistischen Handbuches, das bei den Friedens- 
verhandlungen dem polnischen Staate wertvolle Dienste geleistet haben soll. 
Diese Ausgabe hat zunächst den Zweck, das Ausland über die wichtigsten Ver- 
hältnisse des neuen polnischen Staates aufzuklären, ist gleichzeitig auch nach 
innen hin ein Ersatz für das bisher zum größeren Teil noch ausstehende statistische 
Handbuch des polnischen statistischen Amtes, von dem bisher allerdings in dem 
ungewöhnlichen Umfange von 320 Seiten nur der Bevölkerungsteil erschienen ist. 


Wien. Wilhelm Winkler. 
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Wilhelm Winkler, Die statistischen Verhältniszahlen. Bd. II. N. F. 
der ,,Wiener staatswissenschaftlichen Studien“, herausgegeben in Verbindung 
mit Friedr. Wieser und O. Spann von H. Kelsen. Leipzig und Wien 1923, Verlag 
Franz Deuticke. Gr.-8°. 178 und VIII S. 3 


Da sitzen sie nun, die mathematischen Statistiker, und quälen sich damit ab, 
ihre Methoden immer welter zu verfeinern, indes die amtlichen Statistiker, 
unbekümmert um so mühevolles Tun, gelassen ihren Trott weitertraben — so 
ungefähr klagt Gini in seiner Zeitschrift Metron, legt auch dar, wie sich die 
Schuld an diesem unerfreulichen Zustand verteilen dürfte. Solche Klage ist 
nicht von heute und gestern; wir vernehmen sie überall, wo ernsthaft Statistik 
betrieben wird, vor allem auch in den Ländern deutscher Zunge. Es soll nicht 
untersucht werden, ob nicht Überheblichkeit von der einen. Verstocktheit auf 
der anderen Seite dazu beigetragen haben, daß gerade bei wis die mathe matischen 
und die „allgemeinen“ Statistiker „Massen im Verhältnis der Fremdheit“ sind; 
wie dem auch sein mag, jeder Verständige in beiden Lagern wird es begrüßen, 
wenn ein Mann von ernster Art wie der Verfasser der hier argezeigten Schrift 
in schwerem Ringen mit dem spröden Stoff, um seine eigenen Worte zu gebrauchen, 
den Versuch unternimmt, zwischen allgemein-statistischer und mathematisch- 
statistischer Theorie eine Brücke zu schlagen. Er erstrebt dies mittels einer 
Untersuchung der statistischen Verhältniszahlen, vorab der Häufigkeitsziffern 
und der stetig bezogerien Zu- und Abgangswahrscheinlichkeiten nach Herkunft, 
Bedeutung und Verwendbarkeit in der Praxis. Absicht sowohl wie Dar- 
stellungsweise der Schrift verlangen eigentlich eine Stellungnahme aus 
beiden Lagern: hier soll sie von einem Vertreter der „allgemeinen“ Statistik 
erfolgen. 


Als Herzstück der Winklerschen Erörterungen darf wohl die Prüfung der 
Frage gelten, ob bei den Verhältniszahlen mit abhängiger Beziehungsgrundlage, 
insbesondere den Zu- und Abgangsziffern, die Rückwirkung der bezogenen, der 
Frucht- oder Übertrittsmasse auf die Stamm- oder Ausgar.gsmasse, des terminus 
ad quem wenn man so will, auf den terminus a quo, der Verhältniszahl ihre 
Qualifikation als Vergleichsmaß nimmt. Um hierüber zur Klarheit zu gelangen, 
bedurfte es keiner kleinen begrifflichen Vorarbeit; vorab einmal der Gliederung 
der statistischen Massen nach Wesen, Herkunft und Wirkung. Bot da der Begriff 
der statistischen Masse als solcher, wenn man von gewissen möglichen Verschieden- 
heiten der Auffassung in bezug auf die Relativität der geforderten Merkmale 
der Gleichartigkeit und Unveränderlichkeit absieht, keine nennenswerten Schwie- 
rigkeiten der Festlegung, so war dies schon bei der Einteilung der statistischen 
Massen nach der Dauer der Masseneinheiten nicht mehr der Fall. Man wird W. 
durchaus beistimmen müssen, daß er unter begründeter Ablehnung der her- 
kömmlichen, logisch nicht völlig befriedigenden Einteilungen die Scheidung 
zwischen Punkt- und Streckenmassen seiner weiteren Darstellung zugrunde 
gelegt hat, wenn anders er nicht sein Programm der Annäherung von mathema- 
tischer und allgemeiner Statistik überhaupt aufrecht erhalten wollte. Aber 
weitergehend als er halten wir die Entscheidung über den Punkt- oder Strecken- 
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charakter einer gegebenen Masse für schlechthin durch das Untersuchurgsziel 
bedingt und nicht bloß dort, „wo die beiden Begriffe des Zeitpunktes urd der 
Zeitstrecke sich berühren“; schon deshalb nicht, weil eine solche Berührung 
ausgeschlossen ist und weder die kontinuierliche Zeitstrecke aus diskreten Zeit- 
punkten hervorgehen noch in solche aufgelöst werden kann. Wohl aber kann 
man sich jede Zeitstrecke bei hinreichend kleiner ParAlaxe als Zeitpunkt denken 
und unter Zuhilfenahme eines Begriffes der Mechanik jede Streckenmasse als 
eine Punktmasse von Massenpunkten behandeln. Praktisch ist dieser Einwand 
freilich bedeutungslos und die durchschnittliche Bestandsdauer der Einheiten 
der Masse gerade unter statistischem Gesichtswinkel das Entscheidende. Auch 
die Unterscheidung der durch Verursachung entstehenden Punktmassen in solche 
von unmittelbar willkürlicher Verursachurg (Eheschließungen, Selbstmorde) 
und andere, bei denen die Ereignisse nur Folgeerscheinungen eines unmittel- 
bar auf ein anderes Ziel gerichteten Willensaktes sein sollen (Geburten, Verurtei- 
lungen), findet nicht unseren vollen Beifall, da die Entscheidung, ob Mittel- oder 
Endzweck vorliegt, doch keineswegs immer so einfach scin und für alle Elemente 
einer bestimmten Masse gleich ausfallen dürfte; indessen ist diese ganze Unter- 
scheidung für die statistische Behandlung einer Masse wohl auch ohne Belarg. 
Auch die Mitverursachung der „toten“ Streckenmassen — die Bezeichnung der 
Ernte eines Grundes als tote Streckenmasse setzt sich übrigens in starken Wider- 
spruch zu Ottiliens Tagebuch, dem in der abgesichelten Ähre so viel Nährendes 
und Lebendiges verborgen liegt — wird kaum als glückliches principium indivi- 
duationis anzuerkennen sein, so daß diese ganze Einteilung zu den vem Verfasser 
nach seiner eigenen Meinung noch fortzuspinnenden Fäden gehören dürfte. Die 
weitere, so wichtige Veranschaulichung des Unterschieds gleichalteriger und 
gleichzeitiger Massen wird von W. an der Hand der Beckerschen Konstruktion 
dargestellt. Es mag vielleicht kleinlich erscheinen, wenn wir hier die Darstellung 
von Lexis lieber gesehen hätten, allein von den allgemeinen Statistikern, die 
sich überhaupt mit diesen Dingen beschäftigen, dürfte die Mehrzahl ihre Kenntnisse 
bei Lexis sich geholt haben und ein Umdenken in ein anderes Koordinatensystem 
fällt ihnen erfahrungsgemäß nicht leicht. Aus ähnlichem Grund bedeutet im 
vorliegenden Fall der Hinweis auf die verschiedenen Druckfehler in den algebra- 
ischen Verdeutlichungen der Schrift (zum Beispiel S. 39, 61, 96, 101) und auf 
die Änderung der Buchstabeneinteilung S. 36 ff. gegenüber der voraufgehenden 
Zusammenstellung keine kleinliche Nörgelei, denn es ist urs nur zu gut bekannt, 
wie manche Pein die vielen Druckfehler in Lexis’ klassischen „Abhandlungen“ 
mathematisch weniger begabten Personen schon verursacht haben. 


Die dreifache Einteilung der bezogenen statistischen Massen nach 
dem gefügemäßigen Verhältnis, nach der mathematisch-formellen Beziehungs- 
weise und nach der logischen Bedeutung des herausspringenden Quotienten — 
die zuletzt genannte ist etwas kurz geraten — bringt für den allgemeinen Statistiker 
neben der weiteren Annäherung an das zentrale Problem .,Wahrscheinlichkeit 
oder Ziffer“ Anknüpfungen an ihm vertrautere Fragen, wie jene der Belastungs- 
ziffer und einen höchst erwünschten Sehriftenüberblick. aus dem er ersehen kann, 
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worin die bisherigen Gedankengänge des Verfassers von den Arschauuigen der 
maßgebenden allgemein-statistischen Literatur abweichen. Nachdem so die 
Festlegung der Grundbegriffe erfolgt ist, werden in dem entscheidenden dritten 
Abschnitt des allgemeinen Teils der Schrift Ziffer und Wahrscheinlichkeit in 
ihrer Bedeutung als Häufigkeitsmasse auf Herz und Nieren geprüft. An einem 
musterhaft klar entwickelten schematischen Beispiel aus der Rekrutierungs- 
statistik wird zunächst die Möglichkeit der Berechnung verschiedener Verhältnis- 
zahlen und der Einfluß dieser Berechnungen auf die Beurteilung des Tauglich- 
keitsprozentes gezeigt. Die Verallgemeinerung des erhaltenen Ergebnisses führt 
dann auf die verschiedene Verteilung der Ereignispunkte über die Beobachtungs- 
zeit und mit ihr auf die Frage, ob die so bewirkte Verschiebung wesentlicher, 
unwesentlicher oder bedingt wesentlicher Natur ist. Die Entscheidung fällt, 
um dies vorauszunehmen, kurz gesagt so aus: bei unwesentlicher oder bedingt 
wesentlicher Verschiebung verdient die auf einen unveränderlich bleibenden 
Anfangsstand ‘bezogene „stetige“ Wahrscheinlichkeit — auch dies ein von W. 
geprägter Begriff — den Vorzug vor der zu unrichtigen Maßzahlen führenden 
Ziffer, bei Wechselereignissen wesentlicher Verschiebung ist dagegen die aus 
dem reinen Ereignisablauf gewonnene „reine“ Ziffer ein der Wahrscheinlichkeit 
überlegenes Maß. Da der Unterschied in der Verschiebung sonach geradezu 
ausschlaggebend für die Anwendung des einen oder anderen Maßes ist, würde 
der allgemeine Statistiker sicherlich gerne ein apriorisches Kriterium der Bedeut- 
samkeit der Verschiebung zur Hand haben. Allein „ob die Verschieburg so wesent- 
lich für die Häufigkeit des Ereignisses ist, daß sie auf das Ergebnis der Häufig- 
keitsmessung einen Einfluß haben darf und soll .... kann nur aus der Natur 
der auf ihre Häufigkeit zu messenden Abgangsereignisse‘ beurteilt werden. So 
komme bei der verschiedenen Verteilung der Sterbefälle auf die Altersklassen 
innerhalb zweier Massen der äußeren Verschiebung auch eine innere Bedeutung 
zu, sie sei daher wesentlich; dagegen sei z. B. die entsprechende Verteilung 
der Austritte aus der Ledigenmasse durch Verheiratung für die Messung der 
Heiratshäufigkeit unwesentlich, denn ihre verschiedene Verteilung innerhalb 
zweier Massen werde gewiß dem Anthropologen, Sozivlogen, Bevölkerungs- 
politiker und Volkswirtschaftler erheblich erscheinen, aber nicht dem Statistiker, 
der die Tatsache des Eheschlusses nicht wertmäßig, sondern nur zahlenmäßig 
zu betrachten habe. Diesen Ausführungen W’s. vermögen wir nicht ganz zu 
folgen, da sich uns weder das „‚darf und soll“ mit der nicht wertmäßigen Betrach- 
tungsweise zu vertragen scheint, noch auch der Rechtsgrund des Urteils über 
die „innere“ Bedeutung, über Wesentlichkeit oder Unwesentlichkeit der Ver- 
schiebung deutlich ersichtlich wird. Gibt es nach Abstraktion von allen möglichen 
Bewertungsmaßstäben denn überhaupt einen reinen Statistiker, der solche 
Urteile fällen oder auch nur Verhältniszahlen bilden kann ? Es sei aber zugegeben, 
daß solche Fragen auf das Schlüpfrige führen, um mit dem alten Süßmilch zu 
reden; dem allgemeinen Statistiker würde es freilich eine kleine Genugtuung 
bereiten, wenn hier sein sonst so übel beleumundeter statistischer Takt eir:mal - 
wieder zu Ehren käme. 
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Wichtiger noch für die Revolutionierurg des statistischen Dei kens, die sich 
W. auf dem von ihm betrachteten Gebiet von seinen Untersuchungen verspricht, 
scheint uns die nachdrückliche Betonung der Untrennbarkeit der Teilziffern 
von ihrer Beziehungsgrundlage zu sein. Immec wieder stellt W. seine organische 
Auffassung, die Wechselbedingtheit der Teilziffern, in Gegensatz zu der land- 
läufigen mechanischen Auffassung, die in den Teilziffern beliebig ablös- und 
anderwärts anlegbare selbständige Gebilde, unabhängige Trennstücke statt 
korrelativer Beziehungen sieht. Man kann es dem Verfasser darum nicht verargen, 
wenn er den völligen Mangel solcher Einsicht, wie er sich z. B. in der vermeint- 
lichen Veredelung der rohen Ziffern mittels des Standardindex kundgibt, mit 
kräftigen, seiner sonst ruhigen Sprache fremden Worten wie „ganz üble Ver- 
schlechterung“ oder „ganz oberflächlicher Übertüncehungsversuch“ kennzeichnet. 


Ein zweiter, besonderer Teil der Schrift, auf dessen Einzelheiten einzugehen 
wir uns versagen müssen, führt die Grundsätze und schematischen Darlegungen 
des allgemeinen Teils mittels dreier, der Rekrutierungs-, der Sterblichkeits- 
und der Ehestatistik entnommener Beispiele in die kompliziertere Wirklichkeit 
und statistische Praxis über. Der Verwaltungsstatistiker, der sich die Mühe nicht 
verdrießen läßt, das nicht leicht zu lesende, aber klar geschriebene und nur 
elementar-mathematische Ansprüche stellende Buch durchzuarbeiten, wird es 
mit dem Gefühl der Dankbarkeit für die empfangene Aufklärung mancher von 
ihm mehr instinktiv empfundenen Zusammenhänge aus der Hand lebten. Es 
ist kein Versuch der Heidenbekehrung am Volk der gemeinen Statistiker, den 
der Verfasser da unternommen hat; kein schweflichter Blitz der Verachtung 
wird auf diese geschleudert und keine bissige Lauge des Spottes über ihr minder- 
wertiges Getreibe ausgegossen; im Gegenteil: wo die Kennzeichnung durch 
einfachere Mittel, wie die rohe Ziffer, das Tauglichkeitsprozent der Abgefertigten 
u.a. eine genügend deutliche Vorstellung gewährt, wird dies ausdrücklich hervor- 
gehoben, auch wird mit den gegebenen Größen der verfügbaren Mittel, selbst 
der lieben Gewohnheit durchaus gerechnet. Aber der Aufforderung W’s., vom 
unbestimmten flüchtigen Gefühl zu klarem Bewußtsein der Unzulänglichkeit 
vieler Häufigkeitsziffern fortzuschreiten, sollte freilich auch die amtliche Statistik 
ihre Aufmerksamkeit schenken und die Handreichung bei solchem Aufstieg, die 
thr das Winklersche Buch anbietet, nicht aus Brquemlichkeit von sich weisen. 


Mannheim. S. Schott. 


VI. Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und 
andere Hilfswissenschaften. 


Otto Braun, Geschichtsphilosophie. Fine Einführung. 8°. Leipzig 1921, 
© Felix Meiner. (Wissen und Forschen, Schriften zur Einführung in die Philo- 
sophie, Bd. 12.) VILI und 127 5. 
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Das Büchlein will eine Einführung in die Geschichtsphilosophie geben. Diesen 
Zweck erreicht es vor allem durch eine kurze Übersicht über die Geschichte der 
Geschichtsphilosophie, welche dem Leser die grundlegenden Schriften und einige 
Hauptgedanken der wichtigsten Lehrgebäude zur Kenntnis bringt. Ein zweiter 
Teil „Wissenschaftslehre der Geschichte“ will eine formale Geschichtsphilosophie 
geben, die eine Kritik der historischen Vernunft im Sinn einer Theorie des 
geschichtlichen Erkennens zum Ziele hat und den „Gegenstand des histor!schen 
Erkennens“‘ — historischer Raum, historische Zeit, Faktoren des Geschichts- 
verlaufes usw. — behandelt. In einem Anhange wird eine Schriftenzusammen- 
stellung in knapper Auswahl hinzugefügt. 

Für die zweite Auflage würde ich eine wesentliche Ausdehnung und Vertief ing 
des lehrgeschichtlichen Teiles empfehlen und ferner eine Darlegung des Verhält- 
nisses der Geschichtsphilosophie zur Soziologie, wenn anders der Zweck des 
Büchleins erreicht werden soll. 


Wien. > Othmar Spann. 


Einlauf von Biichern 
und periodischen Veröffentlichungen. 


— u 


A. Bücher. 


I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. 


Brick, L. V., The Theory of Marginal Value (Studies in Economics and 
Political Science). London: George Routledge & Sons, Ltd. New-York: E. P. Dutton & 
Co. 1922. 

Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 4. Aufl. 18. und 19. Lieferung. Arbeiter- 
schutzgesetzgebung — Arbeitsrecht. Bog. 43 bis 54 des I. Bandes. Jena. Gustav 
Fischer. 

Marburger, W., Gleitende Währung. Mit einem theoretischen Anhang: Die 
Versicherung gegen Geldentwertung. München und Leipzig 1923. Duncker & Humblot. 
VIII und 80 S. 

Kerschagl, Richard, Iheorie des Geldes und der Geldentwertung. 
Jena 1923. Gustav Fischer. IV und 144 S. 

Spann, Othmar, Fundament der Volkswirtschaftslehre. III. neuerdings 
durchgesehene Aufl. Jena 1923. Gustav Fischer. XVI und 382 S. 


II. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Borries, Karl v. Die Handels- und Schiffahrtsbeziehungen zwischen 
Lübeck und Finnland. Ein Beitrag zur Geschichte der Ostseewirtschaft. (Probleme 
der Weltwirtschaft. Schriften des Instituts für Weltwirtschaft und Seeverkehr an 
der Universität Kiel.) Jena 1923. Gustav Fischer. XIX und 214 S. 

Bücher, Karl, Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte. Tübingen 1922. 
I. ©. B. Mohr (Paul Siebeck). VI und 462 S. 

Das österreichische Ernährungsproblem. Unter Benutzung statistischer Mate- 
rialien und amtlicher Quellen sowie unter Mitwirkung von Fachmännern verfaßt im 
Bundesministerium für Volksernährung. Mit statistischen Tabellen und Diagrammen, 
Heft 4. Wien 1922. Kommissionsverlag von Wilhelm Frick Ges. m. b. H. 

Friedrich, Wolfgang, Das wirtschaftliche Wesen der Elektrizitärs- 
erzeugung. Versuch einer grundsätzlichen Formulierung. Mit einem Il. Teil: Der 
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Einfluß des achtstündigen Arbeitstages auf die Elektrizitätserzeugung. Mit 11 Kurven 
im Text. (Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Seminars zu Jena.) Jena 1923. 
Gustav Fischer. 64 S. 

Gutmann, W., Die Bodenreform, wie sie nicht sein soll. In General- 
kommission von F. Rivn&é in Prag. Kommissionsverlag Hugo Heller & Cie. Wien. 
73 8. 

Kiliani, Richard, Die Großbankenentwicklung in Holland und die 
mitteleuropäische Wirtschaft. Zweite aufden neuesten Stand gebrachte Auflage. 
Leipzig 1923. Felix Meiner. 62 S. 

Der neue Kurs in Rußland. Wirtschaftsgesetze der Sowjetregierung. 
Herausgegeben vom Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr an.der Universität 
Kiel. Bearbeitet von Dr.W.Hahn und A.v.Lilienfeld-Toal. Jena1923. Kommissions- 
verlag von Gustav Fischer. VIII und 108 S. 

Sehilder, Siegmund, Österreichs Wirtschaftsverhältnisse. Tagesfragen 
der Auslandswirtschaft. Leipzig 1922. K. F. Koehler. 61 S. 

Travers-Borgstroem, Arthur, Mutualismus. Eine Synthese. Autorisierte Über- 
setzung. München und Leipzig 1923. Duncker & Humblot. 125 S. 


Il. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Braun, Gerhard, Der Soziallobn und seine wirtschaftliche Bedeutung. 
Sozialwissenschaftliche Forschungen. Abt. II], Heft 2, Berlin und Leipzig 1922. 
Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co. 56 S. 

Hafner, Wilhelm, Motive der internationalen Sozialpolitik. Sozial- 
wissenschaftliche Forschungen. Abt. III, Heft 3. Berlin und Leipzig 1922. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co. XIV und 154 S. 

Taylor, G. R. Stirling, Gildenpolitik. Ein praktisches Programm für die 
Arbeiterpartei und die Genossenschaften. Aus dem Englischen übersetzt von Otto 
Eccius. Tübingen 1922. I. C. B. Mohr (Paul Siebeck). IV und 116 S. 


IV. Finanzwissenschaft. 


Glier, L., Steuern und Schulden der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Unter Berücksichtigung der schwebenden internationalen Finanzprobleme. (Finanz- 
und volkswirtschaftiiche Zeitfragen. 82. Heft.) Stuttgart 1923. Ferdinand Enke. 157 S. 

Rs in, Alois, Die Finanz- und Wirtschaftspolitik der Tschecho- 
Slowakei. Einzig autorisierte Übersetzung von Dr. Paul I. Eisner. München und 
Leipzig 1923. Duncker & Humblot. X und 164 S. 


V. Statistik und Bevölkerungslehre. 


Mortara, Giorgio, Prospettive Economiche. 1923. Opera edita sotto gli 
auspici della Universita Bocconi di Milano. Citta di Castello 1923. Societa Tipo- 
grafica „Leonardo da Vinci“. XIX und 425 S. ) 


B. Periodische Veroffentlichungen. 


Arbeit und Wirtschaft. 


1. Jahrg. 1. Jänner 1923. Heft 1. Karl Renner: Der wirtschaftliche Klassen- 
kampf. Ferdinand Hanusch: Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Julius Deutsch: 
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Der internationale Friedenskongreß und die Gewerkschaften. Anton Hueber: Krieg 
dem Kriege. Viktor Stein: Die Gewerkschaftsbewegung und der Fascismus. Otto 
Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. 

15. Jänner 1923. Heft. 2. Edmund Palla: Die Arbeitslosigkeit in Österreich. 
J. Hannak: Der Angriff auf die Sozialpolitik. Robert Danneberg: Der neue 
Mieterschutz. Benedikt Kautsky: Das Wirtschaftsjahr 1922 (1). 

1. Februar 1923. Heft 3. Viktor Stein: Ein Lohnkampf in Krisenzeiten. Wilhelm 
Ellenbogen: Wollersdorf und Arsenal. O. Leichter: Streifzüge durch die Welt- 
wirtschaft. Anton Proksch: Die Gewerkschaften und die Jugendlichen. Michael 
Frühwirt: Die Krise in der Textilindustrie. 

15. Februar 1923. Heft 4. J. Hannak: Nach der ersten Etappe. Viktor Stein: 
Ein Wort zur Klarstellung. B. Kautsky: Das Wirtschaftsjahr 1922 (II. Valuten- 
kurse — Banknotenumlauf, Ill. Preise und Löhne). 


Bank-Archiv. 

XXII. Jahrg. 20. Dezember 1922. Nr. 6. Dr. Springer: Vorkriegshvpotheken 
und Geldentwertung. Dr. Arwed Koch: Unwiderrufliche Akkreditive und Akkreditiv- 
bestätigung. B. Hülsen: Zur Frage der „historischen Tatsachen‘ in den Statuten 
der Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

1. Jänner 1923. Nr. 7. Dr. Mügel: Vorkriegshvpothcken und Geldentwertung. 
M. Lichtenheim: Arbeitsvereinfachung und Kräfteersparung im Bankgewerbe. 
Geh. Ober-Regierungsrat Hermes: Zum „Zusammenbruch“ der Zweiganstalt 
Hamburg der Girozentrale Schleswig-Holstein. Otto F. Herrmanns: Die Wechsel- 
stuben und die Devisengesetzgebung. 

15. Jänner 1923. Nr. 8. Dr. Gustav Glück: Die New- Yorker Tagung der American 
Bankers Association vom 2. bis 6. Oktober 1922. Dr. Alfred Jacoby: Das Regulativ 
des Akkreditivgeschäftes der Berliner Stempelvereinigung. Dr. Weisbart: Die 
juristische Technik der Devisen-Spekulations-Verordnung. Wiederherstellung des 
Bankgeheimnisses und Aufhebung des Depotzwanges. 

1. Februar 1923. Nr. 9. Protest der Reichsbank gegen französische und belgische 
Übergriffe. Dr. Gustav Glück: Die New-Yorker Tagung der American Bankers 
Association vom 2. bis 6. Oktober 1922 (Schluß). Dr. Wilhelm Koeppel: Bemerkungen 
zu den Bewertungsrichtlinien für Vermögensstener und Zwangsanleihe. Rechtsanwalt 
Brink: Die Talonsteuer nach dem 1. Jänner 1923. 

15. Februar 1923. Nr. 10. Dr. E. Wilh. Schmidt: Die Reichsbank und inre 
Goldmilliarde. Dr. Joachim Kebßler: Die Verteuerung des Bankverkehrs. Dr. Rau: 
Zur Frage der Haftung der Banken gemäß § 18, Abs. 7, des Erbschaftssteuergesetzes 
bei Gemeinschaftskonten. 


Berichte aus den neuen Staaten. 

6. Jahr. 22. Dezember 1922. Nr. 51. Richard Modern: Das neue Mietengesetz. 

29. Dezember 1922. Nr. 52. Dr. Samuel Glücksthal: Die Gesellschaftssteuer 
in Ungarn. 

6. Jahrg. 5. Jänner 1923. Nr. 1. Das Wirtschaftsjahr 1922 in der Tschecho- 
Slowakei. 

12. Jänner 1923. Nr. 2. ©. D. Bourcart: Diellandelsbeziehungen zwischen der 
Schweiz und Österreich. . 

19. Jänner 1923. Nr. 3. Öffentliches Finanzwesen und Finanzmaßnahmen. 

26. Jänner 1923. Nr. 4. Zusammenstellung der in Geltung stehenden Devisen- 
vorschriften. 

2. Februar 1923. Nr. 5. Dr. Alfred Schwoner: Das Venediger Südbahn-Überein- 
kommen. 

9. Februar 1923. Nr. 6. Dr. Alfred Schwoner: Das Venediger Südbahn-Überein- 
kommen (II). 

16. Februar 1923. Nr. 7. Dr. R. Riemer: Wert der österreichischen Land- und 
Forst wirtschaft und ihres Ertrages. 
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23. Februar 1923. Nr. 8. Dr. R. Riemer: Wert der österreichischen Land- und 
Forstwirtschaft und ihres Ertrages (Schluß). 

Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 

119. Bd. III. Folge. 64. Bd. 6. Heft. Dezember 1922. Mit der Beilage: Volkswirt- 
schaftliche Chronik. September 1922. Ludwig Stephinger: Zur Grundlegung der 
Wirtschaftswissenschaft. Johannes Müller-Halle: Die wirtschaftliche Gesetz- 
peru des Deutschen Reiches (die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1922 um fassend). 

. Robeck: Das Bodengesetz und das Substitutionsprinzip. Karl Landauer: Das 
Problem der wertbeständigen Zahlungs- und Anlagemittel. Walter Stets: Berufs- 
beratung und Berufskunde. Adolf Günther: Die Jubiläumstagung des Vereines 
für Sozialpolitik in Eisenach. Franz W. Jerusalem: Die dritte Tagung der Deutschen 
Gesellschaft für Soziologie in Jena. 

120 Bd. Uf. Folge. 65. Bd. 1. Heft. Jänner 1923. Mit der Beilage: Volkswirt- 
schaftliche Chronik. Oktober 1922. Karl Diehl: Gibt es ein allgemeines Ertrags- 
gesetz für alle Gebiete des Wirtschaftslebens? G. v. Below: Die Entstehung der 
mittelalterlichen Stadtgemeinde. Alexander Wende: Gliederung und Stärke der 
deutschen Gewerkschaften. 

Kölner Vierteljahrshefte für Sozialwissenschaften. 

2, Jahrg. Heft 4. Paul Szende: Das System der Wissenschaften und die Gesell 
schaftsordnung. Hans Kelsen: Staat und Recht. Fritz Karl Mann: Beruf und 
Erwerb. F. Toennies: Zum (Gedächtnis an Paul Barth. Leopold v. Wiese: Skizze 
des Aufbanes eines Systems der Beziehungslehre. Leopold v. Wiese: Zu Spanns 
Kritik der empirischen Soziologie. 

Reichearbeitsblatt. 

Jahrg. 1922. Nr. 23/24. 15. Dezember 1922. Dr. Berger: Das Vordringen des 
produktiven Gedankens in der Erwerbslosenfürsorge des Anslandes. Hermann 
Richter: Zur Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen. Ernst Wulff: Die 
gleitende Lohnskala in Flensburg und ihr Ende usw. 

Jahrg. 1923. Nr. 1. 1. Jänner 1923. Fritz Albrecht: Die drohende Erwerbs- 
losigkeit. R. Kemper: Die Arbeitsvermittlung für oberschlesische Flüchtlinge. 
Hermann Richter: Über Verfahren und Schiedssprüche der taritlichen Schlichtungs- 
stellen und Schiedsgerichte usw. 

Nr. 2.16. Jänner 1923. Dr. Berger: Die englischen Arbeiter und die Weltarbeits- 
losigkeit. Fritz Albrecht: Die Verzinsung und T ilgung von Darlehen der produktiven 
Erwerbslosenfürsorge usw. 

Nr. 3. 1. Februar 1923. Dr. Wende: Die Tarifverträge im Deutschen Reiche am 
Ende des Jahres 1921 usw. 

Nr. 4. 16. Februar 1923. Dr. Feig: Vom Werden des deutschen Arbeitsrechts. 
Max Conrad: Streiks und Aussperrungen im Jahre 1921 usw. 

Ungarische Jahrbücher. 

Bd. II. Heft 3—4. November 1922. Alexander Domanovsky: Die Vergangen- 
heit der ungarischen Donau-Handelsschitfahrt. Alois Kovacs: Die Wiedergeburt 
der ungarischen Volkskraft. Robert Gragger: Ungarische Institute für Geschichts- 
forschung. Z. Losonczi: Die ungarische Sprachwissenschatt. 1920121. 

Wirtschaftsdienst ,, Weltwirtschaftliehe Nachrichten“. 

Heft 3. 19. Jänner 1923. K. S.: Wie lange noch? Franz Eulenburg: Internatio- 
nale Kapitalbildung usw. 

Heft 4. 26. Jänner 1923. N. F.: Kohlenbilanz und Kohlentribut. G. K.: 
Reichsbankdiskont usw. | 

Heft 5. 2. Februar 1923. H. v. E.: Die Memelfrage. K. S.: Fehlerquellen der 

‚Handelsstatistik. Chronik der Ruhrbesetzung. 

Heft 6. 9. Februar 1923. K. S.: Reichsmark und Goldbestand. Dr. Hans v. 
Eckardt: Die Konferenz von Lausanne. M. L.: Recht und Privatwirtschaft. 

Heft 7. 16. Februar 1923: K. S.: Warnung vor Piuschern. G. K.: Das Kohlenjahr 
1922. M. L.: Recht und Privatwirtschaft. 
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Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. 

1. und 2. Heft. 77. Jahrg. Fritz Stier-Somlo: Die Lehre von der Gewalten- 
teilung und die neuen deutschen Verfassungen. Willv Berthold: Zweck der Volks- 
abstimmung, ihre rechtliche und politische Lösung in der deutschen Reichsverfassung. 
Robert Deumer: Das Kreditangebot der Industrie. Otto Weinberger: Adam 
Müller. Alfred Renner: Objektivismus und Subjektivismus in der Preistheorie. 
Eine Kritik der Wertlehre Oppenheimers. Ernst Schultze: Die Entwicklung der 
Schiffsgrößen in den Vereinigten Staaten. Elisabeth Bamberger: Die Finanz- 
verwaltung in den deutschen Territorien des Mittelalters (1200 — 1500). 

The American Economie Review. 

Vol. XII. Nr. 4. December 1922. E. G. Nourse: Economic. Philosophy of Co- 
operation. O. Fred Boucke: Unique Situation in Economic Theory. Shirley D.South- 
worth: Some Recent Problems in Public Utility. Valuation and Regulation. John 
Ise: The Course in Elementary Economics. 

Bollettino di Statistica e di Legislazione Comparata. 

Anno XX. Fascicolo II. 1921 /22. 

Parte I. Statistica. Riscossioni del secondo trimestre 1921 /22 e confronto 
con quelle del corrispondente periodo del 1920 /21 per tasse di Bollo e Concessioni 
governative, Registro e Ipoteche, Imposte dirette, Dogane e Imposte indirette, 
Monopoli industriali, Lotto, Monopoli commerciali. Riepilogo. Colonie Italiane: 
Tripolitania. Le tasse sugli affari in Tripolitania nell'esercizio 1919 /20. 

Parte II. Legislazione italiana e notizie di legislazione estera. 
Italia: Le tasse di bollo e di concessione governativa. Le tasse di registro e ipotecarie 
nell esercizio 1920/21. Provvedimenti tributari. Le Società ordinarie per azioni nel 
secondo semestre e nell'intero anno 1921. Colonie Italiane: Eritrea. Applicazione delle 
tasse sugli affari (R. Decreto 3 luglio 1921, n. 1174). Austria: Privative, marchi 
e disegni di fabbrica: Aumento delle tasse. Francia: Registro, Bollo ecc.: imposta 
sulla cifra di affari: Riscossione dell'esercizio 1921 confrontate con le previsioni e con 
le riscossioni dell'esercizio 1920. Germania: Le entrate dell'impero nell'esercizio 
1920 /21 confrontate con quelle del 1919/20. Le previsioni per l'esercizio 1921 /22 
e per il 1922/23. Spagna: Regime tributario. Svizzera: Le tasse di circolazione e di 
soggiorno. 

Economica. 

January 1923. Nr. 7. Prof. A. L. Bowley and L. R. Connor: Tests of correspon- 
dence between statistical grouping and formulae. D. H. Macgregor: Public authorities 
and unemployment. Paul Vaucher: Le rôle de l'Angleterre dans la formation demo- 
cratique frangaise contemporaine. R. B. Forrester: International comparisons 
of productive efficiency in industry and agriculture. Prof. H. C. Gutteridge: The 
law of bankers credit. P. P. Pillai: Iron and steel production in India. Miss 
J. Flexner: Some aspects of workers control in industry. 

De Economist. 

Tlste Jaargang. 15 December 1922. Nr. 12. Prof. Dr. J. C. Kielstra: De onder- 
nemersraad voor Nederlandsch-Indit en het belastingstelsel daar te lande. 
Dr. H. Kleine-Natrop: De autonomie van de Duitsche Rijksbank. Dr. Hans 
Goldschmidt: De crisis in de Engelsche kleurstoffeindustrie. 

72ste Jaargang. 15 Januari 1923. Nr. 1. Prof. Mr. Dr. H. W. C. Bordewijk: In 
Memoriam Salomon Koenen. W. ©. Posthumus Meyjes: Bankpolitieke studiën. 

15 Februari 1923. Nr. 2. Mr. A. M. de Jong: De Engelsche Bank-Restriction 
van 1797. Prof. Mr. Dr. H. W. C. Bordewijk: Nieuwe Uitgaven. Jan J. Bruna: 
Economische kroniek. 


Giornale degli Economisti e Rivista di Statistica. 


Anno XXXIII. Vol. LXIII. Dicembre 1922. Nr. 12. Marco Fanno: Inflazione 


` monetaria e corso dei cambi. Guido Sensini: Intorno ai Beneficii del produttore. 
Attilio GarinoCanina: Intorno alle premesse economiche della legislazione del lavoro 
ed alle sue recenti tendenze. 
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Anno BXXIV. Vol. LXIV. Gennaio 1923. Nr. 1. Fulvio Zugaro: Una statistica 
internazionale delle spese militari. Epicarmo Gorbino: I porti di Porto Manrizio- 
Oneglia, Savona, Spezia e Livorno. 

Vol. LXIV. Febbraio 1923. Nn 2. Vincenzo Porri: Piccoli e grandi, veri e falsi 
imprenditori. Marco Fanna: Inflazione monetaria e corso dei cambi. 

Johns Hopkins University Studies in Historical and Political Science.: 

Series XL. Nr. 3. Edgar Fremmlett Fell, Ph. D.: Recent problems in admiralty 
jurisdietion. 

The Journal of Political Economy. 

Vol. XXX. Nr. 6. December 1922. D. H. Macgregor: British Aspects of Un- 
employment. Reginald Lennard: English Agriculture Since 1914. II. H. F. Clark: 
Capitalization of Railroad Surplus. Jacob Viner: Dumping in International Trade. II. 
Edith Abbott: The English Census of 1921. Homer B. Vanderblue: Federal 
Valuation of Railroads. 

Political Seience Quarterly. 

Vol. XXXVII. December 1922. Nr. 4. H. Parker Willis: The Federal Reserve 
System. William T. Morgan: An Eighteenth Century Election in England. Ravınond 
L. Buell: The Development of the Anti- Japanese Agitation in the U.S. W. Y. Elliott: 
The Metaphysics of Duguit's Pragmatic Conception of Law. H. L. Me. Bain: 
N. Y. Proposal for Municipal Home Rule. 

Rivista Internazionale di Scienze Sociali e Discipline Ausiliarie. 

Anno XXX. Vol. XCIV. Fase. CCGLX. Dicembre 1922. G. Gabrieli: L’Uni- 
versità cattolica del N. C. in Milano. Guido Tagliabue: Gli elementi determinanti 
la potenzialità d'acquisto dei biglietti di banca a corso forzato. Gaetano Silvestri: 
La bilancia agricola della Danimarca. 

Anno XXXI. Vol. XCV. Fase. CCCLXI. Gennaio 1923. Lello Gangemi: Sul 
credito agrario di stato. Lodovico Montini: La IV Conferenza del Lavoro. Gaetano 
Silvestri: Le industrie agricole della Danimarca. 
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Nun ist auch Ernst Plener dahingegangen, der letzte von den drei 
illustren österreichischen Volkswirten, welche sich im Jahre 1892 zur 
Herausgabe dieser Zeitschrift unter Patronanz des Vereines der österrei- 
chischen Volkswirte vereinigt hatten. Theodor v. Inama-Sternegg 
schied schon 1908 von uns, Eugen v. Böhm-Bawerk mußten wir 1914 
betrauern, und nun starb uns am 30. April 1923 auch Ernst v. Plener, 
hochbetagt, aber körperlich und geistig noch immer ungebrochen und voll 
Anteilnahme an allem geistigen Geschehen der ganzen Welt. Unsere Zeit- 
schrift beklagt in ihm den Letzten ihrer Begründer, den warmen Freund 
und stetigen Förderer, der ihr namentlich in den jetzigen, für alle wissen- 
schaftlichen Veröffentlichungen so außerordentlich schwierigen Zeiten 
von höchstem Werte war. Sie wird ihm dankbarste Erinnerung bewahren. 

Plener begann seine Laufbahn nach gründlichen Studien auf den 
Universitäten in Wien und Berlin in diplomatischen Diensten, die ihn 
während der ereignisreichen Jahre 1865—1873 nach Paris und London 
führten. Dies wirkte bestimmend für sein ganzes Leben. Er fand dadurch 
Eingang in die große Welt, knüpfte Beziehungen zu den bedeutendsten 
politischen Persönlichkeiten dieser Zeit und weitete solcherart, wie es 
wenigen Österreichern gegönnt war, seinen Gesichtskreis. Wie er zeitlebens 
in seinem Äußeren neben der vornehmen Zurückhaltung des Diplomaten 
etwas Fremdländisches, Unösterreichisches bewahrt hat, blieb ihm auch 
zeitlebens die leider so seltene Gabe erhalten, jederzeit über die lokale 
Enge des Vaterlandes hinaus die Vorgänge in der weiten Welt aufmerksamen 
und kritischen Auges zu verfolgen. Das lebhafte Interesse, das Plener 
schon als junger Mann der volkswirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
entgegenbrachte, schützte ihn davor, sich im gesellschaftlichen Getriebe 
oder in den kleinen Intrigen der Diplomatie zu verlieren; es veranlaBte 
ihn vielmehr, namentlich seinen englischen Aufenthalt zu eingchenden 
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Studien der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse des Landes zu 
benützen, welchen die Literatur zwei viclbeniitzte Bücher über die eng- 
lische Fabriksgesetzgebung (1871) und die englischen Baugenossen- 
schaften (1873) verdankt; desgleichen entspringt diesen Interessen und 
seiner persönlichen Bekanntschaft mit Lassalle eine gediegene Biographie 
dieses vielleicht interessantesten unter allen deutschen Sozialisten. Vor 
allem aber zogen die parlamentarischen Verhältnisse Englands Pleners 
Aufmerksamkeit auf sich. Von seinem Vater her für das konstitutionelle 
Regime besonders empfänglich, wurde er zum begeisterten Anhänger des 
parlamentarischen Regierungssystems und studierte in aufmerksamster 
Verfolgung der Kämpfe, die die Matadore des englischen Parlamentarismus, 
Disraeli und Gladstone, gerade zu jener Zeit gegeneinander ausfochten, 
die Technik seines Betriebes und der parlamentarischen Redekunst. So 
reifte in Plener der Gedanke, sich selbst auf dem parlamentarischen Boden 
des jungen österreichischen Konstitutionalismus zu betätigen, — er ver- 
zichtete auf die diplomatische Laufbahn, welche seinem offenen und geraden 
Sinne kaum sonderlich zugesagt hatte, und widmete sich, von der Egerer 
Handelskammer durch mehr als zwei Dezennien zu deren Vertreter ge- 
wählt, ganz dem österreichischen Parlamentarismus, zu dessen hervor- 
ragendstem Vertreter er immerdar gezählt werden wird. 


Seine seltene und vielseitige Bildung, hervorragende Rednergabe, 
Lauterkeit des Charakters und politische und nationale Überzeugungs- 
treue bewirkten sehr bald, daß die Deutschen Österreichs ihn zu ihrem 
Führer erkoren und ihn trotz ihres immer wieder alle höheren Rücksichten 
der Parteieinheit durchbrechenden Fraktionsgeistes durch lange Jahre 
in dieser Stellung erhielten. Hiebei wußte Plener die deutsche Politik 
trotz aller Ungunst der Zeiten auf einer hohen Warte zu erhalten. Der 
Kampf des Alltages nötigte allerdings auch ihn, sich in aufreibender Weise 
mit den vielen kleinlichen Fragen des böhmischen Sprachenstreites zu 
beschäftigen; allein er verfiel gleichwohl niemals dem öden nationalen 
Chauvinismus. Denn sehr bald und sehr gut hatte es Plener als Lebens- 
bedingung Österreichs erkannt, zwischen den beiden so hoch entwickelten 
und unauflöslich aneinandergeketteten Volksstämmen Böhmens einen 
friedlichen Ausgleich zu finden; so widmete er den größten Teil seines 
politischen Wirkens dem Streben, in Böhmen im Wege der gegenseitigen 
Verständigung einen Ausgleich zu schaffen, der unter Aufrechterhaltung 
der staatlichen Einheit ein ruhiges Nebeneirarderleben im Rahmen der 
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nationalen Autonomie ermöglichen würde. Mehr als einmal schien ein Erfolg 
zu winken, namentlich als er im Verein mit dem gleichgesinnten Dr. Schmey- 
kal in unermüdlicher politischer Arbeit die sogenannten Punktationen 
des Jahres 1890 zustande gebracht hatte, die die nationalen Grenzen zwischen 
den beiden Volksstämmen in einfacher und klarer Weise abzustecken 
bemüht waren. Leider wurden alle diese mühsamen Vorarbeiten im letzten 
Augenblick durch den plötzlichen Frontwechsel der tschechischen Politiker 
wieder zunichte gemacht und neue erbitterte Kämpfe entfesselt, die in 
steter Steigerung bis zum Ende der Monarchie dauerten und jede frucht- 
bare parlamentarische Arbeit verhinderten. Plener bekam hiebei in ganz 
ungewöhnlich hohem Maße den Undank politischer Wirksamkeit zu ver- 
kosten, — weniger von seinen nationalen Gegnern, die ihm den Tribut 
hoher Achtung und Anerkennung selten verweigerten, als aus dem Partei- 
lager der Deutschen, in welchem ihm von links und rechts gehässige Gegner 
erwuchsen; den einen war er zu wenig national, den andern zu wenig 
liberal; speziell in der leidigen Judenfrage wurde ihm von der einen Seite 
eine nur schwächliche Verteidigung der Juden vorgeworfen, während ihm 
die gefährlichsten Gegner gerade wieder in den Antisemiten unter Doktor 
Luegers Führung erstanden. 


Die politische Tätigkeit Pleners eingehender zu schildern, fällt aller- 
dings außerhalb des Rahmens dieser Zeitschrift, die vor allem das volks- 
wirtschaftliche und sozialpolitische Wirken Pleners zu würdigen hat. 
_ Diese Beschränkung kann meines Erachtens um so mehr Platz greifen, als 
die von Pleners Freunden gesammelten und veröffentlichten Reden 
(Wien 1911) einen genauen Einblick in seine politische Entwicklung und 
Tätigkeit gestatten und wir überdies in den dreibändigen „Erinnerungen“ 
(Stuttgart, Deutsche Verlagsanstalt 1911, 1921) aus Pleners Feder selbst 
eine umfassende und erschöpfende Darstellung auch dieser Periode seines 
Schaffens besitzen: Der ganze zweite Band schildert uns in schlichter 
und durchaus objektiver Weise seinen Eintritt ins politische Leben Öster- 
reichs und entwirft ein anschauliches Bild der inneren Politik dieser Jahre. 
In ihrem ersten Band schildern sie das Elternhaus und den Studiengang 
sowie die in der Diplomatie verbrachten Jahre, im dritten Bande seine 
` ministerielle Tätigkeit und in gedrängter Kürze die nach dem Ausscheiden 
Pleners aus dem Abgeordnetenhause eingetretenen Ereignisse bis zur 
Errichtung der Republik Österreich. Die hochinteressanten Einblicke, die 
diese „Erinnerungen“ in die allmähliche und streng folgerichtige Ent- 


214 Ernst Plener +. 


wieklung und Erstarkung des Menschen und Politikers gewähren, die viel- 
fachen Streiflichter, die sie auf die bedeutendsten Persönlichkeiten dieser 
Zeit werfen, und die reiche Fülle historischer Daten sichern Pleners 
„Erinnerungen“ in der Memoirenliteratur, mit welcher sie sich in der 
Vorrede in bemerkenswerter Weise auseinandersetzen, für immer einen 
hervorragenden Platz. Sie stellen zweifellos auch einen ungemein wert- 
vollen Beitrag zur inneren Geschichte des alten Österreich dar, der freilich 
für den Augenblick das Interesse der großen Öffentlichkeit nur wenig zu 
fesseln vermag. Aber diese innere Geschichte Österreichs wird gewiß dereinst 
wieder in den Vordergrund treten, wenn die Lücke, die Alt-Österreichs 
Verschwinden von der europäischen Landkarte gerissen hat, sich, wie die 
bisherigen (Geschehnisse vermuten lassen, dauernd als unausfüllbar er- 
weisen und die Frage auftauchen lassen wird, ob nicht manch ein von gut 
österreichisch gesinnten Politikern gelegtes Saatkorn bei gegenseitigem 
verständnisvollem Zusammenarbeiten demgegenüber für alle Teile bessere 
Früchte zu reifen vermocht hätte. In erster Linie aber liefern diese ,,Er- 
innerungen“ einen überzeugenden Beweis für die sittliche Höhe, von welcher 
aus Plener den Beruf des Politikers im allgemeinen und des politischen 
Führers im besonderen betrachtete, sowie für den tiefen Ernst, mit welehem 
er sich dieser seiner selbstgewählten Verpflichtung widmete. Möchten doch 
alle jene, die sich zur Politik berufen erachten, diese gehaltvollen Betrach- 
tungen beherzigen und zur Richtschnur ihres eigenen Wirkens nehmen ! 


Das politische Wirken Pleners eröffnete ihm spät, aber doch die Mög- 
lichkeit, auch eine höchst ersprießliche Tätigkeit als praktischer Volkswirt 
und Finanzmann zu entwickeln. Von Anfang an hatte Plener den Finanz- 
problemen des österreichischen Staates volle Aufmerksamkeit zugewendet 
und seine alljährlichen Budgetreden beweisen, daß er in dem Labyrinthe 
des österreichischen Budgets wie kein anderer Abgeordneter Bescheid 
wußte. Als Sohn des „alten“ Plener, der als Finanzminister die ersten 
Grundlagen für die Finanzverfassung des konstitutionellen Österreichs 
gelegt hatte, wurde Plener in der Öffentlichkeit vorlängst als „‚geborener“ 
Finanzminister bezeichnet. Aber erst im November 1893 erhielt er im 
Kabinette des Fürsten Windischgrätz, das sich auf die aus den Polen, 
Südslawen, leider aber nicht aus allen deutschen Parteien gebildete Koali- 
tion stützte, das Finanzportefeuille, welches er bis zu dem schon im Juni 
1895 eingetretenen Zerfalle dieser Koalition behielt. Trotz dieser nur kurzen 
Amtszeit war es Plener gegönnt, eine fruchtbare Tätigkeit zu entwickeln 
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und namentlich zwei große, von seinem Vorgänger Dr. Steinbach ein- 
geleitete Reformen auf teilweise neuen Grundlagen sehr wesentlich zu 
fördern. Die eine dieser Fragen betrifft die Valutareform vom Jahre 1892, 
der Plener von Anfang an vollstes Verständnis entgegengebracht hatte 
und die er nun durch Emission der österreichischen Goldrente, Schaffung 
des eigentlichen Goldschatzes der Bank, sowie durch Außerkurssetzung 
der bis dahin zirkulierenden Staatsnoten und durch Abschluß eines neuen 
Übereinkommens mit der Österreichisch-ungarischen Bank zum glück- 
lichen Abschluß bringen konnte. Die so geschaffene Währung bildete 
bekanntlich eine von allen Währunestheoretikern viel beachtete und ein- 
schendstem Studium unterworfene neue Erscheinungsform auf dem so 
vielgestaltigen Gebiete des Währungswesens, die sich im wesentlichen auf 
den unter Plener geschaffenen Grundlagen bis zum Zusammenbruche 
unverändert und in Ehren behaupten konnte. Daß sie dies konnte, ist 
zum großen Teile das Verdienst Pleners, der die Arbeiten der tüchtigen 
Fachmänner des Finanzministeriums voll zu würdigen und durch sein 
eigenes gediegenes Wissen und durch unermüdliches parlamentarisches 
Wirken zur Annahme zu bringen verstand. 


Die zweite eroße Reformarbeit, die Plener als Finanzminister in 
entscheidender Weise zu fördern Gelegenheit hatte, betrifft die direkten 
Personalsteuern. Plener fand bei seinem Amtsantritte die im wesentlichen 
aus der Feder Böhm-Bawerks und Robert Meyers stammende, dem 
Parlamente bereits unterbreitete Vorlage Dr. Steinbachs vor, die in 
parlamentarischen Kreisen jedoch, speziell in den die allgemeine Erwerb- 
steuer und den sogenannten Finanzplan betreffenden Teilen, starke Anfech- 
tung erfahren hatte. Der von Robert Meyer mit Bienenfleiß ausgearbeitete 
ungemein detaillierte Erwerbssteuertarif fiel und machte der ganz neuen 
Konstruktion einer in der Erwerbsteuer-Hauptsumme kontingentierten, 
leider aber auch nach Ländern festgelegten, im übrigen in vier Erwerb- 
steuerklassen progressiv aufgebauten allgemeinen Erwerbsteuer Platz, 
die innerhalb der Steuergesellschaften von autonomen Kommissionen 
nach der aus äußeren Merkmalen zu erschließenden mittleren Ertrags- 
fähigkeit zu veranlagen war. Noch schwieriger gestaltete sich die Lösung 
der Finanzplanfrage. Hier stieß die unerläßliche Bedachtnahme auf die 
künftigen Erfordernisse des Staatsbndgets mit den Begehrlichkeiten der 
Lander und den agitatorischen Bestrebungen der Abgeordneten, die auf 
generelle Steuerermäßigungen an den bisherigen Steuern erpicht waren, 
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hart gegeneinander und entfesselten langwierige parlamentarische Kämpfe. 
Gar seltsam mutet mich rückschauend die Erinnerung an die jahrelangen 
Ausschußberatungen über derartige wirtschaftliche Fragen an, denen ich 
als jüngster, dem Finanzminister attachierter Regierungsvertreter anzu- 
wohnen Gelegenheit hatte, da ich zu dieser Zeit unter Böhm-Bawerk 
und Robert Meyer im Steuerreformdepartement des Finanzministeriuns 
tätig war; hiedurch ergab es sich erstmals, daß ich mit Plener in engere 
Verbindung kam, die dann über die dienstlichen Beziehungen hinaus bis 
zu seinem Tode andauerten. Steuerpolitische Debatten von dieser Sach- 
lichkeit und Eindringlichkeit hat es seither im österreichischen Parlamente 
nicht mehr gegeben; während damals über einzelne Detailfragen der Be- 
steuerung und des Finanzplanes — Haushaltungsveranlagung bei der Per- 
sonaleinkommensteuer, Erwerb- und Rentensteuerausmaß bei den Spar- 
kassen, Ersatz der Besoldungssteuer durch einen 13° igen Zuschlag zur 
Aktjensteuer, künftige Anteilnahme der Länder an den Erträgnissen der 
Personaleinkommensteuer und ähnlichem mehr — oft wochenlang ernste 
und zumeist sachliche Erörterungen gepflogen wurden, werden jetzt viel- 
fach die einschneidendsten Änderungen nicht nur der Steuer-, sondern 
oft der ganzen Wirtschaftsverfassung in wenigen Tagen oder Stunden 
erledigt! Was damals vielleicht des Guten zuviel geschah, geschieht heute 
zweifellos des Guten zu wenig; hieran mag freilich der Umstand die Haupt- 
schuld tragen, daß die wirtschaftlich erfahrenen und hochgebildeten Ab- 
geordneten jener Zeit, die, wie Dr. Max Menger, Dr. Beer, Abrahamo- 
viez, Dr. Groß u. a., unter des ersteren Vorsitz im Steuerausschuß ver- 
einigt waren, in den nachfolgenden parlamentarischen Vertretungen keinen 
auch nur einigermaßen gleichwertigen Nachwuchs fanden. Während 
Pleners Ministerschaft spielten sich nicht nur die eben erwähnten Be- 
ratungen im SteuerausschuB8 ab, vielmehr wurde fast der ganze Text des 
Steuergesetzes, nicht aber auch die den Finanzplan enthaltenden Eir- 
führungsbestimmungen zu demselben im Plenum des Abgeordnetenhauses 
in zweiter, die Zeit von März bis Juni 1895 füllender Lesung beraten, wobei 
Plener wiederholt mit bemerkenswerten Reden eingriff. Pleners zweiter 
Amtsnachfolger Dr. v. Bilinski hatte daher verhältnismäßig leichte 
Arbeit, das große Reformwerk mit geringen Änderungen des Finanzplanes 
unter Dach und Fach zu bringen. Wenngleich es Plener dieser Art nicht 
vergönnt war, seipen Namen unter das Personalsteuergesetz zu setzen, 
bleibt dieses Gesetz gleichwohl auf das innigste mit diesem verknüpft, 
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denn nur Pleners unermiidlicher energiseher Betreibung und hingebungs- 
voller parlamentarischer Vertretung des Gegenstandes ist es zu danken, 
daß Österreich nach dezennienlangen Bemühungen die schon unter der 
Ministerschaft Pleners des Älteren begonnenen Reformarbeiten zu einem 
gedeihlichen Abschlusse zu führen vermochte. Mit dem unter Pleners 
vielfacher persönlicher Ingerenz zustande gebrachten, schließlich anı 25. Ok- 
tober 1896 im Reichsgesetzblatte publizierten Personalsteuergesetz war 
Österreich im direkten Steuerwesen wohl an die Spitze der deutschen 
Staaten getreten; denn von wenigen, historisch bedingten und erklärbaren 
Schönheitsfehlern (Rentensteuer, Besoldungssteuer) abgesehen, zeichnete 
sich dieses Gesetz sowohl durch sorgfältigste Ausgestaltung der Personal- 
einkommensteuer als auch durch die hier erstmals erfolgende besondere 
Regelung der aktiengesellschaftlichen Besteuerung, endlich durch seine 
strenge Systematik und klare Sprache vor anderen Steuergesetzen dieser 
Zeit sehr vorteilhaft aus. Daß Demagogie und — unter Dr. Steinwenders 
Führung — Steuerfanatismus einerseits, und die über Österreich neuerlich 
hereinbrechende Finanznot der Kriegszeiten anderseits das schöne Werk 
fast schon zu einem Zerrbild seiner selbst verwandelt und Österreichs 
direktes Steuerwesen aufs neue in größte Verwirrung gestürzt haben, 
darf das Verdienst Pleners um die Schaffung des ersten wirklich modernen 
Personalsteuersystems Österreichs -nicht schmälern. 


Wie schon erwähnt, war es Plener nicht vergönnt, die Personalsteuer- 
reform selbst zu Ende zu führen: Bei den letzten Paragraphen des fast 
schon zu Ende beratenen Gesetzes setzte die vereinigte Opposition zum 
ersten Male in der österreichischen Parlamentsgeschichte mit der technischen 
Obstruktion ein und gab damit den Auftakt zu immer wiederkehrenden 
parlamentarischen Wirren, die von da ab mit geringen Unterbrechungen 
bis zum Zusammenbruche währten. Das Koalitionsministerium, welches 
wegen der von den Deutschen übermäßig aufgebauschten Frage des slo- 
wenischen Gymnasiums in Cilli seinen parlamentarischen Rückhalt ohnehin 
bereits verloren hatte, sah sich durch diese Obstruktion zum Rücktritte 
genötigt; Plener schied aus dem Amte und legt gleichzeitig auch sein 
Abgeordnetenmandat zurück im Gefühle bitterer Enttäuschung nicht nur 
über sein persönliches Geschick als Minister und Parteiführer, sondern auch 
über den Parlamentarismus in der österreichischen Aufmachung an sich. 
„Ich war mit großen Hoffnungen und Erwartungen in die innere Politik 
getreten und hatte, unter englischen Eindrücken, eine hohe Meinung von 
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der parlamentarischen Wirksamkeit, nicht bloß zur Betätigung der eigenen 
Persönlichkeit, ich glaubte an die Möglichkeit eines parlamentarischen 
Regimes selbst in Osterreich, wenn die Parteien als Staatsparteien im guten 
Sinne des Wortes selbst die Geschicke des Vaterlandes bestimmen würden“ 
(Bd. III, S. 286 der „Erinnerungen‘“); und unverkennbar ist der melan- 
eholische Unterton, wenn Plener in richtiger Selbsterkenntnis und doch 
für seine Parteigenossen nicht gerade schmeichelhaft bemerkt: „In meinem 
Wesen lag es nicht, um Beliebtheit zu buhlen; ich gebe zu, eine etwas 
srößere Eignung zu kameradschaftlicher Gemütlichkeit wäre mir in meiner 
Laufbahn nur nützlich gewesen“ (ib. S. 283). Und in der vornehmen Ab- 
geklärtheit des Alters schließt er dieses Kapitel seiner Biographie mit den 
Worten: „Hatte man in der Vergangenheit, wie es bei mir der Fall war, eine 
Reihe schöner und erhebender Eindrücke, so tut man am besten, die freund- 
lichen Erinnerungen in die spätere Zeit hinüberzunehmen und die schlimmen 
Nachklänge im Gedanken zurücktreten zu lassen.“ 


Bald nach dem Ausscheiden aus dem Abgeordnetenhause wurde Plener 
zum Präsidenten des gemeinsamen Obersten Rechnungshofes ernannt, 
zu welchem dualistischen Amte er, ganz abgesehen von seiner persönlichen 
Eignung, auch durch die guten Beziehungen zu den maßgebenden politischen 
Kreisen Ungarns besonders geeignet erschien; diese hatte er durch seine 
Ehe mit der Tochter des hochangesehenen ungarischen Politikers Eötvös, 
die ihm bis an sein Grab eine treue und sorgende Gattin war, sehr wesentlich 
gekräftigt. Das neue Amt ließ inn genügend MuBe, um seinen literarischen 
und wissenschaftlichen Neigungen nachzugehen; nach der im Jahre 1900 
erfolgten Berufung ins Herrenhaus hat er auch die Beziehungen zur inneren 
Politik Österreichs wieder aufgenommen, ohne sich ihr jedoch aufs neue 
mit seiner ganzen Persönlichkeit zu verschreiben. So führte Plener ferne 
von großer Geselligkeit, aber in steter Berührung mit den hervorragendsten 
Männern des öffentlichen Lebens seiner Zeit, deren Schar allerdings schon 
sehr geliehtet war, ein ruhiges und zurückgezogenes Leben für seine Familie 
und für seine Bücher, deren er in seiner Bibliothek die besten aus allen 
Wissens- und Sprachgebieten in selten großer Ar-zahl vereinigt, aber auch 
in sich aufgenommen hatte. Dank seinem ungewöhnlich guten Gedächtnis 
gehörtePlener zu den vielseitigst gebildeten und bestinformiertenMännern, 
und es war jederzeit ein auserlesener Genuß, mit ihm über Probleme der 
verschiedensten Wissensgebiete sprechen zu körnen. Die in Plener ver- 
einigten seltenen Qualitäten prädestinierten ihn zum Vertreter Österreichs 


Ernst Plener +. 219 


bei internationalen Vereinigungen aller’ Art, von denen speziell die inter- 
parlamentarische Union für internationale Schiedsgerichte sein besonderes 
Interesse erweckte. Er vertrat Österreich auf dem Wiener Kongreß dieser 
Vereinigung im Jahre 1903 und auch später wiederholt in Brüssel und 
London; es war ihm eine besondere Freude, die Idee der internationalen 
Schiedsgerichte, welcher er schon als junger Diplomat vollste Aufmerksam- 
keit gewidmet hatte, in dieser Weise fördern zu können; er begrüßte es 
denn auch mit besonderer Genugtuung, als die österreichische Regierung 
ihn neben Lammasch zum Mitglied des Haager Schiedsgerichtes ernannte. 
Eine weitere internationale Tätigkeit eröffnete sich Plener auch im Mittel- 
europäischen Wirtschaftsverein, dessen österreichische Gruppe er präsi- 
dierte. Trotz dieser höheren Aufgaben vergaß er aber auch der kleineren 
nicht. So ist ihm das intellektuelle Wien, das an wirtschaftlichen Fragen 
Interesse nimmt, dafür zu besonderen Danke verpflichtet, daß er das Pri- 
sidium des Vereines der österreichischen Volkswirte beibehielt und dafür 
sorgte, daß an dessen Vortragsabenden die jeweils aktuellen Themata 
von berufenen Persönlichkeiten zum Vortrage gebracht wurden. Die Be- 
sucher dieser Abende werden sich mit besonderem Vergnügen der gehalt- 
vollen, den ausgezeichneten Parlamentsredner von einst verratenden 
Resumés erinnern, mit welchen er die Ausführungen ‘des Vortragenden 
kritisch zusammenzufassen und die Debatte zu schließen pflegte. Auch 
dem Schicksal unserer Zeitschrift widmete Plener selbst während seiner 
Ministerschaft und mehr noch nach seinem Rücktritte dauernd seine Auf- 
merksamkeit und Mitarbeit; sie verdankt ihm bis in den laufenden Jahr- 
gang hinein zahlreiche Beiträge, die von dem lebhaften Interesse und der 
seltenen Geistesfrische Zeugnis geben, mit welchen Plener bis in sein hohes 
Alter die neuesten Erscheinungen der Fachliteratur verfolgte. Vor allem 
aber benützte Plener das ihm zuteil gewordene Otium cum dignitate zur 
Fertigstellung seiner bereits mehrfach erwähnten „Erinnerungen“; daß 
er trotz der erschütternden Ereignisse des Weltkrieges, durch den Plener 
auch seinen einzigen, als Fliegeroffizier auf dem italienischen Kampfplatze 
gefallenen Sohn verlor, dennoch die moralische Kraft fand, dieses groß an- 
gelegte Werk zu Ende zu führen, ist ihm von seinen zahlreichen Freunden 
und Verehrern außerordentlich hoch angerechnet worden. Sie haben auch 
innigstes Verständnis dafür, wenn das erst im September 1921 verfaßte Vor- 
wort zum letzten Bande in die elegischen Worte ausklingt: „Mit dem poli- 
tischen Sturz des alten Österreichs ist auch die politische Arbeit von uns 
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allen, die wir für die Macht der Monarchie und die Größe Österreichs mit 
allem, Eifer und Nachdruck seit Jahren eingetreten waren, gegenstandslos 
geworden........ , das Ziel des bisherigen Lebens und der Sohn, der die 
Linie fortsetzen sollte, sind dahingegangen, so daß der Rest des persön- 
lichen Lebens nur noch geringen Wert hat.“ 

Und doch war dieses Leben, das nunmehr abgeschlossen vor uns liegt, 
ein schönes und irhaltsreiches. Allerdings, Pleners Bemühungen um die 
Ordnung der politischen Verhältnisse Österreichs, sein Kampf gegen das 
herannahende Unheil, dessen Gefahren er frühzeitig und deutlich erkannt 
hatte, sind vergeblich geblieben, — er konnte die Verständigung der öster- 
reichischen Nationen im Rahmen der Einheit des Reiches nicht erzielen, 
vielmehr geht der alte Kampf über das Grab Pleners hiraus in neuer Form 
und nur noch aussichtsloserer Weise fort. Dieses Ziel war eben über Menschen- 
kraft unserer Zeit hinaus gesteckt und kann, wenn überhaupt, nur durch 
allmähliche Änderung der Geistesverfassung hüben und drüben erreicht 
werden, wenn der Idee der Schaffung geeigneter politischer Einrichtungen 
für das friedliche Nebeneinanderleben der Nationen immer aufs neue Pio- 
niere von dem Gehalte von Männern gleich Plener erstehen. Daher darf 
der Mißerfolg des politischen Wirkens Pleners die Würdigung der Ver- 
dienste dieses hellen Geistes und lauteren Charakters nicht schinalern, so 
wenig er die Richtigkeit seiner Bestrebungen widerlegt.. Wenn für Plener 
nach seinen eigenen Worten das Bewußtsein, die beste Kraft für den Dienst 
des Vaterlandes eingesetzt zu haben, eine wertvolle und teilweise erhebende 
Erinnerung war, so wird ihm aus gleichen Gründen auch in unser aller 
Gedächtnis ein getreues Gedenken gesichert bleiben als einem der Wert- 
vollsten des alten Österreichs. In der Volkswirtschaftslehre, in der Sozial- 
politik und Finanzwissenschaft ist ihm als Theoretiker und als Praktiker 
ein Ehrenplatz gesichert. Was aber mehr wiegt als dies alles: Wegen seiner 
hohen Auffassung und vorbildlichen Erfüllung der politischen Aufgaben 
und öffentlichen Pflichten, wegen seines reinen Herzens und untadeligen 
Charakters, wie nicht minder wegen seiner universellen Bildung und seltenen 
Geistesgaben wird sich die ganze deutsche Nation, ja die gesamte mensch- 
liche Kultur allezeit mit Dankbarkeit und Stolz Pleners erinnern, wenn | 
es gilt, ihrer besten und würdigsten Vertreter zu gedenken | 


Wien, im Juni 1923, Dr. Richard Reisch. 


Die Wirtschaftslehre 
von Josef v. Sonnenfels. ') 


Von Louise Sommer. 


Rralgeschichtliche Beeinflussung der Wirtschaftslehre S’s. durch die josephinische 
Wirtschaftspraxis. Ideengeschichtliche Abhängigkeit vom Reformmerkantilismus und 
der Physiokratie. 

I. Sonnenfels und der Reformmerkantilismus: a) Handelsbilanztheorie, 
Theorie des Innenhandels unter dem Einfluß von Forbonnais. Populationistische 
und machtpolitische Begründung des Exportüberschusses. Politische und wirtschaft- 
liche Autarkie. Handels- und Zahlungsbilanz, „besondere“ und ,,Totalbilanz‘. 
Einfluß von Child, Temple, Tucker. Geldbilanz und Beschäftigungsbilanz. Einfluß 
von Law, Melon, Dutot. 5) Geldlehre: Geld- und Kapitalfunktion der Umlaufmittel. 
Wirkung der Zinsfußhöhe auf das Verhältnis von Geld- und Kapitalangebot und 
auf die Preisbildung. Stellungnahme zum Zinsproblem im theoretischen und politischen 
Sinne. Quantitätstheorie. Wirkung einer Veränderung des Nominalwertes der Münze 
auf die Preise. EinfluB des Kredits. Preisdefinition: Produktionskosten und Unter- 
nchmergewinn als Elemente des Preises. Staatliche Regulierung der Preisbildung. 
Ablehnung einer direkten Preisregelung durch Taxen, doch Forderung einer in- 
direkten Beeinflussung der Preisbildung durch produktionspolitische Maßnahmen. 
c) Literarische Vorbilder für Sonnenfels’ landelsbilanz- und Geld- 
theorie: Locke, Montesquieu, Hume. Ablehnung der liberalistischen Konsequenzen 
der Quantitätstheorie Humescher Fassung. Berührungspunkte mit den französischen 
Neomerkantilisten: Law, Melon, Dutot. Anlehnung an Stewart in der Forderung des 
staatlichen Eingriffes. Erweiterung des merkantilistischen Reichtumsbegriffes durch 
Einführung des Gedankens der Vertretbarkeit aller Werte. Inflationismus im An- 
schluß an Laws Argumentation. Zurückführung der Wirtschaftskrisen auf Verteuerung 
der Kreditbedingungen. Bankprojekt, währungs- und kreditpolitische Vorteile der 
Bank: billiger Betricbskredit, Vermehrung der Umlaufsmittelmenge. 


t) Diese Abhandlung ist dor Arbeit „Die österreichischen Kameralist:n‘“ (in 
dozmengeschichtl'cher Darstellung) II. Teil, entnommen, die in der nächsten Zeit als 
XIII. Heft der ‚Studien zur Sozial-, Wirtschafts- und Verwaltungsgeschichte“ 
herausgegeben von Professor Karl Grünberg, im Verlage Carl Konegen, Wien, 
erscheinen wird. 
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If, Sonnenfels und die Physiokratie: a) Gegensatz der Begriffe der 
Produktivität beiden Merkantilisten und Physiokraten, Verschiedenheit 
der sozialen Struktur in beiden Systemen. Gegensatz der Formulierung des Reichtums- 
begriffes im Zusammenhang mit der Bevölkerungstlieorie. Stellungnahme zum land- 
wirtschaftlichen Betriebsproblem und der physiokratischen Agrarpolitik. Identifizie- 
rung der Bewirtschaftungsmethode mit der Frage der Grundbesitzverteilung. Young, 
Mirabeau, Forbonnais. b) Steuertheorie: Ablehnung der physiokratischen Ein- 
steuer, Volkseinkommen, Volksvermögen, Existenzminimum. c) Die deutsche 
Antiphysiokratie: Schlettwein, Iselin, Mauvillon, Dohm. Unkenntis der 
Quesnayschen Urform, Übermittlung ihrer Lehren durch Gournay, Mirabeau und 
Dupont. Mangelndes Verständnis für den philosophischen Unterbau, für die Gegen- 
überstellung des „ordre positif“ und „ordre naturel“. Methode und Weltanschauung 
der naturrechtlichen Physiokratie in Gegensatz zu der Wolffschen formal-mathema- 
tischen Methode des Kameralismus. l 


I. Sonnenfels und der Reformmerkantilismus: 


a) Handelsbilauztheorie. 


Die eingehendere Behandlung der nativnalökonomischen Erörte- 
rungen von S. läßt sich durch seinen starken Hang zur theoretisierenden 
Betrachtung rechtfertigen, der ihn veranlaßte, zu allen Fragen der zeit- 
genössischen englischen und französischen Literatur Stellung zu nehmen. 
Die historische Kontinuität des Kameralismus erleidet hier scheinbar 
einen Bruch, da S. keineswegs ausschließl'ch auf Justi fußt, dem Haupt- 
vertreter der theresianischen Kameralistik. Doch läßt sich leicht der 
Nachweis führen, daß S., obwohl er in seinen Argumentationen stark 
in die Abhängigkeit der englischen und französischen liberalistisch 
gefärbten Strömungen gelangte, konsequent auf dem Boden des Kamera- 
lismus verharrt, weil er gerade den liberalistischen Folgerungen jener 
Theorien aus dem Wege ging. Wie er in seiner Staatslehre durch 
Eliminierung der Vertragstheorie dem Kameralismus eine wirksarme 
Stütze bietet, se vermag er auch in seiner "volkswirtschaftlichen 
Theorie den kameralistischen Standpunkt durchaus festzuhalten. Positiv 
erscheint er in seinen wirtschaftspolitischen Vorschlägen beeinflußt dureh 
die josephinische Wirtschaftspraxis, rein ideengeschichtl:ch steht er unter 
dem Finflusse des Reformmerkantilismus und der Phy-iokratie, was ihre 
Problenistellungen betrifft, wogegen er ihren Problemlösungen polemisch 
hegemet. 

Aus S.’ Anschauung vom Wesen des Staatszweekes und seiner Moti- 
vierung des staatlichen Fingriffes, derzufolge „das Ganze der Privat- 
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leistung unübersehbar‘‘!) sei und sich Kollisionen zwischen Privat- 
und allgemeinen Interessen nicht vermeiden lassen, sei man auch ‚der 
Handlung eine hilfreiche, ermunternde Hand schuldig“, müsse also gewisse 
Maßregeln vorschreiben, welche das Individuelle mit dem allgemeinen 
Gewinne des Staates vereinbaren.?) Häufig können sich Fälle ereignen, 
„wo die Spekulation des Privathandelsmannes dem Vorteile des Staates 
wirklich entgegen stehe‘.®) Ein Korrektiv von seiten des Staates ist daher 
wünschenswert, durch welches der Bürger veranlaßt werde, indem er dem 
Antriebe seines eguistischen Privatinteresses folgt, automatisch auch zum 
Wohle der Gesamtheit beizutragen. So nimmt die Wirtschaftspolitik in 
S.’ System einen überragenden Raum ein. Allerdings ist es eine modifizierte 
Politik, die sie von der des früheren Merkantilismus scharf abhebt. Hier 
liegt im Grunde das literarische Widerspiel zur josefinischen Wirtschafts- 
politik vor, die sich darstellt als ein konsequenter Vorstoß im Sinne des 
Absolutismus, der davon Abstand nimmt, den positiven Eingriff des 
Staates in jedewirtschaftliche Handlung zu fordern, und sich danut begnügt, 
die inneren Schranken und Bindungen, die sich der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung hemmend entgegenstellen, zu beseitigen. Es ist das Prinzip 
des geschlossenen Territorialstaates, dessen Entwicklung durch Beseiti- 
gung aller Mächte, die sich zwischen Individuum und Herrscher stellten, 
eine gewaltige Förderung erhalten sollte.*) Dieses Prinzip ist auch in der 
wirtschaftspolitischen Literatur dieser Zeit durchaus vorherrschend. Ob. 
diese Politik wirklich unter dem Zwange physiokratischer und natur- 
rechtlicher Vorstellungen eingeschlagen wurde, erscheint zweifelhaft.?) 
Daß die Beseitigung der Sondergewalten im Staate nicht im Sinne des 
Naturrechtes erfolgte, dafür spricht S.’ Auffassung von der Handelsfreiheit. 


1) Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Wien 1783—87, Bd. X, S. 189. 

2) Sonnenfels, ebenda, Bd. X, S. 189. 

3) Sonnenfels, „Grundsätze der Polizei, Handlung und Finanz“, V. Aufl., 
1887, Bd. II, S. 303. 

4) Vgl. Pribram, Karl „Geschichte der östrreichischen Gewerbepolitik von 
1740-1860‘, I. Bd., Leipzig 1907, Bd. I, S. 348. — Gierke, „Das Recht der Ge- 
nossenschaften", Bd. I, S. 646, 

5) Bei A. Wolf und H. v. Zwiedinek-Südenhorst, „Österreich unter 
Maria Theresia, Joseph II. und Leopold II“, S. 207 wird eine zweifache 
Provenienz von Sonnenfels’ volkswirtschaftlicher Politik angenommen. Er sei für 
den Handel zwar Merkantilist, für den Ackerbau Physiokrat gewesen. Ebenso auch 
W. Lustkandl, „Die Josephinischen Ideen und ihr Erfolg“. Wien 1881, S. 62. 
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Wenn in der Wirtschaftspolitik auf die Befreiung des Verkehres von allen 
zwischenstaatlichen Schranken Gewicht gelegt wurde, so geschah es 
folgerichtig im Sinne des Absolutismus, der die Zollschranken ebenso 
wie jede andere Schranke zwischen Staat und den einzelnen Individuen 
niederreißen wollte. Daß aber die damalige Wirtschaftspolitik, als deren 
Hauptvertreter S. in Betracht kommt, auf einem extrem staatlichen 
Standpunkte steht, dafür ist die starke Betonung der Populationistik ein 
Beweis. Denn der populationistische Endzweck ist es, der allen seinen 
volkswirtschaftspolitischen Vorschlägen als Richtlinie dient. 

In literargeschichtlicher Beziehung ist in erster Linie auf den Einfluß 
von Forbonnais hinzuweisen, dem prinzipiellen Gegner der Physio- 
kratie. S.’ System bedeutet im Grund eine Erweiterung des Justischen 
Kameralismus durch Forbonnais. S. tadelt es, daß Justi lediglich 
dem Außenhandel seine Aufmerksamkeit geschenkt habe und sucht im 
Anschluß an Forbonnais eine Theorie des Innenhandels zu entwickeln. 
Seine Lehre von der Konkurrenz, vom ,,ZusammenfluB“, seine eingehendere 
Berücksichtigung der Marktverhältnisse und der Preisbildung berührt 
sieh mit den diesbezüglichen Ausführungen des französischen Merkan- 
tilisten. ?) 


1) Daß Sonnenfels sich wissentlich einerseits an die österreichischen Kamera- 
listen, vor allem an Justi, und anderseits an Forbonnais anschließt, geht aus 
seinem „Schreiben an die Studien-Hof-Commission“‘, betreffend die Wahl des Lehr- 
buches, hervor. (Niederösterr. Commerc. Fasc. 55 Sonnenfels Akten. Er war von 
der Regierung aufgefordert worden, das Werk, welches er seinen Kameralvorlesungen 
zugrunde legen wollte, näher zu bestimmen. Für die Wahl von Justis Staatswirtschaft 
spricht dessen Systematik, „Ordnung, Zusammenhang und eine gewisse Allgemein- 
heit, mit welcher alle Teile der vorzutragenden Wissenschaft berühret sind‘. 
Auch Darejs „Grundsätze der Cameralwissenschaften“ und Zincke, „Anfangs- 
gründe der Cameralwissenschaften“, weiter Gasser und Dithmar hätten für die 
ökonomische Schulung gewisse Vorteile. Doch ist „die Polizey von den meisten sehr 
seicht, die Commercialwissenschaft fast gar nicht berührt worden“. Für die Wahl 
des Justischen Lehrbuches spricht vor allem der Umstand, daß er zur Zeit seiner 
Abfassung selbst als Lehrer der Kameralwissenschaften am Theresianum in Wien 
tätig war, so daß er zum Zwecke der Exemplifikation seiner Theorie immer auf öster- 
reichische Verhältnisse zurückgriff. Weiter beruft sich Sonnenfels in dem gleichen 
„Schreiben“ auf die österreichischen Frühkameralisten Becher, Schröder und 
Hornigk; neben Forbonnais, „Elömens du Commerce, der Commereialisten- 
Bibel", führt er auch als Gewährsmänner Montesquieu, Melon und Hume an. 
Forbonnais hat in Österreich geradezu Schule gemacht. Seine Schriften fanden 
hier infolge ihrer prinzipiellen Polemik gegen die physiokratische Schule einen günstigen 
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S.’ populationistische Grundauffassung vom Staat als einer Insti- 
tution, deren höchster und eigentlichster Zweck in der Bevölkerungs- 
vermehrung gelegen ist, durchdringt auch die Behandlung national- 
ökonomischer Spezialprobleme. Wie schr seine Stellungnahme zu wirt- 
schaftlichen Fragen bestimmt ist durch seine bevölkerungspolitischen 
Forderungen an den Staat, kommt im Gegenstande des II. Bandes seines 
Hauptwerkes, in der „Handlung“ zum Ausdruck, in welchem er wirt- 
schaftliche Fragen isoliert behandelt. Unter „Handlung“ versteht S. die 
Gesamtheit der wirtschaftlichen Beziehungen der Menschen, es ist das die 
systematische Betrachtung der Verkehrswirtschaft, sein eigentlich national- 
ökonomisches Kompendium. Diese Handlung definiert S. im Anschluß 


Boden. Vgl. den Vorbericht des Übersetzers der Forbonnaisschen Schriften, 
Neugebauer, Wien 1767. Auch ein anderes Werk, das durchaus im Geiste 
Forbonnais’ gehalten, Herberts „Versuch über die allgemeine Kornpolizey“ 
wurde von Sonnenfels mit einer Vorrede versehen und erschien in ‚verbesserter 
Übersetzung aus dem Französischen‘, Wien 1780. Auch für Herbert ist die 
durehaus antiphysiokratische Tendenz bezeichnend. Er bekennt sich zur Handels- 
freiheit, doeh polemisiert er gegen die von den Physiokraten propagierte Freiheit 
des Kornhandels. „Wir sind in dem großen Grundsatze einig, daß die Freiheit 
die Seele des Handels ist. Doch ist diese Freiheit beim Getreide einzuschränken.“ 
A. a. 0.,5.18. Herbert befürwortet eine staatliche Hebung des Ackerbaues im Inte- 
resse der Linderung der Teuerung. Vgl. über ihn Oncken, „Geschichte der National- 
dkonomie“, Leipzig 1502, S. 290 ff, und Oberfohren, Dr. Ernst, ‚Die Idee der Uni- 
versalökonomie in der französischen wirtschafts-wissenschaftlichen Literatur bis auf 
Turgot", Jena1915, im „Probleme der Weltwirtschaft", herausgegeben von Professor 
Dr. Bernhard Harms, S. 106, wo darauf hingewiesen wird, daß Herbert die Richt- 
linien seiner Abhandlung -,,Essai sur la police générale des grains“ aus dem „Détail 
de la France“ von Boisguillebert entlehnt habe. Oberfohren läßt jedoch bei 
der Interpretation der Herbertschen Schrift die stark protektionistische Tendenz 
Herberts in den Hintergrund treten. Zur gleichen Zeit wurden auch andere Autoren 
übersetzt, die in ihrer Tendenz sich eng an Forbonnais anschließen. So erschienen 
„merkwürdige Schriften von der Freyheit des Handels“, herausgegeben von 
J.M. D. Faumont, Prag und Wien 1782. Weiter F. J. Maire, „Bemerkungen über 
den inneren Kreislauf der Handlung in den österreichischen Erbstaaten“. Straßburg 
und Leipzig 1786, wo im Anschluß an Forbonnais das Prinzip der „Konkurrenz“ 
betont erscheint. Auch auf akademischem Boden suchte Sonnenfels die Forbon- 
baissche Tradition zu wahren. Vgl. die Dissertation des Ernst v. Valmagini, 
Wien 1764, „Betrachtungen über die neuen politischen Handlungsgrundsätze der 
Engländer‘‘, nebst angehängten Lehrsätzen aus der Polizey-, Handlungs- und Finanz. 
wissenschaft. Vgl. über den Einfluß von Forbonnais auf Sonnenfels: Spitzer 
Felix, „Josef von Sonnenfels als Nationalikonom“, Diss. Bern 1906, S. 88 ff. 
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an Forbonnais!) als eine „Sammlung von Grundsätzen”, nach deren 
Anleitung die möglichst größte Menge von Menschen beschäftigt werden 
kann.?) Die Bevölkerungsvermehrung steht als Motto über S.’ wirtschafts- 
politischen und wirtschaftstheoretischen Ausführungen, und da die popu- 
lationistische Forderung als oberstes Wirtschaftsprinzip je nach dem 
Grade ihrer Betonung als ein Maßstab für die staatliche Haltung des 
betreffenden Autors anzusehen ist und eben diese Haltung als ein Charakte- 
ristikon des Merkantilismus erkannt wurde, so ergibt sich die Zugehörigkeit 
von S. zum Merkantilismus schon auf Grund dieses seines Leitsatzes, was 
durch eine nähere Prüfung seines Systems und durch ein Eindringen in 
die Behandlung seiner Spezialprobleme seine Bestätigung erfährt, 

Wie bewußt der Grundgedanke des Merkantilismus, das Staats- 
interesse, sowohl als praktische Norm als auch als eigentlich konstitutives 
Element im System der Wissenschaft sich durchgängig behauptet, zeigt 
sich in der deutlichen Scheidung, die S. vornimmt, indem er die 
„politische Handlungswissenschaft‘‘ als die Disziplin, die eigentlich einer 
wissenschaftlichen Behandlung im strengen Sinne gewürdigt werden 
soll, der „kaufmännischen Handlungswissenschaft, in welcher der Privat- 
handelsmann nur seinen einseitigen Vorteil im Auge hat‘®), scharf gegen- 
überstellt.) Hier findet sich die für den Merkantilismus so typische | 
Anschauung, daß die wirtschaftlichen Beziehungen der Staaten, als 
Ganzes betrachtet, die Wirtschaftslehre katexochen in sich schließen, 
daß die Beziehungen der Individualwirtschaften überhaupt nicht Gegen- 
stand einer wissenschaftlichen Behandlung sein könnten, eine Vorstellung, 
die S. veranlaßt, ihnen eine ähnliche untergeordnete Stellung anzuweisen, 
wie sie beispielsweise die Buchhaltung oder irgendein Spezialgebiet der 
Handelskunde im System der politischen Ökonomie heutigentags ein- 
nimmt. Hier zeigt sich die völlige Außerachtlassung der Tatsache, daß ledig- 
lich die individualwirtschaftlichen Beziehungen Gegenstand einer wirt- 
schaftswissenschaftlichen Untersuchung sein können, weil die letzten 


1) „El&mens du commerce“. Nouvelle éd. 1755, S. 28. „L'objet du commerce 
dans un état est d’entretenir dans l’aisance par le travail le plus grand nombre 
d’hommes qu’il est possible.“ | | 

2) Sonnenfels, „Grundsätze“, S. 2. 

3) Sonnenfels, ebenda „Grundsätze“, S. 2. 

%) Ebenso wird auch im geschichtlichen Abriß, den Sonnenfels seiner Abhand- 
lung „Über die Handlungsgrundsätze Englands“ vorausschickt (Gesammelte 
Schriften, Bd. X, S. 189), private und politische Handlung streng geschieden. 
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Voraussetzungen für jeden ökonomischen Akt in individualpsychischen 
Tatsachen gelegen sind, während es bei der Gegenüberstellung zweier 
Staaten als Wirtschaftssubjekte lediglich außerwirtschaftliche staats- 
erhaltende Momente sind, die ihren wirtschaftlichen Beziehungen als 
Norm dienen und sie in bestimmte Richtung lenken. Und diese oberste 
politische Regel, die Hochhaltung des ökonomischen Staatsinteresses, 
eine Regel der Staatswirtschaft, wird nun auch übertragen auf theore- 
tisches Gebiet, sie wird ein Maßstab der Beurteilung für die Theorie der 
wirtschaftlichen Beziehungen, ein Einteilungsgrund für die Klassifikation 
der Wirtschaftswissenschaft. Ein Hinweis auf diese für die merkanti- 
listische Auffassungsweise so charakteristische Erscheinung findet sich 
bei S. deutlich ausgesprochen. Es ist das eine Erkenntnis des eigentlichen 
Wesens des Merkantilismus, die sieh unter dem Einflusse des französischen 
Reformmerkantilismus Bahn bricht.?) Mit Forbonnais*) und Melon‘) 
unterscheidet S. klar zwischen „innerer und äußerer Handlung‘). 
„Jeder Kaufkontrakt geht unter zwo Personen vor. Zwischen einem 
mit dem Staate und einem mit Fremden geschlossenen Kaufe aber ist 
“der Unterschied, daß bei dem ersten Käufer und Verkäufer eines Regenten 
Gesetze unterworfen sind: Bei dem äußeren Handel aber ist ein Teil 
der Kaufverträge außer den Gränzen der Gesetzgebung. Aus dieser Ver- | 
schiedenheit wird der Unterschied in der Leitung der inneren und äußeren 
Handlung gefolgert. Bei der erstern ist es in der Macht des Regenten, 
Verordnungen zu geben und als Gesetzgeber vorzuschreiben: bei der 
letzteren schreibt der Käufer vor: und dem Regenten ist bloß das Macht- 
wort durch negative Gesetze, das ist in Verboten vorbehalten, welche zwar 
nur für den einen Teil Verbindlichkeit haben, dem anderen aber dennoch 
ein mittelbares Hindernis werden. Daher sind die Grundsätze des äußeren 
Nationalhandels einerlei mit den Grundsätzen des Handelsmannes gegen 


?) Vgl. Oncken, „Geschichte der Nationalökonomie“, S. 260, fhm folgend 
Spitzer F., a. a. O., S. 38 ff. 

4) Vel. Forbonnais, a. a. O., S. 4, stellt „Le commerce considéré par rapport 
aun corps politique’ dem „commerce comme l'occupation d'un citoyen dans 
un corps politique“ scharf gegenüber. 

%) Melon, „Essai politique sur le commerce“, Economistes financiers du 
XVII” siècle. Ed. Daire, Il. éd. 1551, S. 669, beachtet nicht „le commerce des 
particuliers entre eux mais, la manière dont le législateur peut procureräsa nation 
les facilités de se servir avantageusement de toutes les productions desonterrituir“. 

5) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 301. 
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den Käufer angewendet von Nation gegen Nation“.!) Diese dualistische 
Betrachtung wirtschaftlicher Erscheinungen sucht S. konsequent durch- 
zuführen.?) Hier erscheint mit prägnanter Schärfe ausgesprochen, was 
sich durch die ganze Reihe der merkantilistischen Lehren hindurchzieht: 
das Hereinspielen nationaler — in ihrer theoretischen Verkleidung?) — 
staatsrechtlicher Kriterien in wirtschaftliche Betrachtungen. 

So steht auch dic Theorie der Handelsbilanz, jener klassische Ausdruck 
der Tendenz, zwei politische Machtzentren einander als Wirtschafts- 
subjekte gegenüberzustellen, bei S. noch unerschüttert fest, doch ist es 
bezeichnend für S., daß diese Theorie und sein populationistisches Prinzip 
sich gegenseitig stützen und durchdringen. Die Forderung nach einem 
Exportüberschuß wird auch von S” ebenso energisch gestellt, wie von 
seinen kameralistischen Vorgängern, lediglich die Motivierung dieser 
Forderung ist eine andere. Das Streben nach wirtschaftlicher Überlegen- 
heit, die in diesem Plus über die eigene Bedarfsdeckuhg hinaus geschen 
wird, ist auch bei S. der wichtigste Punkt der Staatsverwaltung, nur sind 
die Mittel zur Erreichung dieses Zweckes nach S. anders zu wählen, als 
` es der Friihkameralismus verlangte: sie sind hier ausschließlich in bevölke- 
rungspolitischen Maßregeln zu suchen.*) Denn es ist nicht nur die Geld- 


1) Sonnenfels, ebenda. 

?) So unterscheidet Sonnenfels das Wechselgeschäft als ein politisches scharf 
vom Wechselgeschäft des Privatmannes. ,,Der Wechsel von Seite des Staats be- 
trachtet, ist die Aufhebung der gegenseitigen Forderungen: als Privatgeschäft ist 
es die Überlassung einer Forderung gegen einen zu bestimmenden Preis’, I., S. 2 u. a. m. 
Die Unterscheidung zwischen „innerer“ und „äußerer Handlung" wird von Sonnen- 
fels auf die zoll- und steuerpolitischen Unterschiede zurückgeführt. Auch bei For- 
bonnais findet sich dieselbe Unterscheidung. Doch wird er hier wesentlich tiefer 
gefaßt und mit der Auffassung vom Wesen’ des Nationalreichtums in Zusammen- 
hang gebracht. Vgl. hiezu Forbonnais, a. a. 0., S. 33 ff. 

>) Vgl. Sommer Louise, Dr., „Die österreichischen Kameralisten“. I. Teil, 
Griinberg-Studien, H. XII., 1920, S. 96 f. 

4) „Die eigentliche Absicht der politischen Handlung, die Absicht, die möglichs) 
größte Menge von Menschen zu beschäftigen, führet auf die Grundsätze, nach welchen 
bei der Einfuhr der größere Verlust vermieden, bei der Ausfuhr der größere Gewinn 
erhalten wird.“ Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 313. Ähnlich auch For- 
bonnais, a. a. O., 5.37: „Une grande population est un des avantages qui met un 
peuple en état de fournir le plus qu’ il est possible aux besoins des autres peuples.““ 
Oder: „Une grande population est inséparable d'un grand commerce dont le passage 
est toujours marqué par l’opulence. Il est constant, que les commodités de la vie 
sont pour les hommes l'attrait le plus puissant.“ S. 27. Hier erscheint die Bevöl. 
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vermehrung, die S. durch gesteigerte Exportfähigkeit des Staates 
erreichen will, die ausreichende Güterversorgung der vermehrten Bevöl- 
kerung ist letzter Endzweck einer aktiven Handelsbilanz. Eine wesent- 
lieh vertiefte Auffassung der produktiven Kräfte, bricht sich hier Bahn. 
Man erkennt im Menschenmaterial den wichtigsten reichtumsteigernden 
Faktor im Staatsganzen, die Menschen werden als ein Kapital bewertet, 
das Zinsen trägt, wenn es zu produktiver Tätigkeit herangezogen wird. 
Nieht mehr das tote Metall, sondern die im tätigen Menschen ruhende 
Produktionskraft bildet den Inhalt des Nationalreichtums. So wird hier 
die radikalste Ausnützung aller wirtschaftlichen Kräfte in den Dienst der 
Politik gestellt, denn auch S. gibt der Ansicht Ausdruck, daß die wirt- 
schaftliche Übermacht eines Landes die Grundlage bilde für seine politische 
Überlegenheit, daß die Behauptung eines Staates im politischen Existenz- 
kampfe der Staaten eine fortwährende Intensivierung ‘des Wirtschafts- 
lebens zur notwendigen Voraussetzung habe; jeder wirtschaftliche Fort- 
schritt und jede Verschiebung in den wirtschaftlichen Beziehungen der 
Völker hat auch eine Verschiebung in der politischen Konstellation zur 
Folge. Es ist das die Vorstellung einer immerwährenden Störung und 
Wiederherstellung des politischen Gleichgewichtszustandes, eines Herüber- 
und Hinüberflutens von Geld und Macht. Als Gradmesser für die Schwan- 
kungen in den Niveauverhältnissen gilt auch hier noch die Handelsbilanz, 
die Aufrechterhaltung des politischen Gleichgewichtes ist auch bei S. noch 
in Abhängigkeit gebracht von der Aktivität der Handelsbilanz, der Export- 
überschuß bildet die Basis für die politische Bedeutung des -Landes. 
S. meint, daß das Bestreben jedes Staates darauf gerichtet sein müsse, zu 
verhindern, daß er sich einem fremden Staat gegenüber in der Handels- 
bilanz andauernd im Nachteile befinde.!) Hierin tritt deutlich hervor, 
daß es nicht lediglich wirtschaftliche Motive sind, um derentwillen er 
eine aktive Handelshilanz anstrebt. Nicht nur devisenpol:tische Momente 
sprechen für eine aktive Handelsbilanz, sondern die ausschlaggebende 


kerungsvermehrung vom produktions- und exportpolitischen Standpunkt aus befür- 
wortet. Auch Law ist in ähnlichem Sinne Populationist. Vgl. ,.Considérations sur le 
Numeraire“, S. 480. Ähnlich auch Law, „Premier Mémoire sur les banques‘‘ S. 517. 
Ed. Daire in Econ. fin. 

') Die Aktivität der Handelbilanz sei nötig, „um nicht den Wechsel mit einem 
Staat so sehr wider sich zu haben: dann auch um das Gleichgewicht der Macht, welches 
gewissermaßen auf dem Gleichgewicht der Handlung beruhet, zu erhalten.“ Sonnen- 

fels. ‚Grundsätze, Bd. II, S. 587. 
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Bedeutung kommt der damit in Zusammenhang stehenden Steigerung 
der machtpolitischen Geltung der Staaten zu. ,,Es ist nicht Rivalität 
allein, welche die Staaten in Europa bewegt, lieber die Bilanz mit Indien 
als den europäischen Staaten zu verlieren.““1) Vom rein wirtschaftlichen 
Standpunkt aus müßte eine passive Handelsbilanz mit Indien ebenso 
einen wirtschaftlichen Nachteil für den Staat bedeuten als mit irgend- 
einem der europäischen Staaten. Der Unterschied liegt lediglich auf 
politischem Gebiete. Die Passivität der: Handelsbilanz mit Indien vermag 
in Europa keinerlei Machtverschiebungen zu erzeugen, während eine 
passive Handelsbilanz innerhalb der europäischen Staaten die politischen 
Gleichgewichtsverhaltnisse erheblich zu tangieren imstande ist. Die starke 
Betonung des Einflusses wirtschaftlicher Faktoren auf die Gestaltung des 
politischen Machtverhältnisses hat S. mit Forbonnais?) und Stewart?) 
gemein. Auch Forbonnais betont den hohen Wert der politischen 
und wirtschaftlichen Autarkie. Die politische Unabhängigkeit eines 
Staates dient ihm als ,,Richesse réelle“, den er der „Richesse relative“ 
gegenüberstellt, jenem Überschuß an konventionellem Reichtum an 
Edelmetallen, den der Staat durch Warenexporte zu erzielen imstande 
wäre und der immer in ein relatives Verhältnis gesetzt werden müsse 
zu jenen Edelmetallmengen, die im Handelsverkehr benachbarten Staaten 
zuflieBen.*) 

In diesem Sinne ist es die politische Abhängigkeit, die er fürchtet, 
wenn das Land zur Deckung seines Eigenbedarfes nicht hinreicht und 
genötigt ist, die Produkte anderer Staaten heranzuziehen. Er fordert 
wirtschaftliche Autarkie, damit sie ihm die politische Autarkie verbürgen 
helfe.) Die Rücksicht auf das Staatsganze bleibt auch in dieser Formu- 

1) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 587. 

2) „On ne peut trop le répéter, la balance du Commerce est véritablement la 
balance des pouvoirs.“ Forbonnais, „FEl&mens du Commerce“, S. 55 

3) Für Stewart ist Gold und Silber „the measure of power between nations‘“. 
Vgl. v. Hevking, „Zur Geschichte der Handelsbilanztheorie“, Berlin 1880, S. 40. 

$) „La Richesse reelle d'un état est le plus grand degré d'indépendance. ou il 
est des autres Etats pour les besoins et le plus grand superflu qu’il a à exporter. Sa 
richesse relative dépant de la quantité des richesses de convention qui lui attire son 
commerce, comparé avec la quantité des mémes richesses que le commerce attire 
dans les états voisins.“ Forbonnais, ,,Elémens du Commerce“, S. 28, ähnlich auch 
S. 43, wo der Nachteil der politischen Abhingigkeit bei passiver Handelsbilanz betont 
wird. 

5) Sonnenfels. ..Grundsätze“, Bd. IT, S. 207. 
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lierung der Handelsbilanztheorie der bestimmende Faktor, und da diese 
Theorie der Zentralbegriff des Merkantilismus ist, in welchem sich jede 
Nuance in der Auffassung merkantilistischer Spezialprobleme deutlich 
spiegelt, so zeigt sich auch bei S., der immerhin vertieften Auffassung 
der Wirtschaftsphänomene entsprechend, eine reichere Gliederung der 
Bilanzidee. Denn keinesfalls ist sein Blick starr auf die Gestaltung der 
Handelsbilanz allein gerichtet, er ist weit davon entfernt, jene die Saldo 
der Warenbewegungen korrigierenden Faktoren zu übersehen. Er berück- 
sichti¢t auch jene anderen nicht lediglich kommerziellen Beziehungen 
zwischen den Staaten, die auf den Stand der Wechselkurse einen maß- 
gebenden Einfluß nehmen, indem sie Geldversendungen oder Geldeingänge 
zur Folge haben. So betont er vor allem die Bedeutung der Auslands- 
schulden des Staates!) für die Gestaltung der Bilanz. Es ist die Zahlungs- 
bilanz, deren Bedeutung S. hiemit hervorhebt. Übrigens wurden diese 
Beziehungen auch schon von S.’ kameralistischen Vorgängern selbst 
von dem extremsten Vertreter des Merkantilismus, von Schröder, 
zum Gegenstande seiner Erörterungen gemacht.?) 


Auch noch in anderer Richtung zeigt sich bei S. eine schärfere Differen- 
zierung des Handelsbilanzbegriffes. Er stellt die „besondere Bilanz“, 
den Überschuß an Edelmetallen, der sich ergibt aus dem Handel des 
Staates mit jedem einzelnen mit ihm in Handelsbeziehungen stehenden 
Staate, einer „Totalbilanz‘“ gegenüber, eine Betrachtung, bei welcher alle 
auswärtigen Staaten als eine Gesamtheit zum Staate in Beziehung gesetzt 
werden. Dieser Auffassung nach genügt es für den Fortschritt der 
heimischen Wirtschaft, wenn sich aus den Handelsbeziehungen zu allen 
Staaten zusammengenommen ein Saldo zugunsten des Inlandes ergäbe.?) 
Auch das ist eine Formulierung, die in der merkantilistischen Literatur 
häufig vorgenommen wurde. Sie gemahnt an englische Vorbilder, vor 

') Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 679. 


2) Auch bei Forbonnais findet sich eine scharfe Auseinanderhaltung von 
Handels- und Zahlungsbilanz. Vgl. ,,Elémens‘, Bd. II, S. 317 ff, da er alle wesent- 
lichen Aktivposten der Zahlungsbilanz, wie zum Beispiel die Ausgaben von Reisenden. 
die Einnahmen für Schiffsfrachten, die Zinsen von im Auslande placierten Effekten, 
berücksichtigt. Ähnlich auch Melon, „Essai politique sur le commerce“, S. 793 ff. 
Econom. Financ. du XVIIIe siècle Daire, II, éd. 1851. Vgl. hiezu auch Fengler 
Otto, „Die Wirtschaftspolitik Turgots und seiner Zeitgenossen“, Leipzig1912, S. 118. 


3) Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. II, S. 579. 
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allem an Child, Temple, Tucker!), die in gleicher Weise die gesamten 
auswärtigen Beziehungen des Staates ins Auge gefaßt hatten. Doch lag 
es im Wesen des merkantilistischen Denkens, daß man sich mit einer 
derartigen summarischen Betrachtung der gesamten auswärtigen Wirt- 
schaftsverhältnisse nicht zufrieden geben konnte, verlangte doch der 
politische Wettkampf der Staaten nach einem Gradmesser für die Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen Nation und Nation?), so daß sich das 
Interesse nach dieser theoretischen Abschweifung auch hier inımer wieder 
der Gestaltung der Handelsbilanz zwischen zwei konkreten Staaten zu- 
wandte. So auch bei S.*). Nur ist es nicht mehr die rohe Formulierung der 
Handelsbilanztheorie des Frühkameralismus, welcher seine Wirtschafts- 
politik vorwiegend am Geldproblem orientierte und welchem demgemäß 
Verhinderung der Geldausfuhr und Forcierung der Geldeinfuhr als erstes 
Gebot einer rationellen Wirtschaftspflege galt. Das Bevölkerungsproblem, 
das S. als erstes und oberstes Wirtschaftsprinzip in den Mittelpunkt der 
Betrachtung rückt, ist hier die Veranlassung einer scharfen Scheidung 
dieser beiden Formulierungen der Theorie. Diese Spaltung des Bilanz- 
begriffes sucht er logisch scharf herauszuarbeiten. Die „numerische 
Bilanz ist ein untergeordneter Endzweck des Staates“ und wird der 
„Bilanz des Vorteiles“, welehe ansagt, auf welcher Seite eine größere Anzahl 
von Menschen beschäftigt wird, schroff gegenübergestellt.?) Der effek- 
tive Geldeingang, hervorgerufen ‘durch Aktivität der „numerischen 
Bilanz“ kann nicht der letzte Endzweck sein, bringt er doch meist den 
Staat seinem Ziele, der Beschäftigungsvermehrung, nicht näher. Die 
numerische Bilanz kann auf beiden Seiten gleich und die Bilanz des Vor- 
teiles dennoch für einen Staat sein.‘®) An einem Beispiel wird diese Behaup- 
tung näher erläutert: Aus Portugal werden nach Österreich Diamanten 
im Werte von 214, Millionen exportiert, ans Österreich nach Portugal 
Leinwand im Werte von 2 Millionen, die „numerische Bilanz“ ıst für 
Portugal die faktische, das heißt die Bilanz des Vorteiles für Österreich, 


') Vgl. Raffel. „Englische Freihändler vor Adam Smith“, Zeitschrift für die 
gesamt‘ Staatswissenschaft, Ergänzungsheft 18, 1905, S. 28. 

:) Vgl. Pribram. „Die Idee des Gleichgewichtes in der älteren nationalökono- 
mischen Theorie“ in Zeitschrift für Volksw., Sozialpol. und Verw. XVII. Bd., 
1. Heft, S. 12. ` 

1) Sonnenfels. „Grundsätze“ Bd. IT, S. 587. 

%) Ebenda, S. 579. 

») Sonnenfels. „Grundsätze“. Bd. H, S. 579. 
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denn „Portugal hat mit seinen Diamanten einigen elenden Menschen, 
welche in den brasilianischen Diamantgruben arbeiten, etwa noch ein 
paar Juwelieren Gewinn gegeben; die Fracht hat nichts dabei gewonnen, 
weil die Ware keinen Umfang, kein Gewicht hat. Die Leinwand hingegen 
beschäftigte die Landwirtschaft, welche Flachs dazu gab, sie beschäftigte 
die Spinnerei, die Weberei, die Bleiche, der Manufakturant hatte seinen 
Vorteil dabei, und weil alle diese Anteile des Gewinnes klein sind, so werden 
sie bald in den Umlauf gebracht, wodurch auch noch der Vorteil der Ver- 
mehrung aller Teile dieses Gewinnes dazukonmt.‘‘!) Deutlich tritt au 
diesem Beispiele die völlige Umwertung zutage, die der Handelsbilanz- 
begriff bei S. erfährt. Es wird hier dargetan, daß (Greldbilanz und Beschaf- 
tigungsbilanz sich nicht notwendig decken müßten, daß sogar häufig 
Passivität der Geldbilanz begleitet sein könne von einer aktiven Beschäf- 
tigungsbilanz und umgekehrt. Jedenfalls sei aber im Falle einer Kollision 
jene Bilanz zu berücksichtigen, die einen Maßstab gibt für die Steigerung ` 
der Beschäftigungsmöglichkeit, des Hebels der Bevölkerungsvermehrung. 

Es liegt die Fortbildung der Theorie in diesem Sinne in der Tendenz 
der Zeit. Immer mehr tritt die Forderung nach Geldvermehrung zurück 
und immer stärker tritt die Rücksicht auf die Steigerung der nationalen 
Arbeitsmöglichkeit in den Vordergrund.?) Die Bevölkerungspolitik als 
Mittel und Endzwcck des Bilanzgedankens hatte durch die englische und 
italienische Literatur längst ihre gebührende Würdigung erfahren.*) Diese 


ı) Ebenda, S. 581. 

>) Vgl. v. Heyking, „Zur Geschichte der Handelsbilanztheorie’, 1880, S. 22. 
Petritsch L., „Die Theorie von der sogenannten günstigen und ungünstigen Handels- 
Bilanz", Graz 1902, S.13f. Ebenso auch Held, „Carey's Sozialwissenschaft und das 
Merkantilsystem“, Würzburg 1866. S. 6, der die Lehre von der Handelsbilanz im Mer- 
kantilsystem „in der späteren Entwicklung des Systems nur mehr als die alte gleiche 
Form für veränderte Grundgedanken“ bezeichnet. Diese Umbildung der merkan- 
tilistischen Auffassungsweise, derzufolge der Nationalreichtum nunmehr in der Menge 
von Arbeitsprodukten und Beschäftigungsmöglichkeiten besteht, tritt nach Held 
besonders stark in den Schriften von Sonnenfels und Forbonnais hervor. Vel. 
Held, a. a. O. S. 61 und 70. 

2) Vgl. Raffel, a.a.O., der das Auftreten dieses Gedankens in der englischen 
merkantilistischen Literatur schon sehr früh verfolgt. So in dem Werke „Englands 
great happiness“ ‚8677, ebenso auch bei Tucker „Essay on Trade“, 1753.Vgl. Pribram, 
a. a. O., S. 12, 15, der die Rücksichtnahme auf die Bevölkerungsvermehrung inner- 
halb der italienischen Literatur hervorhebt (so bei Galiani, ..Della Moneta’, 1750, 
Cap. II, I, IV, ebenso bei Beccaria und Genovesi). 
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Umwertung des Reichtumsbegriffes, die der neuen Formulierung der 
Handelsbilanztheorie zugrunde liegt, wird in der zeitgenössischen Literatur 
vielleicht am schärfsten von den französischen ,,Neomerkantilisten‘ 
herausgebildet.!) Ihr Einfluß ist es vor allem, unter dem S. steht. Die 
französischen Neomerkantilisten Law, Melon, Dutot hatten die 
alte Auffassung, daß der Nationalreichtum aus einer Menge Edelmetall 
bestehe, zu Falle gebracht. In dem Maße aber, als im Gelde nicht mehr der 
alleinige Bestandteil des Nationalreichtums gesehen wird, sondern das 
Gut, das Resultat der menschlichen Arbeit, an seine Stelle tritt, mußte 
auch der güterschaffenden Bevölkerung eine größere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. So erscheint auch bei diesen Autoren die Handels- 
bilanztheorie durchaus getragen von der Rücksicht auf die Bevölkerungs- 
vermehrung. Innerhalb der kameralistischen Literatur tritt die Handels- 
bilanztheorie erst mit S. in das neue Stadium ihrer ausschließlich popu- 
. lationistischen Motivierung. Er beharrt auf der unbedingten Anerkennung 
dieser Theorie und polemisiert gegen die Physiokraten, weil sie der Gestal- 
tung der Bilanz keine Aufmerksamkeit geschenkt hätten,?) was in ihrer 
freihändlerischen Tendenz begründet ist.3) 


b) Geldlehre. 


Was nun S. Geldpolitik betrifft, so steht er trotz der überwiegend 
populationistischen Motivierung seines Bilanzgedankens und der mit 
jenem organisch verbundenen Produktions- und Exportpolitik keines- 
wegs auf dem Standpunkte, daß man sich den Geldfluktuationen zwischen 
Inland und Ausland gegenüber gleichgültig zu verhalten habe, wenn er 
auch mit der grobsinnlichen Vorstellungsweise des Frühkameralismus 
bricht, der die Vermchrung des Nationalreichtuns lediglich durch ein 


1) Vgl. G. Dionnet, „Le néomercantilisme au XVIIIe siècle“, 1901, S. 36ff. 

*) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 582, Anmerkung. 

») Sonnenfels „Grundsätze“, Bd. II, S. 582, Anmerkung. Die Physiokraten 
Smith und die späteren Kritiker des Merkantilismus hatten dieser Fortbildung des 
Reichtumsbegriffes und der vertieften Fassung des Bilanzgedankens nicht Rechnung 
getragen. Sie knüpfen in ihrer Kritik immer an die starre und primitive Fassung der 
Handelsbilanztheorie an, die eigentlich nicht einmal von den ersten und konsequenten 
Merkantilisten festgehalten wird. Vgl. hiezu Fengler O., „Die Wirtschaftspolitik 
Turgots und seiner Zeitgenossen‘, Leipzig 1912, S. 122, der hervoßhebt, daB Smith 
seinen Angriffen auf die Merkantilisten das zu seiner Zeit längst veraltete Buch von 
Mun. „Englands treasure by foreign trade“ zugrunde legt. 
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Hereinströmen von Geld ermöglicht sicht, welches, in der fürstlichen Kassa 
aufgestapelt, in sich die Quelle alles wirtschaftlichen Fortschrittes berge. 
Der Geldvermchrung wird auch hier Bedeutung zuerkannt, wenn auch 
die Kumulierung von Geldern in Sanımelbeeken der fürstlichen Kassa 
verworfen wird, und selbst dort, wo S. eine faktische Geldvernehrung 
ins Auge faßt, ist es der populationistische Grundgedanke, mit dem sie 
motiviert wird. In diesem Sinn ist er weit davon entfernt, die Anwesen- 
heit von Geld im Staate geringzuschätzen, nur ist es einzig und allein 
seine befruchtende Wirkung auf Handel und Gewerbe, die er im Auge 
hat. So meint er, daß die „physische Anwesenheit‘ des Geldes diesem 
seinen industriefördernden Zwecke nicht gerecht werden könne. Vom 
Standpunkte seiner Populationistik gelangt er zur Ablehnung jeder 
Thesaurierungspolitik. Mit Rücksicht auf die Steigerung der Beschäftigung 
bringen nur jene Geldmengen einen Vorteil, die roulieren und der Beschäf- 
tigung auf diese Weise einen Anreiz geben.!) Neben dieser Wertung des 
Geldes als eines Zirkulationsmittels, das dem Warenaustausche dient, 
dessen gesteigerte Umlaufsgeschwindigkeit den Umsatz der Waren 
beschleunigt, ist es noch eine zweite Funktion des Geldes, die S. berück- 
sichtigt und die er klar von der ersten scheidet: Es ist das seine Funktion 
in Form von Anlagekapital das Investitionsbediirfnis der Industrie zu 
befriedigen.?) Es ist die Kapitalfunktion des Geldes, die S. hervorhebt. 
Geld ist ein Produktionsfaktor, der seinen Preis hat und der im Preise 
sinkt, also einen Produktionsvorteil bietet, wenn er stark angeboten ist.*) 
Die Kapitalien dürfen ihrer eigentlichen Bestimmung, der Verwendung in 
Handel und Industrie, nieht entzogen werden, denn würden sie in ihrem 


1) Sonnenfels, „Grundsätze“, S. 25. „Die physische Anwesenheit des 
Geldes in einem Staate gibt der Emsigkeit nicht den Schwung, welcher der Absicht 
der Handlung gemäß ist. Es ist notwendig, daB dasselbe seine Verrichtung mache 
und unter den Gliedern der Gesellschaft umlaufe.“ Ähnlich S. 457. — 

2) „Die Anwesenheit des Geldes ist von zwei Seiten erforderlich: Es muß dem 
Staate überhaupt zum Triebwerk der Nationalemsigkeit nicht an Geld mangeln, 
es muß auch der Handlung, insbesondere nicht an zureichendem Fond zu ihren Unter- 
nehmungen mangeln.“ Sonnenfels’ „Grundsätze“, Bd. Il, S. 25. Vgl. auch Sonnen- 
fels’ Abhandlung: „Was ist Wucher“, Wien 1759, S. 16, wo diese Unterscheidung 
sehr scharf hervortritt. Hier spricht Sonnenfels von der „zweyfachen Gestalt des 
Entgelts: unmittelbar als Triebwerk des Tausches, d. i. als Baarschaft im Kauf 
und Verkaufe: oder mittelbar als Triebwerk der Beschäftigung, das ist als Haupt- 
stamm bei Unternehmen“. 

3) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 493, Anmerkung. 
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Kreislauf gehemmt, so ist Kapitalknappheit die Folge, die ihrerseits stets 
begleitet ist von einer Steigerung des Zinsfußes, des Leihpreises für Kapi- 
talien. Nicht stark genug kann S. den Segen eines niedrigen ZinsfuBes 
betonen, er sicht in ihm die wichtigste Voraussetzung für das Prosperieren 
der Volkswirtschaft, eine Ansicht, welche er durch den Hinweis auf Auto- 
ritäten wie Child, Culpeper und Locke zu stützen sucht.) Erkennt 
doch S. im Kapital ene Ware, die dem Gesetze von Angebot und Nach- 
frage unterliegt, was in den Schwankungen ihres Preises, im Kapital- 
zinsfuB, zum Ausdrucke kommt. E'n Steigen des Zinsfußes aber ist von der 
Konsequenz begleitet, daß viele, angelockt von der hohen Rentabilität 
der Kapitalsverwendung, Geld aus dem Umlaufe ziehen, weil es in seiner 
Verwendung als Zirkulationsmittel keine Zinsen trägt, um es als Leih- 
kapital zu investieren und auf diese Weise am hohen KapitalzinsfuB emen 
Profit zu haben. Dieses Vorgehen hat aber in zweifacher Richtung eine 
schädliche Wirkung. Einerseits wird sich infolge der Umwandlung eines 
Teiles der Zirkulationsmittel in Investitionskapital eine gewisse Beenst- 
heit im Umsatz? der Waren, eine Verlangsamung in der Abwicklung der 
Handelsgeschäfte geltend machen, anderseits aber wirkt der hohe Zins- 
fuß hemmend auf die wirtschaftliche Entwicklung, da „die Interessen als 
ein Theil des Warenpreises‘‘?) die Produktionskosten notwendig steigern 
müssen, wodurch die Konkurrenzfahigkeit der Ware am Auslandsmarkt 
unterbunden und die Bevölkerungsernährung und -vermehrung erschwert 
wird.*) Zuletzt wird die sinkende Rentabilität der Geschafte, deren Ertrag 
durch die Abzugspost der hohen Passivzinsen stark geschmälert wird, 


ee 


') Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze, Bd. II, S. 508. In erster Linie ist es Law, 
der für niedrige Zinsen eintritt. jedoch sich mit Entschiedenheit gegen eine gewalt- 
same gesetzliche Ilerabsetzung des ZinsfuBes ausspricht. „Quelques-uns pensent que, 
si linteret de l'argent était baissé par un réglement, le commerce s étendrait, parce que 
les négociants pourraient employer plus d'argent et commercer à meilleur marché. 
Une pareille loi aurait beaucoup d’inconveniants, et il est très douteux qu'il en résultait 
aucun bon effet; mais il est indubitabl: que si la baisse de Vintéret était produite 
par une plus grande quantité de numéraire, le fond appliqué au commerce serait 
plus considérable, et que les négociants commergeraient à meilleur marché, d’après 
la facilité des achats et la baisse de l'intérêt de l'argent, sans qu'il en résultat 
aucun inconvén'ant.* ,,Considérations sur le Numéraire, S. 455 in Economistes 
Financiers du XVHe sicele, Ed. Daire. 1851, II. Aufl. 

-) Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. H, S. 488. 

“) Dieselbe bevölkerungspolitische Motivierung der Forderung niedriger Zinse 
bei Forbonnais. a. a. D.. S. 57. 
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Betriebsreduktionen und -auflassungen zur Folge haben, was im Hinblick . 
auf die Versorgung der Bevölkerung eine Verschärfung der Situation 
bedeutet, denn ein weiteres Steigen der Preise werden die notwendige 
Folge des gesunkenen Angebotes sein.!) In diesem Sinne also weiß S. 
eine hinre’chende Menge von Geld in ihrer Wirkung auf den Handel wohl 
zu schätzen: als ein disponibler Fonds für Investitionszwecke aufgefaßt, 
kann Geld gar nicht reichlich genug angeboten sein. 

Doch ist das Edelmetall der Durchgangspunkt für alle Kapitalien, 
die in der Volkswirtschaft Verwendung finden, und diesem, seinen metal- 
lischen Stadium wendet S. vor allem seine Aufmerksamkeit zu. Es zeigen 
sich hier bereits deutliche Ansätze einer Scheidung zwischen Kapital 
und seiner „Verkleidung“ in Geld. Das Geld wird andeutungsweise als 
eine Verkehrsform erkannt, in der die zinstragenden Dinge von Hand zu 
Hand gehen, ein Gedanke, der von Hume, dem S. in dieser seiner Argu- 
mentation zu folgen versucht, konsequenter zu Ende gedacht wird. Hume 
stellt die Behauptung auf, daß die Höhe des Kapitalzinses nicht von der 
Masse der verfügbaren Geldsummen, sondern von der Masse der Güter- 
vorräte abhänge, der „riches‘‘.?) Bei S. wird diese Gegenüberstellung von 
Geldmenge als des repräsentierenden Faktors und einer Gütermenge, dic 
repräsentiert wird, nicht konsequent durchgeführt. Jedenfalls aber erkennt 
S., daß es sich um ein Repräsentationsverhältnis handelt, wenn er auch 
dem repräsentierten Gegenstand im Aufbau seines Systems "nieht die 
gebührende Aufmerksanıkeit schenkt. 

Mit Forbonnais und Hume ist sich S. darüber einig, daß niedrige 
Zinsen die erste Forderung einer rationellen Wirtschaftspolitik zu sein 
hätten, daß im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung die Belastung 
der Industrie durch hohe Kreditzinsen auf das entschiedenste zu ver- 
werfen sei, doch müsse das Mittel einer autoritären Herabsetzung des 
gesetzlich gestatteten Zinsfußes völlig versagen. Eine Herabsetzung der 
Zinsen könne einz'g und allein durch eme starke Vermehrung des Kapitals- 
angebotes erreicht werden.*) In Geld aber werden die Kapitalien angeboten, 
und vom Standpunkte seiner Geldtheorie aus ergibt sich fiir. eine Schranke 


—— m. 


1) Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. H, S. 488. 

2) Vgl. Hume, „Of interest, Essays Moral, Political and Literary, Bd. T. 1898, 
S. 320f. Vgl. über ihn v. Böhm-Bawerk. „Kapital und Kapitalzins“, II. Aufl., 
Bd. II, positive Theorie. S. 24. Vel. auch Fengler. a.a. O. 8. 123. 

>) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 432 ff. 
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für ein Uberangebot von Kapitalien. Eine zu große Menge dieser Reprä- 
sentanten, als welche sich die Geldmenge darstellt, hat eine paralysierende 
Wirkung insofern, als der Vorteil des niedrigen Zinses aufgehoben oder 
beeinträchtigt wird durch eine Preissteigerung aller repräsentierten Güter. 
Daß s’ch S. gegen eine unbeschränkte Vermehrung des Geldes ausspr.cht, 
obwohl ihm dasselbe im Interesse eines niedrigen Zinsfußes erwünscht 
sein muß, findet demnach in seiner Geldwerttheorie seine tiefere Begrün- 
dung. Es ist der Umstand, daß er durchaus auf dem Boden der Quantitäts- 
theorie steht, der ihn eine allzu große Vermehrung des Geldes im Lande 
‚fürchten läßt. 

Von dieser ausgehend, fordert er eine ganz bestimmte Grenze für die 
Geldvermehrung, die keineswegs ins Ungemessene gesteigert werden dürfe, 
denn für die Umsätze der Waren genüge eine fix gegebene Größe der im 
Lande vorhandenen Geldsumme. Wird diese überschritten, so tritt, her- 
vorgerufen durch die Abundanz der Umlaufmittel, eine Wertverminderung 
des Geldes, somit auch eine Preissteigerung aller Waren ein, „denn es ist 
gewiß, daß zwischen dent in einem Staate vorhandenen Gelde überhaupt 
zu demjenigen, was gegen dieses Geld umgesetzt werden kann, ein Ver- 
hältnis ist, so zwar, daß die ganze Menge der verkäuflichen Sachen auf 
der einen und die ganze Summe des Geldes auf der anderen Seite genommen, 
einem bestimmten Theile von Waaren ein bestimmter Theil an Geld zusagt, 
welche sich untereinander ebenso wie die ganzen Massen gegeneinander 
verhalten®.!) Und in diesem Punkte tritt auch der schwache Punkt seiner 
theoretischen Begründung zutage, demzufolge er dazu gelangt, in einem 
Atem reichlich angebotenes Kapital vom Standpunkte der ZinsfuB- 
politik gutzuheißen und vom Standpunkte der Preispolitik zu verwerfen, 
eine theoretische Kollision, die keineswegs dadurch beseitigt wird, daß 
S. sagt: „Was der Zuwachs der Geldmasse dein Preise zusetzt wird durch 
die Niedrigkeit der Zinse an demselben wieder vermindert,‘*) daß er 
also gewissermaßen die preissteigernde Wirkung der Geldvermehrung als 
das kleinere Übel gern in Kauf nimmt, wofern nur der Zins für Kapitalien 
im Leihverkehr eine Ilerabsetzung erfährt. Deutlich zeigt sich in diesem 
Punkte der Abstand seiner Theorie von derjenigen Humes, der diesem 
Konflikt zwischen Preis- und ZinsfuBpolitik dadurch aus dem Wege geht, 
daß er das Zinsphänomen lediglich von der Kapitalgütermenge abhängig 


ee 


1) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 463. 
°) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. H, S. 021. 
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macht und Ware und Geld — denn auch Kapital ist ihm Ware mit pro- 
duktiver Widmung —, Repräsentiertes und Repräsentierendes deutlich 
voneinander sondert. 

Die Quahtitätstheorie wird von S. in Anschluß an die Theorien 
von Montesquieu und Hume entwickelt. ,.Der Preis einer Sache, 
von dem Werthe derselben weit unterschieden, ist der gewisse Theil 
des im Staate vorhandenen Geldes, welches einem gewissen Theile der 
Waren zusagt.‘‘!)?) Jetzt läßt S. die Argumentation Humes?) folgen „und 
eben darum, weil er aus zwo gegeneinander zu messenden Größen zu- 
sammengesetzt ist, muß er denselben Veränderungen unterliegen, welche 
im Verhältnis dieser Größen selbst geschehen können“.*) Da nun ein 
bestimmtes Verhältnis zwischen Geld- und Warenmenge in Geld aus- 
gedrückt besteht, so muß jede Geldmengensteigerung eine proportionelle 
Steigerung der Warenpreise zur Folge haben. Das Verhältnis der Wirkung 
dieser Geldvermehrung, die Preissteigerung, stimmt genau überein mit 
der Größe der Vermehrung, jede Preisbewegung nach oben oder unten 
ist der proportionelle Ausdruck der Geldbewegung, die ihr als Unterlage 
dient.°) Diese Auffassung ist getragen von der Ansicht des lediglich 
repräsentativen Charakters des Geldes. „Geld ist das Vorstellungs- 


1) Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Bd. X, S. 58f., „Grundsätze“, Bd. II 
S. 466. 

*) Vgl. hiezu Montesquieu, „De Pesprit des loixt Amsterdam 1749 Liv. 22. 
Chap. VII, £. 

3) Vgl. Hume, „Essays Moral, Political and Literary’, 1898; „Of money”, 
S. 309 ff. 

4) Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Bd. X, 5. 58. 

5) Sonnenfels stellt die Summe der Waren und die Summe des Geldes in einem 
Staate einander gegeniiber, setzt die ganze Masse der Waren = 100, die Summe 
des Geldes ebenfalls 100, so daß Geld zur Ware sich verhält wie 100: 100 
oder 1:1. Jetzt unterscheidet er zweierlei Möglichkeiten: eine Mengenverminderung 
auf Geld- und Warenseite und eine Vermehrung beider Quantitäten. Er untersucht 
die vier möglichen Fälle. Die Masse des Geldes wird um 25 vermindert, das Verhältnis 
ist gleich 100:75 oder 4:3, das heißt der Preis der Ware fällt um ein Viertel. Die 
Masse der Ware wird um ein Viertel vermindert, Verhältnis der Ware zum (Geld ist 
gleich 75: 100 oder 3:4, das heißt die Ware wird um ein Viertel im Preise steigen. 
Die Masse des Geldes wird um 25 vermehrt, das Verhältnis der Ware zum Geld ist 
gleich 100: 125 oder 4: 5, das heißt der Preis steigt um ein Fünftel. Die Masse der 
Ware wird um 25 vermehrt, das Verhältnis von Ware zu Geld ist gleich 125: 100 
oder 5:4. Der Preis fällt um ein Fünftel. Vgl. Sonnenfels. „Gesammelte Schriften”, 
Bd. X, S. 60. 
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zeichen der Waren und steht mit den Waren in einem gewissen Verhältnis.” t) 
In dem Maße, als die Anzahl der Repräsentanten wächst, kommt mehr 
oder weniger der repräsentierten Ware auf den ‚Repräsentanten. Jede 
Preisveränderung erscheint somit einzig und allein zurückgeführt auf eine 
Veränderung in der Quantität der Umlaufsmittel, wie aus einer angesetzten 
Proportion mit mathematischer Genauigkeit ermittelt werden kann. 
Das gilt auch für die Umkehrung der Theorie, wo von der Folge auf den 
Grund rückgeschlossen wird. „Ändert sich der Preis, so kann man auch 
den Schluß ziehen, daß auch die Menge der Umlaufsmittel geändert 
wurde“.?) Jeder andere Faktor, der als Korrektiv der Preisgestaltung 
dazwischen treten könnte, wird konsequent vernachlässigt. 

In der Wirkung einer Quantitätsvermehrung des Geldes gleich- 
kommend, ist auch jede Änderung des Nominalwertes der Münze, so im 
Falle einer Münzerhöhune. ‚Jede Preissteigerung erfolgt in demselben 
Verhältnisse, in welchem durch die Münzerhöhung gleichsam die Geld- 
masse erhöht wurde.“‘3) Nicht nur eine faktische, auch eine lediglich nomi- 
nelle oder, wie es bei S. heißt, „numeräre“ Vermehrung des Geldes bildet 
den Anlaß zu einer Preissteigerung, „denn die numerischen Benennungen 
der Verhältnisse gegeneinander im Ganzen gegen das Ganze sind gleich : 
obgleich im Ansehen der wirklichen Größe ein Unterschied wäre“) Diese 
Preiserhöhung, hervorgerufen durch ein depraviertes Währungswesen, 
vollzieht sich auf rein automatischem Wege, denn die gesunkene Kauf- 
kraft des Geldes zwingt die Warenbesitzer als Verkäufer, ihre Forderungen 
zu erhöhen, weil sie selbst in ihrer Eigenschaft als Käufer von der Wert- 
verminderung des Geldes sofort empfindlich getroffen werden.) 

Endlich weist S. ähnlieh wie Law ®) auch auf den Faktor des Kredits 


') Sonnenfels, „Grundsätze, Bd. II, S. 25, ähnlich S. 450. 

:) Sonnenfels, „Grundsätze, Bd. I, S. 464. 

») Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. 11, S. 450. 

4) Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Bd. X, S. 60. 

$) „Nicht duren Rechnungsoperationen, sondern durch Forderung der Ver- 
kaufenden entsteht diese Preissteigerung, denn die Besitzer der Waren, die bisher 
eine gewisse Summe bekommen, werden, sobald sie die Erhöhung gewahr werden, 
um nicht weniger zu bekommen, ihren Preis erhöhen.“ Sonnenfels. „Grund- 
sätze“, Bd. II, S. 450. 

6) Vgl. „Mémoires sur les Banques. Premier Mémoire“, S. 521 „Econom. Finane. 
Law betont, „daB die Ausgestaltung der Kreditorganisationen gleichzuhalten 
sel einer Vergrößerung der Zahlungsmittelmenge, denn viele Zahlungen könnten im 
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hin, der die für die Tauschakte nötige Edelmetallmenga wesentlich beein- 
flusse. „Wie groB die kreislaufende Summe des Geldes in einem Staate 
sein müsse, ist darum zu bestimmen unmöglich, weil bei dem Umsatze 
der Waren der Kredit mit in die Rechnung kommt, weil der Stand der 
Besitzer des Geldes, ihre Art zu leben, ihre größere oder kleinere Neigung, 
Aufwand zu machen, der Zustand der Handlung, der Zustand des öffent- 
lichen Kredits und selbst die politischen Verhältnisse des Staates, alles 
sehr wandelbare Umstände, dabei ihren Einfluß haben.“!) S. ist nicht 
imstande, über die Feststellung eines mechanischen Abhängigkeits- 
verhältnisses zwischen Geldmenge und Warenpreis hinauszukommen. 
Dementsprechend fehlt auch cine Reflexion über das eigentliche Wesen 
des Preises, dem er nicht an und für sich als ökonomische Kategorie 
Interesse entgegenbringt, sondern ihn lediglich in seinen Veränderungen 
zum Gegenstande der Behandlung macht und bei Gelegenheit der Unter- 
suchung nach den Ursachen der Teuerung das theoretische Preisproblem 
bloß streift.?) Seine Preisdefinition ist eine Tautologie. „Der Preis ist die 
Menge Geldes, welche nach der Verabredung zwischen Käufer und Ver- 
käufer für eine Ware gegeben wird.“3) Als konstitutive Bestandteile des 
Preises der Ware unterscheidet er die Produktionskosten und den Unter- 
nehmergewinn. Der Unternehmergewinn wieder, der wegen seiner anregen 
‘den Wirkung auf Handel und Gewerbe sich in einer entsprechenden Höhe 
zu halten habe, zerfällt bei S. in zwei Faktoren: in eine landesübliche 
Verzinsung des investierten Kapitals und in die eigentliche Prämie für 
Unternehmungslust, in die „Rente des Fleißes“.*) Bei Ausschaltung 
monopolistischer Tendenzen müßten im Preise diese beiden Posten, Ersatz 
der Betriebsspesen und Unternehmergewinn, enthalten sein. Dieses ist 
die Vorbedingung eines gesunden Wirtschaftslebens; „bei Umständen, 
die zwischen Anfrage und Anbot alles gleichmachen, tritt der Mittel- 
preis ein, welcher den Ersatz der Vorauslagen und einen zuträglichen 


Wege des Clearing geleistet werden,“ a. a. 0.. S. 525. Auch wirke der Kredit in der 
‚Richtung der Steigerung der Unilautsgeschwindigkeit. Auch im „Second Mémoire 
sur les Banques“, S. 543, Econom. Finance. 

1) Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. II, S. 463. 

£) Sonnenfels „Gesammelte Schriften“, BA. X, Abhandlung „Uber die Theuerung 
in großen Städten“, S. 1ff. 

=») Sonnenfels., „Grundsätze“, Bd. II, S. -~ 

+) Ebenda. S. 243. 
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Gewinn enthält“.f) Hierin liegt scheinbar ein deutlicher Anklang an den 
„natürlichen Preis“ der klassischen Theorie, der als feststehende Norm 
gleichsam in einem fingierten Mittelpunkte liegend gedacht wird, um 
welchen die faktischen Preise oszillieren. Jedes Abweichen von diesem 
Mittelpunkt ist das Symptom eines gestörten wirtschaftlichen Gleich- 
gewichts, das so lange anhält, bis der reale Preis mit der idealen Norm 
des Preises wieder in einem Punkte zusammenfallt. Doch ist der gewaltige 
Unterschied zwischen dem ‚natürlichen Preis“ der klassischen Theorie 
und dem „Mittelpreis‘“ der S.schen Preislehre darin gelegen, daß 
nach der Annahme der liberalistischen Doktrin dieser Preis sich im freien 
Spiel der wirtschaftlichen Kräfte automatisch herzustellen habe, während 
bei S. dieser „mittlere Preis’ durch positives Eingreifen des Staates 
herbeigeführt werden sollte, der die Produktion und die Marktversorgung, 
den „Zusammenfluß“, richtunggebend zu beeinflussen habe.?) Der Staat 
hat gewissermaßen die preisgesetzlichen Vorbedingungen für den Mechanis- 
mus der Preisbildung zu schaffen. Der „höchste Grundsatz für die poli- 
tische Leitung der Handwerke und Gewerbe“ ist für S. „zwischen dem 
Anbote der Waare oder Arbeit und der Nachfrage nach Waare oder Arbeit 
das Gleichgewicht herzustellen, dergestalt, daB beyde voneinander 
unabhängig sind und daher das Geben und Empfangen nicht die Wirkung 
eines Zwanges, sondern die Folge eines freywilligen Übereinkommens wird“. 
Denigemäß habe sich der Staat für den Fall, daß zwischen Angebot und 
Nachfrage von selbst eine Ausgleichung zustande käme, „bloß auf ver- 
neinende Anstalten zu beschränken“. Wenn aber der Gleichgewichts- 
zustand zwischen Angebot und Nachfrage sich nicht von selbst herstelle, 
habe der Staat durch „bestimnite Anordnungen dort einzugreifen‘.?) 


1) Sonnenfels „Grundsätze“, Bd. II, S. 188. 

:) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. Il, S. 168ff., 170ff., 403 ff. 

>) Sonnenfels, „Ausarbeitung über die Grundsätze wegen Aufnahme der Hand- 
werker und Gewerbsleute in den Städten“ ex 1793, sub c) „Grundsätze über die Polizei- 
u. Commerzial-Gewerbe“, Fase. IV. F. in gen. No. 495 ex 23. Martio 1792 Nieder- 
österr. Kommerz. Faszik:l 55, Sonnenfels-Akten. Hofkammerarchiv. Es ist 
das ein Gutachten, das Sonnenfels auf Ersuchen der Hofkanzlei verfaßte, die 
ihn in der Frage der Gewerbeförderung als Experten heranzog. Den eigentlichen 
politischen Vorschlägen werden theoretische Erörterunren vorausgeschickt. Die 
Abhandlung ist nur im Manuskript vorhanden. Auszüge derselben bringen 
Pribram K. „Geschichte der österreichischen Gewerbv politik" 1907, Bd. I, S.539 f.. 
und H. Rizzi. „Das österreichische Gewerbe im Zeitalter des Merkantilismus‘ in der 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung 1903, Bd. XII, S. 94. 
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In dieser Argumentation zeigt sich S. als der typische Vertreter einer 
preistheoretischen Begründung der merkantilistischen Politik. Dem 
Staate kommt die Aufgabe zu, die Vorbedingungen für die Preisgestaltung 
zu regulieren. Die Antithese: Naturgesetz oder Staatsautorität als Regu- 
lator des Wirtschaftslebens war für S. überhaupt noch nicht zum Problem 
geworden, es ist lediglich das mechanistische Vorstellungsbild, das im 
Kameralismus und in der klassischen Nationalökonomie das gleiche ist, 
doch wird das treibende Element dieses Kräftespieles in anderen 
Instanzen gesehen. 

In viel höherem Maße scheinen andere Denkmotive einer viel weiter 
zurückliegenden Zeit hier noch lebendig zu sein. Es sind scholastische 
Reminiszenzen, die ja bei vielen Autoren des Kameralismus noch auf- 
tauchen und auch in die Preislehre von S. hineinspielen. Dieser ‚mittlere 
Preis“ bei S. findet sein Analogon viel cher im pretium justum der mittel- 
alterlichen ökonomischen Literatur. Auch hier ist die Vorstellung maß- 
gebend, daß es einen Idealzustand der Preisgestaltung gäbe, der dann er- 
reicht wäre, wenn das pretium mit dem valor in Übereinstimmung stände. 1) 
Doch stand dort jene Frage stärker im Vordergrund, in welcher Höhe 
denn dieser Preis sich zu bewegen habe, der noch eine standesgemäße 
Lebenshaltung zu ermöglichen imstande wäre. R: gulator der Preisbildung 
waren demnach die sozialen Lebensbedingungen der Produzentenklasse, 
nicht der Rentabilitätsstandpunkt, nicht die materiellen Produktions- 
bedingungen der Ware.*) Auch die Frage nach der höchsten Instanz 
der Preisgestaltung wird dort niemals aufgeworfen. Galt es ja diesem 
kanonistischen Vorstellungskreis als feststehend, daß dieser Preis von 
staatswegen zu garantieren sci, daß im pretium legitimum das „pretium 
justum“ voll zum Ausdruck komme,?) und Preistaxen lediglich deklara- 
torische Funktionen zu erfüllen hätten*) und wenn auch S. sich aus geld- 
theoretischen Gründen gegen Preistaxen ausdrücklich ablehnend verhält, 
so fordert er doch mit starker Betonung — nicht die Regelung der Preise 


1) Vgl. W. Endemann, „Studien in der romanisch-kanonistischen Wirtschafts- 
und Rechtslehre“, Bd. II, 1883, S. 36. 

2) Vgl. zur kanonistischen Preislehre Alfred de Tarde, „L'idée du juste prix“, 
Paris 1907, S. 43. . 

3) Ebenda, S. 37. 

4) Vgl. Endemann, a.a.0., S. 39; vgl. auch über den Zusammenhang v. Sonnen- 
fels, Preislehre mit der scholastischen: Kaulla R. „Die geschichtliche Entwick- 
lung der modernen Werttheorien‘‘, 1906, S. 111. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 16 
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selbst, — wohl aber fordert er Staatsintervention auf der ganzen Linie zum 
Zwecke der Regelung der Vorbedingungen der erwünschten Preisbildung, 
seine ganze Produktions- und Preispolitik wurzelt ja in diesem Streben 
nach Herbeiführung des ‚mittleren Preises“. Nicht durch Taxen, wohl 
aber durch Einwirkung auf Angebot und Nachfrage, durch die Regu- 
lierung des „Zusammenflusses“, habe der Staat auf die Preise einen maß- 
gebenden Einfluß zu nehmen.!) Daß S. die Forderung nach Preistaxen 
verwirft, findet in seiner Quantitätstheorie den Erklärungsgrund. Die 
Annahme einer rechnungsmäßig zu ermittelnden proportionellen Bezie- 
hung zwischen Geld und Ware läßt ihn naturgemäß jede Taxierung über- 
flüssig erscheinen. Mit Berufung auf Montesquieu erklärt er es für 
unmögl'ch, durch eine Verordnung festzusetzen, „daß Eines zu Zehn sich 
wie Eines zu Zwanzig verhalten soll‘“.?) 


c) Literarische Vorbilder für S’. Handelsbilanz- und 
Geldthorie. 


Versucht man es nun, für die Preistheorie von S. den geschichtlichen 
Hintergrund zu fixieren, so ist der literarische Anschluß, den er findet, 
jedenfalls außerhalb des deutschen Merkantilismus zu suchen. 

Es ist im Grunde die Fassung der Geldwert- und Preistheorie, wie sie 
von Montesquieu und Hume ausgebildet vorlag, auf welche sich 
S. ja ausdrückl'ch beruft.”) Doch ist cs charakteristisch für S., daß er, 
auf diesen Autoren fußend, zu vollständig anderen Konsequenzen gelangt. 
Montesquieu und Hume waren beide Vertreter der Quantitätstheorie 
in der typischen Form, die sie von John Locke erhalten hatte, 
der die Bodin’sche Tradition in der Preislehre fortsetzte. Locke hatte 
mit Prägnanz die Lehre aufgestellt, daß einzig und allein die Mengen- 
verhältnisse von Gütern und Geld von Bedeutung sind für die Preis- 
gestaltung, weil die Kaufkraft der Güter abhängt von dem Verhältnisse 
der Menge zum Absatze. Jede Preisbewegung nach oben oder unten ist 
abhängig von der Menge der Käufer und Verkäufer. Jede Schwankung in 
der Kaufkraft des Gutes ist abhängig von den Schwankungen im Ver- 
hältnisse der Menge zum Absatz. Unmittelbar preisbildend ist nicht der 


1) Sonnenfels, Bd. II, S. 66. 

:) Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Bd. X, S. 61. 

“) Vgl. Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. II, S. 465; Sonnenfels, „Gesammelte 
Schriften“, Bd. X, S. 58, 
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Nutzen, den das Gut stiftet, und preisverändernd ist nicht die Erhöhung 
oder Verminderung dieses Nutzens, sondern lediglich die quantitativen 
Verschiebungen der Mengen- und Absatzverhältnisse. Nur mittelbar wirkt 
auch der Nutzen auf den Tauschwert ein, da durch ihn Angebot und Nach- 
frage beeinfluBt werden, die eigentlich wertbestimmend wirken. In seiner 
Anwendung auf die Geldwertbestimmung jedoch erfahrt dieses Schema 
von Angebot und Nachfrage insofern eine Veränderung, als notwendiger- 
weise ein Glied, der Absatz, wegfallen muß, da Geld ein Gut. von 
allgemeinster Absatzfähigkeit ist, so daß der Wert des Geldes lediglich 
von seiner Menge bestimmt erscheint.!) 


Die Lockesche Ausbildung der Preislehre bildet die Basis für alle 
späteren Quantitätstheorien. 


In der Montesquieuschen Fortsetzung dieser Lehre wird die ledig- 
lich repräsentative Funktion des Geldes schärfer herausgearbeitet.?) 
Auch hier die Gegenüberstellung von Geldfond und Warenfond der Volks- 
wirtschaft, dann die Zurechnung einer bestimmten Warengruppe zu einer 
bestimmten Quantität Geldes innerhalb dieses Fonds. Auch hier erscheint 
die Preisbildung immer abhängig gemacht vom Verhältnis aller Güter 
zu allen Zeichen.) Den Schlüssel für die Geldwertbestimmung gibt eine 
Proportion, derzufolge sich die gesamte Geldmenge zur gesamten Waren- 
menge ebenso verhält wie ein entsprechender Teil des Geldes zu einem 
entsprechenden Teile der Waren. Diese primitive Fassung der Quantitäts- 
theorie ist derjenigen von S. wohl am nächsten verwandt. Doch da er 
selbst Hume als Vorbild seiner Preislehre bezeichnet, so erübrigt noch 
zu untersuchen, in welchen Punkten sich die Lehre von S. von derjenigen 
Humes unterscheidet. 


1) Vgl. über Locke: Zuckerkandl, „Zur Theorie des Preises‘, 1889, S. 126ff., 
ferner Hoffmann Fr.. „Kritische Dogmengeschichte der Geldwerttheorien‘, 1907, 
S. 124. i 


2) Vgl. Zuckerkandl, a. a. 0O., S. 134; Hoffmann, S. 62. 


3) Montesquieu, „De l'esprit des 1.” 1. XII. chap., 7 und 8. Si l'on compare la 
masse de l'or et de l'argent qui est dans le monde avec la somme des marchandises, 
qui y sont, il est certain que chaque denrée ou marchandise en particulier pourra 
être comparée à une certaine portion de la masse entiere de l’or et de l'argent. Comme 
le total de lune est au total de l'autre, la partie de l'une sera à la partie de l'autre 
— l'établissement du prix des choses dépend toujours fondalement de la raison du 
tatal des choses au total des signes. 
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Auch bei Hume ist die Quantität des Geldes und der Ware aus- 
schlaggebend für die Preisbildung.!) Doch erfährt die Quantitätstheorie 
durch Hume eine wesentliche Vertiefung, von der sich die schematische 
Darstellung der S.schen Lehre scharf abhebt. Wird doch mit Hume 
die Quantitätstheorie ihrer klassischen Vollendung zugefiihrt.*) Bei der 
Gegenüberstellung von Geld und Ware unterscheidet jedoch Hume 
scharf zwischen der in einem Staate vorhandenen Geldmenge und der 
wirklich zirkulierenden Quantität einerseits und anderseits zwischen 
den wirklich in den Handel gelangenden Waren und dem zurückbehaltenen 
Warenvorrat.3) Hier wird dem Umstande Rechnung getragen, daß die 
bloße Quantität allein nur für eine isolierte Wirtschaft von Bedeutung 
sein könne, während das Eingestelltsein in den Weltwirtschaftsprozeß 
die Berücksichtigung der zirkulierenden Quantität erforderlich mache. 
So wird auch jeder die zirkulierende Menge steigernde Faktor, wie Papier- 
geld und die Ausgestaltung des Kreditwesens verworfen,*) da jegliches 
Umlaufsmittel als zirkwierende Geldquantität ebenso wie eine Edelmetall- 
vermehrung sich in einer Preissteigerung der Waren ausdrücken müßte. 
Ein Gedankengang, den S. rezipiert, indem auch er den Einfluß von Kredit- 
geld würdigt.°) Hingegen fällt bei S. jede Berücksichtigung der inter- 
nationalen Handelsbeziehungen in der Geldtheorie weg. Eine Unter- 
scheidung, die Hume zu einer Spaltung der Geldtheorie veranlaßt hatte, 
indem er einmal abstrakt das Verhältnis zwischen Geld und Ware fest- 
zustellen sucht in bezug auf einen isolierten Staat und dann in bezug 
auf das konkrete Verflochtensein der Einzelwirtschaften zu einer Welt- 
wirtschaft. Das ist ein Umstand, den auch schon Locke berücksichtigt 


1) Hume, „Essays Moral, Political and Literary“ 1898, „Of money“, S. 312. 

2) Vgl. über Hume: Zuckerkandl,a.a.0.,S. 142;Hoffmann, a. a. O.. S. 21ff. 
Marx K., „Zur Kritik der politischen Ökonomie“, 1907, S. 165ff. 

3) Hume, „Essays Moral, Political and Literary’. „Of money“, S. 316: ,,‘Tis 
also evident that the prices do not so much depend on the absolute quantity of 
commodities and that of money, which are in a nation, as on that of the commodities 
which come or may come to market, and of the money which circulates.‘‘ Vgl. Hoff- 
mann, a. a. 0., S. 42. 

4) Hume, a. a. O. „Of money“, S. 311: „This had made we entertain a great 
doubt concerning the benefit of banks and paper credit... there appears no reason 
for increasing that inconvenience by a counterfeit money which foreigners will not 
accept in any payment, and which any great disorder will reduce to nothing. 

5) Vgl. Text oben. 
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hatte, indem eine Weltgeldsumme, die dem Welthandel zur Disposition 
steht, scharf geschieden wird von der Nationalgeldsumme, die für die 
Tauschakte innerhalb der Staatsgrenze bestimmt ist.!) S. jedoch spricht 
lediglich von „der kreislaufenden Summe des Geldes in einem Staate“.*) 
Hier erscheint die Geldwertbestimmung bloß von nationalen Tatsachen 
abhängig gemacht, die Staatsgrenze als eine Scheidewand gedacht, die 
auf die Wertbewegungen des Geldes einen maßgebenden Einfluß aus- 
üben könne. 

Und noch in einem anderen Punkte zeigt sich der große Abstand der 
Preistheorie von S. von derjenigen Humes. Es fehlt bei S. jener 
Humesche Hinweis darauf, daß dieser Ausgleich zwischen Veränderungen 
in den Geldmengen und Veränderungen in den Warenpreisen sich allmäh- 
lich. vollziehe. Diese Humesche Formulierung, die das abstrakte Schema 
der Quantitätstheorie den konkreten Preisgestaltungen zu nähern ver- 
suchte, findet bei S. keinen Widerhall. Im Gegensatze zu S. läßt Hume 
die Annahme einer mathematischen Formel, mit deren Hilfe man generell 
mit zahlenmäßiger Genauigkeit Preisveränderungen für Waren ver- 
schiedenster Kategorie feststellen könne, nicht gelten. Auch er bringt die 
Höhe des Warenpreises in Abhängigkeit von der Zunahme der Edel- 
metalle und ihrer Surrogate, doch macht sich nach seiner Ansicht diese 
Zunahme ganz allmählich fühlbar, die Preisveränderung schreitet stufen- 
förmig von Ware zu Ware fort, und erst nach Ablauf einer gewissen Zeit 
wird diese Preissteigerung das gesamte Warenquantum des Staates 
ergriffen haben.3) Und gerade dieses Stadium der permanenten Revolution 
inden Geldverhältnissen ist es, dem Hume seine Aufmerksamkeit zuwendet 
und deren befruchtende Wirkung auf Handel und Gewerbe er preist. 
Nicht so sehr der Hochstand der Preise, nur der Stillstand in der 
Preisbewegung ist der Ruin der Volkswirtschaft. Jede Preisveränderung 
wird als eine Bewegungserscheinung ins Auge gefaßt, sie ist ihm ein Prozeß 
und kein statischer Zustand und deshalb auch dureh das Schema einer 
Proportion nicht erfaßbar. 

1) Vgl. Hoffmann, a. a. O., S. 25. 

2) Sonnenfels, Bd. II, S. 463. 

2) Vgl. Hume, „Essays Moral, Political and Literary“, „Of money", S. 313. 
Selbst Marx, a. a. O., S. 167, der in Hume den typischen Vertreter der Quantitäts- 
theorie mechanistischer Struktur sieht, gibt in der Humeschen Theorie diese All- 
mählichkeit der Beeinflussung von Geldvermehrung und Preissteigerung not- 
gedrungen zu. 
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Im Anschluß an Hume sagt S.: „Es ist nicht möglich, das Geld 
wie jede andere Flüssigkeit über den wagrechten Stand zu häufen.‘“!) 
Es ist lediglich die hydrostatische Analogie, die S. von Hume übernimmt, 
doch ist er nicht imstande, die entscheidenden Konsequenzen aus diesen 
mechanistischen Vorstellungen zu ziehen. Diese Vorstellung bildet den 
Kern der Nivellierungstheorie, jener charakteristischen Wendung der 
Humeschen Geldlehre, die deutlich zutage treten läßt, daß sie, kon- 
sequent ausgebaut, der liberalistischen Doktrin den kräftigsten Rückhalt 
zu bieten imstande war.*) In jedem geldimportierenden Staate wird als 
letztes Resultat forcierter Geldimporte eine verminderte Exportfähigkeit 
wahrgenommen, als die natürliche Fulge der durch die Vermehrung der 
Edelmetalle hervorgerufenen Preissteigerung, während es im geldexpor- 
tierenden Staate gerade durch den Vorgang des Geldentzuges zu einer 
Preisverminderung aller Waren, somit zu gesteigerter Exportfähigkeit, 
‘kommen müßte.?) Hier bricht sich die Annahme Bahn, daß die einzelnen 
Staaten wie in einem Turnus der Reihe nach Anteil bekommen an den 
günstigen Produktionsbedingungen, daß ein jeder Staat seine prädomi- 
nierende Stellung im Wirtschaftsleben den anderen Staaten gegenüber 
wohl eine Zeitlang behaupten könne, duch nur so lange, bis sich von der 
Geldseite her infolge der Abundanz der Umlaufsmittel Erscheinungen 
fühlbar machen, die diesen Staat zwingen, seinen Platz einem anderen 
aufblühenden, unter günstigen Produktionsbedingungen erz-ugenden Staate, 
zu räumen. Dies ist ein Prozeß, dessen streng automatischer Ablauf 
jeden staatl’chen Eingriff für überflüssig erscheinen läßt und bei Hume 
auch ganz folgerichtig zur Erschütterung der Handelsbilanztheorie führt.*) 


Diese letzte Konsequenz der Humeschen Geldtheorie ist von S. nicht 
gezogen worden. Die Quantitätstheorie, die in nuce den Liberalismus 
in sich schließt, vermochte S. weder zur Ablehnung jeglicher Staats- 
intervention, noch auch zur Ablehnung der Handelsbilanztheorie zu 
veranlassen. Im Rahmen des S.schen Systems erfüllte sie lediglich die 
Funktion, die frühkameral'stische Formulierung der Handelsbilanz- 
theorie, die unbeschränkte Edelmetalleinfuhr forderte, abzuändern. Vom 


1) Sonnenfels, Bd. II. S. 520. 

2) Hoffmann, a. a. O., S. 38. 

3) Hume. „Essays Moral. Political and Literary“, „Oa the balance of trade“. 
*) Hume, a. a. O.. „On the balance of trade‘. S. 331. 
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Standpunkte seiner Preislehre, wie auch vom Standpunkte seiner Popu- 
lationistik gelangte S. zur Formulierung der ,,Beschaftigungsbilanz“. 


Wie S. in seiner Handelsbilanztheorie Berührungspunkte mit dem 
französischen Neomerkantilismus aufweist,!) so fuBt er auch in seiner 
Geldtheorie, besonders aber in der spezifischen Kombination beider, auf 
jener Schule. Hier findet sich das gleiche Zusammentreffen der popula- 
tionistischen Motivierung der Handelsbilanztheorie mit einer Geldtheorie, 
die eine antimetallistische Tendenz enthält und sich hier bis zum Infla- 
tionismus steigert. Der Zusammenhang des Neomerkantilismus mit 
dem primitiven Merkantilismus liegt im Beharren auf der Staatsinter- 
vention, das Neuartige jedoch liegt in der Abkehr vom „bouillonisme“ 
und der Erkenntnis der lediglich repräsentativen Funktion des Geldes.?) 
Der Nationalreichtum besteht dieser Ansicht zufolge nicht in einer Summe 
Geldes, sondern in einer Gütersumme, eine Auffassung, die mit der popu- 
lationistischen Tendenz dieser Autoren in engem Zusammenhange steht. 
Denn wird der Reichtum nicht mehr in der Menge der metallischen Zirku- 
lationsmittel, sondern in Produktionsmitteln und Produkten gesehen, 
so mußte folgerichtig auch auf ein Plus an Güter schaffender Arbeit, 
somit auf die Bevölkerungsvermehrung, ein größeres Gewicht gelegt werden. 
Law hat dieses Prinzip scharf betont.3) Es findet seine Fortbildung bei 
Dutot, besonders aber bei Melon, der energisch hervorhebt, daß der 
Nationalreichtum nicht in Geld, sondern in einer „grande quantité de 
denrées de premiere necessité“ bestehe.*) Diese erzeugte und in Erzeugung 
begriffene Gütermenge, der eigentliche Nationalreichtum, bedurfte dann 
bloß der Repräsentanz zu seiner Mobilisierung, seine Einstellung in den 
wirtschaftlichen Kreislauf hing somit lediglich von einer ausreichenden 
Menge von Repräsentationsmitteln ab. Auch dieses geldthcoretische 
Argument tritt in der französischen Literatur wohl am schärfsten bei 
Law zutage. Hier erhält die Absage vom merkantilistischen Reichtums- 
begriff die konkreteste Gestalt: der Gedanke der Vertretbarkeit aller 


1) Vgl. Text oben. 
2) Vgl. Dionnet, a. a. O., S. 46. 


3) „Ce qui constitue la richesse des nations c'est une population nombreuse et 
des magasins de marchandises étrangères et nationales“. Law, ,,Considérations sur 
le numéraire, chap. V, Econom. financ. du XVIII siècle, Ed. Daire, 1843. 


$) Vgl. Melon „Essai politique sur le commerce, chap. V. Ed. Daire, S. 710. 
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Werte wird hier im Inflationismus in Praxis umgesetzt.!) Gilt Geld als 
das Repräsentationszeichen der Waren, so kann Geld seinerseits auch 
wieder in einem Zeichen vertreten werden. Seine Anwesenheit in Mctall 
ist daher nicht unbedingt erforderlich, das Zahlungsversprechen in Form 
des Kreditpapieres, der Banknote, kommt dem Zwecke der Realisierung 
der Tauschgeschäfte in gleicher Weise nach. Wie im Besitze des Bargeldes 
der Besitz der Güter antizipiert wird, die es zu kaufen imstande ist, so 
wird auch im Besitze der Zahlungsanweisung die in Bargeld erfolgende 
zukünftige Gegenleistung antizipiert, denn das Kreditpapier verhält sich 
zum Gelde wie jenes zur Ware. Doch Voraussetzung der Umlaufsfähigkeit 
dieser Zahlungsversprechen ist die Sicherheit des Einganges jener eskomp- 
tierten Güter. Die Garantieleistung aber für die Einlösung der Zahlungs- 
versprechen kann nur von einer starken Staatsgewalt übernommen werden. 
Und nicht nur die Deekung der zirkulierenden Geldanweisungen, auch 
die Regulierung der jeweilig in Zirkulation befindlichen Menge der Umlaufs- 
mittel wird in die Hand des Staates gegeben. Dies ist ja das Haupt- 
argument Laws für sein Kreditpapier, daß der Staat als Emittent des 
Geldsurrogats die vermehrte oder verminderte Nachfrage nach Zahlungs- 
mitteln mit einem vermehrten oder verminderten Angebote beantworten 
könne. 2) 

Und Ansätze zu dieser von J. Law vertretenen „staatlichen Theorie 
des Geldes“, derzufolge ein autoritäres Moment die Kreditwürdigkeit des 
Umlaufsmittels verbürge, finden sich auch bei S., wenn er sagt, „auch will- 
kürliche Zeichen machen die Verrichtung des Geldes“, wofern nur ,,die Auf- 
rechterhaltung des gemeinschaftlichen Zutrauens“ thr als Basis diene.®) Bei 
S. Bankprojekt,‘) das seit Schröder zum Inventarstück aller Kamera- 
listen gehört, ist die Verwandtschaft mit Law am meisten in die Augen 
springend. Auch hier so wie bei Law wird der Grund krisenhafter Störungen 
des Wirtschaftslebens in einer Beengung auf dem Kreditmarkt, in allzu 
hohem Leihpreis für Kapitalien geschen, die, weil durch Geldknappheit 


ce a ee 


t) Vgl. über Law: Spann Othmar „Haupttheorien der Volkswirtschaftslehre‘* 
AT. Aufl. 1922, S. 37ff. Vgl. Dionnet, a. a. O., S. 86f. 

*) Vgl. Law, „Sur le nouveau système des finances‘, Lettre III. Collection Daire, 
S. 675, besonders die Darlegung des Bankprojekts. 

3) Vel. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 26. 

4) Vel. Sonnenfels, die Abhandlung „Was ist Wucher und welches sind die 
besten Mittel, demselben ohne Strafgesetze Einhalt zu tun?“ Wien 1739, S. 34 ff. 
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verursacht, dureh eine Vermehrung der Uinlaufsmittelmenge in jeder Form, 
also auch durch Erweiterung des Kredits, wieder ausgeglichen werden 
sollte. Denn jede Ausdehnung des Kredits wirkt nach Law wie eine 
Vergrößerung der zirkulierenden Geldmenge, die Law mit Hintansetzung 
jeglicher quantitätstheoretischer Bedenken als letztes Ziel jeder Geld- 
politik hinstellt.!) Der Kredit erfüllt nach der Ansicht Laws in gleicher 
Weise wie das Geld zirkulatorische Funktionen als „signe de transmission“. 
Auch bei S. zeigt sich die für Law so typische Identifizierung von Geld 
und Kapital, die nirgends deutlicher zutäge tritt als in der Verquiekung 
der kreditpolitischen Funktion dieser Bank mit der währungspolitischen :?) 
in einem Zuge sollte sie eine Erleichterung in der Geldzirkulation herbei- 
führen und zugleich auch der geldbedürftigen, kreditbedürftigen Land- 
wirtschaft und Industrie billiges Betriebskapital zur Verfügung stellen. 
Im Gegensatz zu Law, der eine ausschließlich hypothekarische Fundierung 
der Zirkulationsmittel ins Auge faßt,?) dehnt S. die Kreditbefugnis dieser 
Bank auch auf das industrielle Gebiet aus. Wenn er auch mit Rücksicht 
auf den großen Kreditbedarf des Grundbesitzes die Gewährung von 
Hypothekarkredit als wichtigsten Geschäftszweig der Bank bezeichnet. 
Die Belehnungsgrenze für zu gewährende Hypothekarkredite wird mit 
zwei Drittel des Schätzwertes fixiert. Ausdrücklich betont S., daß es sich 
bei der Gewährung von industriellem Kredit im Interesse erhöhter Sicher- 
heit nicht um die Eskomptierung, sondern ledigl'ch um die Lombardierung 
von Geschäftswechseln handeln dürfe. Der Zinsfuß der sämtl!chen Aktiv- 
geschäfte der Bank wird mit vier Prozent festgesetzt unter Hinzurechnung 
einer kleinen Provision für die industrielle Kreditgewährung zur Deckung 
der der Bank durch das Inkasso der bei ihr in Pension befindlichen Wechsel 
erwachsenden Spesen.®) 


1) Vgl. Law, „Mémoires sur les Banques. Premier Memoire”, 5. 521, Ed. Daire. 
Econom. finance. du XVIII siècle. Law unterscheidet, Richesse: réelles“ und ,, Richesses 
représentatives“. Vgl. zu dieser Unterscheidung: Troisième lettre in „lettres sur le 
nouveau system des finances“, S. 631., Econom. finare. du XVIII siècle. Vgl. zu 
Laws Bankprojekt auch noch „Consid‘rations sur les Numtraires et le Commerce”, 
S. 464 ff.. Ed. Daire. 

2) In dieser Gleichsetzung von Geld und Kapital liegt die Ähnlichkeit des Sonnen- 
felsschen Projekts mit jenem von Law, nicht in der Annahme, daß sich bloß der 
Bodenwert zur Deckung der Banknoten eignet wie Spitzer. a.a.O., S. 89, behauptet. 

+) Vgl. Law, ,,Considtration sur les Numéraires et le commerce’, S. 495 ff. 

+) Vgl. Sonnenfels, die Abhandlung „Was ist Wucher“, S. 45. 
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Neben dem großen kreditpolitischen Vorteil soll die Bank in erster 
Linie einen währungspolitischen Vorteil bieten, indem sie der Knappheit 
an Umlaufsmitteln zu steuern sucht. An Stelle der Kapitalsaufbringung in 
Form von im Inland oder Ausland zu placierender Aktien proponiert 
S. einen aus Staatsnoten bestehenden Fond. Im Interesse der Allgemein- 
heit erweist sich die Kapitalsaufbringung in Form des Staatskredits 
als wirtschaftlich vorteilhafter, weil die Verzinsung des in Staatsnoten 
bestehenden Grundkapitals in Wegfall kumint.t) Die Staatsnoten bilden 
einen effektiven „Zuwachs des Numeraren“ und kommen also einer Ver- 
größerung der Umlaufsmittelmenge gleich. Als Garantiefond fungiert 
der Staatskredit. 

Die finanzielle Situation des Staates aber erleidet durch die Emission 
von Zirkulationsmitteln in keiner Richtung eine Verschlechterung. Sein 
Schuldenstand erfährt keine Vergrößerung, denn er wird juristisch durch 
die Kreierung eines fiktiven Schuldners, die als Mittel-person zwischen 
Publikum und Staat tretende Bank, zum Gläubiger. Hiedurch erfährt die 
Position des Staates infolge der Überwälzung eines Teiles seiner Schuld 
an die Bank eine wesentliche Verbesserung. Denn selbst wenn der Staat 
im Falle der Präsentation der Staatsnoten von seiten des Publikums zur 
Einlösung gezwungen würde, so kann er seinen Verpflichtungen nach- 
kommen. Denn diesem seinen Impegno steht ja die Forderung an die 
Bank gegenüber, so daß Aktiva und Passiva sich die Wage halten. Hiebei 
ist festzuhalten, daß die Forderung des Staates an die Bank vollständig 
gedeckt ist, denn die Emission der Noten sollte nur nach Maßgabe des in 
Anspruch genommenen Kredits und auf Grund der eingebrachten Pfänder 
erfolgen. | 

Zum Schlusse wirft S. noch eine theoretische Frage auf: Wird 
die Vermehrung der Umlaufsmittel in der Höhe des Grundkapitals 
der Bank nicht einen zu starken Zuwachs an Umlaufsmitteln darstellen, 
eine Art zusätzlicher Kaufkraft der Volkswirtschaft? Und zweitens: über- 
steigt diese papierene Umlaufsmittelmenge nicht das allgemein als zulässig 


t) Die Placierung einer Anleihe im Ausland hat den Nachteil, dab „sogleich 
der Ausfluß des Numerären durch die jährlichen Zinsen seinen Anfang nähme und 
beständig fortdauerte, bis zuletzt auch der Hauptstamm nachgefordert wird, viel- 
leicht gerade in einem für die übrigen Staatsumstände höchst ungünstigen Augen- 
blicke“. Sonnenfels. „Was ist Wucher und welches sind die besten Mittel, demselben 
ohne Strafgesetz Einhalt zu tun“, Wien 1789, S. 38, 


Die Wirtschaftslehre von Josef v. Sonnenfels. 253 


angesehene Verhältnis zwischen metallischen und papierenen Umlaufs- 
mitteln? S. zerstreut die diesbezügl chen Bedenken mit der Bemerkung, 
daß ein bestimmtes Verhältnis zwischen Papier und Metall einerseits 
und zwischen Papier und der ganzen Umlaufsmittelmenge anderseits 
sich nicht aufstellen la:se, da dieses Verhältnis ausschließlich von den 
individuellen Bedürfnissen des Staates abhängig sei. Und zur Frage der 
Überlastung des Verkehrs mit Umlaufsmitteln meint er, daß cine Preis- 
_ erhöhung als Resultat der Vermehrung von Umlaufsmitteln keineswegs 
zu befürchten wäre, da es sich bloß um cinen Ersatz der dem Verkehr 
mangelnden Umlaufsmittel handle und nicht um einen Zusatz von 
Kaufkraft. 


II. Sonnenfels’ Stellung zur Physiokratie. 


a) Gegensatz der Begriffe der Produktivität bei den 
Merkantilisten und Physiokraten. 


Wir sehen, daB S. die ausgesprochene Neigung zeigt, jene Theorien 
oder deren Bestandteile zu akzeptieren, die seinem extrem staatlichen 
Standpunkt einen Rückhalt zu geben imstande sind. Er ist innerhalb 
des Kameralismus der konsequenteste geldtheoretische Vertreter der 
merkantilistischen Politik. 


In diesem Zusammenhange, der die theoretische Grundlegung seines 
Merkantilismus zum Gegenstande hat, soll auch noch seine Stellung zur 
Physiokratie hervorgehoben werden, welche die Gegensätze beider R'ch- 
tungen scharf hervortreten läßt. 


Vor allem aber soll seine Polemik gegen die Physiokratie deshalb zur 
Erörterung kommen, weil die physiokratischen Spezialprobleme eng 
verknüpft sind mit der naturrechtlichen Basis des Systems und seiner 
Annahme eines spontanen Ablaufes des wirtschaftlichen Geschehens, so daß 
S.’ Stellungnahme zu diesem System Antwort geben soll auf die Frage, 
ob und inwieweit sich innerhalb des deutschen Merkantilismus ein Zer- 
setzungsprozeß dieser staatlichen Doktrin im Sinne des physiokratischen 
Naturrechtes geltend macht, da sie ja den liberalistischen Konsequenzen 
der von ihr akzeptierten Geldtheorie französischer und englischer Pro- 
venienz aus dem Wege zu gehen imstande war. Zweifellos steht S. unter 


Diy : Louise Sommor. 


physiokratischem Einfluß.!) Physiokratische Einflüsse machen sich vor 
allem stark geltend in der Problenistellung seiner Produktionspolitik, 
wenn er auch den diesbezüglichen Problemlösungen der Physiokraten 
polemisch begegnet. Jedenfalls ist die zentrale Stellung, die er den Erörte- 
rungen über die verschiedene Produktivität der einzelnen Beschäftigungs- 
klassen in seinem System anweist, auf physiokratische Anregung zurück- 
zuführen. Seit Quesnay, war dieses Problem von brennender Aktualität. 
Und wenn auch S. zu wesentlich anderen Konsequenzen gelangt und vor 
allem in der Grundauffassung, im naturrechtl'chen Unterbau des ökono- 
mischen Prozesses, den Physiokraten zu folgen nicht imstande ist, so 
gewinnt für seine volkswirtschaftspolitischen Vorschläge die Differenzierung 
der Bevölkerungsklassen nach ihrer größeren oder geringeren Produk- 
tivität insofern an Bedeutung, als ihm darin ein Fingerzeig gegeben scheint, 
bei welchem Beschäftigungszweig der Hebel der staatlichen Bevormundung 
energischer einzusetzen habe — eine Folgcrung, die allerdings keineswegs 
im physiokratischen Sinne gelegen ist. Seine merkantilistische Produktions- 
politik findet in der spezifischen Ausprägung des Begriffes der Produktivität 
ihre theoretische Rchtfertigung, versucht man es, diesen Begriff, der 
sich nirgends zu einer Theorie verdichtet, zu rekonstruieren. Für die 
Förderung dieses oder jenes Beschäftigungszweiges ist die Erkenntnis 
ausschlaggebend, welcher Tätigkeit Resultat denn als „Produkt“ zu 
werten sel, welche im eigentlichen Sinne reichtumschaffend wirkt. Als 
produktiv im merkantilistischen Sinne wurde eine Arbeit bezeichnet, 
welche Güter schafft, Bestandteile des dureh die Gütermasse repräsen- 


') Vgl. dagegen Spitzer, a. a. 0.. S. 64 f., der die Gegnerschaft von Sonnen- 
fels den Physiokraten gegenüber betont und auf seine Abhängigkeit vom franzö- 
sischen Reformmerkantilismus, speziell von Forbonnais, der durch seine anti- 
physiokratische Tendenz charakterisiert ist, hinweist. Sicher besteht ein Gegen- 
satz. Doch ist festzuhalten, daß man selbst bei einer Gegnerschaft von einem Ein- 
flusse sprechen kann, insofern als der Autor zu e’ner gewissen Stellungnahme und 
Formulierung gezwungen wird, um die gegnerische Meinung zurückzuweisen. Übrigens 
stand die Opposition gegen den Physiokratismus in Deutschland bei den späteren 
Merkantilisten auf der Tagesordnung. Hiebei ist jedoch nicht ausschließlich For- 
bonnais als Vorbild anzunehmen. So erinnert die Polemik Dohms, des einfluB- 
reichsten Gegners der Physiokraten in Deutschland, in der Formulierung seiner Thesen 
viel eher anLinguet. (Vgl. über ihn A. Philipp, „Linguet, ein Nationalökonom des 
XVII. Jahrhunderts“, Züricher volkswirtschaftliche Abhandlungen, 1. Heft.) 
Auch hier der Versuch, den Gehalt des physiokratischen Lehrgebäudes in wenigen 
Sätzen zusammenzufassen und zu widerlegen. 
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tierten Nationalreichtums, so daß die Lehre von der Produktivität ihr 
logisches Prius findet im Begriffe von Reichtum und Gut. Es ist lediglich 
eine Steigerung des Bruttoertrages der Volkswirtschaft, den die merkan- 
tilistische Produktionspolitik im Auge hat, während sie den Kosten- 
aufwand, der zur Erzielung dieses wirtschaftlichen Erfolges führte, geflissent- 
lich vernachlässigt. 

Für die physiokratische Lehre hingegen, der in der Gesehichte des 
Produktivitätsbegriffes das Verdienst zugemessen wird, zuerst zur scharfen 
Formulierung einer Theorie gelangt zu sein, ist der Nationalreichtum 
nur bei jener Gütergruppe zu suchen, bei deren Erzeugung ein Mehrwert 
über die aufgewendeten Kosten hinaus erzielt wurde. _ 


Dieser Gegensatz in der Formulierung des Reichtumsbegriffes hat 
seine Begründung in der wesentlich verschiedenen teleologischen Struktur 
beider Begriffe. Für die physiokratische Theorie vom ,,produit net‘ 
ist der Gesichtspunkt der ausreichenden Bedarfsdcckung ausschlag- 
gebend. Es ist der privatwirtschaftliche Beurteilungsmaßstab einer gesunden 
Wirtschaftsführung, der hier an volkswirtschaftliche Erscheinungen 
gelegt wird, die Größe des Überschusses über das während der Produktions- 
periode konsumierte Quantum wird identifiziert mit dem Nationalreich- 
tum. Endzweck des merkantilistischen Reichtumsbegr ffs hingegen ist 
es, nicht so sehr über das Maß, die Möglichkeit der Bedürfnisbefriedigung 
Aufschluß zu geben, es soll vielmehr durch diesen Reichtumsbegriff die 
Möglichkeit geschaffen werden, den Reichtum eines Landes mit dem eines 
anderen in Parallele zu setzen, eine Vergleichsbasis für das Verhältnis 
zweier Volksvermögen zu schaffen.1) Durchaus konsequent wurde von der 
Physiokratie eine reichtumsteigernde und daher produktive Kraft nur 
bei jener Bevölkerungsklasse angenommen, deren Tätigkeit einen Rein- 
ertrag über das investierte Kapital und über die aufgewandte Arbeit 
hinaus aufzuweisen habe. Produktion und Konsumtion streben einem 
Gleichgewichtszustande zu, in dem jedem Einwerfen von wirtschaftlicher 


t) Vgl. hiezu Stammler R., „Wirtschaft und Recht“ II. Aufl. S. 194, der diesen 
„Sozialen“ Reichtumsbegriff des Merkantilismusdem ‚„natürlichen‘‘ der physiokratischen 
und Smithschen Doktrin scharf gegenüberstellt. Alle Güter, die das Land hervorbringt, 
sind Bestandteile des Reichtums im physiokratischen Sinne. Während die Merkan- 
tilisten in ihrem Streben nach Geld von der Voraussetzung geleitet werden, daB man 
unter der bestehenden sozialen Regelung sich durch den Besitz von Geld 
auch in den Besitz aller anderen Giiter setzen kann. 
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Tätigkeit in den Produktionsprozeß eine ebenso großer Abzug an der 
Konsumtivgütermasse gegenübersteht, so daß der Wert, der durch Arbeits- 
-und Kapitalsaufwand dem Produkt zugesetzt wird, paralysiert erscheint 
durch die während des Produktionsprozesses entfaltete konsumtive Tätig- 
keit. Ein Reinertrag ist daher lediglich zurückzuführen auf die spontane 
Mitarbeit der Naturkraft, sie allein fördert einen Mehrwert zutage. Hier 
berührt sich die physiokratische Produktivitätstheorie mit der physio- 
kratischen Wertlehre, die als eine Mehrwertlehre auch den Einteilungs- 
grund gibt für die physiokratische Gesellschaftshierarchie, für die Identi- 
fizierung von produktiver und Mehrwert erzeugender Klasse. Die Struktur 
der physiokratischen Gesellschaft ist bestimmt durch die Produktivität 
der Beschäftigungszweige in physischem Sinne.!) So steht an der Spitze 
aller anderen Bevölkerungsklassen diejenige Schichte, die zuerst durch 
ihrer Hände Arbeit dem Boden seine Früchte abgerungen und die auf 
Grund dieser Arbeit sich ein Eigentumsrecht an Grund und Boden erworben 
habe. Grundeigentümer ist kraft Naturrecht der erste Bebauer des Bodens. 
Die „classe des proprietaires“‘ behalten ihre sozialbevorzugte Stellung 
in der Gesellschaftsordnung in politischer und wirtschaftlicher Beziehung 
auch noch, nachdem sie ihre Güter verpachtet und die unmittelbare 
Bearbeitung des Bodens durch die Pächter, die nunmehr leitenden Organe 
der landwirtschaftlichen Unternehmung, auf die „salaries‘‘, übertragen 
haben; sie sind Träger öffentlich-rechtlicher Funktionen und halten die 
Urproduktion durch Kapitalsinvestitionen in Gang, so daß sie es sind, 
die die natürliche Fruchtbarkeit des Bodens steigern helfen. Eine Tat- 
sache, die sich in der physiokratischen Theorie der Einkommensverteilung 
deutl’ch spiegelt, indem in der Pachtrente, die der Grundbesitzer bezieht, 
sowohl Zinsen und Amortisation der aufgewendeten „dépenses fonciéres 
als auch der „surcroît“, die freiwillige Gabe der Natur, enthalten ist, denn 
die Grundbesitzer sind es, die aus der Natur gleichsam diese Gabe heraus- 
locken, daher auch die Vergütung dafür den Grundbesitzern zuzufallen 
habe. Grundbesitzern und Pächtern kommt beiden die Bezeichnung 


1) Vgl. zum folgenden Oncken. „Geschichte der Nationalökonomie“, I. Teil, 
S. 360f. Ferner Bauer Stephan, „Zur Entstehung der Physiokratie usw.‘“. im 
Jahrbuch für Nationalökonomie von Hildebrand, N. F., Bd. XXI, S. 125. 

Giintzberg B., „Die Gesellschafts- und Staatslehre der Physiokraten‘‘, in ,, Staats- 
und völkerrechtlichen Abhandlungen“, herausgegeben von Jellinek Georg, Bd. VI, 
Heft 3, 1907, S. 54f. 
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produktiv zu, im Gegensatz zur dritten Klasse, den im Handel und Gewerbe 
Tätigen, die lediglich für die Umformung und Ortsveränderung der Güter 
zu sorgen haben und als steril bezeichnet werden, weil bei ihrer Tätigkeit 
kein Mehrwert zutage gefördert wird. 

Dies ist der Angriffspunkt der S.schen Polemik gegen den Physio- 
kratismus. Von seinem merkantilistischen Standpunkt aus wendet er 
sich gegen die physiokratische Soziallehre, innerhalb welcher für die höhere 
oder niedrigere gesellschaftl che Einschätzung entscheidend ist das Maß 
des Zusammenhanges, der zwischen ihrer Beschäftigung und der Urproduk- 
tion besteht, bei welcher die ursprüngliche naturrechtliche Okkupation 
von Grund und Boden noch nachwirkt. S. weist die physiokratische 
Bezeichnung der „Manufakturanten‘‘ als eine ,,unfruchtbare Klasse“, 
weil sie „im physischen Sinne des Wortes nichts hervorbrächten‘“, schroff 
zurück.!) Es kommt ihm auf die Produktivität in diesem Sinne überhaupt 
nicht an, sondern lediglich darauf, daß sie die „Beschäftigung vergrößern“. 
Bilden doch die Manufakturen die unmittelbare Veranlassung zur inten- 
siveren Bebauung des Bodens, denn kein Mensch würde sich darauf 
verlegen, den Boden über den Eigenbedarf hinaus zu bebauen, fänden 
nicht die Bodenprodukte als industrielles Rohmaterial und als Subsistenz- 
mittel für die industriellen Arbeiter ihre Verwendung.?) Diese industrielle 
marktmäßige Verwendungsmögl'chkeit ist es ja, die den Bodenfrüchten 
überhaupt erst einen Preis verleiht und ihren Anbau rentabel macht. 
Die Benennung, „wodurch die Ökonomisten den Wert der Kunstarbeit 
und der ganzen Klasse der Manufakturanten herabzusetzen zum Zwecke 
haben“, ist ein „Wortspiel ohne Sinn‘“.®) „Wenn der Uhrmacher von Genf 
aus Messing und Stahl im Werte von etwa 2 Gulden eine Uhr ver- 
fertigt, die er um 30 Gulden auswärts absetzt, und dann für diese 
30 Gulden 15 Metzen Korn kommen läßt, ist seine Kunstarbeit für Genf 
nicht ebenso fruchtbringend als eines Landmanns, der 15 Metzen von 
seinem Feldstücke gewonnen hätte ?‘*) Diese Widerlegung der Physio- 
kraten hat ihre tiefere Begründung in der wesentlich verschiedenen Auf- 
fassung der Produktivität. Aus obigem Beispiele geht klar hervor, daß S. in 
echt merkantilistischem Sinn unter Produktivität Beschäftigungs- 


1) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. IL, S. 151f. 
2) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 141. 
2) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 150. 
4) Sonnenfels., „Grundsätze“, Bd. II, S. 152. 
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vermehrung versteht. Jeder Beschäftigungszweig verdient die Benennung 
produktiv, der die größte Arbeitsmöglichkeit schafft. Er ist produktiv, 
wenn er „einen Zusatz an Beschäftigung, einen Zusatz an Bevölkerung 
mehr gibt‘.1) Einen zweifachen Endzweck der Manufakturen nimmt 
S. an: Vom privatwirtschaftlichen Standpunkt ist es der Unterhalt des 
„Manufakturanten“ als Leiters des Produktionsprozesses, vom volks- 
wirtschaftlichem Standpunkt ist es die Vermehrung der Bevölkerung 
durch vermehrte Beschäftigung.?) 

Im Gegensatz® zur Physiokratie ist nicht die Gewinnung, sondern die 
Umformung des Rohstoffes, der ganze Prozeß der Verarbeitung, dessen 
Ziel die Herstellung eines verkaufsreifen Gutes ist, eine produktive Tätig- 
keit. S. versucht auch durch Widerlegung der physiokratischen Wert- 
theorie zu einer Widerlegung der physiokratischen Produktivitätstheorie 
zu gelangen. So weist er darauf hin, daß die Werttheorie der Physio- 
kraten in dem Punkte fehlgehe, daß sie als eine Produktionskosten- 
theorie alle Bestandteile des Wertes zurückführe auf die Mitarbeit der 
Produktionsfaktoren Arbeit und Natur, während S. die Ansicht vertritt, 
daß ein subjektives Moment, eine ganz spezifische Geschmacksrichtung 
außerhalb des Erzeugungslandes eine Höherschätzung des Produkts 
zur Folge haben könnte, so daß im Vergleiche zum Inlandspreis ein Mehr- 
erlös erzielt werden könne, was auf die Vermehrung des Nationalreichtums 
von günstigem Einflusse sei. Auch hierin liegt die Ablehnung jener Auf- 
fassung, welche die Arbeit in Handel und Industrie als steril bezeichnet. 


Denn das Rohprodukt muß durch diese Tätigkeiten auf jeden Fall einen 


Wertzuwachs erfahren, sei es durch den Vercdlungsprozeß oder durch 
den Transport von Orten niedrigerer Schätzung für das Gut zu Orten 
höherer Schätzung.?) Die Manufaktur ist produktiv, weil sie „den Zu- 
sammenhang jener Arbeiten“ darstellt, „welche erfordert werden, um 
eine Ware vollkommen, das ist zum Kaufgute, zu machen“.t) Die Markt- 
fähigkeit der Ware ist es, auf welche der Merkantilismus sein Augen- 
merk lenkt, weil ihm der Nationalreichtum sich zusammensetzt aus einer 
Summe von Tauschwerttrigern. Dem Merkantilismus erscheint die 
Produktivität der Arbeit abgestuft nach der größeren oder geringeren 


1) Ebenda. g 
2) Ebenda. 
3) Sonnenfels. „Grundsätze“, Bd. II, S. 152. ~ 


*) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 150. 
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Marktnähe des Gutes, der ausschlaggebende Anteil am Produktions- 
proze8 kommt dem letzten Verarbeiter zu, der an die Verkaufsreife des 
Gutes die letzte Hand anlegt. Daher auch die Hoehschätzung der Manu- 
fakturen, weil sie dem Gute Marktfähiskeit, das ist Warencharakter 
verleihen. Vom Gutsbegriff ausgehend, gelangt der Merkantilisinus zur 
scharfen Betonung der wertsteigernden Arbeit. In diesem Sinne findet 
sich innerhalb des ganzen Kameralismus die Unterscheidung von produk- 
tiven und unproduktiven Berufen festgehalten.t) Ihr fortgesetzter Kampf 
gegen das Übermaß an Bettelvolk und Gesindel entspringt der Mißachtung 
einer unproduktiven Bevélkerungsklasse. So eifert auch S. gegen das 
Anwachsen einer Bevölkerungsschichte, die im Staatsganzen „einen 
Unwert™ darstelle,?) weil sie keinerlei wertsteigernde Tätigkeit entfalte. 

Es ist das jene Fassung des Produktivitätsbegriff“s, die in Verlaufe der 
späteren theoretischen Kontroversen zu einer noch schärferen Differen- 


zierung führte, indem man der Frage nähertrat, ob jede Art von Arbeit, | 


manuelle und nicht manuelle, ein Gut schaffe, jene Fassung des Produk- 
tivitätsbegriffes, an die sich die ganze Polemik der Folgezeit, von Smith 
angefangen bis auf Say, anschließt; suchte man doch auch das Ergebnis 
der immateriellen Arbeit als „Produkt“, als „Gut“ aufzufassen, 3) wofern 
nur überhaupt eine Arbeitsleistung vorliege, die zur Erzeugung eines 
Gutes in Beziehung gesetzt werden konnte. Jedenfalls steckt in der kame- 
ralistischen Ausbildung der Theorie des Nationalreichtums der Ansatz 
zur Güterlehre; der deutschen ökonomischen Literatur, dem Kamera- 
lismus, kommt das Verdienst zu, zum Gutsbegriff energisch Stellung 
genommen zu haben.‘) Hierin liegt der Gegensatz zum Physiokratismus, 
der den Begriff „bien“ in seiner Lehre stark vernachlässigt hat, und zwar 
auf Kosten der ,,richesses‘‘, dem Investitionsfonds, der als eine Abzugspost 
vom Rohertrag die Größe des Reinertrages bestimmt. 


1) Sehr scharf bei Justiim Anschlusse an Zincke. Am schärfsten wird dieser 
Unterschied zwischen produktiven und unproduktiven Klassen hervorgehoben von 
J. G. Leib, ,,Erst2 Probe wie ein Regent Land und Leuten verbessern ete.“, 


Leipzig und Frankfurt 1710, Bd. I, S. ft. 

2) Vgl. Sonnenfels, „Gesammelte Schriften“, Bd. X, Abhandlung von der 
Teuerung in großen Städten, S. 10. 

3) Vgl. Böhm, „Rechte und Verhältnisse vom Standpunkte der volkswirtschaft- 
lichen Güterlehre‘‘, Innsbruck 1881, S. 26. 

4) Vgl. Böhm, a. a. O., S. 26, wo auf Justi in diesem Sinne hingewiesen wird. 


Zeitschrift für Velkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 17 
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Das, worauf es dem Merkantilismus ankommt, ist die konsumfähige 
Ware und das Geld in seiner metallischen Erscheinungsform, die beiden 
Bestandteile des Austauschprozesses, der für die Merkantilisten die einzig 
relevante wirtschaftliche Funktion ist.!) Die ungehemmte Abwicklung der 
Umwandlung von Geld in Ware, bildet die einzige Voraussetzung einer 
ausreichenden Bedarfsdeckung. Das Zirkulationsphänomen ist der Angel- 
punkt ihrer Untersuchung,*) einer der Konsumtionsfähigkeit des Gutes 
vorausgchenden Phase haben sie ihre Aufmerksamkeit versagt, wahrend 
die Physiokraten im Nationalwohlstande nicht so sehr das Endprodukt 
als die Produktions mit tel ins Auge faßten: Kapital und Arbeit. Letzteres 
als sekundären Produktionsfaktor, denn primärer Faktor ist das in der 
agrarischen Produktion investierte Kapital, dessen Verwendung den Mehr- 
wert hervorlockt.>) | 

Dieser Gegensatz des Reichtumbegriffes ist letzten Endes zurück- 
zuführen auf die bevölkerungstheoretische Grundanschauung beider 
Systeme. $. und mit ihm der ganze deutsche Merkantilismus sehen den 
Nahrungsspielraum als etwas Gegebenes an, das nur der Ausfüllung harrt, 
daher wird als der höchste Staatszweck proklamiert, die Bevölkerungs- 
menge diesem vorhandenen Nahrungsspielraum anzupassen, deren Ver- 
sorgung gegeben ist von dem Moment an, als die Güterzirkulation unge- 
hemmt abrollt, als ein disponibler Güterfond der Konsumtion gegenüber- 
gestellt wird. Im Physiokratismus aber, der durchaus auch auf einem 
populationistischen Standpunkte steht‘) insofern, als auch er der Bevöl- 


1) Vgl. Böhm, ebenda. 

2) Vgl. Marx, „Zur Kritik der politischen Ökonomie‘, S. 163f. 

3) Vgl. Stephan Bauer, „Zur Entstehung der Physiokratie‘‘, wo auf den agrar- 
kapitalistischen Charakter des Physiokratismus hingewiesen wird. So zum Beispiel 
im Artikel „Grains“: „il ne faut jamais oublier, que cet état de prosperits, auquel 
nous pouvons prétendre serait bien moins le fruit des travaux du laboureur que le 
produit des richesses qu'il pourrait employer à la culture des terres“ (Oncken, 
Oeuvres de Quesnay, S. 243, zitiert bei Bauer, S. 146. 

4) „Ce sont les hommes qui constituent la puissance des Etats“, Artikel ,, Hommes‘ 
par Quesnays, zitiert bei Oncken, ,,Zur Biographie des Stifters der Physiokratie, 
Fr. Quesnay“ in „Zeitschrift für Literatur und Geschichte der Staatswissenschaft“, 
IV. Bd., S. 145. 

Vgl. auch dazu Stephan Bauer, a. a. O., und die daselbst angeführten Stellen 
des Artikel „Hommes“, i 

„L’acroissement de la population d‘pend entièrement de l’acroissement des 
richesses“ ... „Il faut done des richesses d'avance pour se procurer successivement 
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kerung im Staate einen positiven Wert zuspricht, wird das Kausalverhältnis 
umgekehrt. Hier verschiebt sich die Aufeinanderfolge dieser beiden 
Erscheinungsreihen. Die Vergrößerung des Nahrungsspielraumes hat die 
Priorität; dann erst, wenn derselbe entsprechend gewachsen ist, ist auch 
die Möglichkeit gegeben, daß die Bevölkerung im Staate sich vermehre.t) 
Jede produktive Tätigkeit mit Ausnahme der agrarischen ist populatio- 
nistisch irrelevant, weil sich hiebei Produktion und Konsumtion die Wage 
halten. Ausschlaggebend für die Bevölkerungsvermehrung ist der „‚surplus“, 
der durch die ‚„richcsses‘‘ aus dem Boden hervorgeholt wird. Die agrar- 
kapitalistische Tendenz des Physiokratismus entspringt dieser Iden- 
tifizierung von Nahrungsspielraum und Produit net. Auch ist die Problem- 
stellung eine wesentlich verschiedene. Es handelt sich in der Bevölkerungs- 
theorie der Physiokraten letzten Endes nicht so sehr um die Vermehrung 
der Bevölkerung als um die. ausreichende Versorgung der schon vorhan- 
denen?)?), eine Forderung, die in der naturrechtlichen Haltung des Systems 


d’autres richesses pour subsister, et parvenir à vivre dans une aisance qui fa- 
vorise le propagation“. Artikel „Hommes‘“, zitiert bei Oncken, „Zur Entstehung“, 
S. 143. 

Bauer, a. a. O., S. 146, hebt die populationistische Grundtendenz bei Cantillon 
und Mirabeau hervor, bei welchen im echt physiokratischen Sinne der Bodenwert 
durch die Bevölkerungsmenge bestimmt ist. So bei Mirabeau, „Ami des hommes“, 
1756, T. 1, p. 34. Zu ihnen nimmt Sonnenfels Stellung. 

1) Vgl. über die populationistischen Ansichten von Quesnay und der Physio- 
kraten: Landry, „Les idées de Quesnay sur la population‘, in „Revue d’Histoire 
des doctrines économiques et sociales‘‘, Paris 1909, Bd. II, S. 41ff. In ähnlicher Weise 
wird auch von Stewart unter dem Einflusse der französischen Physiokraten das 
agrarische Surplus betont, weil es das Wachstum der Bevölkerung bedingt. Vgl. hiezu 
Haney Lewis H. „History of economic thoughts", New-York 1911, S. 106. 

2) Vgl. Oncken, „Zur Biographie etc.“, a. a..0., S. 150, zitiert Quesnay, „Les 
hommes sont plus profitables à l'État par leurs richesses que par leur nombre“. Dort, 
wo eine „surabondance d’homme“ besteht, da ist der allgemeine Ruin des Staates 
eine unausbleibliche Folge. 

3) Dieser Gegensatz zwischen der physiokratischen und merkantilistischen 
Bevölkerungstheorie tritt klar hervor bei Dohm Chr. W., „Über das physiokratische 
System“, mit Einleitung von Sonnenfels, Neuaufl., Wien 1782, S.20, wo Dohm, völlig 
außerstande den Kern’ der physiokratischen Populationistik zu erfassen, den Versuch 
macht, die physiokratische Bevölkerungslehre merkantilistisch auszudeuten. Vgl. 
hierüber W. Rapaport, „Chr. W.Dohm, der Gegner der Physiokratie und seine 
Thesen‘, Berlin 1908, S. 32. Sonnenfels bricht scheinbar mit der kameralistischen 
Tradition, indem er dem wirtschaftlichen Kreislauf, der Verteilung der einzelnen 
Beschäftigungszweige, eingehende Berücksichtigung zuteil werden läßt. Vgl. vor 
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ihre Motivierung findet. Hier wird ein Recht auf Güterversorgung kon- 
struiert als ein Korrelat des Rechtes auf Freiheit und Eigentum. Allen 
Menschen sollte eın Existenzminimum garantiert werden, und diese Auf- 
fassung ist ein Grund, weshalb Erörterungen über die Einkommens- 
verteilung, das Problem des wirtschaftlichen Kreislaufes überhaupt, 
im Physiokratismus so stark in den Vordergrund tritt.?) 

Aus S? merkantilistischer Bevélkerungstheorie geht seine Stellung- 
nahme zum landwirtschaftlichen Betriebsproblem organisch 
hervor.?) Aus populationistischen Gründen polemisiert er gegen die physio- 
kratische Agrarpolitik, gegen die Meinung der Physiokraten, daß die 
„große Kultur’ für die Landwirtschaft vorteilhafter sei als die „kleine 
Kultur“,3) indem er die physiokratische Motivierung der Überlegenheit 
des Großbetriebes über den Kleinbetrieb: der Kleinbetrieb stehe infolge 
der Produktionsbeschränkung auf den Eigenbedarf der Grundbesitzer- 
familie dem Großbetrieb an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und 
Ergiebigkeit nach, schlechthin zurückweist. S? Hauptargument gegen 
den Großbetrieb ergibt sich aus seiner populationistischen Grundansicht, 


allem „Gesammelte Schriften“, Bd. X, die Abhandlung „Über die Teuerung in großen 
Städten“, ebenso auch die Abhandlung „Von dem Zusammenflusse‘‘, ebenda. Doch 
ist der Ausgangspunkt der physiokratischen Untersuchungen und der von Sonnen” 
fels wesentlich verschieden. Sonnenfels‘ Stellungnahme entspringt lediglich der 
damaligen Aktualität eines Problems der Verwaltungstechnik. Vgl. darüber Pribram, 
„Geschichte der österreichischen Gewerbepolitik“, Bd. I, S. 169ff. Sie ist ausschlieB- 
lich von export- und industriepolitischen Gesichtspunkten diktiert. 

1) Die Frage, ob Quesnays Betrachtungen im Naturrecht oder lediglich im 
Agrarliberalismus wurzeln, ist strittig. Vgl. hiezu H. Truchy, „Le Liberalisme 
économique dans les oeuvres de Quesnay“, „Revue d’&conomie politique‘, 1899, 
XII., S. 925ff., der Quesnays Freihandelstendenz agrarpolitisch motiviert, mit dem 
Interesse der Landwirte, ihre Produkte zum Welthandelspreis abzusetzen (besonders 
§.941). Vgl.gegenihn A. Dubois, „Quesnay anti-mercantiliste et libre-echangiste‘“ 
même revue 1904, XVII., S. 212ff. Ä 

2) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, V. Aufl, Bd. II, S. 119ff., ebenso auch 
„Grundsätze“, Bd. III, S. 220, V. Aufl. Vgl. über Sonnenfels‘ Stellung zum land- 
wirtschaftlichen Betriebsproblem: Spitzer, a.a.O., S. 69, und Cronbach, Else „Das 
landwirtschaftliche Betriebsproblem in der deutschen Nationalökonomie bis zur 
Mitte des XIX. Jahrhunderts‘, 8. 38f., in „Studien zur Sozial-, Wirtschafts- und 
Verwaltungsgeschichte“, herausgegeben von Grünberg, II. Heft, 1907, Wien. 

>) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, V. Aufl, Bd. II, S. 128: „Die französischen 
Ökonomisten überhaupt sind für große Kultur und nehmen es als entschieden ayn» 
daß es nicht möglich ist, kleine Stücke Grundsgut in Wert zu setzen.“ 
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derzufolge eine Anzahl kleiner Güter für mehr Menschen Beschäftigungs- 
möglichkeit zu schaffen imstande wäre als wenige große Güter.!) 
Weiter bringt S. auch zur Stützung seiner Behauptung ein agrikultur- 
technisches Argument: die Flächenausdehnung der großen Güter mache 
eine wirksame Kontrolle und eine rationelle Betriebsführung unmöglich, 
weil die den Bebauern zur Verfügung stehenden Betriebsmittel nicht 
ausreichend wären, um ein gleichzeitiges Eingreifen auf allen Seiten zu 
ermöglichen. Daraus schließt S., daß ein rationeller Wirtschaftsbetrieb 
lediglich bei der Ausmessung von Gütern in kleinen Dimensionen ermög- 
licht werden könne. Weniger Zugvieh sei hier vonnöten, die Düngung 
der Felder erfolgte gründlicher und häufiger. Bei geringerem Aufwande 
von Arbeit und Kapital wird die Ernte einen relativ größeren Reinertrag 


-geben.?) Auch ein wichtiges politisches Argument macht S. geltend. Es 


sei nicht wünschenswert, daß der feudale Großsrundbesitz durch An- 
wachsen seiner Lat:fundien eine Stärkung seiner Machtposition erfahre, 
deshalb erweisen sich auch Legsungsverbote als eine Notwendigkeit. Das 
Landvolk möge bei der Regierung Rückhalt suchen gegen die Übergriffe 
des Großgrundbesitzers, und das Institut der Kreisämter habe diesem 
Zwecke zu dienen.?) — Auch den Akt der Umwandlung der Herren- 
güter in kleinbäuerliche Güter, erörtert S. mit wenigen Worten. 
Die Kolonen sollten die kleinen Güter durch sofortige Hinlegung des 
Kaufpreises oder durch Teilzahlungen erstehen. S. steht mit seiner For- 
derung der Zerschlagung der Herrengüter auf dem Boden der klassisch- 
populationistischen Abhandlung Justis, „Die Verwandlung der Domänen 
in Bauerngüter“. Doch betont er, daß cine zu weitgehende Zerstückelung 
der großen Güter von ihm keineswegs beabsichtigt werde. Grund und 
Boden müssen auf alle Fälle einen den Eigenbedarf der Grundbesitzer- 
familie übersteigenden Ertrag liefern. Die Vorstellung, daß Landwirte 
sich auf Deckung des eigenen Bedarfes beschränken, ohne den Markt zu 
beschicken, sei eine Utopie, eine durchaus-unhalthare Voraussetzung von 
Young In seiner „politischen Arithmetik“. Der Bruch mit dem natural- 
1) „Der Staat wird den Vorteil so vieler Familien mehr empfinden, die sich 
anbauen, welches wegen des Einflusses in die übrigen Teile der öffentlichen Wohl- 
fahrt, wegen vergrößerter Verzehrung und der zugewachsenen Kräfte ihn schon allein 
bestimmen kann, diese Betrachtung als nicht gleichgültig anzusehen.“ Sonnen- 
fels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 120, V. Aufl. 


2) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. IT, S. 120. 
1) Vgl. Sonnenfels, ebenda, Bd. II, S. 148. 
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wirtschaftlichen Tauschprinzip ist es, der die Bauern zur Überschuß- 
produktion im Interesse ihrer ausreichenden und vielseitigen Bedarfs- 
deekung drängt. Vor allem aber bildet im Rahmen der Geldwirtschaft 
ein marktfähiger Überschuß der landwirtschaftlichen Produktion die 
Voraussetzung der steuerlichen Leistungsfähigkeit der Landwirte.t) 


Diese Stellungnahme von S. zum Kernproblem der physiokratischen 
Agrarpolitik ist äußerst bezeichnend. Es liegt hier eine offensichtliche 
Verwechslung des Betriebs- mit dem Besitzproblem vor, eine Gleich- 
setzung von Besitzgröße und Betriebsweise, die Frage der kapital- 
intensiven oder -extensiven Bewirtschaftungsmethode wird identifiziert 
mit der Frage der Grundbesitzverteilung.?) 


Übrigens bewegt sich S. mit seiner Behauptung, daß die „grande 
culture’ das hHauptpostulat landwirtschaftlicher Bewirtschaftungs- 
methode im Sinne der gesamten physiokratischen Schule sei, in falschen 
Verallgemeinerungen.?) Es ist auch nicht anzunehmen, daß S. diese Auf- 


1) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. II, S. 130, V. Aufl. 

*) In sehr bezeichnender Weise tritt diese Identifizierung des Betriebs- mit dem 
Besitzproblem hervor in Sonnenfels, Abhandlung „Von Domänen“,., ‚Grundsätze‘ 
Bd. III, S. 220ff, V. Aufl. 

2) Die physiokratische Schule in ihrer Gesamtheit hat die Quesnaysche Unter- 
scheidung zwischen Groß- und Kleinkultur nicht übernommen. Von Turgot wird 
sie sogar ausdrücklich bekämpft. Bloß Mirabcau steht in der Beibehaltung dieser 
Scheidung auf seiten des physiokratischen Meisters. Vgl. Oncken W., „Zu rBiogra- 
phie des Stifters der Physiokratie, Francois Quesnay“, in der „Zeitschrift für Literatur 
und Geschichte der Staatswissenschaften“, Bd. IV, S. 305. Doch ist festzuhalten, 
daß auch Quesnay unter der „grande culture‘ nicht so sehr den GroBbetrieb ver- 
standen wissen will, als vielmehr den kapitalsintensiven Betrieb. Als Symptom dieser 
intensiven Bewirtschaftungsmethode gilt ihm die Verwendung des Pferdegespannes 
als Zugtier im Gegensatze zur Benutzung von Zugochsen. Da der größte Teil des 
französischen Grundes und Bodens im Pachtbetriebe bewirtschaftet wurde, so erscheint 
diese Frage der Betriebsweise bei Quesnay immer in Zusammenhang gebracht 
mit den zwei wesentlichsten Gruppen der landwirtschaftlichen Pachtsysteme, mit 
dem Fermierbetrieb einerseits, der als Träger der von Quesnay propagierten kapitals- 
reichen „grande culture“ gilt, bei welchem die Pächter als selbständige landwirt- 
schaftliche Unternehmer das Investitionskapital, wie Vich, Werkzeug, Saatgut, aus 
Eigenem bestritten, und dem Teilbau oder der Metayage anderseits, dem Träger 
der kapitalsarmen Betriebsweise, bei welchem der Grundbesitzer das erforderliche 
Kapital beizusteuern hatte, während der Metayer bloß mit seiner persönlichen Arbeits- 
leistung beteiligt war. „Ce sont moins les hommes que les richesses, qu’ on doit attirer 
dans les campagnes; car plus on emploie de richesses à la culture moins elle occupe 
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fassung der landwirtschaftlichen Betriebsfrage in ihrer Quesnayschen 
Urform kennen gelernt hat. Sie war ihm vermutlich durch Arthur Young 
übermittelt worden, auf dessen „politische Arithmetik“ er sich häufig 
beruft. 1) 

In seiner Kritik der physiokratischen Auffassung des Betriebsproblems 
mag S. auch auf Mirabeau fußen.?) Vor allem aber war es Forbonnais, 
der sich mit großer Entschicdenheit gegen die physiokratische Forderung 
der „grande culture“ ausgesprochen hatte. 3) S. steht der schärferen Problem- 
stellung und den neuen Gesichtspunkten, die unter dem Einflusse der eng- 
lischen und französischen Schriftsteller in die Diskussion über das land- 
wirtschaftliche Betriebsproblem eingeführt worden waren, ziemlich 
ablehnend gegenüber. Er verharrt auf seinem populationistischen Stand- 
punkte der alten Kameralistik, das bevölkerungspolitische Argument steht 
bei S. im Vordergrunde, die Steigerung der Gesamtleistung der Volks- 
wirtschaft während von der französischen und englischen Literatur der 
Rentabilitätsstandpunkt, der privatwirtschaftliche Reinertrag stärkcre 
Betonung erfuhr,*) entsprechend der großen Bedeutung des produit net 
in der Lehre der Physiokraten. 


d’hommes, plus elle prospére et plus elle donne de revenu. Telle est, par exemple, 
pour les grains, la grande culture des riches fermiers, en comparaison de la petite 
culture des pauvres metayers qui labourent avec des boeufs ou avec des vaches.“ 
Maxime XII, der „Maximes générales du gouvernement economique d’un Royaume 
agricole“ in der Sammlung ,,Physiocratie, ou Constition naturelle du Gouvernement 
le plus avantageux en genre humain“, Recueil publié par Du Pont. Tome I. 1768, 
S. 91. Vgl. hiezu Cronbach Else, a. a. O., 6. 70f. auf Grund von Quesnays Artikel 
„Fermiers“ und ,,Grains“, ferner Fengler Otto: „Die Wirtschaft:polit'k Turgots 
und seiner Zeitgenossen“, Leipzig 1912, S. 16ff. 

1) Agrarpolitisch relevant ist Youngs ,,Travels in France during the Years 
1774—1790“ Bury, St. Edmunds, 1794, 2 Bde. Vgl. hiezu Fengler, a. a. O., 3.96, An- 
merkung. Dieses Werk konnte Sonnenfels jedoch aus chronologischen Gründen nicht 
zugänglich sein. 

2) Mirabeau war schon vor dem Erscheinen der für das Betriebsproblem wich- 
tigen Artikel „Fermiers‘ und „Grains“ Quesnays zu einer scharfen Formu 
lierung der beiden Betriebsweisen gelangt und hatte sich mit Entschiedenheit zu- 
gunsten des Kleinbetriebs ausgesprochen. Vgl. hiezuCronbach, a.a. 0., S. 69, Sonnen- 
fels war Mirabeaus ,,philosophile rurale“, sein agrarpolitisches Kompendium, 
wohl bekannt. 

2) Vgl. Forbonnais, „Principes économiques", I., S. 190, und II., S. 78ff., im 
Edit, Daire. Vgl. hiezu Cronbach, a.a. O., 5.68, und Fengler, a. a. 0., S. 23. 

4) Vgl. Cronbach Else, a. a. O., S. 81. Vgl. Spitzer, a. a. O., S. 70. 
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b) Steuertheorie. 


+ 


Von gewissem dogmengeschichtlichen Interesse sind auch S.’ steuer- 
theoretische und steuerpolitische Grundanschauungen, denn in 
seiner prinzipiellen Ablehnung der physiokratischen Einsteuer tritt der 
Gegensatz zwischen physiokratischer und merkantilistischer Auffassung 
mit ihrer Verankerung in der Produktivitätslehre deutlich zutage. Doch 
werden auch vonS. die Probleme in der Form gefaßt, wie sie von der Physio- 
kratie zur Diskussion gestellt wurden, die vor allem Wert darauf legte, 
zu einer scharfen Fassung der Begriffe des Nationaleinkommens und 
Nationalvermögens zu gelangen, da nur der disponible, die Investitions- 
kosten und Vorschüsse übersteisende Reichtum als Bemessungsgrund- 
lage und Angriffspunkt der Steuer gelten konnte. Nicht die Kapital- 
güter schlechthin, sondern die jährlichen Einkommen, deren Reproduktion 
und Erhaltung unaufhörliche jährliche Aufwendungen erfordern, sind 
der Besteuerung zu unterzichen.t) Diese lediglich auf den Reinertrag 
gelegte Steuer mußte der physiokratischen Anschauung zufolge auf die 
ackerbautreibende Klasse beschränkt werden, da die erwerbende Klasse 
einen Reinertrag nicht hervorzubringen vermag und jede ihr auferlegte 
Steuer notwendig auf dem Wege der Überwälzung das Einkommen des 
Ackerbauers treffen müsse. Denn die Gehalte und Gewinne der ver- 
arbeitenden Klassen müssen sich unter der Herrschaft der freien Kon- 
kurrenz immer in der Nähe des Existenzminimums halten, so daß jeder 
steuerliche Abzug von ihrem Einkommen entweder zu einer Lohnerhöhung 
oder zu einer Verringerung ihrer Konsumtion führt wird, auf diese Weise 
aber auf jeden Fall die steuerliche Belastung auf den Reinertrag aus Grund 
und Boden fällt, sei es, daß diese Verringerung des Reinertrages sich 
ergibt aus einer Verteuerung des landwirtschaftlichen Investitionskapitals, 
welches sich aus den durch die Steuer im Preis erhöhten Produkten und 
Dienstleistungen der Industrie zusammensetzt, oder aus einer Preis- 
senkung der agrarischen Produkte als Foulgeerscheinung einer verringerten 
Konsumtion der handel- und gewerbetreibenden Bevölkerungsschichten. 
In der physiokratischen Auffassung des Reichtums fällt die Berück- 
sichtigung des Entstchungsprozesses, der Abnutzung und Reproduktion 


1) Vgl. zum folgenden Denis Hektor, „Histoire des Systeme Economiques 
et Socialistes“, Paris 1904, S. 174f. Oncken, „Geschichte der Nationalökonomie“, 
9.332 ff., ferner Dollfus, Dr. Roger, „Über die Idee der einzigen Steuer“, Basel 1897, 
besonders S, 42 ff, 
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der nationalen Giiterfonds auf, dessen Einstellung in den innerstaatlichen 
Wirtschaftsverkehr auf dem Wege der Distribution, während der Merkan- 
tilismus vorwiegend den Zuwachs oder die Verringerung dieses Reichtums 
auf dem Wege der Export- und Importbewegungen ins Auge faßt, die 
Erneuerung der Güterbestände auf dem Wege des internationalen Güter- 
austausches.!) 


In ähnlicher Weise werden auch von S. im physiokratischen Sinne als 
„Quellen des Natfonalcinkommens die agrarische und industrielle Pro- 
duktion angeführt“, der „Feldbau“ und die „Ämsigkeit“.®) Und physio- 
kratisch konzipiert ist der Gedanke, von diesen neugeschaffenen Werken 
die Vorschußkosten der nationalen Produktion abzuziehen. Denn es 
besteht ein Unterschied zwischen Vorschußkosten im volkswirtschaftlichen 
und im privatwirtschaftlichen Sinne. Im volkswirtschaftlichen Sinne 
schließen die Vorschußkosten der Produktion auch die Ausgaben für die 
Subsistenzmittel der produzierenden Klassen ın sich, während der privat- 
wirtschaftlichen Auffassung zufolge die zur Bestreitung des persön- 
lichen Unterhaltes erforderlichen Mittel schon als Aktivptsten zu buchen 
sind.?) R 

„In Bezichung auf die Finanzbercchnung verhält sich der Staat gegen 
den Bürger auf die Art, wie zum Beispiel ein Handwerksmeister gegen 
scinen Mictléhner, dessen Bezahlung er als Vorschuß betrachten muß ... 
Also sind dic Nationaleinkiinfte eigentlich das Produkt der National- 


1) Sonnenfels macht auch den Versuch, die Höhe dieses Nationaleinkommens 
und Nationalvermögens, des „Nationalhauptstamnies“, zahlenmäßig zu bestimmen. 


Der Wert des Volksvermögens setzt sich zusammen „aus dem Werte der beweglichen 


Güter und aus der Barschaft“. Vgl. „Grundsätze“, Bd. III, „Die Finanzwissenschaft“ 
S. 52. Die effektive Berechnung der Bargeldsumme stößt auf Schwierigkeiten, die 
Geldsumme könne man nur ungefähr erschließen, indem man den Geldumlauf zu 
den vorhandenen Mobilien und Immobilien in ein ,angenommenes Verhältnis“, 
setzt. Jedenfalls ist das Verhältnis des gemünzten Geldes zu den übrigen Elementen 
des Nationalvermögens eine schwankende Größe. So weichen auch Petty und 
Davenaut in ihren Versuchen der Bestimmung des Verhältnisses zwischen Bargeld 
und beweglichen Gütern sehr weit voneinander ab. Die Berechnung der ,,National- 
einkünfte“ ergibt sich nach Sonnenfels aus der Addition sämtlicher Erträgnisse 
von Grund und Boden und des beweglichen Kapitals abzüglich der durchschnittlichen 
Ausgaben für die Subsistenzmittel der Bevölkerung. 


2) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. III, „Die Finanzwissenschaft', S. 49f 
_ 3) Ebenda. 
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beschäftigung nach Abzug des Vorschusses.”') S. erklärt es für eine steuer- 
theoretische Unmöglichkeit, bei Bereehnung der Nationaleinkünfte die 
Gesamtproduktion der Volkswirtschaft, „die Erzielung“, schleehthin 
als Gewinn einzustellen, und erklärt es für bilanzmäßig ebenso unrichtig, 
als wenn ein Kaufmann zu dem für momentane Zahlungen bereit gehal- 
tenen Kassastand außer den wirklich verkauften Waren auch noch den 
Vorrat an unverkauften Waren hinzuschlagen würde. In gleichem Sinne 
ist eg auch nicht zulässig, bei der Berechnung des Nationaleinkommens 
den gesamten Wert der landwirtschaftlichen Erzeugnisse in Anschlag zu 
bringen, ohne die durch den inländischen Konsum und durch den Export 
absorbierten Mengen hievon abzuziehen. Würde hingegen die Berechnung 
in dieser pauschalierten Weise vorgenommen, so läge eine ausgesprochene 
Doppe!zählung der „inneren Verzchrung“ vor, denn der Käufer für land- 
wirtschaftliche Produkte ist weder der Landmann, noch der Grundbesitzer, 
noch auch der Handwerker. Der Landmann ist Verkäufer und „erzielt“. 
Sein Konsum wird unter den Vorschußkosten abgezogen. Ebenso ist auch 
der Grundbesiteer dem Landmann in dieser Beziehung gleichgestellt. 
Und auch der Handwerker des flachen Landes und der Städte deckt seine 
Bedürfnisse teils durch Eigenproduktion, teils tauscht er sie als Gegenwert 
seiner Arbeit ein, welche in diesem Fall auch unter die Vorschußkosten 
der Landwirtschaft fällt und unter diesem Titel schon abgezogen wurde. 
Käufer ist einzig und allein die gewerbetreibende Klasse, der Manufak- 
turant, doch hier wiederum sind im Verkaufspreise seiner Ware die für 
Anschaffung seiner Existenzmittel nötigen Aufwände schon inbegriffen. 

Werden die Subsistenzmittel unter die Vorschußkosten der Produktion 
_ miteingerechnet, so ergibt sich hieraus steuerpolitisch die Konsequenz 
der Freilassung der zur Bestreitung des nötigen Unterhaltes erforderlichen 
Quote des Einkommens von jeder Besteuerung. Die Subsistenzmittel als 
unerläßlicher Bestandteil der Vorschußkosten der Produktion müssen 
notwendig steuerfrei sein.?) 

Diesen für den Lebensunterhalt gemachten Aufwendungen sind noch 
gewisse Spesen hinzuzuschlagen. In der landwirtschaftlichen Produktion 
die für Aussaat, Vieh, und Gerätschaften verausgabten Summen, in der 
gewerblichen Produktion die für die Rohstoffbeschaffung gemachten 
Aufwendungen. 


t) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. III, S. 50. 
2) Sonnenfels, „Grundsätze“, III. Teil, „Die Finanzwissenschaft‘‘, S. 208. 
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In diesem persönlichen und produktionspolitischen Existenz- 
minimum ist für den Staat die Grenze der steuerlichen Belastung gelegen. 
Eine auf Kosten der Unterhaltsmittel und der betriebstechnischen Vor- 
schüsse eingebrachte größere Summe der Staatseinnahmen würde durch 
den allmählichen Verfall der „Nationalämsigkeit‘‘ erkauft werden. In 
diesem Sinne polemisiert S. gegen die steuerpolitische Ansicht Justis 
(Finanzsystem, $ 125), der in seinem Bestreben, die Staatseinnahmen nach 
Tunlichkeit zu steigern, auf die künftige fiskalische Leistungsfähigkeit 
keine Rücksicht nimmt. Die Frage hat aber nach S. nicht zu lauten: 
„Wieviel vermag der Untertan zu geben ? sondern: „Womit kann dieöffent- 
liche Verwaltung zureichen ?“*!) Auf diese Weise gelangt S. auf rein theo- 
retischem Wege, durch die Identifizierung des Lebensunterhaltes der pro- 
duzierenden Klasse mit dem Betriebskapital, auf einem Umweg also, 
zur Forderung der absoluten Steuerfreiheit des Existenzminimums in 
stark erweiterter begrifflicher Fassung, indem er nicht nur den eigenen 
Unterhalt der Produzenten, sondern auch den Unterhalt seiner ganzen 
Familie hierunter versteht. 


Jn diese Forderung der Festsetzung eines steuerfreien Existenzminimums 
spielen auch naturrechtliche Argumentationen mit herein. Ein Recht 
auf die steuerliche Freilassung des zur Fristung des Lebens Nötigen wird 
postuliert, das aus einer Pflicht zur Selbsterhaltung abgeleitet wird,?) 
eine Argumentation, die sich mit jener der Physiokraten berührt, 3) welche 
diesen naturrechtlichen Ausspruch auf Lebensfristung zum wesentlichen 
Element ihrer Forderungen machten. S. erklärt, daß es nicht Aufgabe 
der Steuerpolitik sein könne, eine gerechte Verteilung des Reichtums 
herbeizuführen, ‚es würde widersinnig sein, diese Ungleichheit durch ein 
Finanzsystem in eine Gleichheit zu bringen‘. *) 


1) „Grundsätze“, Bd. III, S. 210. 


2) „Der Anspruch auf den notwendigen sowohl eigenen Unterhalt als auf den 
Unterhalt seiner Familie ist von der anerschaffenen Pflicht der Selbsterhaltung 
und des Hausvaters abgeleitet“ ..... „Eine Regierung, welche diesen geheiligten 
Anteil der Menschheit bei Ausmessung der Beitragsanteile aus den Augen setzte“ .... 
sei schlecht. Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. III, S.192. Vgl. hiezu Spitzer, 
a. a. O., S. 97. 


5) Vgl. zur deutschen Physiokratie: Joh. Aug. Schlettweins „Archiv für den 
Menschen und Bürger“, Bd. I, Leipzig 1780, S. 7. 


4) Sonnenfels „Grundsätze“, Bd. III, S. 208. 
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Doch sei es Aufgabe eines vernünftigen Finanzsystems, den bestchenden 
Ungleichheiten des Vermögens und der sozialen Schichtungen in der 
Besteuerung Rechnung zu tragen und dieselben nicht noch zu vergrößern. 
Vom produktionspolitischen Standpunkte verlangt S. mögl’chst geringe 
Belastung des Einkommens der arbeitenden Klassen. Nicht das Rein- 
einkommen soll von der Steuer getroffen werden, sondern das freie Ein- 
kommen mit Berücksichtigung der Differenziertheit des Begriffes der 
standesgemäßen Lebenshaltung.!) 


Bei der Bestimmung des freien Einkommens soll man auf individuelle 
Gleichheit verzichten, „die Gleichheit der Klassen“ einführen.?) 


Die besser situierten Schichten der Bevölkerung könnten auf diese 
Weise stärker zur Steuerleistung herangezogen werden,3) allerdings erfährt 
hier der Gedanke .der progressiv stärkeren Belastung der Reichen durch 
die klassenmäßige Abstufung des Existenzminimums eine starke Ab- 
schwächung. : 

Die von S. der Physiokratie gegenüber eingenommene Stellung ist 
sehr bezeichnend und durchaus typisch für die Stellungnahme der späteren 
deutschen Merkantilisten der physiokratischen Strömung gegenüber. 
Innerhalb des österreichischen klassischen Kameralismus ist eine Kollision 
dieser beiden Richtungen hier zum ersten Male gegeben. 


1) „Die zu entrichtenden Anteile sollen sich gegeneinander verhalten gleich den 
reinen Einkünften der Steuerpflichtigen: Das ist gleich der Summe, welche beiden, 
nach Abzug des Unterhalts und Vorschusses, übrig bleibt. Ob nun zwar bei dieser 
Ausmessung nach der strengen Forderung der gesellschaftlichen Gleichheit: Nur 
Bürger gegen Bürger zu betrachten, mithin der Unterhalt auf beiden Seiten gleich 
anzunehmen sein würde, so kann auch hier der Unterschied der Klassen mit in Anschlag 
gebracht und auf einen standesgemäßen Unterhalt zurückgesehen werden.“ Sonnen- 
fels, „Grundsätze“, Bd. III, 8. 214. 

2) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. IH, S. 217. 

3) Vgl. Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. HI, S. 215f., folgendes Beispiel für die 
Art der Besteuerung auf Grundlage des freien Einkommens: Ein Taglöhner, dessen 
Verdienst 100 fl,, ein Rentier, dessen Einkommen 50.000 fl. beträgt. Ist der Steuerfuß 
der 5. Teil, so wäre die Entrichtung des Taglöhners 20 fl., die des Rentiers 10.000 fl. 
Diese Proportion genügt S. nicht. Er verlangt für den Taglihner eine Art freien 
~ Besitz. In diesem Falle, trotz der Annahme, daß 80 fl. für die Existenz des Taglöhners 
genügen, fordert er Steuerfreiheit für 90 fl., für den Rentier Freiheit der standes. 
gemäßen Lebenshaltung von 10.000 fl. Die Steueranteile der beiden sollen sich nun 
verhalten wie 10: 40.000, das heißt für jeden Gulden, den der Taglöhner zahlt, ent- 
richtet der Rentier 4000 fl. Vgl. hiezu Spitzer a. a. O. S. 99. 
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c) Die deutsche Antiphysiokratie. 


S. steht in seiner Polemik auf dem Boden der deutschen wissenschaft- ` 
lichen Physiokratie, die besser als Antiphysiokratie zu bezeichnen wäre. 
Als ihre Hauptvertreter gelten Schlettwein, Iselin und Mauvillon!) 
und auch Dohm, der Popularisator des physiokratischen Systems in 
Deutschland, unter dessen Einfluß vor allem S. steht.?2) Die früher 
hervorgehobenen Argumente von S. gegen die physiokratische Produk- 
tivitätslehre erfolgen durchaus im Geiste dieser Schule. Es ist gerecht- 
fertigt, hier von der Existenz einer Schule zu sprechen, denn der physio- 
kratische Meister ist maßgebend in der rein äußerlichen Art der schul- 
mäßigen Konstituierung dieser antiphysiokratischen Strömung, im be- 
wußten Zusammengehörigkeitsgefühl ihrer Teilnehmer, ebenso auch in 
der Herausgabe eines Organs, das ihre Tendenz zusammenfassend zum 
Ausdrucke bringt. Das „Archiv für den Menschen und Bürger“ sollte 
diesen Zweck erfüllen 3). Dohm, in der Tendenz auf Schlettwein fußend, 
hat seine Polemik gegen die Physiokraten in ein System gebracht, wohl 


1) Sonnenfels selbst führt diese Autoren als die namhaftesten Antiphysio- 
kraten an. Vgl. „Grundsätze“, Bd. III, S. 298. 

:) Vgl. Dohm „Über das physiokratische System“ mit Einleitung von Sonnen- 
fels. Neuauflage Wien 1782, Abdruck auch im „Deutschen Museum“, Jahr- 
gang 1778, Bd. II, 10. Stück. 

3) Als die bedeutendsten Repräsentanten der durch Dohm vertretenen anti- 
physiokratische Richtung seien vor allem genannt außerSchlettwein Joh. Aug. (,,Erlau- 
terung und Verteidigung der natürlichen Ordnung in der Politik“, Carlsruhe 1772). 
noch Schlosser Joh. Georg (,,Uber das neue französische System der Polizeifreiheit, 
insbesondere in der Aufhebung der Zünfte“, abgedruckt in den „Ephemeriden der 
Menschheit‘, 1776, 2. Stück, S. 6{f.), ebenso auch Pfeiffer, „Antiphysiokrat.‘‘1870, und 
G. A. Will, „Versuch über die Physiokratie“. Vgl. aus der älteren Literatur hiezu 
Kautz, „Gesch. der Nationalökonomie‘, S. 364, Anmerkung, und A. Emminghaus, 
„Carl Friedrichs von Baden physiokratische Verbindungen, Bestrebungen, Ver- 
suche“, ein Beitrag zur Geschichte des Physiokratismus, „Jahrbücher für National- 
ökonomie“, herausgegeben von Hildebrand, 1872, Bd. XIX, S. iff. Das von 
Schlettwein herausgegebene Organ „Archiv für den Menschen und Bürger“ 
oder „Sammlung von Abhandlungen, welche das Wohl und Wehe der Menschheit 
und der Staaten angehen“ schließt sich trotz antiphysiokratischer Tendenz in seiner 
Zweckbestimmung durchaus an die französischen Vorbilder an. Es ist eine Nach- 
ahmung der „älteren“ neuen Ephemeriden des Bürgers und des „Ökonomischen 
Journals“. Vgl. hiezu die Vorrede zum I. Bande des Archivs Leipzig 1780. Durchaus 
physiokratisch erscheint das Bestreben, Regulative des menschlichen Handelns zu 
finden, denen unmittelbare Evidenz zukommt. Vgl. Abhandlung I des Archivs S. 3ff. 
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angeregt durch die Sammlung ,,Physiokratie’, in welcher Du Pont den 
- Versuch machte in gedrängter Form den ganzen Ideengehalt des physio- 
kratischen Systems zusammenzufassen, indem Dohm den Kern der physio- 
kratischen Lehre in 21 Sätzen zusammenzicht und ad absurdum führt. 
Er legt in je einem Satze ein theoretisches Prinzip nieder, aus welchem 
der nächste Satz mit logischer Notwendigkeit ableitbar wäre. So erfüllt 
er das physiokratische Lehrgebäude mit dem Geiste kameralistischer 
Systematik. Daß sich S. aber mit dieser Auffassung solidarisch erklärte, 
beweist die Vorrede, mit derer Dohms Werk versieht, in welcher er ihm 
uneingeschränktes Lob zollt.') 

Zur Beurteilung dieser übereinstimmenden ablehnenden Haltung der 
deutschen Ökonomie, die vor allem in der Unmöglichkeit einer Eingliederung 
des physiokratischen Systems in den akademischen Lehrbetrieb, seiner 
mangelnden Eignung zur Universitätsdisziplin, ihre Begründung findet, ?) 
ist festzustellen, daß dem deutschen Merkantilismus das physiokratische 
System in seiner Quesnayschen Urform überhaupt nicht zugänglich 
war,3) daß sie, wenn sie von den ,,Okonomisten“ sprechen, stets die Fort- 
bildung der physiokratischen Lehre in der Gestalt, die diese Doktrin von 
Gournay, vor allem aber von Mirabeau und Du Pont erhalten hatte, 


1) „Der Deutsche tauchte tief unter und holte heraus, was im Schwalle einer 
inystischen Terminologie ersäuft lag: in 21 Sätzen gab er den Inbegriff einer Lehre 
klar, die ihre Erfinder und Anhänger in einigen hundert Bänden zu verdunkeln sich 
alle Mühe zu geben scheinen.‘ Ebenda, Einleitung, S. 6. 


2) Sehr charakteristisch ist in dieser Richtung das Urteil von Franz Xaver Mos- 
hammer, eines Zeitgenossen von Sonnenfels, in „Gedanken und Vorschläge über 
die neuesten Anstalten teutscher Fürsten die Cameralwissenschaften auf hohen Schulen 
in Flor zu bringen‘, Regensburg 1782, S. 6: „Noch haben zum größten Glück unserer 
Wissenschaft die patriotischen Chimären der französischen Physiokraten auf unseren 
deutschen Universitäten keinen Eingang gefunden, obgleich schon etliche berühmte 
Männer, Iselin, Schlettwein, Mauvillon, diese gutgemeinten Entwürfe von 
einer einzigen Abgabe; von unwandelbaren ‘'arifen, von einer vollkommenen Gleich- 
heit der Abgaben, in unserem Vaterlande auszubreiten suchten, so kenne ich doch 
noch keinen akademischen Lehrer, selbst Schlettwein nicht ausgenommen, der 
sie zur allgemeinen Grundlage bei seinen Vorlesungen gewählt hätte.“ 


3) Sonnenfels zitiert wohl Quesnays „Tableau €con.“ („Grundsätze‘‘, Bd. III, 
S. 298), doch handelt es sich ihm an dieser Stelle bloß um eine Zusammenstellung 
der wichtigsten physiokratischen und antiphysiokratischen Werke, und eine direkte 
Kenntnis Quesnays ist mit diesem Zitat nicht bewiesen, hingegen finden sich zahl- 
reiche Hinweise auf Du Pont. 
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vor Augen haben.') Aus diesem Grunde schon verschiebt sich ihre Stellung- 
nahme und läßt den auffallenden Mangel an Verständnis seitens der 
deutschen Nationalökonomie insofern begreiflich erscheinen, als die 
physiokratische Lehre bei den Nachfolgern Quesnays in ihrer Reinheit 
bereits getrübt war und sich bei Unkenntnis des Originalwerkes dem Ver- 
ständnisse um so schwerer erschloß. Deshalb ist es charakteristisch für die 
deutschen Physiokraten, daß sie sich lediglich in der Polemik gegen die 
physiokratische Wirtschaftslehre erschöpfen und ganz davon absehen, 
daß diese ökonomischen Speziallehren von einer einheitlichen Weltauf- 
fassung getragen sind, die mit ihrer philosophischen Basis stehen und 
fallen.*) Und deshalb 2crsplittert sich ihnen auch die Einheit der physio- 
kratischen Lehre in eine Anzahl von Lehrsätzen, in denen sie den inneren 
Zusammenhang vergeblich suchen. So wird S. nicht müde, zu wiederholen, 
daß das physiokratische System zu „metaphysisch“ sei, und Dohm 
bezeichnet sie als „gutherzige Alchimisten im Finanzfache‘.?) Abgesehen 
von der antimetaphysischen Veranlagung aller Kameralisten liegt die 
literarhistorische Begründung dieser Stellungnahme in der mangelhaften 
Kenntnis Quesnays. Denn für das Verständnis des philosophischen 
Unterbaues des Physiokratismus ist die unmittelbare Kenntnis Quesnays 
erforderlich, — mag auch sonst der Annahme Raum gegeben werden, 
daß der Physiokratismus als ökonomisches System keineswegsin Quesnays 
Person zentriert, sondern im englischen Kommerzialismus seine Wurzel 
hat, daß die Theorie des „impôt unique“ zurückzuführen ist auf die lite- 
rarische Agitation der englischen Vertreter des monied interest für die 
Grundstcuer, so daß das physiokratische System sich darstellt nicht als 
ein originäres Produkt aus dem Kopfe Quesnays, sondern als eine 
Rezeption der englischen Okonomik in Frankreich, deren wesentliche 
Theorien von Cantillon überbracht und ausgebildet wurden.*) Nur dem 
Kenner Quesnays erschließt sich das Verständnis für die durchgängige 
Dualisierung im Aufbau des sozialphilosophischen Systems, für die Gegen- 
überstellung von „ordre positif“ und „ordre naturel‘‘, das hier seine met: - 


1) Vgl. Rapaport W., „Chr. W. Dohm, der Gegner der Physiokratie und seine 
Thesen“, 1908, S. 20. 

*) Vgl. Rapaport W. a. a. O., S. 92. 

°) Vgl. Chr. W. Dohm, a. a. O., S. 15. 

4) Vgl. Stephan Bauer a. a. O., S. 143f. Vgl. dagegen Oncken, „Geschichte 
d. Nat. Oik." und „Zur Biographie des Stifters der Physiokratie’. 
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physische Grundlegung crhalt.!) Es ist dies eine Parallelerscheinung zur 
dualistischen Konstruktion ihres metaphysischen Weltbildes, der karte- 
sianischen Spaltung des Seins in Materie und Geist, die sich in zwei getrenn- 
ten Kausalreihen auswirken.?) Eine Parallelerscheinung zu ihrer moral- 
philosophischen Grundanschauung, die den Ursprung der ethischen Wert- 
urteile auf zwei Komponenten zurückführt: auf den triebhaften Instinkt, 
der das Gute an seinem Lusteffekt mißt, nach dem Kriterium seiner 
lebensbejahenden Wirkung wertet und auf die auf Grund vernunftgemäßer 
Überlegung aufgestellten Gebote von objektiver Gültigkeit.°) Ihnen beiden 
kommt Motivationsfähigkeit für den Willen zu, dessen Freiheit darin 
gelegen ist, zwischen diesen beiden Reihen, den sinnlichen (sensitif) und 
den vernunftgemäß belehrenden (instruktif), zu wählen.*) So werden phy- 
sische und ethische Werte, Natur und Moralität, einander scharf gegen- 
übergestellt. 


Die Verständnislosigkeit, mit der die deutsche Physiokratie der fran- 
zösischen Originalphysiokratie gegenübersteht, die sich zum Teil wohl 
auch aus der utilitaristischen Grundstimmung aller Kameralisten 
erklären läßt, kommt wohl am cklatantesten zum Ausdruck in ihrer 
Stellungnahme zu den zwei „ordres“ der physiokratischen Sozialphilo- 
sophie. Der utilitaristischen Ethik ist in ihrer Erkenntnistheorie die Tendenz 
zur monistischen Konstruktion der Erscheinungen immanent; daher 
ihre Opposition gegen den durchgängigen Dualismus der Physiokraten. 
S. erwähnt sie im Anschluß an eine Kritik der physiokratischen Steuer- 
lehre: „Ob eine Art der Einhebung mehr oder weniger der ursprünglichen 
Ordnung der bürgerlichen Gesellschaft näherkomme, scheint" mir von 
minderer Wichtigkeit. Es dürfte sogar ein ungünstiges Vorurteil gegen 
ein System erwecken, wenn es hauptsächlich einer Verfassung angemessen 
ist, welche Zeit und Lage der Umstände ganz umgestaltet haben.“5) Hier 
und noch mehr bei Dohm®) kommt es zum Ausdrucke, daB sie bei der 


1) Besonders im Artikel „Evidence“, Oevres du Quesnay, S. 161f. 

2) Vgl. Güntzberg B., „Die Gesellschafts- und Staatslehre der Physiokraten‘*, 
1907, S. 9f. Staats- und Völkerrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Georg Jellinek. 

°) Vgl. Güntzberg, a. a. O., S. 116f. 

4) Vgl. Oncken, „Zur Biographie“, S. 162f. 

5) Sonnenfels, „Grundsätze“, Bd. LIT, S. 299. 

6) Chr. W. Dohm, a. a. O., XIE Lehrsatz. 
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Beurteilung des physiokratischen Systems einzelne Lehren des „ordre 
naturel“ herausgreifen, diese mit der Wirklichkeit konfrontieren und 
ihrer Realisierbarkeit mit Skepsis begegnen. Dabei wird aber ganz außer 
acht gelassen, daß auch die Physiokraten die realen Tatsachen der Dinge 
zum Gegenstand ihrer Betrachtung gemacht haben, nur erscheint ihnen 
eine Verquickung dieser beiden Betrachtungsweisen undurchführbar. 
Aus methodischen Gründen suchten sie eine scharfe Trennung dieser 
beiden Sphären festzuhalten. Die deutschen Physiokraten sprechen in 
ihrer Interpretation immer nur vom „ordre naturel“ der Physiokraten 
und tun des „ordre positif‘‘ überhaupt keine Erwähnung.) Ihrer Dar- 
stellung nach hätte bei den Physiokraten die Absicht bestanden, diese 
natürliche Ordnung sofort ohne Übergang ins praktische Leben einzu- 
führen und so aus dieser Konstruktion des gesellschaftlichen Seinsollens 
auch eine Direktive für die Regulierung der bestehenden gesellschaft- 
lichen Verhältnisse zu gewinnen. Eine Annahme, die darauf schließen 
läßt, daß die methodischen Grundlagen der physiokratischen Gesell- 
schaftslehre überhaupt nicht erfaßt wurden. Denn die Physiokraten 
lehnen es grundsätzlich ab, daß es Aufgabe ihrer Gesellschaftslehre sei, 
eine Beziehung herzustellen zwischen der idealen naturrechtlichen Norm 
des sozialen Lebens, das sie im ,,ordre naturel“ entwerfen, und den tat- 
sächlichen geschichtlich gewordenen Zuständen. Im Sinne der natur- 
rechtlichen Methodologie ist ihnen die Sozialwissenschaft eine Lehre 
vom sozialen Idealzustand, wie er nach den Forderungen der Verkunft 
werden soll. Diese Lehre aber enthalte keinerlei Ausführungsverordnungen 
darüber, auf welche Weise sich eine Reorganisation der bestehenden 
Gesellschaftsordnung zu vollziehen habe. Es ist nicht Aufgabe der 
Wissenschaft, sich mit den bestehenden staatlichen Zuständen zu beschäf- 
tigen, sondern ein Bild des bestmöglichen aller Staaten und aller gesell- 
schaftlichen Einrichtungen zu entwerfen.*) So wie das Naturrecht die 
Verkörperung der ‚‚Idee‘‘ des Rechtes in sich schließt, so soll auch ihre 
Staatslehre die Verkörperung der Idee des Staates enthalten, deren Reali- 
sierungsmöglichkeit überhaupt nicht ins Auge gefaßt wurde. Deshalb 
steht auch der Kameralismus, der jeden Grundsatz immer nur mit Hin- 
blick auf seine Anwendbarkeit, auf seine unmittelbare Übertragbarkeit ins 
praktische Leben hin wertet, dieser dualistischen Betrachtungsweise und 

1) Vgl. Rapaport, a. a. O., S. 41. 

3) Vgl. Güntzberg, a. a O., S. 39. 

Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 18 


276 Louise Sommer. 


der konsequenten Scheidung von empirischem Sein und idealer Norm 
verständnislos gegenüber. 

Und in einem anderen Punkte noch zeigt sich ein methodischer Gegen- 
satz zwischen dem Kameralismus und der Physiokratie. Dohm stellt 
sich unter dem Beifall S.’ die Aufgabe, das ganze physiokratische System 
in 21 Sätzen zusammenzufassen, die zueinander im Verhältnis von Grund 
und Folge stehen.!) Dieses Vorgehen ist bezeichnend für die Methode 
des Kameralismus, denn ihm erscheint ein Gegenstand wissenschaftlich 
bewältigt, wenn er auf logische Schlußformen reduziert wird, so daß sich 
der Inhalt des einen Satzes mit logisch-mathematischer Notwendigkeit 
aus dem vorhergehenden ableiten läßt. Diese mathematische Durch- 
arbeitung des Gegenstandes, der lediglich formale Bedeutung zukommt, 
ist die einzige Methode, die dem Kameralismus wissenschaftlich verwertbar 
dünkt. Deutlich zeigt sich hier der Einfluß der Wolffschen Systematik, 
die bei Justi so stark nachwirkte.?) Auch hier wird jedes Tatsachen- 
verhältnis und jede Gedankenreihe in das Verhältnis von Grund und 
Folge gezwängt und in der mathematischen Beweisbarkeit die alleinige 
“ Garantie für das Gelingen einer wissenschaftlichen Durehdringung der 
Materie gesehen. 

Dem Physiokratismus hingegen ergibt sich der Zusammenhang seiner 
Lehren von selbst, weil sie aus einer großen einheitlichen Weltanschauung 
entspringen, weil seine Thesen von einem gemeinsamen Zentralpunkt aus 
Schlagkraft erhalten. Die Methode liegt hier nicht in der logisch-mathe- 
matischen Folgerung, sondern ist der Ausfluß der weltanschauungs- 
mäßigen Einheit des Ganzen. 

Und nicht nur die Methode des naturrechtlichen Physiokratismus 
ist es, an der der Kameralismus Anstoß nimmt, nicht nur die naturrecht- 
liche Begründung des Produktivitätsbegriffes wird von ihnen zurück- 
gewiesen. Vor allem anderen ist es die physiokratische These vom natur- 
gesetzlichen Ablauf des Wirtschaftslebens, die in S.’ Kameralismus keinen 
Boden fand. Zu lebendig wirkte hier noch die kameralistische Tradition 
nach. Gerade der Umstand, daß sich S. mit den späteren Physiokraten, 
vor allem mit Mirabeau und Turgot, auseinandersetzt, läßt den Anta- 
gonismus zwischen der merkantilistisch-staatlichen Anschauungsweise 
und der physiokratisch-naturrechtlichen stärker hervortreten. Der philo- 


1) Vgl. Text oben. 
2) Vgl. Justi, „Staatswirtschaft‘“, Leipzig II. Aufl. 1758, I. Teil, Yorrds: 
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sophische Gehalt wird von Quesnay in die Physiokratie hineingetragen, 
das naturrechtlich-politische Element jedoch tritt in der späteren Physio- 
kratie stärker hervor, und während sich noch gewisse Berührungspunkte 
aufzeigen lassen zwischen der Staatstheorie der älteren Physiokraten 
und jener des aufgeklärten Absolutismus, während ihr legitimistisches 
Verfassungsideal'), die Betonung positiver Staatsaufgaben?), im Polizei- 
staat Justis und S.’ ein Ebenbild findet, so tritt gerade in der zweiten 
Phase des Physiokratismus der revolutionäre Kern dieser Doktrin schärfer 
hervor, der jeder Naturrechtslehre immanent ist.3) In demselben Maß, 
als die Lehre vom ,,laissez faire“ schärfer hervortritt, wird die Staats- 
autorität zurückgedrängt. Als Repräsentant der staatsrechtlichen Rich- 
tung dieser zweiten Phase des Physiokratismus kann neben Turgot 
vor allem Mirabeau gelten, dem S. polemisch begegnet. 


S.’ Bedeutung für den Kameralismus ist darin gelegen, daß er den Ver- 
such macht, dem Kameralismus ein theoretisches Fundament zu geben, 
indem er Elemente damaliger französischer und englischer Doktrinen 
-~ rezipiert und mit kameralistischem Geiste durchsetzt. Aus der Betrach- 
tung von S.’ wirtschaftstheoretischen Ausführungen geht ebenso wie aus 
seiner Staatsauffassung mit zwingender Deutlichkeit hervor, daß von 
einer Überwindung des Kameralismus im System von S., obwohl von 
allen Seiten liberalistische und physiokratische Motive eindringen, nicht - 
die Rede sein kann. Doch ist S.’ historische Bedeutung darin gelegen, daß 
mit ihm der Merkantilismus in seiner theoretischen Begründung in eine 
neue Phase tritt. Die Umbildung, die der Merkantilismus durch S. erfährt, 
äußert sich vor allem in der erweitertern Fassung der Handelsbilanz- 
theorie und in der Rezeption der Quantitätstheorie, welch letztere, zum 
Inventar der liberalistischen Doktrin gehörend, von S. nicht bis in ihre 
letzten Konsequenzen verfolgt, sondern lediglich als mechanistische Ver- 


1) Vgl. H. Michel, „L'idée de l’État“, S. 10, Paris 1896. 

2) Vgl. zur Staatsauffassung der Physiokratie Cheinisse Léon, „Les Idées 
politiques des Physiocrates‘, Paris 1914, besonders S.71:... „L'état physiocratique, tout 
en ayant pour devoir de n’apporter aucune entrave au libre concours des interéts 
particuliers, n’en à pas moins à remplir aussi un rôle positif.“ ... „On oublie vraiment 
trop que les physiocrates considéraient le gouvernement de l'ordre comme un idćal do 
perfection auquel les hommes doivent tendre toujours sans que l’on puisse jamais 
espérer de l'atteindre.“ 

3) Vgl. Güntzberg, a. a. 0., S. 95 und 112. 
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anschaulichung übernommen wird. Die Geldtheorie bei S. jedoch ist der 
springende Punkt, von dem aus er dazu gelangte, die Handelsbilanztheorie 
des Frühkameralismus zu bekämpfen. Deutlich zeigt sich hier der Bruch 
mit dem primitiven Merkantilismus, als dessen charakteristisches Merkmal 
es hingestellt wurde, im Edelmetall den Wert katexochen zu sehen und 
demnach reichlichen Besitz an Gold mit dem Nationalreiehtum zu iden- 
tifizieren. Nimmt man jedoch nicht bloß ein geldtheoretisches Moment 
als charakteristisches Merkmal des Merkantilismus an, erblickt man 
vielmehr dieses Merkmal in der durchaus staatlichen Haltung seiner lite- 
rarischen Vertreter, so ergibt sich, daß bei S. der Merkantilismus nicht 
etwa eine Abschwächung im Sinne des Liberalismus, sondern im Gegen- 
teil eine Steigerung im Sinne des Staatsinterventionismus und der wach- 
senden Staatsautorität erfahren hatte. | 

Die Quantitätstheorie ist getragen von dem Gedanken, daß zwischen 
Geld und Ware ein Repräsentationsverhältnis bestehe. Ganz folgerichtig 
gelangt S. auf diesem Wege zu einer Art staatlichen Theorie des Geldes, 
denn wenn im Gelde lediglich das Mittel gesehen wird, die Werte zu reprä- 
sentieren, so ist der Eigenwert des Geldes kein unbedingtes Erfordernis 
seiner Zahlungskraft, diese muß notwendig unabhängig werden vom 
Material, woraus es gefertigt. Die Kaufkraft des Geldes wird in ein auto- 
ritäres Moment verlegt, der Kredit, den der Staat als Geldemittent genießt, 
ist die Wurzel des Geldwertes, und die Voraussetzung seiner Annahme 
seitens des Publikums, ‚die Aufrechterhaltung des gemeinschaftlichen 
Zutrauens‘‘ bildet die Basis seiner Geldfunktion. 

Es ist das eine Anschauung, welche im Gegensatz zum früheren Stadium 
des Merkantilismus die Geldfähigkeit des Zahlungsmittels von seinem 
Materialwert völlig loslöst und einzig und allein die staatliche Verordnung 
zur Grundlage seines Wertes macht. 

Was S.’ Theorie der Handelsbilanz betrifft, so scheint gerade in der 
Einbeziehung des populationistischen Moments das Staatsinteresse in 
weit höherem Maße berücksichtigt und die Kreise der staatlichen Kom- 
petenz viel weiter gezogen, als es im Frühkameralismus der Fall gewesen 
ist. Der theoretisch durchgebildete Merkantilismus der späteren Zeit 
erkennt auch in der Bevölkerung einen wesentlichen Kostenbestandteil 
der nationalen Produktion, an der im Interesse der wirtschaftlichen Behaup- 
tung der Staaten im Existenzkampfe kein Raubbau getrieben werden 
dürfe. Denn die nationalen Betriebsspesen müssen in dem Maße eine 
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Herabsetzung erfahren, als die Ausfallsquote an produktiv Tätigen, 
hervorgerufen durch niedrige Lebenshaltung und ungeniigende materielle 
Versorgung, auch ihrerseits eine Herabsetzung erfährt. 

In diesem Stadium des Merkantilismus, das sich als eine Überwindung 
seiner metallischen Phase darstellt, wird im Gelde nicht mehr das reichtum- 
schaffende Element gesehen, sondern bloß ein Durchgangspunkt des 
Nationalreichtums. Als eim integrierender Bestandteil des Nationalreich- 
tums jedoch wird die Produktivkraft der Menschen hervorgehoben. Erkennt 
man doch, daß in der Menschen Arbeit dieser Reichtum stets latent vor- 
handen ist und zu jeder Zeit reproduziert werden kann. Und während 
das Geld nur seine tauschfähigste Erscheinungsform darstellt, ist die 
Produktivkraft die Quelle, aus der sich dieser Reichtum stets von neuem 
regeneriert. Nicht als Teilhaber am Staatsreichtum, sondern als sein 
wesentlichster Bestandteil figuriert die Bevölkerung im Staate, deren 
ökonomische Leistungsfähigkeit die Populationistik im eigensten Interesse 
des Staates zu steigern sucht. Nach merkantilistischer Wertung ist es die 
Bevölkerung, diein der Bilanzaufstellung der Staaten den höchsten Kapitals- 
wert repräsentiert. 


Quesnay und die Gesellschaftsordnung in 
Frankreich vor der Revolution. 


Von Stephan Raditz. 


Das Zeitalter Ludwigs XV. Der Hof, S. 281. — Die Herrschaft, S. 283. — 
Quesnay als Anwalt des Königtums. Der Partvigeist, S. 285. — Die Außenpolitik, 
S. 288. — Quesnays Stellung in der Geschichte, S. 289. — (Grundriß seiner Lehre), 
S. 290. — Die Staatspolitik, S. 293. — Die Wirtschaftspolitik, S. 299. — Der 
Krieg und die Empörung, S. 303. 


Vorbemerkung. 


In den Zeitraum, welcher vom Regierungsantritt König Ludwigs XIV. bis zur 
Niederlage verstrichen ist, die Frankreich im siebenjährigen Krieg erlitten hat, fällt 
der Zweikampf, den England und Frankreich um die Vormachtstellung in Übersee 
ausgefochten haben. Den Ausgang dieses Kampfes haben die innerstaatlichen Verhält- 
nisse, unter denen Frankreich zu leiden hatte, entscheidend beeinflußt. Von diesem 
Gesichtspunkt aus gesehen, fällt daher jedem Gesellschaftstheoretiker, dessen Ziel 
die Läuterung jener Verhältnisse gewesen ist, nicht bloß eine literarhistorische, sondern 
überdies auch eine weltpolitische Bedeutung zu. : 

In diesen Zusammenhang ist Francois Quesnay noch niemals gestellt worden, weil 
es aus Gründen, die wir späterhin angeben werden, nicht leicht fällt, ihn als mit- 
wirkenden Gestalter an der geschichtlichen Entwicklung seines Vaterlandes anzu- 
erkennen. Aber gerade deshalb dürfte es einem wissenschaftlichen Bedürfnis ent- 
sprechen, auch nach dieser Richtung hin Erhebungen zu pflegen. Doch ehe zur Er- 
örterung des gesellschaftlichen Zieles geschritten werden kann, welches Quesnay ver- 
folgt und zu erreichen gehofft hat, ist es nötig die Wandlungen kennen zu lernen, die 
dem französischen Staatsvolk im Zeitalter König Ludwigs XV. bereitet gewesen sind. 
Die schriftstellerische Wirksamkeit Quesnays kann, als geschichtliche Tatsache erfaßt 
und dementsprechend auf ihren politischen Inhalt gedeutet, abermals nur im ge- 
schichtlichen Sinne erfolgen. Nicht etwa, daß mit der Wiedergabe der mannigfaltigen 
Begebenheiten, soweit sie sich auf einem engen Raume bewerkstelligen läßt, schop 
ein Genügen geschehen wäre. Die Begebenheiten als solche sind erst das anfängliche 
Glied einer eingehenderen Untersuchung. Aber ihre Leistung ist damit noch nicht 
erfüllt, zu Weiterungen Anlaß gegeben zu haben. Sie dienen auch als der natürliche 
Leitfaden, der niemals fallen gelassen werden darf, wenn in der bewegten Handlung 
keine Lücke entstehen soll. Und so rechtfertigen sie denn in zweifachem Sinne die 
Verkettung der allgemeinen Geschehnisse mit den Anschauungen eines Einzelnen. 
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Die zeitliche Folge strenge einzuhalten, ist mithin ein unumgängliches Erfordernis, 
dem wir uns keineswegs entziehen dürfen. Daher soll unsere Darstellung mit der 
Schilderung der gesellschaftlichen Zustände beginnen, ehe das Urteil, welches diese 
Zustände herausgefordert haben, in kritischer Beleuchtung wiedergegeben wird. 


Das Zeitalter Ludwigs XV. 


Von dem Zeitpunkte an, da Frau von Pompadour die Gunst des Königs 
errungen hat, ist am französischen Königshof Vogel Strauß-Politik ge- 
trieben worden. Man stand in der zweiten Hälfte des österreichischen Erb- 
folgekrieges und war bald nach dem Tode des verdienten Kardinals Fleury 
zu England in offenen Gegensatz getreten. Dieses Ereignis hat den Ernst 
der Lage mit aller Deutlichkeit vor Augen geführt, aber nur auf wenige 
überzeugend gewirkt. Frankreichs Ohnmacht zur See ist jetzt erkennbar 
geworden und die Schlagkraft seiner europäischen Festlandsheere, mit 
denen man auch weiterhin Siege erfocht, konnte diesen Mangel nicht 
vollends wettmachen. Der Mann aber, welcher die Stärke des Feindes 
richtig eingeschätzt hatte, der Leiter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Argenson, erhielt kurz vor den ersten Schlappen, die man bei der Ver- 
teidigung des nordamerikanischen Kolonialgebietes davontrug, seinen 
Abschied. Mit dem Sturze dieses Ministers, der eine Bündnispolitik mit 
Mächten zweiten und dritten Ranges eingeleitet hatte, war der letzte 
Rüstzug weitblickenderen Sinnes vor dem Entscheidungskampf um die Welt- 
geltung hinfällig geworden. Frankreich trieb hemmungslos dem Abgrund 
zu. Die inneren Gewalten seiner Gesellschaftsordnung sind völlig in den 
Bannkreis selbstsüchtigen Eigennutzes getreten, was die Wirksamkeit 
der Frau von Pompadour bekundet. Den Eintritt der künftigen Ereignisse 
hat ausschließlich sie beschleunigt. Aber kein schöpferischer Wille ist die 
Grundfeste ihres Tuns. Der rohe Drang nach Genuß, die nimmersatte 
Lebensgier sind vielmehr der Anreiz gewesen, dem ihr herrschsüchtiger Geist 
entsprungen war. Diese Eigenschaften jedoch reichten hin, um des schwäch- 
lichen Königs Gefährtin zu werden und damit die Rolle einer Verweserin 
des Reiches einzunehmen. Desgleichen förderte die äußere Lage der Dinge 
das Unterfangen dieser Frau. Wenige Jahre vor Ausbruch des sieben- 
jährigen Krieges ist Frankreich das größte Kolonialreich entstanden, das 
es je besessen hatte. Dieser Erfolg sprach für die Pariser Regierung, wenn- 
gleich er ihr nicht zugerechnet werden darf; vielmehr ist es trotz der Gleich- 
gültigkeit seitens der heimatlichen Verwaltung einzelnen tatkräftigen 
Männern geglückt, in Ostindien eine beherrschende Stellung zu erringen. 
An Ort und Stelle, aus eigenem Antrieb haben sie das Werk vollbracht, 
ohne auf Unterstützung von seiten des Mutterlandes auch nur zählen 
zu dürfen. | 

Wie weit Frau von Pompadour an der Kolonialpolitik beteiligt gewesen 
ist, mag dahin gestellt bleiben. Es ist erwiesen, daß durch ihren Einfluß die 
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Leitung der Angelegenheiten sehr häufig unfähigen Kräften überantwortet 
worden ist, und diese Tatsache genügt, um die Führerschaft der Frau von 
Pompadour im rechten Lichte zu sehen. Ihr Wirken im einzelnen zu schildern, 
erübrigt sich im Rahmen unseres Vorhabens. Sie ist in ihrer Niedrigkeit zu 
sehr auf sich gestellt gewesen, als daß es ein glückliches Beginnen wäre, 
ihre Erscheinung mit dem Wechsel der Ziele des Staatsvolkes, der Blüte 
und dem Verfall der gesellschaftlichen Gewalten in Einklang zu bringen 
und also deuten zu wollen. Sie bleibt ein einsamer Gast auf den Höhen, die 
sie mit den Waffen der begehrlichen Liebe errungen hat. Aber dennoch 
bleibt es die Schuld ihrer Zeit, sie nicht als einen solchen empfunden zu 
haben. Wie in jedem zum Verfall neigenden Staatswesen nicht anders als 
im Griechenland des Demosthenes, im nachdiokletianischen Rom und im 
Byzanz der späteren Komnenen, sp mußte sich auch im damaligen Frank- 
reich, das auf endlose Stürme und Drangsale zurückzublicken vermochte 
und dessen Gesellschaft innerlich zermürbt der Entscheidung über das 
Ausmaß der militärischen und wirtschaftlichen Weltgeltung des Landes 
entgegensah, Stumpfheit und Teilnahmslosigkeit geltend machen. Und. 
solches geschah gerade im Augenblick, da die ermatteten Kräfte noch 
einer angestrengten Zusammenfassung bedurft hätten. Die Anforderungen 
an die Masse waren vielleicht zu hohe, jedenfalls aber die Enttäuschung der 
urteilsfähigen Bevölkerungsschichten eine zu häufig wiederkehrende ge- 
wesen, als daß die Sonderzwecke des Einzelnen die Sorge um das Gemein- 
wesen an Bedeutung nicht übertreffen sollten. Aus diesem atomisierten 
Massenleben konnte kein tätiges Schaffen einer eruptiven, unausschöpflichen 
Kraft entstehen. Es fehlte dazu die vorangegangene Zeugung der Lebensflut, 
wie sie bloß in einer geschlossenen, in sich verbundenen Gesamtheit zu ent- 
stehen vermag. Das gesellschaftliche Räderwerk stand still. Ein selbst bei ent- 
scheidenden Anlässen untätiges Verhalten war die Folge. Und dem hat 
das höfische Leben entsprochen. Dort folgte Fest auf Fest. Ein berauschen- 
der Freudentaumel, der alle sorglos hielt, begleitete die ersten Schlappen, 
welche man schon erlitten hatte. Diese von Frau von Pompadour ver- 
anstalteten Festlichkeiten überragen an Prunkentfaltung jene Ludwigs XIV. 
bei weitem. Aber im Gegensatz zu den früheren fehlt ihnen der tiefere Sinn. 
Ludwigs XIV. Feste haben gleich den Kriegszügen dem Königtum gedient. 
Die Macht des Landesherrn über die Großen des Reiches ist durch ihre 
Veranstaltung gesichert worden. Sie sind mitwirkendeMittel zur Erhaltung 
der despotischen Staatsform gewesen und wären unterschätzt, wenn man 
sie nicht als ein sehr wesentliches Glied im System der Mittel, welche 
die despotische Staatsform erhalten sollten, ansehen würde. Damals war 
das Fest der zeremonielle Ausdruck dessen, daß der Glanz des Königtums 
der oberste Staatszweck sei, da war das Fest die Lichtseite der unum- 
schränkten Herrschergewalt des Königs, es war Schönheit, die zwar nicht 
auf dem Grunde des Guten, der Verfolgung eines gemeingültigen Zieles 
ruhte, aber doch ein solches vortäuschen sollte. Die schnelle Aufeinander- 
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folge der Feste begünstigte sodann diese Täuschung. Und als diese ge- 
lungen war, da ist das Fest kein Fremdkörper im gesellschaftlichen Or- 
ganismus gewesen, sondern hatte seine Bestimmung erfüllt, den amorphen 
Bau der Gesellschaft, wie ihn der Despotismus mit seinen streng mecha- 
nischen Gewalten, der Militärmacht und seinem polizeilichen Verwaltungs- 
apparat bedingte, hinweg zu lügen. Die teilmäßigen Gefüge, in welche die 
Gesellschaft kraft der geltenden Staatsform zerlegt wurde, sind dadurch 
dem Scheine nach zur Gliedhaftigkeit emporgestiegen. Daß es die sorg- 
losen und nicht die ernsten Stunden sein mußten, da solches geschehen 
konnte, ist sehr bezeichnend und beweist das an der Oberfläche der gesell- 
schaftlichen Erscheinungen haftende Wesen des Despotismus,. 


- Die Festlichkeiten der Frau von Pompadour hingegen verfolgten 
einen weitaus unbedeutenderen Zweck. Sie sollten die äußere Bindung 
zwischen ihr und dem König sein. Daneben hatten sie der Zerstreuung 
zu dienen. In erster Linie dem Herrscher über die Sorge um die kommenden 
Dinge hinwegzuhelfen. Ob Ludwig XV. nach ihnen ein ähnliches Bedürfnis 
gehabt hat wie sein Ahne, ist eine weitere Frage. Soferne man in Ludwig XV. 
einen Scheindespoten sieht — und dafür spricht die Lage, in der er sich 
befunden — ist man zur Annahme berechtigt, daß die dem Despotismus 
eigene Oberflächlichkeit in Wahl und Widmung der politischen Mittel 
Ludwig XV. dazu bewogen hat, die gleichen Formen zu beobachten, wie- 
wohl sie schon seit langem überlebt waren und daher die alte Wirksamkeit 
nicht mehr besaßen. Diese konnte ihnen gar nicht mehr innewohnen, denn 
der reine Absolutismus, welcher vordem gegolten, hatte bereits in der 
Außenpolitik ein die französische Gesellschaft verbindendes Ziel gefunden, 
so daß die Zeremonie (das Fest) einer Leistung enthoben war, die sie als 
ein bloß auf Schein und Äußerlichkeit gerichtetes Mittel ohnehin nicht in 
ihrer Echtheit vollbringen konnte. Im übrigen lassen sich aus dem Umstand, 
daß die Mehrzahl der Kämpfe auf weit entfernten Kriegsschauplätzen 
geschlagen worden sind, Folgerungen ziehen, welche die aufgeworfene Frage 
verneinen. Ein geschichtlicher Rückblick liefert den vollständigen Beweis. 
Kriege und Feste Ludwigs XIV. sind wahlverwandte Mittel gewesen, die 
dem gleichen Zwecke gewidmet waren. Bis zum Friedensschluß von Utrecht 
waren es die dynastischen Ziele, um welche ausschließlich gekämpft worden 
ist. Ja, der Kampf als solcher hat bereits einem dynastischen Ziel genügt, 
da er den hohen Adel beschäftigt hielt, der, unbeschäftigt, dem Herrscher 
leicht gefährlich geworden wäre.!) Mit dem Tode Ludwigs XIV. und dem 
Fehlschlag der von ihm befo!gten Politik, zu welcher der Feldherr, aber 
nicht der Staatsmann geraten hat,?) nimmt die Kriegführung einen anderen 


1) Diese Annahme wird von Schumpeter, „Zur Soziologie der Imperialis- 
men“, Tübingen 1919 (Sonderabdruck aus dem Archiv für Sozialwissenschaft und 
Sozialpolitik, Bd. 46, Heft 1 u. 2), S. 42 f., vertreten. 

:) Hierüber wird ein Aufsatz, der das Zeitalter Ludwigs XIV. behandelt, näheres 


bringen. 


284 Stephan Raditz. 


Charakter an. Sie wird nicht mehr zum ausschließlichen Wohle des 
Herrscherhauses, sondern zur Forderung kollektiver Zwecke betrieben. 
Bereits der französisch-spanische Krieg, welcher der Wahrung der staat- 
lichen Einheit gedient hat, läßt dies deutlich erkennen. Und die Cella- 
marische Verschwörung, welche sich im Gefolge dieses Krieges geltend- 
gemacht hat, ist nichts anderes gewesen, als eine Auflehnung einzelner 
Persönlichkeiten, die sich zurückgesetzt fühlten und nun ihr Heil in der 
Empörung suchten. Diesen Leuten schien die Gegenwart beschwerlich, 
weil bei ihnen das Nachempfinden der verflossenen Ordnung die Gültig- 
keit der herrschenden tiberwog.') Mit dem Siege des reinen Absolutismus, 
der im Gegensatz zur Despotie den Gemeinzweck dem Fürstenzweck 
vorangehen läßt, hat die Kriegführung ihre Bedeutung gewechselt. In 
der Zeit der Regentschaft vollzieht sich dieser Wandel. Von nun an wird 
(soweit Frankreich und soweit das 18. Jahrhundert in Betracht kommt) 
für staatliche Interessen oder zumindest in diesem Glauben gekämpft. 
Selbst der Kardinal Fleury, ansonsten ein dem Herkommen ergebener 
Mann, anerkennt die neue Wertung des Krieges. Bemerkenswert in 
diesem Belange ist jedenfalls seine Rede, die er am Kongreß zu Soissons 
gehalten hat. Sie wird. von dem Gedankengange eingeleitet, daß „... 
die Mächte ihren Zweck leicht erreichen könnten, wenn man mit Ein- 
stimmigkeit und nach Recht und Billigkeit handle und nicht hafte an 
dem falschen point d’honneur, in nichts nachgeben zu wollen, sondern 
vielmehr dasselbe einem reellen Nutzen aufopfere‘“.2) Der greise Kardinal 
hat damit jene Politik verurteilt, die den Ehrenpunkt vorschützend, 
nach der Erfüllung von Sonderzwecken strebt. Die allmähliche An- 
erkennung dieses höheren Gesichtspunktes bezeichnet den Untergang 
der Despotie. Ludwig XV. wahrt sie nur noch zum Schein. Die Zeit, da er 
der Vormundschaft entwachsen tatsächlich die Herrschaft geübt hat, 
läßt sich in zwei Abschnitte teilen. Der erste ist durch das Hervortreten 
des Kardinals Fleury und des Marquis von Argenson gekennzeichnet. Er 
unterscheidet sich von der Regentschaftszeit, welche mit den überlieferten 
Formen gebrochen hat, bloß äußerlich. Die politischen Ziele, welche die 
Herrschenden verfolgen, weichen zwar im einzelnen sehr wesentlich von 
jenen ab, deren Erreichung während der Vormundschaft des Königs 
angestrebt worden ist. Aber gemeinsam bleibt es ihnen doch, daß sie das 
Staatswesen und seine Gesellschaft, mithin ein Kollektivum zu fördern 
bestimmt gewesen und daß diesem höheren Ziele alle Sonderzwecke schlecht 
und recht eingeordnet worden sind. Der zweite Abschnitt umfaßt den Rest 
der Regierungszeit Ludwigs XV. und ist durch dieZuneigung gekennzeichnet, 
welche der König zwei Frauen geschenkt hat, von denen die Geschichte 
nichts Rühmliches zu berichten weiß. In unsere Zeit, deren gesellschaft- 
5 1) Hierüber wird ein Aufsatz, der die Zeit der Regentschaft behandelt, näheres 
ringen. 

5) Angeführt aus Paulsen, „Die äußere Politik > nenn Fleury", 
Memel 1869 (Jahresbericht des städtischen Gymnasiums), S. 15. 
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lichen Ziele wir zu deuten unternommen haben, fällt lediglich die Wirksam- 
keit der einen dieser beiden Frauen, über deren Einflußnahme das Wesent- 
lichste auch schon berichtet worden ist. Hingegen fällt das Wirken der Frau 
von Barry, welche in einer späteren Zeit die Geliebte des Königs ge- 
worden ist, nicht mehr in das Feld unserer Betrachtung. Doch entgeht 
uns dadurch nicht viel; denn Neuartiges ist vermöge des Einflusses, welchen 
die Frau von Barry auf den König gewonnen hat, nicht entstanden. 
Vielmehr zeigt gerade ihre Erscheinung, wie lange sich noch eine gesell- 
schaftliche Lebensform zu erhalten vermag, deren Verkehrtheit, ja Zweck- 
widrigkeit durch die Tatsachen bereits augenfällig bewiesen worden ist. 

Dieser zweite Abschnitt der Regierungszeit Ludwigs XV. verdient 
die Bezeichnung einer Scheindespotie. In ihm sollen die vom Gesichts- 
punkt des Despotismus bewährten Herrschaftsmittel abermals in Wirk- 
samkeit treten. Krieg und Fest werden zur Stütze des Thrones verbündet. 
Aber die Parallele ist ebensowenig vollständig, als der ideenhafte Gegen- 
satz jemals in seiner haıten Logik in Erscheinung tritt. Die Kriege waren 
nicht ausschließlich eine Waffe der despotischen Lebensform, denn sie 
haben es am wesentlichsten Merkmal fehlen lassen: die in weiter Ferne 
kämpfenden Truppen sind nicht deshalb ins Feuer geschickt worden, um 
die Allmacht des Königtums zu verteidigen; dessen Stellung war von der 
Erhaltung des überseeischen Besitzes jedenfalls unabhängig. Bloß den 
gegen die norddeutsche Gruppe kämpfenden Heeren war vielleicht auch 
diese Aufgabe zugedacht. Hier spielte sich noch Derartiges ab, was all- 
gemein mit dem Ausdruck Kabinettskrieg bezeichnet wird. Zumindest 
ist nicht einzusehen, welcher konkrete Interessengegensatz Frankreich 
und die norddeutschen Staaten (mit Ausnahme Hannovers) die Feind- 
scligkeiten ergreifen ließ. Selbst die Kriegführung Ludwigs XV. ist mithin 
kein klares, durchsichtiges politisches Gebilde, sondern erscheint gleichfalls 
als ein Ausdruck der Verworrenheit. Und dieses Urteil gilt in noch ge- 
steigertem Maße vom höfischen Leben der damaligen Zeit. Weder in den 
ernsten noch in den leicht zu nehmenden Angelegenheiten läßt sich ein 
zielbewußter Wille empfinden, womit dem kritischen Denken der Weg 
bereitet gewesen ist. 


Quesnay als Anwalt des Königtums. 


Dem Verhalten des Königtums haben die Schriften der politischen 
Literaten jener Zeit völlig entsprochen. Sie bekunden ausnahmslos eine 
Verneinung der herrschenden Gewalten, ohne aber vom Könige selbst 
Rechenschaft zu fordern. Ludwig XV. hat den Ruf eines gutmütigen 
Menschen genossen, weshalb ihm persönlich von keiner Seite nahegetreten 
worden ist. Das von ihm geübte System jedoch, oder besser gesagt, die 
Systemlosigkeit seiner Regierung, mußte sich allenthalben Anfeindungen 
gefallen lassen. Jeder, der den Gebildeten etwas zu sagen hatte, mochte 
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es was immer betreffen, fühlte sich auch berufen, über die politischen 
Zustände sein Urteil abzugeben. Dementsprechend stand sodann die 
öffentliche Meinung unter sehr vielfältigem Einfluß, allein die jeweiligen 
Anschauungen hatten recht viel miteinander gemeinsam und sollten 
deshalb bald ineinander verfließen, bis schließlich im Chaos der Meinungen 
und Wünsche ein Erstlingsverlangen kennbar wurde, aus dem die Be- 
gehrungen niederer Ordnung sämtlich hervorgingen: die Freiheitsforde: ung. 

Professor Wahl hat uns in seinem Werke, das die Vorgeschichte der 
französischen Revolution behandelt, verständlich gemacht, daß die weitesten 
Kreise von dieser Forderung eine bloß unklare, durchaus verschwommene 
Vorstellung besessen haben. Selbst Persönlichkeiten, wie Voltaire und bis 
zu einem gewissen Grade auch der Abbé Mably, welche die öffentliche 
Meinung lenkten, waren von keinen politischen Grundsätzen geleitet, die 
auf irgendeinem gedankenfesten Untergrund gefußt hätten.) Nach der 
ungemein zwingenden Darstellung Wahls haben demnach die praktischen 
Politiker, welche gegen die Regierung Stellung nahmen, jene Männer, die 
über den Umsturz hinausgedacht haben, Rousseau und Montesquieu, bloß 
oberflächlich auf sich wirken lassen. Die Partei der Empörer trifft demnach 
der gleiche Vorwurf wie die Herrschenden; auch sie, die Führer der Linken, 
haben kein festumrissenes Ziel vor sich gesehen, noch haben sie sich im 
mindesten bemüht, aus den Werken der freiheitlichen Staatsphilosophen, 
den Theoretikern der Aufwieglung, mehr herauszulesen als es die breite 
Allgemeinheit getan hat, nämlich das abfällige Urteil über die bestehende 
Ordnung, indessen die aufbaulichen Gedanken Rousseaus und Mon- 
tesquieus für sie ebenfalls vergebens entwickelt worden sind. Das Bild 
der politischen Parteien müßte demnach als ein vollkommen trostloses 
gezeichnet werden. Nach dem bisher Gehörten wiese es auf zwei die Gesell- 
schaft bewegenden Kräfte. Die eine, vom versinkenden Königtum vertreten, 
leitet zum Untergang, die andere von der Partei der Empörer getragen, 
befürwortet das Verderbnis, ohne aber für eine planvolle Neuordnung 
Vorsorge zu treffen. Dieses Bild ist im allgemeinen auch stichhältig und 
wird durch den weiteren Verlauf, den die Ereignisse genommen haben, 
nur bestätigt. Allein das Verschwinden einer, ihrem Gehalte nach vielleicht 
allzu widerspruchsvollen oder in manchem Belangen übersättigten politischen 
Lebensform gäbe zu keinen Weiterungen Anlaß, sondern müßte gleichsam 
als etwas Selbstverständliches empfunden und also in ihren harten Um- 
rissen gezeichnet werden, falls nicht eine ideengeschichtliche Begebenheit 
die ansonsten eindeutig bestimmten Geschehnisse in mancher Beziehung 
ergänzen würde. 

Von den beiden gesellschaftlichen Mächten, die wir bisher am Plane 
sahen, war keine geneigt, ein positives Programm zu vertreten. Dem 


t) Ihre Theorien werden in knappster Fassung von Guglia wiedergegeben. „Die 
konservativen Elemente Frankreichs am Vorabend der Revolution“, 
Gotha 1890, S, 360 ff. 
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Königtum fehlte es an einem zielbewußten Vertreter, um zu einer sinn- 
gemäßen, despotischen Staatsform gelangen zu können.!) Aber auch der 
zweite Ausweg, den Montesquieu gewiesen hatte, blieb ihm verschlossen, 
denn vom Schein der herkömmlichen Gepflogenheiten vermochte es sich 
nicht loszusagen. Die Empörer hinwieder eiferten nur gegen das Bestehende 
und erschöpften sich in einem unfiuchtbaren Kritizismus. Hüben wie 
drüben traten mithin ausschließlich zwangsläufige, d. h. dem gesellschaft- 
lichen Einheitsstreben entgegenstehende Gewalten in Wirksamkeit.:) Von 
einem höheren Gesichtspunkt aus gesehen, waren sohin die beiden maß- 
gebenden gesellschaftlichen Mächte ihrem inneren Gefüge nach ver- 
schwistert, wenngleich der Erfolg der einen am Mißerfolg der anderen hing. 

An dieser Sachlage hat sich auch späterhin nicht das mindeste geändert. 
Lediglich ein kümmerlicher Versuch, die Empörung auf gesetzlichem Wege 
auszutragen, liegt vor. Er ist in den Schriftwerken der Physiokraten an- 
gestrengt worden, einer volkswirtschaftlichen Schule, deren Oberhaupt 
Francois Quesnay, ein Arzt am Hoflager des Königs, gewesen ist. Wie die 
meisten Ärzte vermöge ihrer naturwissenschaftlichen Einstellung zur 
Politik kein Geschick besitzen, so ist auch Quesnay ein schlechter Politiker 
gewesen. In diesem Urteil darf man aber keineswegs eine Herabwürdigung 
seiner Persönlichkeit vermuten. Diese ist ausschließlich in der Welt des 
interesselosen Gedankens gelegen gewesen und kann deshalb vom Gelände 
her, in dem sich unsere Darstellung bewegt, nicht aufgesucht werden. Man 
mag uns darob tadeln, daß wir in einem Werke, welches sowohl die Deutung 
der Gesellschaft wie die der Wirtschaft des vorrevolutionären Frankreich 
verfolgt,*) dem ersten Meister, ja dem Urheber der aufklärenden Wirtschafts- 
lehre durch eine Nebenpforte entgegentreten. Es fiele uns gar nicht schwer, 
diesem Tadel dadurch zu entgehen, daß wir uns auf die unmittelbaren 
Beziehungen hinzuweisen beschränken, welche Quesnay mit dem pul- 
sierenden Leben verbinden. Allein wir werden denen kein Zugeständnis 
machen, die das Wesentliche einer Sache nicht nach ihrem 
eigenen Gehalt, sondern nach der zufälligen Bauart ihres Gefüges be- 
urteilen. Diesen Standpunkt halten wir uns im gegebenen Falle um 


1) Als ein Despot zu wirken, ist ausschließlich der Starke fähig. Ein Schwächling 
ist niemals ein wahrhafter Despot. Seine Launen, werden erst durch die Gesellschaft, 
welche sie erfüllt, zu Herrenlaunen. 

2) Diese so überaus häufige Erscheinung hat von seiten Prof. v. Wiesers 
ihre Bestimmung erhalten (,Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft“, im 
Grundriß der Sozialökonomie, Tübingen 1914, I. Abt. S. 236 f.). Man geht demnach 
nicht fehl, unter den zwangsläufigen gesellschaftlichen Gewalten alle jene zu verstehen, 
welche der gesunden Leistungswilligkeit des einzelnen hemmend entgegenstehen, 
obzwar diese notgedrungen nicht bloß ein persönliches, sondern gleichzeitig auch das 
diesem übergeordnete kollektive Ziel zu verfolgen berufen ist. | 

3) Dies gilt inbegrifflich der beiden vorhin erwähnten Aufsätze, welche ursprüng- 
lich mit dem vorliegenden Aufsatz in erweiterter Form gemeinsam zu veröffentlichen 
geplant gewesen sind, wovon jedoch mangels eines Verlegers, der sich hiezu bereit 
erklärt haben würde, abgesehen worden ist. 
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so mehr einzunehmen berechtigt, als wir es hier mit keinem Zufall, sondern 
mit einer notwendigen Ubereinstimmung zu tun zu haben vermeinen. 
Die Folgebeständigkeit einer gedankenarmen Politik hat Frankreich 
bei Erfüllung seiner auswärtigen Angelegenheiten in eine bedenkliche 
Zwangslage geraten lassen. Völlig ungenügend gerüstet ist es den Gefahren 
eines Zwei-Fronten-Krieges überantwortet worden. In Europa war es der 
deutsche Norden, in den Kolonien allenthalben die Engländer, welche die 
Weltgeltung des französischen Reiches zu brechen drohten. Über den Ver- 
lauf des ZusammenstoBes wird, soweit er für diese Darstellung von In- 
teresse ist, späterhin noch zur Genüge berichtet werden. Unaufhaltsam 
haben die Franzosen während des siebenjährigen Krieges Stützpunkt auf 
Stützpunkt verloren. An den Mißgeschicken jedoch, von welchen Heer 
und Flotte ereilt worden ist, hat in erster Linie die heimatliche Regierung 
ein unmittelbares Verschulden getroffen. | 


Die Summe der Veranlassungen, welche zu dem Kriege und zu dem Ver- 
lust des Krieges geleitet haben, haben auch die Empörung vorbereitet. Von 
seiten der freiheitlichen Staatsphilosophen bereits vor langer Hand gerecht- 
fertigt, sollte sie einige Jahre nach Beendigung des Krieges zum Ausbruch 
gelangen. Es hat immerhin verhältnismäßig langer Zeit bedurft, bis die 
innere Gärung die Massen mit sich gerissen hat. Allein die herrschenden. 
Gewalten sind dennoch unerwartet betroffen worden. Erst als der Aufruhr 
unverhiillt und öffentlich empfohlen wurde, haben sie von den zu be- 
fürchtenden Dingen Kenntnis genommen und sich durch Schmiegsamkeit 
zu schützen versucht. 


Diese Begebenheiten lassen den Rückschluß zu, daß noch ehe der 
Entscheidungskampf eröffnet wurde, alle staatliche Kraft zerrüttet ge- 
wesen ist, mit deren Hilfe einstens die Regierung, allerdings nicht immer 
zum Heile der Nation, ihre Ziele verwirklicht hat. Diesmal lag die Leitung 
der Geschäfte durchwegs in den Händen willfähriger Beamter, denen Frau 
von Pompadour nach eigenem Gutdünken Weisungen erteilte. Es hätte 
einer außergewöhnlich kraftvollen Persönlichkeit bedurft, um solchem 
Unwesen zu steuern. Allein jene Zeit hat auch ohne sie das Auslangen 
gefunden. Man stellte Betrachtungen an und fühlte sich schließlich be- 
friedigt, sein politisches Empfinden zum Ausdruck gebracht zu haben. 
Wohl hatte man den Sinn für die Wirklichkeit keineswegs verloren. Aber 
durch die lange Dauer der unerquicklichen Verhältnisse waren die Gemüter 
zermürbt, so daß kein schaffensfreudiger Politiker an ihnen eine brauch- 
bare Handhabe, geschweige denn eine moralische Rückendeckung gefunden 
hätte. So war es eben im natürlichen Lauf der Dinge gelegen gewesen, daß 
das Literatentum die führerschaftliche Rolle übernahm. Damit hat die 
Fülle der Ereignisse, welche Frankreichs Kampf um seine Weltgeltung 
kennzeichnen, bereits ihr Ende erreicht. Was jetzt noch folgt, zählt nicht 
mehr mit in diesem Kampfe, denn es leistet nichts mehr für ihn. Weder 
die unbedingten Gegner der herrschenden Gewalten noch die Physiokraten, 
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das sind wie vorhin erwähnt Quesnay und seine literarischen Gefolgsleute, 
die ebenfalls am Königtum Kritik geübt, aber nicht wie jene im bekämpfen- 
den, aburteilenden, sondern in einem erziehlichen, wohlmeinenden Sinne, 
können mit den außenpolitischen Ereignissen in unmittelbare Beziehung 
gesetzt werden. Wohl haben auch manche Literaten zu diesen Geschehnissen 
Stellung genommen, aber damit war immer bloß ein persönliches Urteil 
abgegeben, welchem keine selbständige politische Bedeutung zugefallen ist. 
Zumindest nicht in betreff der auswärtigen Angelegenheiten. Die Ge- 
staltung der inneren Verhältnisse haben sie allerdings beeinflußt. Alle 
folgenden oppositionellen Stürme sollten ihre Rechtfertigung im politischen 
Freiheitsideale finden, wie es ganz im Sinne der rationalistischen Lebensauf- 
fassung des 18. Jahrhunderts erhoben worden war. 

Da der Streit um die Gesellschaftsverfassung von der politischen Schau- 
bühne in die Literatenstube geraten ist, ist er als akademische Frage behandelt 
und mit Ausschluß aller persönlichen Reibungen erörtert worden. Es wäre 
verfehlt, zu behaupten, daß damit der weiteren Entwicklung der Dinge 
ein Vorteil erwachsen sei. Vielmehr muß diese Phase als die Ruhe vor der 
Erhebung angesehen werden. In diesem Sinne haben sich auch die Literaten 
verhalten unter denen Quesnay nicht bloß wegen seiner wissenschaft- 
lichen Bedeutung, sondern schon deshalb hervorragt, weil er in sach- 
lichster Weise die herrschende Gesellschaftsordnung zu läutern bestrebt 
gewesen ist. Sein Einfluß war freilich nicht bedeutend genug, als daß sich 
die politischen Wogen geglättet hätten. Auch hat sein Vorhaben kein 
an Wille, als vielmehr der nüchterne Egoismus wissenschaftlicher 

erzeugung bekräftigt. Dieser persönliche Umstand hat gleichfalls dazu 
beigetragen, daß Quesnay nicht in die Geschichte getreten ist. Selbst 
seinen politischen Anschauungen ist von seiten seiner erkenntnistheo- 
retischen Bemühungen ein derartiges Maß an Wertfreiheit zugefallen, daß 
auch sie fürs tätige Leben ohne Wirksamkeit geblieben sind. 

Die Entwicklung der politischen Begebenheiten, welche den Kampf der 
Franzosen um die Weltgeltung ihres Reiches mit einem negativen Ergebnis 
abschließt, wird auf diese Weise durch die Abzweigung ergänzt, welche 
die volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Gedankenrichtung genommen 
hat. Im Begriffe, sich zu wissenschaftlicher Genauigkeit zu erheben, löst 
sie sich insolange von den praktischen Erfordernissen des Daseins los, bis 
ihr das nötige Maß von Abstraktheit zuteil geworden ist. Am Beginne. 
dieser Entwicklung steht das künstlichste System, welches sich von der 
Realität der Dinge auch dementsprechend am weitesten entfernt. Im 
Ansinnen Quesnays, der weitaus mehr als das bloße Grundgefüge dieses 
Systems gestaltet hat,') ist es nicht gelegen gewesen, seiner Zeit als Kritiker 
gegenüberzutreten. Es war der naturwissenschaftliche Geist, welcher sich 
damals um die Lösung politischer Fragen abzumühen begann, und diesem 
Geist ist das Spiel der Geschichte aus innerer Notwendigkeit unzugänglich, 


ı) Das erst späterhin als das physiokratische bezeichnet worden ist. 
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er prüft nicht das Werdende und nicht das Gewordene, sondern den 
Schattenriß alles Seienden und die Normen von dessen ursächlicher Ge- 
staltung. Alles was dieser Geist geformt hat, steht mit geschichtlichen 
Begebenheiten weleher Art immer ohne Zusammenhang. Deshalb wäre 
es auch ein grundsätzlicher Fehler, Quesnay, Jen ersten Vertreter jener 
Gedankenrichtung auf dem Gebiete der Gesellschafts- und Wirtschafts- 
wissenschaft, mit der Geschichte seiner Tage zu verflechten. Lediglich 
die Übereinstimmbarkeit seines staatspolitischen Zieles mit den ungelösten 
Fragen seines Zeitalters darf unterstrichen werden. Er steht abseits von 
der „geraden“ Bahn, welche zumeist aus den aufeinanderfolgenden Hand- 
lungen der tätigen Politiker entnommen werden kann. Zu ihm wird man 
nicht durch die Logik der Geschehnisse gedrängt. Er will aufgesucht sein, 


sobald man sich für seine politische Bedeutung interessiert. 

Im Rahmen dieser Arbeit, welche die Beziehungen Quesnays zu den herrschenden 
Verhältnissen aufzudecken sucht, ist es nicht gelegen, Einzelheiten seiner wirtschafts- 
theoretischen Untersuchungen wiederzugeben. Erstreckt sich auch seine schrift- 
stellerische Wirksamkeit im wesentlichen hierauf,!) so glauben wir uns dennoch einer 
ausführlichen Darstellung der Ansichten Quesnays enthoben, denn uns berührt das 
Lichtbild seiner Gestalt nur insofern, als sie zur Not im Wandel der geschichtlichen 
Ereignisse gedacht werden kann, als gesellschaftlicher Erzieher. Im Hinblick auf den 
mit dieser Studie verfolgten Zweck genügt es demnach, wenn die theoretischen Frage- 
stellungen, wie sie von Quesnay aufgerollt worden sind und deren Beantwortung in 
groben Zügen entworfen werden. 

Vorweg sei bemerkt, daß sich das Schriftwerk Quesnays, soweit es unser fachliches 
Interesse erregt, .begrifflich in drei Unterteilungen scheiden läßt, die aber einander 
keineswegs gleichgeordnet sind. Als der ursprüngliche Zweig muß die aufklärende 
Wirtschaftslehre gelten, die aber sehr bald von wirtschaftspolitischen Forderungen 
abgelöst wird. Erst um deren Verwirklichung zu sichern, werden sodann politische 
Forderungen allgemeiner Natur erhoben, welche mithin gleichsam als die dritte und 
letzte Stufe des Lehrgebäudes gelten müssen. | 

An der Geschlossenheit dieses Bildes vermag der Umstand nichts zu ändern, daß 
 Quesnay, und zwar abermals begrifflich, wenn auch nicht tatsächlich, d. h. der zeitlichen 
Folge entsprechend, in der seine Abhandlungen erschienen sind, vom „Naturrecht‘ 
ausgegangen ist. Dieses wird zum Knotenpunkt des ganzen Lehrgebäudes, denn 
. naturrechtmäßige Anschauungsweise bedeutet schlechterdings nichts anderes als eine 
Stellungnahme zu den gesellschaftlichen Lebensformen, die unter der Voraussetzung 
erfolgt, daß diese ihre Regelung nach den Grundsätzen der Vernunft empfangen, 
beziehungsweise nach diesen Grundsätzen geregelt werden können und vorteilhafter- 
weise (ganz im Sinne des Individualismus) auch darnach geregelt werden sollen. Ein 
Naturrecht im strengen Sinne des Wortes hat niemals bestanden, was sich schon aus 
den einander widersprechenden Forderungen der Naturrechtslehrer ergibt. Natur- 
rechtlich und vernunftgemäß sind gleichlautende Begriffe. Die naturrechtliche oder 
vernunftgemäße Anschauung der Wirtschaft wird aber bei Quesnay in zweifacher 
Fassung vorgetragen. Erstens als die unwandelbare Logik des wirtschaftlichen Ge- 
schehens und zweitens als eine Sollordnung, welche alle Geschehnisse des praktischen 
Lebens ihrem logischen Fundament änbequemen will. Die Verschmelzung dieser 
beiden Anschauungsweisen, welche begrifflich voneinander streng geschieden werden 
können, liegt im Wesen des Naturrechts begründet, denn die Vernunftgemäßheit der 
Gesetze des Daseins schließt bereits das Erfordernis ihrer durch keine „äußeren‘‘ 


1) Medizinischen und philosophischen Abhandlungen hat Quesnay gleichfalls 
geraume Zeit gewidmet. 
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Gegebenheiten getrübte Verwirklichung in sich. Auf die Bedeutung, welche diese 
methodologische Einstellung im Lehrgebäude Quesnays erlangt, soll noch zurück- 
gegriffen werden, nachdem uns das Lehrgebäude selbst verständlich geworden ist. 

Die natürliche Ordnung, wie sie Quesnay vorgeschwebt, hat ihn ein innigeres 
Verhältnis zu den naturgegebenen Grundlagen menschlicher Tätigkeit erfassen lassen, 
als es bis dahin jemals der Fall gewesen ist. Dies war der Weg, welcher Quesnay dazu 
verleitet hat, in der Natur alles und im Menschen eine bloße Hilfskraft der Natur zu 
erblicken.!) Die Summe der landwirtschaftlichen Tätigkeiten wird solcherart zu einer 
unumschränkten, allumfassenden Grundlage der Wirtschaft erhoben. Eine Irrung, 
in die (nesnay von allem Anfange an verfallen ist, die er aber niemals erkannt, sondern 
beharrlich zu Ende gedacht hat. Wie wertvoll diese systematische Verfolgung eines an 
sich falschen Gedankenganges gewesen ist, erhellt sich aber daraus, daB sie in ihrer 
Geschlossenheit für die Wirtschaftswissenschaft vorbildlich wurde; denn sn unrichtig 
auch das Herausgreifen einer einzigen wirtschaftlichen Tätigkeit und deren Über- 
ordnung über alle anderen wirtschaftlichen Tätigkeiten war, ihre Inbeziehungsetzung 
zu diesen hatte doch den wahren Kern umschlossen, daB in jeder wirtschaftlichen 
Handlung bereits die Veranlassung zu ihrer Wiederkehr gelegen sei, daB jede wirt- 
schaftliche Handlung nur als ein Glied im beständigen Kreislauf der wirtschaftlichen 
Tätigkeiten aufgefaßt werden dürfe. Dieser Kreislauf ist sodann von Quesnay in 
schematischer Weise zur Darstellung gebracht worden, als er die jährlich wieder- 
kehrenden Verschiebungen der Erträge und Ausgaben in der sogenannten Wirtschafts- 
tafel, dem tableau économique, verzeichnet hat. Bereits aus ihr vermag der ober- 
flächliche Betrachter zu erschen, welche überragende. Bedeutung seitens Quesnays 
der Landwirtschaft zugesprochen worden ist. Sie erscheint als das einzig Wert schaffende 
Glied im Wirtschaftskörper. Das Gewerbe hingegen ist eine zwar notwendige, aber 
dennoch unfruchtbare Einrichtung, denn die gewerbliche Tätigkeit kann bloß ver- 
ändernd, umformend, gestaltend, aber niemals hervorbringend, belebend, wieder- 
erzeugend, auf die tote Materie wirken. Die hervorbringenden, belebenden, wieder- 
erzeugenden Kräfte schlummern eben in der Natur und nur jener Mensch, welcher sie 
aus ihrem Schlafe erweckt, sie von den Hemmungen loslöst, die sich dem Inwirksam- 
keittreten dieser Kräfte entgegenstellen, vollbringt eine wahrhaft wirtschaftliche, 
eine Werte schaffende, eine fruchtbare Tätigkeit. Physische und ökonomische Kräfte, 
Natur und Wirtschaft, mechanische Veränderung und leistungsmäßige Bereitung 
werden hier miteinander verwechselt. Es ist von einem jährlichen Reinertrag, dem 
produit net die Rede, welcher auf die gesamte Gesellschaft zu verrechnen sei, und gemäß 
Quesnay auch verrechnet wird, der aber nur von einer einzigen Gruppe der Gesell- 
schaft, dem Landwirt, erarbeitet worden ist. Demgemäß werden im Systeme Quesnays 
die Leistungen eines jeden auf die Tätigkeit dieser einzelnen Gruppe abgestellt, welche 
für alle übrigen nicht nur die Urerzeugnisse beschafft, vielmehr mit dieser Handlung 
den gesamten Wohlstand einer Bevölkerung bereitet. Alle die bei der Erstellung der 
Rohstoffe nicht unmittelbar beteiligt sind, werden solcherart die Handlanger jener, 
die sich dem Bodenbau widmen. Auf diese Weise gelangt Quesnay dazu, die Gesell- 
schaft in drei Klassen zu teilen: die Erzeugerklasse, in welcher die Landwirte begriffen 
sind, des weiteren die verteilende Klasse, welche vermöge ihrer gesellschaftlichen 
Stellung den Kreislauf der Erzeugnisse bewerkstelligt; diese Klasse wird von den 
Grundbesitzern (Fürst, Adel und Zehentherren) erfüllt, und endlich die sterile, die 
„unfruchtbare‘‘ Klasse, welche die Verarbeiter der Erzeugnisse, das sind die Gewerbe- 
treibenden, umfaßt. Diesen aktiven Bevölkerungsschichten werden die passiven 
gegenübergestellt, welche auf einen festen Arbeitslohn angewiesen sind und deshalb 
keinen Anspruch erheben können, persönlich in der Wirtschaftstafel zu erscheinen. 
Doch werden ihre positiven und negativen Leistungen wie die der anderen Klassen 
ziffernmäßig verrechnet. Soweit die theoretischen Grundlagen des Systems. Aus ihnen 
sind im wesentlichen zwei praktische Folgerungen gezogen worden: 1. daB lediglich 


1) Demzufolge auch seine Schule als Physiokratismus = Naturherrschaftssystem 
bezeichnet wird. 
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der Reinertrag als Fundament der Besteuerung dienen könne, weil eine Steuer, welche 
über den Reinertrag hinausgreift, den Grundstock der wirtschaftlichen Güter schmälert 
und folglich die jährliche Wiedererzeugung dauernd herabmindert, und 2. daß man den 
Dingen ihren eigengestaltlichen Lauf lassen müsse, weil jeder obrigkeitliche Eingriff 
die natürliche wirtschaftliche Formgebung in einer notgedrungen unzweckmäßigen 
Art verzerre. — 

Dlese zweite Forderung, welche den leitenden Grundsatz des wirtschaftlichen 
Liberalismus beinhaltet, zählt, wie in erster Linie Mann nachgewiesen hat, nicht aus- 
schließlich zum Rüstzeug der physiokratischen Schule, sondern erfüllt beinahe gänzlich 
die volkswirtschaftlichen Anschauungen des 18. Jahrhunderts. Im übrigen ist sie nicht 
von Anbeginn mit jener Allgemeingültigkeit erhoben worden, wie man es sich vor dem 
Erscheinen des Werkes jenes Autors (Vauban und die Volkswirtschaftslehre des 

18. Jahrhunderts) meistenteils gedacht hat. Vielmehr sind bis zu einem gewissen Grade 
freiheitliche Maßnahmen auch in Zeiten zwangswirtschaftlicher Politik zur Durch- 
führung gelangt. Die Beseitigung der Binnenzölle während der Vorherrschaft des 
Colbertismus spricht hiefür. Allein dem 18. Jahrhundert ist es vorbehalten geblieben, 
den wirtschaftlichen Freiheitsgedanken mit aller Schärfe zu entwickeln. Wenigstens 
waren die einschlägigen Schriftsteller jener Zeit davon überzeugt, ihn lückenlos ver- 
treten zu haben. Worauf aber selten und wenn, so mit ungenügender Ausführlichkeit 
hingewiesen wird, ist die Eigenart mit der Quesnay zum Freiheitsgrundsatz Stellung 
genommen hat. Eine diesbezügliche Erörterung kommt in der Regel zu dem Ergebnis, 
daß Quesnay den wirtschaftlichen Fragen liberal, den gesellschaftlichen hingegen 
aristokratisch begegnet sei. Derartige oder ähnliche Beantwortungen lassen sodann 
beim Laien die Vermutung entstehen, daß sich Quesnay in einem Leitsatz seiner Lehre 
widersprochen, oder doch Mangel an Folgebeständigkeit bewiesen habe. Ein solches 
Urteil ist jedoch verfehlt und soll deshalb berichtigt werden. 

Im Gegensatz zur Rousseauschen Konstruktion des Gesellschgftsbildes, wo die 
Freiheitsforderung das ursprüngliche Glied, der Zusammenschluß der Gesellschaft zur 
staatlichen Einheit hingegen das hievon abgeleitete darstellt, wird bei Quesnay die 
Freiheitsforderung zwecks bestmöglicher Instandhaltung eines vorgefundenen Gesell- 
schaftskörpers erhoben. Ohne erst betonen zu müssen, daß es ihm um die tauglichste 
Erfüllung der wirtschaftlichen Funktionen dieses Gesellschaftskörpers zu tun ist, 
gestaltet sich mithin in seinem System die Freiheitsforderung bereits vermöge der 
Rangordnung ihrer Gültigkeit zu einem wirtschaftlichen Instrument, das seinem 
wesentlichen Inhalte nach mit keiner gesellschaftlichen Fragestellung „höherer‘‘ Art 
verquickt sein will. Es wäre deshalb verfehlt, in Quesnay eine doppelzüngige Lehr- 
meinung zu vermuten. Wer sich seinen Gedankengängen strenge zu folgen bemüht, 
wird in eine derartige Irrung auch schwerlich verfallen. 


Im übrigen ist das Naturrecht, welches dem Volkstümlichwerden so vieler Lehren 
förderlich gewesen ist, der Lehre Quesnays ein Hemmschuh geworden. Die durch 
naturrechtliche Vorstellungen bedingte Fassung seiner Lehrmeinungen hat späterhin 
verhindert, daß diese gleich vielen Lehren der Klassiker auf eine einwandfreie erkennt- 
niskritische Grundlage überbrückt werden konnten. 


In Ansehung der Entwicklungsgeschichte der Wirtschaftswissenschaft fällt der 
Dreigliederung der Gesellschaft, wie sie Quesnay vorgenommen hat, eine beachtens- 
werte Rolle zu, die vom methodologischen Standpunkt bisher nicht gewürdigt worden 
ist. Wie vorhin erwähnt, unterscheidet Quesnay zwischen einer Wert schaffenden 
Klasse, den Landwirten, zwischen einer verteilenden Klasse, den Grundbesitzern 
(Fürst, Adel und Zehentherren), und zwischen einer von diesen abhängigen, sterilen 
Klasse den Gewerbetreibenden. Diese Dreigliederung entspricht im Sinne der Ques- 
nayschen Auffassung zwar der gegebenen Ordnung, aber diese deckt sich, soferne 
die Mitglieder einer jeden Klasse keine außerhalb des Rahmens ihrer Aufgabe fallenden 
Maßnalıme treffen, was bei Quesnay gleichzeitig vorausgesetzt und gefordert wird, 
mit der natürlichen, als auch vom satzungsmäßigen Gesichtspunkt gesehen, mit der 
naturrechtlichen Ordnung der Dinge, welche sich eben daraus ergibt, daß die gegebene, 
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geschichtlich gewordene Ordnung an der natürlichen ihr Richtmaß finden soll. Die 
Quesnayschen Folgerungen haben mithin von einem philosophischen Obersatz ihren 
Ausgang genommen und sind nicht einem vorsichtigen Betasten des Wirtschaftsbildes 
entschlüpft. Quesnay läßt sodann, wieder in seinem Sinne, wenn auch nicht mit seinen 
Worten gesprochen, die wirtschaftliche Erkenntnisweite der Werktätigen so weit 
reichen, als ihre wirtschaftliche Machtentfaltung langt. Die starren Scheidewände, 
welche zwischen den einzelnen Klassen errichtet sind, werden hier fühlbar, denn sie 
hindern nicht nur die Deutung, sondern auch die gedankliche Vorstellung des einzelnen 
Tauschzuges. Kein Vorzug einer das gemeine Ganze berücksichtigenden Darstellungs- 
weise, als vielmehr ein methodologischer Fehler, welcher sich aus der individualistischen 
Naturrechtsanschauung herleitet, gibt sich hierin kund. Dieser steht mit dem sonstigen 
Grundirrtum der Quesnayschen Wirtschaftsauffassung, der Verwechslung physischer 
und wirtschaftlicher Leistungsergebnisse, in gar keinem Zusammenhang. Nur einem 
unkritischen Urteil ist es zuzuschreiben, wenn beständig diese Verwechslung als der 
Grund dafür angegeben wird, daß die Folgezeit an Quesnay und seine Schule keine 
rechten Anknüpfungspunkte gefunden hat. Diese Verwechslung zieht sich ja noch 
lange Zeit durch die Wissenschaft, ist auch bereits vor Quesnay in der Lehrmeinang 
der Kanonisten vertreten und darf lediglich wegen der Schärfe, mit der dasihr zugrunde 
liegende Verhältnis von Quesnay betont worden ist, für diesen als Besonderheit 
gelten. Nicht die gekennzeichnete typische Verwechslung, sondern die unheilvolle 
Bedeutung, welche das Naturrecht für das Quesnaysche Lehrgebäude gewonnen hat, 
verleihen ihrem Schöpfer die isolierte Stellung, die ihm in der späteren Entwicklung 
der Wirtschaftswissenschaft sehr notgedrungen bereitet werden mußte. 

Damit glauben wir unsere flüchtige Darlegung der die Wirtschaft betreffenden 
Ansichten Quesnays abschließen zu können, weil sie hinreichend sein dürfte, um das 
bisher entworfene Bild seiner Persönlichkeit zu vervollständigen. Ihre Wiedergabe 
erfüllt auch keinen anderen Zweck, denn die aufklärende und angewandte Lehre 
Quesnays steht zu der politischen Rolle, welche ihm zugefallen ist, falls überhaupt 
so nurin einem durchaus losen Zusammenhang, welcher uns späterhin noch be- 
schäftigen wird.') | 

Zufolge seiner methodologischen Einstellung, die allem Geschichtlichen 
den Rücken kehrt, vermag Quesnay mit der tätigen Staatspolitik,?) die 
ihrerseits stets der zeitliche Ausdruck einer geschichtlichen Entwicklung 
ist, in keinen Zusammenhang gebracht zu werden. Allein die Ergebnisse 
seiner wirtschaftswissenschaftlichen Folgerungen — welche von der Art 
und Weise ihrer Eıarbeitung losgelöst nicht viel mehr, sondern eher weniger 
besagen würden als das freilich mangelhaft begründete Urteil so mancher 
seiner Zeitgenossen — haben Quesnay bewogen, auf dem Gebiete der auf- 
klärenden Staatspolitik eine der von ihm vertretenen wissenschaftlichen 
Ansicht wahlverwandte Meinung zu ergreifen. Hier wie dort ist es das 
gleiche Bild, aus dem geschöpft wird. Die gesellschaftliche und zugleich 
berufliche Gliederung ist kein Ergebnis seiner Lehre, sondern eine grund- 


sätzliche Gegebenheit, die in ihrer logischen Folge sowohl aller wirtschaft- 


1) Es war unvermeidlich diesen Abschnitt in seiner ganzen Breite herzusetzen, 
wenngleich er im Rahmen einer Zeitschrift nicht am Platze ist. Allein die Möglich- 
keit zu kürzen findet ihre Grenze am Inhaltlichen einer Arbeit. Diese Bemerkung 
gilt auch vom Vorhergehenden, da zum erstenmale von Quesnay unter der bloß 
in einem Buche statthaften Voraussetzungslosigkeit die Rede ist. Vgl. diesbezüglich 
S. 287, Note 3. 

2) „Staats“politik wird hier und im folgenden im Gegensatz zu dem dieser Wort- 
stellung ansonsten eingeordneten Begriff ,, Wirtschafts‘politik gebraucht. 
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lichen als auch aller ‚staatsmännischen‘“ Betätigung vorangestellt zu 
denken ist; das heißt Quesnay hat erst für die gesellschaftliche Wirtschaft 
wissenschaftliches Interesse gewonnen und dementsprechend greift seine 
aufklärende Staatspolitik auch auf kein Ereignis zurück, das vor dem 
rechtlichen Ausdruck der Vergesellschaftung, das ist der Bildung eines 
staatlichen Gefüges, gelegen wäre. Ob ihm dabei Staat und Gesellschaft 
als zusammenfallende Begriffe erschienen sind, mag dahingestellt bleiben. 
Von seiten Güntzbergs, unstreitig dem besten Kenner der physio- 
kratischen Staatsauffassung, wird das Gegenteil behauptet.!) Aber der 
Entwicklungsgang, den die Gesellsehaftslehre in Frankreich genommen 
hat und deren Ausgangspunkt schlechterdings bei keinem anderen als 
Quesnay gesucht werden kann, hat dazu geführt, daß sich die Franzosen 
von den Gesellschaftskundigen Deutschlands gerade darin unterscheiden, 
jene beiden Wortbildungen ohne begrifflicher Trennungslinie zu ge- 
brauchen.?) Jedenfalls beweist die dienende Rolle, welche in Quesnays 
Werk die aufklärende Staatspolitik der angewandten Wirtschaftslehre 
gegenüber einnimmt — wobei diese zu einer umfassenden Gesellschafts- 
lehre ausgestaltet wird — zur Genüge, daß es sich den Physiokraten nicht 
darum handeln konnte, die überaus bequeme Waffe eines theoretischen 
Dilemmas zu gebrauchen, um das Ansehen der staatlichen Obrigkeit zu 
untergraben. Wohl sind auch sie keine Freunde dieser Obrigkeit gewesen, 
abeı ihre Abneigung war bloß gegen die herrschenden Gewalten und nicht 
gegen die Einrichtung des Obrigkeitsstaates gerichtet. 

Mag Quesnay auch freiheitlicher Gesinnung gewesen sein, alle mensch- 
lichen Verkettungen beruhen bei ihm auf gesellschaftlicher Gliederung 
und diese ist ohne Obrigkeit undenkbar. Seine Freiheitsforderung bleibt 
im sachlichen Gehalt der Wirtschaft haften, sie übersteigt nicht die Grenzen, 
welche ihr von den natürlichen Tauschhandlungen her gewiesen sind. 
Erst innerhalb des festgeformten gesellschaftlichen Gefüges darf sie gelten, 
um das reibungslose Zusammenwirken der Gesellschaftsklassen zu gewähr- 
leisten. Deren Vorhandensein ist Quesnay eine Selbstverständlichkeit, es 
ist das oberste Erfordernis, welches er als gereben erachtet und an dessen 
Erfüllung die Erfüllung seiner übrigen Forderungen gebunden ist. Diese 
könnten sodann in absteigender Stufenfolge als ein ineinandergeschaclitelter 
Kettensatz verwaltender, das heißt ihrer Artung nach schablonenhafter 
Verrichtungen angesehen werden, für die überdies das wirtschaftliche 
Prinzip in Geltung steht, welches schließlich nichts weiter denn die Ver- 
äußerlichung des Freiheitsprinzipes darstellt. So weit die Gemeinschaft 
wirtschaftet, so weit ist sie frei und da bei Quesnay alles im Spiegel der 


1) „Die Gesellschafts- und Staatslehre der Physiokraten“, VI. Bd., 3.:Heft der 
Staats- und völkerrechtlichen Abhandlungen, Leipzig 1907, S. 37 f. l j 

2) Als Ausnahme hievon muß Kelsen gelten. Vgl. insbesondere seine jüngst er- 
schienene Arbeit „Der soziologische und der juristische Staatsbegriff‘“‘, Tübingen 1922, 
worin u. a. die übliche dualistische Betrachtungsweise von Staat und Gesellschaft 
kritisch beleuchtet wird. 
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Wirtschaft erscheint, ist folglich alles gesellschaftliche Handeln freies 
Handeln. Wie dieses Handeln überhaupt zustande kommt, danach wird 
nicht gefragt. Die Gesellschaft ist Quesnay eine vorgefundene Tatsache, 
die in ihrer Planmäßiskeit nur erkannt, aber nicht begründet sein will. 
Doch abseits von den Wegen der aufklärenden Lehre liegen die natür- 
lichen Hindernisse, welchen sich jede Tätigkeit mehr oder weniger an- 
bequemen muß. Hier erst entstehen die komplizierteren Formen gesell- 
schaftlichen Handelns. Aber die Nothaftirkeit, in der auch diese Er- 
scheinungen fließen, schließt gleichzeitig die Freiheit in sich, sofern diese 
„als ein relatives Vermögen gefaßt wird, das auf anregende Triebkräfte 
zurückgeht, die einer Überwindung erheischen.“') Und das will besagen, 
soweit das wirtschaftliche Prinzip auf dem Gebiete der Verwaltung Geltung 
erlangt, ist der Freiheitsforderung Genüge geschehen. Alle unwirtschaft- 
liche Verwaltung wird damit abgelehnt, falls man den Standpunkt Quesnays 
nicht noch schärfer fassen will und einfach erklärt, daß Wirtschaft und 
Verwaltung als zwei gänzlich zusammenfallende Begriffe gedacht werden. 
Jeder Wirtschaftsakt ist gleichzeitig Verwaltungsakt und umgekehrt. 
Es ist die gleiche Schablone, nach der hier wie dort gehandelt wird und es 
ist das gleiche gesellschaftliche Räderwerk, welches diese Handlungen 
vollzieht. Sehr bemerkenswerter Weise hat Quesnay die verwaltende 
Tätigkeit nicht auf die Verbrauchseite der Wirtschaft gerückt, wodurch er 
sich von manchem späteren Theoretiker vorteilhaft unterscheidet, 
was um so mehr anerkannt zu werden verdient, weil ja gerade er der Ver- 
wechslung von physischer und wirtschaftlicher Hervorbringung anheim- 
gefallen ist. Aber wie im Irrtum, so ist Quesnay auch bei Verfolgung seiner 
wertvollen Gedankenginge ein beharrlicher Geist, der es an Folgebeständig- 
keit nirgends fehlen läßt. Der einmal ergriffene Standpunkt wird restlos 
ausgeschöpft. Er ist der Rationalist, welcher sich nicht nur in der Gegen- 
ständlichkeit, sondern auch in der Art und Weise seines Denkens erhärtet. 
Vor ihm liegt eine Pyramide ineinandergeketteter Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakte und er säunit nicht, das Könietum an den Gipfel dieser 
Pyramide zu stellen. Damit hat Quesnay die “Logik der greifbaren Er- 
scheinungen bis zum Äußersten getrieben. Nur einem Wirtschaftstheoretiker 
wie ihm, dessen Blickkreis die Wirtschaft niemals überflog, konnte es 
in den Sinn kommen, dem Königtum eine derartige Stellung anzuweisen. 
Ein jeder Staatstheoretiker, der diese Dinge mit Takt zu beurteilen 
versteht, zeigt sich nämlich geflissentlich bemüht, bei Erörterung der 
monarchischen Staatsform das Königtum vom Verwaltungsapparat des 
Staates grundsätzlich loszulösen, da der Verwaltung ausschließlich mecha- 
nische Verrichtungen zufallen, die Krone hingegen die dynamischen Ver- 


1) Mit,den Worten „La liberté est une faculté relative à des motifs excitants et 
surmontabits,..... “wird im Droit naturel eine bekannte, wenngleich in Fußnotenform 
gebrachte Stelle eingeleitet. Daire’sche Ausgabe, 8. 47. Außerdem hat Quesnay der 
Untersuchung des Freiheitsbegriifes eine selbständige Abhandlung gewidmet, 
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richtungen zu erfüllen, das heißt die starre Masse, die sie vertritt, in den 
Lebenskreis der Geschichte einzuführen hat.'):) Quesnay hingegen sah 
nur das staatliche Rechtsgebilde, die res publica vor sich und im Königtum 
die höchste Amtsstelle, welche in diese leblose Ordnung fällt. Es ist hierin 
eine der seltenen Parallelen gelegen, welche die Geschichte zieht. Unter 
Ludwig XV. erlischt die Hoheit des französischen Königtums und Quesnay, 
der Königstreue, er rechtfertigt — das erloschene Königtum. Doch nicht 
als der Anwalt seines Herrn, sondern als sein eigener hat er dessen Sache 
vertreten. Die persönliche Anschauung, daß die monarchische Staats- 
form die Erfüllung der praktischen Forderungen seiner Lehre am 
meisten begünstige, hat ihn bewogen, als aufklärender Politiker für das 
Königtum zu wirken. Aber ihm war bloß mit einem Königtum gedient, 
welches sich in das Gefüge seines rationalistischen Wirtschaftsplanes 
eingliedern ließ. Das Quesnaysche Königtum empfängt seine Berechtigung 
vom Quesnayschen Wirtschaftstum und ist in dessen Rahmen nicht weniger 
eingeschlossen, wie irgendein anderes Bestandstück, dem gesellschaftliche 
Verrichtungen obliegen. Nur in einem Belange hat Quesnay das Königtum 
als Unparteilicher gewürdigt. Er war ein entschiedener Gegner des Lehen- 
rechtes, weil er von diesem einen unaufhörlichen Kampf der ständischen 
Gewalten befürchten zu sollen glaubte. Deshalb wünschte er ein starkes, 
dem Einfluß des Adels entrücktes Kénigtum.*) Dies ist vielleicht der 


1) Damit soll keineswegs ein politisches Werturteil gefällt sein. Dieses bleibt einer 
Arbeit, in der der Gegensatz von „Herrschaftstum und Führertum“ aufgezeigt werden 
soll, vorbehalten. 

*) Im übrigen wollen wir unter Krone, Königtum und (im folgenden) res publica, 
nicht die durch bloß formale Kriterien bestimmbaren Begriffe verstehen, sondern 
erblicken das Entscheidende in den Funktionen, welche dem Königtum einerseits 
und der Verwaltung anderseits inhärent sind. In diesem Sinne werden wir an Beispielen 
zu zeigen bestrebt sein, daß niemals eine Republik ohne Königtum (auf keine kor- 
porativen Entschlüsse zurückführbare Entscheidungen) und umgekehrt, niemals eine 
Alleinherrschaft ohne eine Körperschaft bestanden hat, die ihr zumindest als Rat 
gebender Faktor zur Seite gestanden ist. Desgleichen werden wir die Nothaftigkeit 
dieses wechselseitigen Verhältnisses zu beweisen versuchen. Mit Rücksicht auf den 
Umstand, daß dies erst in der sub 1) erwähnten Arbeit geschehen kann, bitten wir mit 
einer allfälligen Kritik oder auch allfälligen Verweisen, welche die über diesen Gegen- 
stand im Text wie in der Note gebrachten Bemerkungen betreffen, zurückhalten zu 
wollen, bis die von uns vertretene Auffassung in vollständiger, jedem Mißverständnis 
vorbeugender Fassung veröffentlicht worden ist. j 

3) Seine Schüler sind noch weiter gegangen als er und haben im Hinblick auf jene 
verklungene Lebensordnung das Wort von ,,feudaler Überhebung‘‘ und „der bar- 
barischesten aller Gesetzgebungen‘“ geprägt (Oncken, Geschichte der National- 
ökonomie, S. 79). Lediglich der ältere Mirabeau hat eine dem Lehenrecht freundliche 
Haltung eingenommen. Dessen bedeutendster Vertreter ist damals der vom rationali- 
stischen Literatentum übel behandelte Boulainvilliers gewesen, welcher sich in seinem 
Werke Histoire de l'ancien gouvernement de la France zur geschichtlichen Richtung 
bekannt hat und deshalb unter den Schriftstellern jener Zeit eine So :derstellung 
einnimmt. Bezeichnenderweise ist Bonlainvilliers außer von seiten Mofltesquieu’s 
von niemandem anerkannt worden. Näheres hierüber bei Wahl, „Vorgeschichte der 
französischen Revolution“, Tübingen 1905, S, 126 f, | 
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einzige politische Glaubenssatz Quesnays, welcher unabhängig von 
wissenschaftlichen Sichtungen verkündet wird; es sei denn, daß man die 
banale Selbstverständlichkeit, von einem Wirtschaftsplan bloß unter 
der Voraussetzung innerstaatlicher Ruhe Erfolg zu erwarten, bereits als 
wissenschaftliche Erkenntnis gelten lassen wollte. 


Das in seiner Eigenschaft als oberster Träger der Verwaltung also 
gerechtfertigte Königtum, von dessen überragender Stellung Ordnung und 
Sicherheit abhängig gemacht werden, ist sodann von Quesnay mit dem 
Ausdruck gesetzlicher Despotismus bezeichnet worden. Damit sollte der 
Freiheitsforderung auch auf dem Gebiete der engeren Staatspolitik Genüge 
geleistet sein. Das Wortbild „gesetzlicher Despotismus‘‘ deutet auf den 
mechanischen Aufbau aller zwangsläufigen Verrichtungen hin und kenn- 
zeichnet damit den im Sinne des Rationalismus annehmbaren Freiheitsbegriff. 
So gut auch diese Prägung gelungen ist, über die Bannmeile des wissen- 
schaftlichen Schrifttums ist sie nicht hinausgedrungen. Zwar haben die 
wenigen Lehrsätze, welche die anschauliche Politik Quesnays beinhalten, 
von seiten seiner Schüler in den Ephémérides du citoyen nicht nur Ver- 
breitung, sondern, soweit dies im Rahmen einer Zeitschrift möglich ist, 
auch systematische Verarbeitung erfahren. Für die fachlich geschulten 
Kreise ist der in Buchform erschienene von Mercier de la Riviere 
verfaßte L’ordre naturel et essentiel des sociétés politiques bestimmt ge- 
wesen, welcher die politischen Anschauungen Quesnays teils vervoll- 
ständigt wiedergibt, teils manchen selbständigen Gedanken bringt. Die 
Staatspolitik Quesnays hat eine derartige schulgemäße Behandlung auch 
dringend nötig gehabt. Sie stellt ein Bruchstück aus seinem Werke dar, 
welches zumeist in flüchtigen Leitsätzen abgefaßt ist. Beinahe alles Wesent- 
liche wird in den Maximes générales vorgetragen, welchen überdies lang- 
atmige Anmerkungen beigefügt sind; desgleichen enthält das Droit naturel 
viel aufbauliche staatsrechtliche Gedanken. Aber ohne den gründlichen 
Nachtrag der Schüler wäre die Staatslehre Quesnays ein Torso geblieben. 
Infolge dieses Umstandes, durch welchen eine größere Anzahl von Schrift- 
stellern an demselben Werke zu bauen bewogen worden sind, hat das Werk 
selbst Schaden gelitten, denn nicht in allem und jedem liegen überein- 
stimmende Ansichten vor. Dabei mangelt es fast immer am kritischen 
Apparat, welcher an den von den grundsätzlichen Leitlinien jeweils ab- 
weichenden Stellen die bezüglichen Weisungen enthielte. Es hat mithin 
einem wissenschaftlichen Bedürfnis entsprochen, wenn die Staats- „und“ 
Gesellschaftslehre der Physiokraten einer eingehenden Sichtung unter- 
zogen und das miteinander Verbindbare verbunden, alles Abweichende 
aber aus dem Gesamtwerk herausgeschält worden ist, um sodann dem 
gleichsam gereinigten Werk in aufschlußbringender Weise gegenüber- 
gestellt zu werden. Diese Arbeit hat durch Güntzberg eine formgerechte 
Lösung gefunden, weshalb wir ihn auch als den besten Kenner der physio- 
kratischen Staatslehre bezeichnen zu können glaubten. Uns selbst berührt 
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der einzelweise Inhalt jener Lehre nicht, denn ein Schrifttum, von dem es 
dahingestellt bleiben muß, ob ihm ein Einfluß auf die Gestaltung des 
tätigen Lebens zuzurechnen sei, hat keinen Anspruch als unmittelbares 
Werkzeug der staatlichen Kraft eines Volkes zu gelten. Es ist viel eher ein 
Erzeugnis, als ein Erzeuger dieser Kraft. Im übrigen wird jede Mühe, die 
darauf gerichtet ist, nicht nur die politische Wirksamkeit, sondern auch 
den staatspolitischen Einfluß Quesnays zu bestimmen, vergebens sein, 
weil lediglich negative Anhaltspunkte gegeben sind, die auf einen der- 
artigen Einfluß schließen lassen. So hat Turgot, dem die in jüngster Zeit 
»bestrittene Ehrung zufällt, als einer der hervorragendsten Jünger Quesnays 
gelten zu dürfen, ) seine Mitgliedschaft zu den Physiokraten “abgeleugnet, 
weil deren königstreue Gesinnung ihm sonst die Führung des politischen 
Kampfes erschwert haben würde. Es soll nicht entschieden werden, ob 
solche und ähnliche Zwischenfälle hinreichend sind, die staatspolitischen 
Anschauungen Quesnays als am gesellschaftlichen Wettbewerb beteiligt 
anzuerkennen. Der Mißerfolg spricht jedenfalls dagegen, und zwar nicht 
aus dem Grunde, weil das Königtum unterlegen ist, dieser Umstand be- 
zeichnet den Ausgang des Wettbewerbes ohne auf Quesnay beziehbare 
Folgerungen zuzulassen, sondern in erster Linie deshalb, weil sich das 
Königtum in dem dieser Niederlage vorausgegangenen Kampf auf die 
freilich schr klärliche Rechtfertigung Quesnays nicht berufen hat. Dieser 
Umstand kann allerdings auch in dem Sinne gedeutet werden, daß Quesnay, 
welcher nicht die herrschenden Gewalten verteidigt, sondern eine Ver- 
fassungsform empfohlen hat, die jenen Gewalten beschränktere Befugnisse 
als die bisherigen eingeräumt haben würde, vom Königtum bereits als 
Gegner empfunden worden ist. Tatsächlich haben ja viele Zeitgenossen 
die Physiokraten als eine den Aufwieglern nahestehende politische Gruppe 
angesehen. Mag dieses Urteil auch grundverfehlt gewesen sein, es verrät 
die Befürchtungen oder die Erwartungen seiner Urheber, welche an den 
kommenden Dingen vielleicht mehr Anteil gehabt haben, als die Physio- 
kraten, die trotz erößter Klarheit ihrer Ausdrucksweise miBy erstanden 
worden sind. Man zählte sie einfach der Empörung zu, weil sie die geltende 
Ordnung zu vervollkommnen suchten. Dem Ideengchalt ihres politischen 
Zieles wurde aher keine Beachtung geschenkt. Die damalige Zeit, in der nur 
das Entweder, Oder gegolten, hat kein Verständnis dafür besitzen können, 
daß die Physiokraten sowohl die Empörung als auch die herrschenden 
Gewalten abgelehnt und sich als eine die Gesellschaft läuternde Macht 
zu bewähren Versucht haben. Ihre Absicht ist gründlich verkannt worden, 
ein Umstand, der sogar, freilich gegen den Willen der Physiokraten, die 
linksstehenden Gesellschaftskreise begünstigt haben soll. Diese Auf- 
fassung, welche wir bloß wiedergeben w ollen, ist, wie sich aus den nach- 
stehenden Sätzen ergibt, von seiten Onckens für glaubwürdig befunden 


') Siche Schumpeter, „Epochen der Dogmen- undMethodengeschicht “ 
im I. Band des Grundrisses der Sozialökonomie, S. 50 f. 


Quesnay und die Gesellschaftsordnung in Frankreich vor derRevolution. 299 


worden, da er die Meinung ihres Urhebers bestätigt: „Es ist richtig, was 
Tocqueville sagt, daß man in den Schriften der Physiokraten schon das 
revolutionäre Temperament vorfinde. Das Pathos, mit dem sie die absolute 
Reformbedürftigkeit der Monarchie vertreten, hat ansteckend gewirkt 
und zu Folgerungen geführt, welche weitaus über das von ihnen gesteckte 
Ziel, Umbau der Monarchie, um sie desto sicherer zu fundieren, hinaus- 
lagen.‘‘!) Wie immer dem auch sein mag, es ist den Physiokraten eben 
nicht gelungen, als ausgleichende gesellschaftliche Gewalt zu wirken. Die 
strenge Rechtlichkeit, welche das Für und Wider der Erscheinungen be- 
ständig abwägt, war nur zur Betrachtung des Lebens tauglich, aber im 
Angesicht des tätigen Werkes mußte sie versagen, wie alles Unparteiliche, 
dessen Richtmaß für den Handelnden niemals Gültigkeit erlangen kann: 
Das beschauliche Führertum bedarf des Einverständnisses der Menge, 
die seine Gedanken dem tätigen Lebenskreis überbrückt. Zu diesem Behufe 
muß aber der beschauliche Führer als praktischer Lehrer zu wirken ver- 
stehen. Nur dort, wo ein greifbares Interesse geweckt wird, sei es durch 
aufmunternde oder einschüchternde Belehrung, nur dort, wo Erwartungen 
und Befürchtungen sich wechselseitig ergänzend ineinandergreifen, wird 
das Lehramt praktisch geübt. Nicht Vereinzelung, sondern Vergesellung 
ist das Ergebnis aller Beschaulichkeit. Auch die Wissenschaft ist auf dieser 
Grundlage errichtet. Doch Lehre und Forschung genügen sich, solange 
der praktische Lehrberuf nicht ergriffen wird. Erst dicser~schafft die 
stetig sich vergrößernde Gemeinde, welche der Wissenschaft die Führung 
überträgt. 

Die aufklärende Staatspolitik Quesnays hat den Bedürfnissen ihrer 
Zeit wahrscheinlich nicht entsprochen und kaum ein greifbares Interesse 
geweckt. In ihr dürfte nichts gelegen sein, das die Zeitgenossen erziehlich 
beeinflußt haben würde und deshalb ist Quesnay als gesellschaftlicher 
Führer in staatspolitischen Dingen ewig im Hintertreffen geblieben. 

Erfolgreicher, wenn man es so nennen darf, ist seine wirtschaftspolitische 
Lehre gewesen. Die Grundsätze der Wirtschaftsfreiheit sind seit der gehalt- 
vollen Verteidigung, die ihnen Quesnay gewidmet hat, niemals mehr völlig 
außer acht gelassen worden. Hingegen haben sich die steuerpolitischen 
Forderungen, welche darauf abzielten, alle Lasten des „öffentlichen“ 
Haushaltes der Landwirtschaft aufzubürden, selbstverständlich nicht 
bewährt. Der einzige Versuch, welcher in diesem Belangen von seiten 
des Markgrafen Karl Friedrich von Baden-Durlach unternommen worden 
ist, hat den augenfälligen Nachweis der Unhaltbarkeit jenes Standpunktes 
erbracht und damit jedem die Lust benommen, das gleiche anderswo zu 
wiederholen. Einen weitaus entscheidenderen Mißerfolg als diesen hat 
jedoch die Wirtschaftspolitik Quesnays dort geerntet, wo ihr die Staats- 
politik zur Stütze werden sollte. Wie bereits vorhin bemerkt, wird bei 


i) Oncken, , Ludwig XVI. und das physiokratische System“ im I. Band der 
Zeitschrift für Literatur und Geschichte der Staatswissenschaft, Leipzig 1893, 5. 53, 
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Quesnay die gesamte gesellschaftliche Verwaltung in den Dienst der Wirt- 
schaft gestellt, womit nur ein neuzeitlicher Grundsatz folgerecht zu Ende 
gedacht worden ist. Allein selbst das Kénigtum wird in diesen Zirkel restlos 
einbezogen und hierin unterscheidet sich Quesnay wohl von allen übrigen 
Vertretern der monarchischen Staatsform. Für ihn und seine Schule, ins- 
besondere für Mercier, der diesen Gedankengang systematisch entwickelt 
hat,') ist das Königtum eine bezahlte Bürgschaft der staatlichen Sicherheit. 
Der anteilmäßige Gewinn, welcher dem König aus jedem wirtschaftlichen 
Tauschzug zugesprochen werden soll, ist das einzig Entscheidende, was der 
monarchischen Staatsform den Vorzug gibt; das politische Übergewicht, 
welches der Monarch dadurch erlangt, wird ihm nicht zufolge gepflogen- 
heitlicher Ehrung, sondern rationeller Weise zufolge einer wirtschaftlichen 
Sonderstellung zuteil, die ihn aber nicht aus der Wirtschaft heraushebt, 
vielmehr in höherem Maße als jeden anderen mit ihr verstrickt. Es läßt 
sich nicht leugnen, daß trotz der theoretischen Behandlung, welche diese 
Fragestellung gleich allen anderen bei Quesnay erfahren hat, nur das 
Bourbonentum gemeint sein konnte, welches immer mehr der alther- 
kömmlichen Achtung verlustig ging und dem mit zunehmendem Verfall 
der gefühlsmäßigen Bestätigung seiner Würde eine wertrationale, aus der 
Wirtschaft unmittelbar abgeleitete Rechtfertigung geboten werden sollte. 


Rousseau, von dem in die geltende Ordnung die erste Bresche geschlagen 
worden ist, hat — und zwar gleichfalls auf Grund einer mißbräuchlichen 
Berufung auf naturrechtliche Gegebenheiten — die Frage nach dem Zu- 
sammenhang zwischen Staatspolitik und Wirtschaftspolitik, ohne das 
Königtum einzubeziehen, in einer Quesnay ansonsten sehr ähnlichen Weise 
gelöst. Bei Rousseau ist nämlich nicht vom Miteigentum des Königs, 
sondern vom Obereigentum des Staates die Rede. Rousseau war am Fort- 
bestand des Königtums eben uninteressiert und deshalb konnte er den 
seinem inneren Gefüge nach gleichen Gedanken ohne dieser persönlichen 
Nachempfindung vertreten. Vielleicht ist es gerade die wahlverwandte 
Stellungnahme, zu welcher zwei so gänzlich verschieden gerichtete Geister 
am natürlichen Berührungspunkt der Staatspolitik und Wirtschaftspolitik 
gelangt sind, welche es unmöglich macht, die praktischen Folgen auseinander 
zu halten, die ihre geistige Arbeit wachgerufen hat. Quesnay mußte daran 
gelegen sein, die Staatspolitik der Wirtschaftspolitik einzugliedern, 
Rousseau hinwieder verfolgte den gegenteiligen Weg. Das Ineinander- 
fließen zweier gänzlich verschiedener Gedankenrichtungen in einem ge- 
meinsamen Pol tritt dabei deutlich hervor. Trotz der unpersönlichen Fehde, 
welche die Anschauungen beider einander gegenüberstellt, ist zufolge 
dieses Umstandes eine strenge Auseinanderhaltung ihrer Jüngerschaft 
nicht angezeigt; denn mit der Feststellung, daß sich unter den regsameren 


1) Seine staatspolitischen Anschauungen werden in gedrängter, dabej aber sehr 
klarer Darstellung von Guglia a. a, O, S. 852 ff, vorgetragen, 
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Anhängern Quesnays der ältere und jüngere Mirabeau wie Turgot be- 
funden haben, auf Roussesau hinwieder sich die Montagnards gestiitzt 
hätten, ist noch nichts Entscheidendes geleistet, weil der jüngere Mirabeau 
und Turgot, der Quesnay sogar abgeleugnet, den Rousseauschen Zielen 
gleichfalls angehangen haben und nicht minder der Führer der Mon- 
tagnards, Saint-Just, von 'physiokratischen Gedankengängen beeinflußt 
gewesen ist.') 


Am schwersten fällt es, die Fernwirkungen, welche von Quesnay aus- 
gegangen sind, auf seinem engsten Arbeitsfeld, der Agrarpolitik, aufzu- 
zeigen, die ja nicht nur der Kernpunkt, vielmehr der vollständige Sinn- 
inhalt seiner Lehre ist.?) Ein Zusammenhang zwischen der physiokratischen 
Lehrmeinung einerseits und der Bodenkultur anderseits läßt sich zwar 
annehmen, aber nicht quellenmäßig belegen. In diesem Sinn verdient 
immerhin als auffallende Erscheinung bezeichnet zu werden, daß das 
Grobgewerbe in damaliger Zeit in keiner Blüte gestanden hat und Neu- 
eründungen sich in erster Linie dem Feingewerbe dag in vielen Zweigen 
Kunstgewerbe gewesen ist, zugewandt haben. So ist die große Porzellan- 
handwerkstätte in Sevres um die Mitte des 18. Jahrhunderts gegründet 
worden (1756). Demgegenüber erfolgt die Einführung des Kartoffel- 
anbaues durch den Apotheker Parmentier im Zeitraum von 1771 bis 1785, 
mithin wenige Jahre nach dem Erscheinen der Hauptwerke Quesnays 
und knapp vor Ausbruch der großen Revolution.?) Allein dergleichen 
zeitliche Verquickungen haben nur fragwürdigen Wert. Nicht minder 
wird persönliches. Ermessen den wechselvollen Stand der gewerblichen 
Entwicklung zu entscheiden haben. Was im Verlauf des 18. Jahrhunderts 
Luxus-, was Groberzeugung gewesen ist, unterliegt der Wertung des 
Historikers, denn auf kein Zeitalter als das damalige trifft es eher zu, 


~. 1) Unter anderem hat Saint-Just den Satz ausgesprochen, daß es kein tugend- 
baftes und freies Volk geben könne, außer einem ackerbauenden Volke ..... Daß 
das Handwerk dem wahren Bürger schlecht anstehe; die Menschenhand nur zum 
Ackerbau oder zum Waffenführen geschaffen sei. Angeführt bei Kritschewsky, 
J. J. Rousseau und Saint-Just, Bern 1895, S. 40 f. 


2) Aus ihr wird grundsätzlich jede gesellschaftspolitische Fragestellung entwickelt 
und gerade deshalb verdient hervorgehoben zu werden, daß Quesnay auf dem eigent- 
lichsten Gebiete der Agrarpolitik, in der Frage der Verteilung des ländlichen Besitzes, 
es zu keiner klaren, einhelligen Meinungsäußerung gebracht hat, eine, bei einem Schrift- 
steller vom Range Quesnays sehr auffallende Erscheinung, die jedenfalls geeignet ist, 
den niedrigen Stand des gesellschaftspolitischen Interesses seiner Zeit ins rechte Licht 
zu rücken. Wie Mann nachgewiesen hat (Der Marschall Vauban u. s. w., S. 397), 
ist sogar durch diese unbestimmte, oder gar zweideutige Haltung Quesnays in der 
Literatur gleichfalls eine ihr entsprechende Zweiteilung der Ansichten hervorgerufen 
worden. Wenigstens wird von seiten Weulersses behauptet, daß Quesnay die Groß- 
grundbesitzer und reichen Pächter gefördert habe, von Hasbach hingegen, daß ihm 
die Lage des armen Bauernstandes am Herzen gelegen sei. Und tatsächlich lassen sich 
aus den Schriftwerken Quesnays für beide Anschauungen Belege erbringen. 


3) Näheres bei v, Rodiczky, „Die Biographie der Kartoffel“, Wien 1878, S, 26 f, 
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da8 der Luxus von heute das Gemeinbediirfnis von morgen sei.')?) Doch 
hievon abgesehen. Will man im Hinblick auf den gegenseitigen Wett- 
bewerb von Gewerbe und Landwirtschaft einen bis zu den angeführten 
Einzelheiten herabreichenden Einfluß der geistigen Führerschaft Quesnays 
gelten lassen, so ist man gezwungen, einzugestehen, daB Vincent de 
Gournay, der freiheitliche Spätmerkantilist, dem mehr Erfolge beschieden 
gewesen sind als Quesnay auch als der Überlegene gelten mu8.*) Jeden- 
falls hat die Lehrmeinung, welche von Gournay vertreten worden ist, 
weniger Widerspruch gefunden und — möglicherweise infolge der maß- 
gebenden Stellung ihres tatkräftigen Verbreiters — eine ganze Reihe ihr 
angeglichene wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Folge gehabt. 
Wollte man aber dennoch auf der Suche nach nothaften Zusanımen- 
hängen bestehen, so müßte es schließlich auch gelingen, die Ausstattung 
und Pflege der königlichen Gärten, welche unter Ludwig XV. einer 
argen Verwahrlosung anheimeefallen sind, mit den wirtschaftlichen Lehren 
Quesnays in irgend einer Weise zu verknüpfen.) Wo Urkunden sprechen, 
da mag ja dergleichen statthaft sein. Aber solches berührt ausschließlich 
die geschichtliche Forschung. Der gesellschaftswissenschaftlichen Zer- 
gliederung hingegen müssen die großen Umrisse genügen, welche ihr von 
den allgemeingültigen Zielsetzungen her gewiesen sind. Im vorliegenden 
Falle ist es nicht möglich, ohne quellenmäßisen Belegen, nach denen man 
aber die Memoiren aus jener Zeit vergeblich durchsuchen dürfte, eine 
Entscheidung über die Geltungsweite zu fällen, welche die Lehrmeinung 
Quesnays nach ihrer erziehlichen Richtung hin gewonnen hat. Wohl ist 
ihr Schöpfer bei der Betrachtung „stehen geblieben“. Ob aber die’ durch 
ihn auf den Plan geführten Gewalten deshalb stillgestanden sind, muß 
dahingestellt bleiben. Vielleicht sind auch sie in den gesellschaftlichen 


t) Professor Sombart unterläßt es auch nicht anzudeuten (in „Luxus und 
Kapitalismus“ München und Leipzig 1913 die jüngere Auflage ist mir unzuging- 
lich geblieben), daB die Beurteilung dieser Verhältnisse melır dem Taktzefühl als 
der Logik entspringt. Er stellt sich in Gegensatz zu jenen, die er im ablehnenden 
Sinne als „Historiker“ beze’chnet. 

2) Dabei ist es von Belang, daß im 18. Jahrhundert für den Grenzbedarf an 
„Luxus“ erst der dritte Stand ausschlaggebend gewesen ist. 

s) Selbst die sogenannte Zwei-Schulen-Theorie, welche sogar vom Historiker 
der gewerblichen Verhältnisse des vorrevolutionären Frankreich Martin vertreten 
wird (das 18. Jahrhundert berücksichtigt La grande industrie en France sous le Regne 
de Louis XV., Paris 1900) und die bestrebt ist, Vincent de Gournay als einen Schüler 
Quesnays -- freilich mit Ausschluß der Gewerbepolitik — hinzustellen, vermöchte 
nichts zur „Ehrenrettung‘‘ des Meisters beizutragen. Vgl. diesbezüglich insbesondere 
Oncken, Geschichte der Nationalukonomie, welcher jenen Irrtum mit peinlichster 
Genanigkeit widerlegt, beziehungsweise berichtigt. 5. 253 ff. 

4) Was sicherlich nicht bei den Haaren herbeigezogen wäre, denn es ist erwiesen, 
daß in damaliger Zeit das Verlangen nach ungekünstelter Natur in das höfische Leben 
gedrungen ist, ja daß der König zu seinem Vergnügen in Trianon eine kleine Meierei 
errichtet und diese selbst abgewirtet hat. Vel. diesbezüglich M. L.Gothein, „Geschichte 
der Gartenkunst‘‘, Jena 1914, Il, Bd., S. 186, wo auch weitere Einzelheiten verzeichnet 


stehen. 
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Wettbewerb eingetreten und haben sich im Verlauf des Kampfes, der 
sodann stattgefunden hat, mit den despotischen und revolutionären Be- 
strebungen wechselseitig gemessen. Wie immer dem auch sein mag, an 
dem endgültigen Ergebnis kann von den läuternder Absichten Quesnays 
nichts mehr entnommen werden. Vielmehr ist die geltende Ordnung alsbald 
in Trümmer zerfallen. Gar manches hat Quesnay an ihr zu, berichtigen 
gewußt, aber nicht das mindeste gebändigt und beherrscht. Und trotzdem 
war es kein Idealismus, welcher die Fruchtlosizkeit seiner Kritik recht- 
fertigen könnte, denn für die traurige Wirklichkeit hat Quesnay genügend 
Verständnis besessen, aber es fehlte ihm wie seinen Schülern die beinahe 
jedem ernsten wissenschaftlichen Geist ermargelnde Gabe, die persönliche, 
wertgebundene Einsicht anderen aufzuzwingen.') 


x * 


Das entsittlichte Königtum und die naturrechtliche Staatsauffassung 
jener, welche im Gegensatz zur Hobbesschen Lehre die Geltung des herr- 
schaftlichen Willens nicht berücksichtigt haben, sind die Triebkräfte ge- 
wesen, die zur Erhebung des französischen Volkstums geleitet haben. Soweit 
die naturrechtliche Staatsauffassung von königsfeindlichen Elementen ver- 
treten worden ist, sind beide zueinander in Widerstreit gestanden, trotz- 
dem ihr Verhältnis zur Gesellschaftsordnung als ein gleichgeartetes be- 
zeichnet werden muß. Nicht nur die Vertreter der Empörung und ihre 
Vorläufer haben das Herkommen verletzt, auch die Scheindespotie Lud- 
wigs XV. ist von den gepflogenheitlichen Bahnen abgewichen. Das franzö- 
sische Königtum, welches seit den Tagen Ludwigs XI. bis zum Frieden 
von Utrecht durch Klugheit und eiserne Gewalt dem vollendeten Herr- 
schaftstum immer mehr angenähert worden ist, sollte durch das Vorgehen 


1) Dieses Urteil gilt nur in sinngemäßer Anwendung von Viktor Ricquetti 
von Mirabeau, dem Verfasser des pamphletenhaft geschriebenen Ami des hommes. 


Anmerkung: Die Schriftwerke Quesnays sind in deutscher Sprache, soweit 
sie für jedermann von Interesse sein künnen, in einer von V. Dorn besorgten Über- 
setzung in der Waentigschen Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister erschienen 
(Verlag Gust. Fischer, Jena 1921). Des weiteren hat der Verfasser der vorliegenden 
Arbeit selbst vor längerer Zeit eine Übertragung der Hauptwerke Quesnays besorgt, 
der sämtliche fremden Erläuterungen der Wirtschaftstafel (des tableau &conomique) 
beigefügt sind. (Mirabeau der Ältere, Baudeau, Marx, Oncken, St: Bauer). 
Die Übersetzung der fremdsprachigen Erläuterungen ist von Realschulprofessor 
Dr. J. Lackner durchgeführt worden. Diese Ausgabe, welche bisher aus verlags- 
technischen Gründen noch nicht dem Druck übergeben werden konnte, wird als IV.Band 
der Spannschen Sammlung ,,Herdflamme (Verlag Wila, Wien) erscheinen. Im 
Urtext finden sich die SchriftwerkeQuesnays in der Daireschen Sammlung 
Physiocrates (Guillaumin) Paris 1846, I. Bd., ferner in der jüngeren Geuthnerschen 
Sammlung, sowie selbständig in bedeutend erweiterter Fassung nebst sämtlichen auf 
ihn gehaltenen Nekrologen in der von Oncken besorgten Ausgabe (Verlag Baer, Paris 
und Frankfurt a. M. 1888). 
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eines unfähigen Fürsten jählings verfallen. Der siebenjährige Krieg, seine 

planlose Vorbereitung und das peinliche Ergebnis, welches er für Frank- 
reich gezeitigt hat, ist das letzte Glied in der Kette der ursächlichen Er- 
scheinungen gewesen, die von seiten der auswärtigen Geschehnisse her den 
innerstaatlichen Umsturz vorbereitet haben. Aber dieser Krieg und sein 
unheilvoller Ausgang ist nur eine Ausdrucksform, ein mitläufiges Ergebnis 
der geistigen Umwelt, welche vom unpersönlich gewordenen Königtum 
ihre Gestalt empfangen hat. All dies ist im traurigen Wesensbild des 
Herrschers gelegen gewesen, doch dafür, daß mit seinem Tode nicht die 
alte Starrheit der Gesellschaftsformen wiedergekehrt, vielmehr das bereits 
gelockerte Band in immer zunehmenderem Maße als drückende Fessel 
empfunden worden ist, sind die Staatsphilosophen verantwortlich zu 
machen, deren Lehre durch die Herrschaftsweise Ludwigs XV. nicht nur 
Verbreitung, sondern auch jene leidenschaftliche, jedem gründlichen 
Verständnis unzugängliche Auffassung empfangen hat, die der tätigen 
Empörung vorangegangen ist. Die bescheidene Rolle, welche Quesnay 
innerhalb des Rahmens dieser Begebenheiten ausgeübt hat, ist in ihren 
großen Umrissen gekennzeichnet worden. Wohl haben seine Schüler für 
die Staatspolitik mehr geleistet als er, obzwar sie keine selbständigen Denker 
gewesen, sondern im Lichte der Lehre emporgeklommen sind. Deshalb 
muß auch ihre Wirksamkeit dem Meister zugerechnet werden. Aber selbst 
die durch die systematische Arbeit der Schüler erweiterte Staatslehre 
Quesnays ist kaum hinreichend gewesen, um in den politischen Wett- 
bewerb verflochten zu werden. Und was von der Staatslehre gilt, das gilt 
in etwas beschränkterem Maße auch von der Wirtschaftslehre Quesnays. 
Es mag seiner persönlichen Note zuzuschreiben sein, daß alles, was er 
geschrieben, den Kreis des Schrifttums kaum überschritten hat. Mit seinen 
Gedankengängen sind wir ihrem wesentlichen Gehalte nach vertraut ge- 
worden. Bloß die außenpolitische Stellungnahme Quesnays hat bisher 
keine Würdigung erfahren, denn sie fußt auf rein wirtschaftlichen Er- 
wägungen und steht mit der Rechtfertigung des Königtums in keinem 
Zusammenhang. Wie jede Lehrmeinung Quesnays ist auch sie vermittels 
abstrahierender Folgerungen gewonnen worden, wenngleich auf dieser 
Teilstrecke der wirtschaftlichen Erkenntnis Quesnay, auf die unvermittelte 
Anschauung der einzelnen Erscheinungen gestützt, sehr häufig, ohne weitere 
Überlegungen anzustellen, zur Ergreifung bestimmter wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen geraten hat. Infolge dieser seine sonstige planmäßige Arbeits- 
weise störenden Abweichungen entbehrt die zwischenstaatliche Wirt- 
schaftslehre Quesnays der erforderlichen Eindeutigkeit. Nicht etwa, daß 
die mangelnde Übereinstimmung der gefühlsmäßigen und wertrationalen 
Urteilsschlüsse tadelnd hervorgehoben werden soll. Quesnay hat den 
Handelsstand, dem die Besorgung des außerstaatlichen Verkehres obliegt, 
verurteilt, aber seine Notwendigkeit anerkannt. Soweit durfte er gehen, 
denn das wissenschaftliche Denken soll ja zu keiner Fessel der freien 
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Meinungsäußerung werden. Aber innerhalb des wissenschaftlichen Denkens 
muß jedes einzelne Ergebnis in einer gliedhaften Ordnung stehen und 
diese läßt die zwischenstaatliche Wirtschaftslehre Quesnays vermissen. !) 
Im Rahmen der wertrationalen Urteilsschlüsse hat sich mancher Wider- 
spruch eingenistet. Bald wird die Freiheit des Außenhandels gefordert, 
bald wird sie eingeschränkt. In dieser Verkettung von Verwicklungen ist die 
kolonialpolitische Lehre Quesnays eingeschlossen.?) Es soll hier nicht erst 
erörtert werden, wie weit die kolonialpolitischen Maßnahmen eines Landes 
zu dessen zwischenstaatlicher Politik überhaupt gerechnet werden können. 
Durch diese Frage werden die vorstehenden Erwägungen keincsfalls be- 
rührt, denn Quesnay hat ausschließlich zum Für und Wider der kolonialen 
Gründertätigkeit Stellung genommen und die Begründung von Kolonien 
ist unter allen Umständen ein Bestandstück der Außenpolitik jenes Reiches, 
von dem aus ein solches Vorgehen betrieben wird. Mit den Anschauungen 
des freiheitlich gesinnten Wirtschaftspolitikeıs ist die Besiedlung und 
Urbarmachung überseeischer Gebiete vereinbar, soferne damit die Be- 
friedigung eines weltwirtschaftlichen Bedürfnisses erreicht wird, das 
zufolge des Umstandes, daß die ihm voranstehenden ranghöheren Bedürf- 
nisse bereits befriedigt sind, nunmehr selbst zu den erforderlichen Wid- 
mungen Anlaß gibt. In diesem Sinne dürfte die bündige Befürwortung auf- 
gefaßt werden, mit der Quesnay die Kolonialwirtschaft Frankreichs zu 
fördern suchte. Ein imperialistisches Streben, welches wirtschaftliche 
Gegebenheiten nach Maßgabe politischer Wünsche zu gestalten sucht, 
gibt sich hierin nicht kund. Im übrigen ist auch diese Forderung Quesnays 
wie beinahe alles, das er angeregt hat, ohne praktische Folgen geblieben. 
Aber trotz dieser ‚Unfruchtbarkeit‘, welche sich allenthalben nachweisen 
läßt, findet dennoch die Kette der zusammenhängenden Ereignisse, welche 
wir besprochen haben, bei ihm ihren gedanklichen Abschluß, :) denn durch 
ihn ist die naturrechtliche Staatsauffassung mit der politischen Kon- 
stellation seiner Zeit gleichsam ausgesöhnt worden. Einzig die Lehr- 
meinung Quesnays hat von allen sonstigen Lehren, die auf dem Boden 
des Naturrechtes stehen, die mechanische Folgebeständigkeit der geschicht- 
lichen „Entwicklung“ nicht zu unterbrechen gesucht. Und dem entspricht 
auch der Wunsch Quesnays, daß die überseeische Geltung Frankreichs 
zumindest keine Schmälerung erleide. Diese von ihm vertretene An- 
schauung dürfte die aller einsichtsvollen Politiker, in erster Linie die des 


1) Ihre erschöpfende Darstellung würde zu weit ins Dogmengeschichtliche führen, 
weshalb sie unterbleibt. | 

2) Seine kolonialpolitischen Ansichten hat Quesnay im Rahmen seiner allgemeinen 
gesellschaftlichen Betrachtungen und außerdem in einer kurzen Schrift niedergelegt 
(Onckensche Ausg.. S. 425ff.), deren Abfassung durch eine diesbezügliche Meinungs- 
äußerung Montesquieus veranlaßt worden ist. 

3) Die beiden Aufsätze, von denen der eine das Zeitalter Ludwigs XIV. (Colbert) 
- und der andere die Zeit der Regentschaft (Law) behandelt. sind vorhergehend schon 
angekündigt worden. 7 


306 Stephan Raditz. 


Bürgertums gewesen sein. Allein dieAnsicht des Königs, daß aus Frankreich 
niemals eine Seemacht werden könne, hat jenen Wünschen ihre sachliche 
“Grundlage entzogen. Es zeigte sich, daß es, nicht anders wie unter der 
kraftvollen Regierung König Ludwigs XIV., im Belieben des Königs 
gelegen war, die Ziele des Staatsvolkes nach eigenem Gutdünken fest- 
zusetzen. 


Von Ludwig XV. und seiner engeren Gefolgschaft ist jeder persönliche 
Antrieb, der die Förderung des Staatswohles verfolgt hat, ohne den un- 
mittelbaren Interessen des Herrschers und seines Hofstaates zugute zu 
kommen, niedergehalten worden. Aber, ist auch das Königtum hierin 
schuldbeladen, so kann ihm nicht ausschließlich die Verantwortung für 
alles Unheil, das aus diesen Zuständen entsprungen ist, beigemessen werden ; 
denn die Naturrechtslehre, welche die Gleichheit der Staatsbürger be- 
hauptet und deren politische Fähigkeiten dementsprechend bemißt, hat 
ihrerseits verhindert, daß ein Bedürfnis nach solchen Persönlichkeiten in 
ausreichender Stärke empfunden worden wäre. Damit haben die Natur- 
rechtslehrer der Empörung, die das Königtum allein verschuldet hat, die 
Wege geebnet. Dieser nothafte Zusammenhang, der zwischen Naturrecht 
und Empörung besteht, wurde in späterer Zeit von Napoleon mit aller 
Klarheit erkannt, als er sich von ihnen nach Beendigung des russischen 
Feldzuges gleichfalls für bedroht erachten mußte. Da war es naheliegend, 
daß gerade er, welcher den Staat einst aus der Verwirrung befreite und so 
zu jenen Strömungen in unmittelbare Berührung getreten war, sich ihrer 
gesellschaftlichen Erscheinungsweise genau entsann, da sie abermals zur 
Geltung zu kommen drohten. Jetzt konnte er, der damals ihrem Einfluß 
ein Ende bereitet hatte, mit sittlicher Entrüstung das gesellschaftliche 
Erfordernis der persönlichen Gewalt hervorheben, die jedes Gleichheits- 
streben als eine den Fortschritt hemmende und deshalb gesellschafts- 
feindliche Zweckverfolgung bekämpft. Der innere Widersinn jener ra- 
tionalistischen Forderung, die jeden Fortschritt, die Wegbahnung der 
Freiheit des einzelnen aus der Gleichheit aller ableitet, wird von ihm gleich 
im Eingang der nachstehend wiedergegebenen Rede sehr treffend ge- 
brandmarkt, weshalb die Stelle, welche für eine wissenschaftliche Behand- 
lung der Fragestellung so aufschlußreich ist, hervorgehoben werden soll. 
Der übrige Teil seiner Rede beinhaltet durchwegs Einwendungen, die seither 
oft wiederholt wurden, aber ohne sich auf einen wertfreien Obersatz zu 
stützen, den ihr Napoleon in richtiger Erkenntnis der Erscheinungen, 
welche er geißeln wollte, vorangehen läßt: „In der Tat, wer hat dasPrinzip 
derEmpörungzurPflicht erklärt ? werdemVolkegeschmeichelt, indem 
er ihm eine Souveränität zuerkannte, die es auszuüben nicht fähig war ? Wer 
zerstörte die Achtung und Heiligkeit der Gesetze, indem er sie nicht von 
den geheiligten Grundsätzen der Gerechtigkeit, von der Natur der Dinge 
und des bürgerlichen Rechtes, sondern lediglich von dem Willen einer Ver- 
sammlung von Männern abhängig machte, denen es an allem Verständnis 
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des Zivil- und Strafrechts, der Verwaltung, der militärischen und poli- 
tischen Gesetze fehlte? Ist man berufen, einen Staat zu regenerieren, so 
gilt es geradezu entgegengesetzten Prinzipien zu folgen. Die Geschichte 
schildert das menschliche Herz, in ihr muß man nach den Vorzügen und 
Nachteilen der verschiedenen Gesetzgebungen forschen.‘“') So lautet das 
Urteil, welehes die Empörung und ihre Vertreter von Napoleon erfahren 
haben, von dem diese gesellschaftliche Gewalt, nachdem sie die schaurigsten 
Folgen gezeitigt hat, schließlich überwunden worden ist. Im Sinne der 
Naturrechtslehre und ihrer ersten Nachbeter, deren Wirksamkeit in das 
Zeitalter des versinkenden Bourbonentums fiel, das mehr noch im ,,taten- 
losen‘‘ Niedergang als in der Spätreife seines Herrschaftstums den Ange- 
hörigen der dienenden Schichten der Bevölkerung eine beschwerliche 
Lebensstellung bereitet hatte, war es nicht gelegen gewesen, den Söhnen 
und Enkeln das Dasein noch mühseliger, noch unerträglicher zu gestalten. 
Ihr Ziel ist der von den Fesseln der Rechtsordnung befreite Mensch ge- 
wesen und deshalb durfte ihre Lehre „ein auf die diesseitige Welt gerichtetes 
Christentum‘‘ genannt werden.) Aber der Erfolg hat anders entschieden 
und dieser, nicht der Wille zur Tat, beherrscht die Geschichte. 


Über die gesellschaftlichen Gewalten, welche das französische Volkstum 
zur Auflehnung getrieben haben, sind wir uns schlüssig geworden. Dabei 
ist uns nicht entgangen, daß es der Siebenjährige Krieg gewesen ist, welcher 
den Unwert der herrschenden Ordnung jedem Zeitgenossen verdeutlicht 
hat; denn die innerstaatlichen MißBstände konnten zur Not durch die 
Weiterzüchtung eines höfischen Vasallen- und eincs bäuerlichen Heloten- 
tums den intellektuellen bürgerlichen Schichten erträglich gemacht werden, 
oder zutreffender, soferne es gelang, diese beiden gesellschaftlichen Teil- 
gestalten gegeneinander in Gleichgewicht zu erhalten, durfte man die 
` tadelnden Bemerkungen der Intellektucllenkaste auch fernerhin überhören 
oder gar ihre Urheber seinerseits als Zudringlinge rügen. Aber der sieben- 
jährige Krieg hat die Innehaltung dieses bequemen Standpunktes unmög- 
lich gemacht. In diesem Krieg hat Frankreich beinahe seinen gesamten 
kolonialen Besitzstand eingebüßt und obendrein im europäischen Landkrieg, 
zu dessen Gunsten die Kolonien preisgegeben worden sind, Niederlagen 
von der größten Tragweite erlitten. Der hundertjährige Kampf, den Frank- 
reich gegen die Engländer bei Verteidigung seiner Weltgeltung ausgefochten 
hat, ist solcherart auf Kosten eines Erbgutes verloren gegangen, das keinem 
Staatsmann, sondern dem bodenständigen Unternehmungsgeist zu ver- 
danken gewesen ist. Wo in Übersee die französische Flagge wehte, hatte 


1) Angeführt aus Fournier, „Napoleon I.“ Wien und Leipzig 1906 (II. Auflage), 
III. Bd., S. 142 f. 


2) v. Wieser, „Recht und Macht‘, Leipzig 1910, S. 56. Dort ist allerdings vom 
Weltbürgertum die Rede. Es mag dahingestellt bleiben, ob v. Wieser ,,Naturrecht 
und Weltbürgertum“ gleichfalls als zusammenfallende Begriffe erscheinen, wie uns. 
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sie stets der Wagemut eines einzelnen errichtet. Und um diese Flagge 
ist der Kampf entbrannt, für ihre Geltung haben sich teils die Ansicdler, 
teils bevorrechtcte Gesellschaften auf eigene Faust eingesetzt. Doch die 
Regierung ließ sich nur gerne vom Erfolg berichten. Sobald es aber hieß, 
daß die Engländer diesen Erfolg streitig zu machen suchen, war die Re- 
gierung, soweit sie es nur irgend konnte, an allem unbeteiligt. Trotz der 
Bedeutung des Koloniallandes, welche nur der inländische Unternehmer 
und der ausländische Konkurrent klar erkannt hatten, wurde dem Kolonial- 
land von „maßgebender‘‘ Seite her niemals, zumindest nicht aus wirt- 
schaftlichen Gründen Beachtung geschenkt. Wenn es jemals geschah, 
dann wurden die Kolonien von seiten der Regierung als ein lästiges Sorgen- 
kind behandelt, dessen man sich am liebsten entledigt hätte, wenn es 
nur tunlich gewesen wäre. Mit dem Verlust der Kolonien ist der politische 
Egoismus — falls sich dieser Ausdruck überhaupt und insbesondere in 
diesem Zusammenhange gebrauchen läßt —, der die Handlungen der Re- 
gierung kennzeichnet, unverhohlen zutage getreten. 


Die Außenpolitik wurde von Frau von Pompadour geleitet, die sich stets eines 
gewandten Günstlings bediente, der solange am Ruder blieb, als er ihr gefügig war. 
Die europäische Festlandstrebigkeit Frankreichs, welche dem Siebenjährigen Krieg 
zum Teil sein Gepräge verleiht, ist von Frau von Pompadour herbeigeführt worden. 
Mit Recht wird aber von seiten der Geschichtschreiber immer wieder darauf verwiesen, 
daß von einem höheren Gesichtspunkt aus gesehen das Schwergewicht dieses Krieges 
in Übersee zu suchen sei. Am besten kennzeichnet sich übrigens diese: Auffassung im 
Urteil eines Zeitgenossen, das aus diesem Grunde von Alfred Zimmermann anzu- 
führen nicht übersehen worden ist. „Als der Krieg mit England 1755 schon unvermeid- 
lich erschien, hatte die Regierung Louis XV. einen als hervorragend geltenden, im 
Kriegsministerium einflußreichen Offizier, den irischen Grafen de Lally Baron de 
Tollendal, um seine Meinung befragt. Er hatte als einziges Mittel, Englands Herr zu 
werden, Landung in England oder Sicherung Kanadas oder endlich Vertreibung der 
Engländer aus Indien empfohlen.“ı) Zimmermann, dessen Blick ausschließlich auf 
die kolonialen Vorgänge gerichtet ist, fügt dem noch hinzu, daß man sich nach Jahres- 
frist in Paris entschlossen habe, England aus Indien zu vertreiben. Für diese Aufgabe 
wurden aber nicht mehr als 3000 Mann sowie 3 Kriegsschiffe ausersehen, den Ober- 
befehl aber erhielt Graf de Lally, obwohl ihm die Verhältnisse in Indien vollständig 
fremd waren. Diese Maßnahmen haben der herkömmlichen Behandlung der kolonialen 
Frage vollständig entsprochen. Auch diesmal sollte, wie esschon häufig geschehen ist, 
das hauptsächliche Kampfziel preisgegeben und der eigentliche Gegner auf Kriegs- 
schauplätzen geschädigt werden, wo er überhaupt nicht zu erreichen war. 


Noch ehe die förmliche Kriegserklärung erflossen ist, sind sich Franzosen und 
Engländer auf überseeischen Plätzen, und zwar in deren weitaus überwiegenden Zahl 
einander kämpfend gegenübergestanden. Die französische Regierung beeilte sich auch 
keineswegs diesem rechtlich ungeklärten Zustand ein Ende zu bereiten, erschien er 
ihr doch als ein bequemes Auskunftsmittel, ganz dazu geeignet, um dem drohenden 
Streich noch in letzter Stunde auszuweichen. Allein der Gegner, seiner Überlegenheit 
nur zu gut bewußt, ließ sich durch die also gegebene Lage der Dinge keineswegs be- 
irren, sondern benützte den Aufschub, welchen ihm die Zurückhaltung seines zaghaften 
Feindes eingeräumt hatte, zur Vervollständigung der Rüstungen und Sammlung aller 


1) „Die Kolonialpolitik Frankreichs“, Berlin 1901, S. 201. 
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kriegerischen Kräfte. In London ging man dabei so weit, sich gleichfalls als friedfertiz 
gesinnt wenigstens dem Scheine nach zu bekennen. Kriegerische Handlungen, welche 
englische Seefahrer geiibt haben, sind damals kurzerhand abgeleugnet worden, denn 
man glaubte auf die französische Beschwichtigungspolitik bauen zu sollen. Allein 
gerade dieses zweischneidige Verhalten Englands ließ die Minister Ludwigs XV. zu 
einem Entschlusse kommen. Sie brachen die Verhandlungen ab, welche sie bis dahin 
in der gekennzeichneten Weise geführt und von denen sie sich selbst eine Vermeidung 
ernsterer Kämpfe versprochen hatten. So war man schließlich schon mitten im Krieg- 
führen begriffen, als die angebahnte fri-dliche B ilegung~ des Streitfalles jihlings 
unterbrochen wurde. Allein deshalb erfolgte noch keine Kriegserklärung. Vielmehr 
beharrten beide Parteien noch fast ein Jahr nach Abbruch der mündlichen Verhand- 
lungen im Zustand überseeischer Kriegführung, indessen in den heimatlichen Ge- 
wässern die Waffen rulıten. Von seiten der französischen Minister wurde auch noch 
während dieser letzten Monate vor dem förmlichen Kriegsausbruch ein Depeschen- 
wechsel unterhalten, welchem ebensowenig Erfolg beschieden war, wie der voran- 
gegangenen persönlichen Aussprache. Aus all’ dem erhellt, daß die verantwortlichen 
Staatsmänner Frankreichs für die Tragweite der schon unabwendbaren Gefahr. das 
richtige Verständnis besessen haben, was keineswegs verwundern darf, denn in Über- 
see ist das alte Übel, sich auf heimatliche Unterstützung nicht verlassen zu können, 
gleich beim ersten Zusammenstoß in einem Maße fühlbar geworden, vor dem die 
Kolonisten ehedem noch bewahrt geblieben sind. Und das will viel bedeuten, wenn 
man sich die kläglichen Lagen vergegenwärtigt, denen sie sich so häufig, nur auf die 
eigene Kraft verwiesen, gegenübergestellt gesehen haben. 


Mit dem Verlust.des überseeischen Besitzstandes, der so einschneidend 
war, daß man sämtliche späteren kolonialen Erwerbungen unter der Be- 
zeichnung der Gründung eines neuen Kolonialreiches zusammenfassen 
konnte, wurde nicht nur Ludwig XV. und seinem Anhang, sondern auch 
manchem Vorfahren Ludwigs XV. cin Armutszeugnis ausgestellt. Von 
da an begann man es in stetig steigendem Maße als cine Härte zu empfinden, 
daß sich die Ziele des Königtums im Laufe der Zeiten immer mehr zu denen 
des Staatsvolkes entfaltet hatten. Carlyle, welcher uns in scinem mit 
Recht berühmten Werke Aufstieg und Niedergang des französischen König- 
tums plastisch vor Augen führt, !) läßt zwar die Frage offen, ob nicht etwa 
ausschließlich zeitlich weit zurückreichende geschichtliche Verquickungen 
den Verfall dieser gewaltigen Schöpfung herbeigeführt haben. Nichtsdesto- 
weniger bestätigt das Gemälde, welches er mit wenigen Strichen entwirft, 
daß die Persönlichkeit Ludwigs XV., deren Veranlagung allem Unwesen 
den Boden bereitet und die dem Staate dienlichen Kräfte teils aus Unver- 
standnis, teils aus tölpelhafter Sclbstsucht niedergehalten hat, das Ansehen 
der Krone verwirkt und folglich den Untergang des Boubonentums be- 
schleunigt habe. Fin Unsehuldiger mußte sodann mit seiner gesamten 
Familie für die Handlungen seines Vorgängers büßen, der alle staatlichen 
Erfordernisse der hemmungslosen Befriedigung seiner Neigungen unter- 
geordnet hat. 


Das französische Königtum und mit ihm wertvolle Bestandstücke aus 
einem Erbgut, an dem viele Jahrhunderte sich rastlos abgemüht haben, 


1) „Die französische Revolution“, I. Bd., 1. Buch (Tod Ludwigs XV.). 
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sind keiner großen Leidenschaft, sondern einer frevelhaften Eigenliebe 
und empörenden Herzlosigkeit zum Opfer gefallen. Mit dem Sturze des 
Königtums ist die Rechtsordnung „beseitigt‘‘ worden, welche den Mig- 
brauch der von ihm zu übenden Anıtsgewalt er möglicht hat. Dies war das 
ursprüngliche Ziel der Empörung und dieses Ziel wurde erreicht. Ob dabei 
tatsächlich eine gesellschaftliche Schichte „höher geklommen“ ist, oder 
ob nicht der Augenschein triigt und lediglich das Versinken der herkömm- 
lichen Gewalt einen Zustand geschaffen, in dem die Rechtsordnung be- 
ständig ihre Form verändert hat bis schließlich wieder die ursprüngliche 
Vielgliedrigkeit der Gesellschaft stillschweigend „anerkannt“ worden ist, 
mag dagingestellt bleiben. Wohl sind die Gewalthaber von einst nicht 
mehr vollzählig zurückgekehrt. Dafür sind andere an „ihre“ Stelle ge- 
treten. Aber all dies in seinen einzelnen Phasen verfolgt, führe zu weit. 
Es erübrigt sich darauf zu verweisen, daß vor wie nach den Stürmen der 
Empörung das Zusammenleben der Menschen zwar unter anderen Satzungen 
vor sich gegangen, aber das Gefüge des Gesellschaftskörpers bei weitem 
nicht in jene Einförmigkeit gezwungen worden ist, wie sie der Kampfruf 
für Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit verheiBen hat. Desgleichen, daß 
jener Kampf ‚den die sittliche Entrüstung gegen einen unhaltbaren, ja 
ocsellschaftswidrigen Zustand ausgefochten, nachdem sie den endgültigen 
Sieg errungen hatte, nicht zögern durfte, gegen die Vertreter ihrer 
eigenen politischen Grundsätze gleichfalls das Schwert zu ziehen, weil 
sonst der Fortschritt, welcher mit dem Sturz der bekämpften Or dnung 
herbeigefiihrt wor den war, sich leicht in scin Gegenteil verwandelt haben 
wiirde. 


Es mag dahingestellt bleiben, wie weit diese Feststellungen mit den 
sonstigen Theorien übereinstimmen, welche die Veranlassung und den 
Verlauf des revolutionären Empfindens in Frankreich zu begründen suchen. 
In jeder Theorie, welche eine geschichtliche Entwicklung betrifft, ist ein 
Absud von Wahrheit enthalten. Aber jede dieser Theorien ist angreifbar, 
weil sie sich von den Geschehnissen nicht loslösen läßt und deshalb keinen 
genügend weiten Blickkreis empfängt, um über mehr als einzelweise Zu- 
sammenhänge Aufschluß zu geben. Hieraus erklärt es sich, daB es den 
naturrechtlichen Rationalisten nur von einem außergeschichtlichen Stand- 
punkt glücken konnte, die Zweckbestimmtheit der gesellschaftlichen 
Gliederung zu begreifen. Damit haben sie ihre Zeitgenossen um eine Er- 
kenntnis bereichert, doch diese waren politisch zu wenig geschult, um die 
beschränkte Geltungsw eite dieser Erkenntnis ihrerseits zu begreifen. Durch 
dieses Unverständnis sind die künftigen Ereignisse zumindest nicht weniger 
beeinflußt worden, als durch die Verbreitung der naturrechtlichen Lehren, 
deren Urheber sich der Täuschung hingegeben haben, trotz der Entfernung, 
welche sie von ihrer Umwelt getrennt hat und die nur mangelhaft über- 
brückt worden ist, ein gesellschaftliches Erziehungswerk vollbringen zu 
können. Und dies ist der Grund dafür, daß das Ergebnis ihrer Mühen mit 
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den Forderungen ihrer Lehren nicht übereinstimmt. Bei Quesnay tritt 
iiberdi:s der entscheidendere Umstand hinzu, daß die Wünsche, welche 
er im Hinblick auf die Gestaltung der gesellschaftlichen Zustände gehegt 
hat, weder die herkömmlichen Gi: walthaber und noch viel weniger “deren 
Gegner befriedigen konnten. Es ist bloß im natürlichen Lauf der Dinge 
gelegen gewesen, daß er wie sein geistiges Erbe dem Kampf zwischen 
heute und morgen vollständig fern geblieben sind. Zu diesem Ergebnisse 
wird man schließlich getrieben, sobald die Gründe, welche gegen dieses 
Urteil sprechen, als unwesentlich abgelehnt werden, 


Die Staatsidee in Platons Kunstlehre. 


Von Wilhelm Andreae. 


1. 


Wie Goethe der letzte Genius gewesen ist, der die gesamte Natur und 
Kultur in sich als Einheit noch lebendig umschlicBen und durchdringen 
konnte, so faBte im vierten vorchristlichen Jahrhundert Platon als End- 
glied in der Kette der großen schöpferischen Philosophen alle die schon 
teilhaft auseinanderstrebenden Kräfte des bereits abwärtssteigenden 
Hellenentums noch einmal gestaltend und gestalthaft zusammen. Denn 
schon sein größter Schüler Aristoteles war nicht mehr schöpferisch im 
gleichen Sinne. Er forschte, ordnete, sichtete, baute auf und aus, war, 
wie ihn Goethe nennt, „ein Mann, ein baumeisterlicher“, aber er rang 
nicht mehr mit dem Chaos. Darum erscheint er auch mehr als Wissen- 
schaftler und nicht, wiePlaton, als Künstler, nicht als einer, der sein Werk 
aus sinnlichem Erleben schafft, sondern als sammelnder Forscher, der 
ein System begründet. 

So wurde für Aristoteles die Erweiterung des Wissens ein Selbstzweck 
und die Erforschung auch der Einzelheiten auf allen Gebieten ein — 
freilich immer nach dem Gefüge seines großen baume'sterlichen Werkes 
untergeordnetes — Ziel, während sein Meister vor Wissensbetrieb und 
Übertätigkeit (zassosiz und rornrsoswosyvn) warnte, ja jede Einzel- 
kenntnis und -ucht bekämpft, wo sie die Harmonie des Menschen, das 
göttliche Gefüge von Leib und Geist, zu sprengen droht. 

Die Gefahr seiner Zeit und die Warnung vor dem, was kam: die Aus- 
einanderreissung der Welt in Natur und Geist, des Menschen in Leib und 
Seele, hat viele christlich oder gegenchristlich eingestellte Forscher ver- 
kennen lassen, daß für Platon, wie die Natur beseelt, so der Leib noch 
göttlich ist, und daß ihm nur der damals schon Anspruch auf teilhafte 
Eigengeltung erhebende Körper „das Grab der Seele“ heißt. Denn so 
sagt er selbst: „Wir gestalten Gott als ein unsterbliches Lebewesen, das 
Seele hat und Leib hat, aber beide für alle Zeit zusanımengewachsen.“') 


ı) Phaidros, p. 246 D. 
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2. f 

Doch die Sophisten hatten nicht mehr diese göttlich-menschliche 
Gestalt, sondern den zufälligen Einzel-, den Ichmenschen zum Maß aller 
Dinge erhoben. Den Protagorasatz, der das künstlerische Gebot dem 
Wortlaut nach so ähnlich aber mit dem entgegengesetzten Sinne aufstellt, 
mußte gerade der Menschenbildner Platon bekämpfen. Denn die Ver-Ichung 
der Norm bedeutet Loslösung von Kult und Kosmos, und deren zersetzende 
Folgen waren im vierten Jahrhundert schon überall sichtbar: 

Aus der kosmischen Gestalt hervorbrechend, das menschliche Maß 
sprengend, waren die Einzelkräfte selbständig geworden: Von der kriege- 
rischen Übung hatte sich die Athletik, von der Staatskunst die Rhetorik, 
von der musischen Kunst die Musik, vom Götterdienst hatten sich Diehtung, 
Architektur und Skulptur abgelöst und abgewendet. 

Dafür wird man die Sophistik nicht allein verantwortlich machen 
dürfen. Vielmehr sind die Gründe, aus denen sie erwuchs, zum Teil die 
gleichen, die jene Verfallserscheinungen gezeitigt haben. Sie liegen einmal 
in dem ungeheuren Aufschwung, den Griechenland, vor allem Athen, nach 
den Siegen über die Perser nahm, und zum andern in dem ebenso schnellen, Ja 
noch reißenderen Niedergang nach dem Pelop6nnesischen Kriege. Zunächst 
erzeugten freilich die aus dem großen Kolonialreich neu zuströmenden 
Mittel nicht nur händlerische, sondern auch geistige Bewegung und einen 
Reichtum, der, weise zur Ehrung der Götter und zum Schmucke der Haupt- 
stadt angewandt, die Mitte stärkte und die zusammenschließende Kraft 
fruchtbar machte. Aber nur zu bald sollte dieser Reichtum — auch im 
Geistigen — den Einzelgliedern gefährlich werden. 

Ein wesentlicher, wenn nicht der Hauptteil des sophistischen Unter- 
richts war die Rhetorik. Aber zur wirklichen Blüte kam sie doch erst 
lange nach dem Tode der großen Sophisten und besonders infolge der 
Ohnmacht Athens, als in dem fast dreißigjährigen Ringen mit Sparta 
die politische Kraft Attikas gebrochen war. Ein kraftvolles Handeln 
war kaum noch möglich, so verlegten sich die Begabten aufs Schwatzen 
vorm Volk in Rechts- und Staatshändeln. Der Verfall der Gymnastik 
läuft parallel. Nieht mehr berufen, die Epheben kriegerisch auszubilden, 
strebt auch sie nach Virtuosentum und nach Schaustellung körperlicher 
Überkräfte. So weicht die Jugendblüte von Hellas den „Ochsenfleisch 
fressenden“) Pankratiasten. 


3. 


Wie der Gymnastik und Politik die Möglichkeit zu fruchtbarer Wirkung 
entschwunden war, so fehlte der Kunst die heldische Tat und Gebärde 
zur Darstellung. In dieser heldenlosen Zeit der griechischen Aufklärung 
steht die überragende Gestalt des Sokrates, der aus der durchzechten 


1) Staat, p. 338c. 
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Nacht’ des Gastinahls ins Gymnasium wandelt, der im Kampfe den 
Alkibiades rettet und fiir seine Lehre in den Tod geht, steht der Sokrates, 
von dem der Feldheer Laches ein Wort sagt, das uns den Schlüssel in die 
Hand gibt für das Tor, das ins Innere der platonischen Kunstauffassung 
führt: „Wenn ich einen Mann über Tugend oder irgendeine Weisheit 
sprechen höre, der in Wahrheit ein Mann ist und würdig der Worte, die 
er sagt, freue ich mich über die Maßen, zu sehen, daß Sprecher und Ge- 
sprochenes zueinanderpaßt und sich fügt; und ein solcher scheint mir 
wirklich musisch, weil er sich gefügt hat in das schönste Tongefüge, nicht 
Leier und Spielinstrumente, sondern das wirkliche Leben gefügt, seine 
eigene Weise zusammenklingen läßt in Wort und Werk, ungekünstelt 
dorisch, nicht ionisch und auch nicht phrygisch oder lydisch, glaube ich, 
sondern wie jenes eine hellenische Gefüge ist. Ein solcher macht mich 
froh, wenn er spricht, daß ich manchem Freund scheine, wer es aber 
anders macht, betrübt mich, je besser er zu reden scheint, desto mehr, 
daß ich wieder redefeind scheine. In Sukrates’ Worten bin ich nun noch 
nicht erfahren, aber seine Taten scheint mir, habe ich erfahren, und da 
fand ich ihn würdig, schöne Worte und alles frei herauszusagen.‘“') 

Entgegen dem Vart-pour-Part-Prinzip, das das Kunstwerk vom 
Künstler trennt, wird hier’ der Zusammenhang zwischen Wort und Tat, 
Mensch und Werk gefordert. Die Bemessung auch des künstlerischen 
Werkes nach den Werten des Künstlers ist kein kunstfremder Maßstab, 
sondern nur ein viel weitergehender künstlerischer Anspruch, der vom 
‚schöpferischen Menschen die wahre Harmonie verlangt, die schöne Füge 
von Sein und Tat, die schöne Gestalt, die sich nieht anders als in schönen 
Werken ausdrücken kann, während jede Darstellung die dieser höchsten 
Forderung nicht genügt, um ihretwillen ein Höheres und Schöneres opfern 
muß, die menschliche Schönheit. Um diesen Preis erkaufte Kunstwerke 
sind wie Kinder, die geboren werden, um den Müttern das Leben zu rauben 
und selber bald zu sterben. é 

Es scheint heute notwendig, darauf hinzuweisen, daß Ethos, Kunst und 
Staat keine Gegensätze sind, daß vielmehr auch die künstlerische Blüte ab- 
sterben muß, wo die Wurzeln des Baumes, den sie ziert, aus dem Erdreich 
des Lebens sich lösen. Freilich gibt es Schmarotzerpflanzen in der Kunst 
wie in der Natur; aber es wäre widersinnie, in den „Blumen des Bösen“ 
den Maßstab für gesunde organische Gewächse zu suchen. Diese verlangen 
einen gemäßen Boden, und der ist das menschliche Ethos, wie es sich im 
Staate darstellt. 


4. 


Gegen den Staat seiner Zeit hat Platon ein überzeitliches geistiges 
Reich gestellt, in dem sich von der Mitte aus räumlich und geistig alles 
fügt im Verhältnis von Herrschaft und Dienst. Die herrschende maß- 
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ecbende Tugend ist die gerademachende und zurechtweisende Gerechtigkeit, 
kein verbietendes Moralgesetz, sondern eine nicht nur ordnende vielmehr 
gestaltende Kraft, die jenes dorische Gefüge eines maßvoll schreitenden 
Lebens schafft. Sie zwängt den einzelnen nicht in eine ungemäße Stellung, 
sondern bestimmt ihm den Platz, wo er seine natürlichen Kräfte sich 
und dem Ganzen zum Heile auswirken kann. Ihr Sinnkild ist nicht der . 
im christlichen Sinn Unrechtleidende, sondern der Rechttuende: der 
herrschende Philosoph, der wachende Krieger, der ackernde Bauer, der 
schustende Schuster. Dem widerspricht nicht, daß Unrccht leiden besser 
ist als Unrecht tun, denn jede ungemäße Handlung — ungemäß ist ungerecht 
— zerstört die Schönheit der Secle,!) während kein erlittenes Unrecht als 
solches die edle Haltung zerstört. 

Gerechtigkeit als Tugend des schönen Maßes gibt die Richtung dem 
Staatsbau und der Erziehung, welche also beherrscht wird von einem 
ethischen Willen, der zugleich ein künstlerischer ist. Denn gerecht ist 
nicht, daß jeder den gleichen Anteil erhält an den Gütern des staatlichen 
Lebens, sondern den gemäßen, so daß der Gemeine den niedrigen Diensten 
und Werkleistungen sich zuwendet und der Edle davon frei bleibt, um das 
Ungemeine zu tun — sich und demGanzen zum Heil. Schén ist jede Ent- 
faltung einer Kraft im gemäßen Werke und unschön das Gegenteil. Schön 
ist es, wenn der Philosoph herrscht, der Krieger die Waffen führt und 
der Bauer den Pflug. Wenn aber der Philosoph schustert und der Schuster 
eine lederne Philosophie treibt und über den Leisten regiert, so ist das 
ungerecht und unschön zugleich. Und wie im Staat, so im Menschen: 
wenn der Geist die Zügel führt, der Eifer treibt und die wache Begierde 
unter geistiger Herrschaft sich natürlich entladet, so ist auch das schön 
und gerecht. Wenn aber die Begierde die Zügel an sich reißt und der Eifer 
ihr Genosse wird, um den Geist zu versklaven, so lockert sich die Fuge, 
und die Seele sinkt in die Grube des Körpers. 


5. 


Die Erhaltung dieser Fuge im menschlichen wie im Staatskörper ist 
das höchste und, wie wir sahen, wesentlich künstlerische Gebot. Sie ist 
nur möglich, wo jede teilhafte Entstrebung durch Bindung niedergehalten 
wird. Nur soviel jeder und jedes dient dem beseelten Leibe, dem Staate, 
dem Grotte, darf es herrschen. Wir sahen, wie und warum die Künste 
in Athen zur Selbständigkeit entartet waren, und haben die Fingerzeige 
Platos als gegen den ihm offenbaren Verfall gerichtet anzusehen. Gym- 
nastik und musische Kunst, so unterweist er uns, haben beide der Seele 
zu dienen, nicht etwa die Athletik dem Körper und die Musik der Seele. 
Denn nur, wenn sie das Eifermütige und Philosophische miteinander ver- 
binden und mischen, dienen sie der Einheit und Schönheit des Menschen 


ar nn 


t) Vgl. Staat, p. 610. 


316 Wilbelm Andreae. 


% 


und bilden ihn, seine Aufgabe im Staatsleben zu erfüllen. Ihr Maß und 
ihre Mischung bestimmt der Zweck, dem sie dienstbar sind.!) Jede „über 
die Gymnastik hinausgehende“ selbstische Sorge um den Leib erzicht 
keine Wächter, sondern unkriegerische und unphilosophische, an eine 
unnatürliche Diät gebundene Zärtlinge. Aber auch eine Gymnastik, die 
sich innerhalb der Grenzen kriegerischer Übung hält, bildet keinen schönen 
Menschen, vielmehr macht die ausschließliche Beschäftigung mit 
dem Waffenhandwerk roh und wild, wie die übermäßige Pflege der 
musischen Kunst erschlafft und „weiche Lanzenschwinger“ hervorbringt. 
Der Sangeszauber schmelzt den Mut und schneidet gleichsam die Sehnen 
aus der Seele heraus. Linkischkeit und Mangel an Maß und Anmut sind 
die Folgen der verkehrten Übung beider Künste. Darum ist derjenige, 
der sie „mischt und im besten Verhältnis der Seele zuträgt, vollendet 
musisch und harmonisch zu nennen, weit eher als einer, der die Saiten 
stimmt“. 

Immer wieder kommt jener höchste künstlerische Wille zum Ausdruck, 
der vor allem nach Formung des menschlichen Lebens trachtet. In den 
Gesetzen wird das Gefühl für Rhythmos und Harmonie und die Freude 
daran zum Mensch und Tier unterscheidenden Merkmal:) und die Er- 
zichung auf die Bändigung des zunächst ungebärdig sich äußernden Dranges 
nach Laut und Bewegung gegründet, auf Lehre und Bewahrung der Gesetze, 
die die göttlichen Mittänzer im Festchore, die Musen und ihr Führer 
Apollon und Dionysos, gegeben haben. 

Die Schönheit in Körperhaltung, Lied und Tanz zu entdecken, ist 
notwendige Vorbedingung für jeden Erzieher, ohne die alles weitere Be- 
mühen vergeblich heißt.s) Schön aber ist im Leben wie in der Kunst 
alles, was „an einer Tugend der Secle oder des Leibes hangt.“») Denn 
„alles Gute ist ja schön‘‘5), aber das Schönste das rechte Gefüge von Leib 
und Secle. Darum dringen Platos Bestimmungen über die rechte Ge- 
wöhnung und Pflege des Leibes und seine Erziehung zur Schönheit bis 
ins kleinste ein, und von der Zeugung des Menschen und der Behandlung 
des Keimes im Mutterleibe anfangend erstrecken sie sich bis auf die Sorge 
um die Bestattung. Auch Vorschriften über das Maß der Hausgeräte 
und die gleichmäßige Ansbildung der linken und rechten Körperhälfte 
fehlen nieht. Nichts darf olıne Maß bleiben. 

Auf den künstlerischen Willen dieser Gesetze kommt es uns an und 
darauf, daß sich Plato des Willens sehr wohl bewußt war, in seinem Reich 
einen höheren Kunstanspruch zu verwirklichen, als ihn je eine Zeit zum 
Prinzip erhoben hatte: 


1) Siehe Staat, p. 410 ff. 
2) Gesetze, p. 653 D. 

3) Gesetze, p. 654 E. 

4) Gesetze, p. 655 B. 

5) Tim., p. 87C. 
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„Wenn aber von den sogenannten ernsten Dichtern, den Tragikern, 
einige kommen sollten und etwa so fragten: ‚Ihr Fremdlinge, dürfen 
wir in eure Stadt und euer Land oder nicht und unsre Dichtung bringen 
und sie aufführen ...?‘ wie würden wir dann den göttlichen Männern 
richtig antworten? Ich glaube ‚ihr Besten unter den Frendlingen‘, müßten 
wir sagen, ‚wir sind selber Dichter einer Tragödie, nach unserer Kraft der 
besten und schönsten zugleich. Ist doch unser ganzes Staatswesen ent- 
standen als Nachahmung des schönsten und besten Lebens, 
von der wir sagen, daß es wirklich die wahrste Tragödie sei. Dichter 
derselben seid also ihr wie auch wir, Mitbewerber und Gegenspieler im 
schönsten Drama, welches das wahre Gesetz allein zu vollbringen vermag, 
wie es unsere Hoffnung ist.‘““') 


6. 

Dieser Anspruch der Platonischen Kunst, die das ganze Leben um- 
und neuformen wollte, mußte notwendig in Widerstreit geraten mit der 
zeitgenössischen Kunst. Denn gerade diese hatte, wie wir sahen, an der 
unheldenhaften Gegenwart keinen Stoff mehr, der Leben gestaltend 
wirken konnte. Nun erlebt zwar der Mensch nicht allein die Gegenwart, 
sondern auch alle Vergangenheit, dic auf ihn noch fruchtbar fortwirkt. 
Doch wo die Vergangenheit zur Geschichte geworden ist und — ein 
Gegenstand rationaler Betrachtung, nieht mehr ein Vorbild für hingebende 
Verehrung — auf die menschliche Haltung keinen bildenden, bindenden, 
verpflichtenden Einfluß mehr hat, ist sie als Stoff nieht mehr formbar 
und als Kunstwerk nicht mehr formend. 


Nun war aber der Mythos den gelehrten und morabisierenden Aus- 
deutungen der griechischen Aufkläruneszeit zum Opfer gefallen, „die alte 
Feindschaft zwischen Philosophie und Dichtung“ hatte die alten Mythen- 
kreise zersetzt und zerstört. Selbst der Lobredner altviteri cher Sitte, 
Kraft und Tugend, Aristophanes, trieb ein solches Spiel mit den Göttern, 
daB wir uns heute kaum vorstellen können, wie neben der Komödie der 
Kultus im Volke fortbestand. Vor ciner un- oder halbgläub.gen Menge 
konnten auch die Werke frommer Dichter nur einen ästhetischen Genuß 
oder, wie Platon etwa gleichbedeutend sagt, ein „schmeichlerisches Ver- 
gnügen‘ bereiten, aber keine Verehrung me hr hervorrufen, keine kultische 
Flamme entzünden. Darum mußte Plato den alten Kampf fortkämpfen 
nicht nur gegen die Kunst der eigenen Zeit, sondern gerade gegen die 
Großen: Homer, Pindar, Ae:chylos, Sophokles, Euripides, weil sie seiner- 
zeit ein schmeichlerisches Vergnügen gewährten. So leiht er die eigene 
dichterische Stimme der philosophischen Feindschaft gegen die Afterlehren 
der Dichter. Doch klingt sie anders und kommt aus e'nem tieferen Herzen 


1) Gesetze p. 817 A/B. 
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aus schmerzlicherer Notwendigkeit als etwa das Skolion des eitlen 
` Xenophanes: 


Nicht die Kämpfe besing der Titanen oder Giganten 
Oder den Streit der Kentaurn früherer Fabelgebild 

Noch die gewaltsamen Zwiste, worinnen keine Verdienste, 
Sondern die Götter bewahr immer in gutem Bedacht!!) 


Xenophanes stellt utilitaristisch seine poetische Weisheit über den 
Sieg in jedem Wettkampf: 


Würdig ist keiner der Kämpfer wie ich, denn über der Stärke, 
Kraft von Mannen und Pferd unsere Weisheit steht. 

Nämlich wenn dem Volke erstünde ein Starker im Faustkampf 
Oder im Pentathlon oder im ringenden Spiel 

Oder ein Läufer mit hurtigem Fuß, am meisten gechret 

Unter jeglichem Werk männlicher Kräfte im Kampf, 

So steht darum mit nichten die Stadt in bessrer Verwaltung. 
Klein nur wäre die Lust, welche die Stadt davon hat, 

Wenn auch wer an den Ufern von Pisa sieget im Kampfspiel, 
Denn das fillet nicht an Keller und Küche der Stadt.) 


Diese Verse widersprechen dem Platonischen Streben nach Verbindung 
von gymnastischer und musischer Kunst. Das kunstfremde Prinzip 
dichterischer Belehrung über gute Staatsverwaltung wird zum höchsten 
Werte. Ziel ist Reichtum (mtaiveıv p5yovg) nicht eine höhere Lebens- 
haltung. 


Ebenso kunstfeindlich ist der theologische Rationalismus, mit dem Xeno- 
phanes die anthropomorphe Bildung der Homerischen und Hesiodischen 
 Göttergestalten angreift. Wenn er sagt:*) Ochsen, Pferde und Löwen 
würden ochsen-, pferde- und löwengestaltige Götterbilder schaffen, wenn 
sie es vermöchten, so übersicht er, daß der Trieb zur Schöpfung von 
Idealgestalten eben nur in dem Menschen liegt und daß nur er nach Gottes 
Bilde geschaffen ist, vor allem aber, daß in dem Verlangen, Gott zu ver- 
bildlichen, Kunst und Religion eine schönste Frucht schaffen. 


Platon war fern davon, die Götter zu entleiblichen. Seine Götter haben, 
wie wir sahen, Leib und Scele zusammengewachsen für die Ewigkeit; 
die Unsterblichkeit auch des Loibes unterscheidet sie von den Sterblichen. 
Die Göttergestalten hat er nicht vernichtet, „wir schen den Kult der Ideen 
vollendet, indem er die Träger des olympischen Kultes aufnimmt‘“,») 
wie wir sic im „Phaidros“ am überhimmlischen Orte im Zuge daher- 
schreiten sehen. 


1) Diels. Vorsokratiker, fr. 1. 

2) Ebenda, fr. 2. 

3) Ebendaselbst, fr. 14—16. 

+) Heinrich Friedemann: Platon, seine Gestalt. Berlin 1914, S. 49. 
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Wenn sich sein Tadel gegen die Ausstattung der Götter mit allzu 
menschlichen Eigenschaften den Vorwürfen gesellt, die Xenophanes?) 
Homer und Hesiod macht, weil sie von Diebstahl, Betrug und Ehebruch 
der Götter gesungen haben, so dürfen wir darum doch nicht bei beiden 
schlechthin die gleiche Gesinnung voraussetzen. Platon verlangt nach 
einer neuen Haltung. Nur was diese Haltung hat, ist göttlich und darf 
ın der Kunst zur Darstellung kommen. Aus dieser neuen Haltung, die 
ihm Sokrates verwirklicht, kommt auch seine Lehre. Dagegen führt 
Xenophanes, sofern uns die Fragmente ein richtiges Bild geben mit 
rationaler Theologie eine nur literarische Fehde. 

Es genüge, hier Xenophanes dem Plato gegenüberzustellen. Die Über- 
lieferung von Pythagoras ist zu unsicher, und neben dem Ausspruch 
Heraklits: Homer verdiene aus den Agonen gestoßen und mit Ruten 
gestrichen zu werden,?) steht doch auch das Wort von Homer, „der weiser 
war als alle Hellenen“,3) um uns zur Vorsicht zu mahnen. Übrigens drückt 
das Mit-Ruten-streichen nicht notwendig moralische Entrüstung aus, 
sondern bedeutet als ein aus den gymnischen Agonen genommencs Bild, 
daß Homer gegen die Gesetze des poetischen Wettkampfes verstoßen 
hat, während Plato doch immer wicder das Dichterische an den großen 
Epikern und Tragikern hervorhebt. Nur daß sie für seinen Staat, je 
diehterischer sie sind, desto weniger die rechten Lehrer seien, hat er 
bestritten, und daß man aus ihnen keine Belehrung über Handwerk, 
Krieg und Politik schöpfen könne, mit Ironie und Bosheit dargetan. 


1. 


Und um dies Lehramt wurde schon lange zwischen Philosophie und 
Dichtung gekämpft. Noch im 5. Jahrhundert bis in die Sophistenzeit 
hincin, waren die Dichter die unbestrittenen Lehrer des gricchischen Volkes. 
Auf ihnen, vorziiglich auf Homer, beruhte dic ganze Kultur von Hellas, 
Religion, Bildung, Dichtung und bildende Kunst. Nicht Platon hat diese 
Grundlage zerstört, er fand sie schon zertriimmert eben durch die Sophistik 
und Aufklärung. Wenn er aber selbst der grimm'gste Feind dieser Be- 
wegung und trotz seinem ausgesprochenen Konservativismus hier scheinbar 
auf den Wegen seiner Gegner wandelt, müssen die Gründe in der tiefsten 
Notwendigkeit liegen. Auf dem Wege einer knappen kulturhistorischen 
Betrachtung über die großen griechischen Dichter steigen wir zu ihnen 
hinab: 

Für Homer zerfällt die Welt nicht in Götter und Menschen, eher in 
Götter, Herren und Volk, so daß die Helden der Ilias und Odyssee den 
Göttern näher stehen als das Volk seinen Köni'gen. Die olympische Welt 


1) Fr. 10-12. 
2) Fr. 42. 
3) Fr. 56. 
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ragt über die Erde nicht eben weiter empor als der thessalische Berg mit 
seinen verschneiten Gipfeln. Die Homerischen Götter sind die kaum sub- 
limierten Heldengestalten eines ritterlichen Zeitalters, Ideale mehr der 
Grüß: als Art. Sie sind die Träger reckenhafter, ins Üb>rmächtige gesteigerte 
Tugenden und Laster, ohne auBermenschlich in der Haltung zu erscheinen. 
Es ist deutlich, daß solche Ideale einem philosophischeren Zeitalter, das 
nach absoluteren Werten verlangte und mehr auf geistige und ethische 
Güter als auf leibliche Macht seine Gedanken richtete, nicht 
genügen konnte. Daher kommen die Angriffe der Philosophen auf die 
Götterlehre Homers, welche ihrerseits in der Form allegorisierender Er- 
klärung eine unglückliche Verteidigung zur Rettung des Epos hervorrufen. 
Endlich mißbraucht die Sophistik den Inhalt der Epen für ihre eigenen 
umstürzlerischen Tendenzen. 

Neben diesem Allgemeinsten ist zu beachten, daß sich auch im übrigen 
das Schwergewicht des Lebens verschoben hatte. In der Homerischen 
Schilderung jeglicher Handarbeit, in seinen Bildern vom Ackern, Schmieden, 
Weben, Töpfern, Bauen, Seefahren oder was immer man nennen mag, 
lebt noch die frische Freude am eben Errungenen, der Triumph des sieg- 
reichen Menschen über die bezwungenen Stofie und Elementarkräfte. 
Davon wird zu Platons Zeit nur noch wenig empfunden. Schon der 
Sophokleische Chor ,,Viel ist gewaltig ... “ pointiert den Gedanken und 
ist, insofern er in eine Spitze ausläuft, nicht mehr naiv. Er muß cs deutlich 
sagen, daß der Mensch das Gewaltigste und über alles Herr geworden ist 
außer den Tod, um damit — sentimentalisch — zu wirken. 

Wie die Gewerke des Friedens, so hatte auch das Waffenhandwerk 
andere Formen angenommen und — was wichtiger ist — mit der Perserzeit 
warein neuer nationaler Kricesgedanke aufockommen. So lag die homerische 
Welt dem fünften Jahrhundert schon fern. 

Pindar — um hier nur von den größten vorplatonischen Dichtern 
zu reden — hat bereits eine ganz andere Stellung zum Mythos. Überall 
geht er von der Gegenwart aus, von den siegreichen Fürsten der Agone, 
deren Geschlecht und Schicksal er in den großen Zusammenhang des 
herrischen Zeitalters rückt. Doch genügt ihm das Ethos der heroischen 
Gestalten nicht mehr. Er findet in den alten Mythen schon unwürdige 
Vorstellungen, gegen die er sich wehrt.') In der Erzählung vom Tantalos- 
mahl sieht er eine unziemliche Gifräßigkeit der Götter und gibt der Sage 
ein neues ethisches Motiv, indem er das Unheil der Pelopiden durch ihre 
Hybris begründet. Ähnlich wie Plato?) die Habsucht des Achilleus oder 
die Raubzüge des Theseus und Peirithoos als unwahre Erfindungen verwirft, 


t) Wir können hier ganz den Gedankengiingen Rankes im achten Kapitel 
seiner Weltgeschichte: ,,Antagonismus und Fortbildung der [deen über die göttlichen 
Dinge in der griechischen Literatur“ folgen. Es ist auch heute noch unübertraifen 
an Knappheit, Schärfe und Klarheit. 

2) Staat, 391 C/D. 
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will Pindar von Herakles’ Kämpfen gegen die Götter schweigen. Nut 
Würdiges darf man von ihnen sagen, sie zu schmähen, ist Raserei. 


Aber das Wichtigste an den Pindarischen Siegesliedern bleibt dies, daß 
ihn, wie den Homer, seine eigene Zeit, der frische Ruhm der Kampfspiele 
von Olympia, Nemca, auf- dem Isthmos und zu Ehren des Pythischen 
' Gottes zum Sange begeistert und daß er in diesen Agonen seiner Helden 
eine lebendige Verbindung mit dem heroischen Zeitalter findet, wobei 
er die alten Mythen zugleich bewahrt und sie doch im Sinne des neuen 
Götterideals umzugestalten weiß. 


8 


Ähnlich, doch anders Aeschylos. Er schöpft wie die ganze Tragödie 
aus dem Schatze Homers, aber seine Gestalten sind nicht mehr aus klein- 
asiatischem Fleische, sondern erfüllt mit dem Blute der Perserkämpfer. 
Von ionischer Leichtigkeit und dem seligen Leben der Adligen ist nichts 
mehr in seinen Schöpfungen. Er ist ein Gefolgsmann der Götter, die in 
den Perserkriegen die siegreichen Waffenherren Griechenlands gewesen 
waren. Aber es regt sich in ihm der titanische, gegen die Göttergewalt 
ankämpfende Mensch. „Nie ward der auf sein Recht pochende, hoch- 
fahrende und trotzige Mut des menschlichen Geistes, der sich niemals _ 
unterwirft, hinter jeder Gestalt noch cine andere kommen sieht, groß- 
artiger geschildert als hier am Eingange dere dramatischen Poesie.‘') 
Aeschylos ist nicht fromm im Sinne des Pindarischen Ethos, aber wie 
des Thebaners so beruht auch sein Gottesgefühl auf dem Leben, in welchem 
er steht. Ob die Götter gerecht sind oder nicht, darauf kommt es ihm 
letzten Endes nicht an. Sie haben die herrscherliche Macht, die er feiert 
als ihr Vasall, auch wo er sich zu empören scheint. Seine Tragödien sind 
wahre Götter- und Opferfeste für die obsiegenden himmlischen Gewalten, 
die noch im doppelten Kampfe stehen gegen Urwelt und Menschheit. 


Für Sophokles ist dieser Kampf zu Ende. Nach beiden Seiten ist die 
Macht der Götter unerschütterlich gefestigt. „Den waltenden Zeus altert 
keine Zeit, packt kein Schlaf. „Kampflos spielt Aphroditens Gottheit,“ 
„aber den Verstand des Menschen führt ein Gott ins Unheil hinein.“ „Zu 
Großes dringt nicht ins Leben hinein Sterblicher ohne Unheil.“ Doch 
wenn nun Götter und Schicksal einen Bund geschlossen haben, gegen 
den das Titanenhafte im Menschen den Kampf nicht mehr aufzunchmen 
vermag, so ist diesem Bunde Dike beigetreten. Auf Seite der Götter 
ist keine willkürliche Gewalt mehr, sondern das Recht. So muß Antigone 
untergehen, nicht weil es den Göttern so beliebt, sondern weil sie an 
„Dikes hochgebauten Thron mit Gewalt gestoßen“ ist. Die Satzungen 
heißen „hochfüßig‘, „vom Himmelsäther geboren“. Ihr Vater ist Olympos, 


1) Ranke, a. a. O. 
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sie entstammen nicht der Natur sterblicher Menschen und können darum 
auch nicht in Vergessenheit versinken, „denn ein Gott west drinnen mit 
Macht, ein zeitloser“. 

Also nicht mehr der herrscherlichen Willkür der Unsterblichen sind 
die Menschen ausgeliefert, sondern die Weisheit ragt „hoch über dem 
Glücke“ und steht und besteht — so müssen wir den Schlußchor der 
„Antigone“ deuten — neben dem göttlichen Fug. Nur wo dieser entweiht 
wird, fällt der Mensch, schuldig oder unschuldig gleichviel, dem Schicksal 
zum Opfer. 

Der Gottesdienst des Sophokles ist kein minderer als der Acschyleische. 
Auch die Stellung des Menschen ist nicht tiefer. Gott und Mensch sind 
beide auf eine geistigere Stufe getreten seiner Zeit gemäß. Der Kampf 
zwischen Sterblichen und Unsterblichen ist ritterlich — nicht mehr 
titanisch. Ein würdiger ebenbürtiger Feind, wie sich etwa Oedipus gegen- 
über den Göttern fühlt, findet Gnade, kein zerknirschter Sünder oder 
klügelnder Schwätzer. Sophokles’ Weltbild ist eher apollinisch, während 
bei Acschylos alles erfüllt ist vom Streite des Ares oder dionysischem 
Rausch.) 

Gewiß sind die Kräfte beider Götter in beiden Dichtern lebendig, 
sonst hätten ihre Tragödien nicht entstehen, keine Form gewinnen können. 
„Aber es ist doch deutlich, daß die dionysische Wucht die Aeschyleischen 
Verse oft zu sprengen droht, während die gestalterische apollinische Kraft 
noch die leidenschaftlichsten ErgieBungen des Sophokles fast mühelos 
eindämmt. Kraft und Gegenkraft halten sich hier so die Wage, daß seine 
dramatischen Bauten statischer erscheinen. So entsteht bei Scphokles der 
Eindruck des schlechthin Klassischen. Er selbst aber steht zwischen seinem 
titanisch-heroischen Vorläufer und seinem sophistisch-bürgerlichen Nach- 
folger, die beide kämpfen, der eine felsenhaft mit Göttern im Gewoge 
des Ares, der andre zerrissen vom inneren Hader, mit den Zweifeln der 
eigenen Brust, als der vollendet Harmonische, welcher in der hohen 


delphischen Weisheit die Lösung un hat für alle Tragik mensch- 
licher Geschicke. 


9. 


Was wir an Homer, Pindar, Aeschylos, Sophokles hervorhoben, wird 
bei Euripides viclleicht noch deutlicher: Er ist ganz das Kind seiner Zeit: 
die dichterische Stimme der griechischen Aufklärung. Mit ihm aber geht 
die Tragödie zugrunde „an einer Superfötation des Logischen“, wie 
Nietzsche sagt. 

Die Kritik am Mythos zerstört die kultische Feier. Euripides ist gewiß 
nicht gottlos, aber er ist ein unfrommer, grübelnder Betaster der letzten 
Geheimnisse, das unterscheidet ihn von den Dichtern vor ihm. 


t) Plutarch. Quaest. conviv. VII, 2 E: „ég Pop; tas einev Ev tay Spuparıuv ante 
T x ` ’ id 
seeatoy "Apsws etvat, ahha natu Awuha“, 
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Indem die Helden mit den alten Namen als Träger sophistischer Ge- 
danken auf die Bühne treten, indem etwa Theseus und Herakles über 
das Wesen der Götter philosophieren, ist der Umschwung am füllbarsten. 
Seine Helden haben auch den stolzen amor fati des Aeschyleischen Pro- 
metheus oder Sophokleischen Oedipus nicht mehr, welchen Platon!) 
für die Haltung seiner Bürger fordert. Es ist auch kein Kampf mehr 
zwischen Göttern und Menschen, sondern ein Schwatzen und Grollen 
und Anklagen. Das Pathos wird rhetorisch: „Eine Volksrede ist die 
Dichtung“, sagt Platon „oder scheinen dir die Dichter auf dem Theater 
nicht Rhetorik zu treiben ?“:) Diese pathetiscne Weisheit ist das gerade 
Gegenteil der apollinischen, und Platons Urteil: ,,so scheint die Tragödie 
etwas durchaus Weises zu sein und Euripides hervorragend in ihr“s) 
deutet es an. 

Die alten Heldengestalten werden solcherma8en zerschwatzt und 
entweiht. Sie waren seelisch und leiblich bloßgestellt vor dem Publikum, 
hatten im Bettlerkostüm dienen müssen, den jämmerlichsten Gefühlen 
des Pobels zu schmeicheln. Darum gab es für die Zuschauer Euripideischer 
„Irauerspiele“ keinen Weg zurück zum naiven (unsentimentalischen) 
Homer und zum archaischen Aeschylos. 

Wenn nach dem Tode der großen Tragiker ihre Werke wieder und 
wieder aufgeführt wurden oder solche, für die bei ihren Lebzeiten kein 
Chor bewilligt war, auf die Bühne gebracht wurden, so sieht man, daß 
die dramatische Schöpferkraft erloschen war. Wenn daneben neue Dramen 
entstanden, die nicht zur kultischen Feier im Dionysostheater, sondern 
mehr für ein Lesepubhkum bestimmt waren, zugleich aber auf der andern 
Seite rein szenisch-theatralische Effekte schon von Euripides nicht ver- 
schmäht werden, so ist damit über die Tragödie als lebendiges Kunstwerk 
der Stab gebrochen. 


Hatte Sophokles bei seinem ersten dramatischen Agon den von Skyros 
heimkehrenden, sicgreichen Kimon und seine Mitfeldherren zu Preis- 
richtern gehabt, so lag im vierten Jahrhundert das Urteil in den Händen 
der Masse. „Nicht als Schüler“, sagt Platon, „sondern vielmehr als Lehrer 
sollte der Richter dasitzen, um denen zu widerstreben, die den Zuschauern 
ungebührlich verkehrte Lust bereiten. So war es nach altem hellenischen 
Gesetz möglich. Nicht, wie jetzt, wo es der sizilische und italische Brauch 
der Masse der Zuschauer überläßt und der Sieger durch Handaufheben 
bestimmt wird, was die Dichter verdorben hat.‘+) So sagte auch Agathon 
im „Gastmahl“, als Sokrates über den Mut scherzt, mit dem er die Bühne 
betreten habe: „Meinst du denn, ich sei so voll vom Theater, daß ich nicht 


1) Staat, p. 399: „und den Ausgang liebt‘. 

3) Georgias, 602 D/E. 

3) Staat, p. 568, vgl. Aristophanes, Friede, 534. 
%) Gesetze, p. 695 B. 
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wüßte, wer Verstand hat, fürchtet sich mehr vor wenigen Klugen als vor viel 
Toren ?“ 

Gerade das Aufkommen des rhetorischen verfänglichen Pathos mußte 
dem athenischen, an die forensische Beredsamkeit gewohnten Bürger 
das Preisrichteramt zu einem gefährlichen Geschenk machen. Denn nun 
kam es in der Tragödie wie vor Gericht darauf an, zu rühren.t) Diese 
Rührung aber gewährte ein höchst unkünstlerisches, dem Volksinstinkt 
schmeichelndes Vergnügen, das doppelt gefährlich war, wo die beiden 
Voraussetzungen zusammentrafen: Gewohnheitsfreude und das Recht, 
die tragischen Kränze an den um Volksgunst buhlenden Dichter zu ver- 
schenken 


10. 


Nachdem die Aufklärung mit Euripides einen Dichter hervorgebracht 
hatte, der nicht mehr von außen, sondern von innen, naml'ch im eigensten’ 
Reich der Dichtung, dem sophistischen Prinzip der Belehrung zum sieg- 
reichen Durchbruch und Ausdruck verhalf, bestand nicht mehr die Frage, ob 
der Dichtung oder der Philosophie das Lehramt gebühre, denn Dichtung 
und Philosophie waren nun wieder durch eine allerdings nicht glückliche 
Personalunion vereinigt. Denn die Tragödie war darüber zum bürgerlichen 
Trauerspiel, ja zur Volksrede gew orden, das heißt als Dichtung war sie tot. 

Aber etwas anderes war "Zugleich klar geworden, daß die wirkliche, 
die alte Dichtung ihren Anspruch auf das Lehramt aufgeben mußte. So 
finden wir Platon in einem Doppelkampf, einmal im Angriff gegen den 
euripideisch-sophistischen Begriff von der Dichtung und damit als Ver- 
teidiger der unrationalen, intuitiven Kunst, und zum andern im Streit 
gegen den Anspruch der alten Dichtung, zu seiner Zeit noch Hellas belehren 
bilden, erziehen zu wollen 

Diese Doppelstellung erklärt sein scheinbar zwiespältiges Verhältnis 
zur Kunst, was sich noch undurchsichtiger gestaltet, weil schon die 
aufklärerischen Tendenzen des fünften Jahrhunderts keineswegs einfach 
sind. Nämlich nebeneinander finden sich auch hier Angriff und Ver- 
teidigung, im Anspruch Ichren zu wollen, und im Wunsche, die eigene 
Lehre durch Berufung auf Homer zu stützen. Den Versuch allegorischer 
Erklärung hat Platon im ,,Phaidros*:) als bäurische Weisheit abgetan 
und sich grundsätzlich im „Staat“ gegen die Umdeutung Homers 
za Erziehungszwecken ausgesprochen. Aber wenn sich die Sokratische 
Ircnie halb scherzend wider die rationale und verflachende Auffassung 
vom Lehramt Homers, als ob man aus ihm Handwerk und Medizin, Kriegs- 
kunst und Staatenlenkung lernen könnte, mit oft, wie zum Beispiel im 


[2 


1) Von theewve panata, die vor Gericht aufgeführt werden, spricht Sokrates’ 
Apologie, 35 B. 
2) p. 229 E. 
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„Ion“, nicht ganz leicht zu durchschauendem Spotte wendet, so dürfen 
wir uns dieses nicht verdunkeln lassen, daß er mit allem Ernste den Homer 
das Lehramt im ursprünglichen tieferen Sinne abspricht: Homer war 
und konnte, wie wir salıen, zu Platons Zeiten nicht mehr lebenformend sein. 


Wie sich dieser hohe Begriff vom Lehramt allmählich ins Banausische 
wenden konnte, sei kurz angedeutet: Wie die Sophisten an Stelle des 
fachlichen Unterrichtes die Redekunst setzten, wie auf die großen, aus dem 
Leben schöpfenden Historiker, die auf Reisen und im Kriegsdienst Material 
sammelten und Sach- und Ortskenntnisse erwarben, die nur rhetorisch 
gebildeten Geschichtschreiber folgten, auf einen Thukydides die Ephorcs 
und Theopomp, so suchten die Redner nun auch in der Dichtung, als 
in einer für sie rhetorischen Kunst, Belehrung, wie sie sie selbst zu geben 
behaupteten. Dem rhetorischen Ideale kam übrigens die Dichtung ihrerseits 
immer mehr entgegen und schon mit Euripides nahe. Aristoteles sagt 
in der „Poetik“:') „die alten Dichter schufen politisch-, die heutigen 
rhetorisch-sprechende“. Diese Poetik schrieb er aber selbst als Ergänzung 
seiner Rhetorik.?) 


Der Rhetor wird ganz naturgemäß dahin gedrängt, wie das Wesen 
überhaupt, so auch das eigentlich Dichterische zu übersehen und gering 
zu achten vor dem rein Kunstmäßigen, durch Übung Lernbaren, durch 
Rede Lehrbaren. Dagegen wendet sich Platon: Mit der Kunst, lange und 
kurze, jämmerliche und schreckliche Reden zu dichten, sagt er im „Phaidros“, 
ist man noch kein Tragiker. „Das sind die Vorstufen der Tragödie, aber 
nicht das Tragische, würde Sophokles sagen.) Was den Dichter macht, 
ist die Wescisanlage, die, cin Gefäß Gottes, sich jeder anderen Beein- 
flussung entz'cht. 

„Ergriffenheit und Muscnwahnsinn packt eine zarte und unberührte 
Seele und berauscht sie zu Festgesang und jeder Dichtung und bildet 
durch Verherrlichung von tausend Werken der Alten den Nachwuchs. 
Wer aber ohne Musenwahnsinn zu den Toren der Dichtung kommt in 
der Meinung, er könne durch bloße Kunst ein wirklicher Dichter werden, 
bleibt selber ungeweiht und seine, des Verständigen, Dichtung wird von 
der der Rasenden verdunkelt.“*) „Alle guten Epiker, die es nicht aus 
Fertigkeit sind, sondern gotterfiillt und besessen diese schönen Dichtungen _ 
schaffen, und ebenso alle guten Lyriker — dichten diese schönen Lieder 
nicht mit dem Verstande, sondern, sobald sie in Harmonie und Rhythmos 
eingegangen sind, rasen sie und sind besessen — und (in diesem bacchischen 
Taumel) schafft die Seele der Lyriker, wie sie selbst sagen. Denn die 


1) 1450, 30 b. 

2) Wilh. Süss, „Ethos, Studien zur älteren griechischen Rhetorik“, Leipzig 
und Berlin 1910, S. 91. 

3) Phaidros, p. 288 ff. 

4) Phaidros, p. 245 A. 
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D.chier sagen uns doch, daß sie, an den Honigquellen in den Gärten der 
Musen und in Waldesschluchten erntend, uns die Lieder bringen, wie die 
Bienen den Honig und beflügelt sind wie sie. Denn ein leichtes Ding ist 
der Dichter und beflügelt und heilig, aber nicht fähig zu dichten, che 
er gotterfüllt und außer sich ist und kein Verstand mehr in ihm.“ ) 

Solche Aussagen über das dichterische Schaffen ließen sich aus Platons 
Werken noch viele anführen, und wir werden an anderer Stelle noch einige 
zu betrachten haben. Immer erscheint das Doppelte, die Forderung des 
Enthusiasmus und die Verneinung des Bewußtseins. Nun scheidet zwar 
das Nichtwissen Dichter und Philosophen, aber ebensoschr, ja noch fester 
verbindet beide die Gotterfülltheit. Ehe wir daher voreilig die ratio zur 
Richterin in diesem Streit erheben und damit die nur an der Oberfläche 
der Platonischen Worte liegenden scheinbaren Gründe für die wahren 
hinnehmen, haben wir diese tiefinnerliche Beziehung zwischen Philosophie 
und Dichtung zu betrachten. Dabei könnte sich leicht etwas Wunderbares 
ergeben, nämlich daß die alte Feindschaft zwischen Philosophie und 
Dichtung wie durch den Dichter Euripides zugunsten rationaler Philo- 
sophie so durch den Philosophen Plato zugunsten einer intuitiven 
Dichtung überbrückt erscheint. 


11. 


Die Platonische Philosophie ist wie jede schöpferische nur insoweit 
rational, als sie begründet, während ihr Wesen auf einem Unrationalen 
der Schau der Ideen beruht. Wenn sie einen willkürlichen logischen Skepti- 
zismus mit den schärferen Waffen einer geschulteren Logik überwindet, 
wenn siedie verwirsten Gefühle einer Zeit, die der selbstsichere Instimkt 
zu verlassen droht, durch einen klaren Intellekt zu ordnen sucht, so ist 
nicht einmal — worüber wir an anderem Orte handeln werden — die 
Wurzel der Dialektik logisch-rational, sondern auch diese noch beruht 
auf einer ethischen Gemeinschaft der Jünger eines Mannes, die, von einem 
Eros ergriffen, durch den gleichen Instinkt getrieben, einem Vorbild 
nachleben. Ihr Ziel ist freilich Prüfung, Begründung, Sicherung des durch 
Schau Errungenen; nieht aber soll die Intuition zugunsten eines selbst- 
genugsamen Verstandes überwunden werden. Denn das Logische an sich 
ist gar keiner Schöpfung fäh'g und dient so auch bei Platon allein, Rechen- 
schaft abzulegen, das rechte vom falschen Bilde zu scheiden. Ohne Vor- 
stellung gibt es kein Wi’sen, vielmehr wird die noch ungeklärte Doxa, 
wenn sie die Prüfung tiberdauert, dem Logos standhält, zur wahren 
Episteme. Sicherer und gelahrloser, heißt es im Phatdon,:) fährt man 
auf dem Schiffe eines göttlichen Logos als auf dem Floß des 
stärksten und unwiderleglichsten menschlichen Grundes. Unter diesem 


633 E /34 B. 
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göttlichen Logos ist nach dem Zusammenhange nichts andres zu 
verstehen als eine aus göttlicher Eingebung geschöpfte Erkenntnis. 
Nämlich kurz vorher hat sich Sokrates einen Genossen der Schwäne 
im Dienste Apollons genannt und nicht weniger als jene im Besitz 
der Weissagung seines delphischen Herrn. Also ein Gott gibt es 
dem wahren Dichter wie dem wahren Philosophen.') Sie sind beide 
ergriffen vom gleichen Wahnsinn des Eros und der Musen. So versteht 
denn auch Sokrates im Gefängnis den Traum, der ihn mahnt, Musik zu 
machen, dahin, daß er Philosophie treiben solle, „als ob das die mächtigste 
Musik sei,‘‘?) und in der großen Preisrede auf die Mania im „Phaidros“ 
stehen auf der höchsten Stufe als die Seelen, die „das meiste sahen“ von 
der Ideenwelt, „ein Liebender der Weisheit oder Schönheit oder ein 
musischer und eratischer Mensch“,3) an beiden Stellen allerdings abge- 
isondert von den Dichtern im engeren Sinne. Im „Phaidon“ ist nach der 
mächtigsten von der Dichtung als „volkstümlicher Musik“ die Rede, 

zu der aber doch auch Sokratcs a Gcheiß des Gottes „Mythen und nicht 
Reden dichtend‘ am Ende seines Lebens sich wendet. Im „Phatdros“ 
wird die Mantik auf die fünfte, die Dichtung oder andre Nachahmung, 
also die Kunst überhaupt, auf die sechste Stufe verwiesen, Aber in beiden 
Fällen ist es deutlich, daß die geringere Schätzung nicht das wahre Wesen 
der Kunst — denn was wäre das wenn nicht die Liebe zum und der Aus- 
druck des Schönen ? — angeht, sondern eine Folge der minderen zeitlichen 
Erfüllung des an sich höchsten Berufes ist, das “Göttliche rein zu erfassen 
und zu verkünden. So spricht denn auch noch der „Philebos“ von „den 
in der Muse dem Philosophen geweissagten Worten“.) 


12. 


Daß wirklich alles schöpferische Leben und, worauf es hier vor allem ' 
ankommt, die wahre Philosophie und die w ahre Dichtung aus dem einen 
erotischen Triebe der göttlichen Mania hervorgehen, wird in der Lehre 
Diotimas®) mit aller Deutlichkeit gesagt: Für alles, was vom Nichtsein 
ins Sein tritt, ist Schöpfung die Ursache, aber nur die Schöpfung im 
Musischen wird Dichtung genannt (Poesie bedeutet im Griechisehen sowohl 
Schöpfung als Dichtung). Zunächst scheint nur ein sprachlicher Vergleich 
und ein Wortspiel vorzulicgen, aber das nachfoleende gibt der Stelle 
ihr Gewicht. Nämlich so fährt Diotima fort: Das Erotische ist allen 
schöpferischen Menschen gemein: Sie alle, bildende Künstler, Dichter, 
Staatsmänner, Philosophen beginnen und enden als Liebende des Schönen. 


1) Phileb. p. 23 A. 

2) Phaidon, p. 61 A. 
3) Phaidros, p. 248 D. 
4) Phil. 76 B. 

5) Gastmahl, p. 205 ff. 
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Der Eros zum Schönen ist Führer zugleich zu Erkenntnis und Werk. 
Er führt und treibt hinauf zu Liebe und Schau des „sonnenhaften, reinen, 
unvermischten Schönen“ und zur Schöpfung seiner Abbilder. Der Werde- 
gang des schöpferischen Menschen ist ein Schreiten von Stufe zu Stufe 
in der Licbe zu einem schönen Leibe zu zweien zu allen und immer höher 
hinauf zur schönen Scele, zur schönen Lebensführung, zu den schönen 
Erkenntnissen bis zu jener höchsten Erkenntnis des Schönen an sich. 


Das rechte Ergriffen- und Brsessensein vom Eros wird zum höchsten 
Kriterium menschlichen Wertes. Geschieden werden die Menschen in 
zwei Gruppen. Zur einen gehören die, welche den Samen im Leibe, 
zur andern, die ihn in der Scele tragen. Die ersten haben durch Zeugung 
leiblicher Kinder an der Unsterblichkeit teil, sie gehören ins Reich der 
Aphrodite. Aber die zweiten, die Eros-trünnigen, schaffen sich Ruhm und 
Unsterblichkeit als Zeuger „schönerer und unsterblicherer Kinder“. Denn 
sie tragen in der Seele, was der Seele gemäß ist: „Einsicht und die übrige 
Tugend, deren Erzeuger denn auch alle Dichter sind und von den Künstlern 
soviele für erfinderisch gelten. Aber weitaus die größte und schönste Tugend 
der Einsicht ist die der Ordnung von Stadt und Haus, die den Namen 
Besonnenheit und Gercchtigkeit hat.“') Wer mit dieser Tugend 
trächtig geht, sucht das Schöne, worin er zeugen kann, denn „im Häßlichen 
wird er nimmermehr zeugen“. 


Alle Schöpfung also, soviel dürfte nun klar sein, die philosophische 
nicht weniger als die künstlerische, beruht auf erutischem Enthusiasmus. 
Die Mania ist nicht einfach ein Übel, heißt es im ,,Phaidros“,?) sondern 
im göttlichen Wahnsinn ist Hellas das Größte und Schönste zuteil geworden, 
von der Besonnenheit aber wenig oder nichts. ,,Heraustretend aus den 
menschlichen Bestrebungen und zum Göttlichen kommend, wird (der 
Philosoph) von den vielen als verrückt zurechtgewiesen, daß er aber gott- 
erfüllt ist, bleibt den vielen verborgen.“*) Im gleichen Geist spricht 
Alkibiades*) „vom Wahnsinn und der bacchischen Wut‘ der Philosophie, 
‚und solcher Platonworte licßen sich noch manche sagen. 


Aber schon die angeführten lassen eine Frage zurück. Warum, wenn 
doch Dichter und Philosoph nicht nur nach Platos Lehre, sondern auch 
im schöpferischen Platon eins geworden sind, wie vorhin die Scheidung 
der volkstümlichen und mächtigsten Musik, so hier das höchste Lob für 
Ordnung von Stadt und Haus? Weil, wie wir schon andcuteten, die 
instinktive Sicherheit zu Platos Zeit verloren war, weil die Dichtung in 
solchem Zustand, wie wir zeigten, nicht mehr fruchtbar sein konnte ohne 
lebendiges Vorbild, ohne geordneten Staat, ohne führenden Instinkt, 


1) Gastmahl, p. 209 A. 
2) p. 244 A/B. 

8) Phaidr., p. 249 C/D. 
4) Gastmahl, 218 B 
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weil, wie schon gesagt, auch Dialektik und Philosophie ja schlechthin alles 
menschliche Tun und Wirken auf der Ordnung menschlicher Gemeinschaft. 
auf dem Staate beruht. Denn nur am fest in gesunder Gemeinschaft ver- 
wurzeltem Lebensbaum können schöne Blüten und heilsame Früchte 
gedeihen. So kehrt sich Platon, was man wohl beachten möge, nicht nur 
von der Dichtung, sondern auch vom Staate ab. Denn „im Häßlichen 
wird er nimmermehr zeugen“. 


Über die zeitgenössischen Verhältnisse in Athen spricht er ausführlich 
im siebenten Brief, und im fünften sagt er: daß Platon spät in seinem 
Vaterland geboren ist und das Volk schon zu alt fand und von den Früheren 
daran gewöhnt, vieles seinem Rate Widersprechende zu tun“, ') in den 
„Gesetzen“ endlich nennt er die hellenischen Verhältnisse überhaupt 
„unheilbar und zu weit in der Verirrung vorgeschritten“.2) Es fehlte, wie wir 
sahen, ein geformter Staat, es fehlte vor allem das menschliche Maß, das im 
schnell zu staatlicher Macht anwachsenden und ebenso schnell zu politischer 
Ohnmacht absinkenden Athen verlorengegangen war. 


Die Unsicherheit des Instinkts zeigte sich schon in den Seelenkämpfen 
des Euripides, in der Erstarrung der dichterischen Gattungen, in der 
Füllung und Wiederholung von Formen, die, für eine andere Zeit geschaffen, 
aus einer anderen erwachsen, nur noch ein künstliches Leben fristeten, 
zeigte sich vor allem in der Kunst und Leben durchsetzenden und über- 
wuchernden Rhetorik. Das Pathos ist hier wie oft ein Anzeichen innerer 
Leere, mangelnder wahrhafter Leidenschaft, die durch den gesteigerten 
Ausdruck in Bild und Dichtung über cin hohles Innen hinwegzutäuschen 
sucht. Wir werden sehen, wie Plato gerade das Pathetische in der Kunst 
angreift. 


13. 


Solchen Erscheinungen gegenüber forderte Platon ein Doppeltes: den 
dichterischen Enthustasmus, wie dargetan, also eine instinktive Kraft, 
die sich nicht rufen läßt, zum andern aber die erreichbare Zucht und einen 
den wankenden künstlerischen Instinkt stützenden und überwachenden 
philosophischen Intellekt. 

-Darum wird der Enthusiasmus der Dichter weniger nach der Alters- 
stufe des Philosophen als nach dem über das jeweilige Werk gesetzten 
Ziele bald gepriesen, bald verdammt. Denn der Staatschöpfer z. B. 
darf nicht jeder dichterischen Aufwallung die Zügel schießen lassen: 
auf dem gefährlichen Wege hart am Abgrund, den das attische 
Leben ging, bedurfte der kranke Instinkt einer reinigenden Kur und 
intellektueller Leitung. Was einer selbstsicheren Zeit, in der das Gefühl 


1) Bf. V, p. 322 A/B. (Herdflimme, Platons Staatsschriften. Jena 1923, Teil I, 
S. 39). : 
2) Gesetze, p. 660 B. 
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für den Kairos lebt, erlaubt ist: Berauschung an Überfülle und Über- 
schwang der Kunst, hat eine ohnmächtige, zuchtlose, die unter ungünstigen 
Sternen steht, zu meiden. Wo die Kräfte vor Allweisheit und Allbetrieb 
zu zersplittern drohen, wo jeder über seine Kraft und Grenze lebt, bedarf 
es der „messenden und wägenden Kunst‘, da wird die Rückkehr zum 
Maß und der Ruf zur Einfachheit erstes Gebot, die zurechtrückende Ge- 
rechtigkeit zur musischen Tugend. So verstehen wir das Sokrateswort 
von der Maßlosigkeit (Mrwmerieır) der Dichter und Handwerker: ‚Ich 
erkannte also — daß sie nicht aus Wissen schaffen — sondern aus innerem 
Trieb und in göttlicher Begeisterung wie die Seher und Orakelsanger. 
Denn auch die sagen viel Schönes, wissen aber nicht um das, was sie sagen. 
In solchem Zustand schienen mir auch die Dichter sich zu befinden, doch 
zugleich bemerkte ich, daß sie wegen ihrer Dichtung meinten, auch in 
den andern Dingen zu den weisesten Menschen zu gehéren“.?) 


Über solch angemaBtes Wissen so — begreift Sokrates das Delphische 
Orakel — ragt dann allerdings seine Weisheit des Nichtwissens empor, sein 
Bewußtsein um die Wirklichkeit. So kommt es zur Warnung vor dem 
„Dichter, der, wenn er auf dem Dreifuß der Muse sitzt, nicht mehr bei 
Sinnen ist, sondern wie eine Quelle bereitwillig fließen läßt, was ihm zu- 
strömt‘.:) So enthüllt sich uns auch das Spiel des Sokrates mit dem 
albernen Rhapsoden Ion, und so werden wir endlich einschen, warum die 
volkstümliche Musik nicht mehr das Lehramt verwalten konnte. 


Die tiefere Absicht des „Ion“ ist, zu zeigen, daß zwischen Dichter und 
Volk kein wahres inneres Verhältnis mehr besteht. Die verkehrte An- 
maßung des Rhapsoden, der vermeint, aus Homer alle Weisheit geschöpft 
zu haben, ja durch Auswendigwissen seiner Verse ein großer Feldherr 
goworden zu sein, wird nur bloßgestellt als ein Beispiel dafür, daß die 
Zeit überhaupt nicht mehr weiß, sich vom Dichter bewirken zu lassen. 
Das Ichrt uns das schöne Bild von den magnetischen Ringen, die, angezogen 
von der göttlichen Kraft der Muse, eine Kette bilden und die musische 
Kraft in jedem Ringe neu erregen.®) 


In ernsterem Tone nimmt der „Staat“ die Frage nach der bildenden 
Kraft Homers wieder auf, doch ist auch den folgenden Sätzen viel Spott 
beigemischt: „Du lieber Homer, wenn du ... fähig warst zu erkennen, 
welehe Bestrebungen die Menschen besser oder schlechter machen im 
Staat- und Privatleben, so sage uns doch, welche unter den Staaten durch 
dich besser verwaltet wurden wie Sparta durch Lykurg — und wir 
durch Solon.) . | 


urn 


1) Apolog., p. 22 B/C. 
z) Gesetze, p. 719 C. 
>) Ion, p. 533 D/E. 
4) Staat, 599 D/E. 
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Wie hier Lykurg und Solon in Gegensatz zu Homer gestellt werden, 
so preist das „Gastmahl“') den Homer und Hesiod im Verein mit den 
beiden großen Gesetzgebern als die Väter unsterblicher Kinder. Dagegen 
werden alsbald die Sophisten auf Unkosten der Dichter gefeiert: „Wenn 
Homer wirklich fähig war, Menschen zu erzichen und besser zu machen — 
hätte er sich dann nicht viele Jünger erworben und wäre von ihnen geliebt 
und verehrt? Protagoras aus Abdera und Prodikos aus Keos (also zwei 
Sophisten, die Plato nicht genug verspotten kann) vermögen doch ihren 
Leuten solehen Beistand zu leisten, daß diese bald keines ihrer Häuser, 
keinen ihrer Staaten werden verwalten können (so sehr sind sie schon 
in Afterlehren verstrickt !), wenn nicht sie ihre Bildung leiten, und werden 
wegen ihrer Weisheit so sehr gelicht, daß ihre Jünger sie fast auf den Köpfen 
herumtragen.“:) 


Ich glaube, die Stelle bedarf keiner weiteren Erklärung. Wer ein Ohr 
für platonische Bosheiten hat, hört den Spott gegen den sophistischen 
Allbetrieb und die hilflose Zeit, die solchen Beistandes bedarf. Aber über 
den Scherz gebictet hier ein Ernst: es gibt kein „Homerisches Leben‘.>) 
Das ist das Entscheidende, nicht daß der Dichter keine Kunde hat vom 
Schustern oder Wavenlenken, Waffenhandwerk, Medizin oder was ihm 
Rhetoren und Rhapsoden sonst andichten mochten: Dies Geschwätz 
gilt hier als abgetan. Aber Homer ist nicht das Haupt einer zu Platos 
Zeit noch fortwirkenden lebendigen Gemeinschaft. Deren bedurfte es. 
Und Platon war der Dichter, der sie schaffen wollte, er hatte auch den 
Heros, um den er sie schaffen konnte: den Helden in der heldenlosen Zeit, 
den einfachen unter den schillernden, den bewußten unter den taumelnden, 
den gehaltenen unter den der Haltung baren, den maßvollen unter den 
maBlosen, den Herrn der Stunde: SOKRATES. 


14. 

Nach dem Platonischen Bilde des Sokrates — wir fragen hier weniger 
nach dem Sohne des Bildhauers Sophroniskos und der Hebamme Phänarete 
— sind die Gesetze der edlen Haltung geschaffen, die der Zeit verloren- 
gegangen war: ein neucs Ideal des Schönen. Aus dieser Haltung und 
Verehrung des Schönen ist auch die Ideenlehre erwachsen. Diese ist, 
wie Platon einmal ausdrücklich +) sagt, nur erlebbar für die im Sokratischen 
Geist und Eros lebenden Philosophen, nicht erlernbar für jederman. Sie 
ist der philosophische Niederschlag des im Sinne Divtimas erotischen 
Lebens. Sie beruht also auf einem neuen Mythos, dem von Eros und 


1) Siehe 245 A. 

2) Staat, 600 C/D. 

3) Staat, 600 B. 

%) Bf. VII, p. 344. (Herdflamme. Platons Staatschriften. Jena 1923, Teil I, S. 101.) 
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Sokrates, und tritt darum aus innerer Notwendigkeit in den Kampf gegen 
alle abgestorbenen Worte und Werke der Vergangenheit, die sich dem 
neuen Kultus nicht dienend unterordnen lassen. 


Denn im Kampf gegen die Homerischen Götter- und Heldenvor- 
stellungen entwickelt Plato sein Götter- und Menschenideal. 


Gegen die ionische Farbigkeit, gegen leichte Äußerung von Freude 
und Schmerz, gegen jede Erregbarkeit, jede Wandlung vorm Schicksal 
bestimmt der Freund der dorischen Zucht: Götter und göttliche Menschen 
sind wahr und unwandclbar. Jede Dichtung, die von Götterverwandlung, 
Streit, Trug und Räubereien, von Maßlosigkeit, Begierde, Furcht 
und anderen ungezügelten Leidenschaften der Götter Kunde gibt, ist | 
Lüge und nicht nur Lüge, sondern unschöne Lüge: „Wieso? — wenn 
man das Wesen mit Worten schlecht abbildet, das göttliche und heroische, 
wie ein Maler, der den Gegenstand, den er malen will, nicht ähnlich malt.‘ +) 
Denn ,,alles, was schön ist von Natur oder durch Kunst oder beides, 
erfährt die geringste Wandlung von anderen“.?) ‚‚Unmöglich also ist es auch 
für einen Gott sich ändern zu wollen, sondern, da offenbar jeder von ihnen 
der Schönste und Beste ist, bleibt er immer einfach in seiner eigenen Form.‘®) 
Nun sollen zwar die alten Mythen nicht vernichtet werden, aber ,,nur 
möglichst wenige dürfen sie hören, nachdem sie nicht nur ein Ferkel (wie 
vor den Eleusinischen Weihen) geopfert haben, sondern ein großes und 
seltenes Opfer, damit es nur die wenigsten zu hören bekommen.‘ ®) 


Diese Schonung trotz den Gefahren, die dem tapferen und besonnenen 
neuen Leben für Scham, Mut und Festigkeit von unfrommen Mythen 
drohen, entspricht zwar dem konservativen Charakter Platons, würde 
aber etwa am Schlusse des Staates kaum noch denkbar sein. Aber dies 
lehrt sie uns in Verbindung mit dem Vorhergegangenen und Folgenden: 
Es handelt sich um keine moralische Entrüstung, keine Verdammung 
dichterischer Phantasie. Nicht, der Mythos an sich wird befehdet, sondern 
die unschöne Lüge, denn einer schönen bedient sich Platon im Mythos 
vom Seelengold sogleich selbst und bemerkt ausdrücklich, daB es ein 
Pseudos sei. Der Maßstab ist die Schönheit, und die fruchtbare Wirkung 
auf die Staatsbürger das Ziel: „Zuerst müssen wir also offenbar die Sagen- 
dichter beaufsichtigen und eine schöne Sage, die sie dichten, annehmen 
und unschöne ablehnen. Aber für die angenommenen werden wir die 
Ammen und Mütter gewinnen, sie den Kindern zu erzählen, und ihre Seelen 
durch die Sagen noch mehr zu bilden als ihre Leiber mit den Händen. 
Aber die sie jetzt erzählen sind größtenteils zu verwerfen.“5) 


1) Staat, p. 377 E. 
2) Staat, p. 381 B. 
3) p. 381 C. 

4) p. 378 A. 

5) Staat, p. 377 B/C. 
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Denn sie alle tragen nicht jenes klare Gepräge der Einfachheit und 
Schlichtheit, das Platon als Gegensatz zum Schillernden, Wechselnden, 
Pathetischen der Poikiba fordert. 


Zunächst heißt Poikilia nur Buntheit, Farbiekeit; aber wie mit einem 
Stempel brandmarkt der Philosoph mit diesem Worte seine Zeit: die üppige 
Schwelgerei in Sizilien, den übertriebenen Luxus, die Verweichlichung 
im Leiblichen, das Unstäte im Geistigen, das Reizhafte, Pathetische der 
Kunst, vorzüglich die Dar- und Zurschaustellung seelischer Affekte, die 
in leiblicher Unbeherrschtheit einen gewaltsamen unziemlichen Ausdruck 
finden. Öfter hat er das Treiben seiner Zeitgenossen geschildert, am 
knappsten und erschöpfend in diesem Satz: 


„So lebt er dann Tag für Tag im Fron der ihn überfallenden Begierde, 
bald unter Rausch und Flötenspiel, dann wieder mit Wassertrinken und 
Fasten, bald übt er den Leib, bisweilen ist er träg und kümmert sich 
um nichts, und dann scheint er wieder der Philosophie ergeben. Oft treibt er 
Politik, springt auf und redet und handelt wie es sich trifft. Und wenn er 
ein paar Kriegshelden beneidet. treibt es ihn dahin, und wenn Geldleute — 
wieder dorthin. Und keine Ordnung noch Notwendigkeit ist über seinem 
Leben, aber süß und frei und seelig nennt er dieses Leben und treibt es 
immer fort.‘ :) 


Gegenüber solcher Poikilia also fordert er Einheit und Beständigkeit 
in Wesen und Werk, Tapferkeit im Krieg und Besonnenheit im Frieden, 
und dies Leben, diese einfache Haltung wird zum einzigen Gegenstande 
der Kunst: 


„Ich kenne die Tongeschlechter nicht, aber laß jenes Gefüge übrig, das 
Stimme und Ausdruck eines Tapferen der in kriegerischer Tat und jeder 
Gewalttätigkeit steht, der — auch im Mißgeschick, wenn er in Wunden 
und Tod geht oder in ein anderes Unglück stürzt — bei alledem gefaßt 
und kraftvoll gegen das Geschick sich wehrt; und ein anderes noch für einen 
der in friedlicher und nicht erzwungener, sondern in freiwilliger Tätigkeit 
steht — mag er nun einen bestimmen oder bitten, im Gebet einen Gott 
oder durch Belehrung und Unterweisung einen Menschen, oder auch umge- 
kehrt: sich von einem anderen bitten, belehren oder umstimmen lassen — 
und dem es daher nach Wunsch geht, der sich aber nieht überheblich zeigt, 
sondern in alldem besonnen und maBvoll handelt und den Ausgang liebt. 
Diese zwei Tongeschlechter,?) welche der Glücklichen und Unglicklichen, 
den Besonnenen und Tapferen Stimmen am schönsten nachahmen, die 
laß bestehen.‘®) 


1) Staat, p. 561 Cff. 

2) Dies sind die dorische und phrygische Harmonie, die die heutigen Musiker 
als Skala der Mollsubdominante und Molldominante bezeichnen. 

3) Staat, p. 399. e 
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Die doppelte Bewährung von Tapferkeit und Besonnenheit in Krieg 
und Frieden, Glück und Unglück, (Genuß und Entbehrung, die Bew ahrung 
des Maßes und die Freiheit vun Uberheblichkeit, das alles in einem ist 
recht eigentlich die Sokratische Tugend. Die diese Haltung in gedrängter 
Kürze beschreibenden Sätze des „Staates“ unterscheiden sich freilich durch 
ihre klare apollinische Weisheit vom Dionysischen Preishymnos des 
trunkenen Alkibiades im „Gastmahl“. Schon hat Platon ein Stück | 
des Weges zurückgelegt, an dessen Endpunkt etwa die Kunstlehre des 
‚„Philebos“ steht, wo das Sokratische Leben ganz entsinnlicht ist oder, 
um uns eines Gocthischen Ausdrucks zu bedienen: „in seiner Methode 
verdampft“. Aber im ,,Staat steht hinter der begrifflichen Fassung 
noch ganz deutlich das Leben des Meisters, wie wir es im „Gastmahl“, 
„Apologie‘ und „Phaidon“ finden. 


Sokrates auf dem Feldzug gegen Poutidäa und in der Schlacht von 
Delion ist derMann des tapferen Lebens, der in Glück und Unglück immer 
derselbe, alle an G faßtheit überragt. Darin beweist er seine Tugend, 
daß er „nur ganz geringe Wandlung von anderen zuläßt“ wie cin Gott und 
alles Vollkommene. Bei den Entbehrungen des Lagerlebens im strengsten 
Winter oder heißen Sommer scheint er der Hitze und Kälte zu spotten, 
ja im kurzen Mantel und mit bloßen Füßen leicht über den thrakischen 
Schnee schreitend erscheint er abgehärteter als alle Soldaten, beim Gelage 
aber dem wackersten Zecher überlegen, ohne daß ihn auch der Wein zu 
verwandeln vermöchte. 

Recht eigentlich aber ist er der Meister des friedliehen Lebens, der 
Sokratischen Gespräche, der beides vermag, Menschen zurechtzuweisen, 
aber auch der Belehrung stille zu halten, wie ihn uns etwa der „Parmenides“ 
zeigt. Ja, das ist recht eigentlich seine Weisheit, lernend zu lehren und 
lehrend zu lernen, die, in der Platonischen Dialekttk zum bildenden Prinzip 
erhoben, die philosophische Haltung einer tausend jährigen Schule bestimmt. 
Endlich ist Sokrates im Verkehr mit Göttern und Menschen der Schlichte, 
Unpathetische, aller Überheblichkeit Ferne, der wie der einfache Mann zu 
den Göttern des Volkes betet unter der Platane am Ilisos oder zum Helios 
in der Morgenfrühe, der noch im Sterben den Opferbräuchen genug getan 
wissen will und dem Asklepios den geschuldeten Hahn zu entri ichten 
gebietet. Diese Gebärde der Einfach- und Schliehtheit, die Vermeidung 
alles Redeprunks, die Zurückdrängung alles Überschwangs auch im 
Seelischen, vor allem aber der Einklang zwischen Lehre und Leben, Wort 
und Tat gibt seinem Tode die Weihe der wahrhaften philosophischen 
Heiterkeit. Das Gefüge dieses Lebens erscheint in den letzten Stunden 
noch einmal als der schönste Vorwurf für die in Platos Sinne höchste 
Kunst. . 
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Sein Wort, daß das ,,Haltunghabende auch gehalten macht,‘) gilt von 
dem starken Rhythmos dieses Lebens vorzüglich aber von diesem 
Sterbenden, von seinen letzten Stunden im „Phaidon“, an denen keine 
klagende Frau, kein verwaistes Kind Anteil haben darf, sondern nur die 
Jünger, die, erzogen in der Beherrschung ihrer Gefühle, die Heiterkeit des 
tapferen und besonnenen Mannes nicht stören, sondern mit ihm geeint 
und geweiht sind in philosophischer Feier und im stolzen amor fati. 


So finden beide Tonge: chlechter, das dorische und das phrygische, im har- 
moniseh gefügten Leben des Sokrates den diesen Tongefügen gemäßen Rhyth- 
mos und Inhalt. Wenn noch ein Brasidas nıit Achill, ein Perikles mit Nestor 
oder Antenor sich vergleichen läßt, so hat das neue Sokratische Leben 
keine Vergleichs- und Berührungspunkte mehr mit dem Homerischen. 
Diese Worte des Alkibiades?) sind wichtig. Denn so wird noch einmal 
deutlich, was wir immer wieder hervorheben müssen. Vom Leben her, 
nicht aus rationaler Theologie kam Plato zur Verwerfung Homers. 


Indem nun Sokrates zum Heros des Staates wird, erscheint die Verweisung 
der Dichter aus dem Platonischen Staate als eine politische Handlung. 
Wenn es aber von diesem selben Sokrates heißt, daß er ein viel wunder- 
barerer Flötenspieler sei als Marsyas,*) da er die Menschen mit nackten 
-= Worten ohne Instrumente bezaubere, so tritt an die Stelle des musikalischen 
Rausches die klare Kraft des dichterischen Wortes, und die politische 
Frage erscheint in engster Verknüpfung mit der poetischen, wie denn 
beide in Platos Sinne ganz untrennbar sind und sein sollen. (Hierin ist 
Plato dann so weit gegangen, daß er an die Stelle der Beschäftigung mit 
Dichtern der Vergange nheit, insbesondere an die Stelle des Auswendig- 
Jernens Homerischer Verse, politische Gespräche, wie seine Gesetze für 
den poetischen Unterricht, setzen will.+) Gerade für diese späte, vielleicht 
seine letzte Schrift, die nach dem Urteil der hentigen der dichterischen 
Kraft und Anmut entbehren soll, hat er ausdrücklich in Anspruch genommen, 
daß sie nicht „ohne göttlichen Anhauch“ und „durchaus einer Dichtung 
ähnlich“ sei).5) 

Das Dichterische, wie es Plato sicht, liegt„in der gestaltenden Durch- 
dringung und im Aufbau eines staatlichen Lebens oder, um in Platonischen 
Kunstausdrücken zu reden, in der Nachahmung des Ideenreiches. Die 
Sach- und Fachkenntnis, die er einem Homer absprach, besaß in diesem 
Falle der zum Herrschen berufene und erzogene Philosoph. Er allein vermag 
aus den Abbildern die Urbilder zu erkennen, anschauend in jener erotischen 
Begeisterung, die zur Philosophie als der Liebe zu Weisheit und Schönheit 
führt; er allein nachzuahmen, nicht nur wie die Banausen die dinglichen 


1) Staat, p. 401 D. 

2) Gastmahl, p. 221 C/D. 
3) Gastmahl, p. 215. 

4) Gesetze, p. 810 E/11. 
6) Gesetze, p. 811 C. 
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Gebilde in Erscheinungsbildern, sondern das Leben um- und neuzuformen 
nach dem Urbilde, das den Erscheinungen zugrunde liegt. DaB dieser 
Musenwahnsinn, wo cin fruchtbarer Staat entstehen soll, nicht hemmungslos 
Platz greifen darf, leuchtet ein. Wer in diesem Sinne in „Staat“ und 
„Gesetzen“ einen Widerspruch zu ,,Pha‘dros‘‘ und „Gastmahl“ sieht, 
begreift nicht, daß die Beschränkung der dichterischen Phantasie keine 
Absage an Phantasie überhaupt bedeutet. Der Politiker darf jede Kraft 
sich nur so weit auswirken lassen, als sie, ohne den Rahmen seines Werkes 
zu sprengen, fruchtbar wird. Wo immer Plato die Phantasie angreift, 
ist es jene zügellose, die die Gestaltung bedroht, die, um es mit Anlehnung 
an ein Goethisches Wort zu sagen, als Sinnlichkeit von der Natur beherrscht 
wird, anstatt als reine Phantasie ihr gewachsen zu sein. 


16. 


Für diese der Natur gewachsene und das Leben gestaltende Phantasie 
ist die große Platonische Diehtung von Sokrates das beste Beispiel. Wir 
können, was Platon unter Dichtung versteht, nicht besser verdeutlichen 
als durch einen Hinweis auf sein Werk. Aber wir wollen uns der Aufgabe, 
die noch bleibt, nicht entziehen und auch der Platonischen Theorie nach- 
gehen. 

Wir beginnen mit der Lehre von der Kunst als Nachahmung. 

Platon unterscheidet im „Staat‘‘ einen doppelten Begriff der Mimesis: 
Im weiteren Sinne ist alle Kunst Nachahmung. Unter die engere Fassung 
des Begriffs, der einen Tadel in sich schließt, fällt das darstellende Spiel 
der Tragödie und Komödie im Gegensatz zum erzählenden Epos, jedoch 
auch dieses, sofern der Dichter „eine Rede als ein anderer spricht.') 
Diese dramatische Angleichung des dichterischen Tones an die Rede- 
weise seiner Gestalten, also die Mimesis im engeren Sinne, führt 
in letzter Konscquenz zum Naturalismus, mit dem sich der Dramatiker 
am weitesten von der Idee entfernt. 

Wenn ,,wichernde Pferde und brüllende Stiere und rauschende Flüsse 
und brausendes Meer“, „Donner und das Tosen von Wind und Hagel, von 
Rädern und Rollen, der Trompeten, Flöten, Hirtenpfeifen und aller Instru- 
mente, Stimmen und dazu noch die Laute der Hunde und Schafe und Vögel“) 
auf der Bühne nachgeahmt werden, so greift Plato solche Tonmalereien 
als unerlaubte Nachahmungen an. Aber sein Angriff richtet sich 
weniger gegen das, was wir heute unter Naturalismus verstehen — 
wie wir denn mit unseren modernen Kunstbegriffen die Partonische 
Auffassung überhaupt nicht festlegen können — als daß er 
zeigen will, wohin die wahllose Darstellung eines unbegrenzten 
Stoffkreises führt. Nämlich einmal zugestanden, daß alle Kunst auf 


1) Staat, 393 C. 
2) Staat, p. 396 B ff. 
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Nachahmung beruht, so darf der Edle nur das Edle nachahmen. Es geht, 
wie immer bei Platon, um die neue Haltung, die der Nachahmung als 
einzig würdiges Objekt bleibt. Der „Erkorene‘“ wehrt sich gegen die Nach- 
ahmung des „Verworfenen“. Ist dieser (ein rechtes Bild auch der Plato- 
nischen Zeit) „in alle Scelen einzuschlüpfen gierig“, so „wahrt sich“ jener, 
„bleibt treu“ seiner eigenen Gestalt oder, um es mit Platos Worten zu 
sagen: „wenn er auf einen: seiner Unwürdigen trifft, wird er sich nicht 
eifrig dem Geringeren angleichen wollen — sondern sich scheuen, un- 
geübt solche nachzuahmen, zugleich aber auch unwillig sich auszuprägen 
und einzugehen in die Form der Schlechteren‘.!) Darum dürfen nach 
den ,,Gesetzen“?) nur Sklaven und gemictete Fremde als Komödianten 
auftreten, während im „Staat“ jede dramatische Darstellung schlechthin 
verboten ist. 


Der Unterschied ist die natürliche Folge des wechselnden Standpunktes 
und Zieles: Im „Reich für Göttersöhne“ soll die Idee rein zur Darstellung 
kommen, im Gesetzestaat wird nur eine menschenmögliche Annäherung 
an die Idealforderung erstrebt. Zwar stehen auch hier die Worte, daß 
das Leben der Bürger die schönste Tragödie sei, aber der Begriff des 
Musischen ist viel weiter. Dagegen heißt. es im „Staat“: „So werden wir 
auch nicht früher musisch werden — ehe wir nicht die Ideen der Besornen- 
heit, Tapferkeit und Freiheit, der Großzügigkeit und alles desen was ihnen 
verschwistert ist ..., erkennen und ihr Darinsein in den Dingen, wo sie 
sind, wahrnehmen: die Ideca selbst und ihre Abbilder.‘‘®) Wie die 
Erkenntnis der Ideen die Voraussetzung des musischen Menschen 
ist, so wird die abbildende Darstellung im gerechten, besonnenen 
und tapferen Leben zum Ziel des Staates. Darum bleiben der 
Kunst nur „Hymnen auf die Götter und Preislieder für die Edlen“,:) 
denn Götter und Edle allein lassen im Abbild das Urbild rein erkennen 
und schauen. 


17. 


Von hier aus glauben wir ohne Schwierigkeit den Weg durch die 
dialektische Untersuchung über die Mimesis*) gehen zu können. 

Nach dem Urbild des göttlichen Schöpfers schaffen die Handwerker 
Bett und Tisch und alle Geräte. Diese ahmen nun die Künstler nach, 
indem sie nicht auf das göttliche Urbild blicken, sondern auf das mensch- 
liche Abbild. Somit ist das Kunstwerk nur eines Schattens Schatte auf der 
dritten Stufe von der Idee. Der Maler zum Beispiel geht gar nicht darauf 
aus, das Wesen eines Gegenstandes abzubilden, sondern er will den sinn- 


- 


1) Staat, p. 396 D. 

2) p. 816 D. 

3) Staat, p. 402 C. 

4) Staat, p. 607 A. 

5) Staat, p. 596—608 B. 
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lichen Eindruck wiedergeben, den sein Gegenstand von einem bestimmten 
Blickpunkt, etwa in perspektivischer Verkürzung, im Beschauer hervorruft. 
Das ist gewiß nicht ohne Verurteilung der mit Apollodoros aufkommenden 
Licht- und Schattengebung (savxyousta) gesagt. Der neuen Kunst fehlte, 
wie uns Aristoteles!) belehrt, auch nach dem Urteil der Zeitgenossen, das 
Ethos, in dessen Darstellung Polygnot das Höchste getan hatte. 


Insofern also das Bestreben des Künstlers’nur auf die Spiegelung der 
Erscheinung gerichtet ist, kann er jede sinnenfällige Tätigkeit darstellen, 
ohne fachkundig zu sein, während er doch mit dem Spiegelbild ein Kinder 
und Toren bezauberndes Machwerk und damit den Schein des Wissens 
hervorbringt. 


So wird auch von Homer gerühmt, daß er alle Künste verstehe. Doch 
damit wird ihm ein Wissen beigelegt, das er nicht besitzt. Ob Homer 
ärztliche und alle möglichen Handwerkskenntnisse gehabt hat, gilt Plato 
gleichviel, aber ein Wissen um Krieg und Frieden, mit einem Wort, das 
höchste staatliche Wissen der Menschenlenkung bestreitet ihm Platon; 
wie wir schon sahen: es gibt kein Homerisches Leben. Es fehlt dem Dichter, 
was jetzt nur noch der Philosoph der Sokratischen Gemeinschaft geben 
kann: die Idee der notwendigen Lebensführung. Aus diesem Wissen 
konnte allein eine ncue, das Leben bewirkende Kunst hervorgehen. 


Mit einem Bilde deutet Plato die herrscherliche Stellung des Philosophen 
an: wie Sattler und Schmied vom Reiter, als dem, der ihr Gerät gebrauchen 
soll, Belehrung empfangen und danach arbeiten, so sollen die Künstler 
vom Philosophen unterwiesen werden, um zu tun, was not ist. Er allein 
versteht sich auf Bildung der Menschen und ihren Gebrauch im Staate 
wie der Reiter (das ist der Sinn des Bildes) auf die Lenkung 
der Pferde. Er hat das über zeitliche Meinung und Vorstellung hinaus- 
gehende gesicherte Wissen, nicht vom sinnlichen Reiz abhängend, nicht 
an der Erscheinung klebend, hat er eine begründete Erkenntnis des 
Wesens. | 


Wenn der Künstler ganz im Sinnlichen mit Ohr und Auge gefangen 
bleibt, so ist im Philosophen die denkende Kraft (das Aoyıscınzv) tätig. 
Eine Hilfe nennt es Plato gegen das Sichverlieren im Schein und Zufall. Als 
Wehr gegen den Zwiespalt der von dem Wechsel der Erscheinungen hin- 
und hergerissenen und infolge der Leidenschaften getrübten Seele erscheint 
der Logos im weiteren Verlaufe des Gespräches: „Nicht wahr, was zum 
Widerstand ermuntert, das ist Vernunft und Gesetz, was aber zum Trauern 
hinzicht, das ist das Leid selbst? ... es sagt aber doch wohl das Gesetz 
daß es am schönsten ist, möglichst Ruhe zu bewahren im Unglück und, 
sich nicht zu erregen.“:) 


1) Poctik, 1450 a 20. 
2) Staat, p. 604 B. 
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Nun aber ist der pathetische Seelenzustand sowohl der fruchtbarste 
als gewöhnlichste Gegenstand!) künstlerischer Nachahmung. „Aber 
“das besonnene und ruhige Ethos, das sich immer nahe bleibt, ist nicht 
leicht nachzuahmen, und wenn es nachgeahmt wird, nicht leicht zu be- 
greifen, besonders wo sich eine Volksschar und alle möglichen Menschen 
im Theater versammeln. Denn es ersteht vor ihnen die Nachahnung 
eines fremden Zustandes.“?) Diese prinzipielle Ablehnung der dramatischen 
Kunst geht zugleich von der Erkenntnis aus, daß das Drama nur möglich 
ist, wo zwischen Dichter und Zuschauern eine lebendige Gemeinschaft 
besteht. Dies Drama setzt eine Gesellschaft, ein publicum voraus. Es 
kann nur in der Öffentlichkeit blühen. 


In der Tragödie wird zur Schau gestellt, wessen sich jeder Mann 
schämen sollte: die klagende, zerrüttete Seele. Was wir im Leben möglichst 
zu vermeiden suchen, die Erschütterung und Trübung der Seele durch 
Leidenschaften, denen wir widerstreben, wird durch die tragische Muse 
künstlich hervorgerufen. Wie die Tragödie solchermaßen zu Tränen- 
seligkeit und Weichmut auch gegenüber dem eigenen Leide erzieht, so 
bildet die Komödie zum Spaßmacher aus. In beiden Fällen fährt die 
Kunst-fort von der edlen Haltung, indem sie Lust und Leid zu Herrschern 
macht an Stelle des Gesetzes. Damit wird die dichterische Kraft des 
Kunstwerkes an sich nicht angegriffen, nein es wird ausdrücklich ein- 
geräumt, daß „Homer sehr dichterisch ist und der erste der Tragiker“*,. 
aber die „süsse Muse in Lied und Heldengedicht“ wird aus dem Staate 
verbannt. 


So endet der alte Kampf zwischen Philosophie und Dichtung. Es 
kommt Platon hart an, sich der Bezauberung, die auch ihm durch die 
Dichtung und ‚am meisten durch Homer“ widerfährt, entziehen zu müssen. 
Er selbst gebraucht das bittere Bild von einer alten Liebe, von der man 
sich mit Gewalt losreißt, wenn man erkennt, daß sie nicht heilsam ist. 
Er gibt den Kunstliebhabern die Möglichkeit zu einer Apologie: „Denn 
wir werden dabei gewinnen, wenn sie nicht nur süß erscheinen sollte, 
sondern auch heilsam.‘») 


18. 


Diese Apologie hat Aristoteles mit der Katharsistheorie zu führen 
gesucht. Wir können hier nicht in eine ausführliche Erörterung derselben 
eintreten. Wir verweisen auf die vorausgegangenen Untersuchungen’) 


1) Staat, p. 605 A: „ayavanıntınöov te xal mormtkov os .. sbptpmtov“. 

2) Staat, p. 604 E. 

3) Staat, 07E. 

4) Finsler: „Platon und die Aristotelische Poetik. Leipzig 1900, daselbst 
auch die Literatur behandelt. 
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und begnügen uns, den grundlegenden Unterschied zwischen der Platonischen 
und Aristotelischen Anschauung darzulegen. | 


Im Grunde handelt es sich um einen psychologischen Gegensatz. 
Beide stimmen darin überein, daß ein Etwas in der menschlichen Seele 
nach pathetischem Ausdruck hungert und dürstet, beide halten eine 
Heilung dieser Seelennot für notwendig, aber während Platon diese 
Katharsis durch Unterdrückung der L’idenschaften, durch Gewöhnung 
an ein maßvolles Leben herbeiführen will, indem er durch Logos und 
Nomos das Logistikon zu stärken sucht, findet Aristoteles in der künst- 
lerischen Erregung der Leidnschaften, der Furcht und des Mitleides, 
zugleich die Reinigung dieser Gefühle. 


Geht man weniger von den Worten des Aristoteles als von der griechischen 
Tragödie selbst aus, so könnte man sehr wohl zu dem Schluß kommen, 
daß die tragische Furcht und das tragische Mitleid rein sind und reinigend 
wirken in dem Sinne, daß das Miterleben cines heroischen Schicksals uns 
selbst in die höhere göttliche Sphäre erhebt und von der kläglichen Furcht 
um das persönliche Schicksal, von dem Mitleid mit uns und unseresgleichen 
befreit. Wir halten für denkbar, daß Plato die Möglichkeit, die Tragödie 
in diesem Sinne zu verteidigen, selbst gefühlt hat, ja es wäre sogar möglich, 
daß die folgenden Worte ein bewußtes Pseudos, eine fromme Lüge des 
Staatsgründers sind, der die Gefahren der Tragödie für seine Zeit kannte 
und vermieden wissen wollte. Doch darf uns hier nur wichtig sein, warum 
Plato die reinigende Wirkung der Tragödie nicht gelten ließ. 


„Wenn du beherzigen wolltest, daß das damals bei eigenem Unglück 
mit Gewalt Niedergehaltene und was hungert, zu weinen und weidlich 
zu jammern und erfüllt zu werden, wie es ja von Natur verlangt, nunmehr 
von den Dichtern gestillt wird und Freude hat; aber unser von Natur 
Bestes, nicht genugsam erzogen durch Vernunft und Gewöhnung, nachläßt 
in Wachsamkeit gegen das Thränenselige, wenn es fremde Leiden schaut 
und ihm nicht schimpflich ist, einen Fremden, der Anspruch auf Adel 
erhebt und doch zur Unzeit klagt, zu loben und zu bemitleiden, vielmehr 
jenes zu gewinnen meint: die Lust. und sich ihrer nicht gern berauben 
würde durch Verurteilung des ganzen Gedichtes. Denn ich meine, nur 
wenigen fällt es bei, daß wir vom Fremden notwendig am Eigenen zum 
Schaden kommen. Denn wer das Erbarmen an jenen großzieht, wird 
es nicht leicht bei seinen Leiden niederhalten‘“.') „Wir aber fürchten 
für die Wächter, daß sie aus solchem Schauer wärmer und weicher 
als nötig werden.‘:) 

Diesen Sätzen liegt ein Hauptgedanke der Platonischen Erziehungslehre 
zugrunde, daß der Mensch, zur Nachahmung geneigt, durch Schau und 
Beispiel bestimmt wird, Nicht daß ihm deswegen der Gedanke der Reinigung 


1) Staat, p. 606 A /B. 
2) Staat, p. 387 C. 
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durch Kunst fremd geblieben ware, vielmehr stammt auch die Aristotelische 
Katharsislehre aus Platon. Er spricht in den ,,Gesetzen“') von der 
musikalischen Heilung seelischer Leiden der Korybanten, von der Be- 
ruhigung weinender Kinder durch Wiegen und Schaukeln. Die Sache 
ist ihm so wichtig, daß er im „Timaeus“ grundsätzlich die Arten und 
Möglichkeiten der Katharsis darlegt. 

„Als eine Krankheit der Seele ist der Unverstand anzunehmen, es 
gibt aber zwei Arten des Unverstandes: Wahnsinn und Torheit. Jeder 
Zustand der Erregung, an welcheni von beiden man auch leide, ist als 
Krankheit anzusprechen, übermäßige Trauer aber und Lust sind als die 
größten Krankheiten der Seele anzusetzen.‘“:) 

Dies ist der ganzen Erörterung über „seelische durch leibliche Haltung 
entstehende Krankheiten‘ vorangestellt. Wieder heißt es ausdrücklich, daß 
das Gute schön ist, oder mit anderen Worten, daß der ganze Mensch nur 
dann schön ist, wenn die edle Seele im Leibe ihren naturgemäßen schönen 
Ausdruck findet. 

„Alles Gute ist doch schön, das Schöne aber nicht ohne Maß, darum 
ist ein Wesen, das so werden soll, maßvoll zu gestalten. ... Denn für Ge- 
sundheit und Krankheit ist kein Maß und Unmaß wichtiger als das Ver- 
hältnis von Seele und Leib an und für sich. Darauf sehen und sinnen 
wir nicht, daß, wenn eine starke und durchaus große Seele von einer zu 
schwachen und kleinen Gestalt getragen wird, oder wenn diese beiden 
umgekehrt zusammengefügt sind, daß dann das ganze Wesen nicht schön 
ist — denn ohne Maß ist es im größten Maße — wo es aber umgekehrt 
ist, da wird dem, der es übersehen kann, der allerschönste und liebens- 
würdigste. Anblick.‘ :) 

Dieses Mißverhältnis ist nun im Grunde die Quelle alles Pathetischen, 
welches eben darum der Sokratischen Haltung notwendig zuwider ist. 
Nämlich bei vollkommener Harmonie zwischen Seele und Leib, wird 
kein seelischer Affekt zu übermäßigem Ausbruch von Jammer und Klage 
hinzureißen stark genug sein und kein leiblicher Schmerz die Seele zu 
zerrütten vermögen. 

Dies Gleichgewicht zu schaffen, und damit kommen wir wieder zur 
Katharsisfrage, ist möglich. ‚Es gibt aber eine Rettung . . ., weder die Seele 
ohne Leib zu bewegen noch Leib ohne Scele, damit beide ins Gleichgewicht 
kommen und gesund werden.“+) Diese Bewegung heißt bei Plato Katharsis 
als Reinigung vom Unmaß. Sie wird erreicht durch Nachahmung, aber 
nicht wie in der Kunst werden dingliche Gebilde nachgeahmt, sondern 
es heißt: „Wenn aber einer die Nährerin und Amme des Alls (nämlich. 
die ewig bewegte Materie) nachahmt und den Leib möglichst gar nicht ruhen 


1) p. 790. 

2) Tim., p. 86 B. 
s) Tim., p. 87 C/D. 
4) Tim., p. 88 B. 
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läßt, sondern bewegt und ihm immer gewisse Erschütterungen beibringt 
und sich so auf alle Weise gegen die inneren und äußeren Erschütterungen 
wehrt, indem er die im Leibe umherschweifenden Reizungen (xadjuata) 
und seine Stoffe nach ihrer Verwandtschaft in schöne Ordnung unter- 
einanderbringt ..., so wird er nicht Feindliches bei Feindlichem sich fest- 
setzen lassen, um dem Leibe Kriege und Krankheiten auszuhecken, sondern 
Freundliches neben Freundliches setzen und so seine Gesundheit bewirken.“ ') 


Es folgen nun drei Arten der Katharsis. Die beste ist die Eigenbewegung 
des Leibes, denn sie ist der Denkbewegung (die Seele ist ja das sich selbst 
Bewegende) und zugleich der Bewegung des Alls am nächsten verwandt. 
Die zweite ist die (passive) Schaukelbewegung beim Seefahren und Reiten, 
. die dritte diejenige, die durch Arzneien im Leibe hervorgerufen wird. 
Diese medizinische Katharsis wird als widernatürlicher Eingriff verworfen. 
Sie wirkt reizend und störend, denn während der Leib der Natur überlassen 
die Krankheit in der ihr zugemessenen Zeit überwindet, so entstehen durch 
Einnehmen von Arzneien „aus kleinen große und aus wenigen viele Krank- 
heiten“, Was das Übel abkürzen soll, verlängert es „gegen die Bestimmung 
der Zeit“. „Deswegen muß man all solches durch die Lebensweise heilen 
(raıdaywyelv) aber nicht durch Anwendung von Arzenei ein bösartiges 
Übel reizen.‘‘) | 


Um von hier aus einmal die gegensätzliche Stellung des Platon und 
Aristoteles zur Katharsisfrage — auch der Aristotelische Katharsisbegriff 
stammt ja aus der Medizin — recht augenscheinlich zu machen, möchte 
man sagen: Die Tragödie suche durch die Arznei der Furcht und des 
Mitleids die Seelenkrankheit des Pathos abzukürzen und reize und verlängere 
damit ein bösartiges Übel. 


Weit entfernt, diesen Satz aufstellen zu wollen, glauben wir doch aus 
der Timaiosstelle für die Verwerfung des tragischen Affektes im Sinne 
Platons so viel entnehmen zu dürfen: jede Lust und Trauer der Seele soll 
nicht durch tragische Erschütterung geheilt, sondern durch kraftvolle 
Lebensführung organisch überwunden werden. Wie dem aber auch sei, 
die Söhne des Götterstaates bedurften keiner Heilung durch tragisches 
Mitleid und Furcht. Sie, die, in der vollendeten Harmonie von Leib und 
Seele über die Erbärmlichkeit weit emporgehoben, ein Leben der strengsten 
Zucht führten, brauchten keine erborgte Erhebung durch die Leiden der 
Heroen. Sie bedurften nur der einen Mahnung: 


Roll’ selig hin durch diese Zeit, 

Ihr Elend sei dir fremd und weit, 
Der fernsten Welt gehört dein Schein, 
Mitleid soll Sünde für dich sein. 


1) Tim., p. 89 B. 
2) Tim., p. 89 B/D. 
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So hatte es Sokrates') bei seinem Tode gefordert und ein Beispiel 
jener höchsten, nicht mehr tränenseligen Tragödie gegeben, so klang es 
ihnen zu aus den „Hymnen auf die Götter und den Preisliedern für die 
Edlen“. 


19. 


Die Betrachtung über Mimesis und Katharsis hat uns noch einmal 
ganz in die Mitte des Platonischen Reiches geführt. Wir hatten aber 
schon angedeutet, daß der lebendige Kern allmählich umhüllt wird von 
der Frucht der Platonischen Ideenlehre. Indem mit ihr die neue Lebens- 
haltung, wie sie Sokrates verwirklichte, immer festere Formen annimmt, 
und jene nicht mehr unmittelbar vom Sokratischen Leben her bestimmt 
wird, sondern durch die Ideen der Gerechtigkeit, Besonnenheit, 
Tapferkeit und Weisheit selbst, kommt es schließlich zu einem schein- 
baren Widerspruch. Der große Neuerer und Umstürzler Plato sucht 
von dem ewig unveränderlichen Maß der Ideen aus, die Kunst für alle 
Zeit und gegen jede fernere Neuerung festzulegen. Dem erotischen Auf- 
stieg, der dahin führen sollte, sind wir, soweit es nötig war, um den 
künstlerischen Willen Platos zu begreifen, nachgegangen. Wir haben 
gesehen, wie sich Wahnsinn und Weisheit, Dionysische Glut und 
Apollinisches Maß allmählich zum Werke des Platonischen Staates 
vereinen, der „die beste und schönste Tragödie“ ist. 

Das Wort Diotimas, daß der Philosoph und Liebende der Schönheit, 
der guiéso¢o¢ und YiAöxados, beide mit der Liebe zu einem schönen Leibe 
beginnen, bedeutet für die Lehre, daß das unterste Maß eben das des 
einen schönen Leibes ist. Dieses Maß wird auf keiner folgenden Stufe 
aufgehoben, nur verliert es allmählich das Zufällige und wird immer um- 
fassender, wenn es alle schönen Leiber und an ihnen nicht nur das Geformte, 
sondern auch die formende Kraft der Seele, Lebensführung und Erkenntnis, 
mitumgreift. Mit anderen Worten, in dem Grade, wie das Zufällige der 
- sinnlichen Einzelerscheinung zurücktritt, steigert sich das Gesetzmäßige, 
Überindividuelle, Reizlose, wie wir es in den Werken des frühen und 
reifenden fünften Jahrhunderts in Hellas verwirklicht sehen: in der Kunst 
der dorischen Tempel und ihrer Götterbilder, in der attischen Tragödie 
und im spartanischen Staatsbau. 

Daß Plato nicht auf die ihm so nahen Vorbilder in Architektur, Skulptur _ 
und Dichtung zurückweist, sondern auf die ewigen Urbilder hindcutet 
oder, wo ersich mit dem Gewordenen überhaupt befaßt, eherin Ägypten als 
in Hellas, eher in Sparta als in Attika erreicht findet, wonach er für seinen 
Staat trachtet, ist eine der Ursachen, daß man sein Verhältnis zur Kunst 
überhaupt mißverstanden hat. Auch entstehen hier berechtigte Fragen 
und Zweifel. Doch glauben wir ihnen schon entgegnet zu haben. Wir 
antworten aber hier noch einmal: Platon ist konservativ, ohne, wie etwa 


1) Phaidon, p. 8 B ff, 
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Aristophanes, Reaktionär zu sein. Er sucht das Gewordene zu erhalten, 
aber greift im Gegenstoße nicht zurück auf Gewesenes, das schon im Verfall 
ist, vielmehr setzt er an Stelle des Alten ein Neues, das sich nie in Nach- 
ahmung ‚historisch gewordener Vorbilder zum Leben entfalten kann. 
Wenn er nun sein neues Maß für die Ewigkeit festgelegt wissen will, so 
scheint er mit dieser Starrheit dem Gesetze der Kunst und des Lebendigen 
überhaupt zu widersprechen. Dies ist um so befremdlicher, als es, wie 
wir sahen, gerade die Erstarrung der Gattungen war, gegen die er, 
von dem neuen Leben des Sokrates als erster gepackt und verwandelt, 
‘in den Kampf zieht. Unter diesem Eindruck hatte er seine eigenen 
Tragödien verbrannt. Aber auch positiv zeigt sich sein Kampf gegen 
dies Alte, seine Zugänglichkeit für das Neue, wenn er die Mimen Sophrons 
aus Sizilien nach Athen bringt. 

Seine Begünstigung des Mimos, dessen Name schon auf die verurteilte 
mimetische Kunst hinweist, seine Vorliebe für Aristophanes, das Denkmal, 
daß er Agathon im „Gastmahl“ gesetzt hat,-sind Zeugnisse dafür, daß er 
sich keiner fruchtbaren Neuerung in der Kunst verschloß. Aber wenn 
er die Echtheit einer niederen Kunst vor der Erstarrung einer hohen 
begünstigte, die nicht mehr lebendige Formen aufs neue immer wieder 
nachahmte und zu füllen suchte, wenn er an Agathon, der mit seiner 
Tragödie „Anthos“ einen neuen Stoffkreis eroberte,') nach dem Eros- 
hymnos im „Gastmahl“ zu urteilen, vielleicht vorzüglich den neuen Zauber 
des Tönenden liebte, so beweist das eben nicht mehr als die Stellung 
in seiner Zeit, während er mit der Ideenlehre über sie hinausgreift und 
-wächst. Vor der ewigen unwandelbaren Idee des Schönen ist auch die 
Blüte des fünften Jahrhunderts nur ein Abbild von mattem Glanz, zumal 
für einen Plato, der ihr schnelles Vergehen erlebte. Aber auch wir ahnen 
schon in den Giebelfiguren des Parthenons, etwa in den schimmernd hin- 
gestreckten Leibern der Aphrodite mit den Moiren (den sogenannten 
Tauschwestern) den gefährlichen Reiz der Grenzlosigkeit, der die griechische 
Kunst allmählich ins Pathetische und zum Genre führte. Von hier aus 
verstehen wir Platos Vorliebe für die durch Jahrtausende unveränderten 
Göttergesänge Ägyptens. Dem Vergänglichen hat keine Kunst so sehr 
den Stempel des Ewigen aufgedrückt wie die ägyptische. Im Fluß des 
Werdenden aber die Erinnerung an das Ewigseiende zu schaffen, das immer 
Wechselnde zu verdichten zur Gestalt des Seins, das war das höchste Ziel 
der Platonischen Philosophie und Kunst. 


20. 


Wir mögen über der Klage, daß der Kunst durch die Philosophie 
Gewalt angetan sei, die zur Erstarrung des Lebendigen führen müsse, 
nicht vergessen, daß kein Kunstwerk durch die Jahrtausende so frisch 


1) Aristot. Poetik, p. 1451 b 20. 
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und unmittelbar zu uns redet, wie die Platonischen Dialoge. Mit der 
Bewunderung vor der Platonischen Dichtung haben wir die vorlaute 
Klage in uns zu unterdrücken. 


Doch was wichtiger ist: gerade wir Heutigen haben einen Zugang zur 
platonischen Kunstlehre, denn wir erleben, wie ein neuer Dichter aufsteht 
mit denselben Forderungen der Keuschheit im Pathos, mit derselben 
verhaltenen Leidenschaft, wir hören wie aus cit er neuen Gemeinschaft der 
verfallenden Zeit wieder dieselbe Warnung vor Poikilia in Leben und Kunst 
entgegendröhnt, und im neuen das alte Maß lebendig ersteht. 


Denn dies ist das ewig gültige Gesetz von Herrschaft und Dienst 
in Leben und Kunst, daß alle Kunst dient, das Leben auszudrücken, und 
daß alles Leben dient, Gott zu schaffen und zu verehren, so daß Gott 
und göttliche Menschen zum einzigen Gegenstand der Nachahmung 
werden, zum herrscherlichen Vorbild, nach dem sich das staatliche 
Leben gestaltet, aus dem allein die rcichste Blüte der Kunst erblüht, 
und an der sich dann wieder das Leben beseelt und erhöht. 


21. 


Um Gott sind daher Philosoph, Künstler und Staatsmann immer bemüht 
in Wort und Bild, die Erinnerung aufzubauen an das reihe Urbild, ‚an das, 
durch dessen’ Nähe Gott göttlich ist‘‘.') Doch dieses Urbild der Wesenheit 
„ohne Farbe, Gestalt und Stoff ist nur dem Steurer der Seele, dem Geist 
schaubar“.2) „Aber die. Schönheit war. damals strahlend zu sehen, als 
wir mit dem gesegneten Chore seliges Gesicht und Schau hatten, wir 
(Philosophen) mit dem Zeus wandelnd und andere mit einem andern der 
Götter.) Während die Einsicht nicht gesehen wird, „hat allein die 
Schönheit diesen Teil erlost, daß sie am meisten hervorleuchtet und am 
liebenswürdigsten ist’.*) Daher hat ein „gottgleiches Antlitz, das die 
(ewige) Schönheit gut nachahmt oder eine Leibesgestalt‘s) die Kraft, 
das göttliche Bild in unsrer Seele aufzurichten, durch das Auge unsern 
hellsten Sinn. So kann Sokrates am Ende des langen Gespraches 
über das Wesen von Einsicht und Lust, von Begrenzung und Grenz- 
losigkeit sagen: aD Kraft des Guten ist uns in die Natur des Schönen 
entflohen. ece) 


Damit wird erst vollends klar, daß die Meß- und Wägekunst nur einer 
Philosophie dient, die das eine Ziel hat: das Gute zu-erkennen um 


1) Phaidr., p. 249 C. 
2) Phaidr., p. 247 C. 
3) Phaidr., p. 250 B. 
4) Phaidr., p. 250 D. 
5) Phaidr., p. 251 A. 
6) Phileb., p. 64 E. 
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das Schöne zu schaffen, und das Schöne zu schauen, um das Gute 
zu tun. 


Der grenzenlose Mensch, der unendlich ist in der Fülle seiner vielen 
zufälligen Erscheinungen ist kein Gegenstand der Kunst, aber gebunden 
durch das göttliche Maß des Peras der ewigen Einheit der Idce, geht er 
im Kairos ein in die Grenze und unwandelbare Gestalt des Göttlichen. 
Das ist „das Werden zum Sein aus den mit dem Peras gewirkten Maßen“. ') 
Darum ist das höchste Maß das rechte Verhältnis zwischen Seele und 
Leib, und Gott ein Lebewesen, dem beides für alle Zeit verwuchs. So 
erkennen wir, warum der Schöpfer der höchsten kultischen Kunst mit 
Notwendigkeit in Kampf treten mußte gegen die niedrige, schmeichlerische, 
reizhafte Kunst, die sich abgelöst hatte vom Götterkult und nicht mehr 
dienstbar war, den Leib zu erhöhen zur göttlichen Gestalt. 


Wenn wir von hier aus noch einmal den Blick auf den kosmischen Bau 
des Platonischen Reiches zurückwerfen, so verstehen wir das Walten der 
Gerechtigkeit als einer musischen Tugend, die Leib und Seele das Gebührende 
erstattet, erst ganz, da wir jetzt um die Spitze der Staatspyramide wissen. 
Auf den wohlbehauenen Stufen der streng gesonderten Klassen und des 
streng geregelten Dienstes allein kann die Gemeinschaft das kultische 
Werk der Schönheit schaffen und darstellen. Diesen Stufenbau, diese 
Gliederung fügt die Gerechtigkeit zum schönsten dorischen Gefüge, jedem 
das Seine erstattend, jeden so weit emporhebend zur Nähe des Göttlichen, 
als es das Maß seiner leiblichen und geistigen Kräfte erlaubt, auf daß 
jeder so schön als möglich werde. 


Nur zu diesem Zwecke werden der Kunst. Fesseln angelegt, daß sie 
nicht wahllos und schmeichlerisch den Staatsgliedern anbiete, wonach sie 
aus Begierde nach grenzenloser und unreiner Lust verlangen. Nicht jener 
unmenschliche oder lustlose Lebenszustand der reinen Erkenntnis gilt 
dem Philosophen als der mögliche und beste, sondern der gemischte, in 
dem Weisheit und Sinnlichkeit beide zur Freude führen. Das kynische 
Ideal wird abgewiesen als hervorgegangen „aus einer Schwierigkeit der 
Natur ... von solchen, die die Lust allzuschr haßten und für nichts 
Gesundes hielten‘.2) Der Verächter des Pathetischen ist nicht der Ver- 
künder der Apathie. Vielmehr sollen die Künstler: Dichter, Maler, Bau- 
meister und Handwerker so schaffen, „daß sie der Natur des Schönen 
und Wohlgestalteten nachgehen, damit die Jugend wie in einem gesunden 
Land allenthalben gefördert werde, wo immer von den schönen Werken 
etwas an ihr Auge oder Ohr dringt, wie ein Wehen aus guten Stätten, das 
Gesundheit bringt, auch gleich von Kind auf unversehends zu Ähnlichkeit, 
Freundschaft und Einklang mit dem schönen Maße führt.‘‘s) Also dieses 


t) Phileb., p. 26 B. 
2) Phileb., p. 44C. 
3) Staat, p. 401 C/D. 
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ist die Staatsidee in der platonischen Kunstlehre, daß die Kraft des Guten 
in Menschen, die in der Gemeinschaft gebunden sind, den schönen Staat 
schafft und daß die Natur des Schönen im Wechselspiel den Menschen 
gut macht. Kunst in Platos Sinne ist kein Schmuck und Überfluß, 
sondern beides zugleich Ausdruck und schöpferischer Urgrund der 
KALLIPOLIS. 


Miszellen. 


——--+ 


Bemerkungen zu einer volkswirtschaft- 
lichen Lohntheorie. 


Von Karl Koberg. 


Die volkswirtschaftliche Zurechnungslehre liegt einstweilen noch sehr im 
Argen. Dies stammt zum Teil daher, daß unsere Nationalökonomie vielfach noch 
von privatwirtschaftlichen Vorstellungen beherrscht ist. Insbesonders zu sehen 
ist dies bei der Betrachtung der Lohntheorien, obgleich zugegeben werden muß, 
daß die Wiederbeachtung und Wiederaufnahme der alten Thünenschen 
Erkenntnisse den Weg zu einer die volkswirtschaftliche Produktivität beachtenden 
Lohntheorie frei gemacht’ hat. Gemeinhin wird aber heute in der Wissenschaft 
die Lohnhöhe in Geld mal Kaufkraft ausgedrückt und gleich den Arbeitskosten 
gesetzt, wogegen die Steuerleistung der U.uternehmungen als Störung des Wirt: 
schaftsprozesses nicht weiter erklärt wird, welcher Umstand allein schon Zu 
beweisen scheint, daß die Theorie vorläufig von volks wirtschaftlicher Be- 
trachtung fern ist. 

Denn in dieser erscheinen die Kosten der Arbeit als gesellschaftliche An- 
erkennung von deren Fruchtbarkeit und kommen zum Ausdruck 1. im Lohn 
vermehrt um 2. jene Leistungen, welche der Arbeiter in Form von Schutz der 
Arbeitskraft, des Lohns und der Persönlichkeit vom Arbeitgeber empfängt und 
3.um jene Leistungen, die er vom Staate empfängt. Die drei genannten Zugaben 
zum Lohn umfassen die gesamte Sozialpolitik, welche heute auf Grund gısetz- 
licher Bestimmungen ebenso als Erfolg der Gewerkschaftsbewegung der Arbeiter 
und der Fürsorge der Fabrikanten außer dem jeweils ausgezahlten Arbeitspreis 
als Anteilam wirtschaftlichen Erfolg den Arbeitern gewidmet wird. Diese erfahren 
dadurch nicht eine mildtätige Unterstützung um ihrer selbst willen, sondern 
eine zweckmäßige Hilfeleistung der Gesellschaft zur Erhöhung der Gesamtkraft 
der Volkswirtschaft, indem sie als eigenberechtigter Stand anerkannt und 
gefördert werden, wie ja auch Art. 157 der deutschen Reichsverfassung vom 
11. August 1919 feststellt, 
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Dam) ist die Anschauung vertreten, daß die Wirtschaft nicht allein aus 
Sachgüte gebaut ist. „Sozialreform“ ist also keine Störung und „Beeinflussung“ 
der Volks rtschaft durch außer ihr stehende Ideen, sondern ein Teil von ihr, 
der nach dem Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit genau so beurteilt werden 
muß, wie ein anderes Element der Preisgestaltung. Sozialreform beruht auf dem 
Vergleich der volkswirtschaftlich nachhaltigen Ergiebigkeit eines Standes zu 
dem im privatwirtschaftlich zugebilligten Lohn. Die ihr entsprechende Wert- 
theorie steht im Gegensatz zu allen Werttheorien, welche Eutstehurg und Höhe 
des ökonomischen Wertes auf rein mechanische, objektiv wirkende oder gegebene 
Faktoren zurückführen wollen, der Schätzung des menschlichen Individuums, 
aber auf sein Zustandekommen keinen Einfluß einräumen. Eine nähere Unter- 
suchung dieses Standpunktes müßte dartun, wie alle Mittel der Volkswirtschaft 
ein einheitliches Idealgebilde aufbauen können, in welchem wir die volkswirt- 
schaftliche Ergiebigkeit jeder Arbeit als Maßstab für die Zuordnung jeder 
anderen bei Geltung eines obersten gemeinschaftlichen Zieles wirken muß. Wir 
gelangen daher aus der Betrachtung des Lohnes zu einer prinziellen der Grund- 
lagen der Volkswirtschaftslehre: Weil das Ziel wirtschaftlicher Tätigkeit auch ein 
prrsdulich uneigennütziges sein kann, sind Wirtschaftlichkeit und „Eigennutz“ 
nicht einerlei. Das Wesen der Wirtschaft liegt im Leisten für Ziele, nicht im 
Werten nach höher oder niedriger; die Ziele, denen die Wirtschaft als Reich 
der Mittel dient, die Endzwecke, die gelten sollen und auch die Gesolltheit der 
Mittel nimmt die Volkswirtschaftslehre als gegeben hin und untersucht nur, 
inwieweit die Mittel ihrem Zweck wirklich entsprechen. Alle Preise und deshalb 
auch der Lohn müssen auf Leistungen zurückgeführt und als Ausdruck der 
Gliederung dieser Leistungen betrachtet werden, die Verbindung zwischen 
der Arbeit und den aus ihr fließenden Leistungen für die gültigen Ziele muß 
erkannt sein, bevor die Wirtschaftsrechnung, also die Bestimmurg der Preis- 
und Lohnhöhe beginnen kann. Die Begriffe Arbeit, Erfolg, das Verhältnis zwischen 
beiden als Ergiebigkeitproduktivität, der Lohn und seine sozialpolitischen Zu- 
gaben, die Verteilung des Mehrwertes auf die verschiedenen Kapitalsverwer:dungen 
müssen klargestellt sein, damit die Wirtschaftsrechnung Grund findet. 


Diese Anschauung obwaltet unbewußt schon bei Thüren. Sie nimmt die 
Löhne beziehungsweise Preise der Erzeugnisse trotz der Ricardoschen Maske 
bei Thüren nicht einfach als Ergebnis der Erzeugungskosten oder der hinter ihnen 
stehenden Arbeitsmühe, sondern als ein Kennzeichen, welche Ergicbigkeit 
einer Leistung oder einem Gut zugerechnet wird. 

Daß diese Zurechnung dabei von verschiedenen Individuen sehr verschieden 
vorgenommen werden kann, nimmt in unserer an inneren Bindurgen armen 
Zeit nicht wunder: Es gibt keinen den Markt beherrschen.den Willen, der sich 
stets gleich bliebe; vielmehr ändert er sich durch vorläufigen Ausgleich der Ziel- 
systeme, die auf dem Markte wetteifern, je nach dem Gemeiısamkeitsgrade und 
der Wertbeeinflussung, die auf beiden Seiten des Marktes Käufer und Verkäufer 
beeinflußt. Nach dem Gesetz vom Ausgleich des Grenznutzeı s ist dabei für den 
einzelnen Käufer die ideale Regelung der Marktverhältnisse dann gegeben, wenn 
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er auf allen Märkten, in die er eingegliedert ist, für jedes auch das letzte — 
Kronenstück den gleichen individuellen Nutzwert erhält. 

Die Zurechnung der Leistungen der ,,Sozialreform“ unterscheidet sich von der 
bisher fn der Grenznutzenlehre beachteten dadurch, daß sie als Käufer und Ver- 
käufer nicht Einzelpersonen sondern ganze Stände sieht, die Vertretbarkeit, der 
einzelnen Güter beachtet und auf die Nachhaltigkeit des Nutzens an der Grenze 
der verfügbaren Nutzungen eingeht. Sie nimmt Rücksicht darauf, daß nicht nur 
die räumlich getrennten Märkte einander beeinflussen, sondern auch die zeitlich 
getrennten; das Vorhandensein komplementarer Güter verweist darauf, daß 
nur scheinbar selbständige Märkte für irgendein Erzeugnis vorkommen und setzt 
das Zustandekummen eines überindividuellen Marktwillens voraus, von dem 
jeder einzelne Marktteilnehmer b>i der Festsetzung seiner Preise und Leistungen 
mitbeeinflußt wird. Im strengen Sinn kann diese Wertlehre keinem Unter- 
nehmen eine starre Monopolgewalt zuschreiben. Jede mächtige Organisation, 
besonders der Staat, verfügt über Angebot- und Nachfragemonopole, wie auch 
schon Wieser gezeigt hat und wie auch schon in der Lehre von der Gegenseitigkeit 
der Marktparteien in den Schriften der Schutzzöllner angedeutet ist; allerdings 
findet jede derartige Preisdiktatur ihre Grenze im Grage der Dringlichkeit, den 
verfügbaren Vorrat und Markt je nach Größe und Beschaffenheit zu verwerten. Die 
privatwirtschaftliche Auffassung der Wirtschaft hat diese Beeinflußbarkeit des 
Marktes soweit übersehen, daß sogar die Steigerungsfähigkeit der Arbeitsintensität 
und der Qualität der Arbeiter lediglich als ein Problem des privat vereinbarten Stück- 
lohnes behandalt wurde. G>rade in diesem Punkte zeigt sich der Zusammenhang 
zwischen Preis, Lohn und Volkswillen. Die Geschichte des Buchhandels während 
des Krieges und in den ersten Nachkriegsjahren!), aber auch tausend andere 
Erfahrungen der letzten Zeit, sicher auch die jüngste Geschichte der Gewerk- 
schaftsbewegung beweisen, wie wesentlich Preise und Lohnhöhe vom Volks- 
willen, beziehungsweise der Stimmung einer Organisation abhängig ist. In seinen 
beiden Abhandlungen zur Auseinandersetzung mit Liberalismus und Marxismus, 
„Tote und lebendige Wissenschaft“ rechnet Spann mit der individualistischen 
Vorstellung vom Tausch ab und prüft dabei die Organisationsformen der Wirt- 
schaft auf ihren Gchalt an Wirklichkeit und Utopie an Baispicelen, die für die 
Lohnthsorie im obigen Sinn nutzbar gemacht werden können, indem er an 
Thünens Theorie vom natürlichen Arbeitslohn ankuiipft. Insbesonders ersichtlich 
ist daraus, daß nicht minder als in der Preistheorie auch in der Lohntheorie 
das Problem der Dauer als Tradition, Sitte and Recht eine Rolle zu spielen hat 
und ebenso dort die Verflechtung in das Lristungsgebilde des volkswirtschaft- 
lichen Verkehrs wie hier die Eingliederung eines Teilarbeitsmarktesin den Gesamt- 
arbeitsmarkt der Volkswirtschaft entscheidend auf die Lohnhöhe wirken muß.2) 


1) Der deutsche Verlagsbuchhand:l hat jahrelang bewußt unter den Gest?hungs- 
kostn verkauft. 

*) Schmoller zeigt S. 246—25t in seinem Buche „Die soziale Frage“ (München 
1918), daB der Zimmermannsstand in England in den Jahren 1650—1900, das ist 
seit dem Eindrin<en merk ıntil'st'sehier Ideen in die enzlische Wirtschaft und seit 
Besinn des Siezeszuses englischer imerialistischer Politk auf das Doppelte seiner 
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Nicht nur die gegenwärtige Genußmöglichkeit, sondern auch die zukünftige 
erwartete des Lohnes und seiner Beigaben wirken nämlich auf den Leistungs- 
ertrag der Arbeit ein, je nachdem durch Lohnpolitik und bessere Einteilurg von 
Ort und Zeit der Beschäftigung das Verhältnis der Dauer zugesichert werden kann. 
Die individualistische Volkswirtschaftslehre zeigt den Unternehmern und 
Arbeitern nur den Weg zur Ausnützung der augenblicklich gegebenen Verhältnisse ; 
Qualitätsarbeiter werden besser bezahlt als andere, weil sie im Augenblick mehr 
schaffen können und daher mehr begehrt werden, indem sich für ihre Leistungs- 
angebote Teilmärkte intersiver Nachfrage bilden. Der ins Auge gefaßte Nutzen 
bezieht sich nur immer auf eine gegebene kurze Zeit, zum Beispiel auf eine 
Löhnungs- oder Konjunkturperiode. „Grenznutzen‘ auf Seite der Arbeitgeber — 
heißt dabei — sofern es gestattet ist, von dem Grenznutzen einer Gruppe zu 
sprechen — jenes Maß von Erfolg innerhalb eines bestimmt begrenzten Zeit- 
abschnittes, welches derjenige Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkte eintauscht, 
der von allen im Arbeitsvertrag zu gleichen Löhnen für ein bestimmtes Maß von 
Leistungen gewonnenen Arbeitskräften am wenigsten herauswirtschaft. Grenz- 
nutzen auf der Seite der Arbeiter ist jenes Maß von Leistungen, um auch bei der 
ungünstisten Verwertung der Arbeitskraft bei der betreffenden Lohnhöhe noch 
. unterzukommen. | 


Da jeder Teilmarkt im Gesamtgebilde der Arbeitsbörse abhärgig ist von 
dem gleichzeitigen Vorhandensein aller ar.deren Teilmärkte, jeder Betrieb und. 
jeder Teilmarkt aber sein bestimmtes Mischurgsverhältnis der in ihm erforder- 
lichen Berufsgruppen mit bestimmten typischen Lohnansprüchen zugeordnet 
zeigt, die Märkte also nur verhältnismäßig selbständig auftreten, läßt sich, wie 
Schüllers Untersuchungen (Archiv für Sozialwissenschaften, Band 33) nachweisen, 
die Wertung nach dem Grenznutzen nur bei verhältnismäßig sehr ausgeglichener 
Marktlage durchführen. Bei steigender Veı feinerur.g der Industrie werden zugleich 
immer selbständigere Teilmärkte geschaffen und dadurch immer mehr Aussichten 
der kollektiven Gestaltung der Arbeitsverträge von den Gewerkschaften aus- 
genützt, die untereinander in ihren Gewerkschaftsverbänden nach einem sehr 
ausgebildeten System der zwischengewerkschaftlichen Wertschätzung die Preise 
der verschiedenen Arbeitsqualitäten ausgleichen, beziehungsweise abstufen. Je 
ausgeglichener und beständiger alle Preisverhältnisse im Umkreise tines Betriebes 
sind, je mehr dieser die Preise seiner Erzeugnisse und die Höhe der Gewinne 
mit den zu zahlenden Löhnen in Einklang zu bringen vermag, um so mehr 
Geltung findet in ihm bei der Lohngestaltung Dauer und Qualität. Dies kann 
so weit gehen, daß von ihm nicht so sehr die fertige Arbeitstüchtigkeit begehrt 


Lohngeltung gegenüber dem Landarbeiterstand gestiegen ist. 1400—1650 bezog 
etwa jeder Zimmermann das 1°6 fache des Reallohnes eines Landarbeiters, 1650—1700 
das 1'7 fache, 1700—1750 das 2fache, 1750-1830 das 27fache und 1830—1900 
etwa das 2‘bfache. Während dieser Zeit war sicher die Umstellung der Ziele von 
Englands Volkswirtschaft maßgebend für die in den Lohnverhältnissen ausgedrückte 
Änderung der Produktivität der einzelnen Stände. 
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wird, als vielmehr die gute geistige und kérpsrliche Anlage. Es gilt dann also 
nicht der Grenznutzen, der im Augenblick erzielt wird, sondern der, welcher 
für die Dauer der Konjunkturp2riode, die für die einzelnen Unternehmungen indi- 
viduell schr verschieden lang und sicher ist, vorausgeschen werden kann. Der . 
Haß, der heute Deutschlands Absatzgebiet furchtbar empfindlich verkleinert 
hat, hindert heute alle Voraussicht. Aus dieser Einsicht, daß unser Volk heute 
von der Hand in den Mund lebt, wird volkswirtschaftlich erklärbar, warum 
heute Deutschland und mit ihm alle vom Krieg hart mitgenommenen Staaten 
trotz der politischen Macht der Arbeitermassen zusehend; die sozialpolitischen 
Beigaben der Entlohnung abbaut und warum die Lohnhöhen in den art- 
verschiedenen Unternehmungen — je nachdem zufällig gerade große oder kleine 
Aufträge zu erledigen sind — heute auch relativ ungemein verschiedener sind 
als in der Vorkriegszeit: Es fehlt der treue ADnehner, infolgedessen auch der 
treue Arbeitgeber. 


Stärker als auf jedem anderen Markt kommt nämlich auf unserem Arbeits- 
markt zur Geltung, daß in jedem Arbeitsvertrag eine Treueversicherung drin- 
steckt und damit eine unmittelbare Leistung für die höchsten Ziele der Nation. 
Je stärker diese Gesinnung im Bau eines jeden Betriebes sichtbar wird, indem er 
als Nebenleistungen neben dem Geldlohn und den flüchtig genannten Zugaben 
auch Bildungsmittel und Bildungseinrichtungen für seine Arbeiter zur Verfügung 
gtellt, desto ausgeglichener und abgestufter kann zweckmäßig die Entlohnung 
ausfallen; je unsicherer dagegen die Bindung zwischen Unternehmung und 
Arbeiterschaft angenommen wird, desto mehr wird sich die Gesamtleistung der 
Unternehmung in der Lohnhöhe konzentrieren. Es ergibt sich daraus, wie unhalt- 
bar eine Lohntheorie sein muß, welche Güter nur als Sachleistungen auffaßt, 
statt in ihnen schlammernde Mittel zur Erhöhung der Leistung zu sehen. Denn das 
Vergleichbare der verschiedenartigen Mittel ist nur dadurch gegeben, daß in jedem 
Betriebe sämtlich einem einzigen Zielgebilde angehören, dessen Teilziele unter- 
einander gradmäßig abgestuft sind, weil sie wieder als Mittel einem obersten 
Ziele dienen. Die Ergiebigkeit der Teilhandlungen im Betriebe beruht nicht nur 
auf der zeitlich und räumlich abgewogenen Einteilung des Einzelarbeiters gemäß 
seiner autonom entstandenen eigenen Entscheidung, sondern die Gesamtfrucht- 
barkeit der Betriebseigenart hängt von dem Einklang der Geschicklichkeit und 
Tatkraft beim Ineinandergreifen mehrerer Arbeitspersonen und von der durch 
Gesetz, Verwaltung, Recht und Erziehungsvorsorge geschaffenen organisatorisch 
verwendbaren Grundlage ab. Der Unterschied der Produktivität und Entlohnung 
eines alten mit gutem Ruf und besonderer Geltung ausgestatteten Betriebes, 
der durch Wohnungs-, Wohlfahrts- und Bildungspflege seinen Arbeiterstand 
seßhaft macht und nach fester Lohnordnung bezahlt, allenfalls auch durch 
Gewinnbeteiligung belohnt, von der eines jungen Betriebes mit unausgebildeten 
und lediglich die augenblickliche Tüchtigkeit bewertenden Kräften ist zu augen- 
fällig, als daß er überschen werden könnte. Ähnliches ist zu beobachten, wenn 
zwei Arbeitergruppen verschiedenen Volkstums in irgendeinem Unternehmen 
Arbeit suchen. Die französische Wiederaufbaukommission nimmt keine deutschen 
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Arbeiter oder Ingenieure auf, ebensowenig aber der französische oder tschechische 
Fabrikant oder Bauer t) 

Je mchr Bindungen und gemeinsame Kultur in die freie Wirtschaft eingebaut 
werden, desto mehr gravitieren bei gleichbleibender Technik die Herstellungs- 
kosten nach verhältnismäßig dauernder Geltung im Rahmen des Gesamt- 
ertrages der Volkswirtschaft. Je mehr also das ganze Volkslcben von geistigen 
Grundsätzen geführt wird, desto sicherer und beständiger werden die Mittel 
geschätzt, um so sicherer nach der gradhaften Bedeutung bewertet, welche den 
einzelnen im Hinblick auf das Gesamtziel der Kultur zukommt.®) So ergibt sich 
auch eine verhältnismäßige Abgestimmtheit der Löhne. Der Wechsel im Vorrat 
verhindert ein unverrückbares Gleichbleiben der Werte, die im Rahmen des 
Herkommens bei ausgeglichensten Zielen nach dem Grenznutzen eingeschätzt 
werden, sofern sich die Wirkung des letztzugebrachten Leistungselementes be- 
stimmen läßt.) Aber die Preisschwankungen sind in diesem Fall sehr gemaBigt; 
je inniger der Zusammenhang im Volkstum und je stetiger die Wirkung der ihn - 
begründenden Gesinnung wird, um so mehr kann von einer Entwirtschaftung der 
Wirtschaften die Rede sein, obgleich auch in diesem Zustand das Zweckmäßige 
noch szine Rolle beibehält. Da aber in ciner solchen Zeit das höchste Ziel über 
alles geschätzt wird, kann der Unterschied in der Bewertung der Mittel kein so 
krasser sein, wie in unserer an Bindungen armen Zeit. 

Die Betrachtung mündet in der Frage, welcher Teil der Herstellungskosten 
zweckmäßig als Arbeitslohn, welcher als Kapitalersatz, als Zins, als Erziehungs- 
kapital für die Zuwachsbevölkerung, Produktionskapital für die Zuwachs- 
arbeiter, als Zuwachskapital für den wirtschaftlichen Fortschritt, als Unter- 
nchmer-, Beamten-, Staatslohn, beziehungsweise als Risikoprämie und Unter- 
nehmergewinn zugerechnet werden soll. Es kann nicht behauptet werden, daß 
die Grenznutzenlehre diese Frage beantwortet. Insbesondere deshalb nicht, 
weil die volle Berücksichtigung des durch geistige Güter gestifteten Nutzens nie 

gelingt. Freilich ist eine allgemeine theoretische Zuordnung eines Arbeitserfolges 
zu der sie bedingenden Vorleistung auch noch nicht versucht worden, weil der 
E folg einer geistigen Leistung fast immer in Verbindung mit dem von vielen 
sachlichen Faktoren auftritt und deshalb wohl nicht isoliert darstellbar ist. Eine 
wahrhaftige Lohntheorie kann aber nicht darauf verzichten, das Vorkapital, in 
welchem diese Vorleistungen als Güter aufgespeichert werden und die gemeinhin 
von allen zum Gebrauch für alle hergestellt werden, zu berücksichtigen und wird 
insbesondere in der Staatssteuer, andererseits auch in Stiftungen für wissenschaft- 


1) Sieht er sich aber in Ausnahmsfällen dazu genötigt, dann billigt er ihm 
nicht die gleichen Bedingungen zu wie seinem Konnationalen oder dem Angehörigen 
einer verbündeten Nation. 

2) Schmoller „Soziale Frage“ 1918, S. 223 „Die meisten deutschen Unter- 
nehmer haben noch eine stärkere Neigung ihre Leute bei schlechter Konjunktur 
zu halten, die meisten nordamerikan.schen werfen jeden überflüßigen Mann sofort 
aufs Pflaster.“ 

3) Im allgemeinen läßt sich gerado in Fabriksbetrieben nur die Grenzleistung 
von Leistungskomplexen errechnen. 
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liche und allgemeine kulturclle Zwecke eine Entlohnung fir die irrationalen Werte 
sehen. Die schépferische Bedeutung der Vorsorge für diese Zwecke entscheidet 
darüber, inwieweit ein Umbau im leistungsmäßigen Gebilde der Wirtschaft 
eine neue Steigerung der Ergiebigkeit herbeiführen kann. Denn durch jede 
Änderung werden die mit der bisherigen Güterverwendung zusammenhängenden 
Unternehmungen gezwungen, ihre Erzeugung den neuen Absatzverhältnissen 
anzupassen und somit neue Ziele und neue Wege zu suchen. Volks-Gesamt- 
wirtschaftspolitik, welche zielbewußt den Umbau im Sinne des dauernden Ge- 
deihens des Volksganzen zu bestimmen versucht, muß die Richtung der durch 
eine Lohn- oder Ergiebigkeitsänderung der Volkswirtschaft bedingten Ver- 
schiebung mitbreinflussen und die Grenzen der Verschicbungsméglichkeiten 
kennen ;in dem dabeiin Rechnung zu stellenden Volksvermögen t) ist der nationale 
Schatz an Bildungsgütern zu berücksichtigen. Die Vorstellung eines Gesamt- 
ertrages der Volkswirtschaft führt zu der eines Optimums der Lebersleistung des 
Einzelarbeiters, welches so beschaffen sein muß, daß dieser innerhalb seincs 
Geltungsbereiches (Familie, Gemeinde, Volk) ein Höchstausmaß von Leistung 
also auch an Leistungszeit innerhalb seines Lebens vollbringen kann. Durch 
Erziehung kann der Staat mittelbar auf die Vorstellung von standesgemäßem 
Lebersfuß und dadurch auf die Lohngestaltung einwirken. Eine unmittelbare 
Einwirkung des Staatsoberhauptes auf die Lohnbestimmung kann deshalb, weil 
diese von der genauen Kenntnis der Lage der betreffenden Arbeitergruppe und 
der betreffenden Unternehmen ausgehen muß, höchstens in Zwergstaaten Erfolg 
haben. Eine allgemeine Lohngesetzgebung, wie sie etwa den Verfechtern der 
Gemeinwirtschaft vorschwebt und in Neuseeland versucht wurde, ist deshalb 
vom Standpunkt der Sozialpolitik aus durchaus verwerflich: nicht aus irgend- 
einem politischen oder ethischen Gesichtspunkt, sondern einfach weil jede zer- 
tralistische Beeinflussung der als in ihren Lebensbedingungen und Gemeinschafts- 
verhältnissen individuell erkannten Betriebe unzweckmäßig erscheint, unwirt- 
schaftlich. Andererseits ergibt sich als unzweckmäßig im volkswirtschaftlichen 
Sinn die individualistische Lehnbestimmung an Stelle der durch Tarifgemein- 
schaften, und zwar um so mehr je größer und unpersönlicher die Unternehmung, 
je stärker sich ein Erwerbszweig auf lange Dauer, auf guten Ruf und durchaus 
stetigen Betrieb einrichtet und je inniger der einzelne Betrieb mit dem Gesamt- 
ziele der Kultur verflochten ist, je wertvoller sein Bestand für die Erhaltung 
und für die Entwicklung einer größeren Gemeinde oder gar des ganzen Volkes ist. 

Beispiele und Gegenbeispiele lassen sich in großer Zahl aus der Geschichte 
der Volkswirtschaft beibringen. Es ist kein Zufall, sondern volkswirtschaftliche 
Notwendigkeit, daß mit der Erkenntnis der Bedeutung der Industrie für die 
Erhaltung der Volkskraft jene Betriebe, welche die Weltgeltung Deutschlands 
auf dem Auslandsmarkt erobert haben, durch Bildungs- und Wohnungsfürsorge, 
durch Pensions- und Krankenversicherung (Krupp, Zeiß) ihre Arbeiter gut- 
gestellt haben, daß dagegen Industrien, die seit zwei Menschenaltern in ihrer 
Produktivität zurückgingen (zum Boispiel die Textilindustrie) auch ihre Arbeiter 


1) Siehe Spann „Fundament der Volkswirtschaftslehre" 2. A., S. 205—209. 
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von der Benützung des erhöhten Volksvermögens ausschlossen. Der genauere 
Zusammenhang zwischen Produktivität, Lohnhöhe und sozialpolitischen Leisttin- 
gen läßt sich an Hand der Statistik der verschiedenen Unternehmungen nur 
dann nachweisen, wenn gleichzeitig die Geltung bestimmter Kulturideen (Ziele) 
für den ganzen Zeitraum der Beobachtung als maßgebend angesehen werden 
darf. So zeigt gerade die Lohntheorie eine sehr starke Verflechtung von materiellen 
und geistigen Gütern und Leistungen und es muß hier nochmals wiederholt werden, 
daß fruchtbare Untersuchungen nur bei einer völkischen Auffassung des Wert- 
problems, die amechanische Wechselseitigkeit in Bildung und Wirkungindividueller 
und gesellschaftlicher Wertbeziehungen darstellt, geführt werden können. Nur 
der Verzicht auf exakt quantitative Bestimmbarkeit des Wertphänomens als 
eines Primären gibt den Schlüssel zur Erkenntnis des wirklich Seienden in der 
Wirtschaft. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 93 


Adam Heinrich Miiller und Ludwig v. Albert. 


Ein Beitrag zu den Beziehungen Müllers mit dem Fürstentum Anhalt- 
Köthen. 


. Von Otto Siegel. 


Nicht die Fülle der Einzeltatsachen macht das Wesen der Geschichte aus, 
sondern die in ihnen allen obwaltende Einheit. Die Einzeltatsachen sind ‘ver- 
gänglich und sterben dahin, wie sie gekommen. Erst sobald wir uns klar bewußt 
sind über das Gesetzmäßige in ihnen, erhalten sie den Charakter des Dauernden, 
Ewigen. Es lebt in aller Geschichte die Idee, die schon bei Plato die Einheit 
der bleibenden Bestimmungen bedeutet, die uns in allem Tatsächlichen das Vor- 
handensein eines tieferen Grundes ahnen läßt. Die Namen werden uns erst 
leberdig in dem Augenblick, in welchem wir sie als Träger einer bestimmten 
'Gedankenrichtung anerkennen. Sie sind dazu da, um das Vorherrschen dieser 
Wesensgrundlage klar ins Bewußtsein treten zu lassen. Die Romantik ist das 
beste Symbol der Vielgestaltigkeit herrschender Lebensäußerungen, deren Lösung 
aber in der Einheitlichkeit der Lebensanschauung erfolgt. 

Als nach Abschluß der militärischen Operationen im Jahre 1815 sich für die 
österreichische Monarchie eine völlig neue politische Grundlage bot, mußte sie 
vor allem bedacht sein, ihre kontinentale Stellung auch wirtschaftlich mit allen 
Mitteln auszubauen, die sich ihr boten. Nach dem Wiener Kongreß erstreckte 
Habsburg seine Fühler weit nach Norden in die deutsche Staatenwelt, um hier 
wirtschaftliche und gleichzeitig politische Einflußsphären zu gewinnen und die 
Vormachtstellung gegenüber dem preußischen Staat aufrechtzuhalten und 
wesentlich zu stärken. 

Die alte Messestadt Leipzig wurde dazu ausersehen, den Mittelpunkt der 
wirtschaftlichen Interessenvertretung Österreichs zu bilden, welches, umgeben 
von einem Kranze mitteldeutscher Kleinstaaten, gar nicht besser als Vorposten- 
stellung gegen Preußen gewählt werden konnte. Adam Heinrich Müller, der dem 
Feldlager des Kaisers von Österreich zugeteilt war und an der Heidelberger und 
Pariser Konferenz Anteil genommen hatte, wurde beauftragt, die eben geschaffene 
wirtschaftliche Interessenvertretung in Leipzig zu übernehmen. Er bekleidete hier 
den Posten eines Generalkonsuls, eine Funktion, die sich späterhin bedeutend 
erweiterte, und verband mit dieser Stelle gleichzeitig die eines Geschäftsträgers 
an den Anhaltischen und Schwarzburgischen Höfen.!) Weder die Person des 


1) Vgl.: David August Rosenthal, Konvertitenbilder aus dem 19. Jahrhundert, 
Bd. 1, und Deutsche Allgemeine Biographie, Bd. 22, 
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Generalkonsuls noch die herrschenden Verhältnisse hätten aber diese wirtschaft- 
liche Interessenvertretung in diesem einseitigen Sinn ausüben lassen. Leipzig 
brachte eine Fülle von Aufgaben mit sich, zu deren Erfüllung schwerlich eine 
Persönlichkeit gefunden wäre, deren Vielseitigkeit diese gerade Adam Müller 
eigentümliche Begabung in den Schatten hätte stellen können. Leipzig sollte 
für ihn in seiner Reichhaltigkeit ein äußerst dankenswertes Arbeitsgebiet werden. 
Wie er selbst hierüber dachte, geht aus einem Brief an Josef Anton v..Pilat!) 
(dem späteren Redaktcur des „Österreichischen Beobachters“’) aus Paris vom 
29. August 1815 hervor, in dem er über seine Ernennung zum Generalkorsul 
sich folgendermaßen vernehmen läßt: 


„Der Kaiser hat die vom Fürsten für mich vorgeschlagene Anstellung in 
allen Punkten vollzogen. Es ist dieses die erste Angelegenheit, welche meinen 
Wünschen gemäß vollständig gelungen ist; die Belohnung langer Leiden, 
welche ich am liebsten aus den Händen des Fürsten empfange. Die Stelle 
des Generalkonsuls in Sachsen ist durchaus neu, indes bei den durch 
die Schöpfung des Königreichs der Niederlande, durch die preußische Herr- 
schaft am Rheine, insbesondere aber durch die Teilung von Sachsen gänzlich 
veränderten Kommerzialverhältnissen des nördlichen Deutschlands kann sie 
für Österreich, welches durch Böhmen so nahe mit dem Schicksal von Sachsen 
zusammenhängt, im höchsten Grade bedeutend werden. Wie tief ich das 
Glück, dem Kaiser zu dienen,und frei, auch unbeneidet, an einem Orte zu 
wirken, wo ich in tausend Rücksichten die wenigen Fähigkeiten, die ich für 
den Dienst besitze, beweisen, auf eine dankbare und lohnende Weise beweisen 
kann, würde ich Ihnen schwerlich ausdrücken können. Ich stehe unter dem 
Grafen Stadion und dem Fürsten Metternich.“ j 


Von besonderer Wichtigkeit für die Leipziger Wirksamkeit Müllers ist seine 
Stellung als Geschäftsträger an den Anhaltischen Höfen. Die Person des Fürsten 
Ferdinand von Anhalt-Köthen, der seit dem Jahre 1818 an der Spitze der 
Anhaltischen Gesamtpolitik stand?) und der gegenüber seinen beiden Vettern 
in Dessau und Bernburg zweifellos politisch der Geschulteste war, spielt in diesem 
Verhältnis eine ausschlaggebende Rolle, und ungeachtet jeder wirtschaftlichen 
und politischen Richtung zählt Müller zu den vertrautesten Freunden am 
Anhaltischen Hofe. 

Die Regierungszeit Ferdinands ist erfüllt von Maßnahmen und Versuchen 
wirtschaftspolitischer Natur. In Südrußland findet die Gründurg der Anhaltischen 
Kolonie Ascania Novas) statt, durch welche die Stellung zum russischen Hofe 
gefestigt werden sollte. Bedeutend an dieser an sich rein praktischen Tatsache 
ist aber die starke theoretische Fundierung dieser Geschehnisse, so daß wir von 


1) Briefwechsel zwischen Friedrich Gentz und Adam Heinrich Müller 1800—1829. 
Stuttgart, Verlag Cotta 1857. Herausgegeben von Adam Müllers Tochter Marie v. Pilat. 

2) Vgl.: Allgemeine Deutsche Biographie, Bd. 6. Aufsatz: Ferdinand v. Anhalt- 
Köthen von Siebigk. 

3) Vgl.: Arthur Drücke: Ascania Nova. Dissertation Halle 1906. Archivalien des 
Anhaltischen Staatsarchivs zu Zerbst sowie der Hofbibliothek zu Köthen. 
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einem engen Zusammenhang zwischen Theorie und Praxis sprechen können. In 
dieser Hinsicht ist vor allem jene Reform in der Landwirtschaft bemerkenswert, 
das Albertsche System, und zwar um so bemerkenswerter, als Adam Heinrich 
Müller selbst seine Stellurg hiezu niedergelegt hat und die Einzelheiten dieses 
Systems ein getreues Abbild der agrarpolitischen Theorien Adam Müllers 
bieten.t) 


Die Heimat der Familie Albert liegt im Hessen-Nassauischen Lande. Der 
Vater des Ludwig v. Albert, der Amtmann Johann Ernst Albert, wurde am 
29. September 1750 in Diez an der Lahn geboren und siedelte später nach Reins- 
dorf im Anhalt-Köthenschen über. Von den neun Kindern, die der Ehe des 
Johann Ernst Albert mit Christina Margareta Bueß entstammen, sind für die 
Anhaltische Landwirtschaft zwei Söhne von Bedeutung geworden. Es sind dies 
Wilhelm Jonathan Karl Albert und August Wilhelm Ludwig v. Albert. 
Trotzdem unsere Betrachtung im Zusammenhang mit dem Wirken Adam Müllers 
nur dem letzteren gelten kann, muß auf Wilhelm Albert hingewiesen werden, 
weil er in entgegengesetzter Richtung, als sie Ludwig einschlug, die Lage des 
Pächters zu heben bestrebt war. Wilhelm Albert vertritt für das Gebiet 
Anhaltischer Landwirtschaft voll und ganz die Grundsätze Albrecht Thaers, und 
die Wirksamkeit dieser beiden Brüder ist um so lebensvoller, als der Gegensatz 
der Methoden der beiden Brüder ein Zeugnis für den Zusammenprall zweier 
Lebensrichtungen bedeutet. 


August Wilhelm Ludwig v. Albert wurde am 13. Juli 1783 in Reir.sdorf im 
Anhalt-Köthenschen geboren und übernahm 1801 die Administration eines 
bedeutenden Gutesin Thüringen. In den Jahren 1813 bis 1825 hatte er die Domäne 
Dornburg in Pacht und begann hier die Versuche mit seiner neuen Wirtschafts- 
methode, die das Lohnverhältnis auf eine neue Grundlage stellte. Als 1825 für 
die Domäne Roßlau eine neue Administrationsperiode einsetzt, wird ihm diese 
Administration mit allen Vorwerken übertragen, und der Befehl des Fürsten 
Ferdinand läßt ihn auch hier sein Wirtschaftssystem in Anwendung bringen und 
weiter ausbauen. Nicht lange sollte er sich hier seiner landwirtschaftlichen Tätig- 
keit erfreuen können, da Ferdinand ihn zu Größerem ausersah. 1826 nimmt er 
an der Gründung der anhaltischen Kolonie Ascania Nova in Taurien (Südrußland) 
hervorragenden Anteil. Zum Dank für scine Verdierste um die Erwerburg dieser 
Anhaltischen Kolonie erhält er den Adel und wird zum Geheimen Finanzrat sowie 
zum Mitglied der Oberadministration der neu erworbenen Besitzung im südlichen 
Rußland ernannt.:) 


Ein späteres Gutachten der Rentkammer fällt über die Persönlichkeit Ludwigs 
v. Albert folgendes Urteil: 


1) Adam Müller, Vorläufige Darstellung des von dem Herzoglich Anhaltisch- 
Köthenschen Amtsrate Herrn Albert entworfenen neuen Wirtschaftsplanes mit Bei- 
lagen von Adam Müller, Leipzig 1824. 


*) Literatur: Standeserhebungen in Anhalt seit 1811. 
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Geheimer Finanzrath v. Albert als der 1. Direktor giebt den auffallend- 
sten Beleg, was gesunder Tact und Mutterwitz auch ohne alle wissenschaftliche 
Bildung leisten könne; ist eine ganz eigene Species von Genie und Origina- 
lität, die sich auch beim Umgang im Privatleben überall äußert. Er kennt 
und weiß durchaus nichts, was man, in jetziger Zeit von jedem gebildeten 
Mann erwartet, und doch leistet er Außerordentliches in richtiger Beurteilung 
des gegenwärtigen Zustandes und Anwendung ja selbst Erfindung der besten 
financiellen Hilfsmittel. Sein unvergleichliches Gedächtniß ersetzt ihm den 
Mangel an schriftlichen Notizen und da er durch nichts zerstreut wird und 
Tag und Nacht nur über einem und demselben Gegenstande brütet, und — 
biser sich am Ziele glaubt — keine anderen Gedanken aufkommen läßt, für 
nichts anderes Sinn hat; so wiederkäut und betrachtet er ihn von allen 
Seiten und kommt in der Regel zu einem glücklichen und befriedigenden Re- 
sultat. — Beim Mangel aller Wissenschaft ist es übrigens unmöglich, daß er 
allein stehen kann; er muß daher immer einen practischen Geschäftsmann 
zur Seite haben, der seine Ideen schriftlich ausarbeitet. — Die Beurteilung, 
ob dies gründlich genug geschehen, ist ihm alsdann wieder vollkommen 
eigen — das nach ihm benannte ‘System, welches durch die Posaune eines 
Adam Müller wie durch das, damals allgemein gefühlte Bedürfniß der Zeit 
einen außerordentlichen von ihm selbst nicht geahnten Ruf ihm erworben 
— vollkommen richtig in der Theorie — überall, aber nur mit Modifi- 
cationen anwendbar, hat in hiesigen Landen wenig Nachahmer und Verchrer 
gefunden, woran Eigendüukel,Neid und MiBgunst ete. wol viele Schuld hatten.t) 


Während der Ausklang des 18. Jahrhunderts und der Beginn des 19. allent- 
halben eine Hebung der Landwirtschaft von der technischen Seite aus erstrebte 
und Spezialkulturen aller Art sowie eine mechanistische Intensivierung dem 
Boden einen höheren Ertrag abzugewinnen. trachten, entstand in Anhalt unter 
der Regierung Ferdinands ein Wirtschaftssystem, das ebenfalls seinerseits aus der 
bis in die Zwanzigerjahre herrschenden schweren Agrarkrise herauszukommen sich 
bestrebte. Mit eigener Mitwirkung und Begüustigung seitens des Fürsten hatte 
der Amtsrat Ludwig v. Albert ein landwirtschaftliches Betriebssystem errichtet, 
welches mit ganz anderen Mitteln der Krise Herr werden sollte. Wurde das 
Problem innerhalb der Landwirtschaft rein wirtschaftspolitisch, betriebstechnisch 
aufgefaßt, so versuchte Ludwig v. Albert die Mißstände und krisenhaften Er- 
scheinungen durch sozialpolitische Neuerungen zu beseitigen. Jeder Versuch einer 

esserstellung eines Verhältnisses hatte bisher die Frage aufgeworfen: Wodurch 
sind höhere Reinerträge zu erzielen ? und ließ eine Fülle sachlicher Neuerungen 
zur Ausführung gelangen. Ludwig v. Albert legt den Hauptnachdruck auf Besser- 
stellung der persönlichen Arbeitsverfassung.?) 

1) Anh. Haus- und Staatsarchiv Zerbst. Abt.: Köthen: A, Nr. 13. 

2) Handschriftliches Material: Anhaltisches Haus- und Staatsarchiv zu Zerbst: 

Aio Nr. 59 Abteilung Köthen 

Aro Nr. 60 „ ” 


Aisb Nr. 12 ji “3 
Cio? Nr. 172 n er 
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In dem Briefwechsel Müllers an Gentz finden wir öfters dieses Systems 
Erwähnung getan, zum ersten Male am 20. Jänner 1824, an dem sich Müller 
während seiner Leipziger Zeit folgendermaßen an seinen österreichischen Freund 
ausdrückt: 


„Ungeachtet meines Widerwillens gegen das Druckenlassen hat denn doch 
im Anfange dieses Jahres ein für mich persönlich höchst genugtuendes und 
glückliches Ereignis diese Scheu überwunden. Der Fürst, dem ich am letzten 
Posttage meine kleine Schrift überreicht, hat Ihnen vielleicht dieselbe schon ge- 
zeigt, und so wissen Sie, worauf es ankommt. Ein nicht unbedeutender Lohn 
für dreizchnjahrige einsame und meistenteils verachtete Bestrebung war es, daß 
das, was ich ökonomische R>stauration nenne, unter meinen Augen beginnen 
mußte. Das ist für mich die Herstellung des eigentlichen Urkontraktes; auf 
die Dienstverhältnisse im Landbau beziehen sich alle übrigen. In Österreich, 
wo noch so vieles gerettet, fühlt man das nicht so wie in der übrigen, mehr 
von Grund aus revolutionierten Welt. Lassen Sie sich gefälligst von Pilat die 
heutige Leipziger Zeitung vorlegen, welche die erste Anzeige von der 
Albertschen Wirtschaftsmethode enthält, und Sie werden in demselben Blatt 
eine Annonce finden, mit welcher ein einziger Dresdener Agent, der noch 
dazu Theuerkauf heißt, 31 große Herrschaften und Güter, 27 mittlere und 
69 Freigüter zum Verkauf stellt. Sie haben keine Vorstellung davon, wie weit 
die Verzweiflung der großen Grundbesitzer geht und wie nahe wir der gänz- 
lichen Zertrümmerung des großen Besitzes und der innerlichen Jakobinisierung 
von Deutschland standen. Haben Sie die Freundschaft für mich, dieses Zeitungs- 
blatt Seiner Durchlaucht zu zeigen, damit das Geschrei, welches ich erhebe, 
einigermaßen erklärlich werde. Hatte ich nicht Recht, in meiner Theologischen 
Grundlage zu sıgen, der einfache Landmann usw. und nicht die Weisen im 
Lande scyen die Erhalter der Welt? Albert selbst ist nichts als ein reicher 
Bauer und den kleinen Bauern hat er den Vorteil abgesehen, der allen deutschen 
Bauern, insbesondere aber Preußen (dessen Grundbesitzer am tiefsten herunter- 
gekommen waren), wahrscheinlich sehr zugute kommen wird.“ 


Und kaum zwei Monate später heißt es in einem neuen Brief Müllers an Gentz 
(15. März 1824): i 


„Das von mir protegierte Albertsche Wirtschaftssystem und die Gegen- 
stände meiner eben herausgegebenen Schrift sind im nördlichen Deutschland 
mehr an der Tagesordnung, als Sie denken. In Preußen sind ganze Provinzen 
insolvent, und Knobelsdorf (den niemand für einen Visionär halten wird), hat 
es mit B’rliner Zensur drucken lassen, daß, wenn nicht in den nächsten Wochen 
eine Erhöhung der Getreidepreise erfolgt, die Abstufung sämtlicher Grund- 
steuern in den nächsten Monaten aufhören muß. In Dänemark war diese 
schreckliche Krise schon im Januar dieses Jahres eingetreten, wie Sie aus den 
königlichen Verordnungen vom 6. Februar entnehmen; daher die günstige 
Aufnahme, die meine frühere Schrift über den Albertschen Wirtschaftsplan 
in Hamburg und Dänemark gefunden. Rechnen Sie hiezu die Gefahr einer 
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Mißernte, die Gott verhüten wolle und eines plötzlichen Abschlags der hohen 
Kurse der Staatspapiere. Sie schen, wie das bloße Gerücht von der Krankheit 
des Kaiser Alexander an der Pariser Börse gewirkt hat.“ 


Am Ende des 18. Jahrhunderts hatte die Landwirtschaft eine günstige Ent- 
wicklung genommen. Der Krieg 1806 bis 1807 setzt diesem Zustand ein Ende, 
Kriegsleistungen, Durchmärsche, vor allem aber schlechte Ernten sind der Grund 
für den Beginn der ersten Agrarkrise des 19. Jahrhunderts, die 1826 ihren Höhe- 
punkt erreichen sollte. Die Agrarkrise, die sich besonders in den Zwanzigerjahren 
des 19. Jahrhunderts fühlbar machte, zwang die Landwirte zum Versuch der 
verschiedensten Methoden, um zwischen den Produktionskosten und den Markt- 
preisen wieder eine Gleichgewichtslage zu schaffen. 


Die lange Dauer dieses Mißverhältnisses zwischen Ausgaben und Einnahmen 
innerhalb der landwirtschaftlichen Betriebsführung gestaltete die Lage des 
Pächters immer schwieriger. Die ergiebigsten Ackerklassen gewährten damals 
einen Höchstreinertrag von 20 bis 30%, der darauf verwendeten Kosten, die 
mittleren sogar nur 10 bis 20%. 


In der Änderung des Lohnsystems glaubte Ludwig v. Albert das Mittel 
gefunden zu haben, seine Wirtschaft aus ihrem krisenhaften Zustande heraus- 
zuziehen. Seing Auffassung geht dahin, die Domanialwirtschaft ganz nach der 
Art der Betriebsführung einer Bauernwirtschaft umzustellen. 


„Eine Produktion arbeitet immer billiger, wo sich Herr und Diener in einer 
Person vereinigen.“ Denn die Bauernwirtschaft vermochte sich ohne die Ein- 
flüsse des Industrialismus, ohne jegliche landwirtschaftlichen Nebengewerbe zu 
erhalten und verstand es, die Ausgaben den Einnahmen besser anzupassen als 
der Großbetrieb. In diesen Betrieben sieht Albert die wahre Landwirtschaft 
verkörpert, die allein noch nicht zum Gewerbe herabgesuuiken ist. Es galt fulgei:de 
Mißverhältnisse abzustellen: 


a) Den geringen Fleiß der Lohnarbeiter, 
b) die übermäßigen Handwerkslöhne, 
c) die übermäßige Körnerkonsumtion. 


Da diese Mißverhältnisse bei großen Betrieben nicht durch die allerstrer gste 
Aufsicht vermieden werden konnten, suchte Ludwig v. Albert das Interesse der 
Arbeiter an der Wirtschaftsführung zu erwecken. Die Ersparung der baren Geld- 
auslagen bei der Wirtschaft sucht er durch Naturalbezahlu: g der Arbeiten herbei- 
zuführen. Es liegt dem System Alberts an erhöhter Arbeitsleistu g, aber nicht 
nur die rein quantitative Vermehrung der Leistungen ist das Ausschlaggebende, 
vielmehr soll das persönliche Interesse der Arbeiter die Arbeitsleistung veredeln, 
es soll ein Band zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer geschlungen 
werden. 


Das erste Tätigkeitsgebiet Alberts, auf dem er sein System ausbildete, war 
die Anhaltisch-Köthensche Domäne Dornburg an der Elbe (zwischen Zerbst 
und Magdeburg gelegen), wozu die Vorwerke Ladeburg und Vehlitz gehörten. 
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Das Kernproblem des Wirtschaftssystems des Finanzrates Ludwig v. Albert 
liegt in der Neugestaltung des Lohnverhältnisses. Das Thema „Lohnverhältnis“ 
berührt aber nicht allein d`s sozialpolitische Gebiet, sondern hier bedeutet die 
. Neuordnung des Arbeitsverhältnisses nur das Mittel zum Zweck: Die Wirtschafts- 
kosten sollen vermindert und auf diese Weise soll der Reinertrag erhöht werden. 
Das Arbeitsverhältnis wird auf eine neue Grundlage gestellt, indem der Pächter 
einen Teil seiner leitenden Tätigkeit an den Meier abgibt, ohne doch dabei die 
Initiative zu verlieren. Er schließt feste Dierstkontrakte mit seinen Leuten. Die 
Gewinnbeteiligung bildet den materiellen Antrieb zur Arbeitserhöhung. Die 
persönlichen Bande werden fester geknüpft, es entsteht eine Arbeitsgemeinschaft, 
in der jeder den Wert des andern zu schätzen weiß. Zugleich muß ein Bewußtsein 
aufkommen, welches die Zusammengehörigkeit spürt. Jeder fühlt sich nur als 
Glied des Ganzen. Aber diese Gliedeigenschaft beeinflußt nicht negativ das 
Selbstbewußtsein, denn jeder hat gleichen Anteilan der Bewältigung der Gesamt- 
aufgabe. Der Stellung des Meiers in der Albertschen Wirtschaft wird maßgebende 
Bedeutung beigelegt. Seine Befugnisse sind außerordentlich weitreichend, der 
Meier übernimmt die verantwortliche Aufsicht über die ganze Wirtschaft unter 
Direktion des Pächters. Alle Handarbeiten werden vom Meier geleistet, der die 
dazu nötigen Leute mietet, beköstigt, entlohnt. Diese Einrichtung hat wesentlich 
mittelalterlichen Anklang und erinnert in ihrer ganzen Struktur stark an früh- 
mittelalterlich-karolingische Verhältnisse. 

Als sich im Sommer des Jahres 1825 Fürst Ferdinand in Paris befand, über- 
trug er die Administration der Domänen Frentz, Rosslau, Geuz dem Amtsrat 
Ludwig v. Albert, damit er auf ihnen sein System zur Durchführung brächte. 
Ein Zeichen des Vertrauens, welches der Fürst in das System und die Persönlich- 
keit seines Vertreters setzte. 

Wie die Gesellschaft nach Adam Müller ein geistiges und ökonomisches Gebilde 
zugleich ist, so beinhaltet auch jede Teilfunktion menschlichen Daseins diese 
Zweiseelennatur. Die ausschlaggebende Grundlage ist jedoch stets das geistige 
Gebilde, dem sich das ökonomische unbedingt zu unterwerfen hat, welches erst 
durch die Richtung seines geistigen Inhalts Form und Gestalt erhält. 

Deshalb bedeutet auch das Dienstverhältnis zwischen Hofherrn und Gesinde 
mehr als eine vertraesmäßige Lohnfestsetzung, sondern das Wechselverhältnis 
wird durch innere geistige Kräfte bestimmt. Wie die Familie bei Müller der Aus- 
gangspunkt aller gesellschaftlichen Gebilde ist, so trägt jede größere Vereinigung 
den familiären Charakter, alles baut sich auf der Urform der Familie auf. Schon 
diese Spitzenstellung der Familie in der Reihe soziologischer Gebilde ist bemerkers- 
wert für die Beschaffenheit aller übrigen und ihre Quelle starker ethischer Werte 
ersichtlich. 

In der 25. und 26. der öffentlichen Vorlesungen, welche Adam Heinrich Müller 
in den Jahren 1808 und 1809 in Dresden vor dem Prinzen Bernhard von Sachsen- 
Weimar und einer Versammlung von Staatsmännern und Diplomaten hielt 
(„Elemente der Staatskunst“), wird sine Stellungnahme zu diesen Problemen 
ganz besonders ersichtlich. 
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„Der Boden muß in seiner ganz eigentümlichen Natur als bleibendes, 
ewiges Erbstück der ganzen unsterblichen Staatsfamilie bearbeitet und 
in allen ökonomischen und Rechtsverhältnissen auch so behandelt werden ; 
ec muß durch Familien und nicht durch Einzelne repräsentiert werden.“ 


Wahrung der Stabilität! In diesem Kennwort liegt ein Großteil Müllerscher 
Agrarpolitik. 

„Das Gesetz der Dauer oder die Garantie soll er allen einzelnen Haushal- 
tungen mitteilen; und dies vermag er nur, indem er die gediegerste Einheit 
und den lebendigsten Verband unter den vorhandenen Gliedern zustar.de 
bringt.“ 

(Elemente, 25. Vorlesung.) 


Die Berechtigung einer jeden Lebensäußerung gilt nur, insoweit ihr Endzweck 
abgestellt ist auf das Recht der Gemeinschaft des Staates. Erst hiedurch erhält 
sie die sittliche Weihe. 


„Wenn die Idee der Nationalität festgestellt und als das Höchste aner- 
kannt ist, dann erst hat alles übrige ökonomische Bestreben einen mei:sch- 
lichen Sinn.“ 


Die agrarische Produktion ist die cheste staatliche Existenzberechtigung. 
Festes Staatsgefüge, Zusammenhalt aller einzelnen im Staat wird nur durch 
eine solide agrarische Grundlage gewährleistet. Deshalb muß ihr die Auflösungs- 
möglichkeit genommen werden. Eine solche würde nicht nur diesen und jenen 
landwirtschaftlichen Betrieb, nicht nur die Landwirtschaft selbst, sondern den 
ganzen Staat in seinen Grundfesten erschüttern und zur Auflösung zwingen. 


„Das Grundeigentum, welches mit aller seiner Wirksamkeit an den 
Wechsel der Jahreszeiten gebunden und mit aller Betriebsamkeit der Welt 
nicht über ein gewisses von der Natur selbst angewicsenes Maximum des 
Ertrages hinaus zu meliorieren ist, gibt der Bewegung der bürgerlichen 
Gesellschaft die gehörige Gelassenschaft und Ruhe, hemmt den Übermut 
der auf ihre Kräfte pochenden Arbeiter, setzt der zu unendlicher Verviel- 
fältigung, zu geometrischen Progressionen geneigten Industrie Schranken.“ 


(Elemente, 25. Vorlesung.) 


Es ist nur als weitere Folgerichtigkeit zu bezeichnen, wenn Müller jegliche 
Umwandlung bisheriger persönlicher Dienstleistungen in Geldprästationen und 
die hiedurch erfolgende Ablösung als eine Lockerung bestehender feudalrecht- 
pre Bande betrachtet, deren gänzliche Auflösung überhaupt den Staat gefährden 
würde. 


„Das System der Geldlöhnungen ruiniert den Knecht wie den Herrn, 
den Arbeiter wie den dirigierenden Ökonomen, die Ackermaschine wie den 
Ackerfabrikanten.“ 
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„Was den Arbeiter betrifft, so hat die segensreiche Not der Jahre 1816 
und 1817, welche den größten und blühendsten Teil von Europa betroffen 
hatte, bewiesen, daß der Ackerarbeiter, dessen Tätigkeit die Bedingung der 
Fortdauer des ganzen Geschlechts ist, wenn er mit barem Gelde gelohnt 
wird, bey der Ungunst der Ernte zugrunde geht.“ 


Infolgedessen tritt Adam Müller äußerst warm und lebendig für Ludwig 
v. Albert und sein Werk ein und widmete dieser Harmonie zwischen der praktischen 
Schöpfung eines Albert und seinen eigenen Ideengängen eine kleine Broschüre, 
die 1824 in Leipzig erschien und den engen Zusammenhang zwischen Theorie 
und Praxis beider Männer überraschend klart.1) 

Die Grundlage, die uns im Albertschen Wirtschaftssystem entgegentritt, 
widerstrebt der durchschnittlichen Richtung jener Zeit, in der alles auf Ver- 
einzelung und Liberalisierung der Persönlichkeit abgestimmt war. Die Ansichten 
Müllers finden in dem System ihren praktischen Niederschlag, hier gewinnen 
seine Gedanken und Bilder aus seinen Werken und Briefen plastische Form und 
Gestalt. Wie Adam Müllers Anschauung auf das Mittelalter zurückging oder der 
jüngsten Moderne vorauseilt, so zeigt uns eine Betrachtung des Werkes Alberts 
dasselbe. 

Wie wir heute auf vielen Teilgebieten menschlichen Daseins Anklänge und 
Übereinstimmungen mit Äußerungen der mittelalterlichen Welt haben, wie der 
Gotik als dem Gesamtkomplex mittelalterlicher Erscheinungen heute ganz 
unbewußt Anteilnahme in hohem Maße gezollt wird, so bewegte sich die 
romantische Einstellung in gleicher Richtung. Damals wie heute herrscht das 
Prinzip der Konzentration, der Vereinheitlichung des Verschiedenen zu einem 
Ganzen, ein Prinzip, welches in dem Zwischenraum eines Jahrhunderts und mehr 
völlig der Vergessenheit anheim gefallen schien. 


Den mittelalterlichen Menschen kettete eine unsichtbare Macht viel stärker 
an den Staat, als dies heute der Fall ist. Die einzelnen Funktionen, welche der 
einzelne im Leben verrichtete, wurden stets nur unter dem Machtgedanken dieses 
Oberbaues vollendet. Es herrschte eine ungeheure Beeinflussung, während heute 
die mannigfachen „Freiheitssphären‘‘ des Individuums eine derartige Beein- 
flussung gar nicht haben aufkommen lassen. 


Im engeren Sinne ist das Albertsche System ein treues Abbild dieser Gedanken. 
Ein patriarchalisches Verhältnis erwächst aus der engen Kettung des Gesindes 
an den Hof, so daß das Interesse an der Arbeit allein aus dieser persönlichen 
Wechselbeziehung abzuleiten ist. Durch diese Tendenz glaubten auch Müller und 
Albert am ehesten verhindert zu sehen, daß die Landwirtschaft zu einem bloßen 
Gewerbe herabsinkt, wie die rationelle Landwirtschaft es bereits im $ 1 ihrer 
Grundsätze zu verkünden wußte: 


1) Vorläufige Darstellung des von dem Herzoglich Anhaltisch-Köthenschen 
Amtsrate Herrn Albert entworfenen neuen Wirtschaftsplans mit Beilagen von Adam 
Müller, Leipzig 1824, 
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„Die Landwirtschaft ist ein Gewerbe, welches zum Zweck hat, durch 
Produktion (zuweilen auch durch fernere Bearbeitung) vegetabilischer und 
tierischer Substanzen Gewinn zu erzeugen oder Geld zu erwerben.“ (1812.) 


Trotzdem Adam Müller im ersten agronomischen Bricf dem „tätigen Ver- 
breiter dieser neuen Lehre in Deutschland, Herrn Thaer, das große Verdienst 
zugestehen muß, daßer unsere Jungherren von den Spieltischen und dem unnützen 
Treiben der großen Städte auf ihre angeerbten Schollen zurückgeführt, daß er 
ein Interesse für die edelste aller Beschäftigurgen, welche ganz auszusterben 
drohte, angeregt und daß er dem Studium der ökoromischen Naturwissenschaften 
sehr vorzügliche Köpfe zugeführt hat‘‘, geht er in. der gleichen Quelle von der 
Schilderung des feudalistischen Ackerbaucs als dem Palladium der National- 
existenz aus als der unentbehrlichen Grundlage, worauf sich hier und dort auch 
eine merkantilistische Landwirtschaft erhalten könı.e. „Feudalismus“ in seinem 
Sinne ermöglicht erst eine erhabene Verschmelzurg von Person und Sache. 
Hierauf fußend verlangt er das Beharren und Verbleiben des Arbeiters beim 
Grundstück, seine unzertrennliche Verbindung mit dem Kapital. Müllers Ver- 
hältnis und Stellung gegen die rationelle Landwirtschaft geht auch aus der 
„Concordia“ hervor: 


„Der Zweck des rationalen Ackerbaus ist nicht Vermehrurg der Lebers- 
mittel selbst, sondern Vermehrung des disponiblen, gänzlicher Willkür 
heimfallenden Teils vom ökonomischen Ertrage, welches nur geschehen kann, 
indem das Produkt nach Möglichkeit denen entzogen wird, die zur Hervor- 
bringung am meisten beigetragen haben.“ 


Die Großtat Adam Müllers auf dem Gebict der Gesellschaftswissenschaft ist, 
mit offenem Visier den Angriff auf das L’hrgebäude Adam Smiths und seiner 
Nachbeter gewagt und ausgeführt zu haben. Er wendet sich in seinem Werk 
gegen die individualistische englische Auffassurg, deren mechanische Struktur 
des Lebens entbehrt. Der bewußte Gedarke an das Vorhandensein einer Gemein- 
schaft und die werktätige Einstellurg eines jeden in diesem Sinne, das bedeutet 
für Müller „Leben“. 

Mit dieser Anschauung macht er vor keinem Gebiete Halt, und es ist nur 
zu begreiflich, daß gerade auch die Agrarpolitik die natürliche nationale Grund- 
lage jeder Politik, die gewonnene Erkenntiis besonders scharf zutage treten 
läßt. Schon ist seine Stellungnahme zu Albrecht Thaer, dem Vater der rationellen 
Landwirtschaft erwähnt, deren Heimat in England liegt. Es bedarf nur eines 
Hinweises, daß der ‚‚Feudalismus“ Müllers den Gegensatz zum Wollen Thaers 
bedeutet. Der „Feudalismus“, der im engen Sinne die Bezichu: gen der Menschen 
zum Boden beinhaltet, im weiteren Sinne aber überhaupt den ganzen 
systematischen Aufbau im Verhältnis des einzelnen zum Staat in der mittel- 
alterlichen Welt darstellt, ist eine universalistische Erscheinungswelt und steht 
im ausgesprochenen Gegensatz zu allen liberalistischen und ir.dividualistischen 
Tendenzen eines Adam Smith und Albrecht Thaer. Strerg verurteilt Müller die 
mechanische Übernahme für England passender Gegebenheiten auf den Kontinent, 
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eine Tatsache, durch die jedes Vorhandensein nationaler Eigei:heiten in Abrede 
gestellt wird. 


„Die großen Ameliorationen des Ackerbaus in jenem Lande (England) 
sind größtenteils Luxus und Licbhabereien der Einzelnen gewesen; über- 
haupt war der Geist des Kapitals und die aus ihm her fließende Theilung 
der Arbeit unter Menschen und Maschinen das wesentliche der neueren 
britischen Landwirtschaft, dem wir auf dem Kontinent mit unserer gewöhn- 
lichen Nachgiebigkeit gefolgt sind, wobei uns der ganz unziemliche Grund 
leitete, daß, weil die britische städtische Industrie die unsrige weit über- 
treffe, dieselbe in britischer Manier auf die Landwirtschaft angewendet, auch 
die unsrige übertreffen müsse. Dabei haben wir nur zwei sehr wichtige Um- 
stände übersehen: erstlich daß ein unverhältnismäßig großes Capital die 
unumgängliche Bedingung und die Seele aller britischen landwirtschaftlichen 
Reformen ist; zweitens, daß das Prinzip der Theilung der Arbeit, auf die 
Landwirtschaft angewendet, dem Geiste dieses Geschäftes widerstrebt, welches 
durch seinen ganz an die Gestirne gebundenen Turnus der ausschließenden 
Distribution einzeIner Geschäfte an einzelne Menschen, die in der Manu- 
faktur sehr an ihrer Stelle ist, unüberwindliche Hindernisse entgegensetzt, 
und sich, da es hauptsächlich mit lebendigen Naturprodukten, mit Pflanzen 
und Tieren und mit der lebendigen Atmosphäre und den chemischen 
Kräften der Erde in ihrem Naturzustande verkehrt, viel weniger der rohen 
Bearbeitung der Maschinen hingibt als irgend ein anderes Gewerbe der 
Welt. 

Im Landbau wird die lebendige Natur von der Hand des lebendigen, emp- 
find lichen Menschen allezeit besser bearbeitet werden als von unempfindlichen 
Naturkraften.“ 

(Elemente, 25. Vorlesung.) 


Am Schluß seiner Ausführungen geht Adam Müller ganz besonders auf die 
Person des Finanzrates Ludwig v. Albert ein: 


„Der große und folgenreiche Gedanke, der dem Albertschen Wirt- 
schaftssystem zum Grunde liegt, kann seine Wirkung nicht verfehlen. Er hat 
bewiesen, daß die Höhe der Produktionskosten einzig und allein in dem 
Geldbetriebe der Wirtschaft selbst, in der Ausschließung der Dienstleute 
von dem unmittelbaren Anteile an der Ernte, in der Verbannung derselben 
aus dom Kreise dor ländlichen Familie, aus dem Gebiete des lebendigen 
und wachsenden Eigentums ihren Grundsatz hat. Indem dieser hochverdiente 
Mann Geldsklaven wieder zu Menschen und wahren Staatsgenossen gemacht 
und also der wahren Freihrit einen großen Dienst geleistet, hat er sich zu- 
gleich durch Wiederherstellung der Grundrente um den Adel und um den 
Thron kein geringes Verdienst erworben.“ 


Berichte und Sammelbesprechungen. 
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Zur Geschichte der Klassen. 


Von Heinrich Sehedl. 


I. Einleitung. — II. Die primitive Klassengesellschaft und die Ständegesell- 
schaft. — III. Die „neue Klassengesellschaft‘‘ in der Antike. — IV. Kritische 
Bemerkungen. 


I. 


Immer mehr bricht sich die Erkenntnis Bahn, daß die von Rousseau 
stammende, von Marx und den anderen Sozialisten verfochtene und von den 
meisten anderen Nationalökonomen und Soziologen mehr oder minder als 
selbstverständlich anerkannte Gruppierung der Menschen in der Gesellschaft 
einzig und allein nach dem Eigentum und Benennung dieser sozial unterschied- 
lichen, durch größeres, geringeres oder kein Privateigentum gekennzeichneten 
Gruppen als Klassen — grundfalsch ist. Dieser genannten weitverbreiteten 
urtiimlichen Auffassung von den Klassen und dem Klassenwesen tritt auch der 
schwedisehe Professor P. E. Fahlbeck) entgegen und zwar wählt er zu diesem 
Zweck eine historisch-typologische Darstellung des Klassenwesens, wobei er 
auch die treibenden Kräfte und den engen Zusammenhang der verschiedenen 
Klassentypen mit den Gesellschafts- und Staatsformen wie auch mit der ganzen 
Kultur im Ablaufe der Zeiten klarzulegen sucht. Treffend bezeichnet er die 
Ansicht, die im Eigentum das Kriterium der Klasse sieht, als eine Freihand- 
zeichnung,die ohne weiteres abgelehnt werden muß, da die Entstehung der Klassen 
in eine Zeit fällt, in der von Eigentum noch keine Rede sein konnte. Fahlbeck 
befaßt sich, wie er selbst sagt, hauptsächlich mit dem in der Gesellschaftsforschung 
nur teilweise erkannten Charakter der Klassen, mit der Bedeutung der Klassen 
für die Organisation der Gesellschaft und für die kulturelle Arbeitsteilung — 
mit der objektiven Seite des Klassenwesens, wie er es nennt, im Gegensatz zur 
subjektiven, die sich auf die Lebensstellungen und Lebensbedingungen der 


1) Vgl. Pontus E. Fahlbeck, Die Klassen und die Gesellschaft. Ein® 
geschichtlich-soziologische Studie über Entstehung, Entwicklung und Bedeutung des 
Klassenwesens. Jena 1922. G. Fischer. X und 348 S. 
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einzelnen bezieht. Der Verfasser gibt zuerst eine kurze kritische Übersicht über 
die älteren und neueren Erklärungsversuche des Klassenwesens und die Ent- 
stehung der Klassen. Die marxistische Auffassung, daß die Weltgeschichte 
ausschließlich aus dem Gesichtswinkel des Klassenwesens gesehen werden muß, 
wird abgelehnt. Der Geschichtsforschung im ganzen wird vorgeworfen, daß sie 
ihr Hauptaugenmerk nur auf die subjektive Seite der Klassen lenkt, obwohl 
die Funktion als Organ der kulturellen Arbeit die Hauptsache bei jeder Betrach- 
tung der Klassen und Stände bleiben sollte, und daB auf diese Weise die Geschichts- 
forschung nie vom Teil zum Ganzen, vom Stand zum Standeswesen komme. 
Fahlbeck bespricht dann die Entstehung der Stände nach dem Volksglauben 
und nach der älteren Vorstellung, die darauf hinausgeht, den Stand auf den 
göttlichen Willen oder auf eine natürliche Ungleichheit der Menschen gegründet 
zu erklären, und streift dann kurz die modernen Auffassungen, wobei er vier 
große Richtungen unterscheidet: die Erklärung der Entstehung des Standes- 
und Klassenwesens als Werk des Krieges, als Folge des Eigentums und seiner 
Verteilung, als Folge der drei wirtschaftlichen Faktoren: Natur, Kapital, Arbeit, 
und endlich als Frucht der Arbeitsteilung. Fahlbeck meint nun, daß jede von 
diesen vier Auffassungen einen Teil der Wahrheit enthalte. Im Laufe dieser 
Besprechung wird sich noch Gelegenheit finden, kritisch auf diese Auffassung 
Fahlbecks einzugehen. 


Il. 


Nach dieser Einleitung geht Fahlbeck an die Lösung seiner eigentlichen 
Aufgabe, für die der von ihm angenommene Entwicklungsgang des Klassen- 
wesens bezeichnend ist. Er unterscheidet vier Zustände der Gesellschaft in bezug 
auf die Gestaltung des Klassenwesens, und zwar: 1. eine klassenlose Gesellschaft, 
2. eine primitive Klassengesellschaft (das ist die, in der Klassen entstehen), 3. eine 
Ständegesellschaft mit ihren Abarten: a) der Kasten- und 5) der Feudalgesell- 
schaft (hier erreichen die sozialen Unterschiede ihren Höhepunkt), und 4. die 
neue Klassengesellschaft, in welcher ein Ausgleich der sozialen Unterschiede 
stattfindet. Vorauszuschicken wäre noch, daß nach Fahlbeck die zweite und 
dritte Organisationsform in Vergangenheit und Gegenwart zahlreich vertreten 
sind, während die neue Klassengesellschaft nur zweiınal vorgekommen ist, und 
zwar zuerst im klassischen Altertum (Griechenland, Rom) und dann in der 
Jetztzeit. Mit diesen vier Formen sollen auch eng die vier Grade der Kultur, und 
zwar: der Naturzustand, die Barbarei, Halbkultur und Hochkultur, in Verbindung 
stehen. Im I. Teil seiner Arbeit untersucht nun der Verfasser die primitive 
Klassengesellschaft und die Ständegesellschaft, wobei er außer der geschicht- 
lichen Erstehung der Klassen auch die psychologischen und wirtschaftlichen 
Bedürfnisse und Kräfte, die dabei mitgewirkt haben, schildert: Das Klassen- 
wesen sei eine ontogenetische Erscheinung innerhalb der Welt der Menschen, 
es lasse sich weder auf die Tierwelt noch auf die physische Natur und deren Unter- 
schied bei den verschiedenen Menschen zurückführen, sondern sie ist, wie 
Fahlbeck sagt, „im eigentlichen Sinn ein Kulturerzeugnis, ein Werk der Ent- 


~ 


Zur Geschichte der Klassen. 369 


wicklung der Menschen außerhalb und über die korporative Anpassung hinaus“ 
(S. 22). Im kulturlosen Zustand gäbe es keine Klassen, erst bei höherer Kultur 
stellen sioh soziale Unterschiede und daher Stände und Klassen ein, die von 
Fahlbeck auf vier Grundformen reduziert werden: den Priesterstand, Adels- 
(Krieger)stand, Gemeinfreie (Bürger und Bauern) und Unfreie (Freigelassene 
und Sklaven), wozu später noch als fünfte der der freien Arbeiter kommt. Diese 
Stände und Klassen finden sich in jeder menschlichen Gesellschaft und sind 
Ausdruck der verschiedenen Funktionen und Aufgaben, die in der Gesellschaft 
zu erfüllen sind. Ob, wie es tatsächlich vorkommt, die Betrachtungsweise von 
dieser objektiven Seite mit höherer Kultur auf die subjektive Seite der Klasse 
übergeht, ändert, wie der Verfasser meint, am Klassenwesen selbst nichts; auch 
bleibt es belanglos, ob das Klassenwesen bei dem einen oder anderen Volke seine 
volle Ausbildung erfahren hat oder nicht. Den Priesterstand bezeichnet Fahlbeck 
als eine in der Zeit wie im Raum universelle Einrichtung, die den Anfang des 
Klassenwesens bildet. Der Priester ist ursprünglich Medizinmann, wird dann 
allmählich zum Mittler zwischen Gott und den Menschen, später auch zum 
Hüter und Sammler von Erfahrung und Wissen und dadurch zum Kulturträger. 
Den Adelstand, der aus dem Bedürfnis der Gemeinschaft nach Leitung entsteht, 
bezeichnet Fahlbeck als nächstes Glied in der sozialen Differenzierung; der 

Verfasser weist auf die verschiedenen Arten der Entstehung des Adels hin und — 
findet hier Gelegenheit, gleichzeitig die Entwicklung des Staates darzustellen. 
Den Staat läßt er durch Vereinigung der Horden an gemeinsamen Willen und 
Handlungen und dadurch, daß beides unter den Schutz der Götter gestellt 
wurde, entstehen. Über- und Unterordnung, Herrschermacht und Gehorsams- 
pflicht sei das Bestimmende für den Staat. Der Stand der Unfreien ist nach 
Fahlbeck zeitlich der dritte und entwickelt sich als eine Folge des Krieges 
(Sklaverei) oder der Verschuldung. Das Bezeichnende für die Unfreiheit bestehe 
darin, daß sie die sozialen Unterschiede erweitere und befestige. Wohl nicht 
ganz unwidersprochen wird die Behauptung des Verfassers bleiben, daß nämlich 
die Sklaverei ein Kulturprodukt sei, — wenn er auch diese Ansicht dadurch zu 
stützen sucht, daß er sagt, sie komme erst zur Ausbildung, wenn die Kultur eine 
gewisse Entwicklung erreicht habe. Im Zusammenhange damit gibt Fahlbeck 
auch eine feinsinnige geschichtliche Analyse der Entwicklung der Arbeit als 
Faktor in der Gesellschaft. Der Stand der Gemeinfreien, aus dem sich der der 
freien Bürger und der Leibeigenen entwickelte, sei zeitlich der letzte. Später 
trete dann hier eine für das ganze Klassenwesen wichtige Differenzierung in 
Gewerbetreibende, Ackerbauende und Viehzüchter auf; diese Differenzierung 
bedeutet nach Fahlbeck „die Spezialisierung der materiellen Kultur und dadurch 
ihr Wachstum und ihre Vervollkommnung.“ Als Ursachen der Klassenbildung 
innerhalb der Freien bezeichnet der Verfasser einesteils die Vorteile, die aus 
Eigentum und Einkommen fließen, die größere oder geringere Kunstfertigkeit, 
die Abscheu von gewissen Arten von Arbeit („unreine‘ Arbeit), welch letzterer er 
besonders großes Gewicht beilegt, anderseits den Wohnsitz (Land, Stadt), 
demzufolge sich wiederum zwei große Stände bilden: die Bauern und die Bürger. 
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Dazu wäre nur vorläufig zu bemerken, daß die hier angeführten Umstände nie 
klassenbildend wirken können, da sie ja allesamt nur reine AuBerlichkeiten sind, 
die zwar eine Klassenbildung anzeigen, aber nicht selbst Grund hiezu sind. Wo 
käme man zum Beispiel bei der Erklärung der Entstehung der sozialen Differen- 
zierung hin, wenn man den Wohnsitz als Kriterium annimmt? Es müßte dann 
der Umstand, daß bestimmte Personen im ersten Stockwerk eines Hauses, andere 
im zweiten, dritten oder vierten wohnen — klassebildend wirken. Ähnlich ließen 
sich die anderen von Fahlbeck angeführten ,,Griinde ad absurdum führen. 
Fahlbeck lenkt aber selbst wieder ein, wenn er nachträglich sagt, daß im Grunde 
genommen als primäre Ursache der Klassendifferenzierung die Funktion in der 
Gesellschaft zu gelten habe und daß — übrigens nur bei der Masse des Volkes — 
das Eigentum, und zwar dies wieder nicht an und für sich, sondern die Eigentums- 
losigkeit sekundäre Ursache sei, — worauf im Laufe dieser Besprechung noch 
zurückzukommen sein wird. 


Fahlbeck kommt dann auf die primitive Gesellschaft und ihre Organi- 
sationsform zu sprechen, versucht dabei das Verhältnis von Gesellschaft und 
Staat, der nach seiner Meinung aus ersterer von selbst hervorwächst und 
besonders durch die auf Volksgehorsamspflicht gegründete Autorität gekenn- 
zeichnet sei, zu klären. Bei primitiver Kultur bestehe die Gesellschaft in 
Interessengemeinschaften, die im Geschlechtsleben, im Suchen nach Nahrung 
und im Kampf gegen gemeinsame Feınde ihren Ursprung haben. Auf dem 
Geschlechtstriebe beruhe die aus der Einehe entstandene Familie, die Fahl- 
beck im Gegensatze zur herrschenden Meinung, nach der die auf Promiskuität 
beruhende Horde die „Urzelle“ der Gesellschaft ist, als Grundlage und 
Ursprung der menschlichen Gesellschaft ansieht. Die Familie entwickelt sich 
aber zur Sippe, und- hier in diesen Blutverwandtschaftsgruppen taucht eine 
Haupteigentümlichkeit der Gesellschaft auf — die hierarchische Ordnung, die 
vorläufig freilich nur auf Geschlecht und Alter beruht. Die Blutverwandtschafts- 
gruppen werden aber im Verlaufe der Geschichte von den Territorialverbänden 
(Siedlungs- und Dorfgenossenschaften) zurückgedrängt (nicht aufgehoben), 
deren Grundsatz zwar die allgemeine Gleichheit ist, in denen sich aber auch eine 
Ungleichheit durch stärkeres Hervortreten der Häuptlingsgeschlechter und des 
Adels sowie durch’ die verschiedene Größe des Besitzes an Grund und Boden 
bemerkbar macht. Allmählich macht sich aber auch eine soziale Differenzierung 
geltend: Es ist der Anfang der primitiven Klassengesellschaft, die zwar die 
niedrigste Art der sozial differenzierten Gesellschaft vorstellt; die sozial differen- 
zierte Gesellschaft selbst hinwieder ist aber, wie der Verfasser meint, die höchste 
Form der Gesellschaft überhaupt. Dazu wäre wohl zu bemerken, daß Gesellschaft 
notwendig sozial differenziert sein muß, sonst hat man es überhaupt mit keiner 
Gesellschaft zu tun, sondern mit einer atomistischen Masse — vielleicht 
„Urmasse“? —, die aber die gesellschaftswissenschaftliche Betrachtung rein 
gar nichts angeht. Der Verfasser führt dann weiter aus, daß sich also nicht Gleich- 
artiges zu einem Ganzen (wie noch zum Beispiel beim Territorialverband) ver- 
bindet, sondern daß die Klassengesellschaft auch in ihrer primitivsten Form eine 
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Verbindung von Verschiedenartigem zu einem Ganzen vorstellt, oder, wie sich 
der Verfasser auch ausdriickt: die Gesellschaft wird ,,eine Integration vom Ver- 
schiedenartigen zur Einheit“. Die Ungleichheit erklärt Fahlbeck aus den sich 
aus den verschieden wichtigen Funktionen ergebenden Lebensstellungen, aus 
der verschiedenen Begabung und Wertung dieser Faktoren; daneben kommt 
auch noch der Reichtum in Betracht. Mit der Gestaltung der Gesellschaft hänge 
aber auch eng die des Staates zusammen. Wo Blutsverwandtschaft die Grund- 
lage der ersteren sei, werde die Regierungsform im Männerbund, im Rate der 
Ältesten oder in der Volksversammlung bestehen. Letzteres auch dann, wenn 
als Leiter Hauptlinge bestellt sind. Dem Territorialverbande hinwieder entspreche 
als Regierungsforn entweder die Geschlechtsverfassung, die demokratischen 
(zum Beispiel bei den Indianern) oder patriarchalisch-aristokratischen Charakter 
haben könne, oder aber eine Verfassung, durch die der Häuptling zu einer großen 
Selbständigkeit gelangt, wobei man es aber noch nicht mit einer ausge- 
sprochenen Aristokratie oder Königtum zu tun habe. 


Der primitiven Klassengesellschaft folge als erstes Stadium in der Ent- 
wicklung des Klassenwesens die Ständegesellschaft. Als treibende Kräfte bei 
dieser Umwandlung sieht Fahlbeck die Arbeitsteilung, die Erblichkeit mit 
- dem Erbrecht und das Eigentum mit dem Eigentumsrecht an. Ausgehend 
von dem Grundsatze, daß das geistige Wesen der Menschen bestimmend sei 
- für die Gestaltung der Gesellschaft, wird die materialistische Geschichts- 
auffassung verworfen und gesagt, daB es nicht die technische Arbeitsteilung, 
sondern die soziale, und zwar als verschiedene Wertung der sozialen Aufgaben 
und dadurch bedingte Gruppierung derjenigen, die sich damit beschäftigen, 
_ sei, die die Grundlage des Klassenwesens darstellt und als treibende Kraft 
bei der Weiterentwicklung zur Ständegesellschaft wirkt. Dazu kommen noch 
die Erblichkeit von Aufgaben, Lebensstellung und Eigentum als auch das Eigen- 
tum selbst, wodurch sich die primitive Klassengesellschaft festige und durch 
die noch hinzukommende rechtliche Anerkennung zur Ständegesellschaft werde. 
Als erste Art dieser Ständegesellschaft unterzieht Fahlbeck die Kastengesell- 
schaft, die in reinster Form in Indien besteht, einer kurzen Betrachtung. Das 
Bezeichnende für die Kasten besteht nach Fahlbeck in ihrer religiösen Unter- 
lage und in der später hinzukommenden religiösen Legalisierung. Sie unter- 
scheiden sich von den Ständen durch ihren rein funktionellen Charakter. Das 
andere Extrem der Ständegesellschaft sei die Feudalgesellschaft, die sowohl 
bei den klassischen Völkern des Altertums, in Irland, Schottland, Japan und 
im Iran als auch bei den mittelalterlich europäischen Völkern vorgekommen sei. 
Wie der Verfasser meint, ist keine Gesellschaftsform so an das Eigentum gebunden 
wie diese. Von der Kastengesellschaft unterscheide sie sich nebst dem schon 
angeführten Umstande durch die Stellung des niederen Volkes und durch die 
selbständige Stellung gegenüber dem Staate. Die hier überhandnehmende Kon- 
zentration des Eigentums wird vom Verfasser als Kulturnotwendigkeit angesehen; 
es bilde sich eine untere Schicht (entsprechend der Abhängigkeit von Grund 
und Boden) und eine obere Schicht, welche allein rechtlich anerkannt ist; die 
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obere Schicht zerfallt wieder in den Adelsstand (Kriegs- und Grundbesitzadel 
mit weitgehender Differenzierung) und in den Priesterstand, dessen besondere 
Stellung, nebst auf der später hinzukommenden weltlichen Macht, auf die innere, 
geistliche Macht, die im kanonischen Recht und in seiner autokratischen Ver- 
fassung ihren Ausdruck findet, gegründet erscheint. Später schieben sich noch 
zwischen diesen Ständen und den der Unfreien (den Rechtlosen) der Stand der 
Freien ein (königliche Beamte, Kaufleute, vornehme Bürger, im geringeren 
Maß auch Landleute). Zwischen den Unfreien, das sind die Leibeigenen, Halb- 
freien und Freigelassenen (die Abschaffung der Sklaverei in der europäischen 
Ständegesellschaft wird vom Verfasser als größte zivilisatorische Tat der 
christlichen Kirche bezeichnet), und den anderen Ständen besteht aber nicht 
mehr dieser abgrundtiefe Unterschied wie in der Kastengesellschaft. Die Feudal- 
gesellschaft oder Lehensgesellschaft, wie sie Fahlbeck auch nennt, erhält ihr 
Gepräge durch die Schwäche der Staatsgewalt. Erst nach der Betrachtung der 
Feudal- und Kastengesellschaft kommt der Verfasser — was wohl auf den Gang 
der ganzen Untersuchung nicht fördernd wirkt, mag auch diese Anordnung vom 
historischen Standpunkt einigermaßen gerechtfertigt erscheinen — auf die 
„gewöhnliche Ständegesellschaft“ zu sprechen. Als wichtigstes Kennzeichen der 
gewöhnlichen Ständegesellschaft bezeichnet er die rechtliche Verschiedenheit 
der Stände (mit Einschluß der Begünstigungen für die einzelnen in öffentlich- 
und privatrechtlicher Beziehung), die rechtliche Festlegung der verschiedenen 
Funktionen und die Umwandlung der ursprünglichen Klassendifferenzierung 
nach den sozialen Aufgaben in ein persönliches (?) Verhältnis von Über- und 
Unterordnung zwischen den Ständen. Der Verfasser stellt nun, nachdem er 
die Ständegesellschaften der alten Zeit in Ägypten, Westasien, China, Japan und 
im griechisch-römischen Kulturkreis einer kurzen Betrachtung unterzogen hat, 
drei Grundtypen der gewöhnlichen Ständegesellschaft fest, und zwar unter- 
scheidet er eine aus dem Feudalismus, eine durch Eroberung entstandene und 
eine eigenwüchsige, das heißt aus der primitiven Klassengesellschaft entstandene, 
gewöhnliche Ständegesellschaft. Für die erstere seien bezeichnend: 1. die im euro- 
päischen Mittelalter aufwachsenden und blühenden Städte, die sich gegen den 
patrimonialen Staat und für die bürgerliche Freiheit einsetzten, 2. die Zünfte, 
die aus dem Selbstschutzgedanken entstanden und ein „wunderliches Gemisch“ 
von Zwang und Freiheit darstellen, 3. die in den Städten neu entstandenen 
Stände (Diener und Nichtfestangesessene, Lehrlinge, Gesellen, Meister, Kauf- 
leute usw.) und 4. der Ständestaat. Es wär wünschenswert gewesen, wenn der 
Verfasser auf das Zunftwesen und auf das mittelalterliche Ständewesen ein 
wenig genauer eingegangen wäre; seine Ausführungen über das Zunftwesen sind 
sehr oberflächlich gehalten. Was die Entstehung durch Eroberung betrifft, so 
hat der Verfasser die in Sparta auf Eroberung beruhende Einteilung der Stände - 
in Spartiaten, Peridken und Heloten im Auge. Ähnlich sei es auch in den alt- 
germanischen Reichen, in England, Ungarn, Polen und anderen Ländern gewesen. 
Was die eigenwüchsige Ständegesellschaft betrifft, so stellt Fahlbeck fest, 
daß es eine solche nur in Schweden gegeben habe, und gibt im Anschlusse daran 
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eine äußerst lehrreiche Darstellung des schwedischen Ständewesens, auf die im 
Rahmen dieser Besprechung einzugehen unmöglich ist. 


HI. 


Im II. Teil der vorliegenden Arbeit befaßt sich Fahlbeck mit der Umwand- 
lung der Stände in Klassen und weiterhin mit der „neuen Klassengesellschaft‘ 
selbst. Als innere treibende Kraft bei dieser Umwandlung wird vom Verfasser 
die Kultur angesehen, ist sie doch ‚selbst der letzte Grund sowohl für die Ent- 
stehung von Klassen und Ständen wie auch für ihren späteren Aufbau.“ Die 
Kultur selbst hinwieder sei ein Werk zweier psychischer Kräfte, des Wissens- 
dranges und des Verlangens nach Glück (oder das Streben, seine Stellung zu 
verbessern). Abgesehen davon, daß damit der Verfasser fälschlicherweise die 
Kultur und letzten Endes auch die Klassen als Produkt psychischer Kräfte 
binstellt, wäre darauf hinzuweisen, daß Fahlbeck zwischen Kultur und Zivili- 
sation im Verlaufe seiner ganzen Arbeit nicht scharf genug zu scheiden versteht, 
woraus sich auch das Unbefriedigende bei seinen Ausführungen über das Ver- 
hältnis von Kultur und Klassen zu ergeben scheint. Mag man auch mit dem 
Verfasser über die Bedeutung der Kultur für das Klassenwesen nicht einer Meinung 
sein, mag man überhaupt dem Zusammenhang, den Fahlbeck zwischen Kultur 
und Klassenwesen sehen will, nicht diese Bedeutung beilegen, wie es der Ver- 
fasser tut, so wird manihm doch zustimmen können zu dem, was er unter anderem 
über das Verhältnis der beiden Richtungen der Kulturarbeit, eine nach aufwärts 
zur höheren Vervollkommnung und eine nach außen zur Ausbreitung der Kultur 
unter den Menschen, sagt: Geradeso wie die erstere nicht auf Kosten der zweiten 
wachsen dürfe, dürfe auch nicht ‚die Ungeduld der Masse“ (wie sich Fahlbeck 
euphemistisch ausdrückt!) voreilig die Früchte der ersten Richtung zu pflücken 
und damit die aufwärtsgehende Richtung der Kulturarbeit zu hemmen ver- 
suchen. Der Sozialismus (Kommunismus) sei der extremste Ausdruck dieser 
Richtung. Damit weist der Verfasser mit Recht auf den ım Grunde barbarischen 
Inhalt des Sozialismus hin, barbarisch, atomisierend, zerstörend, weil Gleich- 
heit, hier also kulturelle Gleichheit, nie und nimmer das Baugesetz einer leben- 
digen Ganzheit, der Gesellschaft sein kann! 


Als äußere Kräfte, die bei der Umwandlung der Stände in Klassen mit- 
wirken, bezeichnet der Verfasser: 1. das Bestreben der Könige, der Staats- 
gewalt Geltung zu verschaffen (dies sowohl in Griechenland in der Zeit der 
Tyrannen als auch in den mmittelalterlichen europäischen Staaten); dann 
2. das Streben der Gewerbetreibenden und Handelsleute nach sozialer Höher- 
stellung; ein Streben, das durch die immer größer werdende Bedeutung 
und Wertung der ökonomischen Arbeit, in der Entstehung eines neuen 
Kapitals, des beweglichen, und in der Forderung nach Rechtssicherheit und 
-gleichheit begründet erscheint; 3. das Zugänglichwerden der Wissenschaft 
für einen großen Kreis von Menschen und, besonders für die europäischen 
Verhältnisse, die revolutionäre Lehre des Christentums von der Gleichheit der 
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Menschen; 4. das Streben nach Freiheit (Freiheit als Rechtsbegriff gefaßt) und 
ihr „uneheliches Kind“, die Gleichheit. Aus dem Streben nach Freiheit entstehe 
der Klassenkampf, der, wenn er auch die meiste Beachtung gefunden hat, doch 
keineswegs die wirksamste Kraft bei der Umbildung des Ständewesens sei. Er 
bilde nur den dramatischen Abschluß dieses Entwicklungsganges, der aber zum 
Verfall der Kultur und zum Untergange der Völker führe. Obwohl Fahlbeck ganz 
entschieden den Sozialisten entgegentritt, die im Klassenkampfe die einzige Trieb- 
kraft der sozialen Entwicklung sehen, so spricht er dem Klassenkampf doch nicht 
jede Bedeutung in der sozialen Entwicklung ab. Demgegenüber wäre aber zu 
betonen, daß dem Klassenkampfe jede Bedeutung für die soziale Entwicklung 
abgesprochen werden muß, denn Klassenkampf bedeutet Vernichtung, nicht 
Aufbau. Er ist so recht ein Ausdruck des gesellschaftsvernichtenden Strebens 
nach Freiheit. Dies zu betonen, hat der Verfasser unterlassen. 


Fahlbeck unterscheidet drei Kulturkreise, auf die sich die aufwärtsgehende 
Bewegung des Klassenwesens erstreckt, und zwar den späteren europäischen, den 
chinesisch-japanischen und den griechisch-römischen, welch letzteren er einer tief- 
schürfenden Betrachtung unterzieht. Er führt aus: Der Übergang von der Stände- 
zur Klassengesellschaft vollzog sich in Griechenland im 7. und 8. Jahrhundert 
v. Ch.; Bauern undBürger wandten sich gegen den Adel. Diese Periode des ersten 
Klassenkampfes wurde durch eine der Gesetzgebung (Drakon, Solon u.a. m.) 
beendigt. Die neue Ordnung wurde meistens durch Tyrannen befestigt, die sich 
aber, da sie mit dem Volke nicht in Fühlung traten, nicht lange halten konnten; 
es mußte wieder zum Kampfe kommen. Was die Gesetzgebung betrifft, so war 
diese zuerst nur eine Redaktion geschriebenen Rechte:, später eine schriftliche 
Aufzeichnung des dem Volk günstigen Rechtes und Änderungen in der ProzeB- 
ordnung, im Gerichtswesen und im Zivilrecht. Gleichheit aller vor dem bürger- 
lichen Gesetze war der erste eroße Sehritt, der in die neuen Verhältnisse hinein- 
führte: dazu kam noch die für die Zukunft von größter Bedeutung werdende 
Ausdehnung der politischen Rechte auf neue Gruppen von Bürgern. Die 
sozialen Unterschiede bestehen zwar weiter, aber nicht in gesetzlich festgelegten 
Ständen, sondern in in sich selbst und in Ihrer bürgerlichen Stellung begründeten 
sozialen Gruppen. In Rom war die Entwicklung eine ähnliche, nur kam es hier 
wegen des allmählichen Nachgebens der Regierenden (Errichtung des Volks- 
tribunats, Zwölftafelgesetze) zu keinem Kampfe, sondern die Ständegesellschait 
wurde hier schrittweise zur aristokratischen Klassengesellschaft umgewandelt. 
Mit der neuentstehenden Klassengesellschaft steht auch die timokratische Staats- 
form in enger Verbindung. Die Größe des Eigentums wird nun zum Maßstabe 
für die Beteiligung an den Staatsgeschäften, die funktionellen Stände wandeln 
sich nun in eigentumsbestimmte Klassen. Dies alles stellt der Verfasser dar, 
ohne, wie es vielleicht angebracht und im Interesse des Buches selbst liegen 
würde, schon hier kritisch dazu Stellung zu nehmen, und geht dann weiter dazu 
über, die griechischen und römischen Klassen untereinander und diese mit den 
neuen europäischen zu vergleichen. Den einzigen Unterschied zwischen der antiken 
und der neuen europäischen Klassengesellschait findet er nach einem mehr als 
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hinkenden Vergleiche der Klassenverhältnisse in Athen und Schweden in der 
Ungleichheit der zahlenmäßigen Stärke der Mittelklasse und der Arbeiter. Hier 
wären wohl noch andere Unterschiede zu nennen, die in einer so eingehenden 
Arbeit, wie es die vorliegende ist, eigentlich nicht untern Tisch hätten fallen 
sollen. — Was die griechischen und römischen Klassen betrifft, so findet Fah] beck 
zwischen diesen beiden keinen besonders großen Unterschied; ihnen gemeinsam 
sei. daß die Vielheit der Klassen (Stände) allmählich nur zu zwei Klassen wird: 
Arme und Reiche. Der Verfasser kommt dann anf die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse in der antiken Klassengesellschaft zu sprechen und sagt, daB jede Gesell- 
schaftsform notwendig mit einem bestimmten Wirtschaftssvstem verbunden 
sei: so auch die neue Klassengesellschaft mit dem Kapitalismus. Daraus ergibt 
sich die richtige Erkenntnis, daß arch der jetzige Kapitalismus nicht etwas 
Einmaliges im Ablaufe der Wirtschaftsgeschichte darstellt, wie es die marxistische 
Doktrin glaubhaft zu machen versucht, sondern daß auch in der Antike die 
kapitalistische Produktionsweise bestand, freilich mit Unterschieden, die aber, 
wie der Verfasser darlegt, nur Folgen der Sklaverei und des davon abhängigen 
niederen Standes der Technik sind. Hier gibt auch der Verfasser einen sehr 
instruktiven Überblick über die großen Vermögen und deren Entwicklung in 
Athen und Rom und wendet sich dann den wirtschaftlichen und sozialen MiB- 
ständen in der Klassengesellschaft zu. Die Quellen der sozialen Mißstände in 
der Jetztzeit scien die Überbevölkerung und der Wettbewerb (.,Wettbewerb“ 
soll wohl nur ein Schlagwort sein, das übrigens „freier Wettbewerb“ lautet und 
das das libera’e Wirtschaftssystem bezeichnen soll). Was die Überbevölkerung 
betrifft, so sei sie für die Antike nieht als Quelle sozialer Mißstände zu betrachten 
— eher ihr Gegenteil: der Leutemangel. Anch der Wettbewerb konnte nach 
Fahlbeck, was wenigstens den der Arbeiter und den der Gewerbetreibenden 
und den der Händler betrifft, keine den heutigen ähnliche Folgen zeitigen; nur 
in der römischen Landwirtschaft habe er verhängnisvolle Folgen gehabt. und 
zwar sei es hier der atısländische Wettbewerb, der Wettbewerb der Großgrund- 
besitzer und nebst diesem der lange Kriegsdienst und die daraus folgende Ver- 
schuldung sowie die Aufteilung des Bodens an die Soldaten gewesen, welche 
“aktoren alle zusammenwirkten, un den Banernstand zu verniehten. Dadurch 
entstand in Rom das Proletariat, im Gegensatze zu Griechenland, wo die Ent- 
stehung des Proletariats auf einen außerökonomischen Grund, auf einen poli- 
tischen beruhte. Im Zusammenhange damit werden vom Verfasser die politischen 
Verhältnisse der antiken Klassengesellschaft beleuchtet. Im Rahmen dieser 
Besprechung ist es leider unmöglich, genatier auf diesen Teil (Al. Kapitel), in 
dem der Höhepunkt der ganzen Arbeit erreicht wird, einzugehen. Es sei nur 
versucht, in kurzen Strichen das, was der Verfasser über die Demokratie in 
Athen und in Rom ausführt, festzuhalten: Mit den Perserkriegen beginnt die 
Macht des Volkes in Athen zu erstarken: in den darauffolgenden Jahren wird 
nun die bis dahin bestehende Timokratie zur Demokratie, das heißt das Volk 
wird politisch vollkommen gleichberechtigt. wenn auch in der Praxis der Ver- 
mögende eine höhere politische Macht hat als der Arme: um auch diesen Unter- 
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schied auszugleichen, setzt eine „allgemeine Pensionierung durch Gewährung 
von Taggeldern für die Bürger in der Volksversammlung, durch Zahlungen in 
Form von Diabolie und Theorikon, durch Aufteilung der Erträgnisse der staat- 
lichen Erwerbsunternehmungen u. a. m. ein, so daß die Wohlfahrt des Staates 
mit der der einzelnen nicht nur politisch, sondern auch rein wirtschaftlich 
zusammenfällt. Dieser allgemeinen Pensionierung schreibt Fahlbeck mit vollem 
Recht eine demoralisierende Wirkung zu. Dazu kommt noch die Minderwertigkeit 
der Regierenden selbst — wie der Verfasser sagt, eine notwendige Folge der 
Demokratie. Hier nimmt Fahlbeck Gelegenheit, den inneren Widerspruch der 
attischen Demokratie — ja den inneren Widerspruch jeder Demokratie —auf- 
zuzeigen. Dieser besteht nämlich nach Fahlbeck in der Niehtübereinstimmung 
zwischen politischer und sozialer Organisation, zwischen Staat und Gesellschaft, 
Verfassung und Klassenwesen. Der sich aus der Klassengesellschaft ergebenden 
Forderung nach Gleichheit wird nur in politischer Hinsicht Genüge getan; die 
nicht minder scharf geforderte Gleichheit in sozialer Hinsicht kann aber nicht 
nur nicht befriedigt werden, nein, es wachsen sogar die sozialen Unterschiede, 
die wiederum nicht auf die Zunahme der Vermögensunterschiede — eine solche 
hat es kaum gegeben —, sondern auf die Zunalime der Unterschiede in der Bildung 
und auf den allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Niedergang beruhen. 
Um aus dieser ,,weltgeschichtlichen Antinomie“, in die die Klassengesellschaft 
durch die politische Entwicklung gerät, herauszukommen, gibt es drei Wege: 
die kräftige Besteuerung der Reichen (dieser Weg wurde in Athen gewählt); 
die Streichung der Schulden und neue Bodenverteilung (wurde in Sparta vor- 
genommen) und die soziale Revolution, die die Proletarier in den Besitz des 
Eigentums der höheren Schichten setzen soll. Der letzte Weg wurde in vielen 
hellenischen Staaten eingeschlagen, und zwar handelt es sich hier, wie Fahlbeck 
meint, nicht um die Aufhebung des Privateigentums, sondern nur um einen 
Rollentausch bezüglich des Eigentums. Der Kampf wurde also nicht gegen die 
Klassengesellschaft als solche geführt (man strebte keine klassenlose Gesell- 
schaft an), sondern nur gegen die „glücklichen Mitglieder beneideter höherer 
Klassen“. Daraus und auch deshalb, weil es nach Fahlbecks Meinung in der 
Antike keine Arbeiterfrage gegeben hat, folgert der Verfasser, daß der Sozialismus 
im Altertum unbekannt war. Dieser Meinung steht wohl die Pöhlmanns 
und anderer entgegen, welch letztere zweifellos begründeter erscheint als die 
erstere, da Fahlbeck einesteils unter ,modernem Sozialismus‘ irrtümlicher- 
weise nur eine Theorie, die bloß Verstaatlichung der Produktionsmittel fordert, 
zu verstehen scheint, andernteils mit Momenten, die höchstens .einen grad- 
mäßigen Unterschied zur Folge haben können, einen wesentlichen Unterschied 
zwischen der modernen sozialistischen Bewegung und der antiken sozialen 
Revolution begründet. Die ganze, vom Verfasser in seiner Betrachtung absicht- 
lich beiseite gelassene Sklavenbewegung des Altertums (Sklavenaufstände) darf 
bei einer soziologisch-historischen Betrachtung nie und nimmer gering eingeschätzt 
oder ganz vernachlässigt werden, weil die Sklaven, obwohl sie in politischer 
Hinsicht als außerhalb des Staates stehend angesehen werden können, doch 
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ein Teilganzes der Gesellschaft bilden — die Antike wird gerade durch das 
Bestehen des Sklavenstandes gekennzeichnet — und als solches für die Gesell- 
schaftswissenschaft genau so untrennbar mit dem Gesamtobjekt der Betrachtung, 
mit der Gesellschaft, verbunden ist wie irgend ein anderer Stand! Die Sklaven 
bilden eine funktionelle „Klasse‘‘ oder schlechthin — einen Stand; sie sind, 
werden sie auch in der Antike als reines Eigentumsobjekt angesehen, doch Glied 
einer Ganzheit — der Gesellschaft. 


Als bezeichnend für die kapitalistische Demokratie in Rom sieht der 
Verfasser den dort herrschenden Dualismus, der seinen Ausdruck im „Volks- 
tribunat“ fand, an; auch sei die Demokratie in Rom nie in dem Maß als 
zum Beispiel in Athen verwirklicht worden, da ein aristokratischer Grund- 
zug durch die Stellung der Konsulen immer bewahrt blieb. Dieser poli- 
tische Dualismus hätte leicht zu unheilvollen Kämpfen führen können, 
was aber durch die soziale Entwicklung verhindert worden sei: Die Ober- 
klasse entwickelte sich zur Geldaristokratie, die Mittelklasse verschwand und 
die unteren Klassen wurden proletarisiert. Die Folge davon war, daß zwar 
formell das Volk herrschte, in Wirklichkeit aber nur eine geringe Zahl von 
Reichen (zum Beispiel durch Stimmenkauf). Was war aber die Ursache des 
Unterganges der antiken Welt? Diese Ursache findet der Verfasser bei Griechen- 
land in den inneren sozialen Kämpfen, im demokratischen Prinzip und in den 
Niederlagen, die die griechischen Staaten in den verschiedenen Kriegen davov- 
getragen haben. Rom hingegen sei nicht durch äußere Gewalt vernichtet worden; 
die kriegerische Invasion der Germanen sei nämlich nur der formelle Abschluß 
des Prozesses des inneren Verfalles, der vom Verfasser auf folgende Ursachen 
zurückgeführt wird: Unfähigkeit der antiken Religion, lebendig zu bleiben; 
Unmöglichkeit der Umwandlung des römischen Territorialstaates in einen 
Nationalstaat; Bevölkerungsabnahme; wirtschaftlicher Niedergang und kultu- 
reller Niedergang durch die Einwirkung der Barbaren. Mit dem Verfalle der anciken 
Staatenwelt geht aber eine Neuschöpfung Hand in Hand: die des Ständewesens. 
In einem lang andauernden Prozeß, den der Verfasser eingehend schildert, 
wurden die Klassen gesetzlich „festgelegt“, sie wurden zu Ständen. In Rom 
war diese Entwicklung um so leichter, weil das dortige Klassenwesen nie rein 
zur Ausbildung gekommen ist, sondern immer einen ständischen Anstrich behielt. 
In den oberen Schichten entwickelte sich, wie der Verfasser weiter ausführt, 
seit Augustus eine weitläufige Rangordnung, es entstand ein festes Berufs- 
beamtentum, Senatoren und Ritter wurden privilegiert und mußten auch ver- 
schiedene Verpflichtungen übernehmen; um nun die Erfüllung dieser Verpflich- 
tungen zu sichern, wurden sie mit den Ämtern zusammen als erblich erklärt; 
letzteres besonders im byzantinischen Reich unter Diokletian und Konstantin. 
Dieser Überführung der Klassen in Stände schreibt es der Verfasser zu, daß 
sich das byzantinische im Gegensatze. zuın alten römischen Reiche, wo diese 
Umwandlung nicht vorgenommen wurde, noch Jahrhunderte lang halten konnte. 
Auch innerhalb der unteren Schicht der Bevölkerung entwickelten sich neue 
Stände: Die Klasse der freien Bauern wurde allmählich zum gesetzlich bestimmten . 
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Stand der Leibeigenen heruntergedrückt; die von den städtischen Handwerkern 
schon früher gebildeten freien Gilden wurden unter Diokletian in feste Zünfte 
umgewandelt; auch im Offiziers- und Verwaltungsdienste bildete sich ein neuer 
Stand, kurz, die freie Arbeitsorganisation der Klassengesellschaft endet im 
römischen Reich in einer vollständigen Zwangsorganisation. Diese Umwandlung 
blieb auch nieht ohne Einfluß auf die wirtschaftlichen Verhältnisse: Die kapita- 
listische Unternehmung verschwindet, ja der Verfasser glaubt sogar eine Rückkehr 
zur Oikenwirtschaft feststellen zu müssen; auch die Kultur schlägt eine rück- 
läufige Bewegung ein. Die wirtschaftlichen Verhältnisse enden wie die sozialen 
in Unfreiheit und Arbeitszwang und weiterhin wird, wie der Verfasser ausführt, 
durch das Zusammenwirken des germanischen Königtums und der katholischen 
Kirche eine Neugestaltung vorbereitet, die ihren Abschluß im mittelalterlichen 
Feudalismus fand. 


IV. 


Die Darstellung Fahlbecks bricht hier ab, was um so bedauerlicher erscheint, 
als sich gerade erst bei der Betrachtung des modernen Klassenwesens die Richtig- 
keit oder Unrichtigkeit der bei dieser historisch-typologischen Forschung 
gefundenen Ergebnisse erweisen würde. Gerade die Aufgabe, die sich unter anderen 
-der Verfasser gestellt hat: die Aufzeigung von Typen, hätte unbedingt ein Ein- 
gchen auf die moderne Entwicklung verlangt; auf diese Weise hätten vielleicht 
auch seine „Typen“ eine Änderung erfahren. Inwieweit dies der Fall gewesen 
wäre, kann natürlich hier nicht aufgezeigt werden. Eines muß aber in bezug 
auf den Gang der bei der vorliegenden Arbeit eben in der genannten historisch- 
typologischen Hinsicht eingeschlagen wurde, hervorgehoben werden: Der Ver- 
fasser ist dabei nicht in die wohl naheliegende Gefahr einer bloß historisch- 
schematisierenden Betrachtung gefallen; er begnügt sich nicht mit der so beliebten 
Aufstellung von irgendwelchen Idealtypen, die ja an und für sich mehr oder 
weniger richtig sein Können, was zu untersuchen Aufgabe des Geschichtsforschers 
wäre, sondern stellt seine Klassentypen mitten hinein in das All des gesellschaft- 
lichen Lebens oder besser: schöpft sie heraus, stellt dieEntwicklung des Klassen- 
wesens in Verbindung mit den verschiedenen Gesellschafts- und Staatsformen 
sowie mit den ganzen kulturellen Zuständen dar. Und hier umgeht der Verfasser 
wiederum glücklich eine andere Klippe: Er verfällt trotz dieser universalen 
Betrachtung nicht in ein reines Beschreiben von gegebenen Zuständen, sondern 
geht auf das Werden, auf die treibenden Kräfte des Klassenwesens ein, sucht 
die Entwieklung der Klassen in Verbindung mit der Entwicklung, den Änderungen 
im Aufbau der Gesellschaft und des Staates genetisch zu erklären. 


Hat aber dieser von dem Historiker Fahlbeck gewählte und an und für sich 
richtige Weg auch den Soziologen Fahlbeck zum Ziel geführt, das heißt, hat 
Fahlbeck das gesellschafts-wissenschaftliche Problem ‚Klassen‘ vollkommen 
und ganz gelöst? Darauf muß trotz mancher richtiger Teilresultate, zu denen 
der Verfasser kam, mit einem „Nein“ geantwortet werden. Im folgenden sei 
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nun ein Versuch gemacht, auf das Unbefriedigende und Fehlerhafte sowie auf 
die tieferliegende Ursache für die teilweise falschen und teilweise sich wider- 
sprechenden Ergebnisse dieser Arbeit einzugehen. Grundlegend für den Aufbau 
dieser Arbeit ist die eingangs erwähnte Scheidung in eine objektive und sub- 
jektive Seite des Klassenwesens (S. V u. ö.). Hier taucht gleich die Frage auf: 
Haben beide Seiten für die gesellschafts-wissenschaftliche Betrachtung Bedeutung, 
und wenn nein, welche von den beiden? Fahlbeck läßt nur scheinbar die erste 
Frage offen, wenn er sagt, daB er die objektive Seite betrachten will, um damit 
die volle Erklärung des Klassenwesens geben zu können; in Wirklichkeit beant- 
wortet er die eben gestellte Frage mit einem entschiedenen „Ja“. Er will doch. 
nur die, durch die wie er wohl richtig feststellt, allein auf die subjektive Seite ein- 
gestellte Gesellschaftsforschung gelassene „Lücke... . einigermaßen ausfüllen‘ (S.V) 
und damit gibt er zu, daß beide Seiten für die Gesellschaftsforschung in Betracht 
kommen. Das ist aber einerseits grundfalsch, anderseits verwickelt er sich 
auf Grund dieser Anschauung in unlösliche Widersprüche. Das Klassenwesen, 
die Klasse hat für die Gesellschaftswissenschaft nur eine Seite, das heißt, sie hat 
überhaupt nur eine Seite, die „objektive“ — eben als gesellschaftliche Erscheinung. 
Die auf die subjektive Seite gerichtete „Gesellschaftsforschung“ — welche © 
Seite, wieFahlbeck meint, sich auf die Lebensstellungen und Lebensbedingungen 
der einzelnen bezieht und die natürlich notwendigerweise zum größten Teil 
auf dem Eigentum beruht — betrachtet ja eben nur die einzelnen; — und damit 
richtet sie sich selbst: Sie ist keine Gesellschaftsforschung mehr. Man könnte 
vielleicht einwenden, daß man es hier mit.einer reinen Unterstellung, mit einem 
„methodologischen Individualismus“, zu tun habe, der ja in manchen Teil- 
gebieten der Gesellschaftslehre, zum Beispiel in der Volkswirtschaftslehre (es 
sei nur an den ‚freien Wettbewerb“ als Unterstellung zwecks Aufstellung von 
Preisgesetzen erinnert), erlaubt ist. Dem ist aber nicht so! Gesellschaft ist ein 
Ganzes, und zwar eine geistige Ganzheit, die Klasse ist ein Teil, eingebettet in 
diese geistige Ganzheit und nur begreifbar aus dieser Ganzheit heraus. Steigt 
man aber in der Zergliederung noch weiter herab, so stößt man auf das einzelne 
Individuum: dieses Individuum besteht aber nur insoweit für die Gesellschafts- 
wissenschaft, als es Glied (hier) der Klasse, als es im funktionellen Zusammen- 
hange mit der Klasse steht — kurz: Auch das Individuum hat für die Gesell- 
schaftswissenschaft nur eine Seite: die „objektive“. Es sei gestattet für diese 
Behauptungen den Beweis a contrario, und zwar an der Hand der Ergebnisse, 
zu denen Fahlbeck kommt, zu führen. Mit größter und übrigens voll berech- 
tigter Schärfe wendet sich der Verfasser anfangs gegen die marxistische Lehre, 
die im Eigentum das Kriterium der Klasse sieht; ebenso verneint er die Be- 
deutung des Klassenkampfes für die soziale Entwicklung. Mit einer reinen 
Negation ist natürlich nichts getan, es muß auch etwas Positives geboten werden. 
Und hier ist es bezeichnend. daß der Verfasser die verschiedenen sozialen Funk- 
tionen zusammen mit den Eigentums- und wirtschaftlichen Verhältnissen als 
klassebildende Faktoren gelten läßt, ebenso wie die Eroberung bei der Ent- 
stehung der Stände. In den verschiedenen Organisationsformen der Gesellschaft 
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trete nun der leistungsmäßige Charakter oder der auf Eigentum usw. gegründete 
mehr oder weniger hervor. Dieses Ergebnis stellt nicht nur ein gefährliches Kom- 
promiß dar — gefährlich deshalb, weil, falls man das Eigentum als mit- 
bestimmend bei der Klassenbildung ansieht, man damit den Gliedhaftigkeits- 
charakter der Klassen einschränkt, was ja an und für sich schon etwas Unmög- 
liches ist —, sondern verneint damit geradezu, folgerichtig zu Ende gedacht, 
den von ihm als objektive Seite bezeichneten Charakter der Klasse, da sich 
diese heterogenen Elemente nie und nimmer mischen lassen. Entweder ist die 
von der Ganzheit ausgehende geistige Kraft das Bestiminende für die Klassen 
oder es ist das Materielle, die wirtschaftliche oder die physische Gewalt; ent- 
weder faßt man den Begriff .,Klasse‘‘ universalistisch oder individualistisch: 
Individualismus und Universalismus — und das exweist sich gerade an dieser 
Arbeit in hervorragendem Maße — lassen sich geradesowenig mischen wie 
Wasser und Feuer. Diese grundverschiedenen Betrachtungsweisen vereinigen, 
heißt nichts anderes, als den universalistischen (Gedanken durch den individua- 
listischen zu erschlagen. Hat man aber die individualistische Betrachtungsweise 
als falsch erkannt, und Fahlbeck scheint auf dem Wege zu dieser Erkenntnis 
zu sein, so gibt es dann kein Entweder-Oder mehr und man darf nicht wiederum 
den eben abgewiesenen Individualismus durch eine Hintertür hereinschlüpfen 
lassen, sonst verwickelt man sich in unlösliche Widersprüche, wofür gerade die 
vorliegende Arbeit warnende Beispiele liefert. So lehnt zum Beispiel der Ver- 
fasser die marxistische Lehre vom Klassenkampf ab und — wie widerspruchs- 
voll — spricht doch davon, daß in der „gewöhnlichen Ständegesellschaft‘“ 
„zwischen Bürgern und Adel ... keine Zusammengehörigkeit, nur ein natür- 
licher Gegensatz’* besteht (S. 168). Fahlbeck scheint zu übersehen, daß ein 
„natürlicher (iegensatz‘‘ notwendigerweise zum Kampfe führen muß — aber 
nichts ist „unnatürlicher‘‘, gesellschaftswidriger. gesellschaftszerstörend nicht 
aufbauend als (sozialer) Kampf, der — und hier scheint die individualistische 
Betrachtungsweise wieder auf — hauptsächlich auf der Besitzklassengliederung 
beruht. Max Weber, der sich bei der Begriffsbestimmung der Klasse als reiner 
Individualist gibt (die Klasse gründet sich nach ihm auf die (rüterversorgung, 
äußere Lebensstellung und inneres Lebensschicksal). meint zwar, daß die reine 
Besitzklassengliederung nicht notwendig zu Klassenkämpfen führen müsse 
(Grundriß der Sozialékonomik, IJI., 5.178), ohne dies aber befriedigend begründen 
zu Können. M. Weber scheut sich eben. die letzte Folgerung aus seinem eigentums- 
und erwerbsbestimmten Klassenbegriff zu ziehen; diese würde eben nur Kampf. 
würde klassenlose Gesellschaft und damit Gesellschaftsvernichtung bedeuten. 
Zu welchen widerspruchsvollen Ergebnissen man also mit einer „Zweiseiten- 
theorie“, wie man sie nennen könnte, kommt, wurde an der Hand einiger Bei- 
spiele, die sich aus Fahlbecks Arbeit noch vermehren ließen, angedeutet. Mit 
der genannten ,,Zweiseltentheorie scheint es aber auch zusammenzuhangen. 
daß Fahlbeck eigentlich zu keinem festen Begriffe der Klasse und des Standes 
kommt. Die Ausdrücke Klasse und Stand werden vom Verfasser. ohne näher 
bestimmt zu werden, abwechselnd synonym oder als Bezeichnungen für histo- 
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rische Kategorien gebraucht. Dem Historiker Fahlbeck darf man wohl diesen 
Fehler durchgehen lassen, nicht aber dem Soziologen. Eine scharf umrissene 
Bestimmung der Begriffe Klasse und Stand wäre unbedingt vonnöten gewesen, 
wodurch sich auch der Verfasser Entgleisungen, so zum Beispiel wenn er vom 
Standesgefühl der Klassen spricht, erspart hätte. Es sei im Zusammenhange 
damit an die Begriffsbestimmung Spauns erinnert: ‚Die handelnde Gruppe, 
als isoliert gesehen (für sich gesehen) heißt Klasse‘, während die „handelnde 
Gruppe in ihrem Organcharakter betrachtet, das heißt als Glied des Gesamt- 
handelns der Gesellschaft und des Gesamtgeistigen gesehen, aus dem das Handeln 
abgeleitet ist“, Stand heißt. (HW. d. StW.. IV. Aufl., Artikel „Klasse und Stand“ 
S. 696). Wenn aber dann Fahlbeck sagt, daß die Klassen durch rechtliche 
Anerkennung zu Ständen werden, so beweist er damit nur, daß er das Wesen 
der sozialen Gruppeneinheit verkennt. Aus der Wesenheit des Standes folgt 
auch seine rechtliche Stellung, folgen die sogenannten Privilegien, folgt seine 
Stellung im Staat oder zum Staat und zu den anderen sozialen Ständen — nicht 
die rechtliche Anerkennung schafft den Stand, sondern er schafft sich diese selbst. 


Aber auch ein anderer Umstand wäre noch kurz zu erwähnen: Fahlbeck 
spricht einige Male von psychischen und sozialen Bedürfnissen, die zur Klasse- 
bildung führen. Was heißt aber „soziales Bedürfnis‘? Entweder liegt auf „sozial“ 
der Ton, dann ist damit nur in einer anderen, bildlichen Form gesagt. daß die 
Einzelnen Glieder einer Teilganzheit (der Klassen) sind und sich als solche 
„fühlen‘‘; oder aber es wird „Bedürfnis“ und damit „psychisch“ betont, wie 
es gewöhnlich geschieht. womit gerade das Gegenteil von der obigen Leseart 
gesagt wird: Die in der Psyche des einzelnen sich regenden Bedürfnisse nach 
Zusammenschluß (Assoziationstrieb) führen zu Beziehungen, zu psychischen 
Wechselwirkungen, die Klassenbildung zur Folge haben. Demgegenüber ist 
aber festzuhalten, daß psvchische Vorgänge in den einzelnen Individuen für den 
-Aufbau und die Gliederung der Gesellschaft ohne jede Bedeutung sind. Die 
Gesellschaftswissenschaft würde nämlich, falls man eine solche Bedeutung 
anerkennt, nichts anderes werden als eine Dependance der Psychologie und 
würde sich in den krassesten Individualismus verstricken. Der tiefere Grund 
für die teilweise fehlerhaften Iörzebnisse in dieser Arbeit scheint aber in der 
unrichtigen Begriffsbestimmung der Gesellschatt zu liegen. Ganz nebenbei 
erwähnt nämlich einmal der Verfasser, daß unter Gesellschaft „die durch gemein- 
same Interessen und das Bewußtsein derselben zusammengehaltene Menschen- 
horde mit all ihrem geistigen und materiellen Erwerb“ zu verstehen sei (S. 64). 
Damit wird die Gesellschaft rein tidividualistisch aufgefabt. Die logische 
Priorität der Ganzheit. der geistigen Einheit wird negiert: utilitarische Erwä- 
gungen sind es nach dieser Begrilfsbestimmung. die zur Bildung der Gesell- 
schaft führen. Auf die Fehlerhaftigkeit dieser Auffassung von der Gesellschaft 
näher einzugehen, ist im Rahmen dieser Besprechung wohl nicht möglich; wohin 
man aber mit der hier erwähnten Beantwortung der Frage nach dem Wesen der 
Gesellschaft kommt, zeigt sich in ganz klarer Weise an einem Teil der oben 
erwähnten. widerspruchsvollen Ergebnisse, zu denen Fahlbeck gelangt. 
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Die vorliegende Arbeit gibt sich als ein Versuch, das fiir die Gesellschafts- 
wissenschaft so wichtige Problem der Klasse einer Lösung zuzuführen — und 
dieser Versuch ist trotz der hier gerügten Mängel in vielen Beziehungen als 
gelungen zu bezeichnen. Ein Tasten, ein ehrliches Streben nach Wahrheit offen- 
bart sich in dieser weitausholenden lesenswerten Arbeit, ein Streben, das nicht 
selten zu Ergebnissen führt, die zweifellos die volle Wahrheit in sich schließen. 
Es sei in dieser Beziehung unter anderem nur auf die wohlbegründete Ablehnung 
der materialistischen Geschichtsauffassung, auf die Aufzeigung einer Kreis- 
bewegung innerhalb der antiken Gesellschaft von der ständischen zur klassen- 
mäßigen Organisation und zurück und auch auf die Ausführungen über die 
inneren Widersprüche der antiken Demokratie verwiesen. 


Einzelbesprechungen. 


— nn 


I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. 


L. V. Birck, The Theory of Marginal Value. London: George Routledge 
& Sons, Ltd.; New-York: E. P. Dutton & Co. 1922. 351 S. 


Die vorliegende Arbeit des Kopenhagener Universitätsprofessors, erschienen 
als 63. Band der von der London School of Economics herausgegebenen Serie 
von Studies in Economics and Political Science sowie in einer dänischen Ausgabe, 
ist aus einer Reihe von Vorträgen entstanden, die Birck 1920 an der London 
School of Economics gehalten hat. Das Buch ist Alfred Marshall, Horace 
Westergaard und Friedrich Wieser gewidmet, deren großer Einfluß auf den 
Autor, wenigstens soweit es der Referent rücksichtlich Marshalls und Wiesers 
beurteilen kann, unverkennbar ist. Namentlich ersterem ist Birk in seiner 
ganzen Auffassungsweise nahe verwandt, wie er sich überhaupt, wie hier im 
Widerspruch zu einer entgegengesetzten Behauptung eines englischen Rezensenten 
betont sei, weit mehr dem Standpunkt der modernen englischen Schulen nähert 
als der eigentlichen österreichischen Grenznutzenschule, von deren Entwicklung 
in jüngerer Zeit er wenig Notiz nimmt. Dies zeigt sich sowohl in der überaus 
sorgfältigen und anerkennenswerten Behandlung der Details der preisbildenden 
Faktoren, wobei die Bestimmungsgründe von Angebot und Nachfrage (abneh- 
mender, zunehmender und konstanter Ertrag, Elastizität des Konsums usw.) 
zum Teil sehr glücklich dargestellt werden, während anderseits die grundlegenden 
Teile über Wert und Nutzen von schweren Mängeln nicht frei sind, die wohl bei 
einer sorgfältigeren Berücksichtigung der neueren deutschen Literatur zu 
vermeiden gewesen wären. Der Ausgangspunkt ,,the economic motive: maximum 
satisfaction and minimum sacrifice“ führt den Verfasser zur Annahme der Meß- 
barkeit von Nutzen und Arbeitsleid, indem er aus der Erfahrung, daß wir imstande 
sind, unsere Bedürfnisse auf ihre Dringlichkeit hin zu vergleichen, ohne weiteres 
darauf schließt,daß ‚we are therefore entitled to presume, that every individual 
is capable of measuring his own feelings“ (S. 13). Das gleich darauf eingeführte 
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Gossensche Gesetz wird, anscheinend in Unkenntnis der ausdrücklichen 
Ablehnung dieser Auffassung durch Wieser und Max Weber mit dem Fechner- 
schen Gesetz identifiziert. Besonders bedenklich erscheint uns die später ohne 
_ weitere Begründung gebrauchte Annahme, daß nicht nur die verschiedenen 
Bedürfnisse einer Person vergleichbar, sondern auch bei verschiedenen Personen 
erzielte Nutzen auf vergleichbare Zahlen zu bringen und sogar miteinander 
addierbar sind (S. 45f.). Darauf gründet sich dann die Behauptung, daß eine 
gleiche Verteilung der Einkommen für eine Bevölkerung das Maximum an Nutzen 
ergebe (S. 60). Die Stellungnahme des Verfassers in der Kontroverse zwischen 
objektiver und subjektiver Wertlehre, wo er einen Ausgleich herbeiführen will 
(8.348), bringt ihn ebenfalls der Schule Marshalls näher. Der Begriff der 
technischen Kosten (the objective resistance, which the world makes against 
yielding me the thing desired), den Birck hiebei ständig gebraucht, ist zumindest 
recht unklar. Auch die Ausführungen über Geld, die in einer theoretischen Dar- 
stellung, die ausschließlich die Verkehrswirtschaft im Auge hat, nicht so knapp 
gehalten werden dürften, scheinen uns mangelhaft. Ob Aussagen, wie, daß das 
Geld „a magic article, ‚a general commodity‘ “ oder „a wonderful fairy, by whose 
help the shıking hand of the old man can hold the piece of bread, which the prudent 
youth denied himself‘ ist, dieser Mangel einer theoretischen Durchleuchtung 
der Probleme, die es bietet, ersetzen und ob sie heute überhaupt noch in ein 
Lehrbuch gehören, möchten wir bezweifeln. Und ob zum Beispiel die Möglichkeit, 
daß sich der Kurs einer Goldwahrung über ihren Metallwert erhebt, außer von 
der Einstellung der freien Prägung wirklich gerade noch davon abhängt „that 
the Government is able to maintain a favourable balance of trade“ (S. 240). 


"Wirklich nahe Aulehnung an die österreichische Schule zeigt das Kapitel 
über die Preise der Produktivfaktoren, in dem sich der Verfasser eingehend mit 
dem Zurechnungsproblem auseinandersetzt und bei der Besprechung der von 
ihm als ,,Wieser’s law“ bezeichneten Wieserschen Lehre einige sehr interessante 
Bemerkungen macht und die Wieserschen Gleichungen zu verbessern sucht. 
Man darf hier mit Interesse dem angekündigten zweiten Band entgegensehen, 
in dem Birck weiter auf das Gebiet der Zurechnungslehre eingehen will. Über- 
haupt soll nochmals betont werden, daß die Unternehmungen Bireksim einzelnen 
vielfach von außerordentlicher Feinheit sind und gewiß das volle Interesse des 
Theoretikers verdienen. Nur gerade bei dem ausgesprochenen Lehrbuchcharakter 
des Werkes sind Mängel in den Grundlagen, wie die angeführten, besonders 
gefährlich und auch vielfach die Darstellung nicht durchsichtig genug, während 
ihr Verständnis anderseits vielfach sehr illustrative Beispiele erleichtern. Das 
Verständnis erschwert insbesondere der zu Hilfe gezogene umfangreiche mathe- 
matische Apparat, der allerdings die Verwendung des Infinitesimalkalküls 
vermeidet. Auch eine Arbeit, die in ihrer Denkmethode mathematisch ist, weil 
sie ihren Gegenstand als Gleichgewichtsproblem behandelt, kann mit weniger 
mathematischen Ausdrucksformen ihr Auslangen finden. Sicherlich ungünstig 
für ein Lehrbuch ist auch der Umstand, daß das Buch den Leser ohne jede 
Orientierung über die Literatur des Gegenstandes läßt und auch in den wenigen 
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Fallen, in denen ein Autor genannt wird, dessen Werk nicht zitiert. Ebenso wie 
die Beigabe eines Literaturverzeichnisses wäre im Falle einer neuen Auflage 
zur Erleichterung der Orientierung ein alphabetischer Index erwünscht. 


Wien. F. A. Hayek, 


W. Harburger, Gleitende Währung. Mit einem theoretischen Anhang: 
Versicherung gegen Geldentwertung. 8°. München und Leipzig 1923. Verlag von 
Duncker & Humblot. VIII und 80 S. 


Die verderblichen Folgen der Inflation sind jetzt allgemein bekannt. Sie 
bedeutet eine Ablenkung eines Teiles des Giiterstromes in die Wirtschaft 
desjenigen, der die Inflation betreibt. also in die des Staates. Das geht natür- 
lich auf Kosten anderer Glieder der Wirtschaft. Leidtragend sind vor allem 
diejenigen, die auf ein festes Einkommen angewiesen sind. Ein großer Teil 
geht auch auf Kosten der Kapitalbildung und Erneuerung. Das Produktiv- 
kapital bildet auch den Fond, aus dem die Exportprämie einer sinkenden Valuta 
fhießt. Bis jetzt glaubte man das einzige Mittel dagegen sei Einstellung der Geld- 
vermehrung, Deckung des staatlichen Defizites aus Steuern und Abgaben. Es 
ist das zweifelhafte Verdienst der vorliegenden Schrift. einen anderen Ausweg 
aus dem gegenwärtigen Zustand gewiesen zu haben. „Der Fehler .... ist nicht, 
daß der Staat zuviel, sondern, daß er zu wenig Geld ausgibt; nicht daß die Preise, 
Löhne usw. zu hoch, sondern, daß sie zu niedrig sind“ (S. 4). Es wird dann vor- 
geschlagen, der Staat solle zu allen Zahlungen (Gehalt, Pension, Schuldrück- 
zahlungen) der Geldentwertung entsprechende Zuschläge leisten. Das Ziel dieser 
Maßnahmen ist die ,.gleitende Währung“, d. i. „Schaffung einer Skala, nach der 
alle Preise gleichmäßig steigen sollen‘‘. Das kann man aber auch billiger haben. 
Man brauchte nur zu verordnen, daß’ jede Woche an alle Preis-, Lohn-, Schuld- 
summen usw. eine Null anzuhängen ist. Wenn dann im Laufe der Zeit alle Zahlen- 
ausdrücke unerträglich groß geworden sind, streicht man die Nullen weg, und 
beginnt von Neuem. Es braucht wohl nicht gesagt zu werden, daß das eine unnütze 
Spielerei ist. Auf vollständiger Verkennung der wirtschaftlichen Zusammenhänge 
beruht es, wenn es auf S. 5 heißt: „Da alle Ausgaben durch Notenvermehrung 
bestritten werden, kann der Staat, wenn er die gleitende Währung eingeführt hat, 
auf alle anderen Einkünfte verzichten“. Naiver Inflationismus ist es, wenn der 
Verfasser meint .auf diese Weise werde trägem (Geschaftsgang am sichersten 
entgegengewirkt“ (S. 11). 

Im ‚theoretischen Anhang“ wird gezeigt, wie die Geldentwertung und damit 
die vom Staate zu leistenden Zuschläge zu berechnen sind. Es geschieht das mittels 
komplizierter Formeln, in denen es von Wurzeln, Potenzen, Differentialen, Inte- 
gralen, natürlichen Logarithmen (mit der Basis e = 2°7183 ...), nur so wimmelt. 
Es wären dann einige Daten, z. B. Bevölkerungszuwachs, Nationalvermögen, 
Gütermenge in Preisen ausgedrückt, Umlaufsbeschleunigung statistisch zu er- 
fassen und in die Formeln einzusetzen. In übrigen sei die Sache furchtbar einfach. 
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Eine eingehendere Charakterisierung dieses dilettantischen Machwerkes 
erübrigt sich wohl. In einem kann man dem Verfasser allerdings zustimmen, 
wenn er nämlich sagt: „Dazu (zum Verständnis der Aufstellung der Gleichungen) 
bedarf es keiner weiteren Kenntnisse, auch keiner volkswirtschaftlichen (S. 25)“. 
Wir fürchten, daß auch die primitivsten wirtschaftlichen Kenntnisse das Ver- 
ständnis unmöglich machen müssen! 


Wien. Gottfried Haberler. 


Bruno Asch, Stabilisierung der Valuta, eine volkswirtschaftliche 
Notwendigkeit. 8°. Frankfurt a. M. 1922. Union-Druckerei und Verlagsanstalt. 
15 S. 


Der Verfasser gehört dem rechten Flügel der Sozialdemokratie an. In kurzen, 
treffenden Strichen schildert er die verheerenden Folgen der Geldentwertung 
und verlangt eine energische Bekämpfung der Inflation, auch vor derLösung der 
Reparationsfrage. Als ein Zeichen des avikeimenden Verständnisses der wirt- 
schaftlichen Lage Deutschlands in weiten Kreisen wird man die Schrift auch dann 
begrüßen, wenn man mit den Maßnahmen, die vorgeschlagen werden (Erfassung 
der Sachwerte, Prohibitivzölle auf Luxuswaren, Einsetzung der Reichsbank- 
goldreserve zur Stützung des Markkurses, gemeinschaftliche Regelung des 
Kohlenbergbaues) nicht einverstanden ist. 


Wien. | Ä Gottfried Haberler. 


Richard Kersehagl, Theorie des Geldes und der Geldwirtschaft. 
8°. Jena 1923. Gustav Fischer. 144 S. 


Bereits in seinen ersten dogmenkritischen Arbeiten hat sich der Verfasser 
sehr entschieden gegen die „autarke Auffassung des Geldes als einer selbständigen 
Wirtschaftseinrichtung‘‘ gewendet und auf die Bedeutung einer organischen 
Auffassung des Geldbegriffes hingewiesen. Auch in seinen weiteren Arbeiten 
tritt diese Auffassung immer wieder in den Vordergrund. So ist es eine konse- 
quente Fortentwicklung, wenn der Verfasser in dem vorliegenden Buche, wie er 
selbst sagt, den Versuch macht, „eine Darstellung und Erklärung der wirtschaft- 
lichen und gesell chaftlichen Seite der Geldfunktion in Gestalt eines einheit- 
lichen Lehrgebäudes im Rahmen der Gesamtwirtschaftsbetrachtung“ zu 
geben. Demgemäß sind die Grundtheoreme sehr knapp zusammengedrängt. 
Trotzdem ist auch hier di kritische Durchbildung besonders in der Betrachtung 
über die Quantitätstheorie durchaus beachtenswert. Den weitaus größeren Teil 
des Buches nimmt die Darstellung der wirtschaftspolitischen Seite des Problems 
ein. Hier zeigte sich auch deutlich, daß die systematische Einordnung aller 
dieser oftmals behandelten Fragen in den Rahmen der Gesamtwirtschaft 
durchaus kein müßiger Versuch gewesen ist, denn ob es sich nun um die Geld- 
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schépfung im besonderen, um das Inflationsproblem oder die Währungs- 
stabilisierung handelt, immer gewinnen die Fragen, als Teilerscheinurg der 
Gesamtwirtschaft betrachtet, an Klarheit und Einheitlichkeit. Damit beweist 
sich die innere Berechtigung dieser Darstellungsweise von selbst. 

Im besonderen könnte vielleicht darauf hingewiesen werden, daß sich auf 
diese Weise sozusagen ganz von selbst die Forderung ergibt, als Grundlage für 
die Geldentstehung nicht die Güterentstehung schlechthin, sondern ausschließlich 
die Entstehung wirtschaftlicher Güter zu verlangen. Als Voraussetzung der 
Stabilisierung dcs Geldwertes ergibt sich neben der Notwendigkeit einer regulären 
Geldschöpfung die Forderung, daß die Produktion die Weltpreisparität der 
Kosten nicht überschreiten dürfe und die Ausgleichung der Zahlurgsbilarz 
unter möglichster Schonung des Volksvermögens anzustreben sei. Die Wirkurgs- 
möglichkeit der Geldpolitik läßt sich auf die Fühlbarmachung des vorhandenen 
Kapitalmangels, Unterstützung der Rückkehr zu ökonomischer Produktions- 
politik und vernünftiger Verbrauchswirtschaft abgrenzen. 

Zum Schlusse sei noch der kritischen Betrachtung des Indexlohnsvstems 
gedacht, deren Bedeutung für die Geldschöpfung gerade jedem österreichischen 
Volkswirtschaftler klar vor Augen steht. Mit Recht weist der Verfasser auf dis 
wirtschaftlich Katastrophale eines Versuches hin, trotz Verminderung des Sozial- 
produktes die ursprüngliche Höhe des Realeinkommens erhalten zu wollen, 
ohne daß er jedoch dabei in den Fehler verfällt, das Indexsystem, wenn es einmal 
besteht, für jederzeit abschaffbar zu halten oder in seiner Abschaffung das Um 
und Auf einer Wirtschaftssanierung zu sehen. 


Wien. Leonhard Olscha. 


Fritz Neumark, Begriff und Wesen der Inflation. 4. Heft des 
XV. Bandes der ‚Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Seminars zu Jena“, 
herausgegeben von Prof. Dr. J. Pierstorff. 69 S. Jena 1922. Gustav Fischer. 


Eine solide Seminararbeit, deren Stärke vor allem in der genauen und sauberen 
Darstellung in bezug auf die Dogmengeschichte liegt. Neumark kennt die 
deutsche Literatur seit Knapp ausgezeichnet und weiß sie geschiekt und richtig 
zu verwerten. Die Arbeit ist so gewissermaßen ein kleines Gegenstück zu Dörings 
„Geldtheorien seit Knapp“. Die typischen Erscheinungen der Inflation sind gut 
wiedergegeben, das wirtschaftliche Moment ist nie über dem rein währungs- 
technischen vernachlässigt. Bemerkenswert ist auch hier, wie sich, jenseits von 
allen meritorischen Differenzen, die Terminologie Knapps zufolge ihrer großen 
Präzision und eindeutigen Verwendbarkeit durchsetzt und einem großen Übel- 
stand der Geldtheorie, dem gegenseitigen Aneinandervorbeireden, wirksam 
Abbruch tut. á 

Das Büchlein gibt eine hübsche Darstellung des Inflationsproblems urd eine 
Übersicht über einen sehr erheblichen Teil der Literatur über dieses Thema. 
Vermißt haben wir eigentlich nur besonders die angloamerikanische Literatur, 
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wo wir glauben, daß zumindest Seligman, Gregory, Nicholson, Keynes 
und Pigou Berücksichtigung finden müßten. Vielleicht holt eine gelegentliche 
Neuauflage des Büchleins, das besonders jedem Anfänger als Einführung in das 
Inflationsproblem warm empfohlen werden kann, das Versäumte nach. 


Wien. Richard Kerschagl. 


Alfred Sehwoner, Wertphilosophie eines Outsiders. Leipzig 1922. 
Verlag S. Hirzel. V und 346 S. 

Eine ganz sonderbare Mischung von Wissenschaft und Journalismus. Der 
Verfasser, ein Böhm-Schüler, hat die Werke der österreichischen Schule mit 
Nutzen gelesen und weist auch philosophische und psychologische Kenntnisse 
von ziemlichem Umfange auf; er ist zudem ein feiner Kopf mit einer Menge eigener 
Gedanken. Von der subjektiven Wertlehre hat noch stärker als die ökonomische 
Grenznutzenlehre der Psychologe Ehrenfels auf ihn gewirkt, dessen Ideen immer 
wieder aus den Worten Schwoners hervorleuchten. 

Das Buch nimmt zunächst einen vielversprechenden Anfang. Schon im Vorwort 
gibt Schwoner klaren Aufschluß über die Methode, die er anwenden will; als 
Kantianer, für den alle Erkenntnis auf Erfahrung beruht, erklärt er, daß man in 
der Wertlehre ausschließlich unter Anwendurg eines empirisch-psychologischen 
Vorgehens brauchbare Resultate erzielen könne. Er geht dann weiter und 
bezeichnet als Hauptaufgabe seiner Untersuchung die Klärung zweier Punkte: 
die Klarstellung des Bedürfnisbegriffes im konkreten Wertungsfall und dcs 
Mengenproblems in der Wertung überhaupt. Zur Gewinnung einer festen Basis 
für seine Untersuchungen nimmt Schwoner — unter Anlehnung an Ehrenfels — 
eine Kategorisierung der Werte, beziehungsweise Wertungen, in drei Klassen vor, 
ein Vorgehen, von dem er sich viel verspricht.: Er unterscheidet: Quantitats- 
werte, das sind solche, die zum Großteil mit dem Begriffe der nahezu unbegrenzt 
reproduziblen Güter sich deckend, der Mengenzunahme mit absteigendem Werte 
folgen. Zweitens: Affektationswerte, das sind solche Werte, die nicht vergleichbar 
erscheinen, wie z. B. das Brot dem Verhungernden, aber auch zum Beispiel das 
Erbstück dem, der die Familientradition hochschätzt, kurz, vor allem Werte, 
bei denen das subjektive Moment der Wertung so stark hervortritt, daß es das 
Merkmal des Einzigen und des Außergewöhnlichen erhält. Drittens schließlich: 
symbolische Werte, wie zum Beispiel Rechtsgüter, Ideen usw., als deren Charak- 
teristikum Schwoner bezeichnet, daß „die Einheit als Symbol der Gatturg“ 
gewertet wird. Schwoner beschäftigt sich ferner mit dem Begriff der Kollektiv- 
werte. Als solche bezeichnet er Werte, bei denen einer Mehrheit der Wertenden 
nur ein Objekt gegenübersteht, wo aber kein Besitz oder besitzähnliches Verhältnis 
angestrebt wird, wo die Bedürfnisbefriedigung in der bloßen Existenz des Bewer- 
teten liege und wo dieses durch die kollektive Wertung einen ganz außerordent- 
lichen summarischen Wert erhalte. Als Beispiel führt er an: Vater und Kinder, 
Herrscher und Volk, Staat und Bürger. 
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Von da an — etwa nach dem fürften Kapitel — wird das Buch zu einer 
Sammlung von Aphorismen mit verbindendem Text. Es tritt die für Schwoner 
so charakteristische Behandlungsmethode ein: Logik ohne Systematik, Ideen 
ohne Ideengefiige. Und erst in den letzten Seiten sucht er wieder nach so etwas wie 
einer Zusammenfassung. Aus diesen ganzen 300 Seiten planloser Ideensammlung 
wären nebst einigen kleineren Dingen vor allen zwei sehr hübsche Untersuchurgen 
hervorzuheben, die immer wieder beim Leser die Hoffnung aufkeimen lassen, es 
werde doch noch etwas Positives herauskommen, eine Hoffuurg, die allerdings 
schließlich, wie schon erwähnt, enttäuscht wird. Das eine ist der Versuch 
Schwoners, den physiologischen vom psychologischen Brdürfnisbegriff zu 
scheiden und auf diese Weise zu einer Abgrenzung des rein ökonomischen 
Wertbegriffes zu gelangen. Er verirrt sich allerdirgs bald, indem er den Begriff 
des ökonomischen Wertes aus der Eigenart seiner Ziele zu erklären versucht und 
damit — und das erschiene mir geradezu als notwendige Folge! — in das Gebiet 
der Quantifizierbarkeit der Werte gelangt, in dem er dann haltlos — zum Teil 
auch als Folge Fehlens gewisser dogmenhistorischer Kenntnisse — herumtreibt. 
Sehr hübsch hingegen ist seine Untersuchung über die Frage der „Exklusivität der 
Werte“. Er geht vom Schlagworte der französischen Revolution, „Freiheit und 
Gleichheit“, aus und beweist danu in wirklich interessanter Weise die Unverein- 
barkeit dieser beiden Begriffe. Nun faßt aber — so sagt Schwoner — ein höherer 
Begriff, zum Boispiel die Demokratie, beide Werte in ein Ganzes zusammen. 
Diese Wertganzheit kann dann aber nur eine kleine Differenz und daher sehr 
klein oder bei Wertgleichheit der Bestandteile überhaupt Null sein. (8. 280ff.). 

Man kann auf österreichischen Boden an diesem Buche, das sich zu einem 
Großteil als Fortsetzung der österreichischen Wertlehre bezeichnet, nicht achtlos 
vorübergehen; schon auch deswegen nicht, weil selbst der herbste Kritiker des 
Buches über die Leistungsfähigkeit Schwoners zu keinem absprechenden 
Urteil gelangen kann. Das Buch selbst wird freilich eine etwas kuriose dogmen- 
geschichtliche Erscheinung, hart an der Grenze der ökonomischen Wissenschaft, 
vielleicht auch eine Fundgrube für spätere Fleißige, die weniger Gedanken und 
dafür mehr Systematik haben, bleiben. Für die Jünger der österreichischen 
Schule bleibt der bittere Nachgeschmack, daß hier viel Geist und Arbeit ohne 
Selbstzucht und daher nahezu nutzlos verpulvert worden ist, Geist und Arbeit, 
die, richtig gebraucht, einen groBen Schritt weiter vorwärts tun hätten helfen 
können. i 


Wien. Richard Kerschagl. 


Adolf Weber, Depositenbanken und Spekulationsbanken. Ein 
Vergleich deutschen und englischen Bankwesens. 3. Aufl., 8°. München und 
Leipzig 1922. Verlag von Duncker & Humblot. XVI und 400 S. 

Es wurde schon anläßlich der 1. und 2. Auflage (1902, bezw. 1914) bemerkt, 
daß der Untertitel dieses Buches seinem Inhalt besser entspricht urd wiedergibt 


390 Einzelbesprechungen. 


als sein Haupttitel. Das gilt auch für die vorliegende 3. Auflage. Hier führt der 
Verfasser den Vergleich des deutschen und englischen Baukwesens bis in die 
jüngste Zeit fort. In den beiden ersten Auflagen konnte der Verfasser einen 
groBen Unterschied zwischen dem englischen und deutschen Bankwesen fest- 
stellen, den er schon im Titel durch die Gegenüberstellung: Depositen- — Spekula- 
tionsbanken zum Ausdruck brachte. Depositenbanken sind nach Weber solche, 
die sich nur mit dem regulären Bankgeschift, das ist mit Kreditvermittlung in 
allen Formen und dem Kommissionsgeschäft befassen. Bei den Spekulations- 
banken kommt das „irresuläre“ Baukgeschäft, das heißt die Emissions- und 
Gründertätigkeit, sowie das damit enge zusammenhängende Effektengeschaft 
dazu. In den früheren Auflagen trat der Verfasser, dureh Hinweis auf die Vorteile 
des deutschen Systems der Arbeitsvereinigung gegenüber dem englischen der 
Arbeitsteilung. der Arsicht derer entgegen, die, wie überallso auch im Bankwesen, 
englische Zustände und Jeinriehtungen als Muster und erstrebenswert hinstellen. 
In der 3. Auflage wird gezeigt, daß sich in der Kriegs- und Nachkriegszeit das 
Gefüge des englischen Bankwesens dem des deutschen stark argenähert hat, daß 
die englischen Depositenbarken auf dem Weg, sind sich in Spekulationsbanken 
nach deutschem Muster zu verwandeln. 

Den ersten Abschnitt. der vom Notenbankwesen handelt, beginnt Weber 
mit dem bekannten Satz Bagehots: Kein Laud kann zu einem größeren 
Depssiterbankwesen kommen, ohne vorher durch die Vorschule der Notenausgabe 
zu gehen. Das gilt auch für die Theorie. Keine Banktheorie ohne eine Theorie 
der Umlaufsmittel! Dieser Forderurg wird das Buch Webers leider nicht 
gerecht. Es ist sein Hauptfehler — vielleicht sein einziger Fehler, den es übrigens 
mit nahezu allen deutschen Arbeiten über denselben Gegenstand teilt —, daß 
es eine einheitliche theoretische Grundeii stellung vermissen läßt. Der Verfasser 
erörtert alle Grundfragen des Bankwesens von den verschiedensten Gesichts- 
punkten — nicht nur praktischen, sondern auch theoretischen (das besonders 
dort, wo er über das Wesen des Kredits spricht S. 160f.); er hat es jedoch 
verabsäumt, seine theoretischen Anschauungen in ein System zu bringen, er hat 
es nicht vermocht, die Banken in das Ganze der Volkswirtschaft organisch ein- 
zuslied-rn; mit anderen Worten: er hat es vermieden. seiner Darstellung eine 
Ba::ktheorie, die sieh wieder auf eine allgemeine Wirtschaftstheorie stützen 
müßte, zugrunde zu legen. 


Der zweite Abschnitt handelt von der Organisation der Banken. Für die eng- 
lischen Verhältnisse bezeichnend ist die Spezialisation. Außer den eigentlichen 
Barken gibt es sogenannte Diskonthäuser, die sich ausschließlich dem Wechsel- 
geschäft widmen. Das Griindungs- und Emissionsgeschäft wird, besser gesagt, 
wurde ausschließlich von den Trust- und Finanzgesellschaften betrieben. Zu 
nennen sind dann noch die „Merchants“; es sind das Gesellschaften, die sich mit 
der Finanzierung des AuBevhandels dureh Rembourskredit beschäftigen. Die 
deutschen Aktienbanken betreiben alle diese Geschäfte zugleich. 

Die Konzentration der Banken hat seit 1914 in England gewaltige Fortschritte 
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gemacht. Es gibt in London nur noch fücf GroBbarken, die „Big Five“, die 
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zusammen über 7000 Filialen verfügen ! In Deutschland stehen den Konzentrations- 
bestrebungen die riesigen Steuern entgegen, die bei Fusionierungen zu ertrichten 
sind. 

Während des Krieges versuchten die englischen Banken, das blüherde Aus- 
landgeschäft der deutschen Banken an’sich zu reißen. Es ist ihnen das, nach 
Weber, nur zum Teil gelungen. Leider fehlt es hier an den statistischen Unter- 
lagen. Die Verdrängung dis Privatbankiers geht in England und Deutschland 
unaufhaltsam vorwärts. Allerdings hat die jüngste Inflationspericde in Deutsch- 
land den Privatbankiers vorüberechei.d neue Leber smöglichkeiten gebracht. 

Im dritten Abschnitt werden die einzelnen Bankgeschäfte der Reihe nach 
durchbesprochen. Das reguläre Bar kgeschäft wird hüben und drüben im großen 
und ganzen in denselben Formen betrieben. Von der Emissions- und Grürder- 
tätigkeit hielten sich die englischen Banken bis zum Krieg ferne. Auch heute hat 
es für sie noch lange nicht die Bedeutung, wie für die deutschen Banken. Bet der 
Besprechung des englischen Gründerwesens erläutert uns der Verfasser die 
Organisation der Londoner Börse und findet auch Gelegenheit zu einem Ausflug: 
ins englische Aktienrecht. 

Über die Rentabilität und Sicherheit der Barken — vierter Abschritt — läßt 
sich nichts Neues sagen. Denn die Geldentwertus g, die jede Berechnung unmöglich 
macht, hat einen undurehsichtigen Schleier gezogen, der auch den Kenner 
verhindert, ein Urteil über die Rentabilität und Liquidität einer Bank zu 
gewinnen. 

Hier konnte natürlich nicht auf alle Probleme eirgegargen werden, die das 
ungemein reichhaltige Werk behandelt. Es sei noch bemerkt, daß ein ausführ- 
liches Namen- und Sachregister die Ber.utzung des Buches sehr erleichtert. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß es eine der besten Arbeiten 
ist, die wir über das deut.che und engli-che Barkwesen. ja man kann sagen 
über Bankwesen überhaupt besitzen. i 


Wien. Gottfried Haberler 


ll. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Frank A. Vanderlip, Was Europa geschehen ist. Deutsch heratisgegeben 
von R. v. Scholz. 8°. München 1921. Drei Masken Verlag. 217 S. 


Dieses Buch ist sechs Monate nach AbsehluB des Waffenstillstandes geschrieben 
worden und da es sich mit damals zeitgemäßen Fragen beschäftigt, hat es 
heute nur noch geschichtlichen Wert. Nichtsdestowe niger ist es noch lesenswert, 
da es hervorragend gecignet ist, in die amerikanische Geistesverfassung ein- 
zuführen. Vänderlip schildert die chaotische wirtschaftliche Lage Europas jener 
Zeit und gibt einzelne Bilder der Verhältnisse in den Weststaaten, Seine Quellen 
sind vor allem Besprechungen mit den bedeutendsten Politikern. Wirtschafts- 
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führern und Finanzleuten der betreffenden Länder. Es ist gar kein Zweifel, daß 
der Verfasser vieles schärfer sah, als viele andere, die sich mit den gleichen 
Problemen beschäftigten, doch kann kaum behauptet werden, daß Vanderlip 
ein vollständiges Urteil über Europas wirtschaftliche und finanzielle Lage geben 
kann, ohne auch die Verhältnisse der mitteleuropäischen Staaten, insbesondere 
Deutschlands, einer Prüfung zu unterziehen. 

Die Aufgaben, die damals der Lösung seitens der Staatsmänner Europas harrten, 
sind bis heute keinem Ende zugeführt worden und auch der von Vanderlip auf- 
gestellte Plan einer internationalen Friedensanleihe (Kap. XVI) scheitert wie die 
Unzahl ähnlicher Vorschläge und Projekte an den politischen Bestrebungen, vor 
allem Frankreichs, und dies ist ein deutlicher Beweis, daß die Frage nach dem 
Wiederaufbau Europas nicht, wie Vanderlip meint, eine finanzielle und verkehrs- 
technische ist, sondern von vielfältigen politischen, moralischen und geistigen 
Faktoren bestimmt ist. 

Das Bemerkenswerteste an dem Buche ist, daß Vanderlip den Amerikanern 
die Notwendigkeit einer Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit vor 
Augen führt. Ein ganzes Kapitel (XII) widmet er den Ideen eines englischen 
Unternehmers über diesen Gegenstand. Auch sonst wird der Verfasser nicht müde 
zu betonen, daß diejenige Nation, die zuerst eine Verständigung zwischen Kapital 
und Arbeit herbeizuführen vermag, gleichgültig welche das sei, die Führung in 
der Welt erringen müsse. Aus dieser Erkenntnis heraus stammt wohl jene 
angenehm sachliche, leidenschaftslose Untersuchung sozialer Fragen. Freilich 
muß bezweifelt werden, daß Amerikaner und Engländer zu einer solchen Abkehr 
liberalen Wirtschaftsdenkens durch innere Notwendigkeit gelangen, sondern 
vielmehr die Dringlichkeit dieser Aufgabe aus einem zu befürchtenden Gewinn- 
entgang herleiten. 

Man wird das glänzend geschriebene Buch nicht ohne Gewinn lesen. 


Wien. Oskar Morgenstern. 


0. Hoffmann, Arbeitsdauer und gewerbliche Produktion Deutsch- 
lands nach dem Weltkriege. Gr.-8°. Stuttgart 1922. Verlag von Ferdinand 
Enke. (Schriften der deutschen Gesellschaft für soziales Recht, 8. Heft.) XI und 
191 S. 


Nach einer kurzen begrifflichen Einleitung über Arbeit und Arbeitszeit und 
einem geschichtlichen Rückblick auf die Entstehung der Forderung „kürzerer 
Arbeitsdauer“, beginnend bei Helvetius, werden die verschiedenen Gründe, die 
für die Verkürzung der Arbeitszeit angeführt wurden, der Reihe nach erörtert. 
Die Notwendigkeit gesetzlicher Beschränkung der Arbeit in gesundheitsschad- 
lichen B*trieben. sowie der Arbeit von Frauen und Kindern wird, als allgemein 
anerkannt, von der Betrachtung ausgeschlossen. Es handelt sich nur um die 
Arbeit von „erwachsenen, männlichen Arbeitern“ (S. 15). Vem „physischen“ 
besser: gesundheitlichen) Gesichtspunkt ist eine Brsehränkung der Arbeitszeit 
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unbedingt geboten. Es rechtfertigt sich aber nur ein nach Berufen abgestufter 
Maximalarbeitstag, nicht ein einheitlicher Normalarbeitstag (S. 27). Das wurde 
auch vom Rodbertus (S. 7) und Marx (S. 8) anerkannt. Auch soziale, ethische, 
kulturelle und politische Momente führt der Verfasser an — immer unter Bei- 
fügung von Zitaten aus der einschlägigen Literatur. 

Für die wirtschaftliche Beurteilung ist es von entscheidender Bedeutung, 
wie weit der Ausfall der Erzeugung durch Mehrleistung infolge Steigerung der 
Arbeitsintensität ausgeglichen wird. Es hängt das innig mit der Arbeits- und 
Lohnmethode zusammen. Bei Handarbeit und Stücklohn ist eine Mehrleistung 
wahrscheinlicher als bei Zeitlohn und dort wo die Arbeit an den regelmäßigen 
Gang einer automatischen Maschine gebunden ist. Eine Verbesserung der 
Betriebsorganisation (Taylorsystem) kann oft den Ausfall ausgleichen. Ein 
notwendiger Zusammenhang zwischen Arbeitszeitverkürzung und Betriebs- 
verbesserung ist jedoch nicht einzusehen. 

Von einer Verkürzung der Arbeitszeit erhofft man sich vielfach eine Beseitigung 
oder doch wesentliche Verringerung der Arbeitslosigkeit. Hoffmann versucht 
das zu widerlegen. Er meint, wenn in der kürzeren Zeit ebensoviel geleistet wird 
als früher, ist eine Einwirkung der Arbeitszeitverkürzung auf die Arbeitslosigkeit 
nicht möglich. Dieser Gegenbeweis ist nicht durchschlagend. Es ist ja nicht 
immer der Fall, daß in der kürzeren Zeit ebensoviel produziert wird. Die Be- 
hauptung eine Verkürzung der Arbeitszeit wirke günstig auf die Arbeitslosigkeit, 
beruht auf einer falschen Krisentheorie, nämlich auf einer naiven Überproduktions- 
theorie. Eine allgemeine Überproduktion gibt es aber nicht. Die Krise wird durch 
eine Disproportionalität der verschiedenen Produktionszweige hervorgerufen _ 
und es ist nicht einzusehen, warum das bei einer kürzeren Arbeitszeit nicht mehr 
vorkommen sollte. Die Verkürzung der Arbeitsdauer ist vielleicht imstande, 
innerhalb gewisser Grenzen — soweit nämlich die Betriebstechnik die Einstellung 
einer größeren Arbeiterzahl erlaubt — einer momentanen Arbeitslosigkeit abzu- 
helfen. Bei der nächsten Krise müßte man aber mit einer neuerlichen Kürzung 
der Arbeitszeit vorgehen. 


Zu einer allgemeinen gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit kam es vor denı 
Kriege nicht. Es wurde aber die Arbeitszeit vielfach von den Unternehmern 
herabgesetzt und in manchen Betrieben der Achtstundentag eingeführt. Die 
Erfahrungen, die damit gemacht wurden, sind verschieden. Der Verfasser 
beschränkt sich darauf, einige günstige und ungünstige Berichte anzuführen. 


Am 15. November 1918 wurde der Achtstundentag eingeführt. Es entspricht 
dies einer Verkürzung um 20%, da früher im Durchschnitt 10 Stunden gearbeitet 
wurde. Zu einer Kompensation des Ausfalles durch Mehrleistung ist es nicht 
gekommen. Es ist im Gegenteil anfargs ein überproportionaler Rückgang der 
(resamtleistung, also auch ein Rückgang der Stundenleistung festzustellen. Das 
hat allerdings nichts mit dem Achtstundentag zu tun. Ursachen sind: Rückgang 
der Arbeitsfreudigkeit und des Pflichtgefühles im Kriege, die unruhigen politischen 
Verhältnisse und Übergang zum Zeitlohn nach dem Umstuga. Inzwischen ist 
man allgemein zum Stücklohn zurückgekehrt, die Arbeitsunlust ist geschwur.den 
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und seit 1920 ist die Friedensstundenleistung wieder erreicht. Genau besprochen 
wird der Leistungsrückgang im Kohlenbergbau und bei den Eisenbahnen. Im 
Durchschnitt ist mit einer Minderarbeitsleistung von 15% zu rechnen (S. 116/117). 

In einem eigenen Kapitel wird sodann die „Einwirkung des Achtstundenta ige» 
auf das Unternehmerkapital® untersucht. Das umlaufende Kapital habe sich 
im Verhältnis zum stehenden bedeutend erhöht. Ihren Ausdruck finde diese 
Erscheinung in der Zunahme des Barknotenumlaufes. Hier liegt wohl eine Ver- 
wechslung von Ursache und Wirkung vor. Die Geldvermehrung ist an dem 
Mißverhältnis von stehenden und umlaufenden Kapital zum größten Teile schuld, 
indem sie zu einer Aufzehrung des erstern führt. Richtig ist, daß es eine Ver- 
armungserscheinung ist. Übertrieben erscheint es aber, das zum überwiegenden 
Teil auf den Achtstundentag zurückzuführen. Es werden dabei die verderblichen 
Folgen von Krieg und Inflation unterschätzt. Auch das folgende Kapitel, 
das sich mit dem Einfluß des Achtstundentages auf die Preisgestaltung beschäftigt, 
leidet unter einer AuBerachtlassurg der Geldentwertung. 

Von größter Wichtigkeit wären Aufschlüsse über die Verwendung der freien 
Zeit durch die Arbeiter. Sind die gürstigen gesundheitlichen, kulturellen, 
moralischen Wirkungen, dieman sich vom Achtstundentag erwartete, eingetroffen ? 
Darüber erhalten wir leider keine ausreichende Antwort. Der Verfasser erwähnt 
nur die Uberfitllut.g der Kinos. Nicht folgerichtig ist es, wenn er die oft vorkommende 
Doppelbeschäftigung und Pfuscharbeit (das ist Privatarbeit der Gesellen, wobei sie 
ihren Meistern Konkurrenz machen) verurteilt und für die Arbeitslosigkeit ver- 
antwortlich macht. Unvollständig ist leider auch der Abschnitt „über die Arbeits- 
zeit in anderen Ländern“ (S. 175 ff.). Unklar ist insbesondere die Gestaltung der 
Arbeitszeit in England und Amerika. Es steht nur so viel fest, daß eine gesetzliche 
Regelung in den beiden angelsächsischen Reichen nicht erfolgt ist. Der Acht- 
stundentag scheint sich aber durchgesetzt zu haben. 


Der abschließende Gedankengang ist ungefähr der: Deutschland befindet sich 
in einer trostlosen wirtschaftlichen Lage. Es muß dauernd mehr aus- als einführen, 
um seinen internationalen Verbindlichkeiten nachzukommen. Es muß daher seine 
Produktion steigern und dazu ist eine Verlängerung der Arbeitszeit nötig. Einzig 
und allein wirtschaftliche Gründe können bei Festsetzung der Arbeitszeit maß- 
gebend sein. Hierin kann man dem Verfasser wohl nicht ganz zustimmen. 
Prinzipiell steht die Sache so: Für Beibehaltung des Achtstundentages sprechen 
gewisse gesundheitliche, soziale, kulturelle Wirkungen (die noch näher zu unter- 
suchen wären); andrerseits ist es klar, daß eine Verlängerung der Arbeitszeit das 
Sozialprodukt vergrößern, die Güterversorgung bessern würde. Die besagten 
Vor-und Nachteile wären gegeneinander abzuwägen und danach die Entscheidung 
zu treffen. Der Verfasser verkennt übrigens nicht die Schwierigkeiten, die sich 
der Abschaffung des Achtstundentages entgegen stellen. Auf S. 186 erwähnt er 
zustimmend eine Äußerung Wieses: „Seine (des Achtstundentages) eberso 
allgemeine und radikale vorzunehmende: Beseitigung würde heute wohl noch 


gefährlicher und folgerschwerer sein. Es wäre ein massenpsychologischer 
Mißsriff.‘“ > 
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In dieser kurzen Besprechung konnte nur cin schwacher Begriff von der Gründ- 
lichkeit und Klarheit gegeben werden, mit der der Verfasser die gestellte Frage 
behandelt. Der Wert des Buches liegt nicht so schr in seinen Schlußfolgerungen 
als in der Sammlung eines gewaltigen Materials, bestehend aus Äußerungen von 
Theoretikern und Praktikern aller Richtungen und vielen statistischen Belegen; 
die übersichtliche Anordı:urg ermöglicht es jedermann, ein wahrhritsgetreues Bild 
zu gewinnen und sich ein selbständiges Urteil zu bilden. 

Dem Buch ist große Verbreitung zu wit: schen, weil es viel zur Klärung der 
Ansichten über dieses heikle Thrma beitragen kann. 


Wien. . Gottfried Haberler. 


Richard Kiliani, Die Großbankenentwicklung in Holland und 
die mitteleuropäische Wirtschaft. 2., neubearbeitete Aufl. 8°. Leipzig. 
Felix Meiner. 62 S. Grundpreis M 1-50. 


Die kleine Monographie, die ursprünglich nur „als Maruskript gedruckt“ 
worden war, ist mit der vorliegenden zweiten Auflage, in welcher die Daten bis 
1921 nachgetragen wurden, allgemein zugänglich gemacht worden. Wenn sie auch 
mehr darauf angelegt scheint, für den praktischen Gebrauch eine Einführung 
in das niederländische Großbankwesen zu bilden, se bietet sie duch auch dem 
Theoretiker ein reiches Material. Es ist von besonderem Interesse zu sehen, 
wie die niederländischen Großbanken in der Vorkricgszeit durch die eir gewurzelten 
Methoden der Verwendurg des flüssigen Kapitals im Börsengeschäfte verhindert 
wurden, ihre Machtsphäre weiter auszudehnen und wie sie dann durch die Devisen- 
gewinne der Nachkriegszeit und das aus den Nachbarstaaten flüchtende Kapital 
die Mittel erhalten, um nicht nur in erhöhtem Maße an der Finanzierung der 
eigenen Industrie, sondern auch am internationalen Warenkredite teilzunehmen, 
so daß sie einen guten Teil der Stellung zu übernehmen imstande sind, die bisher 
London in der Weltwirtschaft als Zahlungsstelle und Kreditvermittlerin gehabt hat. 


Wien. | Leonhard Olscha. 


II. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Max Kaufmann, Halle. Kommunismus und gesunder Menschen- 
verstand. Eine Untersuchung, ob die menschliche Veranlagung den Kommu- 
nismus durchzuführen ermöglicht. 8°. Halle a. d. Saale 1922. Krunım-Heller 
und Strube G. m. b. H., 32 S. 


Der Verfasser versucht in der kleinen Schrift die Unmöglichkeit des Kommunis- 
mus aus der Unveränderlichkeit der menschlichen Natur zu beweisen, indem er 
einige Triebe des Menschen, wie Selbsterhaltungstrieb, Gattungstrieb, mystischen 
Trieb, kurz schildert und auf die Hindernisse hinweist, die ihrer Befriedigung im 
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sozialistischen Gemeinwesen entgegenstiinden. Einwände gegen Marx aber 
miissen grundsatzlicher Natur sein. Mit der Darstellung einiger weniger mensch- 
licher Triebe — die in ihrem ganzen Gehalt dabei noch nicht einmal ausgeschöpft 
sind — ist nicht viel getan. Man kann gewiß dem Marxismus auch von dieser 
Seite beikommen, allein bei aller Fehlerhaftigkeit Marxens und seiner Anhänger 
ist die Aufgabe nicht in der leichten Art und Form Kaufmanns zu erledigen. 

Es unterlaufen auch sonst Entgleisungen, die recht bedauerlich sind. Ein 
Satz wie: „Marx hat in seiner dialektischen Methode behauptet, daß der Mehr- 
wert, der der Unternehmer in die Tasche steckt, durch Ausbeutung der besitz- 
losen Arbeiter zustande komme“ (S. 22), ist völlig unrichtig; Dialektik und Mehr- 
wert haben bei Marx nichts miteinander zu tun. Hier zeigen sich wieder einmal 
deutlich die unheilvollen Nachwirkungen, die die Verwendung einer Art dialekti- 
scher Methode bei Marx mit sich brachte, einer Dialektik, denn was Marx in 
Urkommunismus, Privateigentum, Sozialismus konstruiert, ist Dialektik nur 
dadurch, daß er ihr diesen Namen gab. Hat Marx Hegel nicht verstanden, so - 
sollte man von seinen Kritikern schon verlangen, daß sie sich mit Hegel aus- 
einandersetzen. 

Hier gibt es nur zwei Möglichkeiten: entweder will die Schrift ganz ernst 
genommen werden und eine rein wissenschaftliche Untersuchung darstellen, wie 
der Untertitel angibt, dann muß bezweifelt werden, daß eine solche Untersuchung 
auf knappen 32 Seiten geführt werden kann, zumal bei den vielen Abschweifungen. 
die Achtstundentag, Sozialisierung, materialistische (reschichtsauffassung usw. 
betreffen ; oder sie wendet sich an den einfachen Mann und wiil eine Werbeschrift 
sein, dann muß sie erst recht sichere und anerkannte Ergebnisse beinhalten. 


Wien. Oskar Morgenstern. 


Viktor Cathrein, Der Sozialismus. Eine Untersuchung seiner Grundlagen 
und Durchführbarkeit. 14. bis 16. Auflage. 8°. Freiburg i. Br. 1923. Herder u. Co. 
XII und 358 S. 


Der bekannte katholische Moralphilosoph gibt in diesem Werk eine vortreff- 
liche Darstellung der marxistischen Lehren, die durch eine gründliche Schilderung 
der Entwicklung der Sozialdemokratie bereichert ist. Darlegung und Kritik 
legen das Hauptgewicht auf die materialistische Geschichtsauffassung, die nach 
Ansicht desVerfassers auf dem philosophischen Materialismus ruht (S. 104 und 105), 
was man, wenn nıan konsequent denkt, wohl bestätigen muß. Vermißt wird, daß 
der Verfasser zwei wesentliche Einwände gegen den Marxismus nicht sonderlich 
erhebt, indem nämlich der Widerspruch zwischen der anarchistischen, politischen 
Theorie und dem wirtschaftlichen Kollektivismus aufzuzeigen wäre und ferner 
die logische Unmöglichkeit eines Mechanismus mit sinnvoller Entwicklung — das 
ist Marxens „Entwicklung der Produktivkräfte‘‘ — nachgewiesen werden müßte. 
- Trotzdem ist das Buch als ein erster Führer durch den Sozialismus vorzüglich ge- 
eignet und esistihn auch fernerhin eine weite Verbreitung aufrichtig za wünschen. 


Wien. | Oskar Morgenstern. 
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IV. Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und 
andere Hilfswissenschaften. 


Franz Xaver Eberle. Katholische Wirtschaftsmoral. Freiburg i. B. 1921, 
Herder & Co., 118 S. 


Eine materiale Moralwissenschaft ist nur unter der Annahme absoluter mora- 
lischer Wahrheiten denkbar. Diese Voraussetzung traf stetsim weitesten Umfang 
bei der religiösen Weltanschauung zu; so widersinnig daher eine katholische Wirt- 
schaftstheorie wäre, so begründet ist es, die Wirtschaftsmoral auf katholische 
Grundlage stellen zu wollen. 

Der Verfasser geht davon aus, daß die katholische Kirche in Übereinstimmung 
mit der Lehre Christi das Wirtschaftsleben weder beiseite lasse noch bekämpfe, 
sondern ausdrücklich regle. Aus der allgemeinen christlich-katholischen Ethik 
folge nämlich, daß die Menschen ihr gesamtes wirtschaftliches Verhalten auf- 
bauen müssen auf den Grundlagen der Gerechtigkeit, die jedem das Seine 
zuteile. und der Liebe, der steten Bereitwilligkeit des Wohltuns, die nötig sei, 
um die strenge Gerechtigkeit zu mildern. Die katholische Wirtschaftsmoral 
verwerfe daher alle anderen Grundsätze, vom Eigennutz bis zum Benthamschen 
Streben nach dem größten Glück der größten Zahl. 

Diese Gedanken werden nun auf einige Teilfragen der Wirtschaftspolitik 
angewandt. Der Verfasser behauptet, die katholische Lehre lasse den Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit, des Strebens nach größtem Wirtschaftserfolg, durchaus 
gelten. sofern er nieht in Habgier ausarte und die Menschen nicht vergessen lasse, 
daß alle irdischen Güter nur Mittel und niemals Zwecke seien. Darum weise sie 
auch das System des Kapitalismus nicht von vorneherein ab, da es in gewissem 
Grade als Mittel zur besseren Befriedigung der notwendigen leiblichen Bedürfnisse 
und zur Heranbildung energischer Unternehmercharaktere billigenswert sei. 
Der ausgeartete Kapitalismus aber, die reine Geldgier um ihrer selbst willen, der 
in rücksichtslosem Wettbewerb Gerechtigkeit und Liebe miBachte, der im Arbeiter 
nicht mehr den Nebenmenschen, den Bruder in Christo, sondern eine Ware wie 
alle andern sehe, dieser Mammonismus sei als Abfall von Gott, als schwere Sünde 
anzusehen. Die Arbeit sei freilich anderseits ebenso wie das Kapital nicht als 
Selbstzweck, sondern nur als Mittel zur sittlichen Frtüchtigung wertvoll; der 
gerechte Lohn müsse daher dem Arbeiter und seiner Familie nicht nur das nackte 
Leben, sondern auch die Befriedigung seiner kulturellen Bedürfnisse gewähren. 
Doch sei die Arbeit nicht das einzige wertbildende Gut: in den heutigen 
Wirtschaftsverhältnissen sei das Kapital ebenfalls nutzbar und aus diesem Grunde 
müsse ein mäßiger Zins erlaubt werden. Das kirchliche Zinsverbot gelte nur dem 
Wucher, dem ungerechten Zins, etwa bei einem Verbrauchsdarlehen; es gelte 
nicht, wo das verliehene Kapital in der Wirtschaft fruchtbringend mitwirke. In 
demselben Umfang sei der Handel gestattet. .\uch Vereinbarungen der wirt- 
schaftlichen Gruppen zu dem Zwecke, Preise und Löhne zu regeln, seien billigens- 
wert, falls sie gerechten Preis und Lohn erreichen wollen. Für dieses Ziel sei sogar 
der Streik ein erlaubtes Mittel. In ähnlicher Weise werden die Grenzen der 
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sittlichen Berechtigung des Eigentums überhaupt beleuchtet; insbesondere wird 
auf die Bodenbesitzreform zur Verhütung der unwirtschaftlichen und ungerechten 
Bodenspekulation hingewiesen. 

Der Verfasser bemüht sich, seinem Stand als Domkapitular gemäß nachzu 
weisen, daß die von: ihm vorgetragenen Lehren sich nur bei der katholischen 
Kirche vorfinden, während jede andere Religion oder Weltanschauung zu sittlich 
= weit minderen Ansichten führen, daß diese Lehren sich im Katholizismus ferner 
zu allen Zeiten und ohne wesentliche Widersprüche aufweisen lassen. Beide 
Behauptungen dürften wohl einer strengeren Kritik nicht durchwegs standhalten. 
Wohl aber müssen wir in einem Punkte dem Verfasser ohne Vorbehalt zustimmen: 
Ein Ausweg aus dem Elend und der Ungerechtigkeit unserer modernen Wirtschaft 
kann nicht durch äußerliche Veränderungen der Wirtschaftsverfassung, sondern 
nur durch eine Umkehr der modernen Wirtschaftsgesinnung erfolgen. Ob wir 
nun auf dem Boden der katholischen Kirche stehen oder nicht: eine Wirt- 
schaftsordnung, die auf Gerechtigkeit und Liebe gegründet ist, muß auch uns als 
hohes und erstrebenswertes Ziel erscheinen. 


Wien. : Josef Herbert Fürth. 
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Franz Deuticke. 20 S. Grundzahl M 1:20. 


VI. Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und 
andere Hilfswissenschaften. 


Baur, Ludwig und Rieder, Karl, Päpstliche Enzykliken und ihre Stellung 
zur Politik. (Schriften zur deutse hen Politik, Heft 5.) 8°. Freiburg im Breisgau 1923. 
Herder & Co. VIII und 92 S. Grundzahl M 2°60. 

Brauer, Theodor, Adolf Kolping. (Klassiker katholischer Sozialphilosophie. 
Il. Band.) 8°. Freiburg i. Br. 1923. Herder & Co. VIII und 124 S. Geb. Grundzahl 
M 2°90. 

Schwer, Wilhelm, Papst Leo XIII. (Klassiker katholischer Sozialphilosophie. 
I. Band.) 8°. Freiburg i. Br. 1923. Herder & Co. VITE und 64 S. Geb. Grundzahl M 2°20. 


B. Periodische Veröffentlichungen. 


Arbeit und Wirtschaft. 

1. Jahrg. 1. März 1923. Heft 5. Tony Sender: Der Ruhrkampf und die deutsche 
Arbeiterschaft. Karl Pick: Der Anschlag auf den gesetzlichen Arbeiterschutz. Otto 
Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. Johann Schorsch: Wirtschafts- 
politik in Österreich. 

15. März 1923. Heft 6. Wilhelm Ellenbogen: Karl Marx. Gustav Pollatschek: 
Viktor Adler vor Gericht. Josef Behna (Aussig): Die Betriebsrätegesetzgequng in 
der Tschechoslowakei. 

1. April 1923. Heft 7. Viktor Stein: Eine Krise der Lohnpolitik. Fritz Rager: 
Die Auswanderungsfrage. Karl Weigl: Die Organisationskrise bei den Wiener Straßen- 
bahnern. 

15. April 1923. Heft 8 J. Hannak: Der Bankrott der bürgerlichen Sozial- 
politik. Edmund Palla: Die Indexberechnung i in Österreich. Otto Leichter: Streif- 
ziige durch die Weltwirtschaft. 
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1. Mai 1923. Heft 9. Victor Stein: Die Maifeier der Defensive. Eduard Straas: 
Gewerkschaftliche Zeitfragen. Ludwig Neumann: Der österreichische Staatshaus- 
halt (1). Julius Nowotny: Das Sanierungsprogramm der Stidbahn. 

15. Mai 1923. Heft 10. Victor Stein: Hamburg. Alfred Braunthal: Der .Ruhr- 
kampf und die deutsche Wirtschaft. Otto Leichter: Streifzüge durch die Welt- 
wirtschaft. Heinz Potthoff: Sozialpolitik und Bankrottwirtschaft. Paul Stein: 
Wirtschaft und Bevölkerungspolitik. Ernst Steiner: Die Reform der Pensions- 
versicherung. 

1. Juni 1923. Heft 11. Eduard Straas: Lohnpolitik der Gewerkschaften. Wilhelm 
Ellenbogen: Das Sanierungsregime und die Elektrifizierung. Stephan Huppert: 
Die Aufgaben des Gewerkschaftskongresses. Victor Stein: Gewerkschaften und 
Aufklärungswesen. Siegfried Schiller: Organisationsfragen der Privatangestellten. 
Ludwig Neumann: Der österreichische Staatshaushalt. 

15. Juni 1923. Heft 12. Adolf Braun: Arbeiterinnen und Gewerkschaften. Julius 
Grünwald: Gewerkschaft und Partei. Viktor Stein: Organisatorische Betrachtungen. 
‘Ludwig Maier: Auch ein Gewerkschaftsproblem. Fritz Flesch und Josef Stärk: 
Die Gewerkschaften und die Jugendlichen. Jakob Brod: Der wiedererstandene 
Merkantilismus. Julius Nowotny: Die Reform des österreichischen Gütertarifes. 


Bank-Archiv. 


XXII. Jahrg. 1. März 1923. Nr. 11. Dr. Dalberg: Entwicklung zur ,,Mark- 
Banco“. Goldreehnung, Goldbankverkehr, Goldanleihen. Dr. Heinrich Friedlander: 
Die Bewertungsgrundsätze des Kapitalverkehrssteuergesetzes bei der Sachgründung 
und Fusion. Dr. Bernicken: Umwandlung von Vorzugsaktien in Stammaktien und 
das Kapitalverkehrssteuergesetz. Dr. Wilhelm Koeppel: Ist der Bezug junger Aktien 
börsenumsatzsteuerpflichtig? Dr. Richard Malss: Die Versteuerung der Unions- 
Zertifikate. 

15. März 1923. Nr. 12. Dr. Max v. Schinckel: Zur sogenannten ,,Banco- 
Währung‘. Dr. L. Albert Hahn: Zur Frage des Goldrechnungs-Bankverkehrs. 
Dr. H. A. Simon: Die Freigabe des in den U. S. A. beschlagnahmten deutschen Ver- 
mögens nach der ,,Winslow Bill”, 

1. April 1923. Nr. 13. Arthur v. Gwinner: Ein weißer Rabe. Leopold Merzbach: 
Die letzten Vorschläge des wirtschaitspolitischen und finanzpolitischen Ausschusses 
des Reichswirtschaftsrats. Dr. E. Wilh. Schmidt: Die Wahrheit von heute. Be- 
merkungen zur Groldmarkrechnung. Bernhard Wolff: Die Vorauszahlungen nach 
dem Gesetze über die Berücksichtigung der Geldentwertung in den Steuergesetzen. 
Dr. Hermann Herold: I. Erstreckt sich das Pfandrecht einer Bank an den Aktien 
ihres Kunden auch auf etwaige Bezugsrechte? II. Wie gestaltet sich danach. das 
weitere Verhältnis zwischen der Bank und ihrem Kunden, insbesondere bei Vornahme 
des Zwangsverkaufs ? 

15. April 1923. Nr. 14. Max W. Warburg: Das Ergebnis der Dollarschatz- 
anweisungsanleihe des Deutschen Reiches. Dr. Stübben: Wertbeständige Anleihen 
und Goldmark-Konten. Dr. Arwed Koch: Nochmals das Akkreditiv. Dr. Wehlt: 
Unwiderrufliche Akkreditive und Akkreditivbestatigungen. ý 

1. Mai 1923. Nr. 15. Franz Urbig: 20 Milliarden. Oscar Wassermann: Bezugs- 
recht auf Vorzugsaktien. Zur deutschen Wirtschafts- und Währungspolitik. Rede 
des Abgeordneten Dr. Riesser in der 338. Sitzung des Reichstages vom 20. April 1923. 
Die zentrale Devisenbewirtschaftung in Österreich. Dr. Richard Kerschagl: Das 
Raschinsche Experiment. 

15. Mai 1923. Nr. 16. Kommerzienrat Moser: Die Schwierigkeiten bei der Er- 
ledigung der Bezugsrechte. Prof. Dr. Ernst Schultze: Die Goldbilanz der Vereinigten 
Staaten. Dr. Hartenfels: Die Exterritorialien (Botschafter. Gesandten, Konsuln, 
Mitglieder fremder Missionen usw.) als Kunden deutscher Banken. Dr. Hermann 
Herold: Haftet die Telegraphen-Verwaltung für einen infolge irrtümlich doppelter 
Übermittlung eines Telegramms entstandenen Schaden? 
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1. Juni 1923. Nr. 17. Dr. Julius Curtius: Das Reichsentlastungsgesetz. Dr. Bert- 
hold Breslauer: Die deutschen Reparationsleistungen. Dr. A. Hopff: Zur Frage 
der Bilanzierung wertbeständiger Anleihen. Dr. Friedrich Leitner: Bilanzierung 
von Währungsschulden. 

15. Juni 1923. Nr. 18. Dr. Friedrich: Goldmarkkonten und Goldmarkkredite 
im Bankverkehr. Prof. Dr. Flechtheim: Das Emissionsagio bei den modernen 
Formen der Kapitalserhöhung. 


Berichte aus den neuen Staaten. 


6. Jahrg. 2. März 1923. Nr. 9. Dr. Oskar Mann: Die internationalen Kredite 
an Österreich. 

9. März 1923. Nr. 10. Dr. Franz Zizka: Die volkswirtschaftliche Bedeutung 
der Prager Mustermesse. 

16. März 1923. Nr. 11. 1.Modlinger: DieMessen in Wien und Frankfurt am Main. 

23. März 1922. Nr 12. Dr. Gustav Weiß-Wellenstein: Eine kritische Be- 
merkung zur Warenumsatzsteuer. 

20. März 1923. Nr. 13. Dr. O. v. Frangeš: Der Reichtum des Königreiches der 
Serben, Kroaten und Slowenen. 

6. April 1923. Nr. 14. Dr. Otto Deutsch: Wiener Börsenindex. 

13. April 1923. Nr. 15. Dr. E.: Das Südbahnübereinkommen. 1. 

20. April 1923. Nr. 16. Dr. E.: Das Südbahnübereinkommen. II. 

27. April 1923. Nr. 17. Österreichs Wirtschaftslage im Lichte der Statistik. 

4. Mai 1923. Nr. 18. Dr. Richard Kerschagl: Die Wahrungslage in den National- 
staaten. ; 

11. Mai 1923. Nr. 19. Dr. Hubert Korkisch: Die Belastung der tschechoslowa- 
kischen Industrie und des tschechoslowakischen Handels dureh die soziale Ver- 
sicherungsgesetzgebung. 

18. Mai 1923. Nr. 20. Dr. Valerio Polacco: Die Neuregelung der italienischen 
Warenumsatzsteuer. 

19. Mai 1923. Nr. 21. Milivoj Crnadak: Das Sparkassenwesen in Jugoslawien. 

1. Juni 1923. Nr. 22. Dr. Franz Harrer: Die neue Wohnungsverordnung und 
die Wohnbaufrage in Ungarn. 

8. Juni 1923. Nr. 23. Dr. Walther Loewenfeld: Die letzten österreichischen 
Steuerreformen. 

i 15. Juni 1923. Nr. 24. Dr. V. Schuster: Die Tschechoslowakei und die Nach- 


estaaten. 
2. Juni 1923. Nr. 26. Dr. Frits Hönig: Die Emissionen der Staatseisenbahn- 
gesellschaft. 


Finanz-Archiv. Zeitschrift für das gesamte Finanzwesen. 


39. Jahrg. II. Band. Dr. Richard Buchner: Die Entwicklung der englischen 
Erbschaftsbesteuerung seit 1909. Dr. Adolf Kirchner: Das anhaltische Salzwerk 
Leopoldshall und sein Einfluß auf den anhaltischen Staatshaushalt. Dr. W. Roth- 
kegel: Die neueste Entwicklung der Landgüterpreise in Preußen. Georg Schanz: 
Der privatwirtschaftliche Einkommensbegriff. Georg Schanz: Deutsches Reichs- 
erbschaftssteuergesetz vom 20. Juli 1922 mit Bemerkungen. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 


120. Band. III. Folge. 65. Band. 3. Heft. März 1923. Mit der Beilage: Volkswirt- 
sehaftliche Chronik. Dezember 1922. O. Haußleitner: Der Gedanke der Autarkie als 
Leitsatz der auswärtigen Handelspolitik und seine Begründung. Umrisse zur Geschichte 
einer wirtschaftspolitischen Idee. Johannes Müller: Die wirtschaftliche Gesetz- 
gebung des Deutschen Reiches. (Die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1922 
umfassend.) 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sosialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 26 
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4. Heft. April 1923. Adolf Weber: Das Diplomexamen fiir Landwirte. Johannes 
Müller: Die Aussichten unscrer künftigen Bevölkerungsentwicklung, Hans Guradze 
und Karl Freudenberg: Das Existenzminimum des geistigen Arbeiters. Ludwig 
Elster: Die Vereinigung der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Hochschul- 
lehrer und ihre erste Tagung am 22, und 23. September 1922 in Eisenach. 

5. Heft. Mai 1923. Mit der Beilage: Volkswirtschaftliche Chronik. Februar 1923. 
Karl Muhs: Wertbeständige Kapitalanlagen. Herbert Schack: Die Pacht nach 
gleitender Skala. Arthur Schloßmann: Über den Zusammenhang zwischen Geburten- 
häufigkeit und Säuglingssterblichkeit. H. Köppe: Die Entwicklung des Arbeits- 
tarifvertrages im Jahre 1920. 


‘Mitteilungen des Verbandes österreichischer Banken und Bankiers. 


5. Jahrg. Nr. 314. Dr. Richard Schüller: Die österreichische Handelspolitik. 
Dr. Felix Pinner: Wertbeständige Anleihen. Edgar Hast: Die britische Kriegsschuld 
und der amerikanische Zolltarif. Dr.Moriz Dub: Das österreichische Budget. Dr. Rudolf 
Blühdorn: Die Gemischten Schiedsgerichtshöfe. Dr. Otto Russo: Die Durch- 
führung des Friedensvertrages von St. Germain hinsichtlich der Vorkriegs-Schulden 
und -Forderungen. I. E. Allen: Englische Bankiers und die Situation auf dem 
Kontinent. Siegfried Gerstmann: Die Gebiilir vom Gesellschaftsvertrage der Aktien- 
gesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Dr. Mahlberg: 
Zahlungsverkehr auf Goldbasis. Dr. Walther Loewenfeld: Die Besteuerung der 
Gesellschaften in Österreich und in Ungarn. Dr. Siegmund Deutsch: Der Steuer- 
vertrag mit der Tschechoslowakei und das internationale Steuerrecht. 

Nr. 516. Dr. Hermann Schwarzwald: Die österreichische Völkerbundanleihe. 
Dr. Ernst Walb: Zum System der Goldrechnung. Max Fenyö: Inflation, Deflation 
und Weizenobligationen in Ungarn. Klemens Ottel: Akkreditiv und Letter of Credit. 
Dr. Gustav Heinrich: Aktienaufstempelung in Österreich in den Jahren 1922 und 
1923. Dr. Benno Schwoner: Die Lage der österreichischen Versicherungsgesell- 
schaften. Siegfried Gerstmann: Warenumsatzsteuer und Rechtsgebühren. Dr. Rudolf 
Roschnik: Anregungen zum Wiederaufbau auf dem Gebiete der Gebühren. 


Reichsarbeitsblatt. 


Jahrg. 1923. 1. März 1923. Nr. 6. Dr. Ludwig Goßmann: Übersicht über das 
Schlichtungswesen Englands und seiner Tochternationen. Regierungsrat Dr. Schulz: 
Die Regelung der Rechtsverhältnisse von Personen, die Beiträge zur Invaliden- und 
Angestelltenversicherung entrichtet haben (Wanderversicherten). 

16. März 1923. Nr. 6. Produktive Erwerbslosenfürsorge. Der Mitgliederbestand 
der im Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbunde zusammengeschlossenen Zentral- 
verbände am Schlusse des 4. Quartals 1922. 

1. April 1923. Nr. 7. Dr. Hidegard Sachs: Die Bedeutung arbeitspsychologischer 
Forschung für die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit. Dr. Ing. Dommer: Kleiast- 
wohnungen. Eine notwendige Folgerung aus der Entwicklung der Wohnungsnach- 
frage und der Wirtschaftslage ete. ” 

16. April 1923. Nr. 8. Gesetz zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen. 
Vom 27. März 1923. Professor Krantz: Die Arbeitsverhältnisse im deutschen Berg- 
bau 1921 nach den Jahresberichten der Bergaufsichtsbeamten. Justizrat Klinke: 
Zur Verhinderung der Spekulation mit Grundstücken etc. 

1. Mai 1923. Nr. 9. Der Arbeitsmarkt im März 1923 nach den statistischen Er- 
hebun.gen. Dr. Luppe: Tarifverträge für Lehrlinge etc. 

16. Mai 1923. Nr. 10. Dr. Käthe Gaebel: Die Allgemeinen Bestimmungen und 
Allgemeinen Grundsätze für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung. Dr. H. 
Schulz: Die Erhaltnng leistungsfähiger Krankenkassen etc. = 

1. Juni 1923. Nr. 11. Denkschrift des Reichsarbeitsministeriums zur Kleine 
rentnerfiirsorge. Gesamtergebnisse der Reichs-Teuerungsstatistik im 1. Vierteljahr 


Einlauf von Büchern und periodischen Veröffentlichungen. 405 


1923 für die 556 in die Erhebung einbezogenen Gemeinden. Max Conrad: Streiks 
und Aussperrungen im Jahre 1922 etc. 

16. Juni 1923. Nr. 12. Anlernezuschiisse für Erwerbslose. Neue Durchschnitts- 
sätze in der produktiven Erwerbslosenfürsorge. 


Statistische Nachrichten, Redigiert und herausgegeben vom Bundesamt für 
Statistik in Wien. 

I. Jahrg. 25. April 1923. Nr. 1. Das Wirtschaftsjahr 1922. Die Wirtschaftslage 
Jänner bis April 1923. Wechselkurse in New York im 1. Vierteljahr 1923. Wert der 
Goldkrone (Goldparität) seit Juli 1914. GroBhandelspreise. Kleinhandelspreise. 
Indexziffer des Bundesamtes für Statistik. Indexziffer der paritätischen Kommission. 
Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. Die Lohnverhältnisse im 
Wiener Industriegebicte im 1. Vierteljahr 1923. Die Grundlöhne der Wiener Metall- 
industrie Ende Dezember 1922. Welternte 1922. Papiererzeugung 1921 und 1922. 
Brennstoffversorgung Österreichs im Jahre 1922. Außenhandel 1920 bis 1922, Arbeits- 
losigkeit im 1. Vierteljahr 1923. Der Bundesvoranschlag für 1923. 

25. Mai 1923. Nr. 2. Die Wirtschaftsiage Februar bis Mai 1923. Stand der Spar- 
einlagen im Vergleich zu 1913. Wechselkurse in der Schweiz 1914 bis 1923. Wechsel- 
kurse in New York, April und Mai 1923. Bankdiskontsätze. Großhandelspreise der 
landwirtschaftlichen Produkte seit Jänner 1922. Großhandelspreise wichtiger Waren 
im April 1923. Kleinhandelspreise wichtiger Bedarfsgegenstinde im April 1922. 
Indexziffern des Bundesamtes für Statistik. Indexziffern der paritätischen 
Kommission. Indexziffern in einigen grüßeren Städten Österreichs. Internationale 
Indexziffen für die Kosten der Lebenshaltung. Internationale Indexziffern 
für die GroBhandelspreise. Die Gehaltsverhältnisse der Privatangestellten in 
Wien 1923. Arbeiterlöhne Ende April 1923. Arbeitsvermittlung 1922. Arbeits- 
losigkeit 1923. Die österreichische Ernte 1923. Die österreichische Ernte 1922. AuBen- 
handel im ersten Vierteljahr 1923. Angemeldete Kraftfahrzeuge Ende 1922. Bundes- 
finanzen: Die tatsächlichen Gebarungserfulge im ersten Vierteljahr 1923. 


Wirtschaftsdienst. „Weltwirtschaftliche Nachrichten.“ 


1923. 23. Februar. Heft 8. E. R.: Vox populi. Dr. h. c. H. Fillmann: Die Preis- 
politik der deutschen Porzellanindustrie I]. G. K.: Eisen und Stahl im Jahre 1922. 

2. März. Heft 9. K. S.: Eine Lösung des Reparationsproblens. K. G.: Die Be- 
lastung Deutschlands durch den Friedensvertrag. Th. Glant: Die Reform der euro- 
päischen Notenbanken seit. Friedensschluß. 

9. März. Heft 10. K. S.: Englische Dämmerung. Dr. Erwin Topf: Die Leipziger 
Frühjahrsmesse 1923. M. L.: Recht und Privatwirtschaft. 

16. März. Heft 11. Eduard Rosenbaum: Goldsucher. Dr. Hans von Eckardt: 
Die Wirtschaftspolitik des Faszismus. Dr. Th. Plaut: Die Reform der europäischen 
Notenbanken seit Friedensschluß. 

23. März‘ Heft 12. Eduard Rosenbaum: Goldrechnung? Werner Lehmann: 
Der Kohlenbergbau des Saargebiets. Dr. Ernst Stern: Preisüberwachungspolitik. 

29. März. Heft 13. Dr. Hans von Eckardt: Der Ruhrkrieg und die französische 
Wirtschaft Dr. Ernst Stern: Preisüberwachungspolitik (Schluß). G. K.: Der Ausbau 
der Konjunkturbeobachter in den Vereinigten Staaten. 

6. April. Heft 14. Das Rechtsgewand der französischen Gewaltmaßnahmen. 
M. L.: Recht und Privatwirtschaft. I. B.: Die Hauptrichtungen des Welthandels. 

A 13. Avril. Heft 15. K. S.: Zur Lage. Dr. Hans von Eckardt: Der Ruhrkonflikt 

und der Kommunismus. G. K.: Die Getreideversorgung seit dem Kriege. 

20. April. Heft 16. Spectator: Der Stand des Reparationsproblems. G. K.: 
Das erste Vierteljahr 1923. J. B.: Der Stand der Indexzahlen. — 

27. Apri. Heft 17. E. T.: Die Regelung der Brotgetreidewirtschaft. K. S.: 
Deutscher Außenhandel. Egon Bandmann: Die Auswirkungen des Achtstunden- 
tages, 
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4. Mai. Heft 18. Fritz Naphtali: Bankbilanzen für 1922. Hanseat: Finanz- 
politik in Transkaukasien. E. T.: Das Finanzjahr 1922. 

11. Mai. Heft 19. Spectator: Zur Lage. Dr. Eugen Ledebur-Wicheln: Die 
Finanzen der tschechoslowakischen Republik. F. W. M.: Schuldenbersinigung in 
China. M. I.: Recht und Privatwirtschaft. 

18. Mai. Heft 20. v. E.: Deutsch-russische Handelsbeziehungen. E. T.: Die 
Reichseinnahmen 1922 bis 1923. G. K.: Die Reichsbank seit Jahresbeginn. 

25. Mai. Heft 21. G. K.: Die Eisenindustrie seit der Ruhrbesetzung. Hanseat: 
Finanzpolitik in Transkaukasien. M. L.: Die Haager Regeln von 1922. 

1. Juni. Heft 22. Spectator: Zur Lage. E. T.: Die Außenhandelskontrolle. 
Werner Lehmann Saarbrücken: Arbeiterfragen im Saargebiet. 

8 Juni. Heft 23. Der Öltrust Hugo Stinnes. I. B.: Der deutsche Außenhandel 
im März. Werner Lehmann-Saarbrücken: Arbeiterfragen im Saargebiet. 

15. Juni. Heft 24. E. R.: Prestige. K. S.: Bedingungen und Folgen. Dr. Hans 
von Eckardt: Frankreichs Wirtschaft und die Ruhrkrise. 

22. Juni. Heft 25. Phönix, Rheinstahl, Otto Wolff. Dr. H. B.: Deutschlands 
Zuckerwirtschaft. I. B.: Der Stand der Indexzahlen. 


Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. Herausgegeben von Dr. K. 
Bücher. Tübingen 1923. H. Laupp’sche Buchhandlung. 


77. Jahrg. 1922/23. 3. Heft. Karl Bücher: Mittelalterliche Handwerksverbände. 
Alfred Renner: Objektivismus und Subjektivismus in der Preistheorie. Rudolf 
Mallochow: Die Strömungen der Devisenpolitik seit 1914 und unsere Reparations- 
verpflichtungen. Ernst Schultze: Die staatliche Handelsflotte Kanadas, 


The American Economic Review. 


Vol. XII. Nr. 1. March 1923. Henry R. Seager: Company Unions vs Trade 
Unions. Abraham Berglund: The Tariff Act of 1922. Rufus S. Tucker: Financial 
Argument for Federal Aid to Education: A Critism. H. G. Moullon: Economic 
Conditions in Europe. Benjamin M. Anderson, Jr.: European Financial Situation 
and Remedies. Henry Bruere: Constructive versus Dollar Diplomacy. Irving Fisher: 
Stabilization of Europe. S. S. Garrett: Some Notes on the Relation of Money and 
Prices. E. A. Goldenweiser: Effects of Further Gold Imports on Our Banking. 

Vol. XII. Nr. 1. March 1923. Supplement. Papers and Proceedings of the Thirty- 
. Annual Meeting of the American Economic Assoeiation Chicago, Illinois December, 
1922. 


Bollettino di Statistica e di Legislazione Comparata. 
Anno XX. Fascicolo IV. 1921/22, 


Parte I. Statistica. Riscossioni di Aprile, Maggio e Giugno 1922 e riscossioni 
dell'intero esercizio 1921 /22, confrontate rispettivamente con quelle dei corrispondenti 
periodi dell’esercizio 1920/21, per il Bollo, il Registro, le Imposte dirette, le Dogane 
e Imposte indirette, i Monopoli industriali, il Lotto e i Monopoli commerciali. Tasse 
sugli affari: Dati statistici „sommari“ delle riscossioni del primo semestre 1921 /22. 
Colonie Italiane: Tripolitania. Le tasse sugli affari riscosse nell'esercizio 1920/21. 

Parte II. Legislazione italiana e notizie di legislazione estera. 
Italia: Provvedimenti tributari. Le società ordinarie per azioni durante il primo 
semestre 1922. Belgio: Il bilancio per l'esercizio 1922. Francia: Il progetto di bilancio per 
l'esercizio 1923. La tassa sui velocipedi nel 1921. Le automobili ne! 1921. Inghilterra: 
Tassa di bollo sui trasporti di persone per ferrovia. 


Economica. 

June 1923. Nr. 8. Dr. J. Bonar: Adam Smith, 1723 and 1923. Prof. E. Cannan: 
Adam Smith on Twentieth Century Finance. H. B. Lees-Smith, M. P.: Reform of 
the House of Lords and the Government Resolutions of 1922, A. R. Burns: The 
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Effect on Trade of Funding the Floating Debt. L. L. T’ang: The Problem of Chinese 
Currency. Dr. H. Dalton, M. Ginsberg: A New Contribution to the Population 
Problem. Mrs V. Ansley: Some Recent Literature on Finance and Politics in India. 
R. A. Fisher, Prof. A. L. Bowley: Statistical Tests of Agreement between Obser- 
vation and Hypothesis. 


Economie Journal, 

Vol. XXXIII. March 1923. Nr. 129. Prof. D. H. Macgregor: Motives and 
standards in industry. Sir W. M. Acworth: Grouping under the railways act. Prof. 
E. G. Mears: Wheat, flour, and bread prices. F. Lavington: The Indian fiscal 
commission. I. M. Keynes: Prof. Jevons on the Indian exchange. H. Dalton: 
Pantaleoni Fascist. Prof. F. Y. Edgeworth: Rathenau idealist. G. C. Allen: An 
eighteenth-century combination in opper ara 

June 1923. Nr. 130. Prof. Verrijn Stuart: Metallic and non-metallic standards 
of money. Prof. H. Schumacher: The situation in the Ruhr. Prof. A. C. Pigou:. 
Prices and wages from 1896-1914. Prof. E. Cannan: The agricultural inquiry. 
D. H. Robertson: Economic psychology. P. S. Florence: Recent researches in 
industrial fatigue. 


De Economist. 

?2ste Jaargang. 15 Maart 1923. Nr. 3. Mr. A. M. de Jong: De Engelsche Bank- 
Restriction van 1797. II. G. I. W. Putman Cramer: De Indische begrooting 1923 
in de Tweede Kamer der Staten-Generaal. 

15 April 1923. Nr. 4. Mr. A. M. de Jong: De Engelsche Bank-Restriction van 
1797 (Slot.). M. H. Roodschild: Overbevolking en landverhuizing. 

16. Mei 1923. Nr. 5. Mr. I. Kist: Veiligheidsmarges bij de berekening der premie- 
reserves van levensverzekering-maatschappijen. B. van Genechten: De economische 
zidje der Vlaamsche beweging. 

15 Juni 1922. Nr. 6. C. A. Verrijn Stuart: Adam Smith en de vrijhandel. 
D. van Blom: Adam Smith, de wegbereider. H. W. C. Bordewijk: Adam Smith 
en de belastingen. ‚Ant. van Gijn: Adam Smith over bankwezen. I. C. Kielstra: 
Adam Smith over de kolonien. 


Giornale degli Economisti e Rivista di Statistica. 


Anno XXXIV. Vol. LXIV. Marzo 1923. Nr. 3. Epicarmo Corbino: I Porti 
dall’ Elba a Napoli. Giorgio Mortara: Intorno al Regime delle Assicurazioni sulla 
Vita. Giovanni Carano Donvito: It Fattore „Terra“ nella Ricostruzione odierna. 

Aprile 1923. Nr. 4. Fulvio Zugaro: Le Egemonie militari in Europa avanti e 
dopo la guerra. Vittorio Alfieri: Le Revelazioni amministrative. G. de Francisci 
Gerbino: Di una Proposta di riforma del diritto successorio. 

Maggio 1923. Nr. 6. Marco Fanno: Inflazione monetaria e corso dei cambi. 

Giugno 1923. Nr. 6. Vincenzo Dentamaro: Il Commercio estero dell’ Italia 
durante la guerra. Giuseppe Majorana: Della dinamica patrimoniale nella presente 
economia capitaliste. 


International Labour Review. 


Vol. VII. No. 2—3. February—March 1923. I. P. de Vooys: Labour Legislation 
and Economic Possibilities. Horace B. Drury: Labour Shifts in Continuous Industries 
in the United States. Sidney Webb: The British Labour Movement and the Industrial 
Depression. Johan Hoidstein: Unemployment in Norway. 

Nr. 4. April 1923. Sigfrid Hansson: The Trade Union Movement in Sweden. 
Dr. René Sand: Health and the Workers. Migration Movement throughout the 
World in 1913, 1920 and 1921. Dr. Fritz Bager: Apprentice Training in the Austrian 
Metal Industry. 

-Nr. 5. May 1923. Odon Por: The Guild Movement in Italy. Charles Dulgt: The 
Present Position in the French Trade Union Movement, 
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Nr. 6. June 1923. H. Baumgart: Polish Labour Legislation. J. Gerritsz: 
Measures to Combat Unemployment in the Netherlands. E. Reinhard: The 
Swiss Workers’ Education Movement. 


Johns Hopkins University Studies in Historical and Political Science. 


Series XV. Nr. 4. Charles C. Thach, Jr., Ph. D.: The creation of the presidency 
1775—1789. A study in constitutional history. 

Series XLI. Nr. 1. Kathryn L. Behrens, Ph. D.: Paper money in Maryland 
1727 —1789. 


The Journal of Political Economy. 


Vol. XXXI. Nr. 1. February 1923. G. A. Kleene: Productive Apparatus and 
the Capitalist. Reginald Lennard: English Agriculture Since 1914. III. I. Maurice 
Clark: Overhead Costs in Modern Industry. W. C. Keirstead: Provincial Taxation 
in Canada. Royal E. Montgomery: International Patent Legislation. Franklin 
Charles Pahn: The Siege of La Rochelle. L. W. Mints: Open Market Borrowing. 

Nr. 2. April 1923. Rexford G. Tugwell: The Life and Work of Simon Nelson 
Patten. I. Maurice Clark: Overhead Costs in Modern Industry. Waldo F. Mitchell: 
The Liquidity of Bank Earning Assets. Clyde I. Crobaugh: International Comity 
in Taxation. Charles O. Hardy and Leverett S. Lyon: The Theory of Hedging, 
Paul H. Douglas: Labor Adjustment. S. P. Meech: Financing Business through 
Commercial Paper Issues. L. W. Mints: Expansion of Capital by Open Market 
Borrowing. 

Nr. 3. June 1923. E. B. Mittelman: Loyal Legion of Loggers and Lumbermen. 
Frank H. Knight: Some Books on Fundamentals. James Westfall Thompson: 
Crown Lands in Feudal Germany. Harold D. Lasswell: The International Investment 
Market. Arthur W. Kornhauser: Psychological Tests for Business. James D. 
Magee: The Fight against Par Check Collection. 


Metron. 


Vol. IT. Nr. 3. 1. Januar 1923. A. A.Tschuprow: On the mathematical expectation 
of the moments of frequency distributions in the case of correlated observations. 
A. L. Bowley: The precision of measurements estimated from samples. W. Winkler: 
Die Berechnung der Tauglichkeitsprozente in der Heeresergänzungsstatistik. A Mac 
Donald: A study of the United States Senate. M. Boldrinie A. Crosara: Sull’azione 
selettiva della statistica commerciali. IJ. America. 


Political Science Quarterly. 


Vol. XXXVIII. March 1923. Nr. 1. Edwin R. A. Seligman: The Effects of 
Taxation. Edward Mead Earle: The Secret Anglo-German Convention of 1914 
Regarding Asiatic Turkey. Graham Wallas: Jeremy Bentham. Raymond Leslie 
Buell: The Development of Anti-Japanese Agitation in the United States. II. Tyler 
Dennett: Early American Policy in Korea. 1883/87. Robert Livingston Schuyler: 
The Britannic Question and the American Revolution. William E. Dodd: Wilsonism. 


The Quarterly Journal of Economies. 


Vol. XXXVII. February 1923. Nr. 2. Frank D. Graham: Some aspects of 
protection further considered. Holbrook Working: Prices and the quantity of circulating 
medium, 1890—1921. E. W. Morehouse: Development of industrial law in the 
Rochester clothing market. A. F. Mc. Goun: Higher and lower desires. J. Jastrow: 
The new tax system of Germany. Allyn A. Young: Fisher’s ,,The making of index 
numbers“. 

May 1923. Nr. 3. Abbott Payson Usher: Soil fertility, soil exhaustion, and their 
historical significance. Laurence Bradford Packard: International rivalry and 
free trade origins, 1660—1678. Arthur H., Cole: A neglected chapter in the history 
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of combinations: The American wool manufacture. Kemper Simpson: Further 
evidence on the relation between price, cost, and profit. Jens Warming: Danish 
Agriculture with special reference to cooperation. 


Revue Internationale du Travail. 


Vol. VII. Nr. 1. Janvier 1923. Nils Fredriksson: L'enseignement professionnel 
è Stockholm. V. Totomiantz: La coopération en Russie avant la guerre 
I’inspection du travail dans la Russie de Soviets. | 


Rivista Internationale di Scienze Sociali e Discipline Ausiliarie. 


Anno XXXI. Vol. XCV. Fasc. CCCLXII. Febbraio 1923. Ernesto Jallonghi: 
L'Enciclia del Papa. Avv. Fanny Dalmazzo: Il problema legislativo dell'assistenza 
ai minorenni abbandonati. A. Bernardino: Vedute e indagini economiche recenti. 

Fasc. CCCLAILIT. Marzo 1923. Filippo Meda: La ripresa della lotta anti- 
pomografica. Vittorio Mezzatesta: Lavori pubblici e neostruzione nazionale. 

Fasc. CCCLXIV. Aprile 1923. Vincenzo Bianchi-Caghesi: La restau- 
razione del patrimonio ecclesiastico. Lello Gangemi: Sul credito agrario di Stato. 
Avo. Beniamino Petrone: Il problema politico-giuridico della responsabilita mini- 
steriale. 

Vol. XCVI. Fasc. CCCLXV. Maggio 1923. Callisto Gravazzi: Sindacati bianchi. 
o cattolici? Ofelimo: Per l’Erariv. Beniamino Petrone: Il problema politico- 
giuridico della responsabilità ministeriale. 

Fasc. CCCLXVI. Giugno 1923. Bagusin Righi: Per la rinascita economica 
del’empörio triestno. Carlo Bolzoni: Le casse rurali italiane. Lello Gangemi: 
Jul credito agrario i stato. 


Studies in history, economics and publie law. 

Vol. CIV. Number 2. Whole Number 236. Wayland Fuller Dunaway, Ph. D.: 
History of the James River and Kanawha company. 

Vol. CVI. Number 1. Whole Number 239. Tingfu F. Tsiang, Ph. D.: Labour 
and Empire. A study of the Reaction of British Labor, Mainly as Represented in 
Parliament, to British Imperialism Since 1880. 
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Landwirtschaft in Räterußland. 


Von Kurt Wiedenfeld. 


Über die landwirtschaftlichen Verhältnisse Rußlands eine zusammen- 
fassende Übersicht zu geben, ist heute noch schwieriger, als es schon in 
der Zeit vor dem großen Kriege immer war. Denn das riesige Gebiet ent- 
hält natürlich, bei aller Gleichförmigkeit der Bevölkerungsart und selbst 
der klimatischen Grundbedingungen, schon dank der — schließlich zum 
Gegensatz werdenden — Steigerung aller Härten des Kontinentalklimas 
und dank den Unterschieden der Bodenbeschaffenkeit, nicht zuletzt dank 
den gewaltigen Verschiedenheiten der Verkehrslage in den einzelnen Teilen 
soviel Eigentümlichkeiten der ländlichen Besitzverfassung und Betriebs- 
form, daß die Herausarbeitung eines Typus „russische Landwirtschaft‘ 
immer nur in ganz großen Zügen möglich ist. Hiezu kommt jetzt noch das 
Fehlen von zuverlässigem Material, wie es bei der Neuheit der — so gründlich 
veränderten — politischen Struktur des Reiches selbstverständlich ist; 
ein Mangel. der sich um so empfindlicher geltend macht, als der Zustand 
des russischen Transportapparates eine einigermaßen umfassende Lokal- 
erkundung ebenfalls unmöglich macht. Was sich heute über die Wirkungen 
des Rätesystems in der russischen Landwirtschaft berichten läßt, beruht 
daher notwendig zu weit überwiegendem Teil auf Mitteilungen zweiter 
und selbst dritter Hand. Diese wiederum müssen mit ganz besonderer 
Vorsicht gewertet werden, weil das ganze System des Bolschewismus 
ciner wirklich offenen Aussprache nicht gerade fürderlich ist. Es bedarf 
dr*:er einer besonders ausgedehnten Kontrolle der verschiedenen Mit- 
tes.angen, mögen sie von bolschewistischer oder nichtbolschewistischer 
Seite kommen. Selbst dann werden immer noch Zweifel übrig bleiben, 
ob nicht auf der einen Seite die grundsätzliche Bejahung des heutigen 
Systems den Berichten einen zu rosigen Untergrund gegeben oder anderer- 
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seits die grundsätzliche Ablehnung des Bolschewismus das Bild allzu 
schwarz gemalt hat; das leidenschaftlich Heiße der sozialen und politischen 
Empfindungen, die natürlich jedes Urteil beeinflussen, ist um so schwerer 
aus der letzten Wertung aller Erzählungen auszuschalten, als gerade die 
nichtbolschewistischen Kreise durch den Terror der Tscheka zu besonderer 
Vorsicht genötigt sind, weil diese Geheimpolizei den Verkehr mit Aus- 
“ ländern unter besonders liebevolle Beobachtung zu nehmen pflegt. Wer 
Rußland nicht von früher her einigermaßen kennt und von dieser Kenntnis 
wenigstens eine gewisse Unterlage für die Wertung der ihm heute zufließen- 
den Mitteilungen bekommt, wird kaum in der Lage sein, sich ein auch nur 
halbwegs brauchbares Urteil über die heutigen Zustände zu bilden. Und 
auch der Kenner des früheren Rußland darf nie außer acht lassen, daß die 
Errichtung Potemkinscher Dörter eine nie vergessene Kunst aller russischen 
Regierungen gewesen ist. 


F. Die ländliche Besitzverfassung. 


Im Unterschiede zu der wuchtigen Generalprobe, als die man die Be- 
wegung des Jahres 1905 wohl bezeichnen darf ist die Revolution des 7. No- 
vember 1917 allein von den städtisch-proletarischen Schichten eingeleitet 
und bis heute getragen worden. Aber in einem Lande, das zumindest 
75 oder 80% !) landwirtschaftlich aufgebaut ist, war es eine zwingende 
Notwendigkeit, von Anfang an den Zusammenhang mit der bäuerlichen 
Bevölkerung herzustellen, wie auch immer wieder entscheidende Rücksicht 
auf die Interessen und die Stimmungen des platten Landes genommen 
werden mußte. Auch für die „Kommunistische Partei“ galt es also, trotz 
ihres städtischen Grundcharakters den bekannten Landhunger des 
russischen Bauern zu befriedigen oder ihm doch mindestens gleich zu 
Anfang einige Aussicht auf Befriedigung zu eröffnen. Dies ist denn auch 
schon am ersten Tage nach der Durchführung des Staatsstreiches durch 


ein Dekret der Volkskommissare geschehen, welches den Grund und Boden . 


im ganzen Reiche zu Nationaleigentum erklärt. 


N) Soweit hier Ziffern gebracht werden, sind sie dem Buch von Prokop: «°° 
„Übersichten über die Wirtschaft RiteruBlands (Berlin 1923, Obelisk-Ve:t iv 
russischer Sprache) entnommen. Der Verfasser ist nicht Bolschewist und brit ii ee 
das amtliche Material mit Kritik. Er stützt sich aber auf dieses Material, sowe't > 
sachlich brauchbar erscheint, ohne Voreingenommenheit. Den allgemeinen ti." 
habe ich in meinem Buch „Lenin und sein Werk“ (München 1923) zu zeich'n > ` 
sucht. 
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Die Ausnutzung dieses Erlasses durch die Bauernschaft schlieBt an 
Vorgänge an, die sich bereits im Sommer 1917 unter der radikaldemo- 
kratischen Kerenskiregierung abgespielt hatten. In dieser Zeit nämlich 
hatten die bäuerlichen Arbeitskräfte, mit deren Hilfe der Großgrundbesitz 
sein Land zu nutzen pflegte, die große Arbeiternot, die sich aus dem Kriege 
naturgemäß ergeben hatte, und die Durchbrechung alles Autoritäts- 
gefühls, wie sie aus jeder Revolution zunächst einmal hervorgeht, in der 
Weise sich zum Vorteil gemacht, daß sie in sehr weitem Umfange sich 
weigerten, die Wiesen des Großgrundbesitzes — von jeher dank der eigen- 
tümlichen Landverteilung ein besonders scharfer Dorn im Auge der Bauern 
— für die Eigentümer abzumähen. Sie verlangten eigene Nutzung der Wiesen 
und haben sie tatsächlich auch durchgeführt, soweit sie überhaupt die 
Arbeit des Abmähens ausgeführt haben. Im Herbst des Jahres 1917 hat 
sich dann ähnliches, wenn auch allem Anschein nach in wesentlich ge- 
ringerem Umtang, bei der Aberntung der Äcker abgespielt. In den Kreisen 
des Großgrundbesitzes wird namentlich dem sozialrevolutionären Land- 
wirtschaftsminister Tschirnow der Vorwurf gemacht, daß er durch eine 
weit ausgreifende Agitation die Bauern zu der tatsächlichen Exproprlierung 
der Grundherren aufgestachelt habe; ein Vorgehen, das um so bemerkens- 
werter ist, als die Kerenskiregierung bekanntlich die Fortsetzung des 
Krieges sich zur Aufgabe gemacht hatte, und als dennoch der heiße Wunsch 
j.des einzelnen Bauern, bei dieser tatsächlichen Autteilung der so 
dringend ersehnten Wiesen des Großgrundbesitzes nicht zu kurz kommen, 
das russische Heer schon der völligen Auflösung anheimfallen ließ. 

Die formelle Nationalisierung des gesamten Grund und Bodens, wie 
sie nun in jenem Dekret vom 8. November 1917 ausgesprochen wurde, 
hat tatsächlich nichts anderes bedeutet, als daß dadurch der Großgrund- 
besitz in aller Form für vogeltrei erklärt worden ist. Dabei hat sich die 
Räteregierung lange Zeit jedes eigenen Eingriffes enthalten. Sie hat es der 
Bauernschaft überlassen, zunächst sich selber zu helfen. Demgemäß ist 
die Bewegung in den verschiedenen Landesteilen so unterschiedlich vor 
sich gegangen, daß noch heute die Spuren der verschiedenartigen Arbeit 
auch äußerlich deutlich erkennbar sind. In der nördlichen Waldzone nämlich, 
"je bekanntlich in der Breite von Moskau etwa beginnt, hat es bei der 
\‘auernschaft einen Mangel an Ackerland nicht eigentlich gegeben, da dort 
dy. Tungsgelegenheit immer noch reichlich vorhanden war. Infolgedessen 
ha. sich hier die Bauernschaft zwar auch auf die Wiesen des Großgrund- 
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besitzes gestürzt; sie waren, wie fast überall in Rußland, nach der Bauern- 
befreiung den alten Eigentümern längs der \Wasserläufe belassen worden 
und dadurch nicht nur an sich in der für Wiesen günstigeren Lage, sondern 
sie versperrten auch der Regel nach dem bäuerlichen Vieh überhaupt den 
Wee zum Wasser. Dagegen ließ man das Ackerland und auch die ganzen 
Gutsgebäude zu erheblichem Teil unberührt, wie denn auch heute noch 
etwa bei einem Fluge von Moskau nach Smolensk und Diinaburg die 
große Zahl der aus den Wäldern hell herausstechenden Gutshöfe auffällt. 
In den südlichen Teilen dagegen, namentlich im Gebiete der Schwarzerde, 
ging der Landhunger der Bauern gerade auch auf das Ackerland des Groß- 
grundbesitzes; wobei dann die Gutshofe in viel größerer Zalıl als im Norden 
in Flammen aufgegangen sind. Die Großgrundbesitzer selbst und ihre 
Familien allerdings haben ebenso im Norden wie im Süden ihre Besitz- 
tümer zum größten Teil verlassen müssen, wenn sie nicht mit ihrem Leben 
der hei aufgestachelten Wut der Bauernschaft zum Opfer fallen wollten. 

Im. Süden hat sich bereits eine gewisse Reaktion wieder bemerkbar 
gemacht. Die Bauern haben das Land, das sie sich angeeignet hatten, 
zum Teil doch nicht halten können. Es fehlt ihnen, zumal bei der Ein- 
äscherung der Gutshöfe auch viel Vieh umgekommen und Gerät vernichtet 
worden ist, an dem ertorderlichen Inventar zur Bestellung und Aberntung 
der Äcker. Auch Saatgut konnten sie nicht im erforderlichen Umfange sich 
beschatfen. So manche bäuerliche Gemeinde hat daher das neuangceignete 
Land wicderum der Regierung zur Verfügung gestellt, die es auch gern 
angenommen hat. Zum Teil hat aber die Regierung auch aus eigener 
Initiative die Aufteilung rückgängig gemacht und die wiederum ge- 
schlossenen Gutskomplexe einer Reihe von Fabriken zwecks Ernährung 
ihrer Arbeiterschaft zu selbständiger Bewirtschaftung überantwortet. In 
bemerkenswerter Ausdehnung soll dies namentlich in jenen Teilen des 
Südwestens geschehen sein, in denen der Anbau der Zuckerrübe schon eine 
bedeutende Rolle gespielt hatte; der staatlich organisierte Zuckertrust. 
der zu den bestgeleiteten Organen der Rätewirtschaft zu zähle. ivi, hat 
verhältnismäßig früh die Erzeugung der Rübe an seine Fabrikv"rwaltune 
angegliedert und durch eine besondere Abteilung, in der sich.tiv ox | 
Landwirte und bewährte Beamte der zaristischen Landwirtschaft, ve 
waltung zusammenfanden, die besten Güter der früheren Zeit in ct. 
Bewirtschaftung genommen. Andere Großgüter wurden bewähren Pia >; 
genossen übertragen, mit dem formellen Auftrag, daraus Mustery ir, 
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schaften zu machen; hieraus scheint jedoch noch nicht etwas Nennens- 
wertes herausgekommen zu sein. Die größten Besitzungen, wie sie nament- 
lich im Südosten als staatliche Domänen der Pferdezucht gedient hatten, 
und das sogenannte Reserveland der Kosakenheere, das an deren Offiziere 
als Naturalentlohnung zu Lehen gegeben zu werden pflegte, t) hat die Räte- 
regierung ebenso wie die unversehrten Waldgüter des Nordens noch völlig 
in eigener Hand behalten; sie bilden diejenigen Landkomplexe, aus denen 
jetzt die Konzessionen an Ausländer gegeben werden können. Den Wald- 
besitz hat die Regierung sogar den Bauern dort genommen, wo er von jeher 
in deren Eigentum sich befand; er allein ist wirklich in vellem Umfange 
nationalisiert worden, während an landwirtschaftlichem Grund und Boden 
nur drei Millionen Hektar in rund 6000 Gütern unmittelbares Regierungs- 
land geblieben sind oder geworden sein sollen. 

Besondere Aufmerksamkeit hat das Rätesystem jenen Landaneignungen 
gewidmet, die sich in der Form von „Kommunen“ und von Artjels voll- 
zogen haben. Namentlich die Errichtung von ländlichen „Kommunen“ 
war in den ersten Jahren nach der Revolution eine Art von Modesache 
geworden; im Juni 1919 ist der höchste Stand mit 2099 erreicht worden, 
nachdem im Jänner desselben Jahres erst 950 gezählt worden waren. 
Seitdem hat dieZahl dauernd abgenommen, im September 1921 — die letzt- 
bekannte Ziffer — sind nur 1528 noch übrig gewesen. Bei den Artjels- 
siedlungen ist die Bewegung sehr viel gleichmäßiger vor sich gegangen: 
aus 422, die für den Jänner 1919 anzegeben werden, sind bis zum Juni 
dieses Jahres 1935 und dann bis zum September 1921 in starker, aber 
sleichmäßiger Zunahme rund 10.000 geworden. Der Unterschied der beiden 
Siedlungsformen liegt darin, daß die Artjels, die bekanntlich auf jedem 
Betätigungsgebiet in Rußland eine außerordentlich große Verbreitung 
immer gehabt haben, auch in der Landwirtschaft bei ihrem genossenschaft- 
lichen Charakter verblieben sind, das heißt den landwirtschaftlichen Be- 
trieb zwar in gemeinsamer Arbeit und vom gemeinsamen Besitz der Pro- 
duktis asmittel her führen, die tatsächliche Arbeitsleistung des einzelnen 
Mitgl® des jedoch verschieden bewerten, wie auch jede Familie für sich 
einen geschlossenen Konsumkörper bildet; die Kommunen dagegen sind 
recht eigentlich kommunistisch aufgebaut und kennen weder die gesonderte 
Wertung der einzelnen Arbeiisleistungen, noch die gesonderte Haushalt- 


1) Über das eigentümliche Landbesitzsystem der Kosakenheere vgl. Wieden- 
feld, Sibirien in Kultur und Wirtse' aft (Bonn, 1915). 
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führung der einzelnen Familie. Die Artjels sind also aus altem russischen 
Fühlen erwachsen und demgemäß von der bäuerlichen Bevölkerung ge- 
bildet worden, die sich auf Gutsland neu angesetzt hat. Die Kommunen 
dagegen haben ganz überwiegend städtische Elemente zusammengefaßt, 
welche den Ernährungsschwierigkeiten der Städte entrinnen wollten, ohne 
doch alte Beziehungen zum platten Lande noch zu haben, und welche nun 
die theoretischen Neigungen der kommunistischen Regierung sich zur 
Erlangung von Ackerland nutzbar machten. Vielfach ist es auch umher- 
schweifendes Gesindel gewesen, Reste der im Bürgerkrieg so stark ins 
Kraut geschossenen Räuberl:anden, welche sich den Schein der Seßhaft- 
machung gegeben haben, um unter diesem Schutz die nähere und weitere 
Nachbarschaft leichter brandschatzen zu können. Der starke Rückgang 
der Zahl zeigt, daß die Regierung bald das Verfehlte dieser Art von land- 
wirtschaftlichem Betrieb erkannt und den „Landkommunen“ Errichtung 
und Fortführung nicht gerade erleichtert hat. Auch die Ziffer der Artjels 
ist aber zu gering, als daß man ihnen eine irgend nennenswerte soziale 
Bedeutung beimessen könnte. 

In völlig ungebrochener Stellung ist hiernach auch im bolsche- 
wistischen Rußland die Bauerngemeinde dasjenige Sozialorgan geblieben. 
das den landwirtschaftlichen Betrieb für beinahe die ganze Bauern- 
bevölkerung bestimmt; und zwar ist es in den großrussischen Teilen, das 
heißt im ganzen Norden und Östen des europäischen Reiches und in Sibirien. 
bei der Ferm der Feldgemeinschaft, der Obschtschina — in Deutschland 
meist als Mir bezeichnet, obwohl es eine Gemeindeversammlung, einen Mir, 
auch in den Gemeinden ohne Feldgemeinschaft gibt — in derjenigen 
Weise geblieben, wie diese Besitzverfassung in der zaristischen Zeit aus der 
Stolypin-Kriwoschein’schen Agrarreform hervorgegangen ist, während in 
der Ukraine der Einzelbesitz ebenfalls unangetastet hat beibehalten word 
können. Auch die Aneignung der dem Großgrundbesitz früher gehoren u 
Acker- und Wiesenflächen ist demgemäß von den Dörfern nicht dm.: 
zelnen Bauern überlassen worden, sondern allenthalben — auch hos rr 
eine Angelegenheit der Gemeinde gewesen; die Gemeindeversamim 29: 
haben die Verteilung geregelt, ob es sich um Übernahme in !rkinm tr- 
schafi oder in Einzelbesitz handelte. | 

Diese Schonung der Gemeinderechte beruht nicht etwa darauf, daß dic 
Kommunisten die Feldgemeinschaft, die Obschtschina, als eine Institution 
kommunistischen Inhalts betrachten. Sie lehnen gerade dies vielmehr mit 
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allem Nachdruck und mit Recht ab; denn die Feldgemeinschaft bedeutet 
lediglich eine rechtliche Eigentumsgemeinschaft am Grund und Boden, 
aber nicht etwa eine Gemeinschaft des landwirtschaftlichen Betriebes und 
noch viel weniger eine Gemeinschaft des Ertrages, und sie hat bekanntlich 
das Aufkommen sozialer Schichtungen um so weniger gehindert, als das 
Betriebsinventar, vor allem das Zugvieh und die Geräte, ebenso das Saat- 
gut, ausnahmslos privates Eigentum der einzelnen Bauernfamilie geblieben und 
jeder Feldgenosse bisher berechtigt war, seinen Anteil — wenn es ihm etwa 
an Inventar zur Bearbeitung oder an Kaufkraft für Saatgut fehlte — 
beliebig zu verpachten. Von der zaristischen Zeit hat die Sowjetregierung 
sogar die starke Abneigung gegen Landumteilungen, wie sie für die Ob- 
schtschina bekanntlich dem Rechte nach charakteristisch sind, so stark 
übernommen, daß sie schlankweg jede neue Umteilung zunächst einmal ver- 
boten hat. Das ist um so bemerkenswerter, als naturgemäß die revolutionäre 
Stimmung der landarmen Bauern in allererster Linie sich auf neue Um- 
teilungen richten mußte; ist dies doch der Weg, auf dem sich am ein- 
fachsten die schon wieder historisch gewordenen Landbesitzverhältnisse 
innerhalb des Dorfes revidieren und mechanisch nach der Ziffer der männ- 
lichen Familienmitglieder (Seelen), nicht aber nach Fleiß und Sparsamkeit, 
nach dem Inventarbesitz der Familienhäupter neu ausrichten lassen. Die 
Rücksicht auf die Erhaltung und Mehrung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktivität hat die bolschewistische Regierung genau so wie die Berater 
des Zaren in den Gegensatz zu dieser populären Forderung gedrängt. 
Und auch das neue Agrargesetz atmet durchaus den Geist der radikalen 
Reformer früherer Zeit, wennschon in der Wahl der Ausdrücke natürlich 
Konzessionen an die bolschewistischen Grundsätze gemacht worden sind; 
die sogenannte Aussiedlung, das heißt die Bildung geschlossener Einzelhöfe, 
ist sogar noch erleichtert worden. 

Im ganzen darf die Bedeutung, welche die beiden Revolutionen des 
Jahres 1917 und namentlich auch die Nationalisierung des ganzen Grund 
und Bodens für die bäuerliche Bevölkerung gehabt haben, nicht sehr 
hoch. eingeschätzt werden. Man kann den Umfang des Großgrundbesitzes, 
der nach den mannigfachen Agrarreformen noch übrig geblieben war, auf 
etwa 20 Prozent der land- und forstwirtschaftlich nutzbaren Fläche im 
europäischen Rußland annehmen. Davon entfiel jedoch ein sehr erheblicher 
Teil auf Waldbesitz, und etwa ein Drittel des Acker- und Wiesenlandes 
der Großgüter soll jetzt geschlossen in der Hand des Staates sich befinden. 
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lm Vergleich zu den gewaltigen Flächen, die schon im Jahre 1917 im Besitz 
der bäuerlichen Bevölkerung sich befunden haben, kann mithin das, was 
dank der Nationalisierung neu hinzugekommen ist, nicht sehr viel sein. 
Das Gesamtbild der Dörfer kann sich nicht sehr wesentlich verschoben 
haben, wennschon es richlig sein mag — wie von bolschewistischer Seite 
angegeben wird — daß die Zahl der landlosen Bauernfamilien sich be- 
trächtlich vermindert und die Zahl der ausgeprägt kleinbäuerlichen Wirt- 
schaften besonders stark vermehrt habe. In der Waldzone ist die Gesamt- 
fläche des bäuerlichen Besitzes dadurch, daß der Staat alle Wälder an sich 
genommen hat, im ganzen sogar vermindert worden. Der riesige Land- 
hunger hat jedenfalls nicht im entferntesten seine volle Befriedigung 
erfahren. 

Dieses Ergebnis der kommunistischen Zeit ist um so bemerkenswerter, 
als gerade der Landhunger von einen anderen Zusammenhang her in eben 
diesen Jahren eine wesentliche Verschärfung erhalten dat. Die Stolypin- 
Kriwoschein’sche Reform ist bekanntlich ganz bewußt darauf ausgegangen, 
die eigentlich proletarischen Teile der ländlichen Bevölkerung ganz vom 
Landbesitz zu lösen und zu einem rein städtisch-industriellen Proletariat 
umzuwandeln; und man konnte dieses Ziel aufstellen, weil die russische 
Industrie in starkem Aufschwung sich befand und demgemäß in zunehmen- 
dem Umfange soleher Arbeitskräfte bedurfte, die nicht mehr alljährlich 
ein paar Wochen in ihr Dorf zurückkehrten, die vielmehr eine ununter- 
brochene Fortführung des industriellen Betriebes für das Jahr ermöglichten 
— dem Landhunger wurde die Industrialisierung planmäßig entgegen 
geworfen. Davon kann jetzt und für absehbare Zeit nicht mehr die Rede 
sein. Ausnahmslos alle Industriezweige sind durch den Krieg und durch die 
verheerenden Invasionen der Nachkriegszeit in ihrer Produktivkraft so 
geschwächt, und es besteht unter dem kommunistischen System so geringe 
Aussicht, in einigermaßen raschem Tempo die frühere Leistungsfähigkeit 
wieder herzustellen, daß dieser Kanal zur Abführung der überschüssigen 
Landbevölkerung als verstopft und versandet bezeichnet werden muß. 
In gewaltigen Scharen ist vielmehr die industrielle Arbeiterschaft, ganz 
gleich ob sie noch mit der Landgemeinde einen rechtlichen Zusammenhang 
hatte oder nicht, auf das platte Land zurückgewandert; das Fehlen ze- 
eigneter Arbeitskräfte ist für den raschen Wiederaufbau der russischen 
Industrie in fast jedem Einzelfall eine der schwersten Hemmungen ge- 
worden. Sibirien aber, in das sieh früher ein sehr breiter Strom von Aus- 
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wanderern zu ergießen pflegte, sperrt sich jetzt noch nachhaltiger dageyen 
ab, als es schon früher immer es zu tun versuchte; die staatliche Autorität, 
die früher immerhin den Weg noch offen hielt, ist heute jenseits des Urals 
längst nicht stark genug, den Widerstand der Bauern gegen den Zuzug 
neuer Elemente zu brechen, und muß auch den selbstbewußten Sibirjak 
unendlich viel vorsichtiger behandeln, als die frühere Regierung dies nötig 
hatte, weil man heute im europäischen Rußland die Überschüsse der 
sibirischen Produktion zur Ausfüllung der eigenen Lücken besonders 
dringend braucht. So ist es dahin gekommen, daß auf dem russischen Dorf 
der Landmangel heute noch wuchtiger lastet als zuvor. Der Kommunismus 
hat es nicht fertig gebracht, die bei weitem wichtigste soziale Frage Ruß- 
lands, die Landverteilung, einer Lösung irgendwie näher zu bringen. 

Allem Anschein nach kommt neuerdings sogar .der „Kulak“ wieder in 

die Höhe, das heißt jenes bäuerliche Element, das die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten der Geldwirtschaftsverfassung schon voll erfaßt und den 
eigenen landwirtschaftlichen Betrieb auf Verkaufsproduktion, nicht mehr 
auf Deckung des eigenen Bedarfs eingestellt hat, das daneben aber auch 
— aus dieser psychischen Einstellung heraus — von den noch undeholienen 
Dorfgenossen deren geringe Überschüsse zum Weiterverkauf einzukaufen 
und deshalb mit äußerstem Mißtrauen betrachtet zu werden pflegt — der 
bäuerliche Händler, der durch Vorschüsse auf die kommende Ernte seine 
Dorfgenossen von sich in Abhängigkeit bringt und deshalb mit ,,Dorf- 
w ucherer™ ganz treffend übersetzt wird. Man hört wenigstens davon sprechen, 
daß das im Agrargesetz enthaltene Verbot der Landverpaehtung und Land- 
pachtung im Zusammenhang mit der „Neuen Wirtschaftspolitik“ nicht - 
selten umgangen werde. Mit der Anerkennung eines Rechtes auf Land und » 
selbst mit der Zuteilung kleiner Landparzellen ist schließlich auch in Ruß- 
land die Führung eines landwirtschaftlichen Betriebes noch nicht gesichert. 
Auch bei extensivster Wirtschaftsführung ist nun einmal ein gewisses 
Minimum von Inventar nicht zu entbehren. Und wo das fehlt und wegen 
Mangelan Kaufkraft nicht beschafft werden kann, da bleibt | cute wie früher 
dem kleinen Landeigentümer nichis anderes übrig, als das ihm zustehende 
Land mit fremden Inventar zu bestellen und abzuernten; das heißt cr muß 
sich heute wie früher in eine gewisse Abhängigkeit von denjenigen stellen, 
der ihm dieses Inventar zu geben vermag. Ist der Pachtvertrag verhoten, 
so wird es in der Form eines Arbeitsvertrages gemacht, der ganz notwendig 
dem verhaßten System der „Pacht auf Abarbeit“ recht fatal ähneln mub. 
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Man sieht, daß der Kommunismus, der die Geldwirtschaft innerlich ab- 
lehnt, recht rasch zu ähnlich drückenden Unklarheiten zu kommen scheint, 
wie sie für den absterbenden Feudalismus, der die Geldwirtschaft noch 
nicht anerkennt, charakteristisch gewesen sind. Jedenfalls sind starke 
Zweifel erlaubt, ob nicht doch in einem Land, dessen Grund und Boden, 
soweit er kulturfähig und zugänglich ist, bereits seine Besitzer und Bewirt- 
schafter gefunden hat, der Weg einer Reform der gegebenen Besitzver- 
hältnisse, das von Lenin als ,,preuBisch“ gebrandmarkte System der 
Stolypin-Kriwoschein’schen Agrarreform sicherer und sogar rascher zu der 
auch von den Kommunisten erstrebten Gesundung zu führen vermag, als 
die von Lenin als „amerikanisch“ gepriesene Form des bolschewistischen 
Vorgehens, das den Zusammenhang amerikanischer Radikalität mit 
amerikanischer Vergangenheitslosigkeit außer acht läßt. 

Die bolschewistische Regierung hat denn auch selbst die Unmöglich- 
keit des rein grundsätzlichen, radikalen Vorgehens schon vor längerer 
Zeit erkannt. Sogar von dem blinden Optimismus, mit dem zeitweise die 
rein technischen Fragen der Landwirtschaft als allgültiges Heilmittel 
betrachtet wurden — hat man doch längere Zeit mit vollem Ernst die 
Elcktrifizierung der ganzen russischen Landwirtschaft propagiert und 
köstliche Karten über die Wirksamkeit der neu zu errichtenden Elektrizitäts- 
werke veröffentlicht — von diesem Optimismus ist die Landwirtschafts- 
verwaltung deutlich abgekommen. Die Regierung ringt vielmehr in ihrem 
Landwirtschaftskommissariat durchaus aufrichtig und nüchtern mit den 
Problemen, die ihr aus der ländlichen Besitzverfassung entgegengewachsen 

"sind. Es ist jedoch für sie eine doppelt schwierige Aufgabe; denn die Masse 
der kommunistischen Partei sieht natürlich mit ihren städtischen Augen 
weder die Bedeutung der kritischen Zustände, noch die Wege zu ihrer 
Ausgleichung und Beseitigung, und anderseits schwebt doch die bolsche- 
wistische Herrschaft in der Luft, wenn sie nicht die Masse der Bauernschaft 
in Ruhe zu halten vermag. 


II. Die Produktionsleistungen. 


Die russische Landwirtschaft hat unter dem Kriege stärker gelitten 
als die Landwirtschaft irgendeines anderen der vom Kriege betroffenen 
Länder, Deutschland nieht ausgenommen. Aus der Extensität, mit der sie 
in den weitaus überwiegenden Teilen des Gesamtgebietes dank der Ab- 
gel ’genheit und schweren Zugänglichkeit noch immer betrieben worden ist, 
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war sie auf eine gleichmäßige Fortführung der üblichen Bodenbearbeitung 
in ungleich stärkerem Maß angewiesen, als der Ackerbau der schon intensiv 
wirtschaftenden Länder. Mit Ausnahme verhältnismäßig schmaler Striche 
der westlichen Grenzgebiete, wurde allenthalben der Boden mit primitiven 
Pfluge nur leicht angeritzt, und immer wieder war es nur die alleroberste 
Erdkruste, die da beansprucht wurde. Künstlicher Dünger, der dem Boden 
die ihm genommenen Kräfte wieder zuführt, war so gut wie unbekannt, 
und auch die natürliche Düngung durch den Viehauftrieb ließ um so mehr 
zu wünschen übrig, als’ der Viehbestand im Verhältnis zur Fläche nur 
gering war und als von halbwegs regelrechtem Stallbetriebe nur bei den 
besten der Großgüter, nirgends aber in den Bauerndörfern die Rede war. 
Mit voller Schroffheit trafen die harten Gegensätze des Kontinentalklimas 
den offen daliegenden Steppenboden des Südens und Ostens. Jeder Sturm, 
der ungehemmt über die breiten Flächen dahinhraust, entreißt dem 
Boden das Wenige an Feuchtigkeit, was ihm in seiner obersten Schicht 
vom Winterschnee her vielleicht geblieben ist. Immer tiefer und breiter 
wurden daher die berüchtigten Einschnitte, die das Frühjahrswasser und 
jedes Gewitter mit seinem Regenstrom in den hart und bröcklig gewordenen 
Boden hineinreißt. Unkraut findet leichter seine Nahrung und sein Fort- 
kommen, als die Nutzpflanze. Wie bezeichnend, daß im allgemeinen, — 
wiederum nur jene westlichen Gebietsstriche ausgenommen, der sibirische 
Bauer dank seiner Vieh- und Butterwirtschaft es zu erheblich größerem 
Wohlstand und zu stärkerer Sicherheit seiner Lebensführung gebracht 
hatte, als dies seinen europäischen Berufs- und Standesgenossen möglich 
gewesen war. ` 
-~ Im Kriege selbst war vielleicht die Entziehung der bäuerlichen Mann- 
schaft für die Bearbeitung des Feldes nicht das schlimmste; denn in weiten 
Strichen des europäischen Rußland ist von jeher und noch inmer div 
Frau die Hauptträgerin der Ackerarbeit gewesen, während der Mann sich 
für die Viehhaltung, im wesentlichen also für das Niehtstun und das so 
beliebte endlose Schwatzen aufhob. Immerhin mußte schon der Fortfall 
gerade der kräftigen Mannesjahrgänge sich natürlich als erhebliche Schädi- 
gung geltend machen, und vollends war die Wegnahme der Pferde und 
des Rindviehs von geradezu verheerender Wirkung. Reichlich ist der 
Bestand an diesen beiden Vieharten fast in keiner Bauernwirtschaf; 
gewesen. Man zog ja nicht Vieh auf, um es der Fleischproduktion oder 
einer intensiveren Milchwirtschaft zuzuführen. Man hatte vielmehr in aller 
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Regel nur gerade so viel Köpfe, wie zur Bestellung der Äcker erforderlich 
war. Ja die noch immer in großem Umfange bestehende Abhängigkeit der 
Bauern von den Großgrundbesitzern und dem Kulak beruhte zu sehr 
erheblichem Teil gerade auf dem Zwang, vom GroSbetrieb sich das Zug- 
vich leihen zu müssen. Infolgedessen griffen die militärischen Requisitionen 
überall in den Viehbestand gleich in solchem Maß ein, daß die Betriebs- 
führung gefährdet und fast unmöglich gemacht wurde. Alle Berichte, die 
über die letzten Kriegsjahre bekannt geworden sind, stimmen darin über- 
ein, daß dank dem Fehlen des Zugviehs die bestellte Ackerflache in sehr 
großem Ausmaße zurückgegangen sei, und daß dank der besonders primi- 
tiven Bestellung des Restes auch auf diesem längst nicht die früheren, 
an sich schon geringen Hektarerträge hätten erzielt werden können. !) 
In diesem erschütterten Zustand ist die Landwirtschaft der wichtigsten 
Ackerbaugebiete nach dem Kriege von den Invasionskämpfen und von dem 
daran anschließenden Bandenkrieg noch getroffen worden. Bis fast zur nörd- 
lichen Grenze der Schwarzerde haben die Denikin und Wrangel ihre Waffen 
vorgetragen, und Koltschak ist vom Osten her mit seinen tschechischen 
Legionen über den Ural bis zur Wolga vorgedrungen. Dabei hat sich die 
bekannte Erscheinung wiederholt, daß der Bürgerkrieg immer mit dem 
heißesten Fanatismus und der stärksten Zerstörungswut geführt wird. Den 
Franzosen wird in ganz Rußland der Vorwurf gemacht, daß sie bei dem 
Rückzug der Invasionsheere noch mit besonderer Nachhaltigkeit und weit 
über das militärische Bedürfnis hinaus auf die Zerstörung des ganzen 
Produktionsapparates hingearbeitet hätten. Und was Bürgerkrieg und 
Rückzug vielleicht noch übrig gelassen hatten, das haben dann die Räuber- 
banden vernichtet, die dank jener Not allenthalben reichlichen Zulauf 
fanden und überall verkohlende Schutthaufen hinter sich zurückließen. 
Es muß in der Tat im ganzen Süden und Osten schon vor dem Eintritt 
der schwersten Hungersnöte geradezu wüst ausgesehen haben. Noch jetzt 
zittert in weiten Kreisen, die weder politisch noch wirtschaftlich vom 
Bolschewismus etwas wissen wollen — so namentlich in den Kreisen jener 
Offiziere, die unter Wrangel gedient haben und dann eben jener sinnlosen 
Zerstörungen wegen auf allen möglichen Wegen nach Rußland zurück- 
gekehrt und in die Rote Armee eingetreten sinde— ganz unverkennbar 


1) Eine kurze Übersicht über die Wirkungen des Krieges gibt Claus. Nie 
Kriegswirtschaft Rußlands bis zur holsehewistischen Revolution (Bonner staats- 
wissenschaftliche Untersuchungen, Heft 1; Ponn 1922). 
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die Wut nach, ihr Heimatland zum Opfer des wirtschaftlichen Egoismus 
Frankreichs. geworden zu sehen; genau so, wie man es Rumänien und 
Polen in ganz Rußland nicht vergißt, daß sie die westlichen und südwest- 
lichen Grenzstriche solange nieht zur Ruhe kommen ließen, während 
umgekehrt an der deutschen Besetzung der Ukraine als ein gewisser Vorzug 
die Schonung der Produktivkraft häufig hervorgehoben wird. Freigeblieben 
von den Invasionen sind nun aber zwar zum grüßten Teil die Waldgebiete 
des heutigen Rußland und in ihnen die eingesprengten Ackerfluren, aber 
nur zu sehr geringem Teil die eigentlichen Ackerbauprovinzen, so daß eine 
ganz gewaltige Schwächung der landwirtschaftlichen Produktivkraft als 
Ere.bnis der vorbölschewistichen Kriegs- und Nachkrieg-z it fest- 
zustellen ıst. 

Dem Kommunismus als wirtschaftlichem System ist es dann vorbehalten 
geblieben, über das ganze Reich hin den Produktivwillen der biiue-- 
lichen Bevölkerung noch einmal nachhaltig zu schwächen. Allerdings 
nicht durch die Eingriffe, die er in das Besitzrecht gemacht hat; 
divse haben sich vielmehr anfänglich als förderndes Moment erwiesen. 
Aber die kommunistische Verurteilung alles Handels, die schon im 
Frühjahr 1918 in einem Verbot des Handels in landwirtschaftlichen 
Produkten ihren Niederschlag fand, hat alles, was aus der Nationali- 
sierung des Greßgrundeigentums für den bäuerlichen Arbeitswillen zum 
Vorteil werden konnte, in das gerade Gegenteil verwandelt. Die Grund- 
idee der kommunistischen Führer war: die Bauernschaft sollte alle 
Überschüsse, die sie nieht zur eigenen Ernährung brauchte, dem Staate 
für die Ernährung der Städte und der Roten Armee freigeben, das heißt 
ohne geldlichen Gegenwert zur Verfügung stellen, und der Staat sollte 
umeckehrt dafür den Dörfern die ihnen so dringend fehlenden Produktions- 
mittel, Geräte und namentlich Vieh, sowie die ebenfalls sehr stark fehlenden 
Bekleidungsmittel als Entgelt zuführen: es sollte aber keinerlei unmittelbare 
Aufrechnung der beiderseitigen Leistungen stattfinden, sondern ohne 
jede geldliche Wertung Überschuß und Bedarf als Ganzes gegeneinander 
gestellt werden. Der Bauernschaft gegenüber ist diese Grundidee, soweit 
tie von ihr Licferuneen fordert“, mit aller Härte durchreführt 
worden. Eine besondere Lebensmittelarmee von rund 40.000 Köpfen 
wurde aus militärdienstuntauglichen Elementen zusammengestellt und 
in kleineren oder größeren Abteilungen überall dorthin geworfen, 
ve die Dörfer nicht so viel ablieferten, wie die Reeierung und ihre 
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Lokalkommissäre von ihnen forderten. Dies System der Dragonaden 
scheint zu beträchtlicher Kunst entwickelt worden zu sein und hat in der 
Tat besonders die wohlhabenderen Dörfer und Einzelhöfe nicht nur der im 
einzelnen Jahr sich ergebenden Überschüsse, sondern auch aller Vorräte 
beraubt, die noch aus besseren Jahren vorhanden waren. Sogar diejenigen 
Mengen, die als Saatgut dienen sollten, wurden in weiten Strichen requiriert. 
Die ganze Bauernschaft, die vun je her dem wechselnden Ertrage der 
(inzelnen Jahre durch rcichliche Vorratshaltung sicn nach Möglichkeit 
anzupassen gewohnt war, sah sich somit plötzlich gezwungen, ganz 
und gar von der Hand in den Mund zu leben. So wird erklärlich, 
daß von den Mißernten der Jahre 1920 und 1921 gerade die besten 
Ackerbaugebiete am härtesten betroffen worden sind und den Schauplatz 
schaurigster Hungersnot abgegeben haben. 

Die Not und die Wut der Bauern ist rasch um so heißer geworden, als 
die Räteregierung auch nicht im leisesten zur Ausführung der versprochenen 
Gegenleistung in der Lage war. Die industrielle Produktivkraft nämlich 
war noch wesentlich stärker durch Krieg und Invasionen betroffen, als der 
Betrieb der Landwirtschaft. Alle Gebiete der Rohstoffproduktion hatten im 
Bereiche des Bürgerkrieges gelegen und waren einer weitgehenden Zer- 
störung ihrer Anlagen anheimgefallen. Den freigebliebenen Industrie- 
vebieten der Mitte und des Nordens fehlte es daher an den erforderlichen 
Verarbeitungs- und Betriebsstoffen, wie anderseits große Teile. ihre 
Arbeiterschaft den immer schwieriger werdenden Ernährungsverhältnissen 
entflohen und aufs platte Land zurückgewandert waren. Vom Ausland 
das Fehlende heranzuholen, verbot erst die straffe Blockade der West- 
mächte und dann das Fehlen der Bezahlungsmöglichkeit. Nicht zuletzt 
hat auch die gänzlich planlose Nationahsierung der industriellen Werke. 
wie siein den Jahren 1918 und 1919 — entgegen mannigfachen Warnungen 
und Verboten der bolschewistischen Führer — vorgenommen worden ist, 
den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete und die Umstellung der unberührt 
gebliebenen Werke von der Kricgs- auf die Friedensarbeit nachhaltig 
vchemmt, manches wohl auch dank dem Fehlen der erforderlichen Auf- 
sicht noch weiterem Zerfall anheimgegeben. So fehlte es denn so gut wie 
vollständig an jenen Gegenständen, deren die bäuerliche Bevölkerung für 
Betrieb- und Lebensführung bedurft hätte. Das System der Überschuß- 
ablieferung mußte sich mithin als eine völlig einseitige Belastung des ` 
Dorfes zugunsten der Stadt und der Roten Armee auswirken — was - 
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natürlich wiederum dem Arbeitswillen der dörflichen Bevölkerung nach- 
haltigsten Abbruch tat. 

Im Frühjahr 1921 war es so weit gekommen, daß die Räteregierung 
mit äußerster Sorge an die Ackerbestellung und damit an die kommenden 
Ernährungsverhältnisse zu denken hatte. Der voraufgegangene Winter 
hatte nach der schweren Mibernte des Jahres 1920 die Ernährung der 
Armee und der städtischen Bevölkerung bereits einer außerordentlich 
schweren Belastungsprobe ausgesetzt; sogar in Moskau, das immer bevor- 
zugt behandelt worden ist, erzählte man sich in späterer Zeit recht schauer- 
liche Geschichten von der Not, die man ausgehalten hatte, und es ist 
wohl in der Tat bezeichnend, daß in diesem Winter nicht einmal mehr im 
Schleichhandel, das heißt gegen Hingabe des städtischen Luxusbesitzes, 
Nahrungsmittel vomLande zu bekommen waren. Und nun kamen von allen 
Seiten die Nachrichten, daß die Bauernschaft kaum noch soviel Land 
bestellte, wie sie zur eigenen Ernährung notwendig hatte. Was sollte 
werden, wenn etwa wiederum eine Mißernte käme, womit man doch nach 
den Üblichkeiten des russischen Klimas zu rechnen hatte? In diesem 
Augenblick entschloß sich Lenin — ein deutliches Zeichen, daß es diesem 
eigenartigen Manne bei allem Fanatismus seiner kommunistischen Uber- 
zeugung keineswegs an dem Verantwortlichkeitsbewußtsein des Staats- 
lenkers fehlt — das Steuer der Wirtschaftspolitik ganz herumzuwerfen 
und die dem Kommunismus teuerste Überzeugung über Bord gehen zu 
lassen. An die Stelle der zwangsweisen Überschußablieferung wurde eine 
steuerliche Leistung gesetzt, die allerdings auch noch der Regel nach in 
Naturalform entrichtet werden soll, bald aber auch die Möglichkeit geld- 
licher Entrichtung offen ließ und vor allem den Überschuß planmäßig 
nicht voll erfassen wollte, sondern einen beträchtlichen Teil dem einzelnen 
Bauern zu freier Verfügung überließ. Zugleich wurde — eine notwendige 
Konsequenz — der Handel in landwirtschaftlichen Erzeugnissen wenigstens 
für das Inland wieder freigegeben und dann nach und nach — wiederum 
nur eine Konsequenz jenes ersten Schrittes — der ganze Inlandshandel: 
der Bauer sollte in die Lage kommen, im freien Handel seine Überschüsse 
zu verwerten und mit dem Erlös, so gut es eben ging, die ihm fehlenden 
Waren wieder kaufen zu können. Der Kampf um diese „Neue Ökonomische 
Politik‘ (Nep) ist in der kommunistischen Partei mit höchster Hitze aus- 
gefochten worden. Aber Lenin hat seine persönliche Autorität mit 
stärkster Kraft in die Wagschale geworfen und den Umschwung für die 
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Binnenwirtschaft wirklich herbeigeführt. Was das bedeutet, ist am klarsten 
aus einem Worte von Lenin selbst zu erkennen; er hat es noch im Jahre 
1920 in seiner Schrift über die russische Agrarfrage für völlig falsch erklärt, 
in der Frage des Grundeigentums etwa das wichtigste Problem des Sozialis- 
mus zu erblicken und es als lächerlich bezeichnet, von „Sozialismus zu 
reden, solange der Warenmarkt besteht“. Eben deshalb war für die be- 
rüchtigte Tscheka, die Geheimpolizei der kommunistischen Partei, „die 
Bekämpfung der Spekulation“, das heißt tatsächlich die Bekämpfung jed- 
weden Handels als eine ihrer wichtigsten Aufgaben hingestellt worden. Und 
nun von allem das Gegenteil. 

Tatsächlich ist im Jahre 1921 die Mißernte gekommen, die man im 
Frühjahr schon fürchtete, und eine Hungersnot ist über ganz Rußland 
hinweggegangen, von deren Schaurigkeit kein Bericht einen genügend 
starken Eindruck hervorruft; die Landbevölkerung selbst ist zu Millionen 
dem Hunger zum Opfer gefallen, und erst recht ist der Viehbestand noch 
einmal gewaltig vermindert worden. Und dennoch wird man sagen müssen, 
daß die neue Wirtschaftspolitik in der gewollten Richtung sich geltend 
gemacht hat. Denn trotz der Mißernte und trotz der beträchtlichen Min- 
derung aller landwirtschaftlichen Produktivkraft hat sich im Frühjahr 1922 
eezeigt, daß der Produktionswille der bäuerlichen Bevölkerung dank dem 
neuen System eine gewisse Stärkung wohl erfahren hatte. Dort wenigstens, 
wohin man mit einer gewaltigen Anstrengung des Transportapparates 
Saatgut hatte bringen können, da soll nach zuverlässigen Berichten der 
Umfang der bestellten Fläche sich wenigstens auf der Höhe des Vorjahres 
gehalten, zum Teil sogar eine Steigerung erfahren haben. Die Witterung des 
Sommers 1922 ist der Regierung dann auch noch zu Hilfe gekommen, so 
daß die Ernte jenes Jahres immerhin mit einem erträglichen Hektarerirag 
abgeschnitten hat. Die Bestellung des Herbstes 1922 und des Früh jahres 
1623 scheint dann wieder einen kleinen Fortschritt herbeigeführt zu haben, 
und dank erträglichen Witterungsverhältnissen rechnet man auch für 1925 
im großen und ganzen mit einer mittelguten Hektarernte. Die Handels- 
freiheit hat mithin trotz aller Beschränkungen, die ihr aus dem Fehlen 
der Ware noch immer aufliegen, ihre wirtschaftsfördernde Wirkung wieder 
einmal erwiesen. 

Das Gesamtergebnis ist allerdings in seinem absoluten Ausmaße noch 
immer recht gering geblieben. Nach den amtlichen Ziffern hat sich nämlich 
der Umfang der bestellten Ackerflächen, die im. letzten Jahre vor dem 
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Kriege (1913) auf rund % Millionen Desjatin (gleich Hektar) anıt lich ange- 
geben wird, und die im Kriegsjahre 1916 noch rund 80 Millionen Desjatin 
betragen haben soll, auf 62 Millionen im Jahre 1920, auf 53 Millionen im 
Jahre 1921 und auf 44 Millionen Desjatin im Jahre 1922 gesenkt — für 
1923 sind noch keine vergleichbaren Ziffern bekanntgegeben. Man ist 
aber froh, und hat auch alle Ursache dazu, daß der Rückgang nicht noch 
wesentlich stärker geworden ist, wie es sicherlich beim Festhalten der alten 
Wirtschaftspolitik der Fall gewesen wäre. Wie stark in der gleichen Zeit 
der Hektarertrag sich gemindert hat, läßt sich in einigermaßen brauchbaren 
Ziffern nicht angeben. In sachverständigen Kreisen von Rußland selbst 
nimmt man im großen und ganzen an, daß zwei Drittel des Vorkriegs- 
erirages im Jahre 1922 bei verhältnismäßig guter Ernte erzielt worden sind, 
und wesentlich höher wird der Ertrag auch im Jahre 1923 schwerlich ge- 
steigert worden sein. Es ist also im ganzen mit einer geradezu gewaltigen 
Abnahme des Gesamtertrages gegenüber der Vorkriegszeit und sogar noch 
gegenüber den Kriegsjahren noch immer zu rechnen. Nur die Hälfte der 
früheren Fläche kann im Höchstfall als bestellt gelten und nur zwei 
Dritte des früheren Ertrages hat die Flächeneinheit gebracht; das bedeutet: 
bei wohlwollender Schätzung läßt sich die Gesamternte im Bereiche des 
heutigen Rußland auf etwa ein Drittel der früheren Ernten, keinesfalls 
höher, für die unmittelbare Gegenwart annehmen. 

Auch für die absehbare Zukunft ist mit wirklich nennenswerten 
Steigerungen kaum zu rechnen. Es fehlt noch immer und allenthalben in 
weitestem Umfang an dem erforderlichen Bestellungsvieh und am Be- 
stellungsgerät. Auch Saatgut kann dank den Transportschwierigkeiten 
und dem Mangel an Zahlungskraft längst nicht in dem für eine starke 
Steigerung der Produktion erforderlichen Ausmaß in die landwirtschaft- 
lichen Gebiete hinemgebracht werden. Die Hungersnot, die in Rußland 
strichweise stets mitten in den Produktionsgebieten vorgekommen ist, wird 
daher voraussichtlich noch sehr lange für die gesamte Landwirtschaft 
und damit für das ganze Land eine regelmäßige Erscheinung bleiben. Weil 
Rußland als der riesige Landkoloß, der es nun einmal ist, von der Transport- 
lage her nicht daran denken kann, seine Landwirtschaft im ganzen zu 
intensiver Betriebsführung mit Maschinenbenutzung emporzuheben, darum 
kann die Ausgleichung von Bevölkerungsgröße und Nahrungsmittel- 
produktion, wie es für alle primitiveren Gegenden auch in der Gegenwart 
noch geboten erscheint, im wesentlichen nur von der Bevölkerungs- 
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entwicklung und nur in ganz geringem Umfange von der Produktions- 
entwicklung her bewirkt werden. 


Ill. Die Beziehungen zum Ausland. 


Es versteht sich von selbst, daß der gewaltige Rückgang der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung dem früher großen Export agrarischer Produkte 
den Boden entzogen und zunächst einmal den Garaus gemacht hat. Für 
das Rußland der Nachkriegszeit ist im scharfen Gegensatze zur Vergangen- 
heit sogar die Einfuhr von Lebensmitteln charakteristisch geworden; 
mag sienun — was offenbar in recht erheblichem Umfange geschehen ist — 
auf dem Wege des Schmuggels gegen senärfste Verbote vorsichgegangen 
und dadurch enorm verteuert worden sein, oder mag sie aus der inter- 
nationalen Hungerhilfe stammen, die namentlich von Nordamerika her in 
eindrucksvollem Umfang organisiert worden ist. Da von den umsonst 
verteilten Mengen der Hungerhilfe vieles durch die Empfänger aus Not weiter 
verkauft worden ist, so hat das nordamerikanische Mehl mit seiner blen- 
denden Weiße die ganzen Jahre hindurch in den russischen Städten den 
Markt bestimmt — in schärfstem Gegensatz zu dem kaum genießbaren 
Brot rein russischer Herkunfi, das nur zum geringsten Teil, wenn über- 
haupt, aus geschrotetem Roggen und der Hauptsache nach aus Lehm und 
Stroh und sonstigen Unverdaulichkeiten bestand. Die Preise jenes weißen 
Mehls standen natürlich dank den Schmuggelspesen weit über jenen Preisen, 
wie sie etwa aus den Börsenotierungen der westeuropäischen Konsum- 
zentren und den Transportkosten sich ergeben hätten. Noch im Frühjahr 
1923 durfte Moskau in der Welt als die Stadt der höchsten Brotpreise 
gelten; worin der scharfe Unterschied des Heute und des Früher zum 
markantestem Ausdruck gelanst. 

Die Not an Lebensmitteln hat terner zusammen mit den Austuhr- 
verboten innerhalb der russischen Produktion eine Verschiebung hervor- 
gerufen, die wiederum für die Ausfuhr von Bedeutung war. Allenthalben 
ist nämlich die Fläche besonders stark vermindert worden, welche man dem 
Anbau der sogenannten Handelsgewächse gewidmet hatte. So ist von 
den 1-2 Millionen Desjatin, die im Jahre 1916 mit Flachs bestellt waren, 
im Jahre 1922 nur ein Areal von 400.000 Desjatin übrig geblieben; der Hanf- 
anbau ist in derselben Zeit von 500.000 auf 200.000 Desjatin zurückgegangen 
und die Rübe hat sogar einen Rückgang von 500.000 auf 150.000 Desjatin 
erfahren. Knapp ein Drittel derjenigen Flächen, die noch im letzten Jahre 
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der wirklichen Kriegführung mit diesen hochwertigen, für die Ausfuhr 
früher besonders wichtigen Produktion bestellt war, ist also nur noch 
übrig geblieben. Anderseits hat in Zentralasien die Kultur der Baum- 
wolle, die man mit soviel Mühe und beträchtlichen Bewässerungsanlagen 
auf eine bemerkenswerte Höhe im Frieden gebracht hatte, fast vollständig 
dem Getreidebau Platz machen müssen; das bedeutet, daß die mittel- 
russische Baumwollindustrie der Bezirke Moskau und Wladimir sich nicht 
mehr auf die Verarbeitung inländischen Rohstoffs einstellen kann, sondern 
wiederum ganz überwiegend auf Rohstoffeinfuhr angewiesen ist. Und 
dennoch sind alle diese Flächen, die man für die Getreideerzeugung ge- 
wonnen hat, in ihrem Gesamtausmaße zu gering, als daß daraus für das 
Ganze des Reichs eine wirklich nennenswerte Steigerung der Getreide- 
ernten hätte herbeigeführt werden können. Man hat also zwar die Not 
einiger Landstriche etwas gemildert, dafür jedoch eine wesentliche Ver- 
schlechterung der Außenhandelsmöglichkeiten in den Kauf nehmen 
müssen. | 

Das Bittere dieser Notwendigkeit ist in der allerletzten Zeit zur Geltung 
gekommen. Im Zusammenhange mit der neuen ökonomischen Politik 
ist die Sowjetregierung dazu übergegangen, wennschon sie sich zur Frei- 
gabe des Außenhandels noch nicht hat entschließen können, so doch durch 
staatliche Organe die Ausfuhr wieder aufzunehmen und im Rahmen des 
irgend Möglichen, ja über dieses Mögliche hinaus zu fördern. Und wie 
man überall die noch von früher her vorhandenen Vorräte ausfuhrfähiger 
Waren zusammenkratzt, um nur tür die unumgänglich notwendige Ein- 
- fuhr von Produktionsmitteln etwas von Gegenwert an das Ausland liefern 
zu können, so macht man auch alle Anstrengungen, gerade den Anbau 
von Flachs und Hanf wieder zu heben. Aber der Erfolg ist vorläufig nicht 
groß, und er kann auch in absehbarer Zeit nicht nennenswert werden, weil 
weder die Getreideproduktion — wie vorher dargelegt — noch die Leistungs- 
fähigkeit der Transportmittel den Flachs- und Hanfgebieten auch nur die 
geringste Sicherheit bieten, ihren Nahrungsmittelbedarf von anderen 
Stellen her gedeckt zu sehen. Infolgedessen sind die Mengen, die von diesen 
besonders wertvollen Handelsgewächsen für die Ausfuhr zur Verfügung 
stehen, im ganzen noch immer außerordentlich gering, verglichen nicht nur 
mit den Ausfuhrziffern der vergangenen Friedenszeit, sondern auch ver- 
glichen mit dem überaus starken unddringlichen Bedarf nach ausländischem — 
Arbeitsvieh und Arbeitsgerät, das man doch mit dieser Ausfuhr bezahlen 
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möchte. Vollends ist die Beschäftigung der russischen Baumwollindustrie 
auf einen ganz geringen Bruchteil ihrer technischen Leistungsfähigkei. 
dadurch beschränkt, daß sie zu enormen Preisen den ausländischen Roh- 
stotf einführen muß, ohne doch im Besitz halowegs entsprechender Zahlungs- 
. mittel zu sein. Von einer Zuckerausfuhr, wie sie früher schon recht be- 
trächtlich gewesen war — es darf daran erinnert werden, daß die Brüsseler 
Zuckerkonvention durch das Auftreten RuBlands seinerzeit gesprengt 
worden ist — kann vollends nicht die Rede sein. Es ist bezeichnend, daß 
für die Ausfuhr landwirtschaftlicher Produkte jetzt regelmäßig in erster 
Linie die Ölkuchen genannt werden, die man aus den Kernen der Sonnen- 
blumen herstellt; aus einem Material also, das überall in Rußland bei den 
Menschen eines der beliebtesten fetthaltigen Nahrungsmittel war und ist — 
gehört doch das Knabhern von Sonnenblumenkernen und das rücksichts- 
lose Ausspucken der Hülle zu jenen Erscheinungen, die jedem Fremden am 
russischen Leben mit am stärksten in die Augen fallen. Wie bedenklich 
also, daß nennenswerte Mengen dieses Fettes jetzt der russischen Be- 
völkerung entzogen werden, obwohl der gewaltige Rückgang des Rindvish- 
bestandes und damit der Butterproduktion den Bedarf nach Pflanzenfett 
besonders dringend erscheinen läßt. | 

Am auffallendsten ist aber natürlich, daß von Rußland her schon wieder 
in so dichter Folge Nachrichten über das Bevorstehen einer stärkeren 
Getreideausfuhr verbreitet werden. Meiner Überzeugung nach kann davon 
für alle abselıbare Zeit in wirklich nennenswertem Umfange nicht die Rede 
sein. Die russische Regierung selber ist auch in diesem Punkt recht vor- 
sichtig; sie hat es — offenbar, um die Gewohnheiten der Bauern nicht zu 
stören — im Gegensatz zu ihrem sonstigen Verfahren bisher vermieden, an die 
Stelle der alten russischen Gewichtseinheit, des Pud, die metrischen Maße zu 
setzen, und gibt daher ihre Schätzungen über die erwartete Ausfuhrmenge 
noch immer in Pud an. Da kommen natürlieh Ziffern heraus, die für aus- 
ländische Ohren recht ansehnlich klingen; etliche Millionen sind rasch 
zusammengerechnet. Bedenkt man jedoch, daß rund 60 Pud crst eine 
Tonne ausmachen, so verlieren tatsächlich jene Ziffern doch sehr viel von 
ihrer scheinbaren Bedeutung. Was sind denn zum Beispiel die 20 Millionen 
Pud, die das russische Außenhandelskommissariat an die deutsche Reichs- 
getreidestelle zur Herbstablieferung verkauft haben soll, gemessen an 
der früheren Ausfuhrkraft Rußlands und an seinem gewaltigen Einfuhr- 
bedarf, den man auch mit dieser Ausfuhr bezahlen will? Die Umrechnung 
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auf Tonnen — 20 Millionen Pud sind nun einmal nur rund 300.000 Tonnen — 
gibt das Geringfügige schon besser wieder. | 

Außerdem darf nicht übersehen werden, daß der russischen Regierung 
für die von ihr selbst bewirkte Getreideausfuhr eine besondere Quelle zur 
Verfügung steht: Der Podnalok, jene Naturalabgabe, die im Frühjahr 1921 
an die Stelle der Überschußrequisitionen getreten ist. Allerdings war bei 
der Einführung dieser Abgabe der ursprüngliche Gedanke, daß man die 
für die Ernährung der Roten Armee und der Partei erforderlichen Mengen 
als unmittelbare Produktionssteuer in die Hand bekommen wollte, und es 
sollte auch noch für die Ernährung der Städte ein Überschuß bleiben. 
Hieran jedoch läßt sich jetzt um so eher sparen, als die Armee in ihrem 
aktiven Bestand nicht unerheblich vermindert worden ist und als auch von 
den aktiven Truppen beträchtliche Teile regelmäßig in die Getreidegebiete 
zur Durchführung der Bestellungs- und der Firntearbeiten abkommandiert 
werden, also aus dem FErnährungs-Soll der Roten Armee herausfallen; 
den Städtern aber überläßt man es, im Wege des freigegebenen Handels 
sich zu versorgen. Die Regierung hat also gewisse Getreidemengen in der 
Hand, die sie an das Ausland unabhängig von dem inländischen Ernährungs- 
stand abzugeben vermag. Ihr gegenüber bleibt nur die Frage, ob sie in der 
‚Lage sein wird, den Transport der verkauften Mengen in geeigneter, die 
RegelmaBigkeit der Ausfuhr gewährleistender Weise zu organisieren 
und ob die hungernde Bevölkerung der zu durchfahrenden Landstriche 
die Getreidezüge ungehindert und ungeplündert wird passieren lassen. 
Beiden Aufgaben gegenüber kann die Regierung sich auf die Erfährungen 
stützen, die sie het der Durchführung der Hungerhilfetransporte in umee- 
kehrter Richtung gesammelt hat — der einzigen Gütertransporte, die in 
Räterußland schon einen gewissen Grad von Regelmäßigkeit erreicht 
hatten. Das Gehässige jedoch, das in der Ausfuhr von Lebensmitteln aus 
einem hungernden Land auch bei gerinetiigigen Mengen schon liegt, wird 
zu gutem Teil auf die Käufer abgelenkt werden; wie auch die Hungerhilfe 
Nordamerikas in der russischen Bevölkerung keineswegs nur freundliche 
Gesinnungen, sondern im Gegenteil eine scharfe Abneigung hervorgerufen 
hat, weil man ihren Organen nachsagt, daß sie durch starke Beteiligung am 
„Ausverkauf“ Rußlands sich reichlich für ihre Ausgaben entschädigt 
haben. 

Durch die Ausfuhr der ihr zufließenden Abgabenmengen erreicht die 
russische Regierung gleich noch ein Zweites. Indem sie diese Mengen den 
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Städten vorenthält, erleichtert sie den Bauern den Absatz der ihnen 
noch verbleibenden Überschüsse und hält dadurch für diese die Preise in 
beträchtlicher Höhe; auf einem Stand nämlich, der doch wieder von der 
Schmuggeleintuhr her maßgeblich bestimmt wird. Das muß der Regierung 
um so willkommener sein, als sie immer noch Mittel genug in der Hand hat, 
die Mitglieder der Kommunistischen Partei dureh entsprechend hohe 
Gehälter und andere Maßnahmen gegen die Wirkung der hohen Getreide- 
preise einigermaßen zu sichern, und als ihr anderseits daran liegen-mub, 
der bäuerlichen Bevölkerung in den Preisen der eigenen Produkte einen 
Ausgleich gegen die gewaltig hohen Preise der von ihr benötigten Industrie- 
waren zit geben. Wenn man hört, daß im Frühjahr 1923 für ein Arschin 
(071 m) gewöhnlichen Baumwolltuches, des in Rußland überall ge- 
tragenen Zitzes, der Wert von 2 Pud (32 kg) Weizen entrichtet werden 
mußte, so kann man sich eine Vorstellung von dem Druck machen, der 
auf der bäuerlichen Bevölkerung liest und dem die Regierung in ihrer 
Getreidepreispolitik Rechnung zu tragen hat. 

Gerade diese Besonderheiten der Regierungsausfuhr machen es jedoch 
unzulässig, aus einigen Auslandsverkäufen der Regierung einen Schluß 
auf die allgemeine Ausfuhrfähigkeit des heutigen Rußland zu ziehen. Für 
diese ist denn doch das Verhältnis zwischen dem Nahrungsmittelbedarle 
des Inlandes und der Gesamtp.oduktion die entscheidende Unterlage. 
Hat man aber, wie früher dargelegt, die jetzige verhältnismäßig gute 
Ernte nur auf etwa ein Drittel der früheren Erntemengen anzunehmen so 
kann selbst bei Vernachlässigung des städtischen Bedaffes eine nennens- 
werte Ausfuhrfähigkeit schwerlich erwartet. werden. 

Für dieZukunft hängt die Ausfuhrfrage entscheidend davon ab, inwieweit 
es ın absehbarer Zeit gelingen wird, die Produktionstähigkeit der russischen 
Landwirtschaft beträchtlich über das heutige Maß hinaus zu steigern; 
und das ist, wie die Dinge in Rußland einmal liegen, im wesentlichen von 
den Einfuhrmöglichkeiten her bedingt. In allererster Linie gilt es, den 
/Zugvichbestand einigermaßen an die alte Höhe heranzubringen; soll doch 
die Zahl der Pferde allein zwischen 1916 und 1922 sich von 23 auf 14 Millionen 
vermindert haben. Ferner fehlt es, wie schon mehrfach erwähnt, an den 
einfachsten Geräten, die zur Bestellung des Ackers und zur Aberntun« 
erforderlich sind, in so erschreckendem Maße, daß man im heutigen Rußland 
sozusagen die Sicheln zählen kann, die noch die Breite eines kleinen Fingers 
aufweisen. Auch Saatgut ist herbeizuschaffen, da die letzten Ernten nieht 
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nur der Menge nach längst nicht ausgereicht haben, die Saaten vielmehr 
auch mangels Pflege und mangels der erforderlichen Erneuerung stark 
degeneriert sind. In den Gebieten des Rübenbaucs und der Flachs- und 
Hanfgewinnung fehlt es endlich an künstlichen Düngemitteln. Und die 
russische Industrie ist in ihrer heutigen Verfassung ebensowenig in der Lage 
das Fehlende herzustellen, wie die Landwirtschaft aus sich selbst heraus 
die Erneuerung in halbwegs genügendem Tempo herbeiführen könnte. Der 
so dringende Bedarf kann also allein durch Einfuhr gedeckt werden. 

Diesem dringenden Bedürfnis nach Einführung landwirtschaftlicher 
Produktionsmittel entspricht es, daß nicht nur die Außenhandelsorgane 
der Regierung sich mit diesen Fragen beschäftigen und Einkäufe in der 
übrigen Welt zu betätigen versuchen; mehr noch sind es die großen Ge- 
nossenschaftsverbande — Zentrosojus, Sjelskosojus und Ukraspilka —, 
die man auf den ausländischen Einkauf eingesetzt und mit verhältnis- 
mäßig weitgehender Selbständigkeit eigens deshalb ausgestattet hat. Große, 
mit erheblichem Personal arbeitende Zweigstellen haben sich diese Organi- 
sationen namentlich in Berlin und London geschaffen, und manches ist 
auch von ihnen bereits zur Besserung der technischen Produktionsbedin- 
gungen ihrer Heimat herbeigeschafft worden. Auch das neuerlich erlassene 
Verbot der Regierung gegen die Einfuhr solcher landwirtschaftlichen 
Kleingeräte, die — wie etwa Sensen und Sicheln — angeblich in Rußland 
selbst schon hergestellt werden können, spricht nicht etwa gegen die Ab- 
sicht, den Produktionsinteressen der landwirtschaftlichen Bevölkerung so- 
weit wie nur irgendmöglich entgegenzukommen; denn es ist nur erlassen 
worden, um den Genossenschaftsverbänden die Einheitlichkeit ihres Auf- 
kaufens zu sichern, und bildet mithin lediglich einen Rahmen, innerhalb 
dessen Sonderkonzessionen zur Einfuhr bewilligt werden konnen und 
sollen. Der Sowjetregierung kann die Anerkennung nicht versagt werden, 
daß sie — im Rahmen ihres Systems — sich alle Mühe gibt, dem Mangel an 
landwirtschaftlichen Produktionsmitteln wirksam abzuhelfen. 

Wenn trotzdem die Erfolge aller dieser Einkaufsarbeit gegenüber dem 
Bedarf und sogar gegenüber der Vorkriegseinfuhr nur als ganz geringfügig 
bezeichnet werden können, so liegt dies zunächst an gewissen technischen 
Schwierigkeiten. Schon bei der Beschaffung der Geräte ist es nicht ganz 
leicht, im westlichen und mittleren Europa jetzt gerade diejenigen Marken 
rasch geliefert zu bekommen, an die der russische Bauer von früher her 
gewohnt ist,-und doch muß hierauf entscheidende Rücksicht genommen 
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werden; die steirische Sense und Sichel ist ebensowenig durch Fabrikate 
anderer Herkunft zu ersetzen, wie der Sack’sche Pflug etwa aus seiner 
festen, in der Erfahrung langer Jahrzehnte beruhenden Position sich ver- 
drängen läßt. Bedeutsamer noch ist jedoch, daß sowohl bei der Auswahl 
des ausländischen Saatgutes, als erst recht beim Einkauf des Zugviehs die 
klimatischen Verhältnisse Rußlands, die so gründlich von denen des übrigen 
Europa abweichen, so schwer ins Gewicht fallen; Pferde namentlich, an 
‘deren Verwendung der russische Landmann hängt, werden westlich der 
russischen ‘Grenze kaum in solcher Wetterfestigkeit gezüchtet, wie sie das 
Steppentier Asiens aufweist, und wie sie für Rußland um so notwendiger ist, 
als die Stalleinrichtungen — wenn das Wort Stall überhaupt gebraucht 


werden darf — beim Bauer denkbar primitiv immer noch sind und 
wirklichen Schutz gegen die scharfen Schneestürme des Winters kaum 
gewähren. 


Die entscheidende Hemmung der Einfuhr liegt jedoch in der Kaufkraft, 
die im heutigen Rußland ebenso gering, wie der tatsächliche Bedarf riesig 
ist. Wo soll sie denn herkommen, wenn keine halbwegs genügenden Aus- 
fuhrmöglichkeiten gegeben sind? Und damit wird zur Kreditfrage, inwieweic 
dem Bedarf vom Auslande her Befriedigung werden kann. Wiederum eine 
schr mißliche Lage! Denn einerseits zwingen die ganzen Verhältnisse der 
russischen Landwirtschaft dazu, diesen Kredit mit sehr langen Fristen zu 
beanspruchen, und anderseits kann das Festhalten der Sowjetregierung 
an der staatlich straff regulierten Einfuhr das Ausland nicht gerade geneigt 
machen, derart unübersichtliche Kredite zu gewähren; bewegen sich doch 
die wirtschaftlichen Maßnahmen und dogmatischen Überzeugungen eben 
dieser Regierung, die als Kreditsucher selbst auftritt, abseits aller An- 
schauungen der Kreditgeber, und soll doch der Kredit in ein Land hinein 
gewährt werden, das nach langen Kriegsjahren, verheerenden Invasions- 
und Bandenkämpfen, nicht zuletzt dank zweier Revolutionen von Grund 
aus erschüttert ist und in seiner neuen Struktur eine nachhaltige Trag- 
fähigkeit noch nicht hat beweisen können. Außerdem bereitet der Er- 
kundung aller Verhältnisse und damit der letztlich entscheidend:n 
Kreditunterlagen die Transportlage und das Regierungssystem des heutigen 
Rußland so nachhaltige Hemmungen, daß der Kreditgeber nicht im 
leisesten damit rechnen kann, die wechselnde Gestaltung dieser Kredit- 
unterlagen jederzeit mit eigenen Augen beobachten und seine Entschlüsse 
mit der erforderlichen Promptheit diesem Wechsel anpassen zu können. 
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(sehen Wirtschaftspolitik und allgemeine Staatspolitik derart stark in- 
einander über, wie es im Ratereich nun einmal der Fall ist, so 
steigert sich unvermeidlich bei rein wirtschaftlichen Geschäften das 
Risiko eines langfristigen Kredites ins Unavsehhare und niche mehr 
Schaizbare hinein. 
Etwas anders sieht sich jene zweite Form an, mit der Räterußland aus- 
ländische Kapitalskrätte zur Hebung seiner Landwirtschaft heranzuziehen 
sucht: das System der Landkonzessionen. Allerdings wird auch hiehei, 
den kommunistischen Grundsätzen gemäß, es noch für ahsehbare Zeit 
peinlich vermieden werden, die dem Ausländer übertragenen Landkomplexe 
etwa ihm als freies Eigentum zu überliefern. Aber das ist nicht viel mehr als 
nur ein formeller Vorhehalt, sofern die Pacht- und Konzessionsfristen lang 
genug erstreckt werden, Kapitalinvestierungen lohnend zu machen. Daran 
braucht man nachhaltigen Anstoß nieht zu nehmen. 

Schwieriger ist schon. die Steuerfrave in befriedigender Weise zu lösen. 
Das Finanzsystem des Rätestaates ist einstweilen noch ganz unübersicht- 
lich und hat auf Handel und Gewerbe derart drückende Abgaben gelegt, 
daß in den Städten die Läden ebenso rasch wieder zu verschwinden pflegen, 
wie sie aufgemacht werden, und daß auch die industriellen Werke zu einer 
Höhe ihrer Gestehungskosten kommen, die selbst bei guter Einriehtung 
und Leitung nicht mehr in erträglichem Verhdltnisse zu den Preis- und Absatz- 
möglichkeiten stehen. Anderseits scheut sich begreiflicherweise die Räte- 
regierung, gleich bei der Erteilung der Konzessionen sich steuerlich die 
Hände zu binden und etwa in der Pachtabgabe zugleich ihren Steuer- 
anspruch fest zu begrenzen. Trotzdem ist hier die Möglichkeit eines Aus- 
wegs gegeben: dem ausländischen Konzessionär muß an der Überschbarkeit 
seiner Steuerverpflichtungen so viel gelegen sein, daß er im Rahmen natür- 
lich der zu erwartenden Rentabilität seiner Kapitalsanlage eine nicht 
unerhebliche Erhöhung der vom Rohertrag zu leistenden Pachtahgabe 
in den Kauf nehmen kann, sofern er damit das Steuerrecht des Staates 
und der sonstigen Steuerberechtigten ablosc; und diese St:uerberechtigten 
wiederum können auf eine solehe Ablösung sich einlassen. weil ihnen ein 
Anteil an den etwaigen Ertragssteigerungen dadurch zugesprochen wird, 
und weil sie beim Ablauf der Pachtfrist Gelegenheit haben, unerwartet 
starken Ertsagssteigerungen die neu zu bemessende Abgabe anzupassen. 
Läßt man also die formelle Frage der Steuerhoheit aus dem Spiel, bleibt 
man auf dem Gebiet der materiellen Leistungen, so braucht auch aus der 
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Steuersorge ein nachhaltiges Hemmnjs gegen den Abschluß eines Kon- 
zessionsvertrages nicht zu erstehen. 

Wenn es trotzdem bisher nur ganz vereinzelt zum Erwerb von Land- . 
konzessionen gekommen ist, so liegt der wichtigste Grund in der nachhaltigen 
Schwierigkeit, geeignete Grundstücke in entsprechendem Ausmaß und 
entsprechender Transportlage ausfindig zu machen. Die Räteregierung darf 
natürlich gegenüber dem Landhunger der Bauern nicht daran denken, in 
größerem Umfang und in der erforderlichen Arrondierung altes oder bebautes 
. neues Dorfland zu enteignen, um es Ausländern in Konzession zu geben. 
Ihr kann auch nicht daran liegen, daß etwa ausländische Bauern oder 
sonstige Siedlungselemente jetzt nach Rußland hineinströmen; angesichts 
der wirtschaftlichen Lage ist von einem Bevölkerungsmangel wahrhaftig 
nicht zu reden, eher vom Gegenteil. Was sie will und wollen muß, das ist ein 
Heranziehen kapitalistischer Unternehmer, die mit den Mitteln west- 
europäischer Technik den sonst brachliegenden Boden im ausgeprägtesten 
Großbetrieb zu möglichst hoch gesteigerter Produktivität bringen und dann 
vielleicht die benachbarten Bauerngüter — in Nebenwirkung — ebenfalls 
zu intensiverer Betriebführung anregen oder gar für diese einen Teil der 
Bestellung und Aberntung mit ihren mechanischen Mitteln besorgen. 
Dampfpflüge und Erntemaschinen sollen in ihrer Anwendbarkeit praktisch 
erprobt und gezeigt werden. Ein rationeller Betrieb dieser Art fordert 
jedoch zweierlei: erstens große besitzfreie Flächen in geschlossener Arron- 
dierung, damit die Technik sich entfalten kann, und zweitens verhältnis- 
mäßig leichte Zugänglichkeit des Besitzes, damit die schweren Maschinen 
und ihre Betriebsstoffe heranzubringen und die Erzeugnisse der Wirtschaft 
ahzusetzen sind. Und gerade dieses beides findet sich im heutigen Rußland 
seken beieinander. Denn wo die Transportmittel vorhanden sind und auch 
tatsächlich funkionieren, da ist das Land so gut wie vollständig in bäuer- 
lichem oder in Fabrikbesitz; da fehlt also die Weite der Fläche. Und wo 
dirse gegeben erscheint — im östlichsten Rußland, in Sibirien und an 
sonst abgelegenen Stellen — da sind die Verkehrsmöglichkeiten allzu 
mangelhaft, als daß ein intensiver Landwirtschaftsbetrieb rentabel ge- 
macht werden könnte; da bestätigt jede Berechnung der lörtragsaussichten 
die alte Erfahrung, daß die Intensivierung der Landwirtschaft keineswegs 
in erster Linie eine Frage der Technik ist, sondern vielmehr entscheidend 
von den allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnissen und der Intensität 
der Transportmöglichkeiten abhängt. Im gegenwärtigen Rußland ist der 
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Druck dieser Vorbedingung umso stärker, als ja auch noch die Nahrungs- 
mittel für die Angestellten und Arbeiter der Konzessionsbetriebe bis zur 
ersten Ernte von weit her anzufahren sind. 

Auch dieses Mittel kann daher nur recht langsam wirken und wird 
voraussichtlich, obwohl es an sich eine bessere Unterlage für die Investierung 
ausländischer Kapitalien abgibt, doch hinter der kreditmäßigen Einfuhr 
von Geräten und Zugvieh an Bedeutung noch zurückstehen. Um so weniger 
ist im ganzen mit einer irgend raschen, schun in einigen Jahren sich 
vollziehenden Rückkehr Rußlands zur früheren Produktivität und damit 
früheren Ausfuhrkraft seiner Landwirtschaft zu rechnen. 


Der Crédit-mobilier-Gedanke mit beson- 
derer Berücksichtigung seines Einflusses 
in den Niederlanden. | 


Von H. M. Hirschfeld. 


1. Das englische und das kontinentale Bankwesen. — 2. Der Credit mobilier. — 
3. Der Einfluß des Crédit mobilier außerhalb Frankreichs. — 4. Die Crédit-mobilier- 
Pläne in den Niederlanden. — 5. Der wirtschaftliche Zustand im Auslande und in 
Holland nach 1857. — 6. Der holländische Crédit mobilier. — 7. Schlußbetrachtung. 


„Les banquiers, voila les vrais chefs 
de la classe industrielle.‘“') 


1. Das englische und das kontinentale Bankwesen. 


Infolge der Napoleonischen Kriege war der Unterschied in der wirt- 
schaftlichen Entwicklung zwischen England und dem Kontinent von 
Europa größer als je geworden. Diese Kriege verursach.en in England 
wohl eine Stagnation, in den anderen europäischen Ländern jedoch 
einen beträchtlichen Rückgang. Diese Unterschiede in der Entwicklung 
sind von Marshall in seinem Werke ‚Industry and Trade“ ausführlich 
geschildert worden. ?) 

In England wurde nach den Befreiungskriegen schwer gearbeitet und 
gespart. Viele Verkehrshindernisse verschwanden und der Verkehr wurde 
durch den Bau von Eisenbahnen bedeutend verbessert. Die wirtschaft- 
lichen und politischen Schwierigkeiten waren in England viel geringer als 
auf dem Festlande; die wirtschaftliche Entwicklung war demzufolge viel 
ruhiger. In lokalen Kreisen waren die Ersparnisse beträchtlich, so daß 


1) G. Weill: Saint-Simon et son œuvre. Paris 1894, S. 167. 
°) A. Marshall: Industry and Trade, London 1919, S. 64, 86 ff. 
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die Industrie eine finanzielle Basis bekam, welche ihr eine unabhängige 
Entfaltung ermöglichte?) 

Im Anfang des 19. Jahrhunderts hatten die Banken in Groß- 
britannien noch wenig Bedeutung, weil neben der Bank von England 
keine großen Institute existieren konnten. In den dreißiger Jahren, als 
der Bank von England einige Privilegien entzogen wurden, entstanden 
die großen Depositenbanken. Diese erhielten einen großen Impuls in 
ihrer Entwicklung, als die Bank von England infolge der Peelschen Bankakte 
von 1844 nieht mehr imstande war, und auch kein Interesse mehr daran - 
hatte, alle Bedürfnisse des Zahlungsverkehres zu versehen. Die Joint- 
Stock-Banken dienten in erster Stelle dem Zahlungsverkehr, wodurch 
sie ihre Depositen sehr erhöhen konnten. Die Lage der Industrie erforderte 
keinen finanziellen Beistand der Bankwelt. Es wurden nur industrielle 
und kommerzielle Kredite von kurzer Dauer gegeben. Für die Verschaffung 
von Anlagekapital konnte die Industrie die Banken entbehren. Die Ver- 
knüpfung mit der Industrie blieb deshalb schr gering. Die Banken hatten 
keine Veranlassung, und auch nicht die Möglichkeit, einen entscheidenden 
Einfluß auf die Industrie auszuüben. j 

Die Beschaffung von neuem Anlagekapital und das in- und ausländische 
Eınissionsgeschäft erfolgte durch ganz andere Organe. Die Joint-Stock- 
Banken kamen damals ebenso wie später durch die Erteilung von kurz- 
fristigen Krediten an Bill-brokers und Stock-brokers hauptsächlich in 
Berührung mit dem internationalen Handel und den Kapitalmarkt. Die 
Sachlage auf dem Festlande war eine ganz andere. Die Entwicklung der 
Industrie ging nicht so ruhig und blieb im Anfange noch ganz im 
Hintergrunde. Die englische Industrie war indem Maße in der Entwicklung 
voraus, daß ihre Produkte auf dem Weltmarkte die Konkurrenz von 
anderen Ländern nicht zu fürchten brauchten. 


In den zwanziger und dreißiger Jahren wird dies schon emigermßsen 
anders. Industrie und Eisenbahnen konnten nicht ohne Hilfe der Banken 
entstehen, weil der Reichtum in industriellen Kreisen nur gering war. 
Die vorwärtsstrebende Bourgeoisie war wohl zahlreich geworden, es waren 
jedoch viele unter ihr, welche nicht kapitalskräftig waren. 


3) Th. Vogelstein in: Grundriß der Sozialikonomik, VI. Tübingen 1914. Die 
finanzielle Organisation der kapitalistischen Industrie und die Monopulbildungen, 
S. 194. | 
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Die Entwicklung der sozialen Ideen war zur gleichen Zeit von großen 
Einfluß auf diese Lage, hauptsächlich wohl deswegen, weil die sozialen 
Forderungen in starkem Maße der Mentalität der schwächeren Unternehmer 
entsprachen, welche Stütze brauchten. Napoleon III. traf noch einen der- 
artigen Zustand an, welchen er verbessern wollte. Er betrachtete es des- — 
halb als wichtig, den sich entwickelnden Unternehmerstand zu stützen. 
Daß politische Erwägungen hiebei eine Rolle spielten, ist bekannt. Eine 
Anzahl seiner Mitarbeiter fand er unter den Saint-Simonisten, welche in der 
Entwicklung der Industrie das Heil für alle Volksklassen sahen, wobei die 
bereits erwähnte Mittelklasse praktisch eine große Rolle spielte. Die Führung 
bei der industriellen Tätigkeit sollte von den Banken ausgehen. Diese 
haben hier also eine andere Funktion als in England. Für die Samt- 
Simonisten waren die Banken notwendig, um Eisenbahnen und industrielle 
Unternehmungen zustande zu bringen. Als Folge davon wird die Existenz 
der Banken eng verknüpft mit der der Industrie. 


2. Der Credit mobilier.!) 


Der Saint-Simonismus hatte einen sehr großen Einfluß auf die Ent- 
-stehung des moderrien Bankwesens in West- und Mitteleuropa. 

Nach Auffassung von Saint-Simon kommt die Herrschaft im Staate 
‚nicht dem Adel und den Bureaukraten zu, sondern den Industriellen. Dies soll 


1) Die ersten guten Betrachtungen über den Credit mobilier findet maninPlenges 
„Gründung und Geschichte des Crédit mobilier“, 1903, wovon in den „Staatswissen- 
schaftlichen Musterbüchern“ bei Baedeker in Essen-Ruhr als Nr. 6 in 1921 ein 
Neudruck erschienen ist. Daneben gibt F. G. Steiner in seinem Buche ‚Die Ent- 
wicklung des Mobilbankwesens in Österreich von den Anfängen bis zur Krise von 1873", 
.1913, wertvolle Betrachtungen über dieses Thema. 

Ferner verdient Beachtung, daß der Saint-Simonismus und der Credit mobilier 
in Frankreich heute wieder großes Interesse erregen. Man kann dort geradezu wieder von 
einem Neo-Saint-Simonismus sprechen. Diese Neo-Saint-Simonisten verfügen wieder 
über eine eigene Zeitschrift ‚den „Producteur, Revue de Culture Générale Appliquee“, 
welcher Name. von der bekannten Zeitschrift von Saint-Simon herstammt. In dieser 
Zeitschrift (Nr. 10, 12, 13, 15, erschienen 1921 bis 1922) findet man einige wichtige 
Aufsätze von Ferdinand Gros über die Ideen der Pereire und den Credit mobilier. 

Schließlich verdient noch ganz besonders der Erwähnung das Werk von 
J.B. Vergeot: „Le Crédit comme stimulant et régulateur de l Industrie‘. Paris 1918. 
Dieses Werk. welches stark saint-simonistisch angehaucht ist, enthält eine interessante 
Studie über den Crédit mobilier. Es wird besonders darauf hingewiesen, welche Be- 
deutung die Organisation dieses Instituts für das heutige Frankreich haben würde. 
Leider ist das Werk von Vergeot vergriffen. 
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nicht miBverstanden werden, denn die Industrie umfaBt nach Saint-Simon 
die Urproduktion, den Handel, die Industrie im engeren Sinne und das 
Bankwesen. Die Arbeiter gehören ebenso zu den „Industriellen“ wie die 
Unternehmer. Die Ideen Saint-Simons über diese Fragen findet man 
am besten zusammengefaßt in seinen „Opinions littéraires, philosophiques 
et industrielles“. Dieses Werk ist ebenso wie viele seiner anderen Werke 
teilweise von seinen Schülern geschrieben. Das Kapite] über Bankwesen 
inden „Opinions“ stammt zum Beispiel von Olinde Rodrigues. 


Die Anhänger und Schüler von Saint Simon präzisierten die vielfach 
vagen Ideen des Meisters. Viele dieser Schüler, wie Enfantin, Bazard, 
Olinde und Eugene Rodrigues, Emile und Isaac Pereire, Gustav 
WEichtal, Charles Duveyrier und andere, waren Bankiers oder hatten 
nahe Beziehungen zur Bankwelt. 

In der „Caisse hypothécaire“ kam man zusammen und dort wurde die 
Lehre Saint-Simons besprochen. 1) Rodrigues, Enfantin und Bazard 
hehandelten dort in den Jahren 1828 bis 1830 ihre „Exposition de la 
doctrine saint-simonienne“. In der siebenten Zusammenkunft wurden 
das Eigentumsrecht und die Bankenorganisation besprochen. Der Aus- 
gangspunkt ihrer Anschauungen war, daß infolge des Erbrechtes die 
Produktionsmittel sich nicht in den richtigen Händen befinden. Die Banken- 
organisation ist das Mittel, wodurch die Kapitalgüter in die Hände der 
würdigsten Industriellen gebracht werden können.?2) Hiedurch ist die 
Bankenorganisation ein Schritt in der Richtung des ,,ordre social“. Von 
den Banken soll deshalb. die Führung in der Wirtschaft ausgehen. Sie 
können die Verteilung der Produktionsmittel beeinflussen und können 
deshalb dafür Sorge tragen, daß diese in richtige Bahnen geleitet werden. 3) 
Die Bankiers stehen deshalb an der Spitze der industriellen Hierarchie .*) 
Alle Landwirte, Fabrikanten, Kaufleute usw., die tüchtig sind und 
moralisch hochstehen, können von den Banken die Verfügungsgewalt 
über die Kapitalgüter bekommen. ,,Tout citoyen francais est aujourd’hui 
en possession de droits politiques. J’ai la profonde conviction que sous 


e 


t) Steiner: Mobilbankwesen in Österreich, S. 46 — 48. 

°) Enfantin: Nationalökonomie des Saint-Simonismus, S. 103. 

*) Producteur, 1921, Nr. 12, S. 34. Hier werden dergleichen Äußerungen von 
Isaac Pereire wiedergegeben. 

4) Saint-Simon: Opinions littéraires, philosophiques et industrielles, 1825, 
S. 164, 
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le regne de Votre Majesté, tout entrepreneur d'industrie, travaillät-il seul 
à son compte, peut-étre admis à participer aux avantages du crédit“, so 
schrieb I. Pereire 1853 dem Kaiser Napoleon II.» 

Diese Auffassung von der Bedeutung des Kredits ist letzten Endes 
verankert in den religiösen Ansichten der Saint-Simonisten. „La religion 
doit diriger la société vers le grand but de l'amélioration la plus rapide 
possible du sort de la classe la plus pauvre‘‘, so schrieb Saint-Simon 
in seinem „Nouveau Christianisme“. Man kann deshalb sagen, daß die 
saint-simonistischen Bankiers mittels der Bankenorganisation ein soziales 
Ideal, basiert auf ihrer Weltanschauung, zu erreichen versuchten. 

Daß der Kredit in der Zukunft ‘das Proletariat verschwinden lassen 
und den Unterschied zwischen Besitzer und Besitzlosen aufheben könnte, 
scheint in der Mitte des 19. Jahrhunderts eine Auffassung gewesen 
zu sein, welche eine große Verbreitung hatte. Neben Saint-Simon 
vertrat auch Proudhon diese Auffassung, wenn auch in etwas abweichender 
Form. Sogar Hildebrand hat mit seiner „Kreditwirtschaft‘“ nichts 
anderes gemeint als die genannten „Sozialisten“.2) 1864 schrieb 
Hildebrand nämlich über den Kredit: „So hört das Monopol des Kapi- 
talisten, die Kluft zwischen Eigentümern und Nichteigentümern, auf. 
Ber moralische Wert des Menschen erhält die Kraft des Kapitals. Die 
Besitzfähigkeit wird auch auf den Besitzlosen übertragen.“ 

Unter den Nachfolgern von Saint-Simon wurden bereits die Brüder 
Smile und Isaac Pereire genannt. Sie spielen bei der Entwicklung des 
Credit mobilier die erste Rolle. Auch ihre Ansichten über die Möglichkeit 
eines zinstraeenden Geldes sind aus dieser Ideenwelt zu erklären. Das 
zinstragende Geld sollte in der Form sofort einlösbarer zinstragender 
Scheine in Zirkulation gebracht werden. Jeder, ohne Ausnanme, konnte 
dann an den Resultaten teilhaben, welche durch den Bankkredit erreicht 
werden.?) Die Auffassung der Pereire über die Aufgaben des Bankwesens 
waren ganz neu und standen den herrschenden Auffassungen scharf ge- 
senüber. In erster Stelle tritt in diesen Ideen ein sozialer Charakter hervor. 
welcher bisher im Bankwesen gefehlt hatte. Weiter unterschieden diese Ideen 


1) I. Pereire: La Banque de France et l'organisation du Crédit en France, 1864. 
Aim Schlusse dses Werkes ist dieser Brief abgedruckt. 

:) Plenge: Die Stammformen der vergleichenden Wirtschaftstheorie, S. XIV 
und S. 98 — 100. 

s) Producteur, 1921, Nr. 10 und 12. 
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sich scharf von dem, was man zum Beispiel in England von einer Bank 
erwartete. Die Banken im saint-simonistischen Geiste sollten nämlich 
organisierend und führend in der Produktion auftreten. Bereits 1831 
hatte Isaac Pereire dies deutlich formuliert; die Banken sollten die 
Industrie führen und ein Gleichgewicht zwischen den verschiedenen In- 
dustriezweigen herstellen.!) Und endlich sollte ein starker Unterschied 
mit der „haute banque“, welche damals eine entscheidende Rolle auf dem 
Kontinent spielte, hervortreten. Die ,,haute banque“ hatte weniger 
Fühlung mit der Industrie und dem Verkehr und außerdem war die 
Organisation ihrer Funktion eine ganz andere. Die neuen Banken sollten 
kapitalsammelnd auftreten und dieses Kapital unter vielen kreditbedürftigen 
Unternehmern verteilen. Dagegen war die ,,haute banque‘ vielmehr ein 
Sammelapparat von Kapital für einige große Kreditnehmer, wie in erster 
Linie dieStaaten. Gegen diese Auffassung des Bankwesens dürfte E. Pereire 
sich gerichtet haben mit seinem Ausruf: „Je ne suis pas banquier.“ 2) 

Der soziale Charakter der geplanten Banken spielte speziell zur Zeit, 
als das Projekt entworfen wurde, eine große Rolle, später trat er mehr 
in den Hintergrund. 

Die neue Auffassung des Bankwesens war jedoch eine großartige, und 
dem sozialen Element ist es nicht in letzter Linie zu verdanken, daß diese 
Ideen in ganz Europa Widerhall fanden. Allen Saint-Simonisten stand 
ein Ziel vor Augen, welches mit vereinten Kräften erreicht werden mußte. 

Während die Pereire ihre Pläne über die Organisation des Bankwesens 
noch ausarbeiteten, begannen sie bereits aktiv auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens aufzutreten. Die Finanzierungsfrage der Eisenbahnen 
gab ihnen jedoch die Überzeugung, daß sie nicht länger mit der Errichtung 
ihrer Bank, des Credit mobiliers, warten dürften. 

Hiebei war ein Zusammenarbeiten mit den großen Privatbankiers nicht 
möglich, weil keine der beiden Parteien sich mit einer untergeordneten 
Rolle zufrieden geben würde. Die Aufgabe, welche die Pereire sich 
gestellt hatten, war außerdem zu groß für die „haute banque". 

So näherte sich der Zeitpunkt, wo die Pereire sich ihre Kredit- 
organisation die den zentralen Punkt für ihre weiteren Pläne auf dem 
Gebiete von Eisenbahnen, Schiffahrt und Städtebau bilden sollte 
schufen. 

1) Producteur, 1921, Nr. 12, S. 34. 

2) Plenge: Crédit mobilier, S. 85. 

Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 29 
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Im Jahre 1852 wurde die Initiative zur Gründung des Crédit mobilier für 
industriellen und Handelskredit, des Crédit foncier für städtischen und 
ländlichen Bodenkredit, des Crédit mutuel für den Kredit an die Klein- 
industrie und den Kleinhandel ergriffen. 

Der letzte Plan ist nie weiter als zu einem Anfang in der Ausführung 
gekommen. Der Crédit foncier und der Crédit mutuel waren an sich keine 
neue Art von Kreditinstituten, jedoch als Teil einer großen Kreditorganisation 
hatten sie einen besonderen Charakter. 

Auch die Organisation des Credit mobilier war nicht ganz neu. Der 
Credit mobilier hatte die Finanzierung von industriellen und Verkehrs- 
unternehmungen zum Ziel. Der ursprüngliche Plan war nämlich, daß der 
Credit mobilier die Aktien der neuen Unternehmungen im Portefeuille 
halten und sich die Mittel zur Finanzierung durch Emission von 
Obligationen verschaffen sollte. Hiedurch hatte seine Organisation eine 
groBe Ähnlichkeit mit der ,,Algemeene Nederlandsche Maatschappij tot 
Begunstiging van den Volksvlijt“ von1822, der heutigen ,,Société Générale 
de Belgique“, welche die wichtigsten Elemente der Organisation des Crédit 
mobilier, wie die Pereire sich diesen dachten, bereits besaß. Dieser gab 
seit 1823 Obligationen aus zum Zwecke, Aktien von Tochtergesellschaften 
im Portefeuille halten zu können.!) 

Der Obligationenplan der Pereire wurde jedoch nicht verwirklicht. 
obgleich E. Pereire in guten Beziehungen zum Kaiser stand. Das 
Finanzministerium arbeitete dem entgegen, was einesteils der Furcht 
zuzuschreiben war, daß in den Obligationen des Credit mobilier eine 
Konkurrenz für die französische Rente entstehen würde, während anderseits 
die Intrige eine große Rolle spielte.) Als der Plan mißlang, konnte der 
Credit mobilier die Werte der neu errichteten Unternehmungen auf die 
Dauer nicht in seinem Besitz halten und das Emissionsgeschäft wurde 
notwendig. Da jedoch mit Rücksicht auf das kurze Bestehen des Credit 
Mobilier noch kein enges Band zum Anlagepublikum bestand, mußte er 
seine Zuflucht zur Börse nehmen. Eigene Spekulationen und Unterstützung 
der Spekulationen von anderen in Aktien der Tochtergesellschaften und 
des Credit mobilier selbst waren hievon die Folge.3) 


1) Denkschrift der Société Générale de Belgique, 1822 bis 1922, S. 109 und 304. 
2) Plenge: Gründung und Geschichte des Credit mobilier, S. 85. 
3) Plenge: Gründung und Geschichte des Crédit mobilier, 9. 99. 
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In Nachfolgung des Credit mobilier begann auch die ,,Société Générale 
de Belgique“ in den fünfziger Jahren das Emissionsgeschäft zu pflegen. t) 

Mit dem Credit mobilier wird die Aktiengesellschaft die Organisations- 
form der Großunternehmung, welche sich durch die Emission von Aktien 
Geldkapital verschafft. Die GroBaktionäre, die Direktion und der Aufsichts- 
rat beherrschen die Gesellschaft, und das Publikum wird Geldkapital- | 
verschaffer und Risikoträger in kleinen Beträgen. Eine relativ geringe 
Zahl von Personen bildet die Treibkräfte, das große Publikum hat nicht den 
geringsten Einfluß. In optimistischen Zeiten, wenn neue Unternehmungen 
gegründet werden, wird das Publikum infolge der optimistischen Stimmung 
billig Kapital verschaffen.*) Da das Publikum von der optimistischen 
Stimmung Gebrauch machen will, ist es geneigt, für größere Beträge 
als es selber besitzt, Aktien zu kaufen. Die Spekulation mit Hilfe von 
Kredit wird zunehmen. 

In Paris wurde die Spekulation durch das Reportsystem gefördert. Der 
Credit mobilier zeigte deshalb in seinem eigenen Interesse und im Interesse 
seiner Tochtergesellschaften diesem Geschäft große Aufmerksamkeit, 
speziell als er als Emissionshaus auftreten mußte. Dem ist es zuzuschreiben, 
daß der Credit mobilier den Namen einer Reportbank bekam.?) 

Dies alles hatte zur Folge, daß unter anderem durch die Mitwirkung 
des Credit mobilier der Effektenkapitalismus in vollendetere Formen 
gebracht wurde. 

Der schlechte Ruf als Spekulationsgesellschaft wurde indessen noch. 
verstärkt durch viele Schriften von Bewunderern des Credit mobilier, 
welche seinen Sinn nicht ganz verstanden. Der Standpunkt dieser Schrift- 
steller wird gut charakterisiert durch die Ansichten von Ate.deLaveleye 
welcher in dem Moniteur des Intéréts Matériels eine Reihe von Artikeln 
über den Crédit mobilier schrieb.*) Die Art, wie er den Gegensatz in der 
_ Gründung von Unternehmungen vor und nach dem Entstehen des Credit 
mobilier beschrieb, ist typisch für jene Zeit. 

„Jusque dans ces derniers temps, on avait pour habitude de commencer 
toute operation industrielle par la réunion des documents qui concernaient 
la partie technique; on les discutait avec un soin plus ou moins minutieux; 


1) Liefmann: Beteiligungs- und Finanzierungsgesellschaften 1921, S. 121. 
2) Petrazycki: Aktienwesen und Spekulation. 

3) Plenge: Gründung und Geschichte des Crédit mobilier, S. 99. 

%) Moniteur des Intéréts Matériels, 1863, Nr. 25 bis 27. 
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on supputait les profits futurs, on dressait les devis de construction et de 
l'exploitation, on estimait la clientèle probable, puis tous ces documents 
étaient coordonnés, pour en dresser un mémoire aussi séduissant que 
possible.“ Der alten Gründungsmethode gegenüber steht nun die neue: 
„Au lieu de suivre la marche ancienne, on a interverti l’ordre; on réunit 
. préalablement un gros capital disponible, ensuite on cherche des opérations 
industrielles avantageuses pour employer ces fonds, en tout ou en 
partie... le capital attend ses projets qui attendent le bon vouloir du 
capital.“ 

Im Hinblick auf das, was auf den vorigen Seiten über die Aufgaben des 
Credit mobilier gesagt wurde, ist eine Auseinandersetzung mit de Laveleve 
überflüssig. Wohl bleibt noch ein anderes wichtiges Problem, nämlich 
die Liquidität des Credit mobilier. und anderer Institutionen des- 
selben Charakters. Die Liquiditätsposition dieser Banken erfaßt man 
vielleicht am besten, wenn man von der heutigen Organisation des Bank- 
wesens aus auf die Zustände zur Zeit des Credit mobilier zurückblickt. 
In unserer Zeit verfügen die meisten Kulturvölker über ein ausgebreitetes 
System von Banken, die in ihrer Kreditpolitik faktisch sich gegenseitig 
stützen. Die fremden Gelder haben einen permanenten Charakter be- 
kommen, und zwar nicht in letzter Linie dadurch, daß Zahlungen zwischen 
den Banken mittels Giro und Clearing stattfinden. Die fremden Gelder 
sind hiedurch eine Basis für den Zahlungsverkehr geworden, und in den 
Zahlungen zwischen den Banken herrscht ein gewisses Gleichgewicht, 
wodurch diese fremden Gelder eine gewisse Stabilität erhalten. 

Zur Zeit des Credit mobilier war dies ganz anders; von einem 
Bankensystem war eigentlich noch keine Rede. Nur einige Unternehmungen 
standen in enger Beziehung zu den Banken. Eine vom Credit mobilier 
gegründete Gesellschaft verfügt über ein Guthaben bei dieser Bank. Dieses 
Guthaben ist dann in den meisten Fällen die Einzahlung auf die Aktien 
der betreffenden Unternehmung, welche Aktien dann bis zur Emission 
in Händen des Credit mobilier blieben. Der Erfolg der Emission hing dann 
zum großen Teil von den Reports auf die betreffenden Aktien ab. Die 
neue Unternehmung verschaffte sich dann nach und nach ihr stehendes 
Kapital und setzte ihren Betrieb in Gang. Dies hatte Zahlungen 
an Kaufleute und Industrielle zur Folge, welche in den meisten Fällen 
kein Konto bei dem Credit mobilier hatten. Die betreffende Unternehmung 
mußte deshalb in bar über ihr Guthaben verfügen. Überweisung auf ein 
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anderes Konto bei dem Crédit mobilier kam daher selten vor. Sogar wenn 
Giri oft vorgekommen wären, so würde doch die Tendenz bestanden haben, 
das fremde Kapital größienteils dem Credit mobilier zu entziehen, weil dieser 
die einzige große Gründungsbank war. Die Liquidität würde sich deshalb, 
je mehr sich das Ende der Hausse näherte, verschlechtern. Am Ende der 
Hochkonjunktur müßten Aktiven flüssiggemacht werden, um Verpflich- 
tungen nachzukommen. Kredite, welche an die neuen Unternehmungen 
gewährt waren, könnten nun nicht mehr verweigert werden, so daß die 
Folge wäre, daß die Börsentätigkeit, im.Sinne von der Erteilung von 
Börsenkrediten, eingeschränkt und so weit als möglich Zuflucht zur 
Zentralnotenbank genommen werden müßte. Einschränkung der Börsen- 
kredite hat Fallen der Effektenkurse zur Folge, was Verluste auf 
Effektenkonto mit sich bringt. Die Marktgängigkeit der Effekten wird 
geringer, besonders da der Credit mobilier über wenig Anlagekunden ver- 
fügt. Es sollte sich bald herausstellen, - daß diese Gefahren nicht nur in 
der Einbildung bestanden. 

Der Credit mobilier entlehnt seine Bedeutung einerseits den beson- 
deren Ansichten, die die Ursache seiner Gründung waren, und anderseits 
seinem Einfluß auf Industrie und Verkehr. 

Die einheitliche Politik, welche der Credit mobilier in allem zeigte, 
ist deutlich ersichtlich aus den Unternehmungen, welche unter seiner 
Führung zustande kamen.!) Wir bringen nur die „Société des immeubles 
de la rue Rivoli‘ von 1854, die spätere „Compagnie Immobilière de Paris‘; 
in Erinnerung. In der Bauära von Haussmann hatte diese Unternehmung 
eine große Aufgabe zu erfüllen. Weiter muß die Pariser Omnibusgesellschaft 
erwähnt werden, welche große Bedeutung für den Pariser Stadtverkehr 
bekam. Unter Mitwirkung des Credit foncier wurde weiter die Möglichkeit 
geschaffen, umfangreiche Pläne auf dem Gebiete des Städtebaues zu ver- 
wirklichen. Man denke weiter an die französischen und spanischen Eisen- 
bahnen, an die Ausbreitung der französischen Sechäfen, speziell von Marseille, 
und an die „Compagnie Generale Transatlantique“, alles Schöpfungen des 
Credit mobilier. Bezieht man ferner noch Michel Chevaliers ‚Systeme 
de la Méditerranée“ in diese Betrachtung ein, dann-ist es begreiflich, welche 
Erwartungen man zur Zeit des Credit mobilier an die Bankentwicklung 
festkniipfte.’ 2) 


1) Producteur, 1921, Nr. 13, S. 356 ff. 
2) Producteur, 1921, Nr. 13, S. 380 ff. 
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Die Erwartungen der Pereire waren speziell im Anfange sehr hoch 
gespannt, und dies macht auch begreiflich, daß sie im Jahresberichte 
des Crédit mobilier über 1855 triumphierend sagten: ,,Désormais plus de 
grand développement dans le crédit public d’un état, plus de progrés 
notable dans l’industrie et le commerce sans une organisation de credit 
analogue à celle dont la France a pris l'initiative.“ 


3. Der Einfluß des Crédit mobilier außerhalb Frankreichs. 


Der Credit-mobilier-Gedanke hat außerhalb Frankreichs viel Nach- 
folge gefunden. Diese wurde zum großen Teil möglich gemacht durch 
die Hochkonjunktur in den Jahren zwischen 1850 und 1857, welche 
eine Folge der kalifornischen Goldfunde war. Die europäische Industrie 
bekam nun ein neues Absatzgebiet in Amerika, und das zur Zahlung der 
Güter nach Europa strömende Gold verbreiterte die Kreditbasis in der 
Alten Welt. 1) l | | 

An dem Credit mobilier waren seit seiner Gründung bereits Ausländer 
interessiert, und diese trugen viel dazu bei, daß derCredit-mobilier-Gedanke 
im Ausland verbreitet wurde. Der Credit mobilier selbst trat nur einige Male 
aktiv auf dem Gebiete des ausländischen Bankwesens Bei. Zuerst wurde 
der Crédit mobilier espagnol gegründet. Dieses Institut kann man als eine 
richtige Tochtergesellschaft des französischen Mutterhauses betrachten. 
Die Pläne zur Gründung eines italienischen Credit mobilier gelangen 
nicht sofort.?) Erst 1863 wurde der Crédit mobilier italien gegründet. 

In den kleinen deutschen Staaten sowie in der Schweiz sollte der Crödit- 
mobilier-Gedanke auf guten Boden fallen. Die beste Schöpfung war die 
Darmstädter Bank, wozu Gustav Mevissen 1853 den Anstoß gab. 
Als Saint-Simonist stand er zuerst in naher Verkindung mit den Pereire. 
Die Freundschaft währte jedoch nicht lange, weil Mevissen nicht für die 
spekulativen Neigungen der Pariser schwärmen konnte. 3) 

In Berlin sollte der Crédit-mobilier-Gedanke zuerst eine kräftige 
Bekämpfung von der Obrigkeit erfahren.*) Wir wollen hierauf etwas aus- 


1) Clapham: The Economic Development of France and Germany, 1815 bis 1914, 
S. 384. 

2) Plenge: Credit mobilier, S. 95. 

3) Hansen: Gustav Mevissen ein Rheinisches Lebensbild, Bd. I, S. 655. 

4) Hansen, Gustav Mevissen, Bd. I, S. 644. Poschinger: Bankwesen und 
Bankpolitik in PreuBen, Bd. II, S. 214 — 225. 
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führlicher eingehen, weil auch die Niederlande eine gleiche Bekämpfung 
des Crédit mobilier gekannt haben, worauf wir noch ausführlicher zurück- 
kommen werden. 

Oppenheim, Mevissen und andere wollten im Februar 1856 in Berlin 
das preußische Kreditinstitut zur Förderung von Ackerbau, Handel und 
Industrie mit einem Kapital von 50 Millionen Talern gründen. Die preußische 
Regierung verweigerte jedoch die Konzession und gab bei dieser Weigerung 
die drohende Krise als eines der Hauptmotive an. Die Regierung sah wohl 
ein, daß das in dieser Unternehmung konzentrierte Kapital gut angewendet 
werden könnte, aber ebenso würde es auch imstande sein, die Unterstützung 
solchen Unternehmungen zu versagen oder zu entziehen, welche ihm aus 
dem einen oder anderen Grunde unwillkommen sein mochten. Bestrebungen 
der Regierung, um gerade solche Handels- und Industriezweige zu fördern, 
würden durch die Leitung dieser Bank neutralisiert werden können. Diese 

‚Argumentation wird von Poschinger ausführlich in seinem Werke 
„Bankwesen und Bankpolitik in Preußen“ wiedergegeben. t) 

Andere gleichartige Pläne zur Gründung von Aktiengesellschaften, 
wobei der Credit-mobilier-Gedanke die Grundlage bildete, wurden ebenfalls 
von der preußischen Regierung verhindert. Nur in der Form von Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien konnten einige Pläne verwirklicht werden. 
Diese Gesellschaftsform bedurfte nämlich keiner Konzession. So wurde 
zum Beispiel 1856 die Berliner Handelsgesellschaft als Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien gegründet. 

Eine andere Schöpfung von Mevissen und Oppenheim war die 
„Banque Internationale de Luxembourg‘.*) Dieser Crédit mobilier wurde 
im März 1856 in Luxemburg gegründet. Die Banknotenemission sollte einen 
wichtigen Teil des Geschäftes bilden. Das Merkwürdige war dabei, daß 
Noten in verschiedenen Valuten emittiert werden sollten. Dies war eine 
Veranlassung für den niederländischen Abgeordneten van Bosse, einen 
Interpellation an die niederländische Regierung über diese Luxemburger 
Bank zu riehten. Er fürchtete Störungen in der Notenzirkulation in 
Holland, wenn die Noten der Luxemburger Bank in Guldenvaluta emittiert 
werden sollten. In seiner Antwort machte der niederländische Minister 
Dr. D. Donker Curtius am 21. April 1856 die Kammer darauf auf- 


1) Poschinger: Bd. II, S. 218, 219, und Metzler: Geschicht- des deutschen 
Effektenbankwesens, 1911, S. 122. 
*) Hansen: Gustav Mevissen, Bd. I, S. 661 ff. 
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merksam, daß die Luxemburger Noten keine Gefahr bedeuten würden; 
Holland würde also nicht für den eigentlichen Zweck der Luxemburger 
Bank dienen können. Wohl errichtete die Luxemburger Bank eine Kom- 
mandite in Amsterdam, nämlich die bekannte Firma Lippmann, Rosen- 
thal & Co., heute eine internationale Privatbank. 

So näherte sich der Zeitpunkt, in welchem der Crédit-mobilier-Gedanke 
auch in Holland an Einfluß zu gewinnen anfing. Dieser Einfluß kam 
aus Frankreich, Luxemburg und der Schweiz!), jedoch in Hauptsache 
aus dem erstgenannten Lande. Was die Schweiz angeht, muß noch in 
Erinnerung gebracht werden, daß dort in den Jahren 1855 und 1856 fünf 
Credit-mobilier-Banken gegründet wurden, und zwar in Zürich, Genf und 
St. Gallen. Die „Banque Générale Suisse de Credit International Mobilier 
et Foncier“ in Genf versuchte unter Mitwirkung Pariser Bankiers festen 
Fuß in Holland zu fassen. 

In den Niederlanden waren die Ansichten über den Credit mobilier 
sehr verschieden. Dieses zeigte sich deutlich bei einer Debatte über den 
Credit mobilier, welche von den ersten Volkswirten in Amsterdam 1856 
gehalten wurde.?) Namhafte Volkswirte, wie Dr. J. T. Buys und Professor 
de Bosch Kemper waren dieser Bank wenig syınpathisch gesinnt. Dagegen 
war einer der bekannten Amsterdamer Kaufleute, Santhagens, diesem 
Institut freundlich gesonnen. Er führte unter anderem aus, daß für Holland 
eine Ausdehnung des Bankwesens sehr notwendig wäre. Viele der großen 
Unternehmungen, welche jetzt in ihrer Gründung Hindernissen begegnen, 
würden gegründet werden können. So hätten die belgischen Industrien 
und verschiedene andere große Werke ihre Entstehung und Ausdehnung 
der Brüsseler Société Générale de Belgique zu verdanken, und wären dagegen 
holländische Eisenbahnen, Gasfabriken und Wasserleitungen nur durch 
ausländische Kapitalien entstanden. Es wäre deshalb wünschenswert, 
daß, da die Niederländische Notenbank keine Vorschüsse aut industrielle 
Werte geben könnte, hier in Holland eine Bank im Geiste desCredit mobilier 
zustande käme, jedoch unter der Bedingung, daß sie unter strenge Kontrolle 
gesetzt würde und einen beschränkteren Tätigkeitskreis hätte, damit 
sie wohl die heilsamen Folgen, aber nicht die schädlichen Folgen des 
Pariser Instituts bätte.?) | 


1) Max Wirth: Handbuch des Bankwesens, S. 486. 
2) Dr. J. T. Buys: Voorlezingen over Circulatiebanken, 1856, S. 43 — 56. 
4) Buys: Voorlezingen over Circulatiebanken, S. 53. 
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4. Die Credit-mobilier-Pläne in den Niederlanden. 


In seiner Antwort auf die bereits erwähnte Interpellation des Ab- 
geordneten van Bosse hatte der niederlänidsche Minister auch seine Ansicht 
über den Credit mobilier gesagt. Seine Auffassung war folgende: „Ich 
will nur hervorheben, daß es eine bekannte Tatsache ist, daß in vielen 
Ländern Kreditanstalten entstanden sind und daß noch in vielen Ländern 
solche entworfen werden. Die Zeit wird beweisen, ob diese Institute 
günstige oder ungünstige Wirkungen haben werden. Als meine persön- 
liche Meinung möchte ich nur hinzufügen, daß man vergebens 
Maßregeln ergreifen wird, diese Entwicklung zu verhindern.“ 


Die Konjunktur und die Änderungen auf volkswirtschaftlichem Gebiete, 
welche damals in den Niederlanden stattfanden, waren ein günstiger 
Boden für Pläne, welche die Gründung von Credits mobiliers bezweckten. 
Und doch sollte vorläufig keiner der Pläne in Holland gelingen; dies gerade 
hauptsächlich infolge der Haltung der niederländischen Regierung, welche 
keineswegs der Auffassung, die oben zitiert wurde, entsprach. 


So war im Juni 1856 der Plan für die Gründung einer „Allgemeinen 
Kreditanstalt für das Königreich der Niederlande“ gereift. Die Initiative 
zu dieser Gründung war von Pariser Bankiers und von der „Banque 
Générale Suisse deCrédit International Mobilier et Foncier“ in Genf ergriffen 
worden. Einen Monat später traten zwei neue Pläne in die Öffentlichkeit, 
nämlich ein Projekt für eine „Société Générale Néerlandaise de Crédit‘ 
auf Initiative von Pariser Bankiers und ein Projekt für eine „Allgemeine 
Industriebank“ unter Führung der Königswärter und anderer jüdischen 
Bankiers aus Amsterdam. Bei allen diesen Projekten war der Pariser 
Credit mobilier jedoch nicht beteiligt. Die Vorbereitungen der Gründungen 
waren schon so weit fortgeschritten, um die königliche Bewilligung des 
Gesellschaftsvertrages bereits angesucht wurde. 

Es wurden sogar noch mehr Banken geplant, wobei es jedoch nicht viel 
weiter als zu Besprechungen gekommen zu sein scheint mit Rücksicht auf 
das Los, welches den hier oben genannten Projekten zuteil wurde. Auch 
die Pläne von Alexander Mendel, worüber später noch manches mit- 
geteilt werden wird, entstanden, wie sich aus privaten Quellen heraus- 
stellte, bereits in diesen Tagen. 


Der Justizminister Dr. Donker Curtius, welcher nur noch bis zum 
1. Juli 1856 im Amte blieb, schien sich nicht kompetent zu fühlen, diese 
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Pläne einer Untersuchung zu unterwerfen. Er bat deshalb den Finanz- 
minister, sich mit der Niederländischen Bank in Verbindung zu setzen, 
damit von der Ansicht der Zentralnotenbank Kenntnis genommen werden 
könnte. Die Niederländische Bank gab auf Grund des ihr vorgelegten 
Materials zwei sehr ausführliche Gutachten über diese Plane und über 
die Bedeutung des Crédit mobiliers ab. Diese Ausführungen sind von großer 
Bedeutung für die Kenntnis der Ansichten der niederländischen Notenbank 
über die Aufgaben des Bankwesens. Die Daten über die erwähnten Crédit- 
mobilier-Pläne sind größtenteils diesen Berichten der Niederländischen 
Bank entnommen. t) ' 

Bei der Behandlung der Gesellschaftsverträge dieser Credits mobiliers 
hat das niederländische Justizministerium sich vollständig auf die Ansicht 
der Niederländischen Bank gestützt. Diese Ansicht der Niederländischen 
Bank geht dahin, daß sie die Credit-mobilier-Banken als Institute betrachtet, 
welche an der Gründung neuer Unternehmungen Interesse haben. Das 
Effektenmaterial, welches aus dieser Gründung hervorgeht, führt zu un- 
gesunder Spekulation und einem ungerechtfertigten Optimismus, wodurch 
die wirtschaftliche Entwicklung auf gefährliche Weise beschleunigt wird. 
Die Niederländische Bank gibt der Regierung schließlich einige juridische 
Ratschläge, welche uns hier nicht interessieren, womit eine Verweigerung 
der königlichen Bewilligung zu motivieren wäre. Hauptsächlich auf Ver- 
anlassung des Finanzministers Dr. A. Vrolik wurde diesen Plänen die 
königliche Bewilligung verweigert. Dasselbe Los wurde den Plänen von 
Dr. Samuel Sarphati zuteil. Dieser wollte 1857 eine „Gesellschaft für 
Niederländische Industrie“ (Maatschappij voor Nederlandsche Volksvlijt) 
gründen. Obgleich Sarphati ein Gegner des Credit mobilier war, war das 
Justizministerium der Ansicht, daß es sich bier doch um einen verkappten 
Credit mobilier handelte. 

Der niederländische Gesandte in Berlin warnte die niederländische 
Regierung noch dazu, darauf zu achten, daß diese Gesellschaften nicht ın 
der Form von Kommanditgesellschaften auf Aktien gegründet würden. 
Die Niederländische Bank war jedoch der Meinung, daß hiefür in Holland 
keine Gefahr bestand, weil diese Gesellschaftsform weniger bekannt. war 


1) Die beiden Berichte der Niederländischen Bank über die niederländischen 
Credit-mobilier-Pläne von 1856 wurden zuerst vom Verfasser dieses Artikels ver- 
öffentlicht in seinem Werke: Het Ontstaan van het Moderne Bankwezen in Nederland. 
Rotterdam 1922. 
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und man inHolland viel zu hohen Wert auf die königliche Bewilligung legte, 
obgleich diese eigentlich nur formelle Bedeutung hatte. 

In ihrem Gutachten prophezeite die Niederländische Bank auch, daß 
eine Krise im Auslande nicht lange auf sich warten lassen würde. Mit 
Rücksicht hierauf wäre die Gründung von Crédits mobiliers nicht erwünscht, 
weil diese den holländischen Kreditmarkt, welcher keine Krisensymptome 
zeigte, beunruhigen würde. Sollte die Regierung die Gründung jedoch 
erlauben, so würde die Niederländische Bank sich veranlaßt sehen, jetzt 
schon Maßregeln zu ergreifen, um einer Krise vorzubeugen, und hiedurch 
würde auch der reelle Handel Schaden erleiden. 

Dem Vorgehen der holländischen Notenbank ist es zu verdanken, daß 
Dr. W. C. Mees in dem von ihm verfaßten Jahresberichte der Notenbank 
über das Krisenjahr 1857/58 schreiben konnte: ‚Die Krise war in diesem 
Lande weniger verwickelt. Die Bankwelt wurde von ihr kaum erfaßt.“ t) 

In gewisser Beziehung muß man sich über diese Äußerung wundern, 
weil es sich hier um einen Jahresbericht handelte, welcher nicht für die 
Öffentlichkeit bestimmt war, sondern nur für einen Kreis von Interessenten. 
Man hätte also wohl einige Bemerkungen über die Credit-mobilier-Pläne 
erwarten dürfen. Es scheint jedoch, daß diese Pläne in der Öffentlichkeit 
fast überhaupt keine Aufmerksamkeit erregten. In Zeitungen und Zeit- 
schriften wurden diese Pläne deshalb auch gar nicht erwähnt. Merkwürdig 
ist es, auf welche Weise Lord Overstone die Wirtschaftslage von Holland 
1857 schilderte im Vergleich zu dem, was New York in diesen Tagen zu 
sehen gab. ,,Gibt es eine Stadt,“ so schrieb Overstone, „wo der Reichtum 
sich schneller bildet, wo der Handel aktiver und blühender ist als in 
New York, und gibt es eine Stadt, wo der Zinsfu8 mannigfaltigeren 
und größeren Schwankungen unterworfen ist? Seht dagegen Holland, 
dieses Land besitzt große Kapitalien, welche in jedem Jahre durch große 
Ersparnisse vergrößert werden, der Unternehmungsgeist ist dort jedoch 
wenig entwickelt. Dort findet man einen niedrigen Zinsfuß, welcher fast 
stets unverändert bleibt.‘‘?) 

Man kann sich die Frage stellen, ob das Mißlingen aller dieser Pläne 
keinen Rückschlag zur Folge haben mußte. Auffallend ist in dieser Be- 
ziehung wohl, daß eine Zahl von jüdischen Bankiers, welche bei diesen 
Plänen interessiert waren, Amsterdam verließen. Hiezu gehörten zum 


1) De Nederlandsche Bank in het Crisisjaar 1857, S. 6, publiziert 1908. 
2) Moniteur des Intérêts Matériels, Nr. 43, 1565; Taux de l’Interet, A. de Laveleye. 
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Beispiel die Königswärter.t) Ändere wie Mendel, blieben und wußten 
ihre Zeit abzuwarten. Die Zukunft sollte zeigen, daß sie gut gesehen hatten; 
die Veränderungen in den wirtschaftlichen Ansichten schritten fort. 


5. Der wirtschaftliche Zustand im Auslande und in Holland nach 1857. 


In der Mitte der fünfziger Jahre hatte das Ausland, speziell Frankreich, 
ein neues Banksystem erhalten, welches besondere Aussichten für Industrie 
und Verkehr eröffnete. Zur gleichen Zeit waren neue Weltteile in den Bereich 
des internationalen Handels gekommen, wie zum Beispiel Kalifornien, 
Australien und Japan. Viele Länder hatten ihr Eisenbahnnetz ausgedehnt. 
Der Freihandelsgeist hatte weite Verbreitung gefunden. 

Die Krise von 1857 bereitete dieser schnellen Entwicklung ein jähes 
Ende. Sie hatte ihren Ausgangspunkt in Amerika, überfiel sofort England 
und Frankreich, ergriff darauf Hamburg und richtete ferner große Ver- 
wüstungen in allen europäischen Ländern an. Die Krise fand ihre Ursache 
hauptsächlich in einer zu großen Ausdehnung des Handels von Europa, 
insbesondere von England mit Amerika. Eine zu schnelle Vergrößerung 
der Eisenbahnnetze und der Schiffahrt und der damit zusammenhängenden 
Industrien mußte in derselben Richtung wirken. Die Kreditüberspannung 
brachte schließlich die Krise zum Ausbruch. | 

Obgleich diese Krise eine der ernstesten seit Anfang des 19. Jahr- 
hunderts war, blieb vieles von dem, was vor der Krise zustande gekommen 
war, erhalten, insbesondere das ausgedehnte Verkehrsnetz und die Ver- 
zweigungen des internationalen Handels. Auch der Credit mobilier blieb. 
erhalten und zeigte damit seine Lebenstähigkeit. Man stelle sich Holland 
inmitten dieser Länder, wo soviel verändert war und sich noch stets änderte, 
vor! Unsere handelspolitische Gesetzgebung paßte sich diesen Veränderungen 
ziemlich schnell an, der Freihandel wurde auch in Holland herrschend, 
das staatliche Kultursystem in den Kolonien wurde prinzipiell aufgegeben. 
Dieses alles war jedoch ungenügend, um in Holland denselben wirtschaft- 
lichen Fortschritt zustande zu bringen als im Auslande. Die Niederlande 
fühlten sich in dieser Zeit wie in eine Ecke gedrängt. Der Durchgangs- 
verkehr litt infolge des Fehlens eines guten Eisenbahnnetzes und 
guter Zugangswege zu den Seehäfen. Der private Kolonialhandel mußte 
noch anfangen, sich eigene Wege und Methoden zu suchen. Die Vor- 


1) Professor Dr. H. P. G. Quack: Herinneringen, S. 119. 
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bedingungen für unseren Handel waren also relativ schlechter geworden; 
eine in jeder Beziehung begreifliche Depression im Warenhandel entstand. 

Eisenbahnen, Seekanäle und Kolonialfragen waren seit kurzer Zeit 

Gegenstand politischen Interesses und Kampfes geworden. Thorbecke, 
welcher in diesen Tagen imZentrum der Politik stand, hatte großen Einfluß 
auf die gesetzliche Regelung dieser Fragen. Seine Mitarbeiter interessierten 
sich in der Hauptsache für die volkswirtschaftliche Seite dieser Probleme. 
Einige wichtige Ereignisse, worauf wir später noch zurückkommen, müssen . 
bereits hier erwähnt werden. Das Gesetz vom 18. August 1860 (Staats-- 
blatt Nr. 45) bestimmte, daß der Staat ein umfangreiches Eisenbahnnetz 
bauen sollte, wofür jährlich zehn Millionen Gulden votiert werden sollten. 
Das Gesetz vom 3. Juli 1863 (Staatsblatt Nr. 100) bestimmte, daß die 
Exploitation von einer Privatgesellschaft vorgenommen werden sollte. 
» Am 10. Dezember 1861 erhielt J. G. Jäger die Konzession für den 
Bau eines Kanals von Amsterdam nach der Nordsee. Der Konzessionär 
war verpflichtet, .diese Konzession in eine neu zu gründende Aktien- 
gesellschaft einzubringen. Zur Bestätigung dieser Konzession wurde am 
30. Juni 1862 ein Gesetzentwurf eingereicht, wobei ebenfalls Maßregeln 
zur Verbesserung des Wasserweges von Rotterdam zur Sce ergriffen 
wurden. Die Durchgrabung des neuen Wasserweges für Rotterdam sollte 
vom Staate geschehen. Dieser Entwurf wurde 24. Jänner 1863 (Staats- 
blatt Nr. 4) angenommen. 

Um diese Werke zustande zu bringen, fehlte in Holland eine Banken- 
organisation, wie Frankreich diese in der vorigen Konjunkturperiode 
erhalten hatte. Der Bau von Eisenbahnen und Kanälen usw. konnte nur 
von Banken’ des französischen Typus gefördert werden. Das englische 
Banksystem gab nicht die Fazilitäten zur Gründung von Gesellschaften, 
und eine so starke Änderung in der Kapitalsanlage des Publikums, um ohne 
Vermittlung von Banken, die Unternehmungen schnell zustande zu 
bringen, ist nun einmal ein Ding der Unmöglichkeit. 

Seit Anfang der sechziger Jahre waren schon wieder Stimmen laut 
geworden, daß Industriebanken gegründet werden müßten. Die Regierung 
stand diesen Instituten jetzt auch sympathischer gegenüber, was zur Folge 
hatte, daß im Jahre 1863 einige seit längerer Zeit bestehende Bankpläne 
zur Ausführung kamen. Diese betrafen: 

I. Die „Algemeene Maatschappij voor Handel en Nijverheid“ (All- 
gemeine Kreditanstalt für Handel und Gewerbe) in Amsterdam. Diese 
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war der niederländische Crédit mobilier, worüber im nächsten Abschnitt 
Näheres mitgeteilt wird. 

II. Die ,,Nederlandsche Crediet en Deposito Bank“ (Niederländische 
Kredit- und Depositenbank, Société Néerlandaise de Banque et de Depöts) 
in Amsterdam. Diese Bank wurde von dem bereits erwähnten Sarphati 
unter Mitwirkung von dem Syndikat von französischen Bankiers, welches 

e „Société Générale pour favoriser le développement du commerce et 
de l'industrie en France“ gründen wollte, errichtet. Diese Bank hatte 
Filialen in Paris, Briissel und Genf. 1872 schmolz sie zusammen mit der 
Banque de Paris und nannte sich „Banque de Paris et des Pays Bas“. 

III. Die ,,Rotterdamsche Bank“, Rotterdam. Der Zweck dieser Bank 
war die Förderung des kolonialen Handels. Ursprünglich wollte man in 
Rotterdam auch eine Bank nach dem Vorbild des Pariser Crédit mobilier 
errichten, doch wurde dieser Plan vereitelt. 

Die Rotterdamsche Bank, welche seit 1911 den Namen Fonai 
Bankvereeniging“ führt, ist heute eine der führenden niederländischen 
Banken. 


6. Der holländische Crédit mobilier. ¢) 


Mit königlicher Verfügung vom 9. April 1863 wurden die Statuten der 
„Algemeene Maatschappij voor Handel en Nijverheid“ mit dem Sitz 
in Amsterdam genehmigt. Die Angabe des Gesellschaftszweckes in den 
Satzungen zeigt, wie der Crédit mobilier français als Beispiel genommen 
wurde. Die Gründung von Industrie-, Handels- und Kreditunternehmungen, 
die Unterbringung von Aktien und Anleihen dieser Gesellschaften und die Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen zu Lasten der „Algemeene Maatschappij 
voor Handel en Nijverheid“ mit der Absicht, die Aktien und Obliga- 
tionen der Tochtergesellschaften im Portefeuille zu halten, sagen genug. 

In Holland, ebenso wie in anderen Ländern, bedeutete eine solche Ziel- 
setzung für eine Bank etwas ganz Neues. Bis zu diesem Moment kannte 


1) Wir haben in diesem Abschnitt die Angabe von Quellen unterlassen. Diese 
sind vollständig in meinem Buche ,,Het Ontstaan van het moderne Bankwezen in 
Nederland“ angegeben. Es handelt sich hauptsächlich um Archivmaterial, welches im 
„Nederlandsch Economisch-Historisch Archief“, im Haag vorhanden ist. Die Details 
der Geschichte des holländischen Crédit mobilier sind für denjenigen, welchem die 
niederländische Sprache nicht geläufig ist, zu finden in meinem Artikel: „Le saint- 
simonisme dans les Pays-Bas; Le crédit mobilier néerlandais“, Revue d’Economie 
Politique, mai-juin, 1923. 
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man in Holland nur Banken und Bankiers, welche sich ‚‚Kassiers‘‘ nannten 
und welche für ihren Geschäftskreis die bekannte ,,Amsterdamsche Wissel- 
bank“ als Beispiel genommen hatten. Diese Art von Banken dienten 
deshalb im Anfange fast ausschließlich dem Zahlungsverkehr. Die Depositen 
wurden bei den meisten dieser ,,Kassiers‘* in bar gehalten. Erst im Laufe 
des 19. Jahrhunderts dehnten sie ihren Tätigkeitskreis etwas aus und 
gaben kurzfristige Kredite. 

Die neue Bank eröffnete deshalb ganz andere Perspektiven für Holland. 
Die Konzentration von großen Kapitalien zur Ausführung großer 
Unternehmungen war ihr Zweck. Sie sollte führend in der wirtschaft- 
lichen Entwicklung auftreten. Eine Anzahl Elemente der saint-simonisti- 
schen Kreditkonzeption wurden somit in dieser Bank vereinigt. Wie 
wir in den vorigen Abschnitten dieser Abhandlung bereits sahen, hatte 
eine Bank wie diese in Holland eine Sendung zu erfüllen. 

Als Führer dieser Bank trat Alexander Mendel, österreichischer General- 
konsul in Amsterdam, auf. Seine Ideen-hatten bei den Amsterdamer Kauf- 
leuten Widerhall gefunden. Insbesondere der einflußreiche Franz van 
Heukelom, Vorsitzender der Handelskammer in Amsterdam, schwärmte 
für die neue Bank. Es war Mendel vor allem gelungen, in nahe 
Beziehung zu dem französischen Credit mobilier zu treten. Diese Verbindung 
wurde so eng, daß ein wichtiger Teil des Kapitals von 20 Millionen hollän- 
dischen Gulden, wovon 10 Millionen holländische Gulden eingezahlt wurden, 
von dem französischen Credit mobilier und dessen Freunden übernommen 
wurde. 

Franz van Heukelom wurde Vorsitzender des Aufsichtsrates, Isaac 
Pereire und Leo Lippmann, Inhaber der Firma Lippmann Rosenthal 
in Amsterdam, ein Anhänger des Saint-Simonismus, wurden Vizepräsidenten 
des Aufsichtsrates. Alexander Mendel wurde Generaldirektor. Neben 
Isaac Pereire waren im Aufsichtsrat noch viele andere Interessenten des 
französischen Credit mobilier vertreten. 

Dem Credit mobilier war ein bedeutender Platz in der Leitung der 
Gesellschaft zugedacht. In Paris bildete sich ein Komitee aus dem Auf- 
sichtsrat, welches alle Geschäfte der niederländischen Tochtergesellschaft, 
welche in Frankreich, Spanien, Italien und in der Türkei betrieben wurden, 
verwaltete. Diese Länder waren das Arbeitsfeld des Credit mobilier und 
seiner Tochtergesellschaften, des Credit mobilier espagnol, des Credit 
mobilier italien und der Banque Impériale Ottomane. Durch diese Be- 
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stimmung sollte ein unnötiger Wettbewerb unter den Banken dieses 
Konzerns vermieden werden. 


Neben dem Credit mobilier frangais hatte sich der belgische Finanzier 
Andre Langrand-Dumonceau einen bedeutenden Einfluß in der 
„Algemeene Maatschappij voor Handel en Nijverheid“ zu verschaffen 
gewußt. Dem ist es zu einem sehr großen Teil zuzuschreiben, daß der 
holländische Credit mobilier keine reine Wiedergabe der saint-simonistischen 
Kreditkonzeption ist. 


Schenken wir nun den praktischen Resultaten des holländischen Credit 
mobilier unsere Aufmerksamkeit. Im Gründungsjahr wurde eine Anzahl von 
Unternehmungen errichtet, welche für das niederländische Wirtschaftsleben 
von der größten Bedeutung werden sollten. Betrachten wir zuerst, was 
auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens zustande gebracht wurde. 


Wie bereits erwähnt, wurde 1860 beschlossen, in Holland ein Netz 
von Staatseisenbahnen zu bauen. Der Betrieb sollte jedoch von einer 
privaten Gesellschaft übernommen werden. 1863 war eine Anzahl 
von Linien vollendet. Die ,,Algemeene Maatschappij voor Handelen 
Nijverheid“ wußte diese Gelegenheit zu benutzen, um die Konzession 
für die von ihr am 26. September 1863 gegründete „Maatschappij tot 
Exploitatie van Staatspoorwegen“ (Gesellschaft zur Exploitation von 
Staatseisenbahnen) zu erwerben. 

1862 erhielten einige Unternehmer in Niederländisch-Indien die. 
Konzession für den Bau einer Eisenbahn auf Java. Zwecks Übernahme 
dieser Konzession gründete die ,,Algemcene Maatschappij“ am 27. August 
1863 die ,,Nederlandsch-Indische Spoorwegmaatschappij“ (Niederländisch- 
Indische Eisenbahngesellschaft). 

Das seiner Lösung harrende Eisenbahnproblem wurde auf diese Weise 
gefördert. 

An zweiter Stelle wollte die „Algemeene Maatschappij“ die Versuche, 
welche unternommen wurden, um Amsterdam durch einen großen Seekanal 
mit der Nordsee zu verbinden, unterstützen. J. G. Jäger, ein Freund 
von Mendel, hatte seine Konzession an die „Amsterdamsche Kanaal 
Maatschappij“ (Amsterdamer Kanalgesellschaft) übertragen. Die Aktien- 
gesellschaft konnte ihr Kapital von 18,000.000 holländischen Gulden nur 
zu einem kleinen Teil beim Publikum unterbringen. Mendel wollte, um 
die Kanalgesellschaft zu retten, eine Amsterdamer Stadtanleihe von 
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16,000.000 holländischen Gulden übernehmen unter der Bedingung, daß 
die Stadt Amsterdam sich mit 10,000.000 hollandischen Gulden an der 
Kanalgesellschaft beteilige. Dieser Vorschlag wurde im letzten Augenblick 
vom Gemeinderat verworten. Die Lösung des Kanalproblems sollte 
infolge dieses Fehlschlages der Stadt Amsterdam noch viele Schwierig- 
keiten bereiten. | 


Mehr Erfolg war der Gründung einer Bank für die Finanzierung des 
Handels mit den niederländisch-indischen Kolonien beschieden. Am ~- 
18. Juni 1863 wurde der Prospekt, womit die Gründung der Niederländisch- 
Indischen Handelsbank angekündigt wurde, publiziert. In Holland stand 
man dieser Bank sehr sympathisch gegenüber, und die Emission der Aktien 
gab eine willkommene Gelegenheit zur Spekulation. 


Der Zweck der neuen kolonialen Bank war sehr ausgedehnt, er umfaßte 
unter anderem die Kreditgewährung an indische Kulturunternehmungen, 
die Gründung von und die Beteiligung an industriellen und kommerziellen 
Unternehmungen, die Gewährung von hypothekarischen Krediten und die 
Ausgabe von Pfandbriefen, und schließlich zählteauch der Handel in indischen 
Produkten zu dem Aufgabenkreis der Bank. Das plazierte Kapital betrug 
6,000.000 holländische Gulden. Die ,,Algemeene Maatschappij war der 
größte Aktionär. 


Mit dem französischen Credit mobilier wurden große Transaktionen 
unternommen. Die holländische Tochtergesellschaft übernahm einen 
bedeutenden Posten von Aktien des Credit mobilier espagnol und des 
Credit mobilier. italien. Zusammen mit dem französischen Hauptinstitut 
wurde in London die „International Financial Society“ gegründet. Die 
wichtigsten Gründer dieser „Financial company“ waren: der Crédit 
mobilier français, die ,,Algemeene Maatschappji“, die Pereire, Mallet 
Freres, Fould, Glyn Mills Cy, Stern, Dobrée und F. Huth. Das 
Kapital dieser Londoner Gesellschaft betrug Æ 3,000.000. Eine ihrer 
größten Transaktionen war die Übernahme von Æ 2,000.000 Aktien der 
Hudson Bay Company. Bei diesem Geschäft beteiligte sich auch die 
„Algemeene Maatschappij‘. 

In der Geschichte des niederländischen Credit mobilier spielte die 
Beteiligung, welche der belgische Finanzier Langrand-Dumonceau 
sich in dieser Bank verschafft hatte, eine schr bedeutende Rolle. Langrand- 
Dumonceau spielte eine hervorragende Rolle in der katholischen Welt 
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und verfügte über bedeutenden Einfluß im Vatikan. Seine wichtigste 
Tätigkeit lag auf dem Gebiete des hypothekarischen Kredits. Er gründete 
nämlich Hypothekbanken in Ländern, wo niedriger Zinsfuß herrschte, 
wie zum Beispiel Belgien, Holland und England, und gewährte Kredite 
` in Ländern mit hohem Zinsfuß, wie Österreich-Ungarn. Seinem Ein- 
fluBe ist es inhohem Maße zu verdanken, daß der hypothekarische Kredit 
einen internationalen Charakter bekam. Seine wichtigsten Gründungen 
auf diesem Gebiete waren 1863 die Hypothekenversicherungsgesellschaft 
„Vindobona“ in Wien, die Banque Hypothécaire Belge in Brüssel, die 
Banque Hypothécaire Néerlandaise in Amsterdam und die Banque de 
Credit Foneier et Industriel in Brüssel. Diese Banken trugen dazu bei, 
daß die Tätigkeit der ,,Algemeenen Maatschappij“ umfangreicher 
wurde. 1863 wurden von letztgenannter Bank zum Beispiel für 1,500.000 
holländische Gulden Pfandbriefe der Banque Hypothécaire Néerlandaise 
bei dem Publikum untergebracht. Zusammen mit der Banque de Crédit 
Foncier et Industriel wurde 1863 von der ,,Algemeene Maatschappij“ 
eine Anleihe des Prinzen Paul Eszterhazy von Galantha im Betrage von 
6,600.000 holländischen Gulden emittiert. 


Von sehr großer Bedeutung waren die Transaktionen, welche Langrand- 
Dumonceau mit dem Kirchenstaat abschloB.. Er hatte dabei die Mit- 
wirkung der ,,Allgemeene Maatschappij“, welche 1863 bereits päpstliche 
Anleihen im Werte von einer Million Gulden besaß. Im Juni 1864 nalım 
Langrand-Dumonceau die Führung auf sich für die nenn der 
5% Emprunt Romain im Betrage von 50,000.000 Franken. 


Auch mit der österreichischen Regierung stand die ,,Algemeene 
Maatschappij“ in finanzieller Beziehung. Mendel scheint in einem 
vorzüglichen Verhältnis zu Minister I. von Plener gestanden zu 
haben. 


Ferner wurden von dem niederländischen Credit mobilier noch mannig- 
fache finanzielle Operationen unternommen, welche heute jedoch kein 
Interesse mehr haben. 


Der erste Abschnitt in der Geschichte des niederländischen Credit mobilier 
ist hiemit beschrieben. Wir halten es deshalb jetzt für nützlich, einen 
Blick auf die Bilanz des ersten Geschäftsjahres dieser Bank zu werfen. 
Diese Bilanz wurde von dem Verfasser dieses Aufsatzes aus den Büchern 
der Bank aufs neue aufgestellt. 
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Bilanz der ,,Algemeene Maatschappij voor Handel en Nij- 
verheid“ per 31. Dezember 1863. 


Aktiven: 
Von den Aktionären noch nicht eingezahlter Betrag _10,000.000°— fl. 
Kasse und ,,Kassiers’. 0.0.02... 0... cece eee eee 115.988°84  ,, 
Inlandswechsel ............. 0.0 cece ce cee ee eee 320.72527 .. 
Auslandswechsel ............ con 1,576.303°48  _, 
ROPO eree ee oie eu 590.000 — ss, 
Aktien der ,,Algemeene Maatschappij"............ 1150 — .ŭ 
Niederländische Effekten................-0200000- 3,436.871°57 _., 
(darauf noch einzuzahlen 7,883.362°50 fl.) 

Ausländische Effekten ................. 0000000: 11,967.651°73 
Niederländische Debitoren ...................... 56.717625  .. 
Ausländische Debitoren ....................0005 6,482.213°841, ., 
Bureauinventar ....... 0.0.0.0. cee ecw cece eee ees 2.250°— 

34,555.930:0317 fl. 

Passiven: i 

PAROONKADN abegerien OTA 20,000.000:— fl. 
Noch zu zahlende Wechsel ......... GERT EN 3,046.300°'— ,, 
Niederländische Kreditoren...................08. 3,053.252°90 
Ausländische Kreditoren .................. 0000: 6,040.826°38 1, ., 
TENG OWINN ecra a kad eae gudaa aun eats 1,415.551°65 —,, 


34,955.930°93 14 fl. 

Aus dieser Bilanz ist ersichtlich, daß die Prima Liquiditäten nur minimal 
waren und die Aktiven fast gänzlich in Effekten und Debitoren ange- 
legt sind. Außerdem ruhten auf dem Effektenbesitz noch sehr hohe 
Zahlungsverpflichtungen, da die Aktien einer Anzahl von Tochtergesell- 
schaften nicht voll eingezahlt waren. Es handelt sich hier um die beiden 
Eisenbahngesellschaften und die Niederländisch-Indische Handelsbank. _ 
Hiezu kam noch, daß die Muttergesellschaft versäumt hatte, einen Markı 
für diese Aktien zu bilden. Verkauf dieser Effekten an der Effektenbörse 
hätte also einen starken Kurssturz zur Folge haben müssen. Ein bedeuten- 
der Teil der Aktiven war also immobilisiert und die Zahlungsverpflichtungen 
auf Effekten bedeuteten eine große Gefahr für die Liquidität der Bank. 
Mit dem Liquiditätsmangel ging Hand in Hand eine schlechte Risiko- 
 verteilung. Die „Algemeene Maatschappij“ war nur bei einer ziemlich 
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kleinen Zahl von Unternehmungen interessiert und ihr Wohlergehen war 
deshalb vollständig von diesen Unternehmungen abhängig. Auch die 
Zahl der Kreditoren war sehr gering, so daß auf Stabilität im Betrage 
der Kreditoren nicht gerechnet werden konnte. Es ist merkwürdig, daß 
bei der ,,Algemeenen Maatschappij“ nie von der Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen die Rede war, obgleich dicse in den Statuten erwahnt waren. 

Das Jahr 1863 war eine Periode der Hochkonjunktur gewesen; infolge 
dessen spürte man wenig von der schlechten Liquidität. Das Ende des 
Jahres kündigte bereits einen Konjunkturumschwung an, wodurch die 
Schwierigkeiten einen schnellen Lauf nehmen sollten. Realisation von 
Effekten würde sich bei fallender Börsentendenz als katastrophal erweisen. 

Die Krise wurde beschleunigt durch eine Anzahl spekulativer Trans- 
aktionen des Generaldirektors Mendel. Diese Transaktionen gaben zu 
großem Mißtrauen Anlaß, so daß niemand bereit war, Mendel in den 
Liquiditätsschwierigkeiten zu stützen. Während seine Gesellschaft so in 
die größten Schwierigkeiten verwickelt‘ war, ergriff Mendel im Oktober 
1864 die Flucht. 

Nach der Flucht Mendels. waren der Credit mobilier français und 
Langrand-Dumonceau zu einer Intervention bereit, wodurch der 
Konkurs der Gesellschaft vermieden werden konnte. Die Spekulations- 
verluste Mendels und die Kursverluste infolge Zwangsrealisierungen 
betrugen insgesamt 4,629.906 holländische Gulden. Es dauerte noch einige 
Jahre, bevor die Transaktionen aus dem Jahre 1863 abgewickelt waren. 
Die Verluste hatten sich noch vermehrt besonders in der Krise von 1866. 
Am Ende dieses Jahres war das Gleichgewicht wieder hergestellt, die Mittel 
zu einer Reorganisation waren jedoch nicht da. Der französische Credit 
mobilier befand sich damals auch in einer ziemlich schwierigen Lage. 
während Langrand-Dumonceau infolge verschiedener Prozesse mit der 
„Algemeene Maatschappij dieser nicht mehr freundlich gesinnt war. 
Am 25. März 1868 wurde deshalb die Liquidation beschlossen, welche am 
8. August 1877 beendet war. l 

Nach einem glänzenden Aufstieg ist der niederländische Crédit mobilier 
bald zusammengebrochen. Diese’ Ereignisse machten seinerzeit groBen 
Eindruck in Holland, obgleich die Verluste in der Hauptsache aus- 
ländische Aktionäre erlitten. Dies beseitigt jedoch nicht die Tatsache, 
daß die „Algemeene Maatschappij voor Handel en Nijverheid“ für Holland 
als Pionier des modernen Bankwesens betrachtet werden kann. Sie war 
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eine der ersten Banken, welche sich nicht den Zahlungsverkehr als Zweck 
setzte, sondern die Förderung des Kreditwesens und des wachsenden 
Wirtschaftslebens von Holland. Das schnelle Wachstum, wobei das Gleich- 
gewicht nicht genügend beachtet wurde, mußte zu einem Krach führen. 
Die Gründungen der „Algemeene Maatschappij“ haben sich jedoch als 
sehr lebensfähig erwiesen. Die Gesellschait zum Betriebe der Nieder- 
ländischen Staatseisenbahnen, die Niederländisch-Indische Eisenbahn- 
sesellschaft und die Niederländisch-Indische Handelsbank haben sich 
einen bedeutenden Platz im Wirtschaftsleben der Niederlande und Kolonien 
erobert. 


7. Schlußbetraehtung. 


Wirft man einen Blick auf die praktischen Ergebnisse des Crédit-m obilier- 
(redankens, so ist auffallend, daß sämtliche Crédits mobiliers entweder über- 
haupt nicht mehr existieren, oder nur in sehr geänderter Form. Der franzö- 
sische Crédit mobilier ging 1867 unter; die heute noch bestehende Bank 
dieses Namens in Frankreich ist nicht viel mehr als eine juristische Fort- 
setzung. Der niederländische Credit mobilier begann die Liquidation 1868. 
Der italienische Credit mobilier stellte 1893 seine Zahlungen ein, nachdem er 
abwechselnd mit Erfolg und Mißerfolg gearbeitet hatte. Der spanische 
Credit mobilier existiert noch heute unter dem Namen „Banque Espagnole 
de Crédit“, der Geschäftskreis war jedoch einer starken Änderung unter- 
worfen. Schließlich existiert auch noch der türkische Credit mobilier 
als „Banque Impériale Ottomane‘“. Diese Bank entwickelte sich jedoch 
sehr bald nach ihrer Gründung in ganz anderer Richtung und ist insofern 
eigentlich nie ein Credit mobilier gewesen. 

Alle diese Banken und eigentlich gerade jene unter ihuen, welche den 
größten Zusammenbruch erlitten, haben eine außergewöhnlich große Zahl 
von sehr lebensfähigen Unternehmungen gegründet, welche für die betreffen- 
den Länder zum Teil von nationaler Bedeutung geworden sind. 

Diese merkwürdigen Tatsachen drängen zur Frage, welche banktech- 
nischen Fehler von diesen Banken begangen wurden. In kurzen Strichen 
geschildert, sind diese unseres Erachtens folgende: 


1. Ungenügende Sorge für die Liquidität. 
2. Schlechte Risikoverteilung. - 
3. Einseitige Pflege des Gründungsgeschäftes. 
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4. Die rasche Entwicklung machte es unmöglich, Hand in Hand mit 
dem Gründungsgeschäft ein ,,regulares Bankgeschäft aufzubauen. Nur 
der Credit mobilier italien war in der Lage, dies zu tun; er verwendete 
seine Depositen jedoch nicht in Übereinstimmung mit dem Gebote der 
Liquidität. | 

Die tiefste Ursache von all diesen Fehlern ist ein zu rasches Tempo in 
der wirtschaftlichen Entwicklung bei diesen Banken. Hiedurch war es 
unmöglich, die Schöpfung neuer Kaufkraft mit den Ersparnissen der Volks- 
wirtschaft innerhalb einer Konjunkturperiode in Einklangzu bringen. 
Die übermäßige Spekulation, die von diesen Banken getrieben wurde, 
mußte deshalb zu großen Verlusten führen. 

Eine zweite Frage, welche noch erörtert werden muß, ist die Rolle, 
welche die sozialen Ideale und die Weltanschauung der Saint-Simonisten 
bei den Credits mobiliers spielten. Diese Ideale sind bei der Gründung des 
Credit mobilier sehr im Vordergrunde gestanden, doch sie sollten 
bald nach der Gründung wieder verblassen. Welche Ereignisse haben dies 
verursacht? Eine erschöpfende Antwort hierauf zu geben, wird wohl ein 
Ding der Unmöglichkeit sein; wir wollen jedoch einen Versuch zur Lösung 
bringen. 

An erster Stelle dürften die vielen täglichen Wechselfälledesangestrengten 
Geschaftslebens und politische Faktoren die Aufmerksamkeit von den 
Idealen abgelenkt haben. Insbesondere der Gewinn, welchen Börse und 
Publikum verlangten und worauf ihr Urteil basiert war, riefen oft Taten bei 
den Führern des Crédit mobilier hervor, welche im Gegensatz zu ihren 
Idealen standen, die selber immer mehr in die Zukunft verschoben werden 
mußten. Doch läßt sich nicht bestreiten, daß viele Gründungen auf 
verkehrs- und industriellen Gebieten eine direkte Folge der wirtschafts- 
‚politischen Ideale waren. Außer der finanziellen Organisation dieser 
Gründungen gab es jedoch noch technische und soziale Organisationsfragen 
innerhalb dieser Unternehmungen zu lösen, welche über die Kräfte der 
eigentlichen saint-simonistischen Führer, die nur gering an Zahl waren. 
hinausgingen. Außerdem kommt noch hinzu, daß in der Zeit, als die Ideale 
formuliert wurden, die Gedanken zu allgemein gehalten waren und dadurch 
ein Schein entstand, der viel zu hohe Erwartungen wachrief. Zum Beispie! 
gab die Forderung, daß jeder, der die nötigen Fähigkeiten und Moral be- 
saß, Kredit bekommen sollte, Gelegenheit zu Phantasien, wobei man aus 
dem Auge verlor, daß nur wenige diesen Eigenschaften genügten; auch 


~ 


~ 
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maB man der Tradition des Kapitalbesitzes nicht mehr genug Bedeutung 
zu. Gerade auch die Kritiker des Saint-Simonismus haben die Ideale der 
Saint-Simonisten viel zu frei interpretiert. Die Tragik ist nun einmal, daß 
bei der technischen Organisation, welche das moderne Wirtschaftsleben 
fordert, nur wenige Unternehmer werden können. Praktische Fragen drängten 
also die Ideale in den Hintergrund, doch auf der anderen Seite wurden 
sie durch Anhänger und Kritiker nicht nüchtern genug betrachtet, 
und so konnte der paradoxale Zustand entstehen, daß, obgleich die Ideale 
zum Teil verwirklicht waren, man dies nicht beachtete. 

Ist die Vermischung von Weltanschauung mit Praxis des Bankwesens 
die Ursache oder eine der Ursachen des Unterganges des Credit mobiler 
gewesens? Wir glauben diese Frage sowohl bejahen als verneinen zu müssen. 
Praktisch betrachtet, wurde der Untergang der Credits niobiliers hiedurch 
beschleunigt, insofern als der grenzenlose Optimismus der saint-simonisti- 
schen Bankiers mit diesen Idealen zusammenhing. Dieser Optimismus 
hatte nämlich ein zu rasches Tempo in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
zur Folge. Anderseits glauben wir diese Frage im allgemeinen verneinen 
zu müssen. Wir sind der Ansicht, daß eine Zielsetzung des Bankwesens, 
basiert auf sozialem Ideal und Weltanschauung, notwendig ist und bei 
richtigem Verständnis für den Mechanismus des Bankwesens mit diesem 
nicht in Konflikt kommt. Wo das Bankwesen als Ganzes Handel, Industrie 
und Verkehr in bedeutendem Maße beeinflussen kann, ist eine einheit- 
liche Bankpolitik eine Notwendigkeit und ist die Zielsetzung, wie jede 
Wirtschaftspolitik, in der Weltanschauung verankert. 

Es fällt außerhalb des Rahmens dieser Arbeit, diese Probleme eingehend 
zu behandeln. Die Geschichte des Crédit-mobiliers ist jedoch ein Beispiel 
dafür, wie vor mehr als 50 Jahren zielbewußt in dieser Riehtung ge- 
arheitet wurde und noch heute von praktischer Bedeutung. 


Index und Wechselkurs. 
Von Oskar Zaglits. 


1. Der Preisindex als Ausdruck des Geldwertes. -- 2. Die Unterschiedlichkeit 
der Bewegungen der Preise. — 3. Das Problem des Aufbaues der Indexzahlen. — 
4. Welche Elemente ändern den Preisstand ? — 5. Die Wirkung der Deckung des 
Budgetdefizites durch die Notenpresse auf die Preise. — 6. Die Wirkung auf die 
Wechselkurse. — 7. Die Bedeutung des Index als Lohnregulator unter inflationi- 
stischen Verhältnissen. — 8. Das Wesen der Preiserhöhung im Zeichen der Sanie- 
rung des Staatshaushalte und des Abbaues der Inflationswirtschaft. — 9. Die Un- 
möglichkeit einer Abwälzung dieser Preisschwankungen durch indexmäßige Lohn- 
bemessung. 


1. 


Der nächste Zweck der Indexzahlen ist die Messung der Veränderungen 
des Geldwertes. 

Der Geldwert findet seinen Ausdruck anı Markt in cinem gegebenen Zeit- 
punkt in jedem auf diesem für Warenumsätze gültigen Preis, in dem 
Marktwerte jeder Ware. Denn in jedem der Preise der verschiedenen Waren, 
die gleichzeitig nebeneinander auf einem Markte bezahlt werden, kommt 
offenbar die gleiche Kaufkraft des Geldes zur Geltung. Richtet sich 
doch auch das Wertverhältnis der Waren nach dem Verhältnisse ihrer 
Geldpreise. 

Es wurde allerdings insbesondere von Knapp eingewendet, daß das 
Geld am Markte der Wertmesser der Waren sei und daher nicht selbst 
wieder in seinem Werte durch die Waren gemessen werden könne. 
Da die Preise der Ausdruck des Wertes der Waren in Geld seien, sei auch 
jeder statistische Mittelpreis, jede Indexzahl nichts anderes als ein in 
Geldeinheiten benannter Wertausdruck der Waren. ‚Die Indexzahl hat 
sich verdoppelt‘, bedeute nichts anderes als das eine: jener Warenkomplex, 
für den die Indexzahl errechnet wurde, ist in seinem Preise, in seinem Werte 
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auf das Doppelte gestiegen. Wer aus dieser Tatsache den Schluß ziehe, 
„der Geldwert ist auf die Hälfte gesunken“, der vertausche die ‚wahre 
Beziehung der Dinge“. Denn die Geldeinheit bilde bei der Berechnung 
der Indexzahl das feste Maß, der Warenkomplex aber die in ihrem Werte 
Variable, deren Veränderungen gemessen werden. 

Dieser Einwand ist formal vollständig richtig, die Indexzahlen messen 
formell nur die Bewegungen des allgemeinen Preisstandes der Waren. 

Aber dieser Einwand gegen die Messung des Geldwertes hat keine 
materielle Bedeutung. Denn für die Messung cines sich ändernden 
Relationsverhältnisses ist es vollständig gleichgültig, welche der beiden 
zueinander in Relation stehenden Größen als Grundzahl und 
welche als Variable verwendet wird. Ob die Schwankungen im Austausch- 
verhältnisse von Geld und Waren durch Änderungen des Geldpreises 
eines bestimmten Warenkomplexes oder durch Änderungen in den 
Mengen von Waren, die für eine bestimmte Geldsumme erhältlich sind, 
gemessen oder ausgedrückt werden, macht im Erfolge ebensowenig einen 
Unterschied, wie kein Unterschied im Erfolge besteht zwischen der kan- 
tinentalen Methode der direkten Notierung der Devisenpreise und der 
englischen Übung ihrer indirekten Notierung. Während nämlich 
am Kontinent die Preise der fremden Zahlungsmittel stets nach der 
Formel 1 Pfund, 1 Dollar, 1 Franken, 1 “Mark = x Kronen notiert 
werden, werden an der englischen Börse die Preise der fremden 
Zahlungsmittel in umgekehrter Weise notiert; im Londoner Kursblatt 
wird angegeben, wieviel Dollars, wieviel Schweizer Franken, wieviel fran- 
zösische Franken, wieviel Kronen, wieviel Mark man für 1 Pfund Sterling 
erhält. (Soll zum Beispiel ausgerechnet werden, wieviel Pfund Sterling 
1 Million Kronen gleich sind, so wird der Engländer 1 Million Kronen 
durch die Anzahl der Kronen, die 1 Pfund Sterling gleichkommen, 
dividieren, um die Anzahl der Pfunde zu erhalten, die er für 1 Million 
Kronen auszulegen hat. Der Schweizer hingegen, der 1 Million Kronen 
kaufen will, findet in seinem Kursblatt die Notierung x Franken = 100K; 
er wird die fragliche Anzahl Franken erhalten durch eine Multiplikation 
1900 000, 


Ähnlich nun wie in London die Preise der fremden Devisen indirekt 
notiert werden, ebenso werden durch die Indexzahlen die Änderungen 
des Geldwertes indirekt gemessen; steigende Indexzahlen bedeuten daher 


des Kronenkurses, das ist jener x Franken, mit 10.000 (das ist 
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ein Sinken des binnenländischen Geldwertes, sinkende Indexzahlen ein 
Steigen desselben. t) 


2. 


Hat nun auch die Tatsache, daß die Preise, beziehungsweise die Index- 
zahlen den Geldwert nur auf indirekte Weise messen, keine für ihre An- 
wendbarkeit nachteilige oder einschränkende Bedeutung, so ergeben sich 
andererseits bei der Aufstellung der Indexzahlen bedeutende Schwierig- 
keiten. Sie haben ihren Grund in der Freibeweglichkeit jedes einzelnen 
Warenpreises. ; 

- Obgleich nun zwischen den Bewegungen der einzelnen Preise bedeutende 
Zusammenhänge bestehen, die vor allem in der Gemeinsamkeit von Kosten- 
elementen, in gemeinsamen Rohstoffen, gleichartigem Arbeitsbedarf usw. 
sowie in der Einheit des menschlichen Bedarfsstandes ihren Grund haben, 
gelangen doch in der Bildung jedes einzelnen Preises neben diesen 
Kostenelementen, welche der in Frage stehenden Ware mit einer Reihe 
von anderen Waren gemeinsam sind, stets auch besondere, nur der einen 
Warenart spezifische Kostenelemente zur Wirksamkeit. 


Es ergibt sich daher, daß die Preise eines Teiles der Waren leicht be- 
weglich, täglich, ja stündlich schwankende sind, während die Preise 
anderer Waren Jahre hindurch unverändert bleiben und selbst bei all- 
gemeinen Preisbewegungen nur langsam und erst in einem späten Zeit- 
punkt in Mitleidenschaft gezogen werden. Vielfach wird diese den Preisen 
schon ihrer Natur nach innewohnende Tendenz, sich in höchst verschiedener 
Stärke und Geschwindigkeit auf- und abwärts zu bewegen, durch staat- 
liche Eingriffe und durch vertragliche Bindungen noch verstärkt. 


Eben diese Differenziertheit der Preisbewegung soll nun für die 
Messung der Bewegungen des Geldwertes in der Zeit durch die Indexzahlen 
eliminiert werden. Damit ergeben sich aber zugleich auch zwei nur bedingt 
zu entscheidende Fragen: Welche Preise können vernachlässigt werden 
und in welchem Maße sind die übrigen, die wenigen einem Indexsystem 


') Auf Knapps übrige Einwände gegen die Gültigkeit des Geldwertbegriffes, die 
in seiner staatlich juristischen Auffassung des Geldwesens ihren Grund haben, kann 
hier nieht eingegangen werden. Ich verweise diesbezüglich auf meine ebenfalls in 
diesem Jahrgange der „Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik“ (S. #8 
bis 106) erschienene Abhandlung über die „juristische und die ökonomische Kategorie 
des Geldes“. 
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zugrunde gelegten Preise bei Berechnung der durchschnittlichen Index- 
zahl in Betracht zu ziehen? 

Daß eine große Anzahl von Preisen bei der Berechnung der Indexzahl 

nicht berücksichtigt werden kann, ergibt sich schon aus technischen 
Gründen. Denn es ist unmöglich, die ganze Fülle von Warenpreisen, welche 
der Markt bei auch nur einigermaßen entwickelter Arbeitsteilung zeigt, 
statistisch zu erfassen. Insbesondere aber wird durch Berücksichtigung 
eines möglichst umfassenden Preiskomplexes keineswegs eine erhöhte 
Verwendbarkeit des Index erreicht. 
Es ist zwar ein altes Streben der Theorctiker, eine Indexformel zu 
finden, der eine allgemeine, schlechthin für alle Zwecke gültige Be- 
deutung zukäme. Doch diese Bestrebungen übersehen, daß die Bedeutung 
eines Index nicht an sich schon darin gelegen ist, daß er den Durch- 
schnitt der Preise möglichst vieler Arten von Waren, Arbeitsleistungen 
usw. darstellt, sondern darin, daB und wie er ökonomischen Zwecken 
dienstbar gemacht werden kann. Vom theoretischen Standpunkt aus 
betrachtet, muß es überdies zumindest als strittig gelten, ob die Ein- 
beziehung einer größeren Zahl von Waren und Arbeitsleistungen in den 
der . Indexberechnung zugrunde gelegten Preiskomplex die Möglichkeit 
eines exakteren Ausdruckes des Geldwertes gewährt. 

Es sei gestattet, dies durch einen kleinen Exkurs zu beweisen. _ 

Wir erwähnten bereits, daß der Marktwert jeder einzelnen Ware, 
statisch betrachtet, zugleich ein gültiger Ausdruck der Kaufkraft des Geldes 
am Markte ist. 

Die Vielheit des Ausdruckes der Kaufkraft des Geldes ist.nun überhaupt 
nichts anderes als die natürliche Folge der Tatsache, daß das Geld sich 
am Markte mit allen Waren tauscht, ebenso wie die Einheitlichkeit im 
Ausdrucke des Marktwertes der Waren nichts anderes als die natürliche 
Folge des Umstandes ist, daß die Ware am Markte sich eben nur mit 
einem Tauschpartner, nur mit dem Gelde, austauscht. 

In einer Naturaltauschwirtschaft ist daher auch der Ausdruck des 
Marktwertes der Waren ein vielfacher, weil in einer solchen Wirtschafts- 
form eben jede Ware sich nicht mit einem, sondern mit vielen Tausch- 
partnern, wenn schon nicht mit allen, so doch mit einem großen Teil der 
übrigen Waren des Marktes direkt austauscht. 

Übrigens ist in der entwickelten Verkehrswirtschaft und ganz besonders 
in der kapitalistischen Geldwirtschaft der Marktwert der Waren keines- 
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wegs ein vollständig eindeutiger; jede Ware hat heute vielmehr einen 
Großhandelspreis und einen Detailhandelspreis; ja Waren, die von Auf- 
käufern in der Übersee aufgesammelt, hierauf an den Exportplatz gebracht, 
von da an den Importplatz verschifft, dann weiter an den binnenländischen 
Großhandelsplatz veräußert und endlich von hier erst allmählich auf die 
Kleinhändler aufgeteilt und von diesen dem Konsum zugeführt werden, 
solche Waren vielfach gestuften Marktumsatzes zeigen, auch wenn sie 
während des ganzen Prozesses nicht weiter beobachtet werden, eine 
große Reihe von Preisen, welche sich von dem Preis, den der erste 
Aufkäufer den Produzenten zahlt, bis zu jenem Preis, welchen der Kon- 
sument an den Detaillisten bezahlen muß, in ständig aufsteigender Linie 
bewegen. 


Welcher von diesen Preisen ist nun der für den Markt- 
wert maBgebende ? DieseFrage ist selbst in dem einfachen Fall, wo eine 
Ware nur zwei Märkte, den Großhandelsmarkt und den Detailhandels- 
markt, zu passieren hat, nicht allgemein zu beantworten. Diese Frage ist 
aber leicht zu beantworten, wenn der Zweck angegeben ist, um 
dessentwillen sie gestellt wird. ; 


Fragt der Konsument nach dem Preise oder dem Werte einer Ware, 
so ist die richtige Antwort regelmäßig der Hinweis auf den Preis am Detail- 
‘markte; in den Berechnungen des Fabrikanten hingegen wird der 
Großhandelspreis die für die Wertschätzung seines Produktes maß- 
gebende Größe sein. 


Der völlig gleiche Fall liegt nun bei der Aufstellung von Indexziffern 
sowohl in theoretischer als auch in praktischer Hinsicht vor. Eine ganz 
allgemein gültige Indexzahl wäre daher theoretisch unmöglich und 
praktisch unbrauchbar. 


Soll eine Indexzahl die Verteuerung der Lebenshaltung angeben, so 
muß sie sich auf die Kleinhandelspreise beschränken; wollte sie auch die 
Großhandelspreise einbeziehen, so beginge sie einen statistischen Fehler, 
der unter Umständen zu einem falschen Ergebnis führen könnte. Die 
GroBhandelspreise können nämlich bei fortschreitender Entwicklung 
des Großhandels, bei Verbesserung der Produktion usw. sinken, während 
gleichzeitig durch die Verlängerung des Handelsweges vom Produzenten 
zum Konsumenten trotz des Sinkens der Großhandelspreise die Detail- 
handelspreise steigen. 
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Von den verschiedenen besonderen Zwecken der Indexzahlen seien hier 
nur zwei erwähnt: nämlich die Verwendung der Indexzahlen bei der 
Leihe von Geldkapitalien und jene bei der Zahlung von Gehältern und 
Löhnen. 


Von einer indexmäßigen Regelung der Kapitalleihe sprechen wir in 
jenen Fällen, in denen bei der Auszahlung der Darlehensvaluta an den 
Kreditnehmer vereinbart wird, daß dieser dem Kreditgeber (abgesehen 
von den Zinsen) statt eben dieselbe Summe von Geldcinheiten, dic er ent- 
liehen hat, jene Summe von Geldeinheiten zurückzuzahlen habe, der am 
Tage der Schuldtilgung die gleiche Kaufkraft zukommen werde, als am 
Tage der Auszahlung der Darlehensvaluta die hingegebene Geldsumme 
besessen hat. 


Der zweite Zweck, die Regelung der Löhne und Gehälter nach den 
Bewegungen der Indexzahlen, ist durch die Inflation zu außerordentlicher 
praktischer Bedeutung gelangt, und seine Beibehaltung in der gegenwärtigen 
Periode des allmählichen Abhaues der inflationistischen Zustände steht 
derzeit in Österreich in Frage. Nur diese letztere Anwendungsmöglichkeit 
des Index und die hiefür tauglichen Formen haben wir bei den folgenden 
Ausführungen im Auge. 


3. 

Die Zahl der Methoden zur Gewinnung eines Preisindex istan und für 
sich eine sehr beträchtliche. Irving Fisher zählt zum Beispiel, ohne 
vollständig zu sein, nicht weniger als 44 mathematische Formeln hie- 
für auf. | 

Es kann daher nicht wundernehmen, daß auch die besonderen 
Methoden zur Errechnung des Index der Lebenshaltung verschieden sind. 


Zwei grundsätzliche Verschiedenheiten sind hier zu erwähnen. 


Die Konstruktion des Index muß nämlieh eine verschiedene sein, 
je nachdem, ob ein Index der mittleren Lebenshaltung oder ein Index 
des Existenzminimums aufgestellt werden soll. Um einen Index der mitt- 
leren Lebenshaltung aufzustellen, wird die Indexerrechnung sich an die 
seinerzeit von Wieser vorgeschlagene Methode anschließen müssen, die die 
Ausgaben im Haushalte der verschiedenen Einkommensgruppen erhebt 
und sodann aus diesen verschiedenen Teilindices einen (mittleren) General- 
index errechnet. | 
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Ein Index des Existenzminimums hingegen wird die der Berechnung 
zugrunde zu legende Warengruppe aus jenen Waren zusammensetzen 
müssen, durch deren Konsum die Lebenshaltung am billigsten verwirk- 
licht werden kann. Da jedoch die Preise der Waren schwanken und ins- 
besondere in den verschiedenen Jahreszeiten die einzelnen Lebensmittel 
‚verschieden teuer sind, wird diese Methode, wenn sie vollkommen richtig 
gehen will, ihren Berechnungen nicht einen festen Warenkomplex zugrunde 
legen müssen, sondern einen nach den Zeitverhältnissen wechselnden. (Dieses 
Prinzip wird zum Beispiel bei Lebensmittelindexzahlen des österreichischen 
Bundesamtes für Statistik befolgt.) !) 

Obgleich aber auch die bestkonstruierte Indexzahl immer nur die 
Preisbewegung einer bestimmten Warengruppe und keine Indexzahl 
wirklich die Bewegung des gesamten Preisstandes zum Ausdruck 
bringt, Können doch unter Umständen auch für spezielle Zwecke auf- 
gestellte Indexzahlen ein brauchbares Bild der Bewegung des allgemeinen 
Preisstandes geben; insbesondere gilt dies für Detailhandels-Index- 
ziffern in weitgehendem Maße. Einandauerndes Steigen der Großhandels- 
preiseüberdie Detailhandelspreise hinaus ist bekanntlich unmöglich. Ergeben 
sich Veränderungen in den Produktionsverhältnissen der Waren, durch 
die’ ihr Großhandelspreis über den geltenden Detailhandelspreis hinaus- _ 
steigt, so ist bekanntlich nur eine Lösungsmöglichkeit dieser Diskrepanz 
gegeben. Die Produktion dieser Warenart wird eingeschränkt und die 
Kleinhandelspreise erhöhen sich durch das sinkende Anbot in entsprechen- 
dem Maße. Allgemein gilt daher der Satz: Änderungen der ökonomischen 
Verhältnisse haben nur dann dauernde Bedeutung, wenn sie am Klein- 
handelsmarkte der Konsumgüter zur Wirksamkeit gelangen. 

Am Kleinhandelsmarkt werden sich die Preise im Gleichgewicht be- 
finden, wenn die Geldmengen, die auf diesem Markte kaufend auftreten, 
bei dem gegebenen Preisstand gerade imstande sind, die Menge der an- 
gebotenen Konsumgüter zu kaufen. 

Die Hauptmassen dieser beiden Ströme bilden sich aus dem Geld- 
einkommen und dem Realeinkommen der Nation, doch wird durch 


1) Den Berechnungen der paritätischen Kommission im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung wird dagegen ein starres Verbrauchsschema zugrunde gelegt, daß 
nicht die Lebenshaltung am Existenzminimum, sondern die eines typisch einfachen, 
aber immerhin noch an einem gewissen Grade von Bürgerlichkeit festhaltenden Haus- 
haltes im Auge hat. 
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die Akkumilation eines Teiles der Geldeinkommen zu Kapital, 
dureh die Aufzehrung von Kapitalien, durch den Wechsel der Anhäufung 
und der Verknappung von Warenlagern, durch die nationale und inter- 
nationale Kreditgewährung und einige andere Unistände, die sich jedoch 
teilweise aufheben und die wir bei den folgenden prinzipiellen Erörterungen 
vernachlässigen wollen, gleichfalls die Größe des Geld- und des Waren- ' 
stroms mitgebildet und verändert. 


4. 


Änderungen des Preisstandes am Kleinhandelsmarkt können aus zwei 
Ursachen erfolgen. Einmal durch Änderung der auf dem Kleinhandels- 
markt kaufend auftretenden Geldsumme, also insbesondere durch 
Veränderungen in der Größe der Geldeinnahmen, und zweitens durch 
Änderungen der auf dem Kleinhandelsmarkt angebotenen Waren- 
menge, also insbesondere im Falle einer Änderung des Realeinkommens 
der Volkswirtschaft. 

Sowohl eine Änderung des Preisstandes durch Veränderung des Realein- 
kommens, mithin der Angebotsseite als auch eine Änderung des Preisstandes 
durch Veränderung des Nominaleinkommens, mithin der Nachfrageseite, 
ist aber bereits eine Folge tiefer liegender Ursachen, und die Frage nach 
der ersten Ursache bleibt noch zu beantworten. 

Zeigt doch jede aufsteigende Konjunktur nicht nur eine vermehrte 
Warenproduktion, sondern zugleich infolge steigender Nachfrage nach 
Arbeitskräften eine Erhöhung der Löhne und Gehälter und eine Erhöhung 
des Notenumlaufes, mithin eine Änderung des Preisstandes von der An- 
gebots- und von der Nachfrageseite her. 

Im Gesamtergebnis maßgebend wird die Einwirkung jener Seite sein, 
deren Veränderung die gleichzeitige Änderung der anderen Scite an Größe 
übertrifft. So brechen bekanntlich viele Haussekonjunkturen dadurch 
zusammen, daß in ihnen eine fortschreitende Quote des Geldeinkommens, 
und zwar insbesondere des Unternehmergewinncs, kapitalisiert und zum 
Ankauf von Kapitalgütern verwendet wird, so daß die durch die konjunk- 
turale Hebung der Produktion ständig steigende Menge von Konsum- 
gütern sich schließlich nicht mehr einer dem Preisstand entsprechenden 
Geldnachfrage der Verbraucher. gegenübersieht. 

Im engen Rahmen dieser Ausführungen können indes von den ver- 
schiedenen Fällen der Änderung des Preisstandes nur jene zwei heraus- 
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gegriffen werden, die unmittelbar für die Frage der a i Regelung 
der Löhne von Bedeutung sind. 


Es sind dies erstens der Fall einer Erhöhung des Preisstandes durch 
Schaffung zusätzlicher Kaufkraft und zweitens der Fall einer Erhöhung 
des Preisstandes durch Steigerung eines allgemeinen Produktionskosten- 
“ elementes. . 


5. 


Betrachten wir zunächst den ersten Fall. Wann ist dieser möglich ? 
Was bedeutet „Schaffung zusätzlicher Kaufkraft“ ? 


Von einer Schaffung zusätzlicher Kaufkraft sprechen wir in jenen Fallen, 
in welchen die Geldmenge vermehrt wird, ohne daß in der Produktion 
der Waren ein Grund hiefür gegeben wäre; wir sprechen daher nicht 
von einer Schaffung zusätzlicher Kaufkraft in allen jenen Fällen, in welchen 
Banknotenim Eskompt vonWarenwechseln ausgegeben werden. t) Richtiger- 
weise kann aber auch in jenen Fällen, in welchen Noten durch Eskompt von 
Finanzwechseln ausgegeben werden, regelmäßig nicht von einer Schaffung 
zusätzlicher Kaufkraft gesprochen werden, denn auch Finanzwechsel 
dienen normalerweise nicht der Gewährung von Konsumkrediten durch 
die Bank, sondern der Alimentierung der Produktion, und auch die für 
Finanzwechsel erhaltenen Beträge werden zum größten Teil entweder 
unmittelbar auf den Markt der Produktionsmittel geworfen oder mittelbar 
im Umwege über den Effektenmarkt.*) Einkommen: werden diese Noten- 
mengen aber nur im Maße des realen Produktionserfolges, im Maße des 
sich bildenden Realeinkommens. Diese Geldsummen werden daher 
in der Nachfrage nach Konsummitteln — ihrer Menge nach — niemals 


1) Die Frage, in welchen Fällen ein echter Produktionsbedarf nach „Leihgeld‘ 
und wann nur eine konjunkturale Aufblähung desselben vorliegt, die richtiger- 
weise nicht als Produktionsbedarf zu werten ist, kann in diesem Zusammenhang 
nicht aufgerollt werden. Sie hat übrigens schon deshalb für unsere Untersuchung 
geringe Bedeutung, weil eine fortschreitende Geldentwertung nicht durch vorüber- 
gehende Konjunkturen veranläßt werden kann.. 


2) Reine Warenwechsel können übrigens von den Zettelbanken, wenn auch in 
etwas größerem Maße, als dies heute praktiziert wird, so doch im großen ganzen nur 
in sehr geringem Maße eskomptiert werden. Dadurch, daB in der Mehrzahl der Fälle 
eine Bank mit ihrem Giro den Notenbankeskompt erst vermittelt, werden alle diese 
Wechsel in gewissem Grade auch zu Finanzwechseln. 
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als störende Kraft wirksam. Nur die „Kosten ihrer Beschaffung“, der 
Zins, bildet ein Kostenelement und eine Einnahmsquelle. t) 


Anders liegt jedoch der Fall bei jenen Finanzwechseln oder Bons, welche 
im Falle eines Abganges im Staatshaushalt bei der Notenbank eingereicht 
werden. Die Beträge, die in dieser und ähnlichen Formen von der Noten- 
bank mehr oder weniger erpreßt werden, oder auch die Beträge an Staats- 
noten, welche vom Staate selbst im Falle eines Defizits gedruckt werden, 
sind regelmäßig entweder unmittelbar zur Deckung eines staatlichen Be- 
darfes an Gütern bestimmt?) oder sie gelangen mittelbar auf den Konsum- 
gütermarkt, indem sie zu Löhnen und Gehälterzahlungen an Staats- 
bedienstete verwendet werden. In diesem Falle gelangt Geld auf den 
Kleinhandelsmarkt, das durch einen gewaltsamen Eingriff, nicht aber 
durch den Erfolg des fortdauernden Produktionsprozesses zu Einkommen 
geworden ist, d. h. also ohne daß zugleich eine diesen Geldsummen dem | 
Wert nach entspreshende Ware auf diesen Markt gelangt. In solchem Falle 
kann daher davon gesprochen werden, daß dem Markte zu der auf ihm 
bereits vorhandenen Kaufkraft eine weitere, eine zusätzliche, zugeführt 
werde. | 

Diese zusätzliche Kaufkraft wirkt in der ersten Phase ihrer Wirksam- 
keit belebend auf den Markt, und unter geringer Preissteigerung werden 
Teile der in Reserve gehaltenen Warenvorräte auf den Markt gelockt. 


Sobaldaber die Lager wieder aufgefüllt werden sollen, wird es fühlbar, daß 
die zusätzliche Kaufkraft ohne Zusammenhang mit einer erhöhten Pro- 
duktivität der Volkswirtschaft zu Einkommen geworden ist; denn der Preis 
der Produktivmittel, die für die Auffüllung der Warenlager notwendig und 


1) Vor allen hatTooke die richtige Beleuchtung dieser Frage wesentlich gefördert. 
Im 13. Punkte seiner berühmten Punktationen im Anhang XV seiner Geschichte der 
Preise (deutsch von Ascher, 2. Bd., Dresden 1862, S. 623) sagt er zum Beispiel: 
„Die Begrenzung der Preise im Gelde liegt im ganzen lediglich in der Menge des Geldes. 
das die Einnahme der verschiedenen Klassen im Staate bildet und als Rente, Gewinst, 
Gehalt oder Lohn für die täglichen Bedürfnisse ausgegeben wird.“ Auch Tooke über- 
schätzt allerdings in seinem Kampfegegen die,,‚Currencyschule‘ die selbstregulieren- 
den Kräfte im Umlauf einlöslicher Banknoten, steht aber trotzdem hoch über- 
Bendixens hochtrabenden Versuche einer klassischen Geldschöpfungslehre, der 
übrigens von manchen mit Unrecht als eine Fortbildung der Bankingtheorie angesehen 

wird (vgl. bezüglich Bendixens auch die vorhergehende Anmerkung).. 
2) Der Munitionsbedarf des Staates zum Beispiel steht dem Konsumgüterbedarf 

> v atwirtschaften gleich. 
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daher in erhöhtem Maße nachgefragt sind und deren Vorratsgröße durch die 

eben geschilderten Vorgänge unberührt geblieben ist, muß nunmehr steigen. 
| Unter diesen Produktivmitteln befinden sich aber auch Arbeitskräfte, 
deren Preiserhöhung einer Erhöhung der Geldeinkommen gleichkommt 
und mithin neuerdings am Markte verteuernd wirkt. 

Erfolgt nun die Inanspruchnahme der Notenpresse für den Staat 
in einem solchen Ausmaße, daß die Fortpflanzung der Preiserhöhung bis 
auf die Löhne, Gehälter und Unternehmergewinne der in der Güter- 
produktion tätigen Personen in einem noch für den Markt empfindlichen 
Ausmaße Platz greift, dann ist damit für den Staat selbst ein neues 
Phänomen gegeben: 

Auch der Staat muß jene Waren, deren er bedarf, teurer En 
als er veranschlagt hat, und seine Angestellten können mit ihrem Ein- 
` kommen weniger Waren kaufen, als sie gewohnt sind. Dauert ein solcher 
Prozeß fort, wird das Staatsdefizit längere Zeit durgh die Notenpresse 
gedeckt, dann ergibt sich bald die weitere Notwendigkeit, dem ständigen 
Sinken des Realeinkommens der Staatsbeamten durch Erhöhung ihrer 
Geldeinkommen entgegenzuwirken. Hier ist nun der Zirkel geschlossen. 

Der Staat, der bereits bisher im Falle des Versagens der von ihm 
betretenen Wege der Umlegung der Kosten seines Staatshaushaltes auf 
Privatwirtschaften genötigt war, zur Deckung des Defizits die Notenpresse 
in Anspruch zu nehmen, muß nun auch das Mehrerfordernis, daß die 
Verteuerung der Waren und die Erhöhung der Gehalte seiner 
Angestellten mit sich bringt, im Wege der Notenpresse decken. 
Nunmehr sind in dem eben gegebenen Zirkel durch die Fortpflanzung der 
Preissteigerung, die aus der erstmaligen Schaffung ` zusätzlicher 
Kaufkraft durch den Staat entsprungen ist, auch jene Kräfte zum 
Leben erweckt worden, welche den Staat zwingen, um des Lebensunter- 
haltes seiner Angestellten und um der Deckung seines eigenen Waren- 
bedarfes willen die Inanspruchnahme der Notenpresse nicht bloß aufrecht- 
zuerhalten, sondern sogar zu intensivieren. 

Die Preissteigerung und Notenvermehrung sind ein Kräftesystem 
geworden, dessen Kräfte durch die Aufwärtsbewegung nicht nur nicht 
erlahmen, sondern — eine Mzauaplune, des perpetuum mobile — noch 
zunehmen ! 

Den Beginn einer zölchen Bewegung bilden meistens unvorhergesehene 
große Anforderungen im Staatshaushalt, Anforderungen einer Kriegs- 
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sind aus verschiedenen Gründen nicht sofort auf die Einkommen der 
Staatsbürger umlegbar: Kriegszeiten bedeuten an sich eine ungeheure 
Belastung aller Wirtschaften, und eine Erhöhung dieser Last durch 
übermäßige Steuern erscheint untunlich; in Revolutionszeiten aber versagt 
die Umlegung der Kosten der Staatshaushaltung auf die Staatsbürger 
selbst in dem bereits vorhandenen Ausmaße zufolge der allgemeinen 
Erschütterung der sozialen Verhältnisse. 

Zudem pflegen Revolutionszeiten regelmäßig nicht unbeträchtliche 
Forderungen der siegenden Klasse zu präsentieren, die sodann der Staat 
meist ohne Rücksicht auf die gegebenen, realen Möglichkeiten erfüllen 
muß. Es würde zuweit gehen, diese Vorgänge hier im Detail zu verfolgen. 

Das Defizit im Staatshaushalte Deutschlands und Österreichs ist aus 
den genannten zwei Quellen, aus den Lasten des Krieges und des revolu- 
tionären Zusammenbruches (einschl. Reparationen und Vorkriegsschulden- 
beiträge des Staates), entstanden; die Deckung des Defizits hat zu jener 
den Keim der stetigen Progressivität in sich tragenden Steigerung der 
Preise geführt. 


6. 


Formell war dabei zwar die Steigerung der Wechselkurse das führende 
Element. Allein es ist unschwer klarzustellen, daß auch diese progressive 
Steigerung der Wechselkurse letzten Endes nur eine Folge der Deckung 
des Defizits im Staatshaushalte durch Inflationierung war. 

Angebot und Nachfrage am Devisen- und Valutenmarkte haben, soweit 
sie nicht spekulativer Natur sind, ihren Grund in jenen Zahlungen, 
welche ein Staat, genauer gesagt die Volkswirtschaft eines Staates, 
an die Weltwirtschaft, beziehungsweise welche die Weltwirtschaft an 
diesen Staat auf Grund des Warenaustausches, auf Grund der 
gegenseitigen Kreditgewährung und Kreditverzinsung, auf Grund des 
Fremdenverkehrs usw. zu leisten hat. Die Summe dieser Elemente nennen 
wir bekanntlich die Zahlungsbilanz des Staates, und die Theorie der Wechsel- 
kurse sagt: Der Wechselkurs steigt bei aktiver und er fällt bei passiver 
Zahlungsilanz eines Landes. 

Versuchen wir nun die Zahlungsbilanz nicht nach den ver- 
schiedenen Zahlungsarten, sondern nach den zahlenden und Zahlung 
empfangenden Personen (darunter natürlich auch der Fiskus) zu teilen, 
das heißt, lösen wir die nationale Zahlungsbilanz des Staates in die 
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führung oder Forderungen einer Revolution; solche Erfordernisse 
Zahlungsbilanzen seiner einzelnen Teilwirtschaften auf, so zeigt sich, 
daß die eine Teilwirtschaft mehr Zahlungen ans Ausland zu leisten und 
die andere mehr Zahlungen vom Ausland zu erhalten hat. Die persönliche 
Zahlungsbilanz jeder einzelnen Teilwirtschaft aber wird sich, von den 
Ausnahmefällen des Konkurses und der Zahlungseinstellung abgesehen, 
regelmäßig im Gleichgewicht befinden. Jeder einzelne Staatsbürger muB 
seine Zahlungen am Fälligkeitstage leisten, sofern er weiter Glied der Volks- 
wirtschaft bleiben will, und ebenso kann jeder seine Zahlungen nach der 
Fälligkeit eintreiben. | 

Möglich ist nur das eine, daß zu leistende Zahlungen sich aufstauen. 
In diesem Falle nehmen die einzelnen Teilwirtschaften den Kredit jener 
anderen Wirtschaften, welche über mehr Zahlungsmittel verfügen, in 
- Anspruch; durch diese Kreditnahme bleibt die Zahlungsbilanz dieser Einzel- 
wirtschaften weiter im Gleichgewicht, nur die Zinsen am Geldmarkt 
steigen in diesem Falle. 

Sulange sich nun die Zahlungsbilanz jeder Einzelwirtschaft dauernd 
im Gleichgewicht befindet, befindet sich mithin auch die Summe aller 
dieser Zahlungsbilanzen (die volkswirtschaftliche Zahlungsbilanz) im 
Gleichgewicht, und zwar auch dem Auslande gegrnüber. Dauernde 
- Störungen des Gleiehgewichtes müssen unter diesen Umständen unmög- 
lich sein; denn mangels realen Grundes sind auch dauernde spekulative 
Störungen der Wecliselkurse unmöglich. Möglich ist unter diesen Voraus- 
setzungen eine Störung des Gleichgewichtes nur durch einseitige Ver- 
schiebung von Vermögen, Erbschaft, Vermögensflucht u. dgl.; doch wirkt 
der erste Fall meist für und gegen eine nationale Zahlungsbilanz, der zweite 
Fall aber wird regelmäßig erst bei berets durch andere Umstände ge- 
störter Zahlungsbilanz bedeutsam. 

Störungen im Gleiehgewicht der Zahlungsbilanz von vorübergehender 
Natur, zum Beispiel solche spekulativer Art, aber auch Stauungen bei 
der Eindeckung der fremden Zahlungsmittel für zu leistende oder Stauungen 
von zu empfangenden Zahlungen durch einseitige Häufung der Zahlungs- 
termine können sich selbstverständlich auch im Rythmus der inter- 
nationalen Zahlungen ergeben; doch die Folge kann auch in diesem 
Falle keine andere sein wie im Inland, nämlich bloß die, daß für die Be- 
schaffung liquider ausländischer Zahlungsmittel ` vorübergehend ein 
höherer Preis bezahlt wird. 
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Im internationalen Verkehr setzt sich allerdings dieser höhere Preis 
aus zwei Komponenten zusammen, aus Steigerungen des Geldzinses 
und aus einem Agio der Wechselkurse; da jedoch eine wirklich aktive 
oder passive Zahlungsbilanz eine volkswirtschaftliche Unmöglichkeit 
ist und die Zahlungsbilanz eines Landes bloß für längere oder kürzere 
Zeit eine einseitige Stauung von Zahlungen zeigen kann, kann mithin 
auch das Agio oder Disagio der Wechselkurse gegenüber der Goldwert-, 
beziehungsweise Kaufkraftrelation bei normalen Verhältnissen selbst ohne 
Eingreifen der Notenbanken niemals ein dauernd progressives werden. 1) 

Die Diskont- und Goldschatz-, beziehungsweise Devisenschatzpolitik - 
der Notenbank verhindert bekanntlich nicht die Schwankungen der Wechsel- 
kurse, sondern vermindert sie bloß dadurch, daß sie im Gegensinn der | 
Bewegungen der Wechselkurse bei Stauungen der Zahlungen an das Aus- 
land Gold und Golddevisen dem Markt überläßt, während sie bei Stauungen 
der Zahlungen der Weltwirtschaft an das Inland Gold und Gold- 
devisen, vorübergehend überschüssige Kurantmünzen und fremde Zahlungs- 
mittel, in das Sammelbecken ihrer Zentralreserve aufnimmt. 


Anders ist die Sachlage im Falle der Schaffung zusätzlicher Kaufkraft 
durch den Staat zwecks Deckung seines Budgetdefizits. Obzwar der Staat 
selbst meist den größten Teil seiner Zahlungen an das Inland zu leisten 
hat, ergibt sich doch in diesem Falle ein dauernder Druck auf die nationale 
Zahlungsbilanz. Denn das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz der Staats- 
bürger ruht in einem solehen Falle zu einem Teil auf unwahren Grund- 
lagen; soweit nämlich ihre Einnahmen mittelbar oder unmittelbar in der 
vom Staat geschaffenen zusätzlichen Kaufkraft ihren Grund haben, ent- 
spricht ihnen, wie früher dargelegt wurde, keine entsprechende Menge 
neugewonnener Warcn oder persönlicher Leistungen. 

Die ständige Erhöhung aller Preise durch stete relative Knappheit 
des Warenanbots gegenüber der Warennachfrage, die trotz steigender 
Preise zufolge der stets neuen Notenemission ungebrochen anhält, diese 


1) Uber die Grenzpunkte der Schwankungen der Wechselkurse bei Papier- 
währungen kann in diesem Zusammenhange nichts Näheres gesagt werden. Der Autor 
gedenkt diese Frage n. a. in einer besonderen Abhandlung zu untersuchen. Auch auf 
den strittigen Begriff der Kaufkraftrelation kann hier nicht näher eingegangen werden 
und wird auch die heikle und besondere Konstruktion dieses Begriffes in der eben 
erwähnten Abhandlung erörtert werden. 
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inflationistische Scheinkonjunktur muß naturgemäß auch einen steten 
Anreiz zur Einfuhr von mehr Waren erzeugen, als ohne die zusätzliche 
Kaufkraft im Inlande absetzbar wären. t) 


Sie muß mithin auch eine ständige Verteuerung der ausländischen 
Zahlungsmittel bewirken, ja noch mehr, die Teuerung der ausländischen 
Zahlungsmittel wird zumindest lange Zeit die Tendenz haben, die Steigerung 
der inländischen Preise zu übertreffen.?) Denn eine Reihe von inländischen 
Preisen wird durch Verträge, natürliche Schwerbeweglichkeit und Preis- 
treibereimaBnahmen der Regierung in ihrer normalen Entwicklung ge- 
hemmt, so daß relativ mehr Kaufkraft, eine relativ stärkere Nachfrage 
für die übrigen; in ihrer Preisbildung ungehemmten Artikel, unter welchen 
sich die Waren ausländischer Provenienz befinden, übrigbleibt. 


Diese mehr relativ als absolut bedeutsame Steigerung der Nachfrage 
nach ausländischen Waren berührt im allgemeinen nicht deren Weltmarkt- 
preise, sondern nur den Preis der fremden Zahlungsmittel, die zu ihrem 
Ankaufe erforderlich und daher in entsprechend verstärktem Maße nach- 
gefragt sind und mithin bei andauernder Inflation andauernd, aber nach 
dem eben gesagten in anderen Maßen als die Geldvermehrung selbst 
sich im Preise erhöhen müssen. 


Tritt zu dicser Tendenz einer Überhöhung der Preise der ausländischen 
Zahlungsmittel aus einem die Wirtschaftskraft des Landes übersteigenden 
Konsum ausländischer Waren noch die Erscheinung der Vermögensflucht, 
in der einfachen Form der Schmugelung von liquidem Vermögen über die 
Zollgrenze oder in der Form von Verausländerungen (Verschweizerungen) 
und Abspaltungen,3) dann sehen wir bald in den Valuten- und 
Devisenpreisen ein besonderes Movens in der inflationistischen Preis- 
steigerung, ein Movens jedoch, daß gleich allen anderen letzten Endes 


1) Auch sind unter diesen Umständen speziell in Österreich Zahlungen an das 
Ausland geleistet worden, zu denen keine absolute Verpflichtung bestand; so wurden 
vor allem die Vorkriegsschulden von den Banken in drei bis vier Jahren statt in 
30 Jahren abgezahlt. Für den Wechselkurs wurde dies dadurch bedeutsam, daß das 
Defizit im Staatshaushalte wie bei den deutschen Reparationszahlungen durch Bei- 
tragsleistungen des Staates wuchs. Daß durch die staatliche Devisenbewirtschaftung 
für solche Zahlungen Devisen freigegeben, und Industrielle und Kaufleute, denen man 
sie verweigerte zu Valutaschulden gezwungen wurden, ist eine Sache für sich. 


2) Vergl. im übrigen die zweitnächste Anmerkung. 
3) Vergl. über die Bedeutung dieser einseitigen Verschiebungen oben S. 478. 
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seine Kraft nur durch die Deckung des Defizits des Staatshaushaltes 
im Wege der Notenpresse gewonnen hat. 

Staatseingriffe, Einfuhrverbote, Devisenhandelsbeschränkungen usw. 
erweisen sich bei fortschreitender Geldentwertung als sehr schwer wirk- 
sam; zunächst einmal schon deshalb, weil gerade in Zeiten der allgemeinen 
Verwirrung die Machtmittel des Staates stets geringe sind; vor allem aber ist 
die vorhandene zusätzliche Kaufkraft, die im Inlande nicht genug Waren 
findet, im Ausland aber sie erhalten könnte, durch Einfuhrverbote wohl 
von einzelnen Warengruppen ablenkbar, doch nicht dauernd einzu- 
dämmen. 


7. 


Welche Bedeutung hat nun unter diesen Verhältnissen 
die Zugrundelegung des Index für die Lohnauszahlung? 


Zur Kennzeichnung dieser Bedeutung wollen wir nur zwei Umstande 
aus der eben geschilderten inflationistischen Wirtschaft besonders hervor- 
heben: nämlich erstens das lang andauernde Zurückbleiben des Steigens der 
Preise inländischer Waren hinter der Steigerung der Wechselkurse, wodurch, 
in Gold gerechnet, die Löhne auch bei indexmäßiger Auszahlung eher die 
Tendenz zu fallen denn zu steigen haben‘), und zweitens den Umstand, daß 
die inflationistischen Preissteigerungen ihren Grund nicht in einer absoluten 
Verknappung der Warenmenge infolge steigender Produktionskosten, 
geringerer Ergiebigkeit von Produktionszweigen, kurz in Änderungen 
der Angebotsseite haben, sondern in den durch die Deckung eines Teiles 
der Staatsausgaben durch die Notenpresse steigenden Geldeinkommen — 
in der Nachfrageseite. Es ist sogar ein relatives Sinken eines Kosten- 


t) Erst bei scharf ansteigender Inflation tritt durch Angstkäufe vorübergehend 
eine Überhöhung von Inlandspreise über die Weltmarktparität ein. Die statistische 
Erfassung der inflationistischen Preisbewegung gelangt daher zu falschen Ergebnissen, 
wenn sie einen Zeitpunkt aus der Mitte einer fortschreitenden Inflation zum Ausgangs- 
punkt nimmt. Denn sie baut in diesem Falle statt auf dem Normalpreisstande auf 
einem krisenhaften Tiefstand auf und gewinnt ein Zerrbild, wie ein solches zum Beispiel 
die Tabelle über das Relationsverhältnis von „Preis- und Kursniveau in Österreich‘ 
in den Mitteilungen der Oesterreichischen Nationalbank (1. Jahrg., S...) gibt, die 
den 1. Jänner 1921 (!) als Ausgangspunkt nimmt. Ein weit richtigeres Bild geben 
die Ausführungen und Tabellen von H. Behnsen und W. Genzmer in ihrer Bro- 
schüre „Die Ausschaltung des Währungsrisikos‘‘, Leipzig 1922. 
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elements der Produktion, nämlich der Steuern und Abgaben, zu beob- 
achten, das aber in seiner Wirkung durch die gesteigerte Güternachfrage 
auf Grund der zusätzlichen Kaufkraft.aufgehoben wird. 

Unter diesen Umständen ist es ohne Uberbelastung der Privatwirtschaft 
. möglich, in gleichem Maße, wie die Preise steigen, auch die Löhne und 
Gehälter zu erhöhen, denn es tritt kein neues Kostenelement hindernd in 
den Weg; vielmehr ist wie eben dargelegt, sogar ein wichtiges Kosten- 
element, die Steuerlast, in rclativem Sinken begriffen. Natürlich gilt dies 
nur allgemein, und verändern besondere Umstände, erhöhte Risken, steigende 
sozialpolitische Lasten usw. das Bild. 

Es bleibt nur eine Klasse von Angestellten übrig, deren Arbeit- 
geber die indexmäßige Steigerung der Gehälter nicht mit jener eben ge- 
schilderten Leichtigkeit tragen kann, nämlich die der Staatsangestellten. 

Es wäre aber bei den vehementen Preissteigerungen und bei der bereits 
vor offizieller Anwendung des Index als Lohnregulator vorhandenen, in 
der Inflationskonjunktur begründeten Geneigtheit der Industrie zur 
Bewilligung von Lohn- und Gehaltserhöhungen im Maße der Teuerung . 
‘offenbar nicht nur eine Unbilligkeit, sondern geradezu eine Unmöglichkeit 
gewesen, denStaatsbeamten, deren Gehälter in den höheren Rangklassen 
ohnehin schon durch die Revolution arg herabgemindert wurden, zu ver- 
weigern, wasanderen Angestellten und den Arbeitern ohne Schwierigkeit 
gewährt wurde. Überdies hätte auch eine hinter dem Index zurückbleibende 
Erhöhung der Staatsbeamtengehälter das ungeheure Defizit des Staats- 
haushaltes keineswegs zu bannen vermocht. 

Eine Sanierung war auf diesem Wege nicht zu erreichen und damals 
auch nicht zu befördern. 

Die Zugrundelegung des Indexprinzips für die Gehalts- 
zahlungen der inflationistischen Wirtschaft mit sinkende 
Wechselkurse findet also in deren besonderen Verhältnissen 
ihren Grund, ja sogar eine gewisse Rechtfertigung. Insbesondere 
aber ist es unrichtig, daß der „Index“ allgemein die inflationistische 
Überhöhung des Minimaleinkommens perpetuicre. Nur für einen Teil 
der Arbeiter und Angestellten — für die des Staates trifft dies zu; für diese 
aber ist angesichts der bereits eingetretenen starken Verschlechterung 
ihrer Lage in der Inflationszeit der „Index“ nur ein Schutz 
gegen die sukzessive Überwälzung des Staatsdefizits allein auf ihre 
Schultern. 
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8. 


Wie aber liegen die Verhältnisse in Österreich gegenwärtig angesichts 
des stabilen Wechselkurses und der beginnenden Sanierung des Staats- 
haushaltes? 

Nachdem die durch den katastrophalen Zusammenbruch des Kronen- 
kurses im Sommer des Vorjahres hervorgerufene Panikstimmung mit ihren 
_ fieberhaften Angstkäufen den Preisstand stärker als die rasend steigenden 
Devisenpreise emporgewirbelt hatte, ergab sich bis in den Dezember hinein 
ein Sinken des Index; seit Dezember zeigt sich aber ein neuerliches Steigen 
des Index, das im Sommer nur eine kurze Unterbrechung erfuhr. Wie ist 
diese Preisbewegung zu erklären, die doch offenbar nicht in einer Inflations- 
wirtschaft ihren Grund hatte? 

Einige Preise haben sich auf Grund besonderer Umstände, zum Beispiel 
einer Steigerung der Weltmarktpreise, erhöht. Allgemein aber gewinnt bei der 
Preisbildung ein Kostenelement neue Bedeutung dessen Wirksamkeit 
vorläufig in ruckweiser weiterer Zunahme begriffen ist; es sind dies die 
Kosten die durch die beginnende Umlegung des Defizits im Staats- 
haushalt auf die Privatwirtschaft dieser erwachsen.!) Soweit nicht 
Ersparungen Platz greifen, wofür bekanntlich politische Gründe enge 
Schranken ziehen, ist nämlich nur eine Möglichkeit erhöhter Heranziehung 
der Bevölkerung zur Deckung der Kosten des Staatshaushaltes gegeben, 
die indirekte Besteuerung und die Erhöhung der Tarife der staatlichen 
Unternehmungen. Denn die direkten Steuern erscheinen im allgemeinen 
bereits weit überhöht und müßten, um ertragsfähiger zu werden, cher 
erniedrigt werden?); eine Erhöhung der indirekten Steuern und der Tarife 
der staatlichen Unternehmungen muß aber direkt oder indirekt in den 
Preisen zur Auswirkung gelangen, wenn auch nicht immer genau in dem 
gleichen Ausmaße; manchmal mögen Produktionsverbesserungen, Aus- 
merzung falscher Kosten und Erhöhung (beziehungsweise Wiederherstellung) 
der Arbeitsintensität und der Arbeitszeit die Überwälzung der indirekten 
Steuern auf den Verbraucher verringern; jedoch gegenwärtig schwerlich 
im erheblichen Maße, da doch durch die inflationistische Wirtschaft viel- 


1) Wir haben also hier den oben S. 474 erwähnten zweiten Fall vor uns: Bedeutung 
des Index bei Steigerung eines allgemeinen Produktionskostenelements. 

2) Anderseits jedoch müßte zur Erhöhung der Ergiebigkeit der Steuern der 
fiskalische Kontrollapparat ausgebaut und auch neue Grundlagen gestellt werden. 
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fach vorhandene Kosten, zum Beispiel in Gold zu rechnende Amortisa- 
tionen, das heißt Erneuerungsreserven, nicht eingestellt wurden, die nun 
mehr allmählich zur Geltung kommen, wodurch eher die umgekehrte, die 
steigende Tendenz der Preise verstärkt wird. Eher ist eine Steigerung 
der Arbeitsintensität zu erhoffen, obwohl auch hier die sozialen Spannungen 
retardierend wirken. 

Die Hauptaufgabe der Finanzpolitik wäre daher, die Ausnutzung 
jener Zeitpunkte in denen Senkungen der jei eintreten 
für Steuern und Zollerhöhungen. t) 

Eine gewisse, aber beschränkte Möglichkeit ist auch gegeben, bei der 
Besteuerung Artikel zu wählen, die im Index weniger zur Auswirkung 
gelangen, im allgemeinen muß jedoch der Satz als unanzweifelbar 
gelten, daß die Sanierung des Staatshaushaltes letzten Endes nur durch 
eine allgemeine Preissteigerung erkauft werden kann; denn ein Kosten- 
element, das in der inflationistischen Wirtschaft nur zum Teil vorhanden 
war, der Beitrag zu den Kosten der Staatshaushaltung, muß nunmehr im 
vollen Maße zur Auswirkung gelangen. l 

Das volkswirtschaftliche Ziel dieser Preissteigerung ist die Einschränkung 
der Kaufkraft der Geldeinkommen auf die Höhe des tatsächlichen Real- 
einkommens; also der Abbau des Überkonsums, der durch die Deckung des 
Budgetdefizits im Wege der Notenpresse provoziert worden ist.. 


9. 


Wird nun diese Preissteigerung, die nunmehr ihren Grund in der An- 
gebots- und: nicht mehr in der Nachfrageseite hat, durch Beibehaltung 
des Indexprinzips von den Konsumenten wieder abgewälzt, so kann sie 
weder von der Industrie noch vom Staate in gleicher Weise wie ehedem 
getragen werden. Die Industrie kann bei stabilem Wechselkurs eine im 
Maße der steigenden Besteuerung der Konsumartikel erfolgende Lohn- 
erhöhung nicht mehr ohne weiteres auf die Preise überwälzen, wenn sie 


1) Sehr bedauerlich ist es daher, daß die diessommerliche Senkung der Welt- 
marktpreise wegen parlamentarischer Widerstände nicht zur Erhöhung der öster- 
reichischen Zölle benutzt werden konnte. Durch die Aufschiebung dieser Maßnahme, 
hat auch die den österreichischen Bundesbeamten abgerungene Suspension des 
Index viel an Wert verloren, 
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nicht Gefahr laufen will, ihre Exportfähigkeit einzubüßen. Dem Staats- 
beamten aber fällt durch die Abschaffung des Index nun nicht mehr als 
ein aliquoter Teil der Last aller anderen Angestellten zu. 

Dem Staate endlich steht jetzt nur ein Mittel zur Tragung einer Preis- 
steigerung zur Verfügung, wenn sie ihm im Wege des Index und der 
Beamtengehalte zur Last fällt: die neuerliche Erhöhung der indirekten Ab- 
gaben, Zölle, Tarife usw. Der Erfolg dieses Mittels könnte nur wieder eine 
neue Preissteigerung sein, das heißt der Beginn eines neuen circulus 
vitiosus, der die Sanierungskrise dreifach zu verschärfen droht: durch Über- 
höhung des inländischen Preisstandes über die Weltmarktsparität, durcheine 
angesichts der Knappheit der Sanierungskredite höchst gefahrvolle Ver- 
zögerung des Abbaues des Budgetdefizits und endlich durch Verschlech- 
terung der Bedingungen des Warenexports und des Kapitaleinstromes. 


Die niederländische Handelsbilanz. 


Von W. J. Hartmann. 


Mit dem Wiederaufleben des Nationalitätsgedankens und der uni- 
versalistischen Auffassung der „Gesellschaft“ einerseits und des sogenannten . 
„Neo-Merkantilismus‘ andererseits kann man sicherlich eine Belebung des 
Interesses für die Handelsbilanz feststellen. Auch ist es gewiß, daß die 
Bedeutung einer Aufstellung des Verhältnisses zwischen Leistung und 
Gegenleistung einer Volkswirtschatt gegenüber allen anderen von höherem 
Werte ist, als zur Blütezeit des Manchesterliberalismus angenommen wurde. 
Die Weltverhältnisse sind so völlig anders als in der Zeit der Petty, Adam 
Smith und Veit von Seckendorff, daß diese jetzt ohne Zweifel wohl etwas 
weniger eifrig ihren Standpunkt verfechten würden. Selbst Holland, wo 
der Freihandelsgrundsatz immer hoch in Ehren gehalten wurde, zeigt 
durch die kürzlich erfolgte Annahme des sogenannten Stiefelgesetzchens!) 
Neigung zu schutzzöllnerischen Maßregeln. 

Auch die Zahlungsbilanz hat in den letzten acht Jahren eine andere 
Bedeutung erlangt, weil die Zahlungsmittel derjenigen Reiche, welche durch 
den Krieg und seine Folgen am meisten gelitten haben (Österreich, Rußland, 
Deutschland, Italien und Frankreich), zu einem Spekulationsobjekt ge- 
worden sind, dessen Marktwert den heftigsten Schwankungen unter- 
worfen ist. 

Der Zusammenhang zwischen Handels- und Zahlungsbilanz ist nur 
insofern unmittelbar, als jede Störung des Gleichgewichts zwischen dem 
Wert der von einem Volke dem Auslande gelieferten Waren und geleisteten 
Dienste einerseits und den vom Auslande genossenen Diensten und 
empfangenen Waren andererseits durch „Geld ausgeglichen“ werden mub, 
wobei wir an H. Withers Begriffsbestimmung denken „Alles ist Geld. 


1) März 1923. Durch dieses Gesetz wird die Einfuhr von Schuhwerk in Holland 
verboten, um der mörderischen deutschen Konkurrenz ein Ende zu machen. 
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was die Funktion des Geldes erfüllt“, also auch jede Form von Kredit- 
gewährung umfaßt. Die Bezahlung in Edelmetall oder mittelst anderer 
Waren kann auf Jahre hinaus aufgeschoben werden. Sartorius von Walters- 
hausen sagt denn auch richtig, „daß aus einer dauernd guten Forderungs- 
bilanz nur die Tendenz zu einer günstigen Zahlungsbilanz gefolgert werden 
kann, die sich keineswegs immer zu verwirklichen braucht“. 

Zugegeben muß werden, daß die Autstellung der Bilanzen, sowohl der 
Handels- als auch der Verpflichtungs- und Zahlungsbilanz, immer unvoll- 
ständig ist, und meines Erachtens steht es noch durchaus nicht fest, ob 
diese Unvollständigkeit nicht den Wert der verfügbaren, verötfentlichten 
Ziffern nicht illusorisch macht oder mindestens ernstlich beein- 
trächtigt. Wie dem auch sei, die sogenannten meßbaren Posten, die 
Ziffern der Ein-, Aus- und Durchfuhr, der Schiffahrt, der gegenseitigen 
Forderungen usw. müssen ausschließlich aus den amtlichen Angaben 
hervorgehen und lassen, besonders was die Bestimmung der Geldwerte 
betrifft, an Genauigkeit viel zu wünschen übrig. Überdies sind sie be- 
kanntlich unvollständig, weil die Dienste für Transportversicherung usw. 
darin nicht aufgenommen sind. Nur aus den Jahresrechnungen für den 
gesamten Kaufhandel (Kaufleute, Bankiers, Rheder, Kommissionäre) 
würden sich die richtigen Angaben gewinnen lassen. ') 


1) Falls jedes Geschäftshaus gehalten wäre, jährlich eine durchaus verläßliche Auf- 
stellung dieses Inhaltes an das Zentralbureau für Statistik zu liefern, dann würde daraus 
ein ausgezeichnetes, praktisch brauchbares Material zutage kommen, 2. B.: 

Warenverkehr. 
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Insbesondere haben alle Bestrebungen zur Aufstellung einer Handels- 
bilanz für Holland unter der Unvollständigkeit und Unzuverlassigkeit 
sehr gelitten. speziell was die Wertangaben betrifft. 

Vor 1917 war die Handelsstatistik absolut ungenügend. 

Seit vielen Jahren ist die holländische Handelsbilanz scheinbar passiv 
gewesen. Ich sage: scheinbar, weil, wenn sie wirklich passiv gewesen wäre, 
es undenkbar sein würde, daß Holland stets größere Forderungen an das 
Ausland erhalten hätte. Die scheinbare Passivität der holländischen 
Handelsbilanz, auch in den Jahren 1919 bis 1921 wird teilweise erklärlich 
durch die Scheidung der Handelsstatistik von Holland und seinen Kolonien. 
So findet man sowohl in die Ein- als in die Ausfuhr den Handel Hollands 
mit seinen Kolonien aufgenommen, mit welchen es finanziell ein Ganzes 
bildet, auch insofern als die Mittel zur Produktion vom Mutterland ver- 
schafft werden. Aus den Angaben für 1917 des Handelsbureaus für Statistik 
entnehme ich die auf Seite 89—91 genannten Ziffern. | 

Es ist absichtlich eine Trennung zwischen den Ziffern vor und nach 1917 
gemacht worden. 

Die mit Beginn des letztgenannten Jahres in der holländischen Handels- 
stacistik eingeführte Abänderung ist so einschneidend, daß die vorher- 
gehenden und folgenden Jahre tatsächlich für jeden, der nicht mitder Zu- 
sammenstellung genau vertraut ist, nicht miteinander zu vergleichen sind. 

Glücklicherweise hat Herr Claassen in „In en uitvoer“ vom 14. März 
1923 sich damit befaßt. das Verhältnis zwischen 1922 und 1923 einer näheren 
Untersuchung zu unterwerfen. 

Diesem Artikel entlehnen wir folgende Ausführungen und Angaben, 
welche sicher verdienen, weiteren Kreisen zugänglich gemacht zu werden. 

Untersuchen wir die Bedeutung der Wertziffern für das Jahr1913, so stellt 
sich folgendes heraus: 

A. Bei der Einfuhr: 

1. Die Wertziffern sınd zusammengestellt aus den Werten, welche bei 
der Einfuhr deklariert wurden. 

a) Für die Waren, auf welche Einfuhrzoll nach dem Wert erhoben wird; 

b) für einige andere Waren, auf welche im Jahre 1913 kein Einfuhrzoll 
mehr nach dem Wert erhoben wurde (Chemikalien, Drogen, Werkzeuge, 
Holzarten, Gold und Silber). 

Nur im ersteren Falle — welcher aber leider nur auf einen kleinen Teil 
der eingeführten Waren zutrifft — haben wir Wertziffern, welche mit 
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denjenigen von 1922 vergleichbar sind. Im zweiten Falle haben wir es mit 
Wertangaben zu tun, welche viel weniger Vertrauen verdienen. Sie wurden 
sämtlich zu statistischen Zwecken gemacht, und eine darauf ausgeübte 
Kontrolle war so gut wie nicht vorhanden. 

2, Der Wert wurde nicht deklariert. In solchem Falle wird in der Revel 
das Bruttogewicht in der Statistik angegeben, jedoch kommen auch andere 
Mengen-Maßstäbe vor, zum Beispielllektoliter für Kalk, Liter für Spiritus usw. 

Um nun in den unter 2. genannten Fällen den Wert für die Handels- 
statistik zu bestimmen, wurde das Bruttogewicht (oder der sonst angewandte 
Mengenmaßstab) mit dem amtlichen Wert vervielfacht. Der amtliche Wert 
bezieht sich auf die Einheit und ist ein für allemal (für unsereZwecke bis 
einschließlich 1916) im Jahre 1847 festgestellt worden. Daß auf solche Weise 
berechnete Wertziffern zur Vergleichung mit 1922 durchaus keine Grund- 
lave liefern können, ist einleuchtend. 

Zusammenfassend komme ich also zu dem Schlusse, daß ich tür die 
Kinfuhr von 1013 und 1922 nur die Werte für diejenigen Waren vergleichen 
kann, auf welche ein Einfuhrzoll nach Wert erhoben wurde und allenfalls 
noch die Werte einiger anderer Waren, deren Wert nur zu statistischen 
Zwecken deklariert wird. Für die übrigen Waren legt nur das Brutto- 
gewicht vor, wobei noch auf einen Ungenauigkeitsfaktor hinzuweisen ist. Im 
Jahre 1913 bestand nämlich die sogenannte maskierte Durchfahr, die erst als 
Einfuhr und späcerwieder als Ausfuhrangenommen wurde. Das Bruttogewicht 
von 1913 und 1922 ist füglich nicht ohne weiteres zu vergleichen. Inzwischen 
ist dieser Fehler verbessert worden, indem er schätzungsweise ausgeglichen 
wurde. 

B. Bei der Ausfuhr. 

Der Wert wird, nur zu statistischen Zwecken, vom Exporteur deklariert 
für Chemikalien, einige Drogen, Gemälde, Gold und Silber. Für Vieh wird 
die Anzahl S.ücke, für Spiritus Liter und für die übrigen Waren meistens das 
Bruttogewicht deklariert. Der Wert ergibt sich dann für diese Waren ın 
Gemäßheit der amtlichen Wertfestsetzung von 1847. 

In einer weiter unien aufgetührten besonderen Übersicht für 1913 und 
1922 habe ich aufgenommen: 

1. die Werte der eingeführten Waren, auf welche Einfuhrzoll nach dem 
Wert erhoben wird; 

2. die Werte der eingeführten Waren, deren Wert nur zu statistischen 
Zwecken deklariert wird. 
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1. Wert der hauptsächlichsten Waren, auf welche der Einfuhrzoll nach 
dem Wert erhoben wird fir die Jahre 1913 und 1922. 


Wert bei Einfuhr in 1000 h 


Gattung der Ware © eee ie ee en NEN, 
i 1913 1922 

Ä | 

| MODE ea ee see EIER 3.866 18.169 
Andere Holzwaren .......... 0... ccc eee e cece 1.724 1.692 

| Schuhwaren (meistens aus Leder) .......... a 1.653 14.236 

| Malter arei re er Sues 1.526 3.088 

ı Manufakturwaren.... 0.0.0... cc ee ee : 64.925 120.360 

Ä Anzüge und Rleidungsstürke.. .. 2.2.2222 2200. 18.972 63.990 
PAOD E ee euere : 6.007 16.013 
‘Glas und Glaswaren.. 0.0... eee ee ees 6.129 13.309 

; Papier und Papierwaren. ende 11.074 21.124 

| Personen- und Lastfuhrwerk.................. 10.064 42.033 
"Instrumenten. 12.237 |- 22.382 
MET, oie RR EEE SERIE INNEREN 972 2.498 
VLAM DO en wiesen ben owe etek bee ee de 947 7.401 

| Fabrikate aus Gummi ...2..0.......... 00006. 9.611 9.150 | 


| 
| Die Ausfuhrwerte sind für 1922 nicht angeführt worden, weil Vergleichs- | 
- ziffern fiir 1913 nieht vorhanden sind.) 


mm nn a a ee esse OCS nn o 


2. Zu statistischen Zweeken in den Jahren 1913 und 1922 deklarierte 
Werte einiger Waren, welche im Jahre 1913 nicht mehr nach dem Wert 
verzollt wurden. 


1915 Íi 1922 


24311 18.23 
16.353 | 10.129 


| Industr. und landwirtschaftl. 
i Werkzeuge 


| Gerätschaften 


| Die Ausfuhrwerte wurden für 1922 nicht angegeben, da Vergleichsziffern 
i für 1913 fehien. 
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Einfuhr in 1000 kg 


Warengattung 
1913 


. Tiereu.tierische Produkte 230.049 
. Vegetabilische Erzeug- 


UT VS bs gate en ee 3,313.721 


. Mineralien, Metalle und 


Fabrike wann 13,792.035 


. Mehl und Mehlfabrikate . 332.033 
. Chemikalien, Farbstoffe 

und Farben. ............ 244.495 
. Öle, Harz, Peeh usw. ... 383.909 
. Holz und Holzmöbel.... 1,572.471 
. Häute, Felle usw. ...... 27.218 
. Garne, Kleider und Mode- 

WTO ern 6 oan eget us 84.492 
. Tonwaren usw. ........ 283.141 
Glass 35.485 
MANOR ee 99.062 
. Nahrungs- und Genub- 

Nittel editieren 340.615 
. Fuhrwerke usw. ....... 10.572 


Verschicdene........... 596.917 


im ganzen...[21,302.715 


143.598 
2,914.082 


12,171.040 
233.623 


270.985 
652.277 
1,605.876 
24.178 


93.345 
551.241 
61.231 
88.825 


515.659 


90.911 
201.373 


| 19,468.247 


Austuhr in 1000 kg | 


i 


615.136 


1,596.598 


71.437 
105.473 
394.313 

18.182 


62.243 
96.539 
32.108 
201.097 


307.704 


25.852 
440.294 


5,847.986 | 


\ 
j 


| 1922 1913 | 1922 | 


528.424 | 
1,618.752 


3.196.417 
208.174 
| 


94.011 
327.036 | 
46.559 | 


24.310, 


46.613; 
90.021) 
96.386; 


ot ot oot 


357.726 | 
13.7% 
100.909 | 


l 


6.908.406: 


Vorstehendes in 6 Gruppen zusammengefaßt, wie dies bei der inter- 


a tO = 


reba 


6. 


. Lebende Tiere ......... 18.652 
. Nahrungsmittel ......... 3.171.005 
. Rohstoffe und Halb- 


nationalen Statistik geschieht: 


Warengattung Seata 
1913 


fabrikate 

a) tierischen Ursprungs 135.581 86.820 

b) vegetabil. Š 2.789.265 | 2,302.957 

c) mineral. 5 11,558.699 | 10,778.265 
i PANT KAC errr oiosereras 3,624.710] 3,508.391 
. Münzmaterial........... 64 83 

Sonstige Waren ......-- 10.619 27.096 


Einfuhr in 1000 kg 


| 


1922 


3.708 
2.760.915 


Ausfuhr in 1000 kg 


1913 


49.003 
1,900.888 


51.937 
1,353.658 
1.311.333 
1,138.100 

165 

42.002 | 


| 
1922 


56.931. 
757.030 | 

2 868.245 
1,276.346 
204 
51.641; 


esaa 21,302,715 | 19,468.235 | D,S47T.986 6.908.410 
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Das Gesamteinfuhrgewicht von 1922 bleibt also sehr wenig hinter 
jenem von 1913 zurück, während das Ausfuhrgewicht von 1922 das von 
1913 sogar nicht unbeträchtlich übertriftt; sicherlich ein bemerkenswertes 
Resultat. 


Ferner hebt Herr Claassen folgende Tatsachen hervor: 


1. Sowohl die Ein- als die Ausfuhrziffern von 1922 sind höher infolge 
der Ein- und Wiederausfuhr von nicht in unserem Lande erzeugten Waren, 
die in den holländischen Handel übergegangen waren und bei der Wieder- 
ausfuhr nicht mehr als Durchfuhrwaren behandelt werden konnten. Von 
großer Bedeutung ist die Menge dieser Waren ganz sicher nicht. Gegebenen- 
falls wird man in solchen Fällen mit maskierter Durchfuhr zu tun haben, 
und darauf wird jetzt mit allen Mitteln von den Zollstellen und dem Zentral- 
bureau für Statisak gefahndet. 

Da ich jedoch für 1913 gemäß sub 2 der von mir befolsten Arbeits- 
methode von allen nicht in unserem Lande erzeugten Waren, die wieder 
ausgeführt wurden, angenommen habe, daß sie zur Durchfuhr gehörten, 
und für 1922 von derartigen Waren in meinen Tabellen etwas unter „Tin- 
tuhr“ untergebracht worden ist, so ergibt dies einigen Unterschied, doch 
halte ich dies, wie gesagt, von äußerst geringer Bedeutung. 

2. Von viel größerer Wichtigkeit ist die größere Produktion der hollän- 
dischen Kohlengruben, die mehr als 2056 mal 1000 Tonnen weniger Ein- 
fuhr nötig machte und selbst eine verstärkte Ausfuhr zulieB. 

Von sämtlichen Faktoren hat keiner in so hohem Maße 
zur Veränderung der Handelsziffern mitgewirkt wie der 
Bevolkerungszuwachs und die intensive Ausbeutung unserer 
Kohlenbecken. 


3. Ein Punkt von sehr hoher Bedeutung ist die Vermehrung der Be- 
völkerung. Diese erhöhte sich vom 1. Jänner 1913 bis 1. Jänner 1922 von 
6.114.300 aut 6,979.430 oder um 12-5 Prozent. 

Erhöhen wir die Einfuhr von 1922 um das Gewicht der im Vergleich 
mit 1913 weniger eingeführten Kohlen und fügen wir 12-5 Prozent der Ein- . 
fuhr von 1913 hinzu, so erhalten wir 23.966 mal 1000 ¢ als Finfuhrgewicht 
von 1913 und 21.525 mal 1000 t als solches von 1922. 

Verfahren wir ebenso mit der Ausfuhr, so erhalten wir 6579, respektive 
5629 mal 1000 t. 


Die Ziffern betrugen ferner in holl. Gulden nach dem Biireau für Statistik: 
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= Gesamter Außenhandel 
(ohne Gold- und Silbermiinzen und Miinzmaterial) 


Einfubr | Ausfuhr | Einfuhr Au tun: | 
in in in 
Aus nan "| aoe Millionen Millionen | 


Gulden Gulden ! 


Oi oi ceass oie acter SEEN EN ea ee 821- . 8192 | 
MO E E E PE T T 4.8490 | 1.9883 | 6084 | 3812| 
TO A E i EE eta ee 10.848-0 | 2.797-4 | 2.8257 | 1.4113 

1920 e A A 13.8297 | 4.2149 | 3.3857 | 1.7015 | 
TO Ie sae TEEN eee eras 17.217°8| 6.7146 | 2.240°2 | 1.369°6 | 
E T el ae EN REEL ae 19.468 2| 6.9052 | 2.026-2 | 1.2212, 


Münzen und Monzmaterial aus Gold und Silber wurden im Jahre 1922 für mehr als 7-1 Mil- 
lonen Gulden eingeführt und für beinahe 35°5 Millionen Gulden ausgeführt. (Hievon 25 Mil- 
lionen Gulden nach den Vereinigten Staaten.) 


1922 1921 | 


Menge Einfuhr in , Ausfuhr in | Einfuhr in | Ausfuhr in 
tausenden tausenden | tausenden tausenden | 
t t t i t 


Lebende Tiere............... 00000; 37 14 75 28:5 | 
Nahrungsmittel für Menschen und Tiere. | 
Getränke: cn sda ea ad eae copes 2 760°9 | 1.826°6 | 2.619-0 2. 033° 1 
Rohstoffe und Halbfabrikate: 
tierische: es. re 68 80.4 49:3 
pflanzliche ........ 0.008. 2.303°0 1.940°9 6470-9 | 
mineralische. .....22.2..... 10.1183 3.0466 | 1.9907 | 
ee N ae 3.5084 3,503-1 9153| 


CEEE E sank 2 a. beers. BN 201 30°4 


Einfuhr in | Ausfuhr in | Eiufuhr in Ausfuhr in 
tausenden | tausenden f tausenden | tausenden ; 


t t t | t 
Lebende Tiere...........-0..c0ce ee 3:0 45-0 67 320. 
Nahrungsmittel für Menschen und Tiere. 

Getränke.. Ag ae O ee 480:8 4139 5967 6134 

Rolistoffe und Halbfabrikate: | 

tierische n.u.. senunni. 12-5 31-2 71:8 33-6 | 
pllanzliehe u... 249-3 1177 393-0 1131 
mineralisehe .. 2222222220. 2456 63-0 293-2 935 

48 496 4 | 

Andere Waren.............0000 en DD 282 41 97-9 | 


Einfuhr in tausenden 


Ausfuhr in tausenden 
l t 


1022 | A EFT 


Deutschland .....2 2:22 cc 0.0.00 e eee 6.508 6.194 1.51% 1.042 
Belgien „wasser 2.712 3.794 2.208 1.718 
Großbritannien. een 1 5.022 2.162 951 1.245 
Frankreich Mesa eh ieh 135 100 134 356 


Vereinigte Staaten .... 0.0.0.0... 08 we 1.171 2.174 161 104 


| Fabrikate oo ocean. ES 8269) 4572 | 914 
Niederl. Ostindien 


REISEN 221 214 139 182 ` 
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Diese Ziffern betreffen allein die Ein- und Ausfuhr von Waren. Bei diesen 
großen Beträgen sind natürlich andere Verpflichtungen an das Ausland, 
die in der Verpflichtungsbilanz unterzubringen sind, nicht berücksichtigt 
worden, wie Zinsen auf dort abgeschlossene Anleihen, Coupons und Divi- 
denden unserer holländischen - Unternehmungen im Auslande, Schiffs- 
frachten, Lebensversicherungsprämien usw. Andererseits haben wir auch 
jedes Jahr ähnliche Forderungen an das Ausland. Von der größten Be- 
deutung sind dabei Zinsen und Dividenden von ausländischen Werten 
und ein großer Teil des Kreditsaldos der Handelsbilanz von Niederländisch- 
Indien, nämlich jener Teil, weleher niederländischen Inhabern von Aktien 
und Obligationen indischer Unternehmungen zugute kommt. Ferner sind 
die Frachtenforderungen von großem Gewicht.!) Genaue Ziffern von all 
diesem sind nicht bekannt, jedoch hat man innerhalb gewisser Grenzen eine 
Richtschnur in dem Verlauf des Wechselkurses. Verbleibt längere Zeit 
ein Schuldsaldo von uns an das Ausland ungedeckt, so würde dies zum 
Steigen der. Wechselkurse auf das Ausland hierorts führen. E 

_ Es ist klar, daß beim Abschluß von Anleihen im Auslande unsere fällige 
Schuld an, respektive fällıge Forderung gegen, das Ausland sich um den 
Ertrag dieser Anleihen vermindert, respektive erhöht, wenigstens insoweit 
dieser Ertrag dort benutzt wird. In dieser Hinsicht mögen die in Amerika 
untergebrachten Staatsanleihen genannt werden. Ein Teil dieses Ertrages 
befindet sich allerdings nur mittelbar noch in dem Aktivum der Nieder- 
ländischen Bank in Form von ausländischen Wechseln und Saldi bei ihren 
Korrespondenten. Vor dem Kriege, als die Wechselkurse sich im allge- 
meinen innerhalb der durch die Goldpariiät gezogenen Grenzen bewegten, | 
war es denkbar, sich auf Basis des mittleren Wechselkurses ein Bild von 
der Haben- oder Sollseite der Zahlungsbilanz zu machen. 

Schärs Beispiel?) tolgend hat Herr von Voorst?) seit einigen Jahren 
eine Untersuchung des Standes der holländischen Zahlungsbilanz angestellt, 
welche anhaltend aktiv zu sein schien, wenn auch die Wechselkurse in den 
Sommermonaten Neigung zeigten, sich der Parität zu nähern. 

Die Verpflichtungsbilanz war immer aktiv. Dies änderte sich in den 
letzten Jahren dadurch, daß de facto Rußland (Deutschland, Österreich 


1) Nach ziemlich verläßlicher Schätzung kann man diese mit etwa 120 Millionen 
Gulden einsetzen. 

2) Siehe Handelsbetriebslehre S. 249. 

+) De Accountant 1908, S. 6. 
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und die Balkanstaaten) als Schuldner ausfielen. Schätzungsweise ver- 
schwanden hiemit rund 2 Milliarden Gulden an holländischen Forderungen 
auf das Ausland. Es sei auch noch darauf hingewiesen, daß im Weltkrieg 
die Stellung Hollands als Geldgeber und -nehmer sehr verändert worden ist. 
Wir bezogen nämlich viele Artikel aus Amerika, wahrend unsere Ausiuhr 
teilweise, wenn nicht zum größten Teil nach Deutschland ging. Die Ein- 
fuhren wurden nun hauptsächlich durch Ausfuhr amerikanischer Wert- 
papiere beglichen, welche einen Teil unserer Kapitalsanlagen bildeten, 
während wir für unsere Ausfuhren nach Deutschland nur sehr dubiose 
Markforderungen zurückerhielten. 

Hieraus ergibt sich wiederum eine neue Herabsetzung des holländischen 
Volksvermogens und damit natürlich auch eine Verminderung der Hahen- 
seite unserer Zahlunesbilanz. Auch die Tatsache, daß unsere Krisis- 
anleihen und unsere Krisisschuld nicht völlig aus unseren Steuern bezahlt 
werden konnten, trug zur Verminderung der Liquidität bei, da sich hieraus 
schließlich die Notwendigkeit ergab, Geld in den Vereinigten Staaten 
aufzunehmen, wodurch wieder ein bleibender Faktor für den Rückgang 
der holländischen Forderungssaldi entstand. In dieser Hinsicht hat 
Holland leider von einem viel geringeren Anpassungsvermögen seines Volks- 
haushaltes Zeugnis abgelegt als zum Beispiel England, welches seine 
Krisisschuld tatsächlieh zum größten Teil durch den Fiskus zu decken 
gewußt hat. Wenn wir hiebei bedenken, wie sehr Holland von dem Handel 
mit den mitteleuropäischen Reichen abhängig ist, so kann man sich vor- 
stellen, welchen gewaltigen Rückschlag das holländische Volkswohl durch 
den Krieg, vor allem aber auch durch seine Nachwehen erlitten hat. 

Unwillkürlich drängt sich einem dabei die Frage auf, ob dieser Umstand 
eine Änderung der holländischen Handelspolitik als Folge nach sich ziehen 
muß. Vieles spricht dafür; jedenfalls wird eine Neueinstellung von Hand- 
wirtschaft, Handel und Gewerbe notwendig sein. 

Der Plan einer Gruppierung der mitteleuropäischen Staaten unter der 
finanziellen Leitung Hollands, welches große, noch einer enormen Aus- 
breitung fähigen Absatzgebiete beherrscht und über eine große, gut aus- 
gerüstete Handelsflotte verfügt, ist selbst einleuchtend. 

Die Verwirklichung auch dieses Planes wartet, und muß warten, auf 
die Lösung der Rhein- und Ruhrbesetzungsfrage. Einmal wird Frankreich 
einschen müssen, daß die eigene Daseinsmöglichkeit, sowie die von ganz 
Europa, abhängig ist von 


- 
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1. der ruhigen Arbeit in Mitteleuropa, 

2. dem Wiederaufbau von Rußland und speziell der Ukraine als (ie- 
treide produzierendes Land., 

Das Verhältnis zwischen der Urerzeugung und der Veredelung ist jetzt 
durch den Rückgang der ersteren auf höchst unerwünschte Weise gestört 
und nur durch Verbesserung dieser Verhältnisse werden die deutschen 
Länder in die Lage kommen, die ungeheuren Verpflichtungen. die man 
ihnen auferlegt hat, zu erfüllen. 


Zur Kritik der Wertlehre. 


Beitrage zur Beurteilung ihrer Aufgaben im Rahmen der reinen 
Wirtschaftslehre. 


Von Richard Kersehagl. 


Vorbemerkung. S. 500. — I. Versuch einer Klassifizierung der Werttheorien 
nach ihrer Stellung zum Problem der Wertvergleichung. S. 502. — II. Abriß und 
Wesen wichtiger Werttheorien. S. 512. — III. Von Zielen und Grenzen der Lehr- 
meinungen vom Wert. S. 519. — IV. Zur Beurteilung der Systeme. S. 524. — 
V. Zur Beurteilung des Nutzen- und des Kostenbegriffes. S. 531. — VI. Der Auf- 
bau einer Wertlehre im Sinne der universalistischen Volkswirtschaftslehre. S. 535. — 
VII. Kurze Zusammenfassung. S. 543. 


Vorbemerkung. 


Schon der Titel der vorliegenden Untersuchung soll anzeigen, daß es 
sich hier nicht um eine abgeschlossene Untersuchung des Wertproblems 
oder auch nur einen Auszug aus einer allgemeinen Dogmengeschichte 
als Basis für eine Darstellung der Grundlagen der wesentlichsten Lehr- 
meinungen handeln kann. Es ist vielmehr ein Versuch an der Hand einer 
knappen Darstellung des für unsere Untersuchung wesentlichsten Teiles 
einiger typischer, Lehrmeinungen betreffend den Wert, eine Über- 
sicht darüber zu gewinnen, was in der bisher auf diesem Gebiete getanenen 
Arbeit für den systematischen Ausbau der Werttheorie im Rahmen der 
reinen Wirtschaftslehre geleistet worden ist und was von einem weiteren 
Ausbau noch erwartet werden kann. Hiebei ist als der wesentlichste 
Gesichtspunkt entgegen den bisherigen vielfachen Untersuchungen 
kritischer Natur auf dem Gebiete der Wertlehre das Problem der Quanti- 
fizierung in den Mittelpunkt gestellt worden, beziehungsweise das 
Problem der Auflösung in meßbare Werteinheiten zwecks Gewinnung 
einer sicheren Basis für eine exakte Wertvergleichung. 

Die vorliegende Untersuchung soll daher in erster Linie dem Zweck 
gewidmet sein, zu sehen, in welcher Weise an diese Aufgabe bis nun heran- 
getreten worden ist. Sie soll in zweiter Linie helfen, Klarheit darüber zu 
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schaffen, inwieweit überhaupt diese Problemstellung zum Bewußtsein 
gelangt ‘und zur Grundlage der Betrachtung gemacht wurde. Sie soll 
drittens zeigen, inwieweit Resultate in dieser Beziehung auf dem Gebiete 
der modernen organischen Volkswirtschaftslehre erzielbar erscheinen 
und wie weit wir nicht durch das Wesen und den Aufbau einer univer- 
salistisch-organischen Wirtschaftslehre schon a priori zu anderen Resul- 
taten gedrängt sind, ohne daß jedoch damit ein Werturteil darüber gefällt 
werden soll, inwieweit diese oder jene Resultate vorzuziehen seien. Immer- 
hin wird vielleicht manchem in dem Grade der Exaktheit des zu erzielenden 
Resultats schon ein gewisses Urteil ausgesprochen sein, während dem 
anderen wieder die Methode und der Zusammenhang der Resultate mit 
dem Gesamtgebäude der reinen Ökonomie als das Wertvollste und Maß- 
gebendste erscheinen mag. 

Eine besondere Aufgabe hat sich vorlicgende Untersuchung vor allem 
Insoweit gestellt, als sie eine Kritik der marxistischen Wertlehre mit in 
den Mittelpunkt der Betrachtung stellt, da der Verfasser der Meinung ist, 
daß gerade diese Theorie sich ebenso durch große Klarheit und Bewußt- 
heit der Problemstellung als durch eänzliche Unklarkeit und gänzliehes 
Versagen in bezug auf “die Erreichbarkeit wie auf die Erreichung der 
gesteckten Ziele auszeichnet. 

Was die an der Grenznutzenlehre geübte Kritik anbelangt, so ist 
sich der Verfasser, wie jeder, der in Wien im Gedankenkreise dieser Schule 
aufgewachsen ist, vollkommen dessen bewußt, was diese Theorie GroBes 
und Bedeutendes für die Erzielung von Fortschritten in der reinen Ökonomie 
geleistet hat. Er kann sich aber auch nicht verhehlen, daB mit dem Fort- 
schreiten der rein ökonomischen Erkenntnis zwei Fragen immer mehr 
in den Vordergrund treten, die zu einer genauesten Untersuehung dieser 
Theorie Anlaß geben müßten: die Frage der Anwendung einer einheitlichen 
und zielbewußten Methode und die Frage, inwieweit Resultat und System 
noch in das Gebiet der reinen Ökonomie restlos gehören. 

Zitate und Literaturangaben sind auf das unumgänglich notwendige 
Maß beschränkt und der gedanklichen Darstellung gegenüber vielleicht 
etwas hintangesetzt worden. Die dogmengeschichtliche Aufgabe der 
Darstellung bis ins kleinste zu verfolgen, versagten Umfang und Ziel 
der vorliegenden Arbeit. 

Die vorliegende Arbeit nimmt auch weder Abgeschlossenheit noch 
Liickenlosigkeit für sich in Anspruch, sie will auch eigentlich keine Kritik. 
sondern nur eine Änregung und Untersuchung darstellen. Es ist gewiß nicht 
leicht und nicht dankenswert, ein altes, festgefügtes und weit ausgebautes 
Bauwerk nach einem neuen Gesichtspunkt ri ichtig zu überprüfen und zu 
beurteilen; der Verfasser nimmt auch gleich zum vorhinein derartiges 
für sich nicht in Anspruch. Er willnur vorwiegend eine Anregung gegeben 
haben, das Hergebrachte von einem neuen Gesichtspunkt aus nochmals 
_ zu untersuchen. Im Schlußabschnitt ist auch dann noch eine ausbauende 
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Arbeit auf der Grundlage der organischen Volkswirtschaftslehre versucht, 
beziehungsweise in ihren Grundzügen angedeutet worden. Undwo immer eine 
Kritik an Lehrmeinungen geübt ist, so möchte der Autor nochmals dring- 
lichst dieselbe dahin verstanden wissen, daß ein erfolglos oder teilweise 
erfolglos begangener Weg oft schon mehr für die Erkenntnis vom richtigen 
Weg zum Ziele bedeutet hat als das Stapfen aus breit ausgetretenen Pfaden, 
mögen diese auch vielleicht näher am Ziele liegen als die Irrwege, die 
ohne jeden unmittelbaren Erfolg begangen worden sınd. Und in diesem 
Sinne glaubt der Verfasser auch den vorliegenden Versuch unternehmen 
zu dürfen. 


I. Versuch einer Klassifizierung der Werttheorien nach ihrer Stellung zum 
Problem der \Vertvergleichung. 


Die Methoden, mit welchen an die Lösung des Wertproblems heran- 
getreten wurde, sind die verschicdenartigsten. Man unterscheidet gewöhn- 
lich subjektive und objektive oder auch absolute und relative Werttheorien. 
Bei er:terer Einteilung legt man das Schwergewicht bei der Klassi- 
fizierung auf den Umstand, ob man bei der Betrachtung vom Gegenstand 
der Betrachtung oder von der Person des Betrachtenden ausgeht, bei letzterer 
erblickt man das wichtigste Kriterium der Unterscheidung darin, ob der 
Wert als eine unveränderliche Größe, sei es nun in bezug auf das gewertete 
Gut, sei es in bezug auf die wertende Person, betrachtet wird oder ob man 
eine Relativität des Wertes beim selben Wertungsgegenstand annimmt. 
Die Einteilung Spanns in individualistische und universalistische An- 
schauung kann natürlich auch auf die Werttheorie Anwendung finden, 
nur stehen wir doch heute so ziemlich allgemein wenigstens so weit auf dem 
Boden einer universalistischen Anschauung, daß auch die schroffsten 
Anhänger einer objektiven Werttheorie der Anschauung sind, daß Wert 
und Wertung im Rahmen der Gesamtwirtschaft betrachtet werden müs-en. 
Wesentlich wichtiger für die allgemeine Beurteilung der Frage, welche 
Wege die Wissenschaft bis heute bei der Behandlung des Wertproblems 
gegangen ist und wo wir eigentlich heute stehen, scheint mir vicht die 
Beantwortung der Fragen zu sein, welche Antworten man in den einzelnen 


Werttheorien erhielt und welche Fehler dabei begangen wurden, ja selbst. 


nicht, welche Methode sich als fruchtbar oder nicht erwiesen haben, sondern 
vor allem eine andere Sache: welche Wege können wir überhaupt 
gehen und in welcher Richtung müssen sich logischerweise die so erreichten 
Resultate bewegen. Hiebei sind zwei Dinge von vornherein auszuschalten: 
erstens die Frage, was ich mit den erzielten Resultaten in unserer Wirt- 
schaft anfangen kann; denn das wäre keine rein theoretische Unter- 
suchung mehr. Und zweitens: die Möglichkeiten des Vorgehens müssen 
den Gesetzen der Logik folgen. Es ist hingeren nieht notwendig, 
daß die gefundenen Systeme vollständig in den Rahmen dessen passen, 


was man heute noch ziemlich allgemein als das Gebiet der reinen Ökonomie _ 
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zu bezeichnen pflegt. Die Grenzen schwanken, und was man noch vor 

wenigen Jahren streng in das Gebiet der speziellen Gesellschaftslehre 

oder auch der Philosophie verwiesen hätte, ist heute vielfach als wert- 
voller Bestandteil des Lehrgebäudes der reinen Okonomie anerkannt. 


Das Problem des Problems der Werttheorie, die Grundlage für den 
Aufbau der Wertsysteme scheint mir ein anderes zu sein als die verschiedene 
Anschauung vom sogenannten Wesen des Wertes. Das Wesen des Wertes 
ist in allen, auch bei den in vielen Beziehungen widersprechendsten, 
Theorien darin gegeben, daß es sich beim Wert um etwa; handelt, 
nach welchem und in bezug auf welche sich wirtschaftliche Vorgänge ab- 
spielen, nach denen eben getauscht, erzeugt, verbraucht wird. Eines ist es 
vorallem, das dann den Aufbau des Systems grundlegend becin- 
flußt. Es ist die Frage der Wertvergleichung. Das ganze System 
einer Wertlehre zeigt in erster Linie an, in welchem Verhältnis ein Gut 
im weitesten Sinn (also auch Leistung u. a.) zu einem anderen steht, 
ob cs gleich, mehr oder weniger wert ist als ein anderes. Das System 
einer Werttheorie ist gewissermaßen ein Gebäude, errichtet aus einer 
unendlichen Zahl von Verhältniszahlen. Ob ich einen absoluten Wert- 
begriff kenne oder nicht, ist hiefür letzten Endes gleicheültig.; die 
Wertung ist schließlich ein Vergleichen, ein Gegenübersteilen von Werten, 
mögen diese nun an und für sich als veränderlich betrachtet werden oder 
nicht. Das zweite ist die Frage der Wertabhängigkeit. Je nachdem man 
die Abhängigkeit von einem "bestimmten Wertfaktor annımmt oder die 
Abhängigkeit der einzelnen Werte untereinander als Betrachtungsgrund- 
lagen wählt, kommt man entweder zu einem rein linearen, vertikalen 
System oder zu cinem solchen, das den Stempel der Verflochtenheit 
der reziproken Wertfunktionalität tragt. Es kann gleich an dieser 
‚Stelle bemerkt werden, daß in letzterem Falle die große Elastizität 
und Biegungsfähiskeit des Begriffes des „Gliedhaften‘“ es meist um ein 
Erhebliches schwieriger macht, die letzten logischen Konsequenzen und 
den vollständigen Aufbau eines derartigen Systems zu überschen, als 
dies bei den ersterwähnten Systemen der Fall sein wird. Dennoch — 
und dies kann wohl andeutungsweise der nachstehenden Untersuchung 
vorweggenommen werden — sind die Resultate, zu welchen man 
schließlich gelangt, für die positive Rolle, die eventuelle Ergebnisse 
auf dem Gebiete der Werttheorie für die Erkenntnis der reinen Ökonomie 
spielen, und die Bedeutung, welche die Erkenntnis der Wertungsvorgänge 
für den weiteren Ausbau der Wirtschaftstheorie haben kann, in beiden 
Fällen nicht so kraß von einander abweichend, als man vielleicht von 
vornherein erwarten sollte. — Im nachfolgenden wollen wir zunächst 
eine kurze Übersicht über die allgemein- dogmenhistorische Entwicklung, 
um eine feste Basis für die Spezialbetrachtung zu gewinnen. 


Die erste Gruppe der Werttheorien, welche von einer für sie überaus 
charakteristischen Methode der Wertbetrachtung ausgehen und der die 
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überwiegende Menge der auf dem Gebiete der Werttheorie bis heute über- 
haupt geleisteten Arbeit gehört, kann man vor allem an ihrer Art der 
Wertvergleichung erkennen. Die Grundidee — die übrigens am schärfsten 
Marx ausgesprochen hat!) — ist folgende: Um überhaupt von Wert 
sprechen und den Wert zweier Güter miteinander vergleichen zu können, 
muß ich logischerweise annehmen, daß ich die zu wertenden Dinge inner- 
halb einer gemeinsamen Kategorie, dem Wert, betrachten kann. Es 
muß also ein gemeinsamer Nenner vorhanden sein, damit ich die 
Brüche überhaupt miteinander vergleichen kann. Wenn ich zwei Dinge 
werte, so muß ein Vergleichbares vorhanden sein. Denn im Rahmen 
der Kategorie „Wert“ kann ich nur Werte verschiedener Größen mit- 
einander vergleichen, ich kann nur eine verschiedene Zahl von Wert- 
einheiten einander gegenüberstellen.:) Wenn man dies noch präziser 
ausdrücken will, so heißt dies: Ich habe die Aufgabe, qualitativ 
verschiedene Güter, dio als solche unvergleichbar sind, auf 
eleichartige Quantitäten zu reduzieren, die vergleichbar, weil 
nur mengeneemäß differenziert sind.3) Die eine Grundlage der Möglichk«- ‘it, 
dem W ortproble m mit diesem System an den Leib zu gehen, ist die prinzi- 
pielle Lösung der Frage der Wertvergleichung, die als das Um und Auf 
jeglicher Werttheorie in diesem Smne überhaupt erscheint. Ein Wert- 
system, beziehungsweise der Aufbau eines solchen, erscheint hier nur 
möglich, wenn es eine Formel enthält, die es überhaupt denkbar 
erscheinen läßt, von einem Wertsystem als solchem überhaupt zu spreehien, 
die Furmel: Qualität ist auflüsbar in Quantität. Auch hier gibt 
es jedoch wieder zwei Möglichkeiten, zu einer Lösung zu gelangen, wobei 
die erste zwar bisnun in der Dogmengeschichte offener und unverhüllter 
als die Lösung des Problenis der Quantifizierung bezeichnet wird, aber 
auch die zweite im Wesen nichts anderes bedeutet und trotz aller Ver- 
hidhingen im Wesen nichts anderes als das Eirstgenannte darstellt. 

Die eine Möglichkeit, die Quantifizierung zu vollziehen und das Ge- 
wertete als eine Summe von Werteinheiten erscheinen zu lassen, liegt 
eben in der Konstruktion einer Werteinheit in bezug auf die Güter. An 
und für sich wäre es hiebei ganz gleichgültig, ob man zu einer Nutzen- 
einheit etwa im Sinne einer Kalorie greift oder ob man eine Einheit für die 
Wertherstellung oder Wertwiederherstellung im Sinne einer Kosten- 
theorie wählt.» a) Leichter ist es natürlich, sich auf eine Kosteneinheit 


1) Das „Kapital“, Kritik der politischen Ökonomie, l. Bd. 11. Auil., Verlag Meißner, 
Hamburg 1883. Wo nicht besonders angegeben, ist immer diese Aus sgabe verstanden. 

2) Siehe insbesonders „Kapital“, S.4ff.: ... „Als Tauschweite können sie (die 
Waren) nur verschiedener Quantität sein.”. .. 

3) So „Kapital“, S. 5ff: „Sie (die Waren) unterscheiden sich nicht länger, 
sondern sind allzusamt reduziert auf gleiche menschliche Arbeit.“ 

4) Auch Marx war sich über die erstgenannte Möglichkeit vollkommen im klaren. 
Siche darüber auch „Kapital“, 5. 12ff., 5. 17#t. 
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zurückzuziehen und das viel heiklere Problem des Nutzens nicht zu streifen. 
Als besonders geeignet erweist sich der Begriff der Arbeitseinheit; zunächst, 
weil Arbeit ein ungemein weiter Begriff ist, und dann, weil ja faktisch 
bei-der überwiegenden Mehrzahl der Güter Arbeit zur Beschaffung und 
Herstellung verwendet werden muß. Natürlich ergibt sich sofort die 
Schwierigkeit, daß eben die Arbeit selbst in qualitativ so verschiedene 
Gruppen zerfällt, daß eine Quantifizierung nach Ansicht vieler nicht 
möglich erscheint. Hier hilft man sich dann gewöhnlich durch eine Fiktion: 
es kommt zur Konstruktion einer „durchschnittlich notwendigen“ oder 
„volkswirtschaftlich richtigen“ oder etwa einer „technisch erforderlichen‘ 
Arbeitszeit,!)die dann wieder in Arbeitszeiteinheiten aufgelöst wird.Marxhat 
diesen Weg am entschiedensten betreten; aber auch bei fast allen andern 
ist klar erkennbar, daß die Idee der Normalisierung oder Typisierung der 
Arbeit als Ganzes oder, sagen wir gleich, die Verwendung der Fiktion 
einer Normalarbeit das Um und Auf ihrer Werteinheit ist. Und es ist 
sehr interessant zu beobachten, daß gerade zur Lösung der Frage der 
sogenannten Quantifizierung der Qualität die Quantitätseinheit eben 
nicht vorhanden ist, sondern selbst erst fingiert, konstruiert, durch die 
Fiktion einer Quantifizierbarkeit geschaffen wird. 

Die andere Möglichkeit, einen analogen Weg der Wertvergleichung zu 
gehen. hat die Grenznutzenlehre benutzt; es ist im wesentlichen der 
Weg, den jede subjektive, psychologische Werttheorie überhaupt mit 
Notwendigkeit gehen muß.:) Trotz aller Betonung des Umstandes, daß 
es sich um eine relative Werttheorie handle, daß das Werten der Wertenden 
betrachtet und nicht ein Wert des Gewerteten gesucht werden soll, ja 
trotz häufigen Hervorhebens der angeblichen Tatsache, daß hier der 
Stein der Weisen gefunden sei, der es ermössliche, ungleiche Qualitäten 
zu vergleichen, id est zu werten, ist hier auch keine wesentlich andere 
Voraussetzung angewendet als beim Gebäude der sogenannten objektiven 
Wertlehre überhaupt, ja sogar nicht als beim Marxismus selbst. Freilich ist 
das Problem der Wertgleichung hier ein etwas anderes; man kann nicht 
die Quantitäten der gewerteten Güter einfach direkt in Wertquantitäten 
auflösen, denn man wertet ja erst In bezug auf das Wertungssubjekt. 
Es gilt also hier, dem Wertungssubjekt eine Fähigkeit zuzuteilen oder 
zuzuschreiben, welche dasselbe in die Lage versetzt, gewissermaßen 
Qualität in Quantität auflösen zu können. Und diesen Zauberstab soll 
nun das Wertungssubjekt in der sogenannten Bedürfnisskala besitzen. 
Die Bedürfnisskala soll nieht nur die Möglichkeit bieten, die ver- 
änderte Wertung innerhalb derselben Qualität unter dem Hinzutreten 
des Mengenmoments zu erklären, nein, sie soll auch die verschiedenen 


1) Exakter ist eigentlich der sehr bezeichnende Ausdruck, den Marxim „Kapita , 
S. 5, gebraucht: „abstrakt menschliche Arbeit‘. 

2) Sehr gut spricht hierüber Schwoner, ,,Wertphilosohpie eines Outsiders“. 
Hirzel, Leipzig 1922, S. 5ff. 
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Qualitäten der Güter in die einzige Qualität „Mittel zur 
Bedürfnisbefriedigung‘“ auflösen,') die dann nach erfolgter Unifi- 
kation einfach quantitätsmäßig behandelt werden kann. Es ist dasselbe 
Tun, das mit der Auflösung in Arbeit oder cinen unbestimmten Kosten- 
beeriff schlechtweg auf der cinen Seite geschieht, das sich hier mit der 
Auflösung in den Begriff der Bedürfnisbefriedigung wiederholt. Friedlich 
ruhen auf der Bedürfnisskala das sogenannte Bedürfnis nach Speise und 
Trank, nach Kunst und Wissenschaft, nach einem Automobil, nach einer 
Predigt, nach einem Buche, nach einer Zigarre, nach geschlechtlicher 
Befriedigung und nach religiöser Erbauung nebeneinander. Sie alle sind 
nunmehr das Bedürfnis eins, zwei oder fünf, das sechste, Schluck Wasser, 
konunt nach der Predigt, die zweite, Zigarre nach der Automobilfahrt, 
die dritte Schinkensemmel nach dem Rendezvous. Der Fiktion von der 
Einheit der durchschnittlich notwendigen Arbeitszeit ist die Fiktion von 
der Einheit der Bedürfnisse?) an die Seite getreten. 

Und was für beide Vorgänge auch charakteristisch ist, ist folgendes: 
beide Systeme ziehen sich bei der Begründung dieser Quantifizierung 
auf angebliche empirische, induktive Beweise zurück. Die Beobachtung 
einer durchschnittlich notwendigen Arbeitszeit in vielen Zweigen der Pro- 
duktion, der Kostenbildung und der Kostenaufwendung wird letzten 
Endes ebenso häufig ins Treffen geführt wie die Beobachtung des Gossen- 
schen Gesetzes, des Law of succession of wants in der Psychologie und 
die Beobachtung der Wirtschafter in der Wirtschaft, wenn sie tauschen, 
anderseits. 

Interessant ist die Behandlung der zweiten Frage, der Anschauung, 
ob man die Wertgestaltung ausschließlich von einem oder auch eventuell 
‚mehreren: ,,Wertfaktoren“ abhängig glaubt oder ob die Abhängigkeit 
aller Werte voneinander zu der Grundlage des Systems gehört. Auch 
hier zeigt sich für die besprochene Gruppe nur eine wesentliche Möglich- 
keit. Für die Arbeitswerttheorien, Kostentheorien, und wie sie sonst 
heißen mögen, ist eine Abhängigkeit der Werte voneinander undenkbar. 
Das Gut trägt den Wert in sich und die Werteinheit gibt nur das Maß 
dieses Wertes an,*) indem sie eben die vorhandene Quantität derselben 
in vergleichbaren Größen mit anderen Gütern zunı Ausdruck bringt. 

Aber auch bei der Grenznutzenlehre und der subjektiven Nutzenwert- 
lehre überhaupt steht die Sache nicht wesentlich anders. „Nutzen und 
Menge bestimmen den Wert.“ Trotz der Hineintragung des Mengen- 


t) Auch Wieser in „Der natürliche Wert“, Hilder, Wien 1889, S. 14, gebraucht 
den sehr bezeichnenden Ausdruck „Intensitätsgrad‘ und sagt (S. 20ff.), es sei Auf- 
gabe der Wertlehre, „die Gesetze zu erforschen, nach denen die Nutzgrößen sich in 
WertgroBen verwandeln“. 

:) Auch Schwoner (Wertphilosophie, S. 14ff.) arbeitet mit einem unklaren 
Bedirfnisbegriff, den er allerdings bald durch den Ausdruck „begehren“, den er für 
rein psychologisch hält, zu präzisieren trachtet. 

3) Zum Beispiel Marx, „Kapital“, 5. 10ff., S. 13ff. 
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moments kann man aber nicht mit Recht von einer Reziprozität der 
Werte sprechen. Auf der Bedürfnisskala ist zum Beispiel der Wert des 

- zweiten Laibes Brot schon festgelegt, ob nun der Wertende ein Kleid 
besitzt oder nicht. Das erste Kleid zum Beispiel die Bedürfnisziffer 10 
und das zweite Brot die Bedürfnisziffer 11. Dadurch, daß die Befriedigung 
des einen Bedürfnisses nicht möglich ist, weil zum Beispiel in der Gesamt- 
gütermenge ein entsprechendes Gut für den Betreffenden nicht vorhanden 
ist, ändert sich der Wert des anderen Gutes nicht im eeringsten.!) Es 
käme höchstens in Betracht, daß bei .‚substitutionsfähigen Gütern“, 
bei Ersatzgütern, die Radizierung auf dasselbe Bedürfnis, die möglich ist, 
weil fast kein Gut ausschließlich einer Bedürfniskategorie zur Befriedigung 
dient, von einer gegenseitigen Abhängigkeit von Werten gesprochen 
werden könnte. 


* Ich wiederhole, was die eine Art der Wertbetrachtung bieten kann 
und in welcher Richtung sich ihre Resultate mit Notwendigkeit bewegen 
müssen. Die Vereinheitlichung der Qualitäten durch irgendeine Form 
der Quantifizierung bildet die Grundlage der Wertvergleichbarkeit.:) 
Der Aufbau dieses Systems ist sehr einfach, da die Rangordnung durch 
Mengenverhältnisse gegeben ist, sej es nun unter der Vorstellung eines 
bestimmten Gehaltes von Werteinheiten ineinem Gute an sich, sei es durch 
Schaffung einer Skala für eine höhere Anzahl von Wertungseinheiten oder, 
wenn man so sagen will, von Bedürfnisintensitätseinheiten bei der Messung 
de: Güter-Wertes. Das Bedürfnis nach dem zweiten Glas Wasser kommt vor 
dem Bedürfnisnach dem Apfel, weil ersteres eine größere Anzahl von Ein- 
heiten der Bedürfnisintensität repräsentiert. Daß, um diese Quantifizierung 
hier zu ermöglichen, dieselbe auf Seite des Wertenden und nicht des Gewer- 
teten vorgenommen wird, erscheint mit darin begründet, daß dieselbe hier 
leichter durchführbar scheint. Im übrigen ist es hochinteressant zu beob- 
achten, wie man zur Erlangung eines volkswirtschaftlichen Wertbegriffes 
gleichermaßen auf der einen Seite Technik und Physiologie, auf der anderen 
Seite Psychologie und Physiologie herbeiruft, um zu einer sonst allem An- 
scheine nach unmöglichen Quantifizierungsmöglichkeit zu gelangen, die die 
Gewinnung ökonomischer Resultate vermitteln helfen soll! 
Die Abhängigkeit der Werte voneinander oder, wenn man dies so 
bezeichnen will, die Frage nach einer reziproken Wertgestaltung wird 


1) Selbstverständlich gilt dies nur für den einzelnen ‘und seine Bediirfnisskala. 
Man kommt damit allerdings auf die bis nun noch nicht genügend gewürdigte Frage: 
Ist die Bedürfnisskala im Sinne der Grenznutzenlehre als solche schon existent, 
oder wird sie es erst nach Maßgabe der Güter, die zur Messung gelangen? “Wieser 
(a. 0.8. Off.) scheint allerdings ersteres anzunehmen. Die Psychologen (wie zum Bei- 
spiel Schwoner, a.o.S.9ff., und Ishrentels) anscheinend eher letzteres. 

2) Allerdings muß hier nochmals betont werden, daß die subjektive Wertlehre 
sich viel weniger über die Bedeutung des Problems der Quantifizierung den Kopf 
zerbricht wie zum Beispiel einzelne Klassiker und Marx. Die psvchologische Bin- 
stellung macht wohl diese Tatsache eher verständlich. 
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in diesem System in der Regel nicht restlos untersucht. t) Die Rangordnung 
der Werte untereinander ist durch die Quantifizicrung erledigt, mag 
nun hiebei jedes Gut in Werteinheiten zerlegt worden sein oder mag: 
eine Skala der Bedürfnisintensitäten die Qualität der verschiedenen Be- 
dürfnisregungen und Güter in cine Einheit aufgelöst haben. 

Das Moment der Typisierung und der Fiktion spielt in dem besprochenen 
System eine sehr bedeutende Rolle. Die durchschnittlich notwendige 
Arbeitszeit ist hiefiir cbenso charakteristisch wie die Annahme eines 
Lebensbedürfnisses neben einem Religions- und einem Durstbedürfnis. 
Hiezu kommt noch bei denjenigen Wertgebäuden, die eine subjektive 
Betrachtungsweise gewählt hat, daß letztere meist davor zurückscheuen, 
‘daneben auch die Existenz eines objektiven Wertgebäudes zu leugnen, 
eine Erscheinung, die schon darum um so verständlicher wird, weil ja mit 
jeder Auflösung von Qualität in Quantität eben schon der Weg zu einer 
weiteren Quantifizierung und damit Objektivierung logisch gegeben 
erscheint. Wenn ich zum Beispiel schon einmal den Begriff meiner eigenen 
Kosteneinheit geschaffen habe. so ist zu dem einer allgemeinen Kosten- 
einheit nur mehr ein Schritt und der Einheit der Bedürfnisintensität bei 
der Person selbst entspricht letzten Endes doch die Konstruktion einer 
allgemeinen Bedürfnisskala, beziehungsweise Bedürfnisintensität. 

Die zweite Möglichkeit, eine Wertlehre aufzubauen, ist in der 
Dogmengeschichte weit weniger ausgenutzt worden. Nichtsdestoweniger 
bietet sie scheinbar die meisten Garantien für cine organische Lösung 
des Wertproblems. Auch zu einem endgültigen Ausbau des Ganzen ist 
man auf dem zu besprechenden Wege bisnun noch nicht gelangt und ist, 
rein methodisch betrachtet, wohl auch noch recht weit entfernt von einer 
Verfolgung bis in die letzten logischen Konsequenzen, wie wir sie häufig 
bei einzelnen Theorien der vorerst besprochenen Gruppe finden. Die 
Gedanken zu der eingeschlagenen Systematik führen zum Großteil auf 
A. Müller zurück. Spann hat dann den Versuch einer genaueren For- 
mulierung und einer Einfügung der Gedanken in ein organisch- 
universalistisches System einer allgemeinen Wirtschaftsbetrachtung 
unternommen.?) 

Wirtschaft heißt Mittel für Ziele.s) Die Ziele liegen außerhalb der 
Wirtschaftsbetrachtung, müssen daher durchaus nicht etwa „wirtschaft- 
liche“ Ziele sein. Die Ziele sind wesentlich voneinander verschieden und 
besitzen bestimmte, differente Qualitäten. Der Wert bestimmt sich durch 
die Gültigkeit für ein Ziel. Das Gut als Mittel einer vollständigen oder 
graduell verschiedenen Zielerreichung wird gewertet. An die Stelle cines 


1) Gilt für die Grenznutzenlehre allerdings nur mit Ausnahmen; so z.B. Komor- 
ezinskv. (Der Wert in der isolierten Wirtschaft, Manz, Wien 1889.) 

2) Spann, „Fundament der Volkswirtschaftslehre“, II. Aufl., Fischer, Jena 
1921. 

3) Spann, „Fundament“, S. 20ff. 
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Werteinheitensystems oder der Konstruktion einer psychologischen Br- 
dürfnisskala mit unifizierten Bedürfnisintensitäten tritt der Begriff der 
Ziele mit der Gültigkeit der Mittel. Formell sicherlich eine schr bedeutende 
und wichtige Änderung. Die Quantifizierung als Unifikationsmethode ist 
unterblieben. Die Qualität ist durch den Zielbegriff erhalten und dic 
Gültigkeit scheint die exakte Formulierung der Wertbedeutung zu geben. 

Die zweite Frage, die sich allerdings mit diesem System sofort erhebt, 
ist die: Wie steht es mit der Rangordnung der Ziele? Diese Rangordnung 
der Ziele, wenn es eine solche gibt, ist die Antwort auf die Frage nach der 
Wertvergleichbarkeit. Denn sunst war das System nur in der Lage. den 
Grad der Gültigkeit in bezug auf ein bestimmtes Ziel als Leistungsgröße 
anzugeben und nur innerhalb dieser Grenzen die Abwägbarkeit eines 
Gutes gegenüber einem andern als zulässig erscheinen zu lassen. Spann 
gibt darauf die Antwort, welche dem ganzen organisch aufgebauten System 
angemessen erscheint: Ja, es gibt eine Rangordnung der Ziele, und daher 
bilden die Ziele eine w ahre Ganzhe it, die Zielganzheit.!) Durch den Begriff 
der Ganzheit versucht dieses System zum organischen Funktionsbegriff 
und zur Vermeidung der sonst schier unausweichlichen Quantifizierung 
zu kommen. Diese Ganzheit der Ziele könnte man vielleicht als den Kultur- 
begriff eines Volkes bezeichnen. Dadurch sind gewisse Zielkategorien 
überhaupt gegeben, ja sogar wohl auch gewisse Ziele mit absoluter Gültig- 
keit und Unvergleichlichkeit, innerhalb der Zielganzheit jedoch in einer 
Rangordnung. Die Rangordnung ermöglicht dann auch die Vergleichung 
zweier in verschiedenen Zielkategorien liegenden Gültigkeiten. Den Ganz- 
heitsbegriff als Zusammenfassung der Gültigkeiten, die voneinander ab- 
hängig wieder den Ganzheitsbeeriff schaffen, ‘kennt auch Pareto. Aber bei 
Spann ist die Sache klarer: Die Ziele als voneinander abhängig im Ziel- 
ganzen bilden eben dieses Zielganze, das nicht nur die Rangordnung der 
Ziele regelt, sondern auch die Reziprozität der Zielgültigkeiten beinhaltet. 

Wenn wir versuchen wollen, zusammenzufassen, was die Grundpfeiler 
dieses zweiten möglichen Systems der Wertlehre ausmacht, ein System, 
welches man gegenüber dem ersterklärten System der „quantifizierenden 
Werteinheit“ als das System der organischen Zielsetzung bezeichnen könnte, 
so kommen wir zu etwa nachfolgenden Resultaten:?) 

Der Begriff der Quantifizierung fehlt; an seine Stelle ist der 
Begriff der Zielgültigkeit innerhalb einer Zielganzheit getreten, 
der ı es ermöglichen soll, bei qualitativer Zieldifferenz eine Rang- 
ordnung und damit eine Vergleichbarkeit der Gültigkeit 
sowohl einer und derselben Zielkategorie als von (rültigkeiten innerhalb 
verschiedener Zielkategorien, eben im Rahmen der Zielganzheit, als durch- 


1) Spann, „Fundament“, S. 25ff., 5. 34 PP. 

2) Die genaue und ausführliche ne der organischen Wertlehre im 
Sinne der besprochenen Voraussetzungen siche im letzten Abschnitt vorliegender 
Arbeit. 
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führbar erscheinen zu lassen. Es gibt cine Rangordnung der Ziele 
im Rahmen der jeweiligen Zielganzheit. Innerhalb dieser Zielganzheit 
muß man auch von einer absoluten Reziprozitat der Ziele sprechen. Diese 
Konstruktion trägt auch dem Umstande weitestgehend Rechnung, daß es 
faktisch in einer Wirtschaft fast ausschließlich komplementäre Güter 
gibt. Ja es gibt nur diese cine Konstruktion, bei der man diese Rezi- 
prozität wirklich restlos berücksichtigen kann: die Rezipruzitat der Gültig- 
keiten im Rahmen einer Zielganzheit, wo der Ganzheitsbegriff zugleich 
Rangordnung sowie Grenze und reziprokes Abhangigkeitsverhaltnis der 
einzelnen Lic le und ihrer Gültigkeiten zu umschhicBen und gleichzeitig 
zu erklären bestimmt Ist. 

Es gibt noch einen dritten Weg, den man gehen kann, um zu cinem 
von den beiden vorherbesprochenen Systemen wesentlich abweichenden 
Versuch einer Wertkehre zu gelangen, die das Wertgesetz in der Volks- 
wirtschaft darstellen und erklären soll. Wenngleich dieser Weg bis heute 
noch nicht ausgegangen und es zur Konstruktion eines Wertsystems 
auf dieser Basis für das Gebiet der reinen Ökonomie noch nicht gekommen 
ist, so hat die Anwendung rein normativer Konstruktionen im Sinne des 
zu besprechenden theoretischen Gebäudes auf den Nachbargcbieten der 
Volkswirtschaftslehre, insbesondere auf dem Gebiete der Staatslehre, 
solche Fortschritte gemacht und solche Erfolge erzielt, daß die Auswirkung 
dieser Tatsache auf das Gebiet der Nationalökonomie zweifellos in abseh- 
barer Zeit zu erwarten sein wird.) Dies wird noch dadurch befördert, 
daß einerseits die Grenzen jener Disziplinen, die heute als Staatswissen- 
schatten bezeichnet werden, gegeneinander durchaus noch keine festen 
sind und anderseits eine unverkennbare Tendenz zur Hinneigung zur 
Philosophie die gesamte Bewegung dieser Wissenschaften im letzten 
Menschenalter kennzeichnet. Zudem scheint der Übergang zu einen 
Formalimus im Sinne einer formellen Normentheorie den Ausweg zu zeigen 
aus dem Zwiespalt zwischen dem Suchen nach Exaktheit des Ausdruckes 
und der Scheu vor „Definitionen, die das Gift der Wissenschaft sind“ 
(A. Müller). Daß die ökonomische Werttheorie auch diesen drittenWeg 
der Suche nach einer Lösung des Wertproblems gehen wird, erscheint mir 
als logisch unausweichlich und organisch konsequent. Es war ebenso 
unausweichlich, daß die klassische Werttheorie, soweit sie logisch ein- 
wandfrei war, in Marx die letzte und äußerste Konsequenz finden mußte, 
daß die subjektive Nutzenlehre in den schroffsten Psychologismus ausgehen 
und dort die letzte logische Möglichkeit einer Quantifizierung suchen, daß 
die Lehre von der organischen Struktur der Wirtschaft in eine Zielwertung 
von Leistungsgrößen im Rahmen einer Zieleanzheit enden mußte. Auch 
der Versuch einer rein normativen Konstruktien wird in der National- 
ökonomie zu Ende gedacht werden. Damit wäre allerdings — soweit 


t) Vor allem: Hans Kelsen, „Der soziologische und der Juristische Staatsbegriff™. 
Mohr, Tübingen 1922. 


Zur Kritik der Wertlchre. i pI 


wir es heute übersehen können — auch die letzte der Möglichkeiten einer 
wenigstens vorwiegend logisch -deduktiven Konstruktion für die Lösung 
des Wertproblems in der Wirtschaft durchgedacht, und wir würden viel- 
leicht praktisch in der Lage sein, zu überse ‘hen, was wir von irgendemer 
logischen Lösung des Wertproblems für die reine Ökonomie erhoffen 
dürfen. Versuchen wir einmal, die Konstruktion eines solchen norma- 
tiven Wertsystemes etwa analog zu der Normenlchre Kelsens in der 
Staatslehre, beziehungsweise Staatsrechtslehre, durchzuführen. 


Der Wert ist nach dieser Konstruktion nichts anderes als 
die Geltung innerhalb eines Normensystems. Der Wert als 
materielle Bedürfnisbefriedigung ist durch ein physivlogisches Normen- 
system (das wäre eine echte Bedürfnisskala!) gegeben, die religiösen Werte 
ordnen sich etwa in einem Normensystem „Religion“, die kulturellen in 
einem „Kultur“; die moralischen Werte haben ihr eigenes Normensystem, 
das ihre Geltung graduell regelt, und die ethischen Werte ebenfalls. Der 
Apfel gilt in einem anderen "Normensystem als die gute Tat, das Gebet 
in einen anderen als die physische Liebe, die Befolgung staatlicher Gesetze 
in einem anderen als die Stillung des Durstes. Eine Quantifizierung 
zu denken ist unmöglich. Die Anwendung des einen Normensystems 
schließt automatisch das andere aus; es hat mit dem anderen absolut 
nichts zu tun. Wenn ich das Normensystem der Gesetzeshefolgung als 
gültig ansche und ich stelle zum Beispiel diesen Fall der physischen Be- 
friedigung, der damit im Widerspruch steht, ihm gegenüber, so kann ich 
nur befolgen oder ausschalten. Ich kann entweder stehlen oder das Gesetz 
befolgen, aber ich Kann hier nicht den Diebstahlsgenuß mit den Diebstahls- 
folgen etwa vergleichen; denn die Norm gilt entweder oder sie gilt nicht. 
Ich kann auch nicht den Wert eines Gebetes mit dem eines Schinkenbrotes 
vergleichen. Denn, und ich möchte da an Pareto erinnern, ich habe keine 
Wahl zwischen den beiden. Entweder gilt die religiöse Norm und 
die physiologische, und ich habe beides, so kann Ich gar 
nicht „werten“. Oder ich soll vergleichen, dann kann ich dies 
nur tun durch Ausschaltung und faktische Nichtanerkennung 
einer Norm überhaupt! 

Die Frage nach einer höheren Norm als der Einzelnormen kann immer 
nur so beantwortet werden, daß an und für sich eine solche Norm natür- 
lich nicht existiert. Wenn wir aber dennoch interkategorial zwischen 
verschiedenen Normensystemen werten, wie wir dies ja empirisch viel- 
fach feststellen müssen, so setzt dies aber doch eine gewisse Klassen- 
einteilung der Normen und internormalen Geltung in bezug auf eine Rang- 
ordnung voraas. Diese Tatsache kann nur eine einzige Erklärung finden. 
Wo findet eine Normenzusammenlegung denn statt? Nur im 
Einzelmenschen als Wertenden selbts, und während ein Teil der 
Normensysteme, wie Gesetz, R'ligion, Moral, überhaupt außerhalb des 
Menschen liegt, die physiologische Norm aber zum Beispiel ebenfalls als 
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etwas im Menschen Gegebenes, wenn auch im Menschen Gelegenes erscheint, 
ist die Festsetzung einer internormativen Gültigkeit sowie einer Kategorial- 
gültigkeit von Normen überhaupt im nomothetischen Akt. Das Indi- 
viduum also bestimmt sich selbst das Verhältnis dieser Normsysteme 
zueinander, und so wenig zum Beispiel in einer Moralnorm irgendein 
Vergleich mit Werten einer physiologischen Norm möglich oder auch nur 
denkbar erscheint, so vermag das Individuum doch willkürlich zu kom- 
pilieren. Die Normgruppierung und die Verleihung einzelner verschiedenen 
Normensystemen angehöriger Geltungen geschieht also ausschließlich 
eguzentrisch. Das Ich-Normsystem ordnet gegebenenfalls Bestandteile 
verschiedener Normsysteme. Die einzige höhere Norm, nach der also 
gegebenenfalls Vergleichen und Ordnen möglich ist, ist die egozentrische 
Norm. Das Wirtschaftsideal ist also die möglichste Entsprechungsmöglich- 
keit und konkurrenzlose Befolgungsmöglichkeit einer möglichst großen 
Menge abstrakter von der möglichst großen Zahl als gültig angeschener 
Normensysteme. Eine absolute Meßbarkeit verschiedener Norm- 
gültigkeiten außerhalb des Individuums erscheint, so gedacht, 
nicht vorstellbar. 

Die dargestellte Systemform ist ihrem Wesen nach streng individua- 
listisch. Sie ist absolut atomistisch und sicht nur wieder im Individuum 
gewissermaßen ein Vergleichszentrum. Sie löst die Wirtschaft in atomistische 
Normenbündel. Sie führt auch ganz analog der Anschauung Kelsens 
von Staat und Recht zu einer Identität von Wirtschaft (allerdings bei 
einen sehr weiten Wirtschaftsbegriff!) und Normensystemen. Es wäre 
ja auch im Gegensatze zur. zuerst dargestellten Konstruktion noch eine 
andere lösung der Frage nach der Ordnung der verschiedenen Normen- 
systeme denkbar. Es gibt dann eine gewisse Schachtelung von Norm- 
komplexen; man könnte das Blaue, das Braune, das Gelbe in den Norm- 
komplex des Farbigen einordnen. Je mehr ich die Einzelsysteme differen- 
ziere, Je mehr Detailnormensysteme ich aufstelle, desto leichter erscheint 
mir dies. In dem Moment aber, wo ich zum Beispiel Werte vergleichen 
will, wie das Blaue mit dem Schweren, so kann ich dies doch nur in bezug 
auf die Norm meiner selbst, in bezug auf eine egozentrische Geltungs- 
rangordnung, die etwa einem bestimmten Ziel nach Spann entsprechen 
würde, wobei das Ziel aber von mir gesetzt wird. Während d'e übrigen 
Normensysteme Gegebenheiten darstellen, ist die egozentrische Norm 
eine solche, bei der ich Norm-Schaffer bin, wo ich unbegrenzt und will- 
kürlich variieren kann und wo ich Geltung in bezug auf mich selbst fest- 
setzen kann, unbegrenzt variabel und nicht gebunden — zumindest nicht 
notwendig gebunden — durch die Gesetze der Logik. 


II. Abriß und Wesen wichtiger Werttheorien. 


Bei der Betrachtung der bisherigen Resultate der Volkswirtschafts- 
wertlehre stoßen wir dogmengeschichtlich zuerst auf die klassische Theorie; 
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als ältester Vertreter derselben kommt Smith!) in Betracht. Seine 
Werttheorie ist zwar vielfach wegen angeblicher innerer Widersprüche 
und ihrer verhältnismäßig geringen Präzision gegenüber der Ricardos 
oft hintangesetzt worden, ihre Bedeutung und ihr Einfluß auf die Volks- 
wirtschaftslehre von mehr als zwei Menschenaltern kann man aber doch 
kaum leugnen. Der Wert leitet sich von der Arbeit ab; die 
aufgewendete Arbeit gibt dem Gute Wert, ihr Umfang be- 
stimmt die Größe des Wertes des Gutes. Smith unterscheidet 
zwar zwischen Gebrauchswert und Tauschwert, aber auch er läßt durch- 
blieken, daß der eigentliche Wertbegriff der Wirtschaft der Tauschwert 
sei, eine Ansicht, wie sie auch Marx, allerdings mit größerer Schärfe, 
später gleichfalls ausgesprochen hat. Den Tauschwert bestimmen die 
Kosten, die Herstellungskosten, das ist die Produktionskosten. Allerdings 
sagt Smith auch, daB den Wert eines Gutes die eingetauschte Arbeits- 
menge bestimme.?) Das ist aber kem innerer Widerspruch, wie dies 
vielfach angenommen wurde. Es ist vielmehr klar, daß, wenn die Pro- 
duktionskosten eines Gutes den Wert bestimmen, man damit eben eine 
den Produktionskosten entsprechende Menge Arbeit an eingetauschtem 
Gute — cs wird ja nach Smith immer Gleiches gegen Gleiche dem Werte 
nach getauscht — erwirbt. Den Widerspruch, daß der Begriff der Pro- 
duktionskosten kein allgemein gültiger und fest bestimmter sei, begegnet 
Smith dadurch, daß er von den normalen Produktionskosten spricht. 
Und auch bei seiner Erörterung der Gleichheit der Gcbrauchswerte führt 
Smith wieder diesen Ausdruck an und spricht von eier „Gleichheit 
des normalen Gebrauchswertes eines Gutes“. Auch hier ist Smith — 
“und das ist viel zu wenig erkannt und betont worden — der Vorläufer 
Marx’ gewesen, der sich aus den Schwierigkeiten der Bildung des Begriffes 
einer Kosteneinheit und der rein quantitativen Erfassung der Arbeit 
dadurch herauszuhelfen trachtet, daß er den Begriff der gescllschaftlichen 
notwendigen Arbeitszeit als Typisierungsbegriff der Kosten verwendete.3) 
Smiths Ausführungen, daß sich die Kosten eines Gutes aus Lohn, Grund, 
Rente und Kapitalsprofit zusammensetzen, stehen nicht notwendig in 
einem Widerspruche mit seiner Wertlehre. Hier ist vielmehr die undeut- 
liche Abgrenzung gegenüber dem Preis- und vor allem dem Produktions- 
kostenproblem schuld an Unklarheiten und Widersprüchen. Wenn wir 
aber das für die allgemeine Volkswirtschaftslehre, nicht aber für unsere 
vorliegende Betrachtung unbedingt notwendig abstrahieren, so kommen ^` 
-wir zur Anschauung Smiths vom Wert als einem objektiven Kostenwert 


1) A. Smith, „Über die Quellen des Velkswohlstandes“; neubearbeitet von 
C. W. Asher, Engelhorn, Stuttgart 1861. Im folgenden ist, wenn nicht ausdrück- 
lich anders bemerkt, immer diese Ausgabe zitiert. 

2) So: a. o. S. 27ff. Vrgl. auch Kaulla, a. o. S. 136if. 

3) Besonders deutlich gesagt in Buch II, Kapitel 6. Auch sehr hübsch heraus- 
gearbeitet bei Kaulla: „Die geschichtliche Entwicklung der modernen Werttheorien 
Laupp, Tübingen 1906, S. 135ff. 
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mit einer starken Neigung zur Konstruierung einer künstlichen Kosten- 
einheit. Durch die Kosten beziehungsweise den Kostenaufwand erhält 
das Gut Wert, und die einzige Beziehung zum Menschen ist eben die, daß 
er es ist, welcher die Kosten aufwendet. Die Wertgestaltung ist ihm etwas 
durch die Produktionskosten Gegebenes, das Mengenproblem zum großen 
Teil ausgeschaltet, eine Rangordnung der Güterwerte ist nur insofern 
gegeben, als durch den Kostenaufwand schon eine natürliche Höhe oder 
Tieferstellung gegeben erscheint. 

Schärfer und klarer prägt Ricardo das Wertgesctz.!) Er erklärt, 
daß sein Wertgesetz nur für beliebig vermehrbare Güter gelte. Der Wert 
bestimmt sich für diese Güter durch die aufgewandten Kosten; ces gibt 
allerdings, so sagt Ricardo, Güter, die nicht beliebig vermehrbar sind, 
und deren Wert bestimme sich durch ihre Seltenheit. Weitaus die meisten 
Güter der Wirtschaft sind aber vermehrbare Güter, und das Wesen unserer ` 
ganzen Erzeugung ist ja die Gütervermehrung. Damit begründet Ricardo 
die Geltung des Kostengesetzes für die überwiegende Mehrzahl der Fälle 
des Wertes.') 

In dem Wertgesetz für die nicht beliebig vermehrbaren Güter ist vor 
allem eine unscharfe Abgrenzung gegenüber dem Preisbildungsgesetz 
zu sehen. Es ist im wesentlichen die alte Formel von Angebot und Nach- 
frage, die hier auf den Wert übertragen erscheint. DaB Ricardo speziell 
in seinen geldtheoretischen Werken den Boden seiner reinen Wertlehre 
verlassen muß, ergibt sich aus seiner Konstruktion der Geldwertlehre 
in der Quantitätstheorie.2) In diesem Falle muß er den abnehmenden 
Wert bei zunehmender Menge zumindest für ein Gut, das Geld, fest- 
Stellen und bringt auf einmal, durch die Hineinzichung des Mengenbegriffes 
in die Wertgestaltung, den logischen Aufbau seiner Wertlehre ins 
Schwanken. Mit der Aufstellung der Quantitätstheorie ist der absolute 
Wertbegriff Ricardos eigentlich gefallen. An anderer Stelle haben wir 
uns mit den Konsequenzen aus dieser Tatsache näher und eingehend 
auseinandergesetzt.. 

Wichtig ist, was Ricardo den Aufbau seiner Lehre vom Güterwert 
als absoluten Kostenwert ermöglicht. Er spricht von der Nützlichkeit 
als Voraussetzung jedes Wertes.2) Es können daher nur Kosten, die 
nur auf ein nützliches Gut aufgewendet werden, wertbildend wirken. Die 
Kosten sind somit für Ricardo eigentlich ein Wertmaß, nicht in 


1) D. Ricardo: „On the Principles of Political Economy and Taxation, 
Ed. Gonner, London 1891; hier handelt es sich vorwiegend um Kapitel 1. Dieselbe 
Ausgabe zur Zitierung auch verwendet bei Kaulla. Auszugsweise Inhaltsangabe 
des besonders wichtigen 1. Kapitels bei Kaulla, S. 148ff. 

2) Vgl. hierüber besonders: Kerschagl, „Die Lehre vom Gelde in der Wirt- 
schaft, Manz, Wien 1920, IL Aufl, S. 10ff. m 

3) Vel. hierüber auch bei Kaulla, a. o. S. 147ff. Ricardo sagt (deutsche U ber- 
setzung von Baumstark): „Die Nutzbarkeit (utility) ist darum nicht der Mabstab des 
Tauschwertes, obgleich sie für ihn unbedingt wesentlich ist.“ 
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Wertgrund. Es liegt darin auch schon ein gewisses Erkennen jener Er- 
scheinung, über die sich Smith noch keine Gedanken machte. Mit der 
Voraussetzung der Nützlichkeit als Vorbedingung des Wertes ist cigent- 
lich schon gesagt, daB Kosten nur auf cin nützliches Gut aufgewendet 
werden, daß somit der Nutzen primär den Kosten als sekundäres Element 
gegenüberstehe. Es ist dies eine wirtschaftliche Tatsache, die Spätere, 
insbesondere die Grenznutzenschule und auch Spann, immer wieder 
betont haben, eine Forderung der Logik, die allerdings selbst einzelne 
der neuesten Forscher nicht beachtet haben. Anderseits ist wieder 
die Idee des Nutzens als der Voraussetzung der angewandten Kosten, 
wie wir bei Ricardo die Grundlagen hiezu finden, auch später, nach dem 
Siege der subjektiven Wertlehre, in einer Kombination der Nutzen- mit 
der Kostenlehre in der amerikanischen Disutility-Theorie aufgetaucht.') 

Von der klassischen Werttheorie wären nur noch zwei Vertreter zu 
erwähnen, die auf die Anschauungen vom Wert und ihrer Wertbildung 
bedeutenden Einfluß genommen haben. Wesentlich negativ ist Malthus.:) 
Mit Recht betont er in seiner Polemik gegenüber Ricardo, daß das Kosten- 
gesetz ganz offenkundig für Seltenheitsgüter nicht gelten könne. Er 
verweist ferner auf den Widerspruch, daß man nicht Kapital, Arbeit und 
Boden als Produktionsfaktoren anerkennen und sieh dann auf die Arbeit 
als alleiniges wertbildendes Element beschränken könne. In 
seinen weiteren Ausführungen — ganz besonders aber in scinem Streit um 
das Geldwertprinzip, beziehungsweise die Bestimmunesgründe des Außın- 
wertes des Geldes — kommt Malthus immer mehr auf die Bedeutung von 
Angebot und Nachfrage zu sprechen, und wenngleich er gerade hier nicht 
volle Schärfe des Ausdruckes erlangt, so scheidet er sich hier im wesent- 
lichen doch von den al:soluten Theorien der Klassiker. Er bereitet den 
Boden für jene Richtung vor, die, einer scheinbar ewigen Unklarheit und 
ewigen Streitcs um den Wertbegriff müde den Preisbegriff und scine 
Gesetze entweder überhaupt an seine Stelle setzen oder doch wenigstens 
hierin das deutlich erkennbarcre, unstimmbarere und auch wertvollere 
Objekt der Forschung erblicken. 

Abweichend von der eigentlichen klassischen Theorie, wenngleich er 
deren Ausläufer darstellt, ist auch Carey.3) Die Reproduktionskosten 
bestimmen den Wert eines Gutes. Mit steigender Ergiebigkeit 
der Erzeugung sinkt daher der Wert bei gleichbleibendem 


t) Vgl. hiezu auch Wieser, „Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft“ (im Grund- 
riß der Sozialökonomik, 1. Bd.). Mohr, Tübingen 1913, S. 197 ff. 

2) Principles of Political Economy, 1t Ed, London 1920, Thoughts on a few 
Subjects of Political Economy, London 185%. 

3) Principles of Political Economy I. Philadelphia 1837. Principles of Social Science, 
1858. Über ihn besonders: Kaulla, S. 183ff. Gruntzel, „Allgemeine Volkswirt- 
schaftslehre‘‘, ITI. Aufl. Holder, Wien und Leipzig 1916, S. 14Sff. Vor allem auch 
Spann, Die Haupttheorien der Volkswirtschaftslehre. XI. bis XV. Aufl. Leipzig 
1923. S. 120ff., 173 ff. 
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Nutzen. Die Volkswirtschaft ist in einem Stadium des steigenden Sozial- 
produkts und des sinkenden Wertes. Der Reproduktionskostenwert vermag 
es auch in dieser logisch ungemein feinen Theorie, sogar die Seltenheits- 
güter, beziehungsweise ihren Wert zu erklären, da es schlechthin nicht- 
reproduzible Güter in der Wirtschaft nicht gibt, wenn man den Begriff 
der Reproduktion nicht rein produktionstechnisch-mechanisch, sondern in 
weiterem Wirtschaftssinne auffaßt. Das großartige Gebäude einer Repro- 
duktionskostentheorie, wie es Carey aufgebaut hat, bezeichnet den Höhe- 
punkt, den eine Fortbildung, allerding eine etwas freie Fortbildung, der 
klassischen Werttheorie überhaupt hatte erreichen können. Das Fehlen 
eines weiteren Ausbaues und die verhältnismäßig geringe Beachtung, 
welche er selbst gerade dem weiteren Ausbau seine: Wertlehre scheukte, 
hat viel dazu beigetragen, daß ein weiterer Ausbau hier bis heute in nennens- 
wertem Maße nicht erfolgt ist. 


Bis zu einem gewissen Grade bildet Marx die Fortsetzung der klassischen 
Wirtlehre. Über die Voraussetzungen seiner Wertlehre siehe das. erste 
Kapitel; über die Kritik seiner Lehre Kapitel IV und V. Er unterscheidet 
sich aber insofern von ihr, als er in seiner reinen Theorie energisch und 
konsequent die letzten logischen Folgerungen aus einer objektiven Wert- 
theorie gezogen hat. Seine angenommene Doppelexistenz eines Wertes, 
cines Gebrauchswertes und eines Tauschwertes ist höchstens insofern 
von Interesse, als er beim Tauschwert als einem ideellen, beziehungs- 
weise konstruierten Wert!) bewußt den Weg zu einer Konstruktion 
eines idecllen Wertproblems cinschlagt. Marx sieht die Möglichkeit 
einer Wertlehre überhaupt darin, daß es möglich sei, Qualität auf Quantität 
zu reduzieren.?2) Es muß möglich sein, Wertformen in Wertgrößen aus 
zulösen. Diese Wertgröße ist gegeben durch die Arbeit. Als Werte sind 
alle Waren nichts als kristallisierte Arbeit. Und er geht noch weiter und 
er definiert die von ihm verwertete Arbeit als Wertmaß auch als eine 
ideelle Arbeit, als eine Durchschnittsarbeit,?) als ein bestimmtes Maß 
gesellschaftlich notwendiger Arbeit. Gesellschaftlich notwendige Arbeiten 
aber sind ideelle Kosten, und so wird die Marx-Theorie von der gefrorenen 
Arbeit auch zur ideellen .Kostentheorie. 


Es sei an dieser Stelle nur kurz bemerkt, daß Marx sich des Wider- 
spruches in der Wertlehre Ricardos vollständig bewußt ist und daß 
er bewußt trachtet, die letzten logischen Konsequenzen zu ziehen. Er 
wirft Rieardovor,daß er versuche, auf Quantität zu reduzieren, öhne sich, 
klar zu sein, daß zuerst die Qualitätsgleichheit durch Reduktion auf 
eine abstrakte menschliche Arbeit hergestellt sein müsse.*) Marx glaubt 


1) Siehe „Krpital‘‘, a. o. S. 181 ff. . 
2) Soa. o. S. 12ff.: .... „Dic in der Ware enthaltene Arbeit — gilt — in bezug 


. aut die Wertgröße nur quantitativ.‘ 
3) A. 0. 5. 6. 


+) So „Kapital“, S. 45; vor allem aber S. 49 ff. 
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zwar, zugegeben haben zu müssen, daß selbst er mit Abstraktionen und 
Fiktionen zu arbeiten genötigt gewesen sei, daß er aber, allein und zuerst, 
nicht vor den letzten logischen Konsequenzen zurückgeschreckt sei, be- 
ziehungsweise dieselben überhaupt erst erkannt habe. 

Eine neue Richtung der Wertlehre und ein neucs System du 
Volkswirtschaftslehre überhaupt ist mit dem Grenznutzen angebrochen. 
Im Wesen sind die Grundanschauungen, derselben wie sie Menger, Böhm- 
Bawerk, Marshal, Walras und Wieser verkündet haben, einander 
gleich. Auch der Ausbau der Grenznutzenlehre hat im Wesen derselben 
nichts mehr zu ändern vermocht. Es kann auch nicht Aufgabe der vor- 
liegenden Arbeit sein, bis in die letzten Verästelungen vorzudringen und 
eine Geschichte der Wertthcorie zu schreiben. Es genügt eine kurze Über- 
sicht des Wesentlichen, wie wir sie im Rahmen unserer Betrachtungen 
brauchen. Das Wesentliche der neuen Wertlehre ist etwas folgendes: 
wenn wir den Wert betrachten so betrachten wir das Ver- 
halten derjenigen, welche tauschen. Wir gehen also voin Subjekt 
der Wertung aus. Das Maß, mit dem wir den Wert inessen, ist uns ebenfalls 
im Subjekt gegeben, es ist die Bedürfuisintensität, zu deren Befriedigung 
das vorhandene Gut bei gegebener Menge eben noch verwendet werden 
kann. Die Befriedigung der Bedürfnisse bezeichnen wir als Nutzen, die 
Befriedigung der besprochenen, wenigst wichtigea Bedürfnisintensität, der 
Grenzintensität, entsprechend als Grenznutzen. Da mit steigender Menge 
eines Gutes sich die Befriedigungsmöglichkeit für eine geringere Bedürfnis- 
intensität und daher mit geringerem Grenznutzen ein geringerer Wert 
sich ergibt, ist eine Berücksichtigung des Mengenmoments dadurch ge- 
geben.t) Die Bedürfnisskala ist das Um und Auf, sie ist gewisser- 
maßen das Thermometer, das die Stärke der Bedürfnis- 
intensität in Graden (Intensitätseinheiten) angibt. Sie licet 
in Menschen, und es trägt daher jeder Wertende seinen WertmaBstab 
in sich. Dieser Wertmaßstab kann alles messen, und er ist anscheinend 
die Lösung der Frage, wie man ohne vorheriger Quantifizierung Werte 
messen und verg’eichen kann. 

Auf amerikanischem und auch zum Teil auf englischem Boden hat — wie 
schon erwähnt — die Grenznutzentheorie durch Hinzutreten der Berück- 
sichtigung des Kostenmoments zu einer Vereinigung, zu einer Nutzen- 
Kustentheorie, zur sogenannten Disutility-Theorie, gefithrt.2) Sie hat 
ihren Ausdruck meist "mathematisch gefunden und sie hat sich des Grenz- 
begriffes in einer eigenartigen Weise bedient. Der Wert eines Gutcs 
liest im Schnitt der Kosten- mit der Nutzenkurve. Fest- 
zuhalten wäre auch noch, daß die Anhänger dieser Theorie, wie sie ganz 


1) So Wieser, „Der natürliche Wert‘, S. 6ff.; „Theorie der gesellschaftliehen 
Wirtschaft“, S. 143ff, 146{f. 

2) Siehe vor allem J. B. Clark, „The Distribution of wealth,“ Maemillon 
New York 1920. 
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besonders Clark verkündet hat, sich immer wieder darauf berufen, daß 
sie durch die Berücksichtigung des Kostenmoments auf dem Boden einer 
wirtschaftlichen Werttheorie ständen und durch ihre Formulierung cine 
scharfe Abgrenzung gegenüber einem allzu weiten Ausflug ins Psycho- 
logische unbedingt vermieden hätten. 

Die subjektive Nutzentheorie hat ihr Gegenstück in einer subjektiven 
Kostentheorie gefunden. Liefmann') hat auf ganzähnliche psychologische 
Weise aus den Kosten den Wert abzuleiten versucht und hat mit größter 
Schärfe alle Konsequenzen einer subjektiven Wertlehre gezogen, die zwar 
von Menger auf dem Gebiete der Grenznutzenlehre gezogen worden 
waren, die aber von seinen Nachfolgern, besonders Wieser, wieder wesent- 
lich abgeschwächt wurden, um die Konstruktion eines objektiven Wert- 
begriffes neben dem subjektiven im Rahmen des Gebäudes des Grenz- 
nutzens zu ermöglichen. Mit der Bedeutung seiner Theorie werden wir uns 
an anderer Stelle auseinandersetzen. 

Eine neue Richtung der gegenwärtigen Wertlehre hat Spann?) ein- 
geschlagen auf einem Wege, der früher von Adam Müller bereits hundert 
Jahre vorher gezeigt und teilweise begangen, aber der in der für diesen 
Autor vielfach charakteristischen Weise, da er etwas abseits des großen 
Gebäudes seiner Gesellschaftslehre lag, nicht gegangen worden ist. Die 
ganze Wirtschaft ist für Spann ein System von Zielen. Wirtschaften 
heißt die Mittel für die Ziele wertstellen. So wie die ganze Wirtschaft 
durch die Ziele, die übrigens nicht selbst in der Wirtschaft zu liegen brauchen, 
ein Ganzes bildet, so bilden auch die Mittel ein Gebäude von Leistungs- 
größen. „Die Leistungsgröße heißt Nutzen, der Nutzen als Vergleichs- 
oder ReihengréBe der Wirtschaft heißt Wert.“ Die Kosten leiten sich 
vom Nutzen ab. Die Leistungsgröße ergibt sich durch die Tauglichkeit 
eines Mittels für ein Ziel. Die Vergleichung der Tauglichkeit von Leistungs- 
größen verschiedener Zielsysteme ergibt sich dadurch, daß diese Zielsysteme 
ein Zielganzes bilden, innerhalb dessen die Ziele und daher auch die Gültig- 
keiten der Mittel als Leistungsgrößen rangordnungsmäßig organisiert 
erscheinen.’) 

Im Zusammenhange mit diesem kurzen Überblick über die Entwicklung 
der Wertlehre mag noch festgehalten werden, daß es jederzeit Theoretiker 
gegeben hat und auch heute gibt, welche die Existenz eines volkswirt- 
schaftlichen Wertbegriffes oder die Bedeutung eines solchen für das Gebiet 
der reinen Ökonomie überhaupt leugnen. Zum Teil versuchen sie den 
Preisbegriff an seine Stelle zu setzen und ein Bewegungsgesetz von Angebot 
und Nachfrage, also von mittelbaren Bewegungsgründen, an die Stelle 


t) Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, Stuttgart 1917. 
2) Nur der Vollständigkeit halber rekapitulieren wir hier kurz: alles Nähere 
über die organische Wertiehre siehe im Schlubabsehnitt. 


3) „Turvrazxund Einkommen aut der Grundlage einer rein subjektiven Wertlehre‘, 
Fischer, Jena 1907. 
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eines Gesetzes der unmittelbaren Bewegungsgründe, das zu finden für die 
reine Ökonomie entweder nicht möglich oder nicht Aufgabe, wie sie be- 
haupten. Für den Preis hingegen gelangen sie zu präzisen Resultaten. 
Sie haben zum Teil auch manches auf diesem Gebiete geleistet. An Namen 
sei hier nur Eugen Schwicdland') erwähnt. Andere wieder, wie zum 
Beispiel Cassel,:) versuchen cin ökonomisches Lehrgebäude unter be- 
wuBter und systematischer Ausschaltung des Wertbegriffes zu errichten. 
Cassel zum Beispiel bezeichnet die Knappheit .als Ursache jeder Wirt- 
schaft; er vermeidet peinlichst das Wort Wert, aber im wesentlichen 
kommt die Sache doch auf ein Wortspiel heraus, indem die Wertgesetze 
dem zugeschrieben werden, was andere als Wertfaktoren bezeichnen oder 
indem der Wert nur, sofern er im Preis zum Ausdruck kommt, be- 
trathtet wird. Im allgemeinen läßt sich aber diese Gruppe Theorctiker 
nicht so schr von Gründen rein theoretischer Natur leiten, welche positiver 
Art wären, als durch den Umstand, daB sie unbefriedigt von dem bis- 
herigen Resultat der Wertlehre, unzufrieden mit einer vielleicht vorhan- 
denen Überschätzung bis nun gewonnener Resultate und anderer Meinung 
über das Gebict, auf welchem vielleicht Resultate einer Wertlehre zu erzielen 
wären, denen man Brauchbarkeit im Rahmen eines exakten Systems 
zusprechen könnte. Ein Teil — es sind dies allerdings nur ganz wenige 
Leute und zum Teil nicht einmal reine Nationalökonomen — glaubt 
sich sogar über die Bedeutung, welche Resultate einer rein ökonomischen . 
Werttheorie überhaupt für das Gebiet der Volkswirtschaftslehre haben 
könne, keinen Illusionen hingeben zu dürfen. 


HI. Von Zielen und Grenzen der Lehrmeinungen vom Wert. 


Für die Verschiedenheit der Ergebnisse, zu denen man bei der Wert- 
betrachtung gelangt ist, und für die Unheitlichkeit dessen, was man als 
Wertgesetz und Wert überhaupt bezeichnete, ist vor allem der Umstand 
verantwortlich zu machen, daß unter dem Worte Wert eine Reihe ganz 
verschiedener Begriffe zusammengefaßt wurde. Hiezu kommt aber 
noch, daß die Errichtuug eines ganz rein abstrakten Wertgebaudes in der 
Theorie vielfach gar nicht angestrebt wurde. Es ist schließlich durchaus 
begreiflich, wenn fast jeder an seine Lösung der Werttheerie mit dem 
Gedanken ging, hieraus bestimmte praktische Resultate für sein Lehr- 
gebäude als Ganzes zu erlangen. So ist es zum Beispiel bei Adam Smith. 
Er sieht in der Wirtschaft die Entstehung von Gütern und glaubt beobachten 
zu können, wie sich aus dieser Gütermenge der Nationalreichtum zu- 
sammeasetzt. Um nun diesen Nationalreichtum überhaupt ermessen zu 
können, muß er wissen, wievicl er wert sci, muß er eken den Wert des 
einzelnen Dinges kennen. Da die Güter in der Wirtschaft erzeugt werden, 


1) „Volkswirtschaftslehre“, IHH. Aufl. Kohlhammer, Stuttgart 1922. 
*) „Theoretische Sozialökonomie“, Winter, Leipzig 1919. 
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muß die Ursache des Wertes in der Wirtschaft liegen. Er kann ferner 
beobachten, daß die Dinge in der Wirtschaft getauscht werden, daß sich 
also die Menschen über den Wert im klaren sein müssen. Wenn es ihm 
nun gelingt, das Wertgesetz zu finden und abzuleiten, wonach sich der 
Wert eines Gegenstandes bestimmt, so kann er das Wesen der Wirtschaft 
erklären. Die Wertbestimmung ergibt sich in der Praxis vielfach aus dem 
wirtschaftlichen Moment der Kosten, scheinbar ident mit der aufzu- 
wendenden Arbeit, und Smith schließt nun: nicht die Kosten wurden 
aufgewendet mit Rücksicht auf einen erzielbaren Wert, 
sondern die Kosten werden aufgewendet, weil in der Wirt- 
schaft durch Kostenaufwendung Wert entstehe. Damit ist für 
ihn und sein Lehrgebäude das Wirtschaftsproblem einheitlich gelöst.) 
Es wird erzeugt, um Wert zu schaffen, diese Werte werden in die Wirtschaft 
überführt, und so ist die ganze Wirtschaft nichts anderes als ein Produkt 
der Güterschaffung, der Arbeit, der Erzeugung.?) 

Wesentlich andere Zwecke verfolgt trotz der Ähnlichkeit seiner Theorie 
- Ricardo. Er sieht im. Nutzen die Voraussetzung des Wertes, 
sieht aber in der Wirtschaft keinen meßbaren Nutzenbegriff. ° 
Um nun zu einer meßbaren Wertgröße zu gelangen, greift 
er za den Kosten, zur Arbeit. Arbeit gibt es in der Wirtschaft, 
sie ist somit cin zweifellos Vorhandenes, und wenn man an den Preis der 
Arbeit denkt, auch ein im bezug auf diesen Preis vergleichbares Element. 
Und Ricardo greift zu dieser Arbeitswerttheorie, weil er von deren Vcr- 
wendung sich den Erhalt meBbarer Größen in der Wirtschaft erwartet. 
Wie sehr Ricardo auf den Erhalt meßbarer Größen hinstrebt, das zeigt 
vielleicht am stärksten die Quantitätstheorie, wo er zuliebe des Erhaltes 
exakter Relationsdaten zwischen Geld und Ware sogar die Grundlagen 
seiner arsprünglichen Werttheorie aufgibt. Im übrigen ist gerade Ricardo 
um vieles weniger logisch und konsequent in seiner Wertlehre als Agam 
Smith. 

Noch deutlicher ist die Verfolgung wirtschaftspolitischer Zwecke oder 
sagen wir vielleicht die Steckung bestimmter Ziele, bei Marx. Marx 
will den Wert eines Gutes bestimmen, um im Vergleich mit dem Anteile 
des Erzeugers an dem Erzeugten feststellen zu können, was, bezichungs- 
weise wieviel von dem Frzcusten er tatsächlich erhält. Seine Wert- 
theorie ist nichts anderes als der Versuch, nachzuweisen, 
wie der Mehrwert zustande kommt und wie groß er ist.’) 

Die Grenznutzenlehre wieder sucht die Gesetze der Einzelwirtschaft. 
Wenn es ihr gelingt, die Wertung beim Einzelnen zu bestimmen, so glaubt 
. sie ohne weiteres die gewonnenen Resultate auf die Gesamtwirtschaft über- 


1) Überhaupt sind die Klassiker in vielen ihrer Grundideen viel weniger ab- 
strakt und mehr empirisch, als man vielfach anzunehmen geneigt ist. 

2) Vgl. biezu sehr treffend: Spann, „Fundament“, S. 25ff. 

°) Vgl. hiezu auch „Kapital“, I. Bd., S. 35/36. 
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tragen zu können. Der Wert in der Gesamtwirtschaft ist hier cine sckundäre 
Erscheinung der subjektiven Wertung in der Einzelwirtschaft. Der Ge- 
danke einer wirtschaftlichen Objektivierung des Wertes müßte hier logisch 
einfach als das Problem der mathematischen Durchführung der Berück- 
sichtigung einer möglichst großen Anzahl von Einzelwertungen erscheinen; 
ähnlich, wie sich der Tausch und der Preis aus dem Zusammentreffen 
subjektiver Schätzungen ergeben, ergäbe sich auf dem geschilderten 
Wege aus der Reduzierung einer großen Anzahl subjektiver Wert- 
sehätzungen ein ncues: der objektive Wert. Und wie er auf subjektiver 
Basis zu einer Erklärung der Tausch- und Preisgesetze gelangt, so will 
der Grenznutzen aus der einzelwirtschaftliche n, subjektiven Wertung 
— wenn überhaupt nötig! — zu einem allgemeinwirtschaftlichen Wert 
gelangen. 

Anders verhält sich die Sache bei Spann. Seine ganze Wirtschafts- 
anschauung ist eine zielmäßig gerichtete, dadurch ist dem Wertproblem 
eigentlich schon gegenüber den anderen Betrachtungen eine andere Stellung 
ee “geben. Die Frage nach dem eigentlichen Wesen des Wertes 
bleibt aus, da die Ziele als solche nicht in die Wirtschaft 
fallen und somit einer Betrachtung des Wesens der Ziele nicht Aufgabe 
einer volkswirtschaftlichen Untersuchung sein kann. Die Größe ” des 
Wertes ist einfach im gegebenen Fall durch die Leistungsgröße für das 
Ziel gegeben, und da das Ziel innerhalb des Zielganzen im Gliedverhältnis 
oder exakter ausgedrückt, in reziproker Gliedung stehen, so ist damit 
die Reziprozität aller Werte und damit schon bis zu einem gewissen Grade 
ihre unendliche Variabilität und Unbestimmbarkeit gegeben. 

Was nun die Möglichkeiten der Werterkenntnis überhaupt anbelangt, 
so ist es zwar nicht sehr erfreulich, sich darüber ins klare zu kommen, 
aber wir müssen uns doch damit beschäftigen, um einen Überblick zu 
gewinnen, wieweit und ob wir auf gewisse Fragen, die wir uns immer in 
bezug auf das Wertproblem zu stellen pflegen mindestens heute und 
beim gegenwärtigen Stande der Wissenschaft Antwort erhalten können. 
Wir haben an anderer Stelle ausführlich dargelegt, welche Konstruktionen 
einer Werttheorie in bezug auf die Problemstellung uns derzeit möglich 
erscheinen, wofern man wirklich von einem einheitlichen Gebäude der 
betreffenden Wertlehre sprechen kann. 

Die erste Frage, die wir versuchen müssen, uns zu beantworten, ist 
wieder die: inwieweit ist es möglich, Qualität in Qualität aufzulösen und 
so eine Basis nicht nur für die Bestimmung des Wertes im einzelnen Falle, 
sondern auch für die Wertvergleichung im konkreten Falle zu gewinnen, die 
wirklich mehr ist als eine auf induktivem Wege gewonnene Anschauung oder 
das Ergebnis einer Häufigkeitsstatistik induktiver Resultate?!) Wenn wir 
den Wert bei der wertenden Person betrachten, so habe ich scheinbar 
drei Möglichkeiten, welche letzten Endes allerdings auf die Schaffung 


1) Vgl. hiezu insbesondere auch das erste Kapitel. 
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eines künstlichen Nutzenbegriffes herauskommen. Entweder ich verwende 
diesen Nutzenbegriff direkt in bezug auf die Person des Menschen; in 
diesem Falle bleibt mir aber eigentlich nichts anderes übrig, als diesen 
Nutzen als einen physischen Nutzen im gröbsten Sinne aufzufassen und 
auf irgendeine ,,Kalorien“skala oder „Nem“skala oder irgend etwas der- 
artiges herauszukommen. Ich schränke also die Möglichkeit der Wertung 
von vornherein auf bestimmte Gruppe von Genußgütern ein. Die zweite 
Möglichkeit ist die, daß ich mit dem Bedürfnisbegriff arbeite. Die Idee 
einer Bedürfnisintensität die graduell bestimmbar wäre und die Bedürf- 
nisse im weitesten psychologischen Sinne zusammenfassen könnte, be- 
inhaltet etwas Unwirkliches. In der Psychologie ist natürlich eine Quanti- 
fizierung nicht möglich, ebensowenig möglich als eine materialistische 
Psychologie zu Resultaten führen könnte, die über rein induktiv 
mechanische oder chemische Resultate hinausgehen könnte. Im übrigen 
werden derartige Resultate heute auch fast ausschließlich von der Physio- 
logie als zu ihr gehörig in Anspruch genommen. Hier ist allerdings eine 
gewisse Quantifizierung — vgl. zum Beispiel Müllersches Gesetz in der 
sogenannten experimentellen Psychologie! — durchaus möglich. Ein rein 
physiologischer Bediirfnisbegriff ist aber für die ökonomische Wertlehre 
vi-l zu eng. Er grenzt indes auch wieder an den Versuch, „rein ökonoinische 
Zi le“ zu konstruieren! 

Gehe ich aber den dritten Weg und versuche mir künstlich eine Bedürfnis- 
skala unter Verwertung eines Nutzenelements zu schaffen, so komme ich 
zu einer unwirklichen Annahme, deren Resultat eine weitgehende Erkennt- 
nis für die Wertlehre nicht zukommt. 


Ganz ähnlich steht die Sache, wenn man versucht, das gewertete Gut 
in den Vordergrund zu rücken und hier eine Auflösung in Quantität zu 
versuchen. Der Nutzenbegriff erweist sich zur Bildung einer Einheit 
hier als vollständig unzulänglich. Es bleibt höchstens die Möglichkeit, 
einen indirekten Nutzen zu suchen und auf Grund einer Vergleichsskala 
„Tauschnutzeneinheiten“ zu konstruieren, die natürlich wieder nichts 
anderes sein können als Vergleichszahlen, die man aus einer mehr oder 
minder großen Menge beobachteter Tauschfälle gewinnen kann. 


Was den Versuch der Auflösung der Qualität in Einheiten 
anbelangt, so waren wir bemüht, zu zeigen, daß eine derartige Einheit, 
mag man sie nun als Arbeitseinheit oder, bewußt der Schwächen einer 
derartigen Konstruktion, etwas verschämter als Kosteneinheit bezeichnen, 
nichts anderes sein kann als eine unwirkliche Konstruktion, eine Fiktion, 
die für uns eher alles andere als einen Erkenntnisfortschritt bedeutet. 
Ganz abgesehen aber von dem allen bedeutet der Versuch der Auflösung 
des Wertes in Kosteneinheiten nichts anderes als letzten Endes eine 
Gleichsetzung von Wert und Kosten, die wieder, logisch betrachtet, nichts 
anderes bedeutet als die Annahme eines Wirtschaftszustandes, der sich 
selbst Zweck Ist. An anderer Stelle werden wir darauf nochmals zu sprechen 
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kommen. Man kommt damit schließlich zu dem Resultat, daß die 
Wirtschaft von Grund auf unökononüsch, also unwirtschaftlich sei oder 
doch sein könnte. Welche Verwirrung eine derartige Konstruktion, wenn 
sie nur erst logisch zu Ende gedacht ist, in jedem Gebäude der theoretischen 
Wirtschaftslehre anrichten muß und zu welchen Auswüchsen sie führen 
muß, wenn man sie in ihrem System nicht erkennt oder nicht zu Ende 
denkt, darüber kann wohl kaum ein Zweifel bestehen. 

Ein noch wichtigeres Bedenken erhalten wir gegen die Möglichkeit 
der Erzielung von wirklich exakten Resultaten in der Wertlehre — eine 
Sache, die übrigens in diesem Zusammenhange noch von fast größerer 
Bedeutung für die Zurechnungslehre ist —, wenn wir bedenken, was ja 
schon Komorezinsky') festgestellt hat, nämlich daß es irgendeinen 
isolierten Wert in der Wirtschaft nicht gibt, sondern ausschließlich so- 
genannte Komplementärwerte. Man mag ja über den Grund dieser Kom- 
plementarität, das ist die Abhängigkeit eines Wertes von einem anderen, 
verschiedener Ansicht sein, aber selbst der ausgeprägteste Individualist 
kann, selbst wenn er bei vielen Gütern die Wertabhängigkeit leuguen oder 
doch zumindest ihre Bedeutung stark einschränken wird, doch die 
Abhängigkeit der Werte großer Gruppen von Gütern voneinander nicht 
leugnen. Hier schiene uns allerdings eine gewisse Möglichkeit einer Quanti- 
fizierung vielleicht noch immer gegeben, und zwar auf einer Basis, wie sie 
bei den. Naturwissenschaften vielfach benutzt erscheint: ich spreche hier 
von der Verwendung sogenannter „Annäherungswerte“, die auf Grund 
einer gewissen Vernachlässigung einzelner Bestimmungsfaktoren zustande 
kommen. Die Anwendbarkeit ähnlicher Mittel würde allerdings in erster 
Linie davon abhängen, daß wir zuerst über Grad und Ausdehnung des 
als „Komplementarität‘‘ bezeichneten Verhältnisses zuerst möglich klare 
Anschauung tatsächlich besitzen. 

Aus diesen Wirrsalen der beiden gestellten Fragen führen auch die 
Versuche einer Flucht in die Qualifizierung oder in die Normisierung nicht. 
vollständig heraus. Die Qualifizierung versucht zwar die Mengen- 
fragen dadurch auszuschalten, daß sie von einer Ganzheit 
spricht, innerhalb derer den Zielen und damit den Funktionen zwar einc 
Rangordnung, aber keine quantitativmäßige Rangordnung zukommt. 
Logisch ist diese Konstruktion zwar einwandfrei und haltbar. Aber 
entweder bleibt der Aufbau ganz organisch und nimmt eine völlige und 
unbegrenzte Komplementarität ein; man wollte annehmen, daß der Begriff 
der Ganzheit dies erfordern würde. In diesem Falle ist der Gedanke ciner 
Rangordnung reell sehr schwer vorstellbar. Oder ich suche unter Aufgabe 
der unbedingten Komplementarität eine Rangordnung herzustellen — 
wobei nicht einmal an dieser Stelle noch untersucht werden soll, ob man 
damit nicht schon eine gewisse Willkürlichkeit der Konstruktion einer 
Ganzheit voraussetzen mußte — und sage nun, man hätte so das Problem 


1) Vgl. hiezu auch Spann, Haupttheorien, XII-XV. Aufl., S. 164 ff. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 34 
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gelöst. Dann aber kann sich sehr leicht herausstellen, daß man zwar nicht 
wie gewöhnlich die Quantifizierung in der Weise vollzogen habe, daß man 
das Gewertete quantifiziert und den Wert als höhcre Kategorie betrachtet. 
sondern daß man versucht habe, gewissermaßen nach oben zu quanti- 
fizieren und von einer Rangordnung als einer Art Konstruktion von Teil- 
mengen im Rahmen des Ganzen als Gesamtmenge zu sprechen. Jeden- 
falls ist hier allergrößte Vorsicht vonnöten. Im letzten Abschnitte vor- 
liegender Arbeit wollen wir uns mit diesem Problem nochmals befassen. 

Die Flucht in die Normisierung hilft nichts. Normen kennen 
keine Quantifizierung. Ihr Vergleich liest außerhalb des Normengebäude: 
und ihre Beziehbarkeit untereinander liegt letzten Endes ausschließlich 
in einer egozentrischen Normenzusammenfassung. Damit können wir 
aber in der reinen Ökonomie gar nichts anfangen, und so kommt es, 
daß und trotz aller scheinbaren Exaktheit und selbst wenn wir zu 
einer logisch absoluten unanfechtbaren Konstruktion gelangen würden. 
ein derartiges Gebäude für die Wertlehre auf dem Gebiete der reinen 
Ökonomie nicht viel oder richtiger gar nichts sagen kann. Der 
Versuch, mit dem Vergleich über das Egozentrum zu cinem prak- 
tischen Verhältnis zu kommen, kann letzten Endes wieder nur dazu 
führen, wohin schon eine andere Konstruktion, von der wir erwähnt 
haben, geführt hat, zu einem mehr weniger schrankenlosen 
Psychologismus, der höchstens versuchen kann, auf empirischem Wege 
gewonnene induktive Resultate zu sammieln, die von einer Werttheoric 
schr weit entfernt sind. Das bedeutete aber große Gefahr zu verkennen. 
auf welchem Gebiete wir uns augenblicklich bewegen, wohin wir gehen 
und wieweit wir uns schon mit einer logischen Konstruktion im Wider- 
spruch befinden oder nicht. 


IV. Zur Beurteilung der Systeme. 


Im nachfolgenden wollen wir versuchen, ein Bild darüber zu gewinnen. 
worin die Schwächen der einzelnen Systeme der Wertlehren bestanden 
haben und inwieweit sie anderseits uns doch ein gewisses Bild darüber 
gegeben haben, was die Wertfunktion in der Wirtschaft bedeutet. 
Zunächst die Arbeitswerttheorien der Klassiker. Hier ist der Unterschied 
zwischen Adam Smith und Ricardo im allgemeinen ein größerer, als 
man anzunehmen pflegt. Trotzdem Ricardo in vielem der direkte Vor- 
läufer Marxens gewesen ist und diesen ja zeitlich auch näher steht. 
steht in den methodischen Anschauungen Smith den Sozialisten ungleich 
näher. Smith versucht den Wert aus einem wirtschaftlichen Element 
zu erfassen und abzuleiten, und als solches erscheinen ihm die Kosten. 
Die Kosten sind für ihn dargestellt durch den Aufwand an Arbeit. Aber 
immerhin arbeitet er noch sehr viel mit dem Begriff Kosten, der ihm ge- 
wissermaßen als eine Abstraktion der eigentlichen Arbeit erscheint und 
der überhaupt im Wirtschaftsbild Smiths eine große Rolle spielt. Ein 
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wesentliches Moment hiebei ist, daß er bemüht ist, sein System der wirt- 
schaftlichen Ökonomie kausal zu erfassen. Die Wirtschaftsgesetze und 
damit auch die Gesetze des Wertes, die er sucht, sollen daher nichts anderes 
sein als die Darlegung der Ursachen, aus denen die Wertbildung entspringt. 
Hier begeht allerdings Smith einen Fehler: er verwendet den vieldeutigen 
Begriff der Wertschaffung, und es ist leicht einzusehen — übrigens ein 
Fehler, der von einer Reihe anderer Nationalökonomen ebenfalls begangen 
wurde —, daß in dem Augenblick, wo man mit dem Begriff der Wertschaf- 
fung operiert und in der Wirtschaft die Ursache sucht, die den Wert her- 
vorbringt, daß man auf einmal vor der Notwendigkeit steht, eine wirt- 
schaftliche Ursache zu suchen und auf Grund der Problemstellung der 
Kausalgesetzlichkeit, die sich zwar bei einer Realwissenschaft anwenden, 
aber nicht ohne weiteres auf die Geisteswirtschaft übertragen läßt, in den 
Kosten die Ursache und im Werte die Wirkung erblickt. Heute sind wir 
uns ja bereits so ziemlich klar darüber, daß der Kostenbegriff bereits eine 
Wertskala voraussetzt, auf die hin die Kosten aufgewendct werden. Dieses 
ist möglich geworden dadurch, weil wir eben die ganze Wertschaffung 
zielmäßig betrachten und daher für uns die Frage, warum ist der Wert 
da, oder was ist der Grund des Wertes, keinen Platz mehr im Gebäude 
der reinen Ökonomie hat. Anderseits mußte damals logischerweise auf 
die Frage, warum ein Ding Wert hat, entweder die Antwort den Ver- 
such machen, die Sache rein wirtschaftlich zu erklären, und dann beging 
sie den genannten kausalwissenschaftlichen Kopfstand durch notwendige 
Verkennung des funktionellen Problems, oder man mußte zu einer rein 
psychischen Werttheorie übergchen, ein Versuch, wie ihn später die Grenz- 
nutzenschule ja, im Anfang mit geradezu überwältigenden Resultaten, 
gemacht hat, der aber ein bewußtes Aufgeben des ökonomischen Stand- 
punktes beinhaltet, ein Vorgang, wie ihn ganz sprziell die angelsächsische 
Nationalökonomie nicht gern mitzumachen bereit war. 


Was Ricardo anbelangt, so war er s'ch über- die Problemstellung 
und den Kostenbegriff schon wesentlich mehr im klaren. Bereits bei seiner 
Gruppierung nach beliebig vermehrbaren und nicht beliebig vermchr- 
baren Gütern sieht man eigentlich, daß er sich über die beiden damals 
möglichen Antworten vollständig im klaren war. Auf der einen Seite steht 
die nationalökonomische Erklärung für die beliebig reproduz'blen Güter, 
welche nach dem Kostengesetz arbeitet, auf der anderen Seite die für die 
nicht beliebig vermehrbaren Güter, deren Wert sich durch „wcalth and 
inclinations bestimmt. Dieses letztere bedeutet aber nichts anderes 
als einfach die Antwort, daß sich Wert in diesem Falle speziell durch 
subjektive Tatsachen, und zwar allen voran durch subjektiv-psychische 
Tatsachen bestimmt. Da aber Ricardo das Wesentliche der Wirtschaft 
darin sieht, Güter zu erzcugen und wieder zu erzeugen, so betrachtet er 
in erster Linie die viel größere Menge der beliebig vermehrbaren Güter 
und glaubt aus der Wirtschaft schließen zu können, daß bei diesen der 
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Wert sich nach den Kosten richtet. Er ist sich allerdings auch im klaren, 
daß man mit dem Kostenbegriff allein nicht auskommen kann, und er 
formuliert seine Wertlehre daher dahin, daß der Nutzen zwar keine Ursache 
des Wertes, aber „eine notwendige Voraussetzung“ sei. Mit dem Worte 
„Voraussetzung“ hat Ricardo sein Kostenlehrgebäude schon durchbrochen. 
denn er gibt zu, daß das Primäre der Nutzen, das Sekundäre aber erst die 
Kosten seien und daß er den Gedanken an eine reine Wertkonstruktion 
bereits als unlösbar aufgeben mußte. Wenn man sein Lehrgebäude auf- 
merksam betrachtet, so schimmert überall der Gedanke durch, daß der 
Kostenbegriff doch ökonomisch erfaßbar sein könne und daß man auf 
diese Weise auf dem Boden einer „ökonomischen Theorie“ stehen bleiben 
könne. Und gerade die Ausbildung des Kostenbegriffes war ja schließlich, 
dasjenige, was bei allen Nachfolgern der klassischen Lehre eine so bedeutende 
Rolle gespielt hat. Es war der Gedanke, daß eben — und dabei verweise ich 
auf den ersten und zweiten Abschnitt der vorliegenden Arbeit — die Quanti- 
fizierung im Kostenbegriff möglich sei. Ricardos System der Wertlehre 
hat vor Smith wohl das voraus, daß er sich der Ausnahmen von seinen 
Regeln viel klarer bewußt war als Smith; er ist sich auch der Schwierig- 
keiten seiner Arbeitskostentheorien viel klarer als sein Vorgänger. Daß 
Ricardos Lehre ebensowenig wie die Smiths in der Lage war, uns 
nennenswerte Fortschritte auf dem Gebiete ökonomischer Erkenntnis 
zu bringen, darüber sind wir uns heute wohl im klaren. Allerdings sind 
wir heute leichter geneigt, zufolge unserer Kenntnisse über den weiter 
gehenden unhaltbaren Kostenbegriff als primären Wert- -Bestimmungsgrund 
härter zu urteilen, als es die damalige Zeit verdient. Denn das eine muß 
man den Leuten lassen: sie waren sich vollständig klar darüber, daß sie 
cine ökonomische Theorie der Werte haben wollten und daß sie bereits 
sehr berechtigte Zweifel darüber hatten, wie lange sie noch mit der Wert- 
theorie überhaupt im Gebiete der reinen Ökonomie bleiben könnten. 


Einen Markstein in der Geschichte der Wertlehre stellt Marx 
dar. An anderer Stelle ist ausgeführt, daß Marx bewußt das Wert- 
problem darin sieht, daß es ihm gelingen müsse, Qualität in Quantität 
aufzulassen. Er forschte nicht mehr nach dem Grunde des Wertes, sondern 
für ihn ist die Problemstellung bereits eine ganz andere. Er geht von der 
Vergleichbarkeit der Werte aus und sagt, daß, wenn alle Dinge einen Wert 
haben und daher vergleichbar sind, dieses Vergleichbare auf einen gemein- 
samen Nenner gebracht werden müsse. Die Wirtschaft ist für ihn eine 
ungeheure Giiterproduktion, in der zugleich mit den Gütern eben Werte 
geschaffen werden. Und da ergibt sich die Notwendigkeit der Begriffe 
der Arbeit als wertschaffendes Element, welche zugleich die Vergleichungs- 
möglichkeit beinhaltet. Allerdings muß Marx zu diesem Zwecke zu einem 
abstrakten Begriff greifen, zum Begriff der durchschnittlichen notwendigen 
Arbeitszeit, um zu einer Vergleichseinheit zu gelangen. Der Fehler des 
Marxschen Systems liegt natürlich schon darin, daß es eine einheitliche 
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Kategorie „Arbeit“ schlechthin überhaupt nicht gibt.') Die Kopfarbeit 
des Gelehrten und die Handarbeit des Schmiedes lassen sich nicht auf 
einen gemeinsamen Nenner bringen, denn würde man dies versuchen, so 
käme man zu dem Resultat, daß dieser gemeinsame Nenner der Preis sei. 
Man würde also zu einer noch gröberen Mechanisierung kommen, als sie. 
Marx vorgenommen hat. Der Begriff der gesellschaftsnotwendigen Arbeits- 
zeit bei Marx versucht gleichzeitig das Zurechnungsproblem zu lösen. 
Das Zurechnungsproblem ist aber wieder für Marx gleichbedeutend 
mit dem Ursachenproblem des Wertes. Die Marxistische Anschauung 
des Wertes sagt uns über den Wert so gut wie nichts. Sie zeigt uns nur 
mit größerer Deutlichkeit, mit welchen Schwierigkeiten, ja Unmöglich- 
keiten es verbunden ist, einen Kostenbegriff überhaupt zu konstruieren. 
Auf der anderen Seite zeigt sie uns mit Deutlichkeit, daß es nicht möglich 
ist, den Ausweg zu betreten, die Kosten als Selbstzweck zu betrachten, 
das heißt die Kosten als Ziel und als Leistungsgröße gleichzeitig anzuschen. 
Er führt die Notwendigkeit zu Unökonomie und damit erst recht wieder 
von der Wirtschaft weg, da ja der Begriff der Wirtschaft die Ökonomie im 
theoretischen Sinn umschließt.:) 

Erheblich hingegen ist dasVerdienst Marx’, wenn wirunsdieFragestellen, 
welche Fortschritte er in Erkenntnis der Methoden erzielte. Mit grau- 
samer Deutlichkeit sagt uns der Marxismus, daß, wenn wir eine Kategorie 
„ Wert“ schaffen, wir schon durch den Begriff der Kategorie eine Quanti- 
fizierung innerhalb derselben meist durchzuschen trachten, jener Quanti- 
fizierung allerdings, an der allerdings Marx selbst so kläglich gescheitert 
war. In diesem Zusammenhange mag der wenig beobachtete Umstand auch 
Erwähnung finden, daß sogar der reine Marxismus sich nicht ganz von der 
Nutzentheorie losmachen kann, denn in dem Begriff der gesellschaft- 
lichen notwendigen Arbeitszeit liegt in dem Ausdruck der primären Not- 
wendigkeit sogar in der Fiktion des abstrakten Kostenwertes ein ganz 
ähnliches Eingeständnis, wie in der Notwendigkeit der Utility als Wert- 
voraussetzung bei Ricardo. Das rein mechanische Wertgebäude Marxens 
hat zu einer ebenso mechanisch-individualistischen Volkswirtschaftslehre 
geführt. Das Verdienst, die Problemstellung überhaupt, wenngleich auch 
nicht die Schwierigkeiten der Lösung, vollständig erkannt zu haben, ist 
der unvergängliche Ruhm Marx’. Ein Fortschritt in bezug auf die 
Erkenntnis, insofern als es sich um die Erzielung positiver Resultate 
"handelt, ist Marx jedoch auch nicht gelungen. 

Interessant ist auch die Lehre der Grenznutzenschule in ihren ver- 
schiedenen Variationen, wenngleich gerade sie sich nicht immer durch 
große Einheitlichkeit auszeichnet. Die praktischen Resultate, die diese 
Lehre zuerst lieferte, schienen geradezu überwältigende zu sein. Sie hatten 


1) Marx sagt zum Beispiel sogar: „Komplizierte Arbeit gilt F als poten- 
zierte oder vielmehr multiplizierte einfache Arbeit.‘ (, PR S. 11ff.) 
2) Vgl. hiezu auch Spann: Haupttheorien, XIIL.— XV. Aufl. . 174. 
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nur einen Nachteil, daß sie scheinbar nicht ganz auf rein ökonomischem 
Wege zustande kamen, sondern unter Zuhilfenahme der Psychologie, 
und zweitens schienen gewisse einzelne Probleme nicht so ohne weiteres 
lösbar zu sein, wie vor allem das Problem der Summe des Wertes. Hin- 
gegen schien auf einmal die Möglichkeit gegeben, die Wertlehre als das 
Zentrum jeder Ökonomie auszubauen und von ihr aus Tausch und Preis, 
Erzeugung und Verbrauch, Zurechnung und Verteilung, in logischer Weise 
erklären zu können. 

Vor allem ist die Methode nicht als einheitlich zu bezeichnen. Der 
Schöpfer der Grenznutzenlehre, Menger, hat die deduktive Methode 
als die allein mögliche hingestellt und die Resultate seiner Lehre auf 
Grundlage ihrer deduktiv-logischen Basis verkündet.!) Dieses war schon 
in den Anfängen nicht mehr richtig. Die Grundgesetze, das Gesetz der 
Bedürfnisbefriedigung, beziehungsweise der Bedürfnisfolge und das Gesetz 
der Bedürfnisintensität waren aber vorwiegend auf induktiver Basis 
gewonnen. -Und induktiv waren auch die Grundlagen der Methode, wenn 
sie verkündet: „Wenn wir den Wert betrachten, so betrachten wir das 
Verhalten derjenigen, welche tauschen“. (Wieser.) Und diesen Versuch 
der Ableitung einer Wertlehre, die auf der empirischen Richtigkeit des 
Tauschgesetzes einerseits, zu dem man durch die induktive Methode 
gelangt ist, und auf der Beobachtung einer Bedürfnisskala anderseits, 
die man ebenfalls auf experimentale Weg erlangt zu haben glaubt, 
bezeichnete man als deduktiv-logisches System! Noch viel deutlicher 
wird die Sache, wenn man die Preisgesetze und ihre Ableitung betrachtet 
mit dem berühmten Beispiel von Grenzkäufer und von Grenzverkäufer, 
wo neun Pferde auf dem Markt erscheinen und wo doch nur eine geringe 
Anzahl verkauft werden kann, weil die Grenzkaufkraft des Käufers an die 
Grenzabgabemöglichkeit des Verkäufers nicht heranreicht. Ein schöneres 
Beispiel einer schematischen Induktion kann man sich wohl kaum vor- 
stellen. | Ä 

Die neueren Grenzi:utzenlehrer, vor allem Wieser, haben diesen 
methodischen Standpunkt Mengers nicht mehr geteilt. Ja, Wieser 
bezeichnet seine Methode geradezu als ein Aufbauen auf der Erfahrung.:) 
„Die Methode der Wirtschaftslehre ist empirisch“ (a. o. S. 134). Und 
Hans Mayer geht einen ganz ähnlichen Weg und sagt über die Grenz- 
nutzenlehre: „Sie setzt vielmehr sofort mit gewissen Erfahrungstatsachen 
ein, Tatsachen des Bedürfnislebens einerseits und Tatsachen des technischen 
Güterzusammenhanges anderseits, und sie gelangt infolge intuitiv getroffener 
Auswahl des Wesentlichen unter den Voraussetzungen der empirischen 
Wirtschafts... zur Beschreibung des empirischen Wirtschaftsablaufes**.+) 

1) Vel. Carl Menger: „Die Irrtümer des Historismus in der deutschen National- 
6konomie™. Holder, Wien 1584. 

*) „Grundriß der Sozialikonomik", S. 133 ff. 


3) „Untersuchung zu dem Grundgesetz der wirtschaftlichen Wertrechnung‘, 
Zeitschr,ft für Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge, Il. Bd. S. 910. 
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Die Änderung in der Stellung zur Methodenfrage ist aber grundlegend 
dafür, was für Resultate man von dieser Wertlehre auf rein ökonomischem 
Gebiet erwarten durfte. Die bedeutendsten Resultate, die sie erzielt hat, 
sind durch eine geschickte uneinheitliche Verarbeitung induktiver Er- - 
kenntnis im Rahmen einer logischen Konstruktion zustande gekommen, 
die mit der Konstruktion einer Bedürfnisskala begonnen hat. Auch die 
subjektive Orientierung der Grenznutzenlehre, die man oft auch „intro- 
spektiv“ bezeichnen hört, hat ein Hinneigen zum induktiv-cmpirischen 
Moment — abgesehen von gewissen individualistischen Erscheinungen 
überhaupt — gefördert. Die angewandte Wechselanwendung von Induktion 
und Deduktion — ganz ähnlich wie sie die Naturwissenschaften vielfach 
anwenden — hat zwar in einigen Gebieten der Ökonomir cin Uberwiegen 
des logisch-deduktiv Aufgebauten noch übergelassen; die Einheitlichkeit 
der Methode ist aber zweifellos nicht mehr gewahrt. Dabei soll allerdings 
in vorliegender Betrachtung völlig außeracht gelassen bleiben, inwieweit 
dieses methodische Vorgehen nicht die rascheste Erzielung positiver 
Resultate auf dem Gebiete der Volkswirtschafts-Politik gefördert, ja 
vielleicht sogar bedingt hat. 


Für die Grenznutzenlehre ist in der sogenannten Bedürfnisskala ein 
Mittel zur Behandlung der Frage der qualitativen Bewertung gegeben. 
Qualität ist Bedürfnisintensität und damit in Quantität aufzulösen. 
Betrachten wir aber einmal, was eigentlich diese Bedürfnisskala für ein 
Gebilde ist. In erster Linie war es selbstverständlich ein physiologisches 
Gesetz der Bedürfnisfolge, auf dem sich ursprünglich die neue Nutzen- 
lehre aufbaut. Mit größtem Bedacht wählt der Grenznutzen seine im 
übrigen immer induktiven Beispiele, zum Beispiel von Robinson mit 
dem Getreide auf der Insel und vom Wüstenwanderer mit seinen fünf 
Litern Wasser in der Sahara, immer aus dem Bereich der physiologischen 
Bedürfnisse. Er hat dann versucht, das von der Physiologie selbst noch 
nicht ganz scharf umgrenzte Gebiet der reinen physiologischen Be- 
dürfnisse zu betreten und ist hiebei auch von den Erkenntnissen aer 
Physiologie stark unterstützt worden. Der betretene Weg hatte vielleicht 
schen zu weit weggeführt von einer ökonomischen Betrachtung. Die 
Grenznutzenlehre ging noch weiter und schuf eine fiktive Bedürfnis- 
skala, auf welcher das Rauchbedürfnis neben dem Bedürfnis nach Schnaps, 
das Bedürfnis zu trinken neben dem Bedürfnis nach einem Rendezvous, 
das Bedürfnis, ein Buch zu lesen, neben dem Bedürfnis, dem Gesctz 
gchorsam zu sein, steht. Fürwahr eine Fiktion, wie sie nur möglich war, 
. durch den Versuch einer Quantifizierung, wie ihn Marx vorgenommen 
hat. Die Konstitutierung eines künstlichen Bedürfnisses und einer künst- 
lichen Bedürfnisintensität, die sich bei allen Beispielen immer schließlich 
anf eine psycho-physiologische Basis zurückzog, ist bezriehnend für die 
Resultate. Man kann daher sicher mit einem gewissen Rechte sagen, 
dicse neue Nutzenlehre habe durch die Abdrängung des Wertes auf das 
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Bedürfnisproblem, und zwar auf psychologisches, vielleicht sogar psycho- 
logistisches Gebict, den Boden der rcinen ökonomischen Wertbetrachtung 
verlassen, um auf rein subjektivem Wege zu erhöhter Erkenntnis an- 
scheinender Bewegungsgesetze des ökonomischen Wertes zu gelangen. 
Diese anscheinenden Bewegungsgesetze des Wertes haben die Grenzen 
der reinen Ökonomie zweifellos schon überschritten, wenngleich die 
erzielten Resultate für die Erklärung ökonomischer Tatsachen, wie zum 
Beispiel den Tausch und die Einkommensbildung, sehr bedeutende 
Fortschritte beinhaltet haben. — Als Bewegungsgesetz des Wertes be- 
zeichnen aber auch jene Forscher ihre Ergebnisse, welche aus den Preis- 
bewegungen den Wert abzuleiten versuchen und so schon von vornherein 
viel geringere Versprechungen und vielleicht auch sich selbst genügsamere 
Vorstellung von der Möglichkeit der Erfolge der Wertlehre auf rein ökono- 
mischem Gebiet in absehbarer Zeit machen. 


Die Grenznutzenlehre hat einen großen Schritt in der Wertlehre nach 
vorne getan, indem ihre Idee der Wertung nach der Bedürfnisbefriedigung 
bereits in vieler Beziehung als ein Vorläufer der Wertung nach der Mittel- 
haftigkeit für ein Ziel gelten kann. Die Erfolge allerdings, die sie erzielt 
hat, bedürfen einer weitgehenden Überprüfung auf ihre Anwendbarkeit 
für die reine Ökonomie sowohl wegen nicht strenger Formulierung im 
ökonomischen Sinne als auch wegen seiner gewissen Uneinheitlichkeit 
in der Methodenfrage beim Ausbau der Lehre. Die Verwendung psycho- 
logischer Methoden und anderer Resultate war im Zeitpunkte des Ausbaues 
der Grenznutzenlehre durchaus verständlich und die erzielten Resultate 
haben die Stellung der Volkswirtschaftslehre im Kreise der Wissen- 
schaften ganz außerordentlich gehoben. Heute aber, wo wir die Grenzen 
und die Methoden, das Wesen und die Ziele der reinen Ökonomie mit 
aller Einheitlichkeit und in einem bewußt organischen Aufbau festzulegen 
trachten, müssen wir — und sei es um den Preis eines anscheinenden Ver- 
lustes anscheinend schon erzielter Resultate — aufs schärfste das Zustande- 
kommen und die Zugehörigkeit dieser Resultate überprüfen. Gerade so 
wird es auf dem überaus heiklen Gebiete der Wertlehre vielleicht möglich 
sein, daß ein Teil der schon gewonnenen Resultate in entsprechender 
Formulierung in einem organischen System der reinen Wirtschaftslehre 
Platz findet. 


Was nun jene Art der Wertlehre anbelangt, wie sie Spann und Müller 
aufgestellt haben, so bedeutet sie im wesentlichen nichts anderes, als das 
Bestreben, durch eine Konstruktion die Umgehung der Quantifizierung zu 
ermöglichen. Die Ziele liegen außerhalb der Wirtschaft, ihre Rangordnung 
ist gegeben durch eine Stellung innerhalb einer Ganzheit, und die Rang- 
ordnang der Werte bestimmt sich eben durch die Rangordnung der Zahl, 
durch die sie eine verschiedene Leistungsgröße in bezug auf die Ganzheit 
als solche bekommt. Man könnte dies gewissermaßen bezeichnen als den 
Versuch, Qualität überhaupt nicht in Quantität aufzulösen. Man könnte 
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vielmehr davon sprechen, daß man hier eigentlich Quantität in Qualität 
auflöse, nämlich auf Ganzheit. Der Begriff der Ganzheit bedeutet, daß 
an Stelle der kleinen Einheit die größere Einheit des Qualitätsganzen 
tritt. Man könnte allerdings sich in diesem Zusammenhang wieder fragen, 
ob denn nicht der Begriff Rangordnung, mag man nun das Wort Organis- 
mus gebrauchen oder nicht, schließlich zu einem ziffermäßigen Ausdruck 
führen muß, so daß es unbedingt auch hier zur Qualifizierung kommen 
muß, bei der der Begriff der Ganzheit nur als Wort steht. Aber selbst 
angenommen, wir akzeptieren die Existenz einer Ganzheit und wir bc- 
gniigen uns mit der Antwort, daß cine organische Funktion innerhalb 
der Ganzheit eine Rangordnung ohne Quantität kennt, so bedeutet 
doch diese Konstruktion ebenfalls einen weitgehenden Verzicht auf die 
Gewinnung exakter Resultate. Sie beschränkt sich auf die Beobachtung 
der Mittel, welche zur Erreichung von Zielen, die außerhalb der Wirtschaft 
liegen, aufgewendct, beziehungsweise angewendet werden. Sie sagt über 
den Wert nichts anderes als das, daß alle diese Ziele in der Ganzheit 
voneinander abhängig seien, damit die Abhängigkeit aller Werte von- 
einander gegeben sci, cine Sache, die nicht viel anderes bedeutet als 
die übrigens durchaus berechtigte Leugnung der Erzielbarkeit exakter 
Kenntnis im engeren Sinne auf dem Gebiet der reinen Wertlehre. Aut 
der anderen Seite wieder gibt sie uns als Resultat die Erkenntnis, daß 
wir zwar WertgréBen in bezug auf gewisse Ziele eben in 
der Form der Leistungsgröße bestimmen können, daß aber 
gerade das Problem der Wertvergleichung innerhalb ver- 
-schiedener Zielkategorien cine ganz exakte Lösung nicht 
zuläßt. e 

Was wir sonst von Theorien kennen, ist nicht weltbewegend. Die 
Kombination von Nutzen und Kosten in der modernen amerikanischen 
Wertlehre ist so weit von einer Werttheorie entfernt, wie eben die Ansicht, 
die Konstruktion einer Grenze, bis zu welcher die Produktion als ökono- 
misch zu bezeichnen sei, sci als Ergebnis von Kosten und Nutzen ver- 
rechenbar, mit der reinen Ökonomie zu tun hat. Diejenigen, die versucht 
haben, den Wertbegriff überhaupt auszuschalten, haben im wesentlichen 
sich -mit der Erwähnung von Werterscheinungen genügen lassen. 
Eine andere Gruppe schließlich, die den Preis beobachtet, glaubt, daß 
man hier sichere Resultate nur auf induktivem Wege gewinnen kann, 
soweit überhaupt menschliche Kenntuis zu reichen vermag; diese Theorien 
sind vor allem beachtenswert durch die Enge des Zieles, das sie sich bewußt 
stecken, eine Enge, die vielleicht manches Mal als gar zu arg erscheint. _ 


V. Zur Beurteilung des Nutzen- und des Kostenbegriffes. 


Die Versuche, zu einer Lösung des Wertproblems zu gelangen, geschahen 
bei den bis heute geschaffenen Theorien zumeist in der Einführung des 
Kosten- oder des Nutzenbegriffes, manchmal auch beider. Der Nutzen 
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soll eine Tauglichkeit bezeichnen, die Kosten einen Aufwand. Die Nutzen- 
theorien können die Tauglichkeit als eine rein personelle auffassen oder 
als cine Tauglichkeit für eine Gesamtheit oder als eine Tauglichkeit, die 
unabhängig von einer Bezeichnung für einen einzelnen oder für eine 
Gesamtheit inhäriert. Die Tauglichkeit für die Gesamtheit führt zu 
einem sozial-volkswirtschaftlichen, die Tauglichkeit für den einzelnen zu 
einem subjektiven, die Tauglichkeit an und für sich zu einem objektiven 
Begriff. Wodurch unterscheidet sich nun der Nutzen vom Werte? Der 
Nutzen unterscheidet sich vom Werte dadurch, daß bei letzterem das 
Mengenmoment hinzutritt und den Nutzen modifiziert. Es wäre natürlich 
theoretisch denkbar, daß jemand Nutzen und Wert rein objektiv konstruiert 
und einfach identifiziert. Wenn nun das Mengenmoment hinzutritt, so 
gibt es eine einfachere Lösung etwa im Sinne der Qualitätstheorie oder 
eine komplizierte, aber unfruchtbare Einführung des Grenzmoments. 
Dieses Grenzmoment hat denn auch den Vorteil, daß es die Lösung des 
Zinses und des Kapitalproblems in einheitlicher Weise mit dem Wert- 
problem ermöglicht. Die Schwierigkeit, über die man bis jetzt hingegen 
gerade zufolge der Einführung des Grenzmoments und ihrer Konsequenz 
durch Deckung hinwegkam, ist, daß die Lösung des Summenproblems, des 
Wertes einer Summe, dann kaum mehr logisch möglich erscheint. Die 
letzte logische Konsequenz der Anwendung des Gossenschen Gesetzes 
bedeutet nichts anderes als die Statuierung der Erkenntnis, daß „die Summe 
der Teile etwas anderes ist als die Teile der Summe“. 

Wenn wir uns prinzipiell mit dem Kostenmoment auseinandersetzen, 
so ist eigentlich diese Frage durch den einfachen Einwurf Spanns ent- 
schieden. Spann sagt insbesondere mit bezug auf Liefmann, daß die 
Wertbestimmung nach den Kosten nichts anderes bedeute als einen 
logischen Purzelbaum, da eben zuerst überhaupt ein Nutzen vorhanden 
sein muB, um Kosten mit Rücksicht auf diesen Nutzen aufzuwenden. 
Der Ausdruck Schumpeters, daß die Kosten einfach ein abgekürzter 
Ausdruck, cine abgekürzte volkswirtschaftliche Rechnung für den Nutzen 
seien, ist zwar so hübsch induktiv beobachtet, aber logisch nichtssagend ; 
denn Spann trifft tatsächlich mit seinem Einwand das Richtige, in dem 
er präziser formuliert sagt, daß die Zurückführung des Wertes auf Kosten 
bedeute, daß die Frage der Wertbestimmung schon gelöst sem muB,!) 
um eben Kosten zur Werterreichung aufzuwenden. Es ist dies ein logischer 
Einwand, den man allen Kostentheoretikern gleichmäßig entgegenhalten 
kann, mögen diese nun auf dem Boden einer subjektiven oder einer objek- 
tiven Kostentheorie stehen. 

Einzig Marx hat übrigens diesen Widerspruch erkannt, und er hilft 
sich durch eine Konstruktion, die die logische Einheit seines Systems 
zu erhalten trachtet. Diese Konstruktion ist für ihn darum möglich, weil 
sein Kostenbegriff ein rein objektiver und typifizierter ist. Er sagt nämlich 
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‘das in bezug auf die Volkswirtschaft, und seine Kosten bedeuten ja 
nichts, als die volkswirtschaftlich druchschnittlich notwendige Arbeit 
und der Nutzen eben den Kosten gleichzusetzen sei. Dies sei vor allem 
darum der Fall, weil das Moment der nicht nötigen Erzeugung im Rahmen 
der Wirtschaft mit ihrer Unendlichkeit der Bedürfnisse wegfalle. Und 
zweitens sei eben im Falle eines tatsächlichen Kostenaufwandes, der über 
den volkswirtschaftlich notwendigen Aufwand hinausgeht, jedoch nur 
der letztere und nicht der erstere „Wert“. 


Was nun die Kombination von Nutzen und Kostentheorie anbelangt, 
so führen sie auf den Grenzbegriff zurück. 1) Der Grenzbegriff der Differenz 
zwischen Kosten und Nutzen, der Grenzertrag, bildet das Entscheidende. 
Im Schnittpunkt von Nutzen und Kosten liegt für diese Theorie, wie wir 
sie hauptsächlich in der amerikanischen Disutility-Theorie kennen, der 
Wert. Was bedeutet dies? Es bedeutet nichts anderes, als daß durch 
diesen Schnittpunkt die Grenze gezogen ist, bis wohin die Kosten ökono- 
misch richtige sein können. Mit anderen Worten bedeutet dies die Ein- 
schränkung der alten Kostentheorie durch ein in der Nutzenkurve gegebenes 
Rentabilitätslimit. = 

Wir sehen, daß das Wesen dieser drei Arten der landläufigen Theorien 
eigentlich im Nutzen liegt, nur daß die Kostentheorie dies meist in einer 
sehr wenig präzisen Form ausdrückt oder auch zu verschleiern sucht. Fast 
immer, wenn wir von einer Kostentheorie sprechen, finden wir die verschie- 
densten Ausführungen, daß entweder der Wert zwar durch die Kosten 
bestimmt wird, daß jedoch der Nutzen die Voraussetzung für den Wert 
sei. Eine ganz neuartige ökonomische Kategorie! Oder daß zum Bei- 
spiel der Nutzen zwar für den Wert notwendig, daß aber die Kosten die 
Maßeinheit seien und ähnliches. Die Einführung des Grenzbegriffes 
wiederum führt bei der Kombination von Nutzen- und Kostentheorie zur 
Einführung des Ertragsbegriffes, der eigentlich bei der normalen Wertung 
nicht herein gehört. Bei den reinen Nutzentheorien wieder versucht 
der Grenzbegriff die Frage der Mengeneinwirkung zu lösen, ein Bestreben, 
das auch, solang es sich um physiologische Bedürfnisse und ihre Befriedi- 
gung handelt, sicherlich gelingt. Unstreitig war die Einführung des Grenz- 
begriffes eine große Errungenschaft der Wertlehre überhaupt. Er ist 
jedoch nichts Spezifisches für die Nutzenlehre oder logisch ausschließlich 
mit ihr Verbundenes. In dem Moment, wo man Kosten und Nutzen- 
element miteinander vergleicht, mußte man auf Grenzbegriff kommen, 
eine Sache, wofür. auch die Entwicklung der amerikanischen Werttheorie 
einen guten Beweis gibt. 

In diesem Zusammenhang ist es daher nötig, vor allem einmal sich 
dem Nutzenbegriff zuzuwenden. Daß die Konstruktion eines rein objektiven 
Nutzens etwa in der Art von Kalorien, Dichte oder Farbe eine Fiktion sei, 
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darüber war man sich bereits sehr bald im klaren. Man glaubte sich auch 


im klaren zu sein, daß der Begriff eines volkswirtschaftlichen Nutzens nur 
zweifach sein könnte: entweder der Ausdruck eines Durchschnittes von 
Nutzen der einzelnen Wirtschafter, so ähnlich wie manche Theoretiker 
den Tauschwert als das arithmetische Mittel einer großen Summe von 
Gebrauchswerten bezeichnen, oder. als etwas wirklich Organisches, als 
einen wirklichen Nutzen in der Wirtschaft, der aber ein von reziproken 
Faktoren abhängiges Etwas notwendigerweise sein muß und der daher 
zu irgendeiner Erfassung keine Handhabe bietet. Man glaubte hingegen 
den Nutzenbegriff wo anders gefunden zu haben, und man wandte sich 
an den einzelnen Menschen und glaubte eine Typisierung des Nutzens 
gefunden zu haben, wenn man das Bedürfnis betrachtete. Es ist übrigens 
die Nationalökonomie nicht die einzige Wissenschaft, welche auf diese 
Weise Resultate zu erzielen hoffte. Man hatte die Wahl zwischen zwei 
Bedürfnisbegriffen: entweder den Begriff des physiologischen Bedürfnisses 
oder den eines psychologischen. Der erste umfaßte zwar bestimmte wirt- 
schaftliche Güter und war tatsächlich eine rein individuelle Quanti- 
fizierung, aber doch eine Quantifizierung, die überhaupt zu einem ein- 
heitlichen Nutzenbegriff führen konnte, den man sogar gewissermaßen 
mathematisch zu erfassen in der Lage war. Es ist auch interessant, daß 
alle Beweise und ein Großteil der Ableitungen der Grenznutzentheorien, 
wie das Beispiel des Robinsons mit seinem Getreide oder des Wüsten- 
wanderers mit seinem Wasser zeigt, sich auf rein physiologische Beispiele 
beschränkt. Die zweite Möglichkeit bot der psychologische Bedürfnis- 
begriff. Dieser Bedürfnisbegriff war der unendlich weitere, ja, er war 
eigentlich schon so weit, daß selbst die eigene Wissenschaft, die Psycho- 
logie, mehr ein formelles Etwas als eine Kategorie damit geschaffen hatte. 
Er war aber so weit, daß er das Problem zu lösen schien, wie man Dinge, 
bei denen man von einem Nutzen im täglichen Leben nicht spricht, doch 
in Nutzen auflösen könnte. Man schuf den Begriff eines höheren Nutzens, 
als den dem psychologischen Bedürfnis entsprechenden und erreichte 
so eine Konstruktion von anscheinender Einheitlichkeit weitgehendster 
Art. Es kann gar nicht oft genug hervorgehoben werden, daß jener Nutzen 
mit dem der Grenzbegriff arbeitet, sich weit über den wirtschaftlichen 
Nutzenbegriff erhebt, daß er daher auch Werte umfaßt, die keine wirt- 
schaftlichen Werte sind, und daß er diese auf einer Skala zu messen 
sucht, die in Wirklichkeit, sowie sie die Grenze der physiologischen 
Bedürfnisse übersteigt, Dinge faßt, die man als Werte bezeichnen, 
aber dem Nutzenbegriff schlechthin kaum mehr unterstellen kann. 
Man muß sich also im klaren sein, daß man es hier nicht nur mit 
dem Nutzenbegriff der Wirtschaft zu tun hat, sondern mit der psycholo- 
gischen Konstruktion, auf der man wirtschaftliche Werte mit einer ganzen 
Reihe anderer Werte zu messen sucht, und daß der Nutzenbegriff, wie 
ihn die moderne Wertlehre im Anschluß an das Bedürfnis entwickelt hat, 
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gar nicht mehr vergleichbar ist, mit dem, was man volkswirtschaftlich 

gewohnlich unter Nutzen versteht und was die ersten Nutzentheorien 

unter Nutzen verstanden. : 

VI. Der Aufbau einer Wertlehre im Sinne der universalistisehen Volks- 
wirtschaftslehre. 


Die Grundlagen einer Volkswirtschaftslehre im organisch-universa- 
listischem Sinne, wie sie Spann in seinen Arbeiten uns gegeben hat, 
sind zum Teil in ihrer Hauptbedeutung auf gesellschaftswissenschaft- 
lichem Gebiete gelegen. Für eine organische Volkswirtschaftslehre besteht 
aber der Gegensatz zwischen Wissenschaft und Gesellschaft, wie ihn die 
atomistische "Volkswirtschaftsichre kennt, nicht, ihr ist nicht die Gesell- 
schaft irgendeine Konstruktion menschlicher Verkehrsbeziehungen, 
sondern ihr ist die Summe der gesellschaftlichen Beziehungen eben ident 
mit Wirtschaft. Daß Spann auf dem Boden der Gesellschaftslehre 
Umstürzendes und Großes und vor allem Aufbauendes geleistet hat, 
darüber kann wohl heute kaum ein Zweifel herrschen; es kann auch wohl 
kein Zweifel herrschen darüber, daß dies nicht ohne Auswirkung auf die 
reine Ökonomie geblieben sein kann. Das Zentrum aber, der wichtigste 
Punkt der reinen Ökonomie, ist für uns, die wir in dem Gedankenkreise 
der Wiener Schule aufgewachsen sind, zweifellos die Wertlehre, und an 
der Wertlehre wollen wir betrachten, in welcher Richtung das neue 
System der wirtschaftlichen Ökonomie geht. Den letzten Ausbau der 
Lehren Spanns in bezug auf ihre feinsten Verästelungen vorzunehmen, 
kann nicht Aufgabe der “vorliegenden Untersuchung sein. Sie betrachtet 
es vielmehr als ihre Hauptaufgabe, zu zeigen, wie weit die neue Konstruk- 
tion der volkswirtschaftlichen Betrachtung Spanns dogmengeschicht- 
liche Bedeutung hat, wie weit sie Veränderungen in den bisherigen An- 
schauungen der modernen Wertlehre zur Folge haben muß. 

Wenn wir die universalistische Wertlehre betrachten, so wollen wir 
abschnittsweise die notwendigsten einzelnen Grundsätze einer Wert- 
lehre im Sinne seines Systems zunächst untersuchen. 


A. | 
„Wirtschaft ist Mittel für Ziele.“ 


Dieser methodische Grundsatz Spanns, der seine Volkswirtschafts- 
lehre auf organischer, teleologischer Grundlage basiert, gibt bereits einige 
Grundsätze, die für die neue Betrachtung der Wertlehre in der reinen 
Ökonomie grundlegend und bestimmend sind. Der Wert ist danach die 
Leistungsfähigkeit zur Erreichung eines Zieles. Unsere Wertung im Rahmen 
der reinen Ökonomie ist daher eine Mittelwertung. Die Ziele liegen außer- 
halb der Ökonomie. Daß die reine Definition der Volkswirtschafts- 
lehre und seine scharfe Trennung von Mitteln und Zielen uns endlich die 
Handhabe gibt, Grenzen für die reine Ökonomie überhaupt zu finden, 
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ist natürlich auch für die Wertlehre von Bedeutung. Von besonderer 
Bedeutung für die Wertlehre im speziellen ist aber vor allem Spanns 
Feststellung, daß die, Ziele außerhalb der Volkswirtschaftslehre liegen. 
Damit hat eine Reihe von Schwierigkeiten in der bisherigen Dogmen- 
geschichte der Wertlehre ihre Überwindung gefunden. Schon der Ver- 
such, den ökonomischen Wertbegriff gegenüber dem philosophischen 
abzugrenzen, ist bisnun im wesentlichen darauf hinausgelaufen, aus der 
Verschiedenheit der Wertungen, die sich als eine Verschiedenheit der 
Ziele darstellt, eine Verschiedenheit des Wertbegriffes zu konstruieren. 
Praktisch gesprochen bedeutet dies etwa, daß man früher vielfach zum 
Beispiel die Wertung eines Stückes Brot als eine ökonomische Wertung, 
die Wertung zum Beispiel einer religiösen Handlung oder eines geistigen 
Genusses als eine philosophische Wertung darstellte. Nach Spann ist 
‚nun jede Wertung in bezug auf die Erre chung eines bestimmten Zieles 
eine Wertung der reinen Ökonomie, mag es nun die Wertung eines Hammers 
zum Zerkleinern von Steinen, die Wertung eines Buches zur Befriedigung 
des Wissendurstes, ja selbst die Wertung eines Gebetes zur Erreichung 
eines höheren Grades von Seligkeit sein, all dies sind Mittel zur Erreichung 
bestimmter Ziele, und unsere Wertung besteht im wesentlichen darin, 
die Tauglichkeit dieser Mittel zur Erreichung des Zieles festzustellen, 
beziehung esweise beim Wertvergleich den Grund dieser Tauglichkeit zur 
Zielerreichung zu vergleichen. 

Nur eines gehört nicht zum ökonomischen Wertungsbegriff, die Wertung 
der Ziele als solche. Die Wertung der Ziele ist eine Sache des philosophischen 
Wertbegriffes im Gegensatz zum ökonomischen, der die Wertung der 
Mittel beinhaltet. Ob wir das Gute oder das Süße, ob wir das Schöne 
oder das Blaue, ob wir das Starke oder das Schmiegsame höher schätzen, 
ob wir eines dieser Ziele a priori als wertvoller bezeichnen als das andere, 
das gehört in den Bereich des philosophischen Wertbegriffes. Die Ziel- 
wertung ist nicht Sache der reinen Ökonomie, sondern wir können hier 
nur feststellen und betrachten, wir können beschreiben, wir können wehl 
vielleicht beschreiben und erklären, aber werten können wir nur die Mittel, 
und die Gesamtheit dieser Mittel ist eben die Wirtschaft. Es gibt keine 
„ökonomischen“ und keine „nichtökonomischen“ Ziele, denn das Ziel 
kann gar nicht ökonomisch sein, da seine Setzung aprioristisch erfolet. 
Okonomisch kann nur das Mittel sein, das in bezug auf seine Zielrichtig- 
keit überprüft, das heißt gewertet wird. Der Wert bedeutet daher Ziel- 
erreichungstauglichkeit als Erreichungsmoment; die Wertkategorie stellt 
sich als Zielzugehöriskeitskategorie von Mitteln, die Wertprüfung als eine 
Untersuchung der Zielrichtigkeit eines Mittels dar. 


In diesem Zusammenhang ist es vor allem auch wichtig, nochmal- 
darauf hinzuweisen, welch große Bedeutung für die Wertlehre in der 
strengen prinzipiellen Trennung des Zieles vom Mittel durch Spann 
liegt. Dogmengeschichtlich wird dies insbesondere von Bedeutung, als 
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eine ganz bestimmte Gruppe von Werttheorien im Prinzip im Wesen dahin 
kritisiert werden kann, daß sie durch eine Vermengung des Mittels und 
des Zielbegriffes zu einer Konstruktion des Mittels als Selbstzweck gelangt. 

Ich spreche hier von den sogenannten Arbeitswerttheorien.'!) In seine Kritik 
der marxistischen Werttheorie führt Spann die Unrichtigkeit der Arbeits- 
werttheorie sowie der meisten Arbeitswerttheorien überhau pt darauf zurück, 
daß sie den Kostenbegriff als primär und den Nutzenbegriff entweder 
als sekundär oder als ökonomisch überhaupt nebensächlich betrachten. 
Die Kostentheorie sei daher nichts als eine lächerliche Umkehrung des 
wahren wirtschaftlichen Verhältnisses, daß nämlich Kosten aufgewendet 
werden, um einen Nutzen zu erzielen. Kosten sind daher, gewisser- 
maßen negativer Nutzen und der zu erreichende Nutzen steht in Wahrheit 
‚als Ziel da, zu dessen Erreichung mittelhafte Kosten aufgewendet werden. 
Diese Ausführungen Spanns sind gewiß sehr richtig und stellen zweifel- 
los eine durchaus haltbare Kritik der marxistischen Wertlehre dar. Wir 
möchten jedoch noch weitergehen und diese Kritik auf alle Arbeitswert- 
theorien überhaupt erstrecken, indem wir den methodischen Gedanken- 
aufbau Spanns bis an sein letztes Ende verfolgen. Alle Arbeitswert- 
theorien setzen Arbeitsaufwand mit Nutzen gleich und nehmen daher an, 
daß jede aufgewendete Arbeit schon an und für sich ein gleiches Maß von 
Nutzen mit sich bringen. : Die von anderer Seite vielfach gerügte Kritik 
auf die „unökonomische Art der Betrachtung“, die darin liege, könnte 
man unschwer bis zu einem gewissen Grade durch den Hinweis auf einen 
anderen Nutzbeeriff, mit dem man eben operiere, zurückweisen. In 
Wahrheit liegt auch der Kernpunkt der Sache wo anders. Die dden- 
tifizierung von Nutzen und Kosten, nach der alle Kosten nichts 
anderes darstellen als schon gleiche Teile von Nutzen, bedeutet nichts 
anderes ihrem Wesen nach als die Betrachtung des Mittels 
als Selbstzweck. — Eine solehe Wertkonstruktion kann freilich auf 
den Zielbegriff scheinbar verzichten, indem sie in der Selbstzweck- 
konstruktion der Wertentstehung einen Ersatz für die Ziel- 
haftigkeit der Wirtschaft gefunden zu haben glaubt und so allerdings 
zu einer durchaus unrichtigen und unwahren Wirtschaftskonstruktion 
gelangt. Die Konsequenzen einer solchen wirtschaftlichen Wertkonstruk- 
tion, wie sie in der Arbeitswerttheorie gelegen ist, ersicht man am klarsten, 
wenn man das Spannsche System der Volkswirtschaftslehre zum Ver- 
gleiche heranzicht und seine Kritik an den Methoden der Volkswirtschafts- 
lehre übt. 

Die Wirtschaft mit dem Werte als Selbstzweck,?) die ziellose Wirt- 
schaft, kann nichts anderes sein als eine im höchsten Grade atomistische, 
individualistische, daher unwahre, ja sogar In Wirklichkeit nicht existie- 
rende Wirtschaft. Ihre letzte logische Konsequenz — wenn überhaupt 


1) Vgl. hiezu auch „Fundament“, S. 82ff. 
°) Vgl. hiezu auch das im vorhergehenden Abschnitte darüber gesagte. 


538 Richard Kerschagl. 


die letzte Konsequenz aus einem solchen System gezogen werden und 
die Logik als konstruktiver Unterbau dieses Systems Anwendung finden 
darf und kann — kann nichts sein als eine Art unbegrenztes Laissez 
faire im übertragenen Sinne, nämlich ein Laissez faire in bezug auf die 
Verteilung in der Wirtschaft, da ausschließlich ein rein quantitatives 
Produktionsoptimum, beziehungsweise seine Erzielung als letztes W'rt- 
schaftsziel in einem solchen System erscheinen könnte. Es ist bezeichnend 
für den logischschwachen Aufbau der sozialistischen Theorie, daß sie 
bei der Auswertung ihrer Wertkonstruktion der Hauptsache nach auf 
eine Änderung der “Verteilungsverhältnisse hinauskommen will, während 
gerade die letzte Konsequenz eines solchen Systems notwendigerweise 
die Erzielung eines möglichst großen objektiven Wertkontingents als 
Voraussetzung für jede Verteilungspolitik erscheinen müßte. 


B. 
„Nutzen ergibt sich als ein objektives Stück Zielsetzung.“ 


Die organische Wertlehre, die sich im universalistischen System der Volks- 
wirtschaftslehre findet, ist vor allem dadurch ausgezeichnet, daß wir zu 
einem objektiven Wertbegriff gelangen. Diese Erzielung -eines objek- 
tiven Wertbegriffes erscheint vielleicht auf den ersten Blick als im Gegen- 
satz zu den Grundlagen der modernen Wertlehre, ja vielleicht geradezu 
als eine Preisgabe der bereits erzielten Resultate auf dem Gebiete der 
subjektiven Wertlehre. Um aber die Bedeutung der neuen Formu- 
lierung richtig beurteilen und ihre Tragweite sowie ihr Verbältnis 
zur Grenznutzenlehre richtig einschätzen zu können, ist es unbedingt 
nötig, zuerst die Gründe der Objektivität dieser Wertlehre zu betrachten. 

Sie gelangt zu einem objektiven Wertbegriff dadurch, daß seine 
Wertlehre eine formalistische ist. Die Ziele werden konstatiert und die 
formale Tauglichkeit eines Mittels zur Erreichung eines Zieles kann ja 
nur eine objektive sein, da die Mittelhaftigkeit mit der logischen Zugehörig- 
keit ident ist. Es ist zum Beispiel die Brauchbarkeit einer Axt zum Baum- 
fällen zweifellos objektiv gegeben. Die Mittelhaftigkeit und damit die 
Wertung ist nicht durch den ungenaueren Eigenschaftsbegriff ausgedrückt, 
sondern durch den Begriff der Funktion. Die Funktion der Mittelhaftig- 
keit. ist zwar wandelbar mit dem Ziele, sie ist auch nicht an und für sich 
etwas Objektives, sie ist aber objektiv in bezug auf das Ziel. Die Tauglich- 
keit eines Mittels ist somit nicht absolut in Beziehung auf sich selbst, 
sondern absolut in Beziehung auf das Ziel. Denn Ziel und Mittel bilden 
eine gedankliche Ganzheit, “die zusammen zweifellos einen objektiven 
Charakter trägt.!) 

Natürlich eibt es nicht nur eine Verschiedenwertigkeit, sondern auch 
eine Verschiedenbewertung desselben Mittels ın der Wirtschaft. Das 


1) Vgl. hiezu auch „Fundament“, S. 23 ff. 
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steht jedoch nicht i im Widerspruch mit dem, was wir von einem objektiven 
Wertbegriff gesagt haben. Die subjektive Verschiedenwertung ergibt 
sich erstens durch Zielverschiedenheit, da ein objektiver Gegenstand und 
eine objektive Leistung als Mittel zur Erreichung verschiedene Ziel- 
anwendung finden könne. Die Ziele untereinander besitzen zweitens 
natürlich eine verschiedene Rangordnung, und durch diese Rangordnung 
ergibt sich eine subjektive Verschiedenbewertung nicht nur des einzelnen 
Mittels in bezug auf die Mittelverwertung, sondern auch eben durch die 
Verschiedenheit der Zielsetzung, das ist die Anordnung des gleichen 
Mittels für verschiedene. Wir können es nicht unterlassen, an dieser Stelle 
darauf hinzuweisen, daß zum Beispiel diese Feststellung nichts anderes 
als eine exaktere Formulierung des Tauschgesetzes der Grenznutzen- 
lehre beinhaltet und keineswegs etwa eine Umstürzung von Grund auf, 


Wie wir bereits konstatiert haben, gibt es eine Rangordnung der Mittel. ') 
Diese Rangordnung der Mittel bestimmt sich durch die Rangordnung 
der Ziele. So ist die Rangordnung der Ziele, die wir nur konstatieren 
können, letzten Endes die Grundlage der Mittelvergleichung. Die Rang- 
ordnung der Ziele ergibt sich durch die Gruppierung der Ziele innerhalb 
einer Zielganzheit. Innerhalb dieser Zieleanzheit sind alle Ziele unbedingt 
reziprok, das heißt unbedingt gegenständig, das heißt unbedingt gegen- 
seitig ergänzungsbedürftig. 

Die Wertvergleiehung zerfällt naturgemäß im alleemeinen in zwei 
große Gruppen; in die Wertvergleichung zweier Mittel in bezug auf dic- 
selben Ziele und in die Wertver eleichung zweier Mittel in bezug auf ver- 
schiedene Ziele. Im ersteren Falle liegt die Sache verhältnismäßig einfach, 
da der Grund der Zielerreichbarkeit für die verschiedene Bewertung der 
beiden im gegebenen Falle ausschlaggebend sein wird. Bei verschiedenen 
Zielen bestimmt, wie wir bereits konstatiert haben, die Rangordnung der 
Ziele letzten Endes die Mittelvergleichung. Qualifiziert wird bet der kon- 
kreten Bewertung ın der Wissenschaft die W ertung Insbesondere durch den 
Umstand, daß für eine Reihe von verschiedenen Zielen cine weitgehende, 
zumindest teilweise Mittelgeichheit besteht. 

In diesem Zusammenhange möchte ich noch kurz darauf hinweisen, 
daß, wie wir bereits gesagt haben, die Ziele eine Rangordnung haben und 
daß die Rangordnung der Ziele sich durch die Wesentlichkeit derselben 
innerhalb der Zielganzheit ergibt. Der Begriff der Wesenthchkeit bedeutet, 
daß der Begriff der Rangordnung eine qualitative und nicht eine quanti- 
tative Gruppierung umfaßt. Sie ist daher nicht atomistisch und nicht 
rein quantitätsmäßig, sie bedeutet daher auch eine fortwährende Rang- 
ordnungsänderung bei gegebener Zielganzheitsänderung, bedingt dureh 


1) Vgl. „Fundament“, S. 21ff.: „Die Merkmale, die einen Begriff bestimmen, 
bilden eine Rangordnung, je nachdem sie mehr oder weniger wesentlich sind. Überall. 


wo Werte überhaupt gelten, können sie nur als Rangfolge geordnet zur Entscheidung 
kommen, gelten“. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 35 
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die Änderung der Wesenhaftigkeit des Ganzen, durch Änderung seiner 
organischen Bestandteile. 

Während der ökonomische Wert die Untersuchung eines Mittels auf 
seine Tauglichkeit zur Erreichung seines Zweckes darstellt, weil also, wie 
die Volkswirtschaftslehre selbst die Lehre von den Mitteln, die Wert- 
lehre in der Volkswirtschaftslehre nichts anderes sein kann als die Lehre 
von der Zweckmäßigkeit der Mittel, ist der aridere Wert, der philosophische 
Wert, der Wert der Ziele. Es sind dies jene Werte, wo eben die Ziele selbst 
als Werte erscheinen. Spann charakterisiert diese Werte folgendermaßen: 
„Werte sind Endzwecke, die zur Rechtfertigung eines höheren nicht be- 
dürfen.“ Die Wertung der Ziele ist somit eine aprioristische, während der 
Wert des Mittels, der Wert in der Volkswirtschaftslehre daher den logischen 
Gesetzen unterworfen ist, das heißt, da er eine Untersuchung der Zweck- 
mäßigkeit zur Erreichung eines bestimmten Zieles darstellt, die Zweck- 
mäßigkeit letzten Endes aber den Gesetzen der Logik unterliegt, gilt dies 
von den Zielen als Werten nicht. Die Bestimmung der Ziele ist einfach 
eine Sache der Festlegung aus irgendwelchen Gründen, die, sagen wir, 
im Glauben, in der Überzeugung, in der Erfahrung, in anderen Dingen 
wurzeln, die aber konstruktiv willkürlich gegeben sind. Während der 
volkswirtschaftliche Wert kraft seiner Tauglichkeit zu einer bestimmten 
Zielerreichung gilt, gilt der philosophische Wert kraft seiner Konstatierung, 
kraft seiner Setzung als Ziele. „Wert ist ... alles, was kraft seiner aprio- 
ristisch-kategorialen Bestimmtheit gilt“,') wie Spann sagt. Der philo- 
sophische Wert als’ Zielwert ist daher eigentlich keinen Gesetzen unter- 
worfen. Auch die Rangordnung einzelner Werte zueinander ist eine 
keinen logischen Gesetzen unterliegende. Wir in der Nationalökonomie 
können, wie wir bereits festgestellt haben, überhaupt nur die Existenz 
von Zielen und ihre Rangordnung konstatieren. Wir können auch 
gegebenenfalls innerhalb der Zielganzheit beobachten, wie die Änderung 
eines Einzelzieles zur Änderung anderer Ziele sowie der Ganzheit selbst 
führt. Was Schumpeter von der Volkswirtschaftslehre sagt, nämlich 
daß sie sich als reine Ökonomie auf die Beschreibung zu beschränken habe, 
das gilt in Wahrheit nur von den Zielen. Die Zielgültigkeit als Gültigkeit 
des Zieles kann nur deskriptiv von der Nationalökonomie erfaßt werden. 
Die Zielgültigkeit als Gültigkeit für das Ziel allerdings hat die National- 
ökonomie in einem organisch-telcologischen System zu erfassen. 

Mit der Annahme von Zielen, deren Gültigkeit aprioristisch ist und deren 
Erfüllung und Erreichbarkeit graduell die Wertung bestimmt, gewinnt 
das Gebäude der Wertung und damit die Nationalökonomie an Charakter 
einer normativen Konstruktion. Der Wert des Mittels, der sich durch dic 
Anpassung an das zu erreichendeZiel bestimmt, stellt sich dar als der Grad, 
in dem das Sein des Mittels dem Seinsollen des Zieles entspricht. Das 
Außerhalbliegen der Ziele wird bei dieser Betrachtung noch klarer, denn 


1) „Fundament“, S. 21 ff. 
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wohl bei keiner Wissenschaft ist es so klar wie bei der Nationalökonomie, 
wohin man kommen würde, wenn man versuchen würde, die normalen 
Zielsysteme zu begründen. Wenn schon Kelsen das Recht als 
eine höchste Norm qualifiziert und die Begründung dieser 
Norm — unseres Erachtens mit vollem Recht — aus dem Gebiete 
der Staatslehre verweist, um wieviel mehr muß nicht die 
Nationalökonomie die Begründung der Ziele, auf die hin ge- 
wertet wird, oder gar ihre Rechtfertigung in das Gebiet einerseits der 
Psychologie und Physiologie, anderseits in das Gebiet der 
Ethik und Moral oder auch der Philosophie verweisen. 

Die -teleologische Konstruktion der Wirtschaft hat den Vorteil, daß 
die Wirtschaft durch diese Art der Wertung gewissermaßen sinnvoll wird.) 
Die Wirtschaftslehre, die die Wertgültigkeit der Mittel nicht zu recht- 
fertigen, sondern zu erklären und zu messen sucht, ist eine richtige Wissen- 
schaft.. Sie ist die Wissenschaft von dem Ziektreben der gesellschaft- 
lichen Wirtschaft. Hier liegt auch das gesellschaftliche Moment, und das 
ist für die Anwendbarkeit des teleologischen Systems besonders bezeichnend. 
Ein Ziel kann es nur für ein geselliges Wesen geben, während für eino 
Wissenschaft, die mit einfachen Objekten teleologisch arbeiten wollte, 
der sehr zweifelhafte und für diese oft verhängnisvolle Weg der Verwendung 
des Anthropomorphismus unausweichlich würde. 


C. 


Was die Bedeutung einer teleologischen Wertlehre überhaupt anbelangt, 
so haben wir im einzelnen darauf bereits in den vorhergehenden Kapiteln 
verwiesen. Wir möchten jedoch noch auf einige Dinge zu sprechen kommen, 
die uns besonders wertvoll erscheinen. Mit Recht betonte Spann in 
seinen „Fundamenten“ und hebt es auch Baxa In seiner Besprechung der 
österreichischen Volkswirtschaftslehre scharf hervor,?) daß die Anwendung 
des Spannschen Lehrgebäudes die Befreiung sowohl von der Psychologie 
als von der kausalen Methode bedeutet; dies scheinen mit Recht die be- 
deutendsten Vorteile eines teleologischen Wertsystems zu sein. Bezicht 
sich die Bedeutung der teleologischen Methode in erster Linie darauf, 
daß es durch die Ausschaltung des Zielbegriffes und die Beschränkung 
auf die Mittel gelingt, eben die Qualifikation der Ziele zu umgehen und 
außerhalb der Wirtschaft zu stellen, so ist der Vorteil gegenüber der kau- 
salen Methode vor allem darin gelegen, daß wir in einem telcolugischen 
System zu einem naturwirklichen und gesellschaftlichen Wirtschafts- 
zusammenhang gelangen können. Denn daß die Konstruktion von Ursache 
und Wirkung, von Grund und Folge, von primärer und sekundärer Er- 


2) Vgl. „Fundament“, S. 22 ff. E 

1) Spann, „Fundament“, S. 82 oben. Baxa, „Österreichs führende Stellung auf 
dem Gebiete der Volkswirtschaftslehre“ (in „Neu-Österreich“. Amsterdam und Wien 
1922), S. 297 ff. 
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scheinun in zeitlicher und materieller Beziehung auf dem Gebiete einer 
gesellschaftlichen Volkswirtschaftslehre keinen Platz hat, darüber sind 
wir uns ja im klaren, denn wir müßten, um derartige Konstruktionen an- 
wenden zu können, entweder eine Wirtschaftsbetrachtung ohne Menschen 
durchführen oder zumindest in bezug auf den Menschen zu Konstruktionen 
eines wirtschaftlichen idealen Menschen, eines Homo oeconumicus, greifen 
und damit tatsächlich uns in das Gebiet der reinen Spekulation begeben. 
ein Gebiet, auf das wir, bei aller Anerkennung der Zusammenhänge zw ischen 
Philosophie und Volkswirtschaftslehre und ihrer gegenseitigen "Bedeutung 
und Auswirkung, zufolge der anderen auf diesem Gebiete gegebenen Vor. 
bedingungen denn doch nicht ohne weiteres folgen können. : 


Wir haben im Vorhergehenden bereits konstatiert, daB der Aufbau 
eines objektiven Wertsystems, soweit ein solches nicht unwirklich und 
vom Anfang an nur fingiert sein will, nur auf dem Wege einer formalen 
Wertkonstruktion möglich ist; nur dann ist es möglich, die Wertung 
zu betrachten, ohne Zuhilfenahme eines „Bedürfnisses“ als Zwischen- 
glied oder Dazwischentreten cines Kostenbrgriffes, der, wie wir gezeigt 
haben, nicht richtig ist. Mittels des formalen teleologischen Systems ist 
es uns möglich, einen Nutzenbegr iff zu konstituicren, der in die National- 
ökonomie gehört und nichts zu tun hat, mit Physiologie und Psychologie 
— die Trennung von Ziel und Mittel glauben wir im vorgelienden geniigend 
gewürdigt zu haben. 

Was den Begriff der Zielganzheit anbelangt und damit der Rangordnang 
der Ziele innerhalb der Zielganzheit, die schließlich für die Vergleichung 
von Werten innerhalb bestimmter Zielkategorien bestimmt wird, so sind 
es vor allem zwei Momente, die hier ihren glücklichen Ausdruck finden. Das 
erste Ist die Tatsache, daß diese Rangordnung eine qualitative ist uud daß 
daher auch in der Wertvereleichung innerhalb ungleicher Zielkategorien 
das atomistische Mittel der Quantifizierung vor der Werteleichung, wie 
sie zum Beispiel Marx, aber auch die ganzen Klassiker für unentbehrlich 
hielten, nicht benutzt werden muß. z 

Zweitens ist die Abhängigkeit der Ziele mnerhalb der Zielganzheit und 
der dadurch bedingten gegenseitigen Wertung der Ausdruck jener Rezi- 
prozität der Werte, wie sie von jeder organischen Wirtschaftslehre immer 
wieder hervorgehoben worden ist, die aber innerhalb des Systems der 
Grenznutzenlehre bisnun leider nicht mit Erfolg zu verankern war. 


Drittens schließlich hat die Anwendung des teleolugischen Systems in 
der Wertlehre unseres Erachtens ein neues Problem aufgerollt, wo ihm 
noch viel Aufmerksamkeit geschenkt werden muß und dessen Bedeutung 
eine ganz außerordentliche ist. Es ist die Frage, inwieweit bei der Kon- 
staticrung einer unbegrenzten Reziprozität der Werte das Problem der 
Zurechnung nicht einen prinzipiellen Widerspruch in sich enthält. Die 
Tatsache, dab zur Regelung eines Zieles verschiedene Mittel aufgewendet 
werden, läßt, wenn wir diese als unbeschränkt voneinander bedingt 
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ansehen, die Unmöglichkeit einer rechten quantitativen Erfassung der 
Zielzurechnung innerhalb verschiedener Mittel einer Mittelgesamtheit als 
nicht ausgeschlossen erscheinen. 


VII. Kurze Zusammenfassung. 


Am Schlusse unserer Ausführungen angelangt wollen wir noch einmal 
versuchen, das, was uns als das W ichtigste aus den vorhergegangenen 
Untersuchungen erscheint, hervorzuheben. und zusammenzufassen. 

Betrachten wir zunächst nochmals das Problem der Quanti- 
fizierung, von dem wir besonders im ersten Teile unserer Untersuehungen 
ausgegangen sind. Man kann danach degmengeschichtlich ziemlich 
senau zwei Gruppen von Werttheorien unterscheiden; die eine Gruppe 
umfaßt jene Theorien, bei denen das Problem der Quantifizierbarkeit 
in den Mittelpunkt des Ganzen gestellt und als Hauptpunkt der 
Wertlehre behandelt wird. Man kann diese volkswirtsehaftlichen 
Systeme am besten dadurch charakterisieren, wenn man sie als wirt- 
schaftliche Größen-Systeme bezeichnet und ihren Hauptaweek darin 
erblickt, wirtschaftliche Vorgänge und Ergebnisse größenmäßig, mengen- 
mäßig zu erfassen. Das kl assische System ist darin weniger klar 
und zielbewußt als der Marxismus. Beide bedienen sich hei ihrer 
Quantifizierung des Kostenbegriffes, da ihnen hier die Vor- 
aussetzungen für eine Verallgemeinerung, beziehungsweise Ver- 
einheitlichung günstiger zu liegen scheinen. Das Resultat, zu dem 
sie gelangen, ist ein wenig befriedieendes und brauchbares, bleibt noch 
ein solches, selbst wenn wir berücksichtigen, daß die kritiklose Verwen- 
dung eines kausalen Kostenbegriffes schon prinzipiell größte Verwirrung 
anrichten mußte. 

Wesentlich anders, und auch glücklicher, hat die Grenznutzen- 
ehre das Problem angepackt. Sie hat den Weg einer subjektiven Quanti- 
fizierung mit stark psychologischem Einschlag gewählt. Wenn- 
gleich die so erzielten Resultate — hier ohne Riieksieht auf die angewendete 
Methode betrachtet — schon einen großen Fortschritt bedeuten, so ist 
doch die Übertragung derselben ins Allgemeinwirtschaftliche 
nur in verhältnismäßig grober Materialisierung möglich. Der objektive 
Wert bedeutet einfach ein rechnungsmäßiges Re sultat ans einer Summe 
subjektiver Werte. Das ergibt sich mit Notwendigkeit. aus dem ganzen 
retrospektiv-subjekiiven Syste m; cine Geme inschaft, eine Einfuhr oder 
Ausfuhr, cme Bank, cine Fabrik hat keine Bedürfnisse im Sinne der Grenz- 
nutzenlehre. Daraus ergibt sich mit Notwendigkeit die nur sekundäre 
Rolle einer objektiven Wertquantifizierung in diesem System. 

Ganz anders steht die Sache in der organischen Wertlehre. Hier 
wird die Quantifizierung erkannt, aber bewußt abgelehnt. Sie kann dies 
auch tun, da sie in erster Linie eine Lehre von der Organik 
der Wirtschaft und nicht von den Größen in der Wirtschaft sem will. Sie 
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ist keine Größenlehre der Volkswirtschaft schlechtweg. Dies 
erweckt allerdings auf den ersten Blick vielleicht vielfach den Eindruck, 
daß dieses System um den Preis des Verzichtes auf exakte Resultate über- 
haupt die Organik der wirtschaftlichen Darstellung möglichst völlig zu 
erhalten trachten will. 

Aber auch hier ist der Verfasser der Meinung, daß auch diese Lehre 
einen Schritt weitergehen muß und weitergehen wird. Auch sie 
wird zu einer genauen Erörterung des Größenproblemes gelangen 
müssen, dessen Stellung zum rein materialistischen Mengenproblem ja 
durchaus nicht an und für sich schon eindeutig bestimmt erscheint. Sie 
wird hicbei zwei ganz außerordentlich wertvolle Vorarbeiten und 
Grundbedingungen vorfinden: erstens hat sie bereits cine allgemein- 
wirtschaftliche objektive und nicht rein subjektive Basis und 
zweitens ist die eingehende Behandlung der Geschlechts-, Wirkungs- 
und Stammesgruppen der wirtschaftlichen Mittellehre eine 
gesunde Basis für eine organisch-wirtschaftliche Größenlehre. 

Dies Quantifizierungsproblem ist bis heute nicht gelöst, 
wir sind aber vielleicht auf dem Wege das Problem neu so zu 
stellen, daß cs wohl einmal gelöst werden kann. 

Rein dogmengeschichtlich betrachtet ist es für uns noch besonders 
interessant zu konstatieren, daß der Versuch einer objektiven 
Nutzenquantifizierung in irgendeiner Form, bis heute noch nicht 
versucht worden ist.) 

Was wir in der letzten allgemeinen Zusammenfassung noch ferner 
erwähnen wollen sind die Konsequenzen, die wir aus dem Stande der 
reinen Wertlehre für andere Gebiete der reinen Ökonomie ziehen wollen. 
Bei der anscheinenden ‚Unmöglichkeit einer direkten Quantifizierung 
schlechtweg und den noch ganz ungeklärten Aussichten für cine exakte 
Größenvergleichbarkeit auch nur innerhalb sehr weiter Grenzen, ver- 
mögen wir die Möglichkeit der Durchführung ciner Zurechnung und 
der Aufstellung einer Zurechnungslchre von wirtschaftlicher Richtig- 
keit derzeit noch nicht als gegeben zu betrachten. Nebenbei be- 
merkt, haben die Versuche einer Zurechnung, die bisher im wesentlichen 
auf einer sehr einfachen kausalen methodischen Basis aufgebaut waren, 
es In ciner organischen Wert- und Wirtschaftslchre mit wesentlich 
ungünstigeren, weil komplizierteren Verhältnissen zu tun. 

Wir möchten auch nochmals der Resultate unserer Untersuchungen 
in bezug auf den Kostenbegriff erwähnen. Nur bei einer absoluten 
Unklarheit über die wirtschaftlichen Funktionen kann man der Meinung 
sein, daß wir durch Anwendung des Kostenbegriffes in der Wertlchre 
rgend etwas erzielen können. Eine unrichtige Begriffsbildung, die ciner- 
seits durch Verwechslung und Identifizierung von Ziel und Mittel 


1) Im Gegensatz zur Philosophie, wo wir schon in den allerersten Anfängen 
weitgehende Betrachtungen über diese Frage finden. 
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Sich sprunghaft bald innerhalb bald außerhalb des Rahmens der reinen 
Nationalökonomie bewegt und die anderseits von einer völlig unorgani- 
schen Wirtschaft als Selbstzweck ausgeht, hat hier eine vielleicht 
dogmengeschichtlich begreifbare aber vom Standpunkte des Fort- 
dchnttes unserer Wissenschaft jedenfalls bedauerliche Erscheinung ge- ` 
schaffen. Auch hier, wie in einer Reihe anderer Geisteswissenschaften, hat 
man durch Verwendung ebenso fragwürdiger als weitgehender Fiktionen 
den betretenen Grund zu konsolidieren und zu erweitern versucht. 

Wir möchten schließlich noch auf ein Moment zu sprechen kommen, - 
das uns für die weitere Entwicklung der Wertlehre besonders bemerkens- 
wert erscheint. Die organische Volkswirtschaftslehre hat für die Wert- 
lehre auch insofern große Bedeutung, als sie eine Abgrenzung der 
Volkswirtschaftslehre als der Lehre von den Mitteln gebracht hat. 
Die Ziele sind nicht mehr unsere Sache. Damit, das heißt bei der engen 
Verknüpfung, die für die Entwicklung der ökonomischen Wertlehre, 
die Lehre von den Mitteln, mit der Lehre von den Zielen für diese 
Mittel naturwnotwendig besteht, ist eine weitgehende Berührung, ja 
Abhängigkeit der ökonomischen ‘Vertlehre von den noch zu 
erzielenden Resultaten und Fortschritten auf dem Gebiete anderer 
Wissenschaften, insbesondere der Philosophie, gegeben. Welche Ab- 
hängigkeit bei der organischen Zusammengehörigkeit der Geisteswissen- 
schaften überhaupt natürlich weitgehend ins Gewicht fällt, uns aber 
` dennoch nicht von der Pflicht enthebt, auf ökonomischem Gebiete gerade 
in der Wertlehre, durch restlose Arbeit das Unsere zu der allgemeinen 
Entwicklung der Geisteswissenschaften beizutragen. 


Berichte und Sammelbesprechungen. 


Zur volkswirtschaftlichen Theorie des 
Verkehres und der Verkehrsmittel. 


Von Franz Hilseher. 


In den Jahren 1918, 1920 und 1922 ist in drei Bänden die zweite Auflage des 
bekannten systematischen, alle Zweige des Personen-, Nachrichten- und Güter- 
verkehres vom Standpunkte der Volks- und Staatswirtschaft behandelnden 
Werkes von E. Sax!) erschienen. Die erste Auflage, bestehend aus zwei Bänden. 
wurde in den Jahren 1877 und 1879 veröffentlicht — die Arbeit eines Dreißir- 
jährigen; die zweite Auflage nach mehr als 40 Jahren reichster Entwicklung der 
Wissenschaft, wie der Anwendung — die Arbeit eines hohen Siebzigers (Sax 
beging am 8. Februar 1923 seinen 78. Geburtstag). Die erste Auflage XVIII und 
924 Seiten (weiten Satzes), die zweite Auflage XXIX und 1345 Seiten (engen. 
zum Teil kleinen Satzes) stark. | 

Von der ersten Auflage des Werkes sagt A. Wagner in der dritten Auflage 
seiner Finanzwissenschaft (S. 642): „Das wahrhaft vorzügliche, allen Seiten des 
Gegenstandes gerecht werdende, scharfe prinzipielle Auffassung und systematische 
Erschöpfung mit reichem Detail und schöner Form der Darstellung verbindende 
deutsche Werk ist jetzt: E. Sax ...“ und Sombart in der fünften Auflage 
seines „Kapitalismus“, Band IT/1, S. 231: „Unter den theoretischen Bearbeitungen 
des Verkehrswesens nimmt noch heute E. Sax: „Die Verkehrsmittel ...“ die 
erste Stelle ein, und von der zweiten Auflage sagt v. d. Leyen in seiner Be- 
sprechung im „Archiv für Eisenbahnwesen“, Jahrgang 1922, S. 249: .,...aus 
dem dritten Bande ... werden die Leser die Überzeugung gewinnen, daß es denı 
Verfasser gelungen ist, in seinem hohen Alter ein großes Werk zu vollenden, da: 
für das Gebiet des Verkehrswesens in der volkswirtschaftlichen Literatur aller 
Nationen das einzige dieser Art ist’. ... 


1) „Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft.“ I. Band: „Allgemeine Ver- 
kehrslehre‘“; II. Band: ,,Land- und WasserstraBen, Post, Telegraph, Telephon“: 
III. Band: „Die Eisenbahnen“ (mit Anschluß einer Abhandlung über „Wandlungen der 
Wirtschaft im Zeitalter der Eisenbahnen“ von Prof. Dr. Beckerath, Kiel). Verlag 
von Julius Springer, Berlin. 
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Als bescheidener Mitarbeiter am dritten Bande (vgl. Vorwort dieses Bandes) 
meine ich daher, daß es Pflicht der österreichischen Volkswirte sei, das Meisterwerk 
ihres Nestors nicht nur lernend zur Kenntnis zu nehmen, sondern auch an die 
ihm zukommende Stelle in unserer Wissenschaft zu stellen. 

Diese Stellung ist die des führenden Hauptwerkes, da in ihm alle nach dem 
Stande der Wirtschaftswissenschaft heute möglichen Erkenntnisse auf dem von 
ihm behandelten umfassenden Gebiete zur erreichbaren Vollendung gebracht 
sind. Diese Stellung wird es auch ohne Zweifel mindestens für ein weiteres 
Menschenalter behaupten. Selbstverständlich ist, daß cinem so umfassenden Werke 
gegenüber in Einzelheiten auch abweichende Meinungen geltend gemacht werden 
können. An seinen Grundgedanken und Hauptergebnissen aber kann meines 
Erachtens nicht gerüttelt werden, weil sie, sowie zahllose Einzelausführungen 
der Feuerprobe der Wirklichkeit ausgesetzt werden können, von der sie einerseits 
ein getreues Abbild, anderseits die einleuchtende wissenschaftliche Erklärung 
geben. | 

Die Aufgabe der folgenden Zeilen ist es, das im obigen Sinne Wesentliche 
hervorzuheben, insbesondere die wissenschaftlichen Fortschritte in den theo- 
retischen und praktischen Ergebnissen, ferner den wissenschaftlichen Zusammen- 
hang dieser Lehren mit der allgemeinen Theorie der Volks- und Staatswirtschaft, 
wie sie von Sax in seinen übrigen Werken vertreten wird, mit anderen Worten, 
die Einheitlichkeit der Auffassung und leitenden Grundgedanken sowie der 
Methode nachzuweisen und damit zugleich die Stellung Saxens in unserer Wissen- 
schaft klar zu stellen. Ä 

Vorausschieken nıuß ich noch, daß ich nur den ersten und den dritten Band 
der Betrachtung unterziehen werde, teils um den zur Verfügung stehenden Raum 
nicht zu überschreiten, teils mit Rücksicht auf meine eigene sachliche Zuständig- 
keit, die sich vornehmlich auf das Eisenbahnwesen erstreckt. Ich glaube mir 
diese Beschränkung umso mehr auferlegen zu dürfen, als ich ja an dieser Stelle 
nur die Bedeutung des Werkes für die Wirtschaftswissenschaft darzulegen 
habe, die wohl unzweifelhaft an dem für die gesamte Wirtschaft allerwichtigsten 
Verkehrsmittel — eben der Eisenbahn — am sinnfälligsten in die Erscheinung 
tritt.t) Und nur flüchtig zu bemerken brauche ich, daß in dem Werke alle Errungen- 
schaften der hochentwiekelten Verkehrstechnik, Fernsprecher, Luftschiffahrt, 
Kraftwagen, sowie die „Leitungen“ für Gas, Wasser, Petroleum, Druckluft, 
insbesondere die elektrischen Kraftleitungen sowie die verwaltungsmäßigen 
Fortschritte in allen Zweigen des Verkchrswesens ihre wirtschaftswissenschaftliche 
Würdigung und Erklärung gefunden haben. Die durch den Weltkrieg hervor- 
gerufenen Entwicklungen und Tatsachen sind entsprechenden Ortes berührt, 
m allgemeinen aber ist der Zustand der Darstellung zugrunde gelegt, der vor dem 
Kriege bestand, und zwar in der Erwägung, daß Folgerungen aus den Kriegs- 
und Nachkriegszuständen, insbesondere der Preisumwälzung die theoretische 


1) Fachmänner des Post-, Telegraphen- und Telephonwesens haben mir gegen- 
iiber ihre Bewunderung über die Fülle und Gediegenheit des auch auf diesen Gebieten 
Gebotenen Ausdruck gegeben. 
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Erkenntnis insofern nieht berühren, als sie sich ziemlich gleichmäßig auf alle 
Kostenelemente erstrecken und daher die Verhältnismäßigkeit der Beziehungen 
nicht oderdochnicht wesentlichgestört haben. Dazu kommt, daß der durch den Krieg 
und durch die Friedensverträge geschaffene Übergangszustand noch lange nicht 
beendet ist und seine Wirkungen nicht feststehen, aber auch nicht vorausgesehen 
werden können. 

Im ersten Bande, der „Allgemeinen Verkehrslehre‘‘, sind die allen oder doch 
der Mehrzahl der Verkehrsmittel gemeinsamen obersten wirtschaftstheoretischen 
Erkenntnisse zusammengefaBt, die sich aus der Auffassung des Verkehres als 
einer der mit der gesamten Volks- und Staatswirtschaft unlöslich verwobenen 
treibenden Kräfte der wirtschaftlichen Entwicklung ergeben. sowie aus der Er- 
wägung, daß die Verkehrsmittel in ihrer Entstehung und Ausgestaltung teil: 
gleichen Schritt mit den allgemeinen wirtschaftlichen Zuständen halten, teils 
ihnen vorausgehen müssen und durch ihre Wirkungen das gesamte äußere Bild. 
den ganzen Habitus der Wirtschaft wesentlich mitbestimmen. 

Diese „allgemeine Verkehrslehre‘ ist daher die Lehre von der wirtschaftlichen 
Bedeutung und Eigenart der Verkehrsmittel im allgemeinen sowie ihrer Stellung 
in der Wirtschaft, namentlich in der Gemeinwirtschaft, das heißt die Darlegung 
der allgemeinen, aus dem wirtschaftlichen Wesen des Verkehres und der Verkehrs- 
mittel fließenden Gründe für die Stellungnahme und die Aufgaben der Gemein- 
wirtschaft bezüglich der Verkehrsmittel und der leitenden Gesichtspunkte für 
ihre gemeinwirtschaftliche Verwaltung. 1) | 

Im zweiten und dritten Bande sind die einzelnen Verkehrsmittel erörtert. 
ihre besondere wirtschaftliche Eigenart und Wesenheit, ihre wirtschaftlichen Auf- 
gaben und Wirkungen, ihre Behandlung, Beeinflussung und ihre Verwaltung 
durch die Gemeinwirtschaft, sowie die eigenartigen Gesetze und Richtlinien der 
Wirtschaftlichkeit bei ihrer Anlage, ihrem Bau und Betrieb. Ein Abriß der ge- 
schichtlichen Entwicklung in den wichtigsten Ländern beschließt die Darstellung 
bezüglich jedes einzelnen Verkehrsmittels. 

Die Erkenntnis der Eingliederung des Verkehres und der Verkehrsmittel 
in den Gesamtbereich der Wirtschaft — in die gesellschaftlich bedingte Einzel- 
(Individual)wirtschaft einerseits — und die gesellschaftlich bedingende Gemein- 
(Kollektiv)wirtschaft?) anderseits — sowie die Auffassung der Verkebrsmitte] 


1) Gemeinwirtschaft immer gleichbedeutend mit Staatswirtschaft — also nicht 
im modernen Sinne des Wortes, wie er in dem nebelhaften Begriffe: ,,gemeinwirt- 
schaftliche Anstalt“ der deutschen und österreichischen Gesetzgebung heute gebraucht 
wird. 

2) Die theoretische Unterscheidung und integrierende Inbeziehungsetzung von 
„Privatwirtschaft und Gemeinwirtschaft", dieSchäffle in Anknüpfung an Hermann 
durch sein ,,Gesellschaftliches System der menschlichen Wirtschaft" (2. Aufl., §§ 3 
und 176 ff.) in der Wissenschaft zur Anerkennung gebracht, allerdings aber weder 
in ihrer Motivation noch ihrem Wesen ausreichend durchschaut hat, wurde von Sax 
sofort in ihrer ganzen Tragweite erkannt und schon in seiner programmatischen kleinen 
Schrift „Die Ökonomik der Eisenbahnen“ (Wien 1871), in der er den Plan für die von 
ihm an der Wiener Technischen Hochschule zu haltenden Vorlesungen entwickelte. 
verwertet, sodann in der I. Auflage der ‚Verkehrsmittel‘ weiter geführt, ferner in 
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als gestaltende und fördernde Kraft und wesensnotwendigen Behelf jener und 
als Betätigungsfeld-Objekt dieser, bilden das wissenschaftliche Fundament 
und zugleich den Rahmen auf dem und innerhalb dessen, geleitet durch Er- 
fahrung und Theorie der Wirtschaft und stets Kontrolliert durch die Tatsachen 
der gesamte Aufbau des Werkes beruht und ausgestaltet ist. 

Der Ausgangspunkt für die in der Hauptsache deduktiven Ausführungen der 
„allgemeinen Verkehrslehre‘‘ ist der Begriff „Verkehr“ als, in erster Linie, eines 
Behelfes der tauschwirtschaftlichen Güterproduktion und der auf ihr ruhenden 
Lebensfürsorge, hervorgerufen durch die wirtschaftlichen Zwecke, welche durch 
Ortsveränderungen von Personen, Nachrichten und Sachen erreicht werden 
sollen: das Verkehrsbedürfnis. Die zweite Seite des Verkehres, als Mittel zur Er- 
reichung außerwirtschaftlicher Zwecke, wirkt mittelbar in derselben Richtung, 
wie die erste, infolge der wirtschaftlichen Bedingtheit auch dieser Zwecke. Die 
einzelnen Verkehrsleistungen komnıen daher als Gütergewinnungs- und im zweiten 
Falle als Verbrauchskosten in Betracht. Der Begriff der Kosten im Entgegen- 
halte zu der Bedeutung, die der Befriedigung des Verkehrsbedürfnisses bei- 
gemessen wird, ist daher der wirtschaftliche Gesichtspunkt, aus dem — unter 
Beachtung der besonderen Eigenart des Verkehres und der einzelnen Verkehrs- 
mittel — die allgemeinen Gesetze des Verkehrswesens fließen, die ihre Benutzung 
einerseits und die Anlage, Ausgestaltung und den Betrieb anderseits beherrschen: 


der vorbereitenden Schrift ,, Wesenund Aufgaben der Nationalökonomie‘‘, Wien1884, und 
endlich in der „Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft‘‘ (Wien 1859) in 
voller Verwertung ihrer wissenschaftlichen Fruchtbarkeit zur Grundlage neuer., den 
gesamten Kreis der Wirtschaft umfassenden Erkenntnisse gemacht. Die Bedeutung 
dieser wissenschaftlichen Leistung Sax’s, die uns noch späterhin beschäftigen wird, 
wurde lange nicht anerkannt und gewürdigt. Erst in neuerer Zeit sind die dort nieder- 
"gelegten Gedanken aufgenommen, teils anerkannt, teils abgelehnt, teils weiterent- 
wickelt worden, mehrfach ohne ihres Urhebers zu gedenken. 

Während Schäffle für das „privatwirtschaftliche System‘ ausdrücklich das 
Eigeninteressc, den Egoismus das bezeichnende Merkmal nennt und nur ganz obenhin 
von „‚Gemeinsinn‘‘ spricht, als dem Motiv, auf dem die Gemeinwirtschaft beruhe, die 
er sich in der von ihm so beliebten bildlichen Ausdrucksweise als „Organismus“, 
als ein dem Einzelwirtschafter gegenüberstehendes, von ihm verschiedenes mystisches 
Ganze vorstellt (eine von der Rechtswissenschaft herübergenommene personifizierende 
Auffassung, die bekanntlich Jahrzehnte hindurch sehr verbreitet war), erkennt Sax, 
fest auf dem Boden der Wirklichkeit stehend und frei von aller Hypostasierung oder 
Personifizierung, die von ihm mit dem Fremdworte „Kollektivismus‘ bezeichnete 
Erscheinung richtig als eine durch die Tatsache und unentrinnbare Notwendigkeit 
der gegenseitigen Bedingtheit der Menschen und durch die ihnen dadurch aufge- 
zwungenen gemeinsamen Ziele und Zwecke hervorgerufene Gefühls-, Erkenntnis- und 
Willensregung gleichen Inhaltes in den einzelnen verbundenen Individuen, durch 
die sie im strengsten Sinne des Wortes „kollektiviert‘‘, das heißt zusammengefaßt, 
gelenkt und geleitet werden. Folgerichtig nennt er den Kreis aller Erscheinungen, 
bei denen nicht diese auf gleichartiges Wollen und Handeln hinzielende seelische 
Regung herrscht, sondern in denen sich der Einzelne, das Individuum, als das seine 
Lebenszwecke für sich allein bestimmende, wenn auch durch das Zusammenleben mit 
anderen gesellschaftlich bedingte Wesen fühlt und gibt, den Individualismus”™. 
Innerhalb dieser beiden logisch und tatsächlich nur möglichen zwei großen, das ge- 
samte Sozialleben umfassenden Grundbeziehungen unterscheidet dann Sax weiter 
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(sütergewinnungs- oder Verbrauchskosten für die Verkehrtreibenden, Anlage- und 
Betriebskosten für die die Verkehrsleistung Ausführenden. 


In dieser Auffassung des wirtschaftlichen Wesens der Verkehrsmittel als 
Kosten, somit in der Erkenntnis, daß auch in diesem Zweige der Volkswirtschaft 
Kosten und Wert die beherrschenden und leitenden Grundkräfte und 
für ihre wissenschaftliche Erklärung und ihr Verständnis die obersten grundlegenden 
Begriffe sind, ist einer der wichtigsten Fortschritte eingeschlossen, die Sax 
gegenüber den bisherigen Erklärungsversuchen (auch dem der ersten Auflage) 
erzielt hat. Er hat damit der Theorie des Verkehrswesens endgültig den richtigen 
Boden geschaffen. (Vgl. die späteren Ausführungen über das Kosten- und Preis- 
gesetz des Verkehres.) Denn wenn auch in der häufig vertretenen Auffassung des 
Verkehres als „Produktion“ ein Anklang an diese auf den Grund gehende Er- 
klärung liegt (die nebenbei bemerkt, von keinem ihrer Vertreter ernstlich 
verwertet wurde), so bietet doch erst diese neue Deutung Saxens die klare Er- 
kenntnis, die ohne weiteres und förmlich zwangläufig alle wirtschaftlichen 
Vorgänge und Erwägungen erklärt, die durch das Entstehen und die Befriedi- 


je drei, die einzelnen Handlungen, insbesondere wirtschaftlicher Art, näher bestimmende 
Motive (Triebe): den Egoismus, Altriuismus und Mutualismus, so daB also ein indi- 
vıdualistischer und ein kollektivistischer Egoismus usw. zu unterscheiden ist. 


Es ist lebhaft zu bedauern, daß diese Theorie, die die Motivation der sozialen 
Erscheinungen in ihrem ganzen Umfange ohne Zwang und in vollem Einklang mit der 
Wirklichkeit begreifen lehrt und als heuristisches Prinzip die wertvollsten Dienste 
leistet (lehrt sie doch zum Beispiel das Wesen des Staates soziologisch klar erfassen), 
bisher nicht durchdrungen ist. Namentlich die österreichischen Schule ist ihm auf 
diesem Wege entweder gar nicht oder nur eine kurze Wegstrecke gefolgt, was auch 
von Theorien gilt, die zwar den Individualismus im Sax’schen Sinne anerkennen, 
den Kollektivismus aber entweder ganz verwerfen oder mißverstehen. Einige neuere 
(zum Beispiel Spann) bezeichnen das, was Sax Kollektivismus nennt, durch „Uni- 
versalismus“. Ich halte diesen Ausdruck nicht für glücklich, da in ihm wieder der 
Gedanke eines selbständigen, von den Einzelwesen verschiedenen Ganzen durchscheint 
und wieder zu der unrichtigen, wirklichkeitsfremden Vorstellung eines besonderen 
„Körpers“, besonderer „Persönlichkeit“ usw. verleitet. Der Sax’sche Begriffsname 
(Kollektivismus) dagegen schließt von vornherein solche Vorstellungen aus und läßt 
die darunter fallenden Lebenserscheinungen als die ureigenste Angelegenheit jedes 
Einzelnen und aller einzelnen verbundenen Individnen begreifen, woraus die weitere 
Erkenntnis fließt, daß insbesondere dio wirtschaftlichen Erscheinungen des Kollektivis- 
mus den gleichen Grundgesetzen unterliegen müssen, wie die der Individualwirtschaft. 
was wieder den Schlüssel bildet, zu der in der „Grundlegung niedergelegten wirt- 
schaftlichen Theorie der Steuer als Werterscheinung, das ist als einer vom Werte 
beherrschten Güterhingabe des Einzelnen für die Zwecke des kollektivistischen Ver- 
bandes, dem er angehört. 


Dio Theorie des wirtschaftlichen Kollektivismus erklärt auch, wieso der Staat 
als oberster kollektivistischer Verband, als Gemeinwirtschaft, dazu kommt, die Wirt- 
schaft jedes Einzelnen zu beeinflussen, in sie einzugreifen. Neben der Theorie der 
Finanz hat daher die Theorie der sogenannten Volkswirtschaftspflege erst durch sic 
ihre wirtschaftswissenschaftlich haltbare Grundlage erhalten. 


Es ist hier nicht der Ort auf die Bedeutung dieser Sax’schen Theorie näher einzu- 
gehen. Sie war nur in diesen Umrissen anzudeuten, weil sie auch grundlegende Er- 
scheinungen des Verkehrswesens restlos verstehen lehrt. 
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gung der Verkehrsbedürfnisse ausgelöst werden, während die bisherigen 
Auffassungen höchstens einen Teil der Erscheinungen zu erklären ver- 
mochten. 

Aus ihr folgt auch ohne weiteres das wirtschaftlich gebotene und mögliche 
Maß und Ziel der Vervollkommnung der Verkehrsmittel: Verbilligung der Kosten 
und Verbesserung der Qualität der Leistungen, welche die Technik der Her- 
stellung und des Betriebes zu verfolgen hat, einerseits und die gleichmäßige 
örtliche Ausbreitung und wirtschaftliche Benutzbarkeit durch richtige Preis- 
stellung anderseits, so daß das tatsächlich erreichte Ausmaß der Erfolge nach 
beiden Richtungen den wirtschaftlichen Gradmesser der Verkehrsvervollkomm- 
nung und damit des wirtschaftlichen Fortschrittes bildet. Denn damit sind auch 
die Wirkungen des Verkehres und der Verkehrsmittel auf die Einzel- und Kollektiv- 
wirtschaften gegeben und grundsätzlich erklärt, zum Beispiel die Steigerung 
der Versandfähigkeit der Güter, die Erweiterung des Marktes, im Zusammenhang 
damit die Wirkungen auf die Güterpreise in der Richtung auf Verbilligung und 
Ausgleichung usw. 

Aus der Einwirkung auf die Güterpreise ergeben sich die weiteren Folge- 
wirkungen der Verkehrsmittel auf die einzelnen Hauptgebiete der Volkswirtschaft: 
auf die Güterproduktion (Ausdehnung, Kostenminderung, Steigerung des 
Wettbewerbes, dadurch Schaffung neuen Verkehres, Änderung des Charakter: 
der Produktion, wie Übergang zu immer intensiverer Betriebsweise und zum 
GroBbetrieb, Auswahl der besten Standorte, Spezialisierung) die Boden- 
kultur (bei der heute nicht mehr, wie Thünen in seinem Meisterwerke 
lehrte, die Lage zum Markt — seine berühmten sechs Kreise mit ihren 
verschiedenen Landwirtschaftssystemen —, sondern die günstigsten natürlichen 
Produktionsbedingungen für ihre Art und Ausdehnung maßgebend sind, Über- 
gang zur Weltwirtschaft), auf den Handel (auch wieder Großbetrieb, beschleu- 
nigter Umsatz, Unmittelbarkeit der Handelsbeziehungen, relatives Zurück- 
treten des Zwischenhandels, Entstehung neuer Handelsbetriebsarten, zum Beispiel 
der Versandgeschäfte, Terminhandel, Arbitrage, volle Ausnutzung der Konjunktur 
usw.); endlich die Wirkungen auf Arbeitslohn, Kapitalzins und Grund- 
rente. i 

Alle diese Erörterungen bedeuten durchwegs wertvolle Bereicherungen der 
Wirtschaftswissenschaft. Im einzelnen auf sie einzugehen, ist hier nicht möglich. 
Sie sind selbstverständlich die theoretische Grundlage für die Ausführungen 
Beckeraths im dritten Bande über die „Wandlungen der Wirtschaft im Zeit- 
alter der Eisenbahnen“, die zugleich den empirischen Beweis für die Richtigkeit 
und Auswertbarkeit der Saxschen theoretischen Lehre bilden. 

Nachdem so Wesen und Wirkungen des Verkehres in der Wirtschaft klargelegt 
sind, folgt nun der wirtschaftstheoretisch wichtigste Teil der „allgemeinen Ver- 
kehrslehre‘‘, der — unter dem Schlagworte: „Wirtschaftliche Charakteristik der 
Verkehrsmittel" zusammengefaßt — die aus der besonderen technischen Eigen- 
art und ihren besonderen technischen und wirtschaftlichen Aufgaben sich er- 
gebenden obersten Gesetze für die Bewirtschaftung der Verkehrsmittel enthält. 
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Ein zwar recht schwieriges, dafür aber um so fruchtbareres Kapitel des Buches. 
Ich werde daher darüber etwas eingehender berichten.!) 

Die die Verkehrsmittel in ihrer verschiedenen Zusammensetzung, Anordnung 
und Durchbildung bildenden Elemente sind der Weg, das Fahrzeug und die be- 
wegende Kraft, von der gewachsenen Bodenfläche, dem einfachsten Behälter, 
irgendeiner animalischen Kraft angefangen bis zum kunstvollen Schienenweg. 
den fahrenden Palästen der Eisenbahn und den Wunderwerken des Maschinen- 
baues, die wir heute sehen, deren Unterschiede die betreffenden Verkehrsmittel 
für die verschiedenen Beförderungsaufgaben geeignet machen, zum Beispiel 
die Unterschiede des Weges für den allgemeinen oder nur einen ganz bestimmten 
Verkehr, die Zwangläufigkeit oder freie Beweglichkeit der Fahrzeuge, die 
Maschinenkraft mit Bezug auf Schnelligkeit und Massenhaftigkeit der Beför- 
derung usw. All das ergibt ganz wesentliche wirtschaftliche Beziehungen, die 
zwischen den Verkehrselementen obwalten. So ist der Weg auch wirtschaftlich 
umso vollkommener, je geringeren Aufwand an bewegender Kraft er erfordert, je 
mehr die Fahrzeuge und das beförderte Gut geschont werden, je schneller und 
sicherer sich der Verkehr auf ihm abwickeln läßt; das Fahrzeug, je größer sein 
Fassungsraum und seine Tragkraft bei möglichst geringem Eigengewicht, je 
mehr Schutz es bietet ; die bewegende Kraft, je schneller, massenhafter und sicherer 
sie die Fortbewegung ermöglicht usw. In der dadurch flüchtig bezeichneten 
Richtung Hat sich der technische Fortschritt bewegt und kann er sich nur be- 
wegen. Der entscheidende Fortschritt in der gesamten Verkehrsentwicklung aber 
war die Anwendung der Maschinenkraft, der im Dampfschiff und der Eisenbahn 
vorläufig seinen Höhepunkt erreicht hat und der so gewaltig ist, daB es nicht 
Wunder nimmt, daß unter seinem Eindruck selbst Sax in der ersten Auflage 
die Eisenbahn als die „Anwendung der Dampfkraft auf das Transportwesen zu 
Lande“ definierte und meinte, damit eine volkswirtschaftliche Definition 
gegeben zu haben, was freilich ein Irrtum war. Selbstverständlich stehen alle 


1) Durch diese Erörterungen, deren Grundgedanken sich schon in der oben ge- 
nannten „Ökononik der Eisenbahnen‘ angedeutet finden und in immer klarerer 
Erfassung, schärferer Ableitung parallel mit dem allgemeinen Fortschritt der Wirt- 
schaftstheorie in den aufeinander folgenden Werken Saxens bis zu der in der vor- 
liegenden Auflage die Verkehrsmittel erreichten Höhe entwickelt sind, ist die Lehre 
vom Verkehrswesen erst zu einer Wissenschaft und auf die gleiche Stufe erhoben worden, 
welche analoge Leistungen bezüglich anderer Sondergebiete der Wirtschaftswissenschatt 
(zum Beispiel über Kredit- und Bankwesen) einnehmen. Sie sind Saxens ureigenstes 
geistiges Eigentum, obwohl einzelne Andeutungen und Gedanken sich schon vor ihm 
(zum Beispiel bei Knies: „Die Eisenbahnen und ihre Wirkungen“, Schafflo: .,Gesell- 
schaftliches System ...‘', 2. Aufl.) finden, die aber, weit entfernt, eine geschlossene 
Theorie zu sein, sich nur als gelegentliche Bemerkungen darstellen, die zudem von der 
Wirtschaftstheorie fast gar nicht, von der Praxis häufig mißverständlich verwertet 
wurden. Durch dieso Ausführungen allein hat Sax die Bemerkung im Vorworte des 
orsten Bandes erfüllt, daB eine Neubearbeitung des Verkehrswesens nur dann berechtigt 
wäre, wenn auch die theoretischen Ergebnisse und Einsichten einen ähnlichen Fort- 
schritt aufweisen wie die technischen. Diese theoretischen Fortschritte im einzelnen 
nachzuweisen, wäre zwar sehr lehrreich, würde aber so viel Raum einnehmen, daB ich 
davon absehen muß. 
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Verkehrselemente und ihre Fortschritte in engster gegenseitiger Abhängigkeit, so 
daß ein Fortschritt bei einem, ohne gleichzeitigen bei den anderen kaum möglich, 
gewiß aber sehr unwirtschaftlich ist. Für den Straßenverkehr hat erst die Elektro- 
technik und der Explosionsmotor eine ähnliche Entwicklung angebahnt, wie 
im Eisenbahnverkehr die Dampfkraft; der Technik des Wegebaucs jedoch neue 
Aufgaben gestellt, die sie noch nicht vollkommen gelöst hat und worin einer der 
Gründe liege, daß dieser Verkehr noch sehr unwirtschaftlich ist. Im Mitteilungs- 
verkehr ist durch die drahtlo.e Telegraphie und Telephonie der Höhepunkt der 
wirtschaftlichen Entfaltung erreicht, der allerdings dureh weitere technische 
Verbesserungen quantitativ noch gesteigert, aber qualitativ wohl kaum mehr 
überboten werden kann. 


Wirtschaftlich äußern sich diese Beziehungen zwischen den Verkehrselementen, 
wie schon angedeutet, einerseits in den Kosten (zum Beispiel gesteigerte Güte 
der Anlage ermöglicht billigere Erhaltung und Betrieb, gesteigertes Lokomotiv- 
gewicht erfordert stärkeren, daher teureren Oberbau usw. usw.) und anderseits 
in der Verbilligung und Verbesserung der Nutzleistung durch die ermöglichte 
Massennutzung usw. In diesen wirtschaftlichen Beziehungen und Gegenseitigkeits- 
wirkungen der Verkehrselemente kommt das wirtschaftliche Entwicklungsgesetz 
des fortschreitenden Überganges von der extensiven zur intensiven Wirtschaft 
und dessen Wirkungen auf die sogenannten drei Produktionsfaktoren, Natur, 
Kapital und Arbeit zum klarsten Ausdruck und eben dieses Gesctz bietet sodann 
Sax den Ausgangspunkt für seine Analyse der wirtschaftlichen Natur der Ver- 
kehrsmittel: 

Auch bei diesen herrscht anfangs der Naturfaktor vor — beim Weg der 
gewachsene Boden, beim Fahrzeug der Rücken des Tragtieres oder des Menschen 
selber, bei der bewegenden Kraft wieder das Tier oder der Mensch —, erst nach 
und nach tritt dann die Arbeit und endlich das Kapital immer mehr in den Vorder- 
grund bis endlich in der maschinenmäßigen Gestaltung des gesamten Transportes 
der Kapitalfaktor zur vollsten Herrschaft gelangt, damit die intensive Wirtschaft 
auf ihren Höhepunkt gebracht und der ungeheure Gewinn ermöglicht ist, den 
eben die Maschinenarbeit durch den Wegfall der teuren tierischen und mensch- 
lichen Kraft, durch die Dauer, das Ausmaß, die RegelmaBiekeit und sonstige 
Beschaffenheit der Leistung allgemein mit sich gebracht hat. Das wirtschaftliche 
Ergebnis ist dann die bekannte, weit reichende Ermäßigung der Beförderungs- 
preise. Der in dieser Richtung zwischen den einzelnen Verkehrsmitteln bestehende 
Unterschied ist bedingt durch das Verhältnis zwischen dem stehenden und umlaufen- 
den Kapital, das jeweils aufgewendet werden muß. Denn je mehr stehendes und je 
weniger umlaufendes Kapital (trotz etwaiger absoluter Steigerung), desto größer 
die Kostensparung für die einzelne Leistung. Daher ist das Kapital, und zwar das 
sehende das Ausschlagecbende in der wirtschaftlichen Eigenart der Verkehrs- 
mittel, sowohl bezüglich der Anlage wie des Betriebes. Die ungeheuren Beträge, 
die hier in Frage kommen, erklären die durchschlagende Wichtigkeit der richtigen 
Bemessung und Verwendung dieser Kapitalmassen, die ja dem Kapitalbestande 
der allgemeinen Volkswirtschaft entnommen werden müssen, und selbstverständ- 
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lich nur richtig verwendet sind, wenn sie in der Anlage für Verkehrszwecke einen 
höheren Zweckwert. aufweisen als bei anderer Verwendung, was in. der heutigen 
kapitalistischen Wirtschaft der Kapitalzins unter Berücksichtigung des richtig 
verstandenen gemeinwirtschaftlichen Nutzens anzeigt. 

Gegenüber der Grütererzeugung besteht bei den Verkehrsmitteln in der Zu- 
sammensetzung des verwendeten Kapital» ein wesentlicher Unterschied, de: 
selbstverständlich auch sehr wichtige Folgerungen zeitigt. Es fehlt bei ihnen die 
Verarbeitung von Stoffen, die umgewandelt in den Erzeugnissen der Güterproduk 
tion wiederkehren, weshalb eben die Verkehrsmittel eine ungleich höhere Durch- 
setzung mit stchendem Kapital aufweisen, als irgendeine Güterproduktion. 
Wir kommen auf die Folgen dieser Eigenart zurück. 

In dieser kapitalistischen Wirtschaft spielen die Verkehrsmittel noch dadurch 
eine besondere Rolle, daß sie bei der fortschreitenden Intensivierung der 
Wirtschaft den Vorläufer, Schrittmacher spielen; sie müssen, damit die übrige 
Wirtschaft fortschreiten kann, immer um einen Schritt voraus sein, damit dic 
Güterproduktion mit ihrer vermehrten und vergrößerten Erzeugung einsetzen, 
neues Kapital bilden und neue Verkehrsbedürfnisse hervorrufen kann. Die hoch- 
entwickelten Verkehrsmittel sind also ein untrüglicher Gradmesser der kapi 
talistischen Entwicklung der Volkswirtschaft. 

Aus dieser wirtschaftlichen Eigenart der Verkehrsmittel folgt eine Reihe von 
Gesetzen, die Sax als Intensitäts-, Richtungs-,- Kosten- und Preisgesetz des 
Verkehres bezeichnet, die schon in der Fassung der der zweiten Auflage der 


„Verkehrsmittel“ vorhergehenden Schriften Saxenst) die allgemeine .Zu-. 


stimmung der Theorie und Praxis gefunden haben und in ihrer gedanklichen 
Schärfe, logischen Eleganz der Ableitung, sprachlichen Fassung und umfassenden 
Auswertbarkeit ihres Inhaltes einen der Glanzpunkte des ganzen Werkes bilden. 

Das Intensitätsgesetz besagt, daß die Verkehrsmittel, sowohl in ihrer Ge- 
samtheit, als auch im einzelnen Falle nur jenen Grad der kapitalistischen Anlage 
und Ausgestaltung aufweisen können und dürfen, welche die durch den jeweiligen 
Entwieklungszustand der allgemeinen Wirtschaft gegebene Nutzungsmöglichkeit. 
das heißt die vorhandene Verkehrsdichte (als Gesamtheit der Nutzungsakte ver- 
standen) zuläßt und fordert, mit der bereits erwähnten Erweiterung, daß die 
Verkehrsmittel bei riehtigem, wirtschaftlichen Vorgehen, immer um einen 
Schritt voraus sein sollen, falls ein Fortschritt möglich und erwünscht ist. Für 
die Ausgestaltung und die Zusammensetzung des gesamten Verkehrsmittelsystem: 
eines Landes aus den verschieden intensiven Verkehrsmitteln sind die örtlichen 
Verhältnisse, seine im Zuge befindliche technische und wirtschaftliche Eni- 
wicklung und sein Verkehrsbedürfnis maßgebend. Das interessanteste Beispiel 
liefert das Eisenbahnwesen: Zunächst entstanden nur die großen Linien zwischen 
den Hauptverkehrsplätzen, mit einfachen Anlagen und Betriebsverhältnissen 
(daneben nur der Landstraßenverkehr, vereinzelt auch Wasserstraßen). Mit dem 


t) Von denen hier noch die in ihrer Kürze meisterhafte Abhandlung „X. Transport- 
und Kommunikationswesen in Schönbergs „Handbuch der politischen Ökonomie“ 
(insbesonders § 22 ff. der 4. Auflage) genannt sei. 
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Steigen der Verkehrsbedürfnisse des ganzen Landes entstehen dann die Anlagen 
für die Seitenlinien (mit geringerer Intensität der Anlage und des Betriebes in 
den verkehrsärmeren Gebieten) unter gleichzeitiger Steigerung der Intensität 
der Anlage und Betriebsverhältnisse der Hauptbahnen und der Verdichtung 
ihres Netzes, in den Millionenstädten endlich die höchstintensiven elektrischen 
Schnellverkehrsmittel. Die Hauptlinien weisen eine immer stärker steigende 
Kapitalfixierung zur Bewältigung des ungeheuren Personen- und Güterverkehres 
auf, so weit, daß endlich für einzelne Verkehrsgattungen (Personen, Güter) 
besondere Anlagen nötig werden. 

Soll aber diese höchste Nutzungsmögliehkeit erreicht werden, so müssen alle 
vom vorhandenen Verkehrsbedürfnis geforderten Nutzungsakte auf die gesamte 
Reichweite ihrer Beanspruchung je in eine einzige Anlage zusammengefaßt 
werden: das Integrationsgesetz des Verkehres. Denn das kapitalintensive 
Verkehrsmittel duldet behufs seiner vollständigen Ausnutzung keine Zersplit- 
terung der Verkehrsakte auf mehreren Anlagen. Solche werden wirtschaftlich erst 
möglich und erforderlich, wenn die gegebene technische Leistungsfähigkeit, 
das relative Intensitätsmaximum der vorhandenen Anlage überschritten ist. 
Dieses Gesetz fordert auch die Zusammenfassung aneinander schließender Ver- 
kehre (Relationen) zu einer einzigen Linie, wodurch Verkehrsstränge mit 
Gliedern (Teilen) von verschiedener Verkehrsstärke entstehen mit der Folge, 
daß der ganze Strang nach der Verkehrsintensität des stärksten Gliedes angelegt 
werden muß, was natürlich an den Kosten seine Grenze findet, die dadurch 
gegenüber der Anlage einer besonderen Linie für dieses Glied erwachsen. 

Die Sorge für die Nutzung des in den Verkehrsmitteln festgelegten Kapitals 
fordert weiter, daß stets der wirtschaftlich vorteilhafteste Weg gewählt wird, dessen 
Auswahl das Richtungsgesetz des Verkehres ‚lehrt. Da die an und für sich 
vorteilhafteste Linie, die geometrisch kürzeste Linie, aus natürlichen, technischen 
und wirtschaftlichen Gründen nur selten möglich ist und weil das Integrations- 
gesetz dies verbietet, muß die wirtschaftlich kürzeste Linie (ökonomische 
Grade) gesucht werden, die durch die Abzweigung im Winkel von der oder durch 
Gabelung einer Hauptlinie von einem gewissen Punkte ab erreicht werden kann, 
und zwar nicht nur je eines und desselben Verkehrsmittels, sondern auch durch 
Anschluß eines anderen, minderer Intensität oder anderer Art — einer Neben- 
bahn von der Hauptbahn, einer Straße, eines Kanals —. Dadurch wird das Ver- 
kehrsgebiet erweitert und es entsteht das Liniennetz eines Landes, dessen Maschen 
daher aus starken und schwachen Fäden bestehen und in dem jeder Linie durch 
die Summe und die Art der vorhandenen Verkehrsbedürfnisse die geographische 
Riehtung gewiesen und dem Ganzen die Weite oder Enge seiner Maschen diktiert 
wird: Die Hauptlinien sind die verkehrsreichsten und sind daher zur Bewältigung 
des Verkehres am intensivsten ausgestaltet. Sie ziehen, wechselwirkend, alle 
ihnen zugänglichen Verkehre an sich, verdrängen daher in ihrem Wirkungs- 
bereiche (Einzugs- oder Attraktionsgebiet) — der abgesehen von natürlichen 
Umständen wesentlich von der Tarifgestaltung bezüglich der verschiedenen Güter 
abhängt — andere unvollkommenere Verkehrsmittel: sie haben ein natürliches 
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Monopol. Mit der Verdichtung des Netzes entstehen immer neue Knotenpunkte, 
um deren Verkehr zwischen den sie bedienenden mehreren Linien ein Wettbewerb 
entsteht, der schließlich durch einverständliche Teilung (Kartell) beseitigt wird. 


Die Netzesbildung jedes Landes ist selbstverständlich nicht willkürlich; 
die Grundlinien sind durch die geographische Gestaltung des Landes, durch 
politische, militärische und andere Gründe vorgezeichnet, über die sich auch der 
“wirtschaftliche Großverkehr bewegt. Die weitere Verdichtung aber muß nach den 
Anforderungen des Richtungsgesetzes geschehen, wenn nicht schwere wirtschaft- 
liche Nachteile verschiedener Art entstehen sollen. 

Hervorragende Bedeutung kommt dem von Sax als Kostengesetz bezeich- 
neten Ergebnis eindringendster Untersuchungen zu. Seine besondere Heraus- 
hebung (ebenfalls ein großer Fortschritt gegenüber den bisherigen Darstellungen) 
bringt erhöhte Klarheit sowohl in die theoretische Ableitung und Erklärung 
der dadurch umfaßten, sehr verwickelten Tatsachen, als auch in die praktische 
Auswertung dieser wichtigen Zusammenhänge. Es besagt, daß bei den Verkehrs- 
mitteln zwischen der Anzahl und den Kosten der Leistungen eine wechselseitige 
 Bedingtheit besteht, welche die Begleiterscheinung ihrer höchst intensiven 
Kapitalsausstattung ist; ein Verhältnis, wie es selbst bei den kapitalintensivsten 
Produktionsbetrieben nicht wieder in dieser Stärke wahrzunehmen ist. Der 
Grund für die erwähnte Wechselwirkung liegt in der Verschiedenheit der für die 
Gesamtheit und die einzelnen Leistungen aufzuwendenden Kosten, welche sich 
in Gemein- und Sonderkosten teilen. Jene sind durch die Gesamtheit aller 
Leistungen ununterscheidbar, diese je durch die einzelnen Lastleistungen aus- 
scheidbar verursacht. Die auf jede einzelne Leistung entfallenden Kosten setzen 
sich also aus zwei in ihrer Entstehung und ihrer Wirkung wesentlich verschiedenen 
Teilen zusammen: aus dem auf sie entfallenden Anteil an den Gesamtkosten 
und dem durch sie allein verursachten Sonderkosten. Da nun der Leistungsauf- 
wand der Verkehrsmittel zum größten Teil aus Gesamtkosten besteht, deren 
Höhe in weitem Maße von der Anzahl der jeweiligen Leistungen unabhängig ist, 
weil sie aufgewendet werden müssen, ohne Rücksicht darauf, ob und wie viele 
Einzelleistungen tatsächlich vollzogen werden, so folgt daraus, daß der Anteil 
der Einzelleistungen an den Gemeinkosten umso geringer ist, je größer die Zahl 
der Leistungseinheiten ist, oder anders ausgedrückt: bei zunehmender Verkehrs- 
intensität fallen die Kosten der Leistungseinheit. Der Zusammenhang besteht 
aber auch umgekehrt: Die Verkehrsintensität beeinflußt auch die Höhe der 
Gesamtkosten, was wieder in einem Unterschied der Kostenbestandteile seinen 
Grund hat, nämlich in dem Überwiegen des stehenden Kapitals und den dafür 
aufzuwendenden Ausgaben für Erneuerung und Verzinsung (Kapitalskosten), die. 
solange die durch das jeweils aufgewendete stehende Kapital bedingte Leistungs- 
fähigkeit der Anlage — das „relative Intensitätsmaximum‘‘ — zur Bewältigung 
des anfallenden Verkehres ausreicht, gleich bleiben. Erst darüber hinaus wird 
ein neuer Kapitalaufwand notwendig, der wieder erhöhte Kapitalkosten und 
damit erhöhte Anteile an diesen Gemeinkosten für die Leistungseinheit mit sich 
bringt. Eine Verstärkung erfährt dies durch einen anderen Kostenbestandteil, 
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die sogenannten allgemeinen „Verwaltungskosten‘ (zum Beispiel Personalkosten 
und sachliche Kosten der obersten Leitung usw.), die daher mit den Kapitalkosten 
zusammen als „allgemeine Kosten‘ bezeichnet werden können. Von den Kosten 
der Lastleistungen wiederum: ist ein Teil ganz genau erfaßbar, ein anderer dageren 
nur für gewisse Mengen von Lastleistungen, zum Beispiel die Kosten einer selb- 
ständigen Verkehrsstelle, die daher so wie die Gemeinkosten wirken und ebenfalls 
einrelatives Intensitätsmaximum aufweisen, folglich auf die einzelnen Lastleistungen 
bezogen mit steigender Ausnutzung fallende Kosten ergeben. Die beiden Arten 
der Kosten der Lastleistungen nennt man auch ,,Betriebskosten“. 


Die Kosten einer Nutzleistung fallen mit denen einer Lastleistung nur dann 
zusammen, wenn diese letztere lediglich der Einheit eines Nutzungsaktes dient 
(zum Beispiel die Sonderkosten einertelegraphischen Nachricht), andernfalls ergeben 
sie sich erst aus der Division der Lastleistungskosten durch die Zahl der dadurch 
bewirkten Nutzleistungen („relative Betriebskosten“). Eine Intensitätssteigerung 
bewirkt also die Aufteilung der „allgemeinen Kosten‘ auf eine größere Zahl von 
Nutzleistungen und eine Minderung der „relativen Betriebskosten‘, somit eine 
Minderung der Kosten der einzelnen Nutzleistung. Die Erfahrung hat gezeigt, 
daß bei Erreichung jeder weiteren Intensitätsstufe eine Kostenminderung der 
Leistungseinheit eintritt. Gegenwirkungen sind natürlich möglich, zum Beispiel 
durch Steigen der Löhne, der Preise, der Verbrauchstoffe. 


Die Kosten der einzelnen Nutzleistungen nennt man auch ‚veränderlich e 
(Spezial)Kosten‘ im Gegensatze zu den „festen (General)Kosten‘, was wohl aus- 
einanderzuhalten ist von der gleichen Einteilung der Lastleistungskosten), wobei 
als feste Kosten die Kapitalkosten und die allgemeinen Verwaltungskosten des 
Betriebes und als veränderliche Kosten die Spezialkosten gemeint sind. 

Aus dieser auf den Grund gehenden Kostenanalyse ergibt sich eine Reihe 
wichtiger Folgerungen für die Betriebsökonomie, auf die ich jedoch nicht ein- 
gehen kann. 

Grundlegend für die Theorie des Verkehrswesens und hochbedeutsam für 
die allgemeine Theorie der Wirtschaft sind die folgenden Untersuchungen über 
die Preisgestaltung im Verkehrswesen; das Preisgesetz des Verkehres, das 
nur im engsten Zusammenhange mit der Kostenanalyse, dem Kostengesetz 
verstanden werden kann. Dort hat sich gezeigt, daß infolge des weitaus be- 
deutenden Überwiegens des stehenden Kapitals für den einzelnen Verkehrsakt 
die niedrigsten Kosten nur durch das erlangbare Höchstmaß an Verkehrsdichte 
zu erzielen sind, da die Kapitalkosten eben als Anteilkosten auf den einzelnen 
Verkehrsakt zur Anrechnung und Wirkung kommen. Die Zahl der Verkehrsakte 
wird nun aber ihrerseits durch die Höhe der für sie zu zahlenden Preise in weit- 
gehendem Maße beeinflußt, indem durch deren Herabsetzung eine steigende 
Zahl von Käufern in die Lage kommt, zufolge ihres Wertstandes die Verkehrs- 
leistungen in Anspruch zu nehmen. Es ergibt sich daher der Satz, daß im Ver- 
kehrswesen in erster Linie der Preis der Leistung nicht durch ihre Kosten, 
sondern umgekehrt die Kosten durch die Preise bestimmt werden, oder anders 
ausgedrückt, daß nur so hohe Kosten aufgewendet werden sollen, als durch den 
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Preis hereingebracht werden können. Diese Erkenntnis zeigt deutlich, warum 
die einst weitverbreitete Meinung, es solle sich der Beförderungspreis lediglich 
nach den Kosten richten, die jede Leistung an sich verursache, nicht richtig sein 
kann, desgleichen eine Preisberechnung nach den Durchschnittskosten eines 
längeren Zeitraumes, weil eben die Kosten sich mit jeder Verkehrszu- oder -ab- 
nahme, also mit dem fallenden oder steigenden Anteil des einzelnen Verkehrs- 
aktes an den allgemeinen Kosten ändern müssen. Eine solche Durehschnitts- 
rechnung kann aber doch einen guten Zweck und Sinn haben: wenn nämlich 
innerhalb eines bestehenden relativen Intensitätsmaximums neuer Verkehr 
gewonnen werden soll und dieser nur möglich ist, wenn sein Beförderungspreis 
entweder ohne Anrechnung der Anteilkosten oder nur eines geringen Teiles 
dieser, in der Hauptsache also nach den Spezialkosten berechnet wird. Man hat 
aus der damit übereinstimmenden Erfahrung den Schluß gezogen, daß sich die 
Verkehrspreise stetig erniedrigen müßten, dabei aber übersehen, daß diese Er- 
niedrigung immer geringer ausfallen muß, je weiter der Prozeß schon vorgeschritten 
ist und daß er bei Erschöpfung des Intensitätsmaximums gänzlich zum Still- 
stande kommen muß, ja in das Gegenteil umschlagen kann. 

Der wirtschaftliche Grund für die Wirksamkeit dieses Preisgesetzes des Ver- 
kehres ist die Ausdehnungsfihigkeit der Nachfrage nach Verkehrsleistungen, 
herbeigeführt zunächst schon durch die rein örtliche Ausdehnung des Marktes 
infolge der Wirkungen des vollkommenen Verkehrsmittels, indem dadurch 
allein schon eine große Zahl neuer Käufer hinzukommt und ferner insbesondere 
dadurch, daB zufolge der Preisherabsetzung sowohl im alten Verkehrsgebiete, 
als auch in dem neuen eine noch größere Anzahl neuer Käufer hinzukommt, denen 
nun erst ihr Wertstand die Inanspruchnahme der verbilligten Leistung gestattet. 
Ohne weiteres ist klar, dab diese Steigerung der Nachfrage sich nicht bei allen 
Verkehrsmitteln bei gleichem Vorgehen im gleichen Ausmaße vollzieht. Am 
größten ist sie beim Nachrichtenverkehr — Hillsche Postreform.t) , 

Der Wirkungsgrad des Preisgesetzes ist daher auch auf den verschiedenen 
Entwicklungsstufen verschieden, im allgemeinen jedoch ein ungemein großer. 
Für die Verkehrsanstalten selbst ist die Wirkung des Preisgesetzes am stärksten 
bei der ersten Preisherabsetzung, indem sie den höchsten Erlös erzielen läßt, 
bei jeder weiteren, wie bereits betont, immer geringer wird, stets unter der Voraus- 
setzung, daB die gesteigerten Leistungen innerhalb des bestehenden Intensitäts- 
maximums vollzogen werden können; sie kommt endlich zum Stillstand, was dann 
anzeigt, daß bei diesem Zustande sowohl das erreichbar höchste Maß von Ver- 
kelusstärke, als auch des Erlöses erzielt ist. 


1) Die Wirkung auf die Steigerung der Nachfrage war zum Beispiel besonders 
greifbar bei der Einführung des Zonentarifes der österreichischen Täsenbahnen anfangs 
der Neunzigerjahre. Trotz der enormen Verkehrssteigerung, die er bewirkte, war er 
aber doch ein tehleriff, weil dadurch das damalige Intensitätsmaximum weitaus über- 
schritten wurde und die damit verbundenen Kosten die Einnahmen sehr stark über- 
stiegen. Die der Kinführung des Tarifes vorausgegangenen Annahmen und Berech- 
nungen waren eben irrig. 
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Die Preistheorie der Verkehrsmittel wäre unvollständig, wenn sie nicht auch 

er die absolute und relative Höhe des Tarifs, also über den für den Empfänger 
der Leistung richtigen angemessenen Preis, eine begründete Aussage zu machen 
imstande wäre. Hier ist zu unterscheiden zwischen dem Verbraucher der be- 
förderten Güter und dem Erzeuger und Händler. Für den Verbraucher ist der 
Preis der richtige, der seinem Zweckwerte entspricht; denn nur die Verbraucher, 
die das Preisgut (Geld) in seiner Verwendung für den Verkehrszweck niedriger 
werten als in anderer Verwendung, werden bei auftretendem Verkehrsbedürfnis 
die Leistung in Anspruch nehmen, wobei der Zweckwert nach den Verschieden- 
heiten der Leistungen, also nach dem Zwecknutzen auch verschieden sein wird 
(zum Beispiel nach Unterschieden der Schnelligkeit, der Sicherheit, Bequemlich- 
keit usw.), also nach gewissen Gruppen, innerhalb deren wieder die Werthöhe 
individuell verschieden ist. Für den Erzeuger oder Händler eines Verkehrsgutes 
kommt nicht sein eigener Zweckwert in Frage, sondern der im endlichen Verkaufs- 
preise zum Ausdruck kommende Individualwert des letzten Erwerbers, in der 
Art, daß der Erzeuger oder Händler nur dann den Beförderungspreis aufwenden 
wird, wenn dieser Preis mit den übrigen Aufwendungen (Kosten) zusammen- 
genommen eben noch durch den Endpreis gedeckt ist. Die theoretisch richtige 
Grenze für die absolute Höhe des Beförderungspreises ist also durch den Indi- 
vidualwert des Verbrauchers in der Weise gegeben, daß er samt den übrigen 
Gestehungskosten eben diesen Individualwert nicht übersteigen darf. 

Die Abstufung dieses Zweckwertes der Beförderungsleistungen kann aber 
selbstverständlich vom Beförderer nur nach einer nicht zu hohen Zahl von Stufen 
durchgeführt werden, wasim Personenverkehr bekanntlich die Klasseneinteilung, 
im Güterverkehr die sogenannte Güterklassifikation ergibt. Insbesondere im 
Güterverkehr wird die Berücksichtigung der Wertstände des Käufers der Ver- 
kehrsleistung durch die Berücksichtigung des Marktpreises der Güter bei der 
Tariferstellung herbeigeführt, der nach Saxscher Lehre nichts anderes als eine 
Resultierende der Individualwerte der Tauschparteien ist.!) 

Die zutreffende Bezeichnung der Tarife der Verkehrsanstalten als Werttarife 
wird von Sax selbstverständlich übernommen und, wie aus der obigen kurzen 
Darstellung wohl ersichtlich sein dürfte, ganz allgemein für alle Arten des Ver- 
kehres vom Zweckwerte der Leistung für ihren Empfänger abgenommen, nicht, 
wie dies bisher fast allgemein geschah, vom Marktpreis der Güter. Damit ist für 
die Gesamtheit der Erscheinung endlich die theoretische Klarstellung des wirt- 
schaftlichen Inhaltes dieses Begriffes erreicht und der lange Streit über „Raum- 
oder Werttarif‘‘ dahin erledigt, daß jeder Tarif ein Werttarif sein muß. 

Mit dieser‘ Rückführung auf den Individualwert des Leistungsempfängers 
ist zugleich für die Preiserstellung die theoretisch riehtige oberste Grenze des 
Tarifs bestimmt; die untere Grenze liest an dem schon beim Kostengesetz dar- 
gelesten Punkte, der durch die für die verschiedenen Verkehrsleistungen von dem 
Beförderer aufzuwendenden Kosten bestimmt wird, welche das Höchstmaß der 
Nutzung herbeiführen. Dies ergibt wieder eine Verschiedenheit der einzuhebenden 


1) Vel. §§ 47 und 48 des „Grundlegung“ und $ 35, Anmerkung des „Kapitalzins.“ 
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Preise nach den Anteilen an den Kosten, welche durch die Verschiedenartigkeit 
der Nutzleistung verursacht wird, indem der Verkehrsakt in Einheiten zerlegt 
(Entfernungs-, Gewichts-, Zeiteinheiten usw.) und die dafür entfallenden Anteile 
dem Verkehrsakte so viele male angerechnet werden, als Einheiten in ihm ent- 
halten sind. Dadurch ist zugleich die relative Höhe der Beförderungspreise be- 
stimmt. 

Die Preisbemessung nach dem Wert übt häufig einen so bedeutenden Ein- 
fluß auf die Zahl der Verkehrsakte aus, daß ihre Rückwirkung auf die Kosten 
die Unterschiede zwischen diesen mehr oder minder, in vielen Fällen sehr bedeutend 
abschwächt. Dadurch ist die Erscheinung erklärt, daß in den Verkehrstarifen 
die Durchschnittsbehandlung, .das heißt die Außerachtlassung von Kosten- 
unterschieden eine sehr große Rolle spielt: Gesetz der Nivellierung im 
Tarifwesen. Sie kann sich auf Raumbeanspruchung, Gewicht, Weglänge, 
Komfort und anderes beziehen: Die Gewichtseinheiten werden größer, in der 
Wegmaßeinheit werden mehrere Gebietsteile zusammengefaßt (Zonen), was 
bekanntlich im Weltposttarife bis zur völligen ENSEOCHLISSSUDE der Entfernungs- 
unterschiede gediehen war usw. 

Der Wertgrundsatz fordert insbesondere zur Ermöglichung der Beförderung 
geringwertiger Güter auf große Entfernungen eine bedeutende Abänderung 
des für die Wegeinheit maßgebenden Einheitssatzes, indem stufenweise für je 
eine gewisse Anzahl von Wegeinheiten ein fallender Einheitssatz berechnet wird 
(Staffeltarife). Das Maß des Preisabfalles wird dabei ausschließlich von dem 
Wertgrundsatze beherrscht. 

Weitere wichtige und vielfach mißverstandene Einzelheiten der Tarifgestaltung, 
die durch die Saxsche Theorie ihre volle theoretische Aufhellung erhalten, 
muß ich tibergehen.?) 


1) Ich hätte meines Erachtens meine Pflicht als Referent nicht erfüllt, wenn ich, 
an diese allerdings nur flüchtige Wiedergabe des Kosten- und Preisgesetzes des Ver- 
kehrs anknüpfend nicht die Stellung Saxens als Theoretiker der Wirtschaftswissen- 
schaft kurz darlegen würde. Denn Sax ist, losgelöst von seiner Stellung als volks- 
wirtschaftlicher Denker und Pfadfinder, als Verkehrstheoretiker nicht denkbar und 
nicht zu verstehen, da seine Leistungen auf diesem Gebiete nur möglich waren, weil er 
das Sondergebiet von dem festen Grunde der allgemeinen Theorie der Sozialökonomie 
aus und in stetem Zusammenhange mit dieser bebaute. 

Sax wird häufig ohne Einschränkung zur Schule der österreichischen Volkswirte 
gezählt. Eine Einschränkung ist jedoch nötig. Denn er nimmt unter diesen Volkswirten 
eine besondere Stellung durch die von ihm eingeschlagene Richtung ein. Zwar den 
Ausgangspunkt — die subjektive Wortlehre — hat er mit ihnen durchaus gemein. 
Aber er fand sich durch sie angeregt, das gesamte volkswirtschaftliche Handeln des 
Individuums psychologisch zu zergliedern, wodurch er die wirtschaftlichen Grund- 
begrifie, (Bedürfnis, Gut, Arbeıt, Wert, Kosten ...), durchwegs aus den durch das 
Verhältnis des Menschen zur äußeren Natur entstehenden und bestimmten seelischen 
Regungen gewinnt und erklärt. Das stellt sich als Entwicklung bereits vorhandener 
Keime (man denke zum Beispiel an die bekannte Definition des ‚„Bedürfnisses“‘ durch 
Herrmann) zu einer neuen Richtung dar, die allerdings auf den ersten Anlauf 
nicht sofort alle Früchte zeitigen konnte, aber gegenwärtig von anderen weiter 
verfolgt wird. Diese Forschungsweise wendet Sax systematisch auf das Gosamtgebiet 
der sozialökonomischen Beziehungen an. 

© 
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An diese grundlegenden Erörterungen der wirtschaftlichen Eigenart und 
Gesetze des Verkehres und der Verkehrsmittel schließen sich ebenso bedeutende 
Ausführungen über die Verkehrsmittel als Objekt der Gemeinwirtschaft. 
Sax beginnt mit einer kurzen Darlegung des Wesens der Gemeinwirtschaft, 
deren Grundkraft, der Kollektivismus in dem Streben der Verbandsmitglieder 
nach allgemeiner Wohlfahrt oder dem öffentlichen Wohle gipfelt und für 
die Gemeinwirtschaft dasselbe bedeutet, wie der Drang nach Erhaltung 
und Entfaltung des Einzelnen für die Individualwirtschaft. Diese Welt des 
Kollektivismus tritt überall dort in die Erscheinung und ist dort berechtigt, wo 
die Privatwirtschaft sich aus irgendeinem Grunde tatsächlich nicht betätigt (die 
Tätigkeit aber der allgemeinen Wohlfahrt dient) oder durch die Privatwirtschaft 
der höchste kollektive Nutzen nicht erreicht wurde, oder endlich, wo es sich 
um kollektiven Dauernutzen handelt, der sich auf entlegene Zeiträume erstrecken 
soll, welche die Privatwirtschaft ihrer Natur nach nicht ins Auge fassen kann. 
Außer dieser unmittelbaren Selbsttätigkeit des kollektivistischen Verbandes 
ist noch ein, die Privatwirtschaft beeinflussendes, und zwar regelndes oder 
hemmendes oder ordnendes Eingreifen der Gemeinwirtschaft festzustellen. Im 
Anschluß an Knies: ‚Die Eisenbahnen und ihre Wirkungen“ hat Sax diese 
drei Anlässe gemeinwirtschaftlicher Selbsttätigkeit schon seiner Theorie in der 
ersten Auflage zugrunde gelegt, hierauf in der „Grundlegung“. den positiven 


Indem er den wirtschaftenden Menschen zuerst als lediglich der äußeren Natur, 
der Bedingung seines Daseins, seiner Erhaltung und Entfaltung gegenüberstehend ins 
Auge faßt, werden die einfachen, rein wirtschaftlichen Beziehungen und Tatsachen klar- 
gelegt, die in ‚Begriffe‘ gefaßt, frei von jeder einseitigen privat- oder gomeinwirt- 
schaftlichen Färbung das Grundrüstzeug jeder wirtschaftlichen Erkenntnis, ins- 
besondere des rein wirtschaftlichen Denkens ergeben, die sich aber infolge der 
Einheit des wirtschaftenden Menschen sowohl in der Individual-, als auch in der 
Gemeinwirtschaft vorfinden müssen, freilich jeweils durch die besonderen Formen und 
Bedingungen der beiden großen Zweige der Wirtschaft abweichend gestaltet. 

Sodann entwickelt Sax in gleicher Weise die wirtschaftlichen Beziehungen und 
Tatsachen, die dem sozialen Wesen des Menschen ihre Entstehung verdanken und end- 
lich die besondere Gestaltung, welche die rein wirtschaftlichen und sozialen Begriffe 
in der Individual- und in der Gemeinwirtschaft annehmen. Wesentlich ist dabei, daß 
er die Individualwirtschaft aber nicht als völlig isolierte Einzelwirtschaft (Robinsonade) 
sondern als in engster Verbundenheit mit den übrigen Individualwirtschaften und der 
Gemeinwirtschaft stehend, also stets als sozial bedingte Wirtschaft auffaßt. 


Daß sich bei dieser Grundauffassung und Methode eine Anzahl wesentlicher 
Abweichungen von der Lehre der österreichischen Grenznutzler ergaben, ist selbst- 
verständlich, da diese zunächst ihre Grundbegriffe in Einstellung ihres Gesichts- und 
Gedankenfeldes lediglich auf die Privatwirtschaft entwickeln. So kommt Sax 
zum Beispiel in folgerichtiger Durchführung seines Grundgedankens zur Einschränkung 
des Gutsbegriffes auf Bestandteile der äußeren Natur, das heißt zur Ablehnung der 
sogenannten inneren Güter, zur Ausscheidung der Arbeit und der Dienstleistungen 
aus dem Gutsbegriffe usw. Dies bildet dann einen wesentlichen Punkt für seine 
Theorie der Staatswirtschaft. Ganz wesentliche Abweichungen von den Lehren 
Böhm-Bawerks und Wiesers sind in seinem 1916 erschienenen kritischen Werke: 
„Der Kapitalzins‘‘ enthalten, welche Schrift übrigens in der vorliegenden Zeitschrift 
eine eingehonde Würdigung durch Michael Hainisch, den gegenwärtigen Bundes- 
präsidenten erfahren hat. 
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Inhalt des Begriffes der öffentlichen Wohlfahrt entwickelt und sein imponierendes 
Lehrgebäude der Staatswirtschaft aufgeführt. Und schon in der ersten Auflage 
der ,,Verkehrsmittel hat er aus dem damals noch nicht einmal voll entwickelten 
Begriffe und Wesen der Gemeinwirtschaft seine sofort allgemein als durch- 
schlagend anerkannten Gründe für die Einbeziehung der Verkehrsmittel in die 
Gemeinwirtschaft sowie für die Art und die Grenzen ihrer Beeinflussung und ihren 
Betrieb durch die Gemeinwirtschaft herausgeholt und endlich aus ihm seine 
grundlegende in der Finanzwissenschaft so ziemlich allgemein angenommene 
Unterscheidung der in der Gemeinwirtschaft möglichen Finanzprinzipien ent- 
wickelt: Prinzip der öffentlichen Unternehmung mit ihren Tax- 
preisen, der öffentlichen Anstalt mit den Gebühren und dem öffent- 
lichen Gebrauchs gute (in der ersten Auflage als öffentliches GenuB- 
gut benannt) mit den Steuern. Darauf bezügliche Ausführungen sind in die 
zweite Auflage der „Verkehrsmittel“ insoweit aufgenommen (im einzelnen noch 
klarer und eindringlicher gefaßt als in der ,,Grundlegung‘), als es mit Rücksicht 
auf die Leser dieses Werkes nötig erschien, bei denen die Kenntnis der ,,Grund- 
legung“ nicht vorauszusetzen war, und als eben die theoretischen Gründe klar- 
zulegen waren, welche die Einbeziehung der Verkehrsmittel in die Gemeinwirt- 
schaft oder die Unterstellung unter sie fordern — Ausführungen, die (man hätte 
es nicht für möglich halten sollen) heutigen Tages bei uns, in Deutschland, 
auch Italien wieder von drängendster Aktualität sind, da in diesen Ländern 
wieder Stimmen laut wurden, welche die Rückführung der mit so vielen Opfern 
und Schwierigkeiten seinerzeit errungenen Staatsbahnen in Privathände als im 
Wesen der Sache und im Vorteile des Staates gelegen, vorbereiten und fordern. 
Ich empfehle diesen Kreisen das Studium des in Rede stehenden Abschnittes 
auf das lebhafteste, dessen überzeugende Ausführungen, fern von aller Beein- 
flussung durch Tagesfragen und Tagesinteressen und Sonderbestrebungen rein 
objektiv, auf vollster Höhe wissenschaftlicher Untersuchung und Beweisführung 
stehen, daher Erkenntnisse darstellen, die nicht widerlegt werden können. Da 
ich der Wirkung eines solchen Studiums nicht vorgreifen möchte und die Aus- 
führungen, selbst einem volkswirtschaftlich Mindergebildeten keine großen 
Schwierigkeiten bieten, werde ich mich bei ihrer Darlegung der größten Kürze 
befleißigen. 

Die für dieses Eintreten der Gemeinwirtschaft maßgebenden 
Gesichtspunkte sind: Die Monopoleigenschaft der Verkehrsmittel, insbesondere 
der vollkommensten, die ein notwendiger Ausfluß des Richtungs- und Integrations- 
gesetzes des Verkehres ist. Aus ihr folgt die Forderung, daß dieses tatsächliche 
Monopol zur Hintanhaltung höchst unwirtschaftlicher Kapitalverschwendung 
in ein rechtlich verliehenes, gesichertes, umgewandelt werden muß, damit die 
Konkurrenz durch Anlage mehrerer Linien mit gleichem Verkehrszwecke ver- 
mieden wurde, womit zugleich die Privatwirtschaft, weil unwirtschaftlich, aus- 
geschlossen ist. 

Es liegt also für das Eintreten der Gemeinwirtschaft der Fall vor, daß das 
öffentliche Wohl eben nur durch sie am besten gewahrt werden kann, da mit dem 
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reinen Privatbetriebe, wie denn auch die Erfahrung überall gelehrt hat, schwere 
Nachteile untrennbar verbunden sind (monopolistische Ausbeutung der Ver- 
kehrstreibenden usw.). Das Eintreten der Gemeinwirtschaft kann sich diesfalls 
entweder als Eigenbetrieb oder durch Auflage entsprechender rechtlicher Bin- 
dungen und Verpflichtungen in der Konzession oder in besonderen Gesctzen 
vollziehen, um die Verkehrsinteressenten sowohl hinsichtlich des Preises, als auch 
der gleichmäßigen Bereitstellung und Güte der Verkehrsleistung zu sichern. 
Den Ausschlag für die gemeinwirtschaftliche Führung von Ver kehrsmitteln, die 
insbesondere die monopolistische Preisstellung dem Staate zuweist, gibt, die 
Erwägung, daß der private Verkehrsmonopolist, obwohl er unter der Einwirkung 
des Kosten- und Preisgesetzes seine Preise zwar niemals ins Uferlose steigern 
kann, seine Leistung aber naturgemäß auf das Mindestmaß einstellt, das mit der 
Aufrechterhaltung der in seinem Interesse erwünschten Nachfrage vereinbar ist, 
während die Gemeinwirtschaft sowohl hinsichtlich der Zahl wie der Güte, der 
Allgemeinzugänglichkeit und Gleichmäßigkeit der Leistung bestimmungsgemäß. 
und begrifflich den höchsten Kollektivnutzen verwirklichen muß. Sie wird also, 
um das zu sichern, jene Preisstellung vornehmen, welche gemäß dem Kosten- 
und Preisgesetze und den sonstigen gemeinwirtschaftlichen Rücksichten und 
Zwecken dem allgemeinen Wohl am besten dient. Beweis dessen die allgemeine 
Erfahrung, daß (unter normalen Verhältnissen) in den sogenannten Privatbahn- 
ländern im Durchschnitte die Tarife beträchtlich höher sind, als in den Staats- 
bahnländern. 

Ein weiterer Grund für das Eintreten der Gemeinwirtschaft im Verkehrswesen 
ist die Notwendigkeit ihrer allseitiren Entfaltung auch bei mangelndem privat- 
wirtscha:tlichem Ertrage. Denn die Verkehrsmittel kommen in der heutigen 
politischen, militärischen, wirtschaftlichen und sozialen Staatsverwaltung in 
überaus weitem Umfang als unmittelbare technische Behelfe der Staatswirksam- 
keit und Verwaltung in Betracht, deren Kosten daher auch ihr allein zufallen 
müssen (strategische Bahnen! usw.). Niemand wird ferner bezweifeln, daß zur 
allseitigen und möglichst gleichmäßigen Entfaltung des gesamten Staats- und 
Wirtschaftslebens viele Verkehrsanstalten ins Leben gerufen und betrieben werden 
müssen, die einen privatwirtschaftlichen Ertrag niemals liefern können, also 
ungebaut blieben, wenn die Gemeinwirtschaft sie nicht auf sich nähme, was 
sich theoretisch dadurch erklärt, daß eben die allseitige Entfaltung der Verkehrs- 
mittel eine unerläßliche Bedingung der Gesamtentfaltung, das heißt ein Kollektiv- 
bedürfnis ist, dessen Kosten selbstverständlich der Allgemeinheit zufallen. Der 
Kollektivnutzen also fordert und rechtfertigt die Übernahme 
auf die Gemeinwirtschaft, welche den Ausfall gegenüber der privat- 
wirtschaftlichen Rentabilität genau so tragen muß, wie die Kosten 
anderer Kollektivbedürfnisse (der Gerichtsbarkeit usw.). Man spricht hier 
von sogenannter „staatswirtschaftlicher Rentabilität“. 


Ein weiterer Grund ist die Notwendiskiet der nach allen Richtungen hin ent- 
sprechenden Organisation als Bedingung der Vollkommenheit der Verkehrs- 
mittel: Organisation, verstanden als planmäßige Einrichtung der Anlage (Netzes- 
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bildung und Dichte, Ausgestaltung der einzelnen Linien im Sinne des Intensitäts- 
gesetzes) und des Betriebes (Gleichwertigkeit der Einrichtungen, hindernislose 
Benutzbarkeit usw.), welche von der der Richtlinie des einseitigen Sonderinteresses 
folgende Privatwirtschaft niemals in gleicher Vollkommenheit verwirklicht 
werden kann, wie in der und durch die Gemeinwirtschaft. Dieser den Verkehrs- 
mitteln naturgemäß innewohnende Zug nach Organisation erstreckt sich auch 
über die Grenzen der einzelnen Gemeinwirtschaften hinaus und macht inter- 
nationale Regelungen nötig, die ohnehin stets das Eingreifen des Staates fordern 
und daher von vornherein besser wahrgenommen werden, wenn die Gemein- 
wirtschaft infolge des eigenen Betriebes die durch die internationale Regelung 
zu sichernden Verkehrsbediir:nisse kennt. Denn die Verkehrsmittel sind ein 
unentbehrliches Glied in der Ausrüstung des modernen Staates für seine Selbst- 
behauptung im Krieg und Frieden, im Kampf um das wirtschaftliche Ge- 
deihen. 

All das wird durch die Tatsachen der Wirtschaftsgeschichte erhärtet, so daß 
die oben bereits erwähnte, wieder auftauchende Forderung nach „Privatisierung“ 
der Verkehrsmittel, insbesondere der Eisenbahnen, einen nicht zu entschuldigenden 
Riickschritt in der Wirtschaftsauffassung darstellt, falls er wirklich nur der 
Ausdruck einer solchen ist. 

Verstärkt werden diese Bestimmungsgründe für das Eintreten der Gemein- 
wirtschaft in das Verkehrswesen nocb durch die Folgerungen, die sich hinsichtlich 
der Preisbildung ergeben, die als Anforderungen erscheinen, welche von den 
Verkehrsbedürftigen an die Beschaffenheit der Verkehrspreise gestellt werden 
und nur durch die Gemeinwirtschaft sichergestellt werden können: Gleichheit 
des Preissatzes für alle, richtige Preishöhe, Öffentlichkeit, Stetigkeit, Ein- 
fachheit und Klarheit und Einheitlichkeit im ganzen Lande. 

Aus den wirtschaftlichen Einsichten, welche die Preistheorie ermöglicht, ergibt 
sich dann noch die wirtschaftliche Erklärung von Abweichungen in der Tarif- 
bildung (zum Beispiel Ausnahmetarife), Anpassung an handelspolitische Rück- 
sichten usw., welche in der Regel als tarifpolitische Maßnahmen der Regierung 
bezeichnet, oft miBverstanden und zuweilen auch von einzelnen NutznieBern 
mißbraucht werden. 


Diese eben dargestellten Bestimmungsgründe bilden zugleich die Ziele der 
Gemeinwirtschaft bei ihrer Betätigung im Verkehrswesen. Die einschlägigen 
Maßnahmen dieser „Verwaltungstätigkeit‘‘ des Staates lassen sich auf die 
folgenden leitenden Gesichtspunkte zurückführen: Verleihung des rechtlichen 
Monopols und als Folge dieser Maßnahme die rechtliche Sicherung der Allgemein- 
heit und Gleiehmäßigkeit der Benutzung, die öffentlich-rechtliche Festsetzung 
der Preise, und zwar sowohl in der richtigen Höhe als auch in der richtigen Art 
(zusammengenommen als „Tarifpolitik“ bezeichnet), die richtige Disposition 
der Linien und die systematische Klassifikation der Linien im Gesamtnetze, 
die Regelung der technischen Anlage und Ausgestaltung, die Regelung des Be- 
triebes nach Maßgabe der erforderlichen Einheit im inneren und zwischenstaat- 
lichen Verkehr, alle Maßnahmen und Vorsorgen für die eigene Bau- und Betriebs- 
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führung, wenn die Privatwirtschaft hievon ausgeschlossen wird, die Regulierung der 
privatwirtschaftlichen Unternehmungen, falls solchen in der Form der dele- 
‚gierten Verwaltung Bau und Betrieb überlassen wird, durch Konzession und 
Kontrolle, endlich die Verkehrspolizei. 

Die zur Durchführung dieser Gesichtspunkte nötigen, zahlreichen Maßnahmen 
ergeben das Verwaltungs- und Beförderungsrecht des Verkehrswesens in jedem 
Land und in der zwischenstaatlichen Regelung. Sie gestalten sich selbstverständ- 
lich verschieden bei den einzelnen Verkehrsmitteln je nach deren technischen und 
wirtschaftlichen Eigenart. Die näheren Ausführungen hierüber bilden einen Haupt- 
teil der Darstellungen der einzelnen Verkehrsmittel im zweiten und dritten Bande 
des Werkes. 

Den Abschluß der „allgemeinen Verkehrslehre‘ bildet unter Anwendung der 
von Sax für die gesamte Staatswirtschaft in der „Grundlegung“ gefundenen 
Erkenntnisse auf das Verkehrswesen die Erörterung der Frage, welche gemein- 
wirtschaftlichen Verbände zur Wahrnehmung der „Verwaltung‘‘ des Verkehrs- 
wesens im eben dargestellten Sinne berufen sind und der hiebei zu beobachtenden 
Finanzprinzipien. 

In der ersten Beziehung kommt vor allem der Umfang der Zweckbereiche in 
Betracht, um die es sich eben handelt, die je nachdem ein größerer oder geringerer 
Kreis von Personen als Nutznießer der Verkehrsleistungen auftreten (als unmittel- 
bare Subjekte des Kollektivbedürfnisses), entweder mit der räumlichen Aus- 
dehnung der bezüglichen gemeinwirtschaftlichen Verbände (Staat, Land, Bezirk, 
Gemeinde) zusammenfallen, oder darüber hinausreichen, in welchem Falle 
eigene gemeinwirtschaftliche Zweckverbände geschaffen werden müssen. In der 
Wirklichkeit sehen wir denn auch die Entwicklung parallel mit der Entwicklung 
der Zwecksetzung so vor sich gehen, daB für die zuerst entstandenen großen 
Linien der Staat und mit der Verdichtung des Netzes räumlich immer engere 
Gemeinwirtschaften, bis zu den Ortsgemeinden herab, in der „Verwaltung‘‘ der 
Verkehrsmittel auf den Plan treten, eine Tatsache, in der übrigens auch die oben ' 
bei der Darstellung des Richtungsgesetzes gestreifte Klassifikation der Verkehrs- 
mittel (Haupt-, Neben- und Ortslinien mit Übergängen) zum Ausdruck kommt. 
Durch die Erscheinungen auf diesem Gebiete wird ein ziemlich strittiges 
Gebiet des sozial-wirtschaftlichen Lebens ganz klar, nämlich: daß auch die 
engeren Verbände ihre eigenen gemeinwirtschaftlichen Zwecke setzen und ver- 

folgen, für die sie dann aber auch durch ihre eigene Wirtschaft, durch ihre eigenen 
Mittel aufzukommen haben: die „Selbstbestimmung“ oder Autonomie im 
wahren Sinne des Wortes, zum Unterschiede von der „Selbstverwaltung“, 
die zum Vorschein kommt, wenn es sich um die von der Natur des Zweckes ge- 
forderte örtliche Durchführung allgemeiner Kollektivzwecke eines umfassenden 
Verbandes handelt, indem einem „Selbstverwaltungskörper“ nur die Durch- 
‘ führung, aber nicht die Zwecksetzung und Normgebung selbst zukommt. Wieder 
ein Punkt, der im Verkehrswesen in weitem Umfange zur Anwendung kommt, 
in der Praxis sowohl häufig irrig aufgefaßt, als auch irrig durchgeführt wurde. 
Die scharfe Erfassung und Feststellung der Art und des Umfanges des vorliegenden 
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Kollektivbedürfnisses bringt die nötige Klärung, was insbesondere gegenüber von 
politischen Parteien und Privatinteressenten von Wichtigkeit ist, die das enger 
begrenzte Bedürfnis als ein allgemeines, den umfassenden Verband betreffendes 
hinzustellen wissen und dadurch eine sie selbst begünstigende Verteilung der 
finanziellen Lasten erzielen wollen. 

Was nun die bei der Führung der Verkehrsmittel anzuwendenden Finanz- 
prinzipien anbelangt, so gewinnt Sax die schlüssige Entscheidung hierüber 
aus dem von ihm dareelegten Wesen der Kollektivbedürfnisse und ihrer 
räumlichen und persönlichen Abstufungen. Er unterscheidet, wie ich schon 
kurz angedeutet habe, Kollektivbedürfnisse von uneingeschränkter Allgemein- 
heit und unausscheidbarer Nutzwirkung für sämtliche Verbandmitglieder, 
woraus sich der Schluß ergibt, daß auch sämtliche Mitglieder zur Kostendeckung 
herangezogen werden müssen — die gemeinwirtschaftliche Kategorie der 
„Steuer“ —, die Nutzwirkung im einzelnen Falle jedoch ohne besonderes Entgelt 
beziehen — Finanzprinzip des „öffentlichen Genußgutes“; ferner Kollektiv- 
bedürfnisse, deren Nutzwirkung ausscheidbar Einzelnen oder kleinen Gruppen 
von Verbandmitgliedern zugute kommt, für die aber der ganze Verband aus 
einem der oben erwähnten Anlässe seines Eintretens zu sorgen hat, mit der 
Wirkung, daß für die Kosten im vollen Umfange (auch Tilgung und Verzinsung 
umfassend) die einzelnen Interessenten aufzukommen haben, falls sie die ent- 
sprechende kollcktivistische Leistung in Anspruch nehmen — die gemeinwirt- 
schaftliche Kategorie der „Taxpreise‘‘ — Finanzprinzip der „öffentlichen 
Unternehmung“; und endlich Kollektivbedürfnisse, deren Befriedigung zwar 
auch ausscheidbar einzelnen Verbandmitgliedern zugute kommt, aber in 
der Art, daß es im allgemeinen Verbandinteresse liegt, daß jedes Verband- 
mitglied im Bedarfsfalle den betreffenden Zweck in einem der Gesamt- 
lebensführung entsprechenden Ausmaß erreichen kann, mit der Wirkung, 
daß die Vergütung für die gemeinwirtschaftlieh dargebotene Leistung so niedrig 
gestellt wird, daß jedes Mitglied nach seinem Wertstande in der Lage ist 
die. Leistung in Anspruch zu nehmen und der Verband als Ganzes den 
Ausfall in der Kostendcekung als allgemeine Verbandausgabe (Steuer) über- 
nehmen muß — gemeinwirtschaftliche Kategorie der „Gebühren“ — Finanz- 
prinzip der „öffentlichen Anstalt“. 


Es leuchtet ohne weiteres ein, daß je nach der Natur der einzelnen Verkehrs- 
bedürfnisse (und selbstverständlich auch nach der allgemeinen politischen und 
wirtschaftlichen Lage des Staates) das anzuwendende Finanzprinzip zu be- 
stimmen ist; zum Beispiel bei den öffentlichen Wegen heute in aller Regel das 
Steuerprinzip des öffentlichen Genußgutes, bei der Nachrichtenbeförderung das 
Gebührenprinzip der öffentlichen Anstalt, bei den Eisenbahnen die Taxpreise 
der öffentlichen Unternehmung. Das konkrete Ausmaß der für die Verkehrs- 
leistungen zu entrichtenden Preise kann selbstverständlich auch durch die etwa 
sonst noch obwaltenden gemeinwirtschaftlichen Rücksichten und Zwecke beein- 
flußt werden, zum Beispiel durch eine beabsichtigte Förderung oder Hemnung 
des auswärtigen Handels usw., usw. 
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E; waltet übrigens auch in dieser Beziehung ein Entwicklungsgesetz ob: ein 
Aufeinanderfolgen der einzelnen Finanzprinzipien, selbst bezüglich eines und 
desselben Verkehrsmittels. Anfangs kann, wenn nicht die ganz besondere Eigenart 
ein anderes gebietet, jedes Verkehrsmittel als öffentliche Unternehmung betrieben 
werden und mit der zunehmenden Verkehrsintensität, also mit der Ausweitung 
des räumlichen oder personellen Umfanges des vorliegenden Kollektivbedürfnisses 
kann der Übergang zum Gebührenprinzip und endlich zum Steuerprinzip nötig 
werden, wofür icbasondere das Strabenwesen als Beispiel dient. Für die bezüg- 
liche Entscheidung ist aber, wie die eben gegebene Klarstellung des uud 
liegenden wirtschaftlichen Verhältnisses ersichtlich dartut, weder die Höhe des 
Kapitals an und für sich noch der Umfang seiner Tilgung maßgebend. 

Aus dem von Sax so entwickelten gemeinwirtschaftlichen Wesen der Verkehrs- 
mittel lassen sich endlich noch die Erscheinungen ableiten, die bei dem Betriebe 
von Verkehrsmitteln durch Private obwalten. Die Gemeinwirtschaft bedient sich in 
solchem Falle aus Gründen, die bei der Darstellung der Anlässe für das Eintreten 
der Gemeinwirtschaft bereits angedeutet wurden, der Privatwirtschaft zur Ver- 
folzung ihrer (der Gemeinwirtschaft) Zwecke und legt ihr daher alle jene Bin- 
dungen auf, welche das gemeinschaftliche Interesse in der notwendigen Art und 
im erforderlichen Umfange sicherstellen sollen. Der hiefür von Sax schon in 
der ersten Auflage der ,,V erkehrsmittel angewendete Beeriffsname ,.delecierte 
Verwaltung“ bezeichnet genau und erschöpfend das Wesen der Erscheinung; 
die hiefür notwendigen Maßnahmen ergeben den Inhalt der allgemeinen Gesetze 
und der den einzelnen privaten Unternehmungen erteilten Konzessionen. Die 
Ausführungen hierüber sind in ihrer meisterhaften Kürze und Präzision ein Muster- 
beispiel Saxscher wissenschaftlicher Arbeitsweise. In die Einzelheiten einzu- 
gehen, erscheint an dieser Stelle wohl nicht nötig. 

Im Anhang werden dann noch die in der Wasser-, Gas- und Elektrizitäts- 
versorgung waltenden gemeinwirtschaftlichen Erscheinungen, die in ihrem Wesen 
vollkommen mit den analogen Erscheinungen bei den eigentlichen Verkehrsmitteln 
übereinstimmen, dargestellt, insbesondere bezüglich der elektrischen Kraft- 
leitungen. Den Abschluß bilden aus äußeren Gründen der Verteilung des Stoffes 
die Erörterungen über den Luftverkehr. 

Nun habe ich noch, entsprechend meinen einleitenden Bemerkungen, tiber 
den dritten Band der „Verkehrsmittel“, enthaltend die Anwendung der in der 
„allgemeinen Verkehrslchre‘ gefundenen Ergebnisse auf die Eisenbahnen, zu 
berichten. 

Den volkswirtschaftlichen Begriff der Eisenbahn entwickelt Sax, abweichend 
von der ersten Auflage in Anlehnung an die bekannte Entscheidung des deutschen 
Reichsgerichtes vom 17. März 1879, die in einem Satze von elf langen Zeilen zwar 
recht weitschweifig, aber im Wesen richtig die Begriffsmerkmale enthält. Der 
Aufgabe entsprechend, die Eisenbahn lediglich von wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten aus zu behandeln, nimmt Sax jedoch zunächst eine Einschränkung des 
Begriffsumfanges auf öffentliche Eisenbahnen vor, ferner auf die vollent- 
wickelte Erscheinung, bei der eine mechanische Triebkraft verwendet wird, weil 
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erst damit die intensive Gestaltung erreicht ist, bei welcher die in der „allgemeinen 
Verkehrslehre‘‘ entwickelten allgemeinen Gesetze zur Geltung kommen. Die in 
der erwähnten Begriffsbestimmung aufgezählten Begriffsmerkmale sind über- 
wiegend technischer Natur. In ihrem. Zusammenwirken bedingen sie aber alle 
die wirtschaftlichen Vorkehrungen und Besonderheiten, die die Eisenbahn zu 
einem von allen anderen verschiedenen Verkehrsmittel machen, das ein eigen- 
geartes wirtschaftliches Wesen und eigengeartete wirtschaftliche Wirkungen 
zeigt. Umstände, die ebenso viele Arten von Eisenbahnen besonderer wirtschaft- 
licher Bedeutung mit sich bringen. 

Die untrennbare Verbindung von technischer Geartung und Wirkung und 
wirtschaftlicher Wesenheit und Wirkung, die bei der Eisenbahn eine besonders 
große Rolle spielt, erfordert aber bei der wissenschaftlichen Behandlung eine 
strenge Scheidung. Sax hat dies von Anfang seiner wissenschaftlichen Betätigung 
an klar und grundsätzlich als Voraussetzung für die richtige Abgrenzung der 
Nationalökonomie von der Technik und für die richtige, rein wirtschaftliche 
Fassung ihrer Begriffe und Gesetze entwickelt. Im Sinne dieser Scheidung ist 
nach Sax Gegenstand der Wirtschaftslehre die Regelung von Stoff- und Arbeits- 
aufwand bei der Erhaltung und Entfaltung unseres Dasein unter dem Drucke der 
Knappheit der von der Natur gebotenen Mittel-Technik, aber die Anwendung 
der Naturerkenntnis beim Sach- und Arbeitsaufwande. Die Technik muß daher 
bei allen ihren Betätigungen die Abhängigkeit unserer Lebensführung von den in 
der äußeren Natur gegebenen Lebensbedingungen stets im Auge behalten, das 
heißt sie muß wirtschaftlich ausgerichtet und geleitet sein, wenn sie nicht mehr 
schaden als nutzen will. In der Wissenschaft strenge, reine Scheidung, in der An- 
wendung engste Verbindung! 

Abweichend von der Reihenfolge der Erörterungen im ersten Bande lest 
nun Sax die besonderen Gründe dar, welche die Eisenbahn in hervorragendstem 
Maße als Objekt der Gemeinwirtschaft erscheinen lassen. Die Ausführungen sind 
zum großen Teil mit denen der ersten Auflage identisch, nur kürzer gefaßt und 
durch Beispiele aus der Eisenbahngeschichte der neuesten Zeit belegt. Ich möchte 
besonders auf die Ausführungen über England und Amerika hinweisen, die gerade 
für unsere Gegenwart besonders lehrreich sind. Hierunter sind die Erörterungen 
über die Konkurrenz im Eisenbalinwesen, namentlich in den Knotenpunkten, 
im Hinblick auf die so vielfach gänzlich mißverstandenen Kartelle der Eisen- 
bahnen auch von praktischer Bedeutung. 


Aus der Lehre von den Verwaltungsaufgaben des Staates im Eisenbahnwesen 
möchte ich nur die Entwicklung der Begriffe der verschiedenen Arten von Eisen- 
bahnen hervorheben, für welche die örtliche Lage und Aufgabe im ganzen Netze 
und ihre wirtschaftliche Bedeutung die Einteilungsgründe bieten: Haupt- 
bahnen, die den der Art. und Menge nach stärksten Verkehrsbedürfnissen 
des Gesamtverbandes dienen; Nebenbahnen, die minder starke Verkehrs- 
bedürfnisse engerer Gebiete im Anschlusse an die Hauptbahnen befriedigen; 
Lokal- und Kleinbahnen, die den Bedürfnissen der engsten örtlichen Ge- 
biete dienen. 
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Große praktische Wichtigkeit kommt der von Sax aufgestellten Unter- 
scheidung eines weiteren und engeren Verkehrsgebietes der Eisenbahnen zu, in 
welchen die Wirkungen dieses Verkehrsmitiels einen sehr bezeichnenden ver- 
schiedenen Grad erreichen, ferner innerhalb der Lokal- und Kleinbahnen die Her- 
vorhebung der Personenbahnen in den örtlichen Siedlungen, die ohne Zusammen- 
hang mit dem allgemeinen Netze dem zumeist äußerst intensiven Verkehr dieser 
Stätten dienen, was für ihre Anlage und Ausgestaltung, für die Bestimmung des 
für sie zuständigen gemeinwirtschaftlichen Verbandes und des anzuwendenden 
Finanzprinzips bestimmte Wirkungen hat, endlich der dem Güterfernverkehr 
innerhalb des engeren Verkehrsgebietes von Haupt- und Nebenbahnen dienenden 
Lokalbahnen, welche den vor ihrem Entstehen vom Straßenverkehr besorgten 
Verkehr von und zur Bahn durchführen, sobald er eine gewisse Intensität erreicht 
hat. Diese treffenden Unterscheidungen klären gewisse praktische Fragen in 
einfacher Weise. 

Als Folgen der Monopoleigenschaft der Eisenbahn werden dann der Transport- 
zwang und die Pflicht der Gleichbehandlung im einzelnen dargestellt, wobei wieder 
sehr lehrreiche Hinweise auf England usw. die erforderliche Konkretisierung 
ergeben. Für die Wahl des Finanzprinzips bei der Eisenbahn kommt, wie eine 
kurze Überlegung dartut, bis auf weiteres, wohl nur die öffentliche Unternehmung 
mit voller Kostendeckung auf der einen und möglichsten Wohlfahrtsförderung 
auf der anderen Seite, also mit Preisen in Betracht, die nach Analogie der Privat- 
wirtschaft gebildet und nötigenfalls durch Rücksichten auf mitsprechende öffent- 
liche Interessen im konkret erforderlichen Ausmaße modifiziert sind. Es könnte 
höchstens im Personenverkehr eine Annäherung an das Gebührenprinzip d. h. 
volle Kostendeckung unter Ausschluß der Tilgungs- und Verzinsungsquoten in 
Frage kommen, wenn einmal das Netz vollständig ausgebaut und der Betrieb 
nach den Bedürfnissen jedes Landesteiles völlig ausreichend ausgestaltet ist, und 
Ausfälle aus früherer Zeit gedeckt sein sollten.. 

Die vor dem Kriege in Deutschland lange sehr strittige Frage, was mit etwa 
erzielten Überschüssen der Eisenbahnen geschehen solle, beantwortet sich durch 
Anwendung der gewonnenen wirtschaftlichen Erkenntnisse ganz einfach und folge- 
richtig dahin, daß zunächst die völlige bauliche und betriebliche Ausgestaltung 
des Gesamtnetzes in dem durch das Intensitätsgesetz gefordertem Ausmaße 
durchzuführen und dann erst die etwa nach der Wirtschaftslage zu hoch befun- 
denen Tarife gemäß dem Kosten- und Preisgesetze herabzusetzen seien. Noch 
verbleibende Überschüsse sind zur Deckung anderer Staatsausgaben zu 
verwenden (Kehrseite der Notwendigkeit, einen Einnahmenausfall iniolge zu | 
niedriger aber nicht erhöhbarer Tarife aus den allgemeinen Staatseinkünften 
zu decken. Konsequenz des vorhandenen Kollektivbedürfnisses nach Eisen- 
bahnverkehr). 

Bezüglich der Verwendung der Eisenbahntarife als handelspolitisches Werk- 
zeug meint Sax, daß sie zwar nicht unbedingt auszuschließen, aber doch nur dort 
und dann anzuwenden sei, wo und wenn die übrigen handels- und zollpolitischen 
Mittel versagen, der beziigliche Zweck also nur durch positive eisenbahntarifarische 
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Maßnahmen erreicht werden kann. (Zum Beispiel Erleichterung des Bezuges oder 
Versandes von Rohstoffen usw.). 


Nach Darleeung der Formen und Mittel, durch welche die mit Rücksicht auf 
das öffentliche Wohl aufgestellten Anforderungen an das Tarifwesen der Eisen- 
bahnen verwirklicht werden, untersucht Sax insbesondere die geforderte ,,Gleich- 
heit“ der Tarife — gleich nach Maßeinheit, nicht etwa als Einheitstarif — und weist 
nach, daß die Gleichheit auch nicht bedeute, daß der Tarif im ganzen Gebiete je 
eines Staates ohne Rücksicht auf dessen Ausdehnung und die wirtschaftliche Ver- 
schiedenheit seiner einzelnen Teile gleich sein müsse. Denn gerade die durch 
einen solchen. Tarif herbeigeführte einseitige Gleichstellung aller Produktions- 
gebiete eines Staates in der Wettbewerbfähirkeit untereinander (Deutschland 
vor dem Krieg!) schaffe eine Ungleichheit der Wettbewerblage, indem dadurch 
Landesteile noch begünstigt werden, die zufolge ihrer günstigen geographischen 
Lage usw. solches gar nicht brauchen. Die finanziellen Folgen soleher Tarife zeigen 
sieh in wirtschaftlich nicht gerechtfertigten Ertragausfällen. Eine eingehende 
Darstellung widmet Sax den amerikanischen Tarifverhältnissen, insbesondere dem 
Interstate Commerce Law, das fordert, daß die Tarife ‚gerecht und vermünftie“ 
seien, ohne aber zu sagen, was darunter zu verstehen sei, und dadurch erst recht 
einen Wirrwarr und unzählige Prozesse hervorgerufen hat. Sax schließt aus der 
Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes, daß damit gemeint sei, der Tarif soll 
nicht bloß der wirtschaftlichen Lage beider Verkehrsparteien, sondern auch den 
wirtschaftlichen Bestimmungsgründen des einzelnen Falles, insbesondere auch 
den Kosten entsprechen, so daß also mit dem Worte „gerecht“ die gemeinwirt- 
schaftlichen Bestimmungsgründe, mit dem Worte „vernünftig“ die betriebs- 
ökonomisch richtige Preishöhe gemeint sei. Seit 1910 besitzt die durch das Gesetz 
eingesetzte Kommission das Recht, die finanzielle Lage der Eisenbahnen zu unter- 
suchen und danach frei zu entscheiden, ob der geforderte Tarif ‚gerecht und 
vernünftig‘ sei, was weit über das Maß dessen hinausgeht, was in Europa irgend- 
einer Staatsverwaltung gegenüber einer Privatbahn zusteht. 

Die Ausführungen über die planmäßige Netzesbildung, Einheitlichkeit der 
Anlage und des Betriebes, durchgehenden Verkehr, Frachtrecht und Bahnpolizei 
muB ich übergehen; kann nur andeuten, wie auch die zwischenstaatliche Ver- 
einheitlichung auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens immer weiter schreitet, daß 
die heikliche Frage der Beschaffung der notwendigen Kapitalien seitens der in 
Betracht kommenden kollektivistischen Verbände durch die Anwendung der 
über die Finanzprinzipien gewonnenen Erkenntnisse leicht und einleuchtend 
gelöst werden kann. 

Einen Glanzpunkt des Werkes bildet der folgende Abschnitt über das „Eisen- 
bahnsystem‘, das heißt die Entwicklung der für die konkrete Entscheidung der 
Frage, ob Privatbahn-, Staatsbahn- oder gemischtes System in einem Lande 
zu wählen sei, naßebärden: aus der wirtschaftlichen und technischen Natur der 
Eisenbahnen und den Aufgaben der Gemeinwirtschaft gegenüber den Eisen- 
bahnen hervorgehenden Bestimmung-griinde und der in der bisherigen Eisen- 
bahngeschichte und Literatur usw. verfochtenen Ansiehten. Wenn auch vieles 
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von den letzteren nur mehr geschichtliches Interesse bieten kann. so ist doch die 
allgemeine Frage. namentlich in Deutschland, Österreich und Italien unter dem 
Drucke der schweren Ertragsausfalle der letzten Jahre wieder aufgetaucht. Der 
ganze Abselinitt hat dadurch geradezu aktuelles Interesse erlangt. Nach rein 
wissenschaftlicher, auf reifer Theorie und richtig beobachtete Praxis gestützter 
Darlexune kommt Sax zu dem Schlusse, daß zwar eine allgemeine gültige Ent- 
scheidung der Frage nicht möglich sei, daß aber dort, wo die allgemeinen staat- 
lichen und wirtschaftlichen Zustände die Konzentration der Eisenbahnen in 
einer Hand verlanzen, dies nur die Hand des Staates sein kann. Das ist auch durch 
die Tatsache bewiesen. daß die Entwicklung überwiegend bereits in diesem Sinne 
entschieden hat und daß auch in den noch beim Privatbahnsystem verharrenden 
Ländern die unbefangene Beobachtung ein immer weiteres Vordringen des 
Verstaatlichuneseedankens feststellen kann. 

Der folgende Abschnitt Die Organisation der Eisenbahnen‘, der in der ersten 
Auflave fehlte. entwickelt aus den inneren Bestimmungsgründen der hicher 
zahlenden Maßnahmen in ihrem Zusammenhange mit der gesamten Wirtschaft, 
die Einrichtungen. welche der Staat zu treffen hat, um seine Aufgaben im Ver- 
kehr-wesen zu erfüllen. ferner die Ghederung, die Zuständigkeit der von den 
einzelnen Eisenbahnunternehmungen zur Durehführung ihrer Aufgaben einzu- 
richtenden Dienststellen und die Vorsorgen für die Abwicklung der Dienst- 
veschiifte, Die Kenntnisnahme dieser Ausführungen wäre geeignet gewesen, viele 
unbeereifliche Äußerungen und Forderungen zu verhindern, die insbesondere 
bei uns in Österreich über die anzustrebende Neuregelung unserer Bundesbahnen 
in den letzten Monaten laut wurden. 

Aus dem folgenden Abschnitte über die „Ökonomik der Eisenbahnen“, das 
heißt den allgemeinen wirtschaftlichen Gesichtspunkten für die Durchführung 
der technischen und wirtschaftlichen Zweekhandlungen, die bei der Anlage und 
dem Betriebe von Eisenbahnen vorfallen und sich aus dem wirtschaftlichen Wesen. 
der technischen Eigenart und den wirtschaftlichen Aufgaben der Eisenbahnen 
ereeben, möchte ich noch die tiefdringenden, ausgezeichneten Ausführungen 
über die Kostengestaltung als Grundlage der Betriebsökonomie sowie über den 
Tarifautbau und die Tarifbemessung vom volkswirtschaftlichen Standpunkte 
hervorheben. Es ist selbstverständlich, daß sie die im ersten Bande für alle Ver- 
kehrsmittel entwickelten Lehrsätze auf die bei den Eisenbahnen vorfindlichen 
besonderen Verhältnisse anwenden. 

Von den beiden Bestandteilen der „allgemeinen Kosten‘ erfordern die ine: 
und Tilgungskosten als jeweilig gegebene Größe, die innerhalb des relativen 
Inten-itätsmaximums von der Verkehrsdichte, also den Betriebskosten unab- 
hangig ist. ihre Deckung aus dem Reinertrage oder wenn keiner vorhanden ist, 
entweder je nach Umständen durch Schuldaufnahme oder durch Zuschüsse ans 
den allgemeinen Einnahmen der die Eisenbahn betreibenden Gemeinwirtschaft. 
Finanziell gleich stehen ihnen die Erneuerungskosten, wogegen die Erhaltungs- 
kosten reine Betriebsausgaben sind und daher in der Betriebsrechnung zu er- 
schemen haben. Manchmal werden mit ihnen zusammengenommen auch die 
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Erneuerungskosten als „Abnutzungsquote" in der Betriebsrechnung durchgeführt, 
der Reinertrag daher dadurch vermindert, was bedenkliche finanzielle Folzen 
(bei der Steuerbemessung, Tantiemenbestimmune u. a.) haben. für die Tarif- 
bemessung aber wichtig sein kann. Alle Kosten, die über den Ersatz des einmal 
aufyewendeten stehenden Kapitals hinausgehen (Zubauten usw.) gehören also. 
ohne Rücksicht auf ihre Höhe, nicht zu den Betriebskosten, sondern auf die 
stets „offen“ zu haltende Bau- oder Anlagerechnung. 

Für die Wirtschaftlichkeit des Betriebes ungemein wichtig ist die richtize 
Zergliederung und Buchung der Betriebskosten, weil sich daraus für die zu er- 
sreifenden Maßnahmen verläßliche Richtlinien ergeben. Nur darf dabei nie ver- 
zessen werden, daB die daraus gewonnenen Verhaltnisziffern für die vergleichende 
Beobachtung einzelner Verwaltungen fast niemals, und ohne die eingehendste 
Einzelzerlegung und Beobachtung unbedingt niemals brauchbar sind, da die für 
ihre Entstehung und Höhe maßgebenden Umstände bei jeder Unternehmung 
andere sind und auch vielfach abweichende Buchung:grundsätze in Anwendung 
stehen. Von besonderer Wichtigkeit ist das aus diesen Kostenvergleichungen 
sich ergebende Verhältnis zwischen ,,Arbeits- und Materialquote‘, weil es den Ver- 
waltungen die Richtung zeigt, in welcher sich ihre wirtschaftlichen Maßnahmen 
zu bewegen haben. 

In den Jahren vor’ dem Kriege war fast in allen Eisenbahnländern die Er- 
scheinung zu beobachten, daß die Betriebskosten, die in den Siebzigerjahren des 
vorigen Jahrhunderts sich ungefähr gleich den Kapitalskosten stellten (also 
50 Prozent der Gesamtkosten) stetig zugenommen haben. was durch die Erhöhung 
der Lohn- und Materialquote verursacht wurde. 

Äußerst wichtig für die Betriebsökonomie ist die Unterscheidung der Nutz- 
und Lastleistungen und deren Kosten innerhalb je eines Intensitätsmaximums. 
Für diese Feststellung muß die Zergliederung der Lastleistungen nach den bei den 
Eisenbahnen vorkommenden Hauptdienstzweigen so genau als möglich durch- 
eführt und eine sogenannte Buchungsordnung aufgestellt werden, welche für 
die Betriebsrechnung als Grundlage dient. Dadurch wird dann die Scheidung der 
Lastleistungskosten in „General- und Spezialkosten‘ ermöglicht, die insbesondere 
bei der Bestimmung der Beförderungspreise eine wichtige Rolle spielt und eine 
Reihe von theoretischen Erkenntnissen über gewisse Erscheinungen des Tarif- 
wesens ermöglicht, welche ohne sie nicht verstanden werden können. Nach einer, 
allerdings nicht ganz verläßlichen, für das Jahr 1900 aus den Erfolgziffern der ehe- 
maligen österreichischen Nordbahn durchgeführten Berechnung dürften sich vor 
dem Kriege die Spezialkosten auf 55 Prozent, die Generalkosten auf 45 Prozent 
der gesamten Betriebskosten belaufen haben. Die Spezialkosten können nun 
nach ihren Quellen (Zugkosten, richtiger Wagenachskosten, ferner nach Durch- 
schnittseinheiten: Personenplätzen, Güterarten u. a.) aufgeteilt werden und im 
dargestellten Sinne dann zu vergleichenden Betrachtungen verwendet und eben- 
falls zu Anlässen für bestimmte Betriebsmaßnahmen genommen werden. 

Von dieser Einteilung wohl zu unterscheiden ist die in „feste‘‘ und ,.ver- 
änderliche‘‘ Kosten, die sich, was wohl zu beachten, auf die Gesamtkosten bezteht 
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und ebenfalls zu Vergleichen benutzt werden kann, wieder aber mit dem oben 
gemachten Vorbehalte größter Vorsicht. Bei dieser Einteilung bilden die Kapital- 
kosten und die Generalkosten des Betriebes zusanımengenommen die „festen“, 
die Spezialkosten des Betriebes die „veränderlichen‘‘ Kosten. Solange Kapital- 
und Betriebskosten ungefähr gleich sind und die Spezialkosten, wie bekannt, 
einen größeren Teil der Betriebskosten ausmachen, kann man diese letzteren 
auf ungefähr ein Viertel bis ein Drittel der Gesamtkosten anschlagen. 

Die Kosten der Nutzleistungen hängen davon ab, in welcher Anzahl diese 
leistungen auftreten und als Divisor bezüglich der Kapital- und Lastleistungs- 
kosten wirken. Als Einheiten für die Aufteilung der Nutzleistungen kommen die 
beförderten Personen und die Gewichtseinheiten der Güter bezogen auf die 
Wegeinheit, also Personenkilometer, Tonnenkilometer in Betracht. Es künnen 
natürlich sowohl die Gesamtkosten, die gesamten Betriebskosten und endlich 
die Spezialkosten des Betriebes auf die Nutzleistungen aufgeteilt werden, was 
verschiedenen Zwecken dient. Nur darf keine Verwechslung mit den Kosten der 
Lastleistungen eintreten, weil bei einer solchen Aufteilung der größte Teil der 
Spezialkosten als feste Kosten wirkt und das Ergebnis ein ganz falsches Bild 
geben würde. Die Aufteilung der Nutzleistungskosten ist insbeondere in gewissen 
Fällen der Tariferstellung wichtig. 

Aus der hier natürlich nur angedeuteten Kostenanalyse leitet Sax sodann eine 
Reihe von Folgerungen für die Betriebsökonomie ab, die auf diese Weise einwand- 
frei wirtschaftlich erklärt und aus der bloßen Routine herausgehoben wird. 

Es ergibt sich als oberster Leitsatz der Grundsatz der Massennutzung, 
den wir schon beim Intensitäts- und Kostengesetze des Verkehres in seinen 
Grundzigen kennen gelernt haben und der dahin ausgedrückt werden kann, 
daß es Aufgabe der Betriebstechniker sei, tote Zeit, tote Last und tote Kraft 
möglichst zu vermeiden. Um dies zu ermöglichen, müssen die Selbstkosten des 
Betriebes stetig genau ermittelt und beobachtet werden, eine sehr umständlich 
und kostspielige Aufgabe. Daß daneben selbstverständlich die Beobachtung der 
höchsten Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit im Betriebe einher gehen muß, braucht 
wohl nur angemerkt zu werden. Ein hindernder Umstand in dieser Beziehung sind 
die im Betriebe vorkommenden Antinomien, da oft eine aus bestimmten Gründen 
erwünschte Betriebsmaßnahme gewisse unerwünschte Folgen nach sich zieht, 
zum Beispiel die zur klaglosen Abwicklung des Zugverkehres notwendige Speziali- 
sierung der Züge nach Schnell-, Personen-, Gütereilzügen u. a., erhöhte Kosten, 
Störung des rentablen Güterzugverkehres durch neu eingelegte Schnellzüge usw. 

Am ungünstigsten steht es noch immer mit der Vermeidung der toten Zeit, da 
eine ununterbrochene Ausnutzung des Fahrparkes und Personals zwar das 
Ideal, aber eben als solches nie erreichbar ist. 

Die Einrichtung des Betriebes nach den durch die Ökonomie und die Bea 
des zu bewältigenden Verkehrs gebotenen Maßnahmen weist derart charakte- 
ristische Züge auf, daß sich demnach deutlich unterschiedene Betriebsweisen 
ausgebildet haben: Hauptbahn-, Nebenbahn- und Lokalbahnbetrieb, worauf 
ich hier natürlich nicht einzugehen habe. 


Dit- Berichte und Sammelbesprechungen. 


In dem nun folgenden Abschnitte: Tarifaufbau und Tarifbemessung stellt 
Sax die betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkte dar, welche bei der Preis- 
bestimmung der Eisenbahnen von derem Standpunkte aus in Betracht kommen. 
Die gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkte sind, wie bekannt, schon in dem 
Abschnitte über die Aufgaben der Gemeinwirtschaft im Verkehrswesen erörtert 
worden. Durch diese Scheidung sind diese beiden verschiedenen Leitgedanken 
genau auseinandergehalten, was methodologisch den Vorteil bietet, alle nach 
dem gleichen Gesichtspunkte zu beurteilenden Maßnahmen untereinander in 
Beziehung zu setzen und in geschlossener Entwicklung darzustellen. Ein auf das 
Tarifwesen allein beschränktes Lehrbuch müßte natürlich anders verfahren. 

Das Kosten- und Preiseesetz des Verkehres liefert auch für die hier 
zu entwickelnden Aussagen die grundlegenden Erkenntnisse und Richtlinien: Die 
Preise nach den Gesichtspunkten der Wertung (für die Leistungsabnehmer) und 
die Kosten (für die Verwaltungen) in der Weise zu bestimmen, daß durch die 
gegenseitige Wechselwirkung einerseits das höchste Ausmaß der Ausnutzung der 
Anlagen (Verkehrsdichfe) damit auch die erreichbar größte Billigkeit für den 
Leistungsabnehmer und anderseits durch die Heranziehung aller nach ihren: 
Individualwertstande noch in Betracht kommenden Abnehmer das höchste Aus- 
maß des Ertrages für die Verwaltung erzielt werde. Die Beobachtung dieser 
gegenseitigen Wechselwirkung setzt den Theoretiker in die Lage, die zugrunde 
liegenden wirtschaftlichen Vorgänge richtig zu erfassen und dem Praktiker, die 
notwendigen Maßnahmen richtig zu treffen. 

Die die Kostengestaltung beeinflussende Unterscheidung in absolute und 
relative Tara. zum Beispiel, erklärt im Güterverkehre die wesentliche Verschieden- 
heit der Tarife für Reisegepäck, Expreßgut und Eilgut (weil bei diesen die relative 
Tara besonders groß ist), von denen für die gewöhnlichen Frachtgüter; bei diesen 
wieder den Unterschied zwischen Stückgütern, halben und ganzen Wagenladungen. 
ferner zwischen Personen- und Grütertarifen im allgemeinen. Dort, wo die relative 
Tara bei gewissen Gütern eine erhebliche faßbare Minderung aufweist, wird 
dies zum Anlasse für die Erstellung besonderer Tarife, zum Beispiel für die Auf- 
gabe von Gütern. die in ganzen geschlossenen Zügen befördert werden können usw. 
Auch die Weite. auf die einzelne Sendungen zu befördern sind, gewinnt einen er- 
heblichen Einfluß auf die Selbstkosten und auf die Höhe des Tarifs (Staffeltarife). 

Wirtschaftlich wichtiger, und zwar sowohl für die Verwaltungen als auch für 
die Leistungsabnehmer ist aber der Wertgesichtspunkt, der, wie wir schon aus 
der „allgemeinen Verkehrslehre‘“ wissen, bei-jeder Tarifbemessung die ausschlag- 
eebende Rolle spielen muß. der daher auch bei der sogenannten Taratarifierunr 
(Raumtarif) der wirtschaftlich vorherrschende ist und der durch die Klassifikation 
zum praktischen Ausdruck gelangt. Das Verhältnis der Preisabstufungen der 
einzelnen Güterklassen entspricht aber nicht durchwegs dem Verhältnis der 
Warenwerte obwohl dieses im allgemeinen der am leichtesten faßbare 
Umstand ist. muß vielmehr hinter ihm zurückbleiben, da sonst manchmal Preis- 
höhen zum Vorschein kämen, die die Absatzfähigkeit der betreffenden Güter 
erheblich beeinträchtigen oder ganz unterbinden würden. Da Tarif und Handels- 
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preis der Güter sich gegenseitig becinflussen und von den letzteren infolge des 
Zusammenhanges der Produktionsvorgiinge wieder der Kostenpreis anderer 
Güter beeinflußt wird, die ihrerseits wieder als Objekte der Tarifierung in Be- 
tracht kommen, so muß die Klassifikation diese vielfältigen Wechselzusammen- 
hänge stets im Auge behalten — bei der Massenhaftigkeit und Kompliziertheit 
der Fälle oft eine sehr schwierige Aufgabe. Dies und der Umstand. daß fortwährend 
neue Güter und neue Verbindungen solcher auftauchen. nötigt zu fortwährenden 
Änderungen und Erweiterungen der Klassifikation. Grundsätzliche Klagen über 
diese notwendige Folge des Güterlebens beweisen nur das Unverst tändnis des 
klagenden. 

Die bei den Staffel-, Differential- und Ausnahmetarifen zum Vorschein 
kommenden Eigenheiten werden sodann ebenfalls durch das wirtschaftliche Wesen 
des Eisenbahnverkehres klargestellt. Ich mub alle diese ausgezeichneten Aus- 
führungen sowie die über die Personentarife, Zonentarife, ferner über die so 
vielfach mißverstandenen Fragen der Preisbemessung im einzelnen, Neben- 
vebiihren, Wettbewerbtarife und Tarifgemeinschaften, über die Vergleichung 
der Tarife in bezug auf ihre Höhe und die bezügliche Entwicklung übergehen, 
sie aber lebhaftest zum Studium empfehlen. 

Der Abschnitt über die Personalwirtschaft versucht die hieher zählenden 
Maßnahmen erstmals systematisch als besonderen Zweig der Betriebstechnik 
in ihren wirtschaftlichen, sozialen und juristischen Voraussetzungen und 
Wirkungen darzustellen. Den Schluß der ..Betriebsökonomie” bilden Ausführungen 
über die Betriebsergebnisse, als Frucht und Prüfstein der Verwaltung. insbe: ondere 
über Betriebszahl und Reinertrag, woraus ich nur den Nachweis hervorheben 
kann, warum alle diese Zahlen und die darauf gegründeten Vergleiche zwischen 
mehreren Verwaltungen und selbst einer und derselben Verwaltung im Laufe der 
Entwicklung nur mit äußerster Vorsicht und nach Erforschung aller auf die An- 
derungen der Ziffern jeweils wirksam gewesenen Umstände verwendet werden dürfen. 

Die Darstellung der Entwicklungsgeschichte des Bahnwesens in den ver- 
schiedenen Ländern, meisterhaft in ihrer Kürze und der Herausstelhing des Wesent- 
lichen sowie die vortreffliche Abhandlung Beckeraths über die Wandlungen 
der Wirtschaft im Zeitalter der Kisenbahnen. welche unter tunlichster Anlehnung 
an den analogen Abschnitt in der ersten Auflage und selbstverständlieh im Ein- 
klange mit den grundsätzlichen Erörterungen Saxens in der „allgeememen 
Verkehrslehre‘‘ auch die neueste Entwicklung zur klaren Darstellung bringt, 
schließen den Band. 

Daß mit den vorstehenden Andeutungen dem Inhalte des außerordentlich 
ergebnisreichen Werkes nicht im entferntesten Genüge getan ist, wird der Leser 
aus Ihnen selbst entnommen haben. Jeder Praktiker, der über die blobe Routine 
hinaus will und jeder Wirtschaftstheoretiker, der sich em klares Bild über den 
Ablauf des gesamten Wirtschaftsprozesses schaffen will. muß das Sax sche Werk 
gelesen und verstanden haben. 


Einzelbesprechungen. 
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I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. 


Handwörterbueh der Staatswissenschaften, Vierte, gänzlich umgearbeitete 
Auflage. Herausgegeben von L. Elster-Jena, Adolf Weber-Miinchen und 
Friedrich Wieser-Wien. I. Bd. Lex.-8°. („Abbau bis Assignaten'). Jena 1925. 
Verleg Gustav Fischer. XVI und 1068 S. 

— V. Bd. Lex.-8°. („Haftpflicht bis Kries“). Jena 1923. Ebda. VIII und 
1022 S. 

In Bd. I dieser Zeitschrift (Jahrg. 1921) wurde bereits das Erscheinen der 
ersten zwei Lieferungen der neuen Autlage des „Handwörterbuches‘' angezeigt und 
auf die überragende Bedeutung des Werkes für Wissenschaft und Praxis sowie 
auf die grundsätzlichen Veränderungen hingewiesen, die vor allem durch stärkere 
Berücksichtigung der theoretischen Durcharbeitung des Stoffes, durch Zurück- 
treten der rein wirtschaftsgeschichtlichen Einstellung und durch die Verände- 
rungen im Bestande der Herausgeber bezeichnet sind. Gerade im Hinblick auf 
die Herausgeber hat das Werk, dessen erster Plan auf 1888 zurückgeht, eine 
recht bunte Geschichte, welche der jetzige Hauptherausgeber Ludwig Elster in 
einem „In memoriam übersehriebenen Geleitwort erzählt. In einem Vorworte 
der neuen Herausgeber werden die Grundsätze auseinandergesetzt, die für die 
Neugestaltung des Werkes maßgebend sind. Mit Rücksicht auf die durch den 
Krieg hervorgerulenen Veränderungen auf wirtschaftlichem und politischem 
(rebiete mußte das Werk nach den verschiedensten Richtungen hin eine Aus- 
gestaltung erfahren. 

Eine Schwierigkeit der neuen Auflage besteht darin, daß sie gerade inmitten 
der stürmischesten Umwälzung der Gesetzgebung, Statistiken und Tatsachen dex 
Wirtschaftslebens erscheint. Darum ist die Mitteilung der Herausgeber von 
größtem Werte, daß am Schlusse des ganzen Werkes Nachträge die 
nötigen Ergänzungen bringen werden, die verhindern, daß die neue Suf- 
lage teilweise schon beim Abschluß ihres Erscheinens veraltet wäre! Ebenso ist 
die Ankündigung eines ausführlichen Sachregisters von größtem Werte, denn 
durch den bisherigen Mangel einer auch nur einigermaßen zureichenden Stellen- 
lese wurde die Benützung des Riesenwerkes immer wieder erschwert. 
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Aus dem 1. Bd. möchte der Unterzeichnete außer den schon in der ersten 
Be:prechung hervorgehobenen neuen Aufsätzen besonders hervorheben: die Neu- 
bearbeitung der Aufsatzreihe „Armenweren", deren Einleitung Klumker brinset, ' 
gegenwärtig zweifellos der beste Kenner des ganzen Stoffes, deren Geschichte 
Laum (Frankfurt a. M.), deren Gesetzgebung Diefenbach (Erbach i. Od.) und 
Bartsch (Wien) und deren Statistik Wilhelm Feld (Daımstadt) behandeln. Daß 
diese Aufsatzreihe so wohl gelungen ist, ist umso bedeutsamer, als es gegenwärtig 
im gesamten Schrifttum an einer auch nur einigermaßen brauchbaren zu- 
sammenfassenden Bearbeitung des Armenwesens fehlt, da das Werk von 
Roscher schon mehr als ein Menschenalter zurückliert und schon darum heute 
ganz. veraltet ist. Von weiteren volkswirtschaftspolitischen Aufsätzen sei noch 
„.Arbeitgeberverbände“ von Keßler (Jena), „Arbeitsrecht von H. Sinzheimer 
{Frankfurt a. M.) hervorgehoben, unter den geschichtlichen „Ansiedlung“ von 
v. Below, unter den theoretischen „Arbeitslohn“ von v. Zwiedineck-Südenhorst: 
besondere Beachtung verdient aber der Aufsatz „Konsumtion“ von Hans Mayer 
(Wien), der eine knappste aber geschlossene Theorie der Konsumtion und — da 
eine solche für sich nicht möglich ist — in gleichzeitiger Verbindung mit Ge- 
danken über eine Theorie der Produktion gibt. 

Ein gleiches Bild frischen, neuen Lebens zeigt in den praktischen, wie in 
den theoretischen Aufsätzen der fünfte Band. Die Aufsätze ,, Hausgehilte (Heyde), 
„.Hauspflere‘“, „Jugendamt“, „Jugendpflege‘“, „Kinderfürsorge“ (sämtlich von 
Kluniker), „Kameralisınus“ von Zielenziger, „Kapitalismus“ von Pohle, 
„Kredit“ von Hahn, „Kriegswirtschaftslehre und Kriegswirt-chaftspolitik“, — 
um nur einige herauszugreifen — zeigen überall den neuen Geist am Werke. 
Freilich zeigen diese Aufsätze auch. auf welchem theoretischen Tiefpunkt unsere 
heutige Fachwissenschaft nach dem Zusammenbruch der geschichtlichen Schule 
angelangt ist, zum Beispiel wenn der Verfasser des Aufsatzes „Kriegswirtschafts- 
lehre‘‘ sich gegenüber dem Bluff, der eine Kriegswirtschaftslehre als eigene theo- 
retische Disziplin behauptet, so gänzlich unbeholien zeigt. Gibt es denn eine 
eigene „.\ckerbauwirtschaftslehre‘‘, eine „Handelswirtschaftslehte‘, eine ,,In- 
dustrsewirtschaftslehre‘‘, eine „Lohnwirtschaftslehre‘‘ usw. im Rahmen der theo- 
retischen Volkswittschaltslehre? Es gibt wohl eine volkswirtschaftliche 
Theorie des Lohnes, des Handels, des Gewerbes, des Ackerbaues (siehe zum 
Beis piel Thünen), darum wohl auch eine volkswirtschaftliche Theorie des Krieges; 
aber darüber hinaus ist an eine eigene „Kriegswirtschaftslehre‘“ natürlich nicht 
zu denken. — Diese kritische Bemerkung soll nicht dem .„.Handwörterbuch" zur 
Last fallen, denn es ist selbstverstandlich, daß d’eses, das auf so viele Mitarbeiter 
angewiesen ist, über den gegenwärtigen Wasserspiegel unseres theoretischen 
Wissens und Verniögens nicht hinaus kann. Auch die stiefmütterliche Behandlung 
Österreichs, für dessen Krierswirtschaft ein viel größeres Schrifttum vorhanden 
ist. als der Verfasser angibt t) ist ein tiefer liegender Mangel (der sich auch in vielen 
anderen volkswirtschaftspolitischen Aufsätzen in der Vernachlässigung Österreichs 


1) Vgl. z. B. meine im Rahmen der Carnegie-Stiftung erschienene Bibliographie 
(Wien 1923). 
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zeigt) — ein Mangel an völkischem Bewußtsein und Ehrgefühl. der aber allge- 
meine Gründe hat, für den daher das „Handwörterbuch“ am wenigsten verant- 
wortlich gemacht werden kann. 


Wien. Othmar Spann. 


Dr. Karl Lederer, Metallgeld oder Zeichengeld. Erörterungen zur 
„Staatlichen Theorie des Geldes‘ unter besonderer Beriicksichtigung des Geld- 
wertproblems. 8°. München, Berlin und Leipzig 1923. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). 83 5. 

Die vorliegende Schrift erörtert die Stellungnahme der staatlichen Theorie 
des Geldes zum Geldwertproblem. 

Der Verfasser bekennt sich als Nominalist. „Uns erscheint eine Geldtheorie 
dann nominalistisch, wenn dem Geld wirtschaftlicher Wert beigelegt wird, 
sofern dieser Wert nicht im Stoff selbst gelegen ist (Metallismus!), sondern im 
Geld vermöge seiner Tauschmittelfunktion“ (S. 35). Dazu ist zu bemerken, 
daß die Einteilung der Geldtheorien in metallistische und nominalistische zwar 
logisch einwandfrei ist, daB aber ihr Anwendunesbereich sehr klein ist: es gibt 
nämlich kaum eine wissenschaitliche Geldtheorie, die im Ernst behauptet, der 
_Geldwert leite sich vom Stoffwert des Geldes ab. Knapp und seine Anhänger 
haben den Begriff: Metallismus ungebührlich weit ausgedehnt, indem sie jeden 
als Metallisten verschreien, der aus praktischen Gründen für Metallwährung 
eintritt. Man kann als Nominalist (im obigen Sinne) sehr gut für Goldwährung 
sein. „Die Nominalisten behanpten nicht. wie ihnen oft fälschlich unterschoben 
wird, daß das Papiergeld das ideale Geld ist. Über die Frage. ob Bar- oder 
Papiergeldverfassung vorzuziehen ist, sind thre Ansichten geteilt“ (5. 48). Der 
Verfasser rechnet daher ganz richtig Ricardo zu den Nominalisten (S. 38). Man 
muß ihm aber vorwerfen, daß er die beiden Einteilungen der Geldtheorien nicht 
scharf genug auseinander hält. Die theoretische Einteilung, die daran anknüp.t. 
ob die betreffende Geldtheorie den Geldwert als Stoff- oder als Funktionswert 
begreift, vertauscht er ab und zu mit jener andern — man könnte sagen währungs- 
politischen — für die der Unterschied zwischen Metallismus und Nominzlismus 
in der währunespolitischen Forderung (Metallwährung — Papierwährung) liegt. 

Dieselbe fehlerhafte Vermengung liegt auch bei der Gegenüberstellung von 
Currency- und Bankinetheorie vor. (Sie ist übrigens allgemein verbreitet und hat 
sehon zu vielen Mißverständnissen Anlaß gegeben.) Einmal nimmt man als unter- 
scheidendes Merkmal die theoretische Stellungnahme zur Wirkung der Diskont- 
politik an: Die Currenevtheorie behauptet, die Notenbank ist imstande, durch 
ihre Diskontfestsetzune das Preisniveau. das heißt den Geldwert zu beeinflussen. 
Die Bankingtheorie spricht ihr die Möglichkeit hiezu ab, indem sie sagt. die 
Bank spiele eine rein passive Rolle, die darin besteht, daß sie den an sie heran- 
tretenden, von ihr unabhängigen Kreditbedarf befriedigt. Meistens teilt man 
aber die Banktheorien nicht nach diesem theoretischen Gesichtspunkt ein, 
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sondern nach den bankpolitischen Forderungen: Der Currenevtheorie entspricht 
dann das System der metallischen, der Bankingtheorie, das der bankmäßigen 
Deckung. Der Verfasser unserer Schrift zeigt sehr richtig, daß es nicht angeht, 
wie es oft geschieht, Currenev- und Bankinghteorie gleichzusetzen mit Metal- 
lismus und Nominalismus: „Dieses System der absoluten Kontingentierune 
(Currencytheorie)entsprang keineswegs metallistischen Erwägungen, sondern 
vor allem dem Mißtrauen gegen staatliche Kinziilfe und einer allzu ober- 
flächlichen Auslegung der Quantitätstheorie“ (S. 38). 

Der Verfasser zeigt sich mit dem gewaltigen Schrifttum über Geldtheorie 
wohl vertraut. Neue Gedanken fehlen jedoch. 


e 


Wien. Gottfried Haberler. 


Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre. Tübingen. 
1922. J. C. B. Mohr. 579 S. 

Max Webers dämonische Persönlichkeit (denn das war sie im ganzen Ursinn 
dieses griechischen Wortes) hat in vielen Beziehungen erst nach seinem Tode die 
volle Herrschaft über die besten deutschen Geister entfaltet, deren sie nach ihrer 
eigentümlichen Stellung im früheren Deutschland fähig war. Und wie sehon die 
Konzentration dieser Wirkung in den beiden Reden über Wissenschaft und 
Politik als Beruf beweist, war es die letzte wissenschaftsphilusophische Tiefe 
seiner Lehre noch mehr als die wigeheuren Torsi seines im engeren Sinne wirt- 
schafts- und zgesellschaftswissenschaftlichen Nachlasses, worauf diese Wirkung 
ruhte. Der vorliegenden Aufsatzsannnlung gebührt daher der Platz in der Mitte 
seines Lebenswerks, zumal das Bruchstückhafte ihrer Hauptbestandteile. der 
methodologischen Aufsätze aus Schmollers Jahrbuch und Webers Archiv 
sowie der soziologischen aus dem Logos, auch in dem unvollendeten Monumen- 
talbau von „Wirtschaft und Gesellschaft" nieht aufgehoben. sondern dort nicht 
selten noch gesteigert worden ist. 

Der Gipfel von Max Webers Wissenschaftslehre und damit auch seines Fin- 
flusses auf die Gesamtheit unseres akademischen Wissenschaftsbetriebes ist be- 
stimmt durch den tragischen Zwiespalt zwischen dem äußerst rationalen Gewissen 
seines Erkennens und dem ebenso äußerst irrationalen, im Grunde ästhetisch- 
religiösen Gewissen seines praktischen Verhaltens zur Unendlichkeit des Seins. 
Wenn man die im gegenwärtigen Bande vereinigten. mit nur einer Ausnahme (dem 
., Nachtrag“ zur Stammlerkritik) ja sehon bekannten. ja berühmten Abhan dungen 
wieder durchliest, so ist zunächst der überragende Eindruck. wie ungewöhnlich und 
daher beiallem Verneinenden wie schöpfei sch einsam diese beiden Haltungen in der 
Vorkriegswelt nebeneinander standen. Denn ihr Nebeneinander war das Gegenteil 
jenes bequemen Synkretismus, der die Geistes- oder „.Kulturwissenschalten" 
theoretisch (in Webers nächster Nähe) immer mehr vom Körper der rationalen 
Wissenschaftssystematik abgetrennt und dadurch im selben Maße praktisch 
dogmatischen Ideologien ausgeliefert hatte. Für jeden, der auch nach der 
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croben Zeitwende der europäischen Kultur noch auf dieser eigentlich vor- 
wissenschaftlichen Stufe der Betrachtung von Staat, Gesellschaft und Wirt- 
schaft verharrt, wird Webers rücksichtslose geistige Disziplin auch fortan die 
beste und strengste Schule sein. 

Erst wer von der ehrlichsten Durchbildung der im Letzten einheitlichen 
wissenschaftlichen ebenso wie der nicht minder einheitlichen praktisch-normativen 
Haltung wieder zurück (oder vorwärts) zu der vom Leben selber gebotenen 
obersten Einheit noch der beiden strebt, wird auch in Webers Wissenschafts- 
lehre die Gefahr oder besser die Erweiterungsmöglichkeit sehen. die sie bald 
nach der rationalen Erfassung des Irrationalen. bald nach der irrationalen Unter- 
gründung des Rationalen über ihr eigenes Ziel hinausführt. Schon haben Arbeiten 
wie Paul Tillichs System der Wissenschaften (Göttingen 1923) und Hermann 
Schmalenbachs Soziolugische Kategorie des Bundes (Dioskuren 1 [1922]. 
35 ff.) voll Pietät und Energie diesen Weg eingeschlagen. Auf ihm wird sich das 
fast Peinliche, das Grenzfälle Weberscher Kritik (wie etwa die Stammlers) 
für den Nachlebenden anzunehmen drohen, in die gesunde Harmonie kritischer 
Lebensfülle auflösen. 


Berlin. Carl Brinkmann. 


II. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Riccardo Bazini, Die Bank für Europa als Grundlage einer neuen 
Wirtschaftsordnung. Denkschrift anlaBlichder einzuberufenden Notenbanken- 
konferenz. 8°. Wien 1923, Manzsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung. 645. 


........ Zur Wiederherstellung der Volkswohlfahrt auf das Vorkriegsniveau 
müßten alle jene Faktoren neu geschaffen werden. welche vor dem Krieg diese 
Wohlfahrt ..... bedingt haben ..... Es soll aufgerichtet werden die Produktion 
und neu belebt werden: die Aufnalmsfähigkeit, der Absatz, der Verkehr, also 
neu geschaffen werden: der möglichst umfangreiche und lebhafte internationale 
Giiteraustausch ohne Zwang und ohne Hemmung“ (S. 13). Zur Lösung des wirt- 
schaftlichen Weltproblems sei es nötig, statt allen Herumtastens und Herum- 
experimentierens mit vielen, komplizierten Mitteln, eine praktische, durch- 
schlagende Tat zu vollbringen (S. 11). Der Verfasser „glaubt fest daran. daß die 
von ihm erdachte Lösung gerade dann als die einzig wahre erkannt werden wird. 
wenn die Menschheit in das tiefste Elend geraten ist“ (S. 3). Man sieht, mit Kleinie- 
keiten gibt sich der Verfasser nicht ab. Er geht direkt aufs Ganze. 

Das Mittel zur Lösung dieser umfassenden Aufgabe liegt in der Wiederher- 
stellung — eines internationalen stabilen Zahlungsmittels: denn der internationale 
Handel ist nicht Ursache, sondern Wirkung eines stabilen Zahlungsnittels. 
Wahrlich, eine einfache Lösung! Doch sehen wir zu, wie dieses Ziel, Schaffung 
eines stabilen Zahlungsmittels, erreicht werden soll. Man nimmt gemeinhin an, 
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dazu sei Einstellung der Inflation erforderlich. durch Bilanzierung des Staats- 
haushaltes, durch Erhöhung aller Staatseinnahmen und Beschränkung seiner 
Ausgabe — alles Maßnahmen, von tiefgreifender Wirkung auf die Volkswirtschaft. 
Doch von derartig „komplizierten Mitteln‘ ist nicht die Rede! Die „einzig prak- 
tische. durchschlagende Tat ist die Errichtung einer internationalen Bank, der 
banque pour l'Europe mit Tochterinstituten in allen europäischen Staaten. Diese 
Bank gibt ein eigenes Geld aus, „„Genueser Gulden‘, das eben das stabile inter- 
nationale Zahlungsmittel darstellt. Sie gibt jedoch nicht den Staaten Kredit. 
sondern finanziert die Aus- und Einfuhr lebenswichtiger Güter. Der Goldschatz 
wird ihr von den einzelnen Notenbanken leihweise zur Verfügung gestellt. Dab 
dieser Plan ganz verfehlt ist, braucht kaum gesagt zu werden. Denn erstens schafft 
man durch bloße Kreditgewährung noch kein dauernd stabiles Zahlungsmittel- 
und davon abgesehen, ist es zweitens nicht möglich, eine zusammengebrochene 
Volkswirtschaft durch Kredite auf die Beine zu helfen; die Heilung muß von innen 
heraus durch Reformen im Inneren erfolgen. Eine internationale Anleihe kann nur 
die Aufgabe haben, durch Deckung des Staatsdefizits in einer kurzen Übergangs- 
zeit die sofortige Inangriffnahme der Reformen. die das Entscheidende sind, zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. Dazu bedarf es aber keiner internationalen Bank. 

Im Einzelnen ist zu sagen. daß sich nahezu alle Irrtümer, von denen die Ge- 
schichte der Nationalökonomie aus den Anfängen dieser Wissenschaft, besonders 
bei den Merkantilisten. zu berichten weiß. daß sich ferner die meisten Mibverstiind- 
nisse, von denen das volkstümliche Schrifttum über Geld und Bankfragen be- 
herrscht ist, sich in vorliegender Denkschrift beisammen finden: Die Zahlungs- 
bilanz soll aktiv gemacht werden; es wird Gold mit Geld und Geld mit Kapital 
verwechselt; auf Seite 30 heiBt es: es wurde die Barzahlung in vielen Ländern auf- 
gehoben, ‚ohne daß der (roldwert der Noten darunter zu leiden hätte so lange 
die Golddeckung effektiv vorhanden ist“ (in Wahrheit kommt es dann auf die 
Menge der umlaufenden Noten und nicht auf ihre Deckung an!): durch fortlaufende 
Wertsteigerung sollen die gesunkenen Valuten ihren „vollen Wert’ (soll offenbar 
heißen: ihr Vorkriegsniveau) wieder erreichen. Die größte Bedeutung miBt der 
Verfasser „dem alles nivellierenden Weltelearing‘ (5. 54) zu. Ein nivellierendes 
Clearing kann man sich nicht gut vorstellen. Der Verfasser bleibt uns leider den 
Beweis dafür schuldig; denn mit der kategorischen Behauptung: „hierüber 
ist sich der Autor im klaren“ (S. 54) wird sich nach dem Gesagten kaum 
jemand zuirieden geben. 


Wien. (Gottfried Haberler. 


Karl Bücher, Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte. 8°. Tübinzen 1922. 
Verlag der Lauppschen Buchhandlung. VI und 462 S. 

K. Bücher, der bekannte Verfasser der in zwei Bänden unter dem Titel 
„Entstehung der Volkswirtschaft‘ erschienenen Sammlung von wirtschafts- 
geschichtlichen Aufsätzen hat nun eine Reihe von an verschiedenen Orten größten- 
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teils schon gedruckten Abhandlungen neu herausgegeben, um wie er selbst 
angibt, zu zeigen, auf welch mühsamen Wege und mit welch gründlicher 
Forschung er zu seinen bekanntlich teilweise bestrittenen Resultaten gekommen 
ist. Die ersten drei besonders umfangreichen Aufsätze behandeln Probleme der 
antiken Wirtschaftsgeschichte Griechenlands und Roms, die anderen beziehen 
sich auf mittelalterliche und neuzeitliche Wirtschaftsgeschichte. 

Der erste Aufsatz wendet sich scharf gegen Ed. Meyer und Jul. Beloch, 
welche die früher schon von Bücher vertretene Ansicht, daß im ganzen Alter- 
tum die Stufe der sogenannten Hauswirtschaft nieht überschritten worden sei, 
bekämpft haben. Freilich scheint Bücher auch jetzt der Nachweis der Richtig- 
keit seiner Theorie nicht gelungen zu sein. Der zweite Aufsatz gibt eine Sebil- 
derung von den ältesten Sklavenaufständen im alten Rom, besonders von dem 
des Eunus in Sizilien und im untergehenden Griechenland. endlich die Geschichte 
des Aristonikos. Den Schluß der Abhandlungen aus der alten Geschichte bildet 
cine Arbeit über die diokletianische Taxordnung von 301, der eine deutsche 
Übersetzung dieser Ordnung angefügt ist. Die Arbeit ist 1894 erstmals erschienen, 
kann aber gerade jetzt au! ein besonderes und aktuelles Interesse und Verständnis 
rechnen, weil sie den Versuch Diokletians darstellt, die wirtschaftlichen und 
politischen Auswirkungen eines durch Münzverschleehterungen rninierten Geld- 
wesens durch gesetzlich festgelegte Höchstpreise wettzumachen. Auch hier will 
Bücher wieder Belege dafür finden, daß die wirtschaftliche Entwicklung nicht 
über die Stufe der Hauswirtschaft hinauseekonimen sei. Der Gedanke der durch- 
laufenden, einheitlichen wirtschaftlichen Entwicklung von den ältesten Zeiten 
bis ins 20. Jahrhundert, auf den Bücher immer wieder hinauskommt. ist nun 
einmal historisch unhaltbar. 


Mit dem nächsten Aufsatze über die Arbeiterfrage, der 1876 zuerst erschienen 
ist, geht Bücher auf die mittelalterliche Wirtschaftsgeschichte über. Freilich 
gerade dieser Aufsatz kann heute höchstens noch literarhistorisches Interesse 
beanspruchen. 


Hatten wir gegen die bisher genannten Aufsätze der Sammlung mannig- 
fache Bedenken vorzubringen, so werden wir uns über die folgenden Abhand- 
lungen über die Frauenfrage im Mittelalter, zwei mittelalterliche Stenerord- 
nungen, den öffentlichen Haushalt der Stadt Frankfurt im Mittelalter. die 
Berufe der Stadt Frankfurt im Mittelalter, das städtische Beamtentum im Mittel- 
alter, mittelalterliche Handwerkerverbände und Frankfurter Buchbinder- 
verordnungen vom 16,—19. Jahrhundert viel rückhaltsloser freuen können. 
Auf Grund eingehender Forschungen in den reichen Archivschätzen von Frank- 
furt a. M. hat Bücher Darstellungen über einzelne Seiten des städtischen Lebens 
im Mittelalter gegeben, welchen wir vielfache Kenntnisse über mittelalterliche 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte verdanken und die große Verbreitung und 
eingehendes Studium verdienen. Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen 
werden, ein Hinweis auf die Wichtigkeit der behandelten Themen, das benutzte 
reiche Quellenmaterial, das dem Verfasser zu Gebote stand. auf die gründliche 
Methode, die er darauf angewendet hat, und auf die interessanten Folgerungen, 
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die er daraus zieht. mögen genügen. Dazu kommt noch die glänzende Schreib- 
weise Büchers, die die Lektüre seiner Bücher zu einem Genuß macht. 

Die „Beiträge zur Wirtschaftsgeschiehte‘ sind eine Ergänzung zur „Ent- 
stehung der Volkswirtschaft“, deren Wert und Bedeutung sie freilich nicht 
erreichen, schon weil ps sich um eine Sammlung von Aufsätzen handelt, die 
ohne führenden Grundgedanken zusammengefügt sind. Die Entstehungszeit 
der einzelnen Abhandlungen liegt sehr weit auseinander, manches ist heute über- 
holt und wäre auf Grund der neueren Literatur zu berichtigen. Leider hat Bücher 
das unterlassen, ja nicht einmal die neuere Literatur angeführt. Infolgedessen 
entsprechen die Aufsätze heute teilweise nicht mehr dem Stande der Wissen- 
schaft. Wenn aber Bücher meinte, hier belegen zu nrüssen, daß er früher nicht 
-leichtsinnige Behauptungen in die Welt hinausgeschiekt hat“, so glaube ich, 
daß ihm diesen Vorwurf, auch ohne daß er diese Au‘siitze wieder abdiucken 
lieb. seine Gegner nicht ernstlich machen würden. 


Prag. Theodor Mayer. 


Eugen von Philippovich, Grundriß der Politischen Ökonomie. Volks- 
wit chaft« politik, Erster Teil. Dreizehnte unveränderte Auflage, VIII und 
408 5S. — Von der 8. Auflage an bearbeitet von Dr. Felix Somary. 
Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1923, 


Herrn Amonn ist indem Relcıate, das er in dieser Zeitschrift über die., Volks- 
wirtschaftspolitik’ abgegeben hat,!) ein arges Versehen unterlaufen. Er hat 
BandII/lals Bearbeitung angesehen und mir eine Reihe von groben Nachlässigkeiten 
infolge Nichtberücksichtieung der Nachkriegsereignisse vorgeworfen; in Wirk- 
lichkeit handelt es sich aber um einen unveränderten Abdruck vom 
stehenden Satz der Ausgabe von 1918. Das Recht zur Vornahme unver- 
ändeıter Auflagen steht in diesem Fall ausschließlich dem Verlag zu, ich habe 
darant keinen Einfluß, bin daran in keiner Weise interessiert. Daß ich im Frühjahr 
LS18 nicht über die Konferenz von Washington und die verschiedenen anderen 
von Herrn Amonn vermißten Ereignisse schreiben konnte, wird mir außer den 
Kritiker dieser Zeitschrift wohl niemand als Nachlissigkeit ankreiden. 


Sömary. 


Das „arge Versehen“ liest in diesem Falle nicht an mir, sondern entweder 
an dem Verlag, der vergessen hat, demjenigen, der als Herausgeber zeichnet, 
mitzuteilen, daß er die Absicht habe, im Jahre 1923 einen unveränderten Abdruck 
einer bereits bei ihrem Erscheinen im Jahre 1918 veraltet gewesenen Ausgabe 
des Werkes zu veranstalten, oder wenn dieser ihm diese Mitteilung tatsächlich 
gemacht hat, was man wohl annehmen muß, cben an dem, der als zeiehnender 
Herausgeber unterlassen hat, den Verlag dara'ıf aufmerksam zu machen, daß das 
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Werk in dieser Form vom wissenschaftlichen Standpunkte unmöglich 
mehr erscheinen kann und er auf keinen Fall hiefür die Verantwortung als vor 
der Öffentlichkeit zeichnender Herausgeber tragen wolle. Vor der Öffentlichkeit 
kann die Verantwortung für die Herausgabe eines Werkes meiner Ansicht nach 
nur der tragen, der im Titel als Herausgeber gezeichnet ist, ausgenommen den 
Fall, daB diese Zeichnung tatsächlich gegen seinen Willen erfolgt ist. Im übrigen 
ist diese Angelegenheit für die Beurteilung des Werkes ganz ohne Bedeutung. 


Amonn. 


Amonns Verlegenheit kann ich wohl verstehen. Die Verwechslung eines 
unveränderten Abdruckes mit einer Bearbeitung ist ein für einen wissenschatt- 
lichen Kritiker ganz ungewöhnliches MiBgeschick. Wenn Amonn jetzt glauben 
machen will. daß er sich lediglich gegen den Neudruck gewendet hätte. so erinnert 
er sich entweder dessen, was er selbst geschrieben hat, nicht mehr oder er rechnet 
mit schlechtem Gedächtnis der Leser dieser Zeitschrift; und die These, daß es 
für die Beurteilung eines Buches gleichgültig sei, ob es zu Anfang 1918 oder 1925 
geschrieben wurde, ist originell und amüsant. 
_Somary. 


Auch die „Verlegenheit“ liegt nicht auf meiner Seite. Was soll das heißen, 
ich wolle jetzt glauben machen, daß ich mich „lediglich gegen den Neudruck 
ewendet hätte“? Ich habe die letzte Auflage des zweiten Bandes des „Grund- 
risses““ von Philippovich besprochen und, wie üblich, den vollen Titel des 
Werkes an die Spitze der Besprechung gestellt, so daß der Leser von Anfang an 
weiß, um was es sich handelt. Von irgendeiner „Verwechslung“ kann meinerseits 
nicht die Rede sein. Dagegen scheint Somary meine Besprechung des Werkes 
in der vorliegenden Form mit einer Kritik seiner Person als zeichnender Heraus- 
geber verwechselt zu haben, und sich nun seinerseits nicht mehr za erinnern, was 
ich geschrieben habe. Ich habe seine Person in meiner Besprechung überhaupt 
nicht erwähnt, sondern nur mit Bedauern festgestellt, „daß dieses Werk keinen 
Schützer und Förderer gefunden hat, der sich die Zeit und Mühe nehmen würde, 
es auf der Höhe, auf der es zu Lebzeiten seines Schöpfers gestanden hat, zu er- 
halten‘ und daß ,,das nur jemand kann, der in der Lage ist, sich dieser Aufgabe, 
als Lebens- oder Berufsaufgabe zu widmen“. Daß Somary, der durch einen 
Beruf in Anspruch genommen ist, der heutigentags vielleicht mehr als jeder 
andere die gesamte geistige und physische Leistungsfähigkeit eines Menschen in 
Anspruch zu nehmen vermag, dieser Mann nicht ist, beziehungsweise nicht sein 
kann, stellt gewiß keinen Vorwurf dar, oder einen, der ihn nicht mehr träfe, 
als alle anderen auf unserem Gebiete wissenschaftlich Tätigen einschließlich 
meiner eigenen Person selbst. Auch ich könnte es nicht leisten; ich habe nicht 
die Zeit, nicht die Kraft und nicht die Geduld dazu. 

Im übrigen ist die Frage der Verantwortlichkeit für das Erscheinen dieser 
neuen Auflage, wie ich schon festgestellt habe, ohne jede Bedeutung für die 
(Gültigkeit meines in der Besprechung abgegebenen Urteiles. Es würde dadurch 
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aich nicht ein Wort hinfallig, das ich geschrieben habe, wenn festgestellt ware, 
daB den zeichnenden Herausgeber eine Verantwortung fiir das Neuerscheinen in 
dieser Form tatsächlich nicht treffen kann. Auch danu könnte der erste Teil nicht 
anders denn als für die heutige Zeit „völlig wertlos“ charakterisiert und müßte 
der zweite Teil — ich habe auch den zweiten im Jahre 1921 neu bearbeiteten Teil 
besprochen — als „unzulänglich‘ und in vielen Partien .‚vernachlässigt‘ bezeichnet 
werden. Ich habe diese Urteile mit einer ganzen Reihe von Daten belegt. Für die 
Beurteilung eines Werkes von der Art des zweiten Bandes des Philippovichschen 
„Grundrisses‘“ ist es tatsächlich gleichgültig, wann es geschrieben wurde, da 
kommt es durchaus an, wann es erscheint oder neu erscheint. Sonst hätte es 
ja einer Neubearbeitung überhaupt nie bedurft. Den „Wealth of Nations", die 
„Principles“ Ricardos oder John Stuart Mills wird man freilich nicht neubearbeitet 
herausgeben, sondern immer noch und nur In der ursprünglichen Form heraus- 
geben können. Aber niemand wird behaupten, daß wenn das besprochene Werk 
Philippovichs nach hundert Jahren jn der ursprünglichen Form erscheinen 
würde, es anders, denn als „Makulatur‘‘ bezeichnet werden könnte. Hier lieet 
eben ein ganz wesentlicher Unterschied in der Art der Werke und der Richtung 
ihres wissenschaftlichen Wertes vor. Schließlich sei noch festgestellt, daß durch 
mein Urteil über jene Neuauflage des Philippovichschen Werkes die wissenschaft- 
liche Leistungsfähigkeit Somarys, die ja auf einem ganz anderen Gebiet. als dem 
der Herausgabe eines durch die Zeitläufte überholten — an sich gewiß bedeuten- 
den — Werkes liegt, in keiner Weise berührt. 
Amonn, 


Berthold Sprung, Zur Frage der wirtschaftlichen Rekonvaleszenz 
Österreichs. — 8°, Wien und Innsbruck 1923, Verlagsanstalt Tyrolia, 28 S. 


Die vorliegende kleine Schrift eines Praktikers versucht in interessanter 
Weise in die tieferen Probleme des Sanierungswerkes hineinzuleuchten und die 
spezifischen Fragen der nationalen Wirtschaft also in unserem Falle der öster- 
reichischen Volkswirtschaft klarzulegen. | 

Vom Einzelnen ist als beachtenswert die Behandlung der Frage der indu- 
striellen Kartellierungen und der Fusionen als Begleiterscheinungen der Währung-- 
stabilisierung, die Würdigung der volkswirtschaftlichen Bedeutung des Hand- 
werks und die Skizze der bankpolitischen Probleme zu erwähnen. 


Wien. Oskar Zaglits. 


Rudolf Häpke, Wirtschaftsgeschichte. Handels-Hochschul-Bibliothek. 
Herausgegeben von Max Apt. Bd. 19. G. A. Gloeckner 8°, Leipzig 1922. VIII und 
104 S. 


Häpkes Wirtschaftsgeschichte ist eine deutsche, nicht wie man nach dem 
Titel vielleicht glauben könnte, allgemeine Wirtschaftsgeschichte, außerdeutsche 
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Verhältnisse werden nur ausnahmsweise behandelt. und zwar bei der Darstellung 
der Geschichte des Merkantilismus, wo ja das französische und englische Gegen- 
stück besonders wichtig ist. Der knappe Raum gestattete dem Verfasser nur eine 
gedrängte Übersicht. gleichwohl ist es Häpke gelungen, das Wichtigste in klarer 
Form zu schildern, die Probleme anfzuzeigen und durch gute Literaturangaben 
dem Leser den weiteren Weg zum tieferen Eindringen zu weisen. Eine bessere 
theoretische Fundierung wäre bei der Darstellung der kapitalistischen Epoche 
des 15. -16, Jahrhunderts und des Merkantilismus notwendig gewesen. Ganz 
ungeniigend ist Österreich behandelt, sowohl fü: das spätere Mittelalter als für 
die Zeit des Merkantilismus, wo dieses Land mit einigen nichtssagenden Be- 
merkungen abretan ist (8. 77). Österreich war aber gerade für den Merkantilis- 
mus von groBer Wichtigkeit und die Leistungen seiner Herrscher und Staats- 
männer hatten besondere Bedeutung, was ja auch daraus hervorgeht, daß hier 
das Schrifttum über den Merkantilismus zur besten Ausbildung gelangte. Sehen 
wir aber von diesen und ähnlichen, ater kleineren Einwänden ab, so können wir 
Häpkes Wirtschaltsgeschichte als vorzügliche Einführung in die deutsche 
Wirtschaftseeschichte bestens empfehlen. 


Prag. Theodor Maver. 


Paul Sander, Geschichte des deutschen Städtewesens. Bonne: 
staatswissenschäftliche Untersuchungen, herausgegeben von H. Dietzel, E. Kauf- 
mann. R. Smend. A. Spiethoff Heft 6. 8°. Bonn und Leipzig 1922. Kurt 
Schreeden, 195 8. 

Aus dem Nachlasse des 1919 verstorbenen Professors für Wirtschafts- 
veschichte an der deutschen Universität in Prag Paul Sander haben Hermann 
Aubin und Artur Spiethoff das Manuskript einer Vorlesung herausgegeben. 
die von Sander in Berlin im Jahre 1908 gehalten, dann aber immer wieder 
verbessert und geändert worden ist. Nach einleitenden Ausführungen über das 
Wesen der Stadt besprieht Sander das antike Städtewesen mit den Haupt- 
typen der ägvptisch-babvlonischen. der griechischen und römischen Städte. 
Sodann geht er auf das deutsche Mittelalter über und behandelt die soziale. 
wirtschaftliche. siedlungs- und verfassungsgeschichtliche, sowie die bauliche 
Imtwieklung der mittelalterlichen Städte. 

Fine Besprechung des Buches muß sich billiger weise immer vor Augen halten. 
daß Sander selbst die Arbeit nicht für den Druck bestimint hatte. Seine Grund- 
auffassung und auch vielfach die Fragestellung ist stark von den Theorien 
Werner Sombarts von der Stadt als Konsumentenzentrum beeinflußt. Er 
kommt zu dem Schlusse, daß für die antike Stadt Sombarts Theorie zutrefie. 
während im Gegensatz hiezu die mittelalterliche Stadt hauptsächlich Produzenten- 
stadt gewesen sei, Ich glaube, daß Sander, wenn er sich fürs Altertum hätte 
auf eigene Quellenstudien stützen können, wohl nach sehr bedeutende Einschrän- 
kungen gemacht hätte. 
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Die theoretischen Erörterungen über das Wesen der Stadt können nicht voll- 
ständig befriedigen, denn e: ist der Ausgangspunkt methodisch unrichtig. Die 
Betrachtung der Städte für sich allein führt nur zu einer einseitigen Erkenntnis, 
die einer Ergänzung dadurch bedarf, daß die Stadt vor allem als Glied eines 
e:ößeren politischen oder wirtschaftlichen Ganzen, also als Organ und Funktions- 
träger innerhalb dieses Ganzen betrachtet werde. Nur so ist ein Bild von der 
volkswütschiftlichen, sozialen und politischen Funktion und damit dann vom 
Wesen der Stadt zu erlangen. Die Notwendigkeit dieser Betrachtungsweise 
der Stadt als Glied eines größeren Ganzen ergibt sich doch schon daraus, dab 
keine Stadt für sich allein ohne diese Verbindung bestehen kann und besteht. 
Dann ergibt sich, daß die Stadt ein Gebilde einer-höheren Organisation in poli- 
ti cher, sozialer, religiés-geistiger und wirtschaftlicher Hinsicht ist, wobei die 
eine oder andere Richtung vorherrschen oder auch ganz fehlen kann, Wenn man 
nun die Träger einer dieser Funktionen im Leben des Volkes in wirtschaftlicher 

‚ Hinsieht als Nurproduzenten oder Nurkonsumenten auffaßt, so kann sich kein 

Vorherrschen einer Richtung ergeben, daß eine Stadt als Konsumentenstadt 
bezeichnet werden darf. Doch ist damit allein dann das Wesen der Stadt so 
ungenau wiedergegeben, daB man die Fragestellung. ob Konsumentenstadt 
oder nieht, zur Vermeidung von Unklarheiten cntweder ganz unterläßt oder sonst 
dis ganze Problem erörtert. - 

Diesen Einwand wegen der Mängel der theoretischen Fundierung mußte 
ich erheben. weil sie auch auf den historischen Teil abfärben. So Seite 126, wo 
die Blüte des oberrheinischen Städtewesens (Mainz, Worms, Speyer, Frank- 
imt) auf die Fruchtbarkeit des umgebenden Landes zurückgeführt wird, weil 
dieses viele Menschen ernähren konnte. Wohl erwähnt Sander dann noch, 
daß die Bauern gute Abnehmer städtischer Gewerbe- und Handelswaren gewesen 
sind. Ent.cheidend war aber doch die HandelsstraBe des Rheins und Mains, sie 
hat neben der Bedeutung der Städte als religiöse und politische Zentren wesent- 
lich deren Blüte bewirkt. Es ist auch nicht richtig, daß die nähere Umgebung 
das Hauptabsatzgebiet der Städte war (S. 127). Das trifft für kleine Städtehen 
zu. die srößeren Städte hatten ein über das ganze Reich und noch weiter aus- 
redehntes Absatzzebiet. Darauf war ihre Größe fundiert, man denke an Nürn- 
bergs Metallindustrie, an die Baumwollwaren von Ulm usw. 

Sehen wir von diesen volkswirtschafts-theoretischen Einwendungen ab, 
so müssen wir der Arbeit Lob zollen. denn sie führt, allerdings auf der Literatur 
heruhend, gut in die Geschichte des Städtewesens ein und gibt einen klaren 
Überblick über die verschiedenen wissenschaftlichen Theorien. die mit der Ge- 
schichte des Städtewesens zusammenhängen. Leider fehlen jegliche Literatur- 
angaben. 

Fast gleichzeitig ist eine ebenfalls nachgelassene Studie von M. Weber über 
die ‚Stadt‘ erschienen, die auf breiterer Basis das Problem behandelt, gleich- 
wohl kann Sanders Arbeit daneben ihren Platz behaupten und verdient zur 
Orientierung und Ergänzung herangezogen zu werden. Wir sind daher den Heraus- 
gebern zu großem Danke dafür verpflichtet, daß sie uns mit Sanders Ge- 


aa 


Zeitschrift fOr Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge, 3. Band. B$ 


4 


DNR Einzelbesprechungen. 


danken bekannt gemacht und dem verdienten Gelehrten einen neuen wissen- 
schaftlichen Gedenkstein gesetzt haben. 


Prag. Theodor Maver. 


Gustav Sehmoller, Deutsches Städtewesen in älterer Zeit. (Bonner staat- 
wissenschaftliche Untersuchungen 5.) Bonn-Leipzig. K. Schröder. X und 428 S. 


Das Buch enthält die älteren Arbeiten und Vorarbeiten, die Sehmoller 
kurz vor seinem Tode zu einem Buch über Städtegeschichte zu vereinigen gedacht». 
In die erste Gruppe gehören die Aufsätze aus der Zeitschrift für Preußische Ge- 
schichte und Landeskunde von 1871bis 1874über das Städtewesen unter Friedrich 
Wilhelm I., die in Schmollers Hallenser Zeit entstanden, sachlich heute (zum 
Beispiel durch H. Rachels Zoll- und Akziseverwaltung in den Acta Borussica) 
stark veraltet, aber wegen der systematischen Gedankenführung immer noch sehr 
lehrreich zu lesen sind; ferner die beiden (in Ten-Brinks und Scherers Quellen ` 
und Forschungen gleichzeitig veröffentlichten) Straßburger Rektoratsreden von 
1874 5 über das hohe und spätere Mittelalter dieser Reichsstadt. die den Verfasser 
vor allem als glänzenden politischen Auswerter geschichtlicher Vorgänge zeigen: 
endlich der berühmte Beitrag der (historischen) Gierke-Festschrift von 1911 über 
die Bevölkerungsbewegung der deutschen Städte und die Akademieabhandlung 
über die äußeren Tatsachen der deutschen Städteentwicklung im Mittelalter“. 
Unter den bisher noch ungedruckten Bruchstücken des Nachlasses, die sämtlich 
auch in sich stark unfertig erscheinen, steht obenan eine Skizze über..Deutsche 
Städtehistoriker des XIX. Jahrhunderts“, begabt mit dem ganzen heimlichen 
Reiz von Schmollers größeren, men:chlich so feinfühligen wie gelassenen 
Charakterbildern; die drei übrigen Aufsätze über das Verhältnis der Städte zur 
Ministerialität. fürstlich-bischöflichen Herrschaft und Ratsverfassung spiegeln 
wesentlich noch den Forschungsstand von Schmollers Blütezeit vor den grob n 
jüngeren stadtgeschichtlichen Editionen. Paul Sanders, August Spiethotfs 
und Wilhelm Levisons herausgeberischer Beirat hat naturgemäß nur Einzelheiten 
betreffen können. 


Berlin. Carl Brinkmann. 


II. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Emil van den Boom, Der Sozialismus nach dem Kriege. 8°. M.-Glad- 
bach 1923. Volksvereinsverlag. 200 S. 

Die vorliegende Schrift ist eine Sammlung von vier Flugschriften: Die Sozial- 
demokratie in ihren Richtungen; Die Sozialdemokratie nach der Revolution; 
Sozialdemokratie und Berufsstände; Vom Erfurter zum Görlitzer Programm. 
Die ersten drei erschienen 1921, die letzte 1923. Die vier Broschüren wollen 
ein zusanımenhängendes Ganzes sein und können auch als solches gelten. Der 


Sozialismus, Sozialpolitik und Politik. BY 


Verfasser gibt einen trefflichen Uberblick über die Entwicklung der sozialistischen 
Parteien in Deutschland bis zur Wiedervereinigung der Mehrheitssezialisten 
mit den Unabhängigen. Parallel damit schildert er die Veränderungen der Partei- 
programme und sucht an Hand dieser, als aueh der politischen Leistungen der sozia- 
listischen Parteien das Fiasko des Marxismus darzulegen, wobei er sich sehr auf 
Stimmen aus dem sozialistischen Lager selbst stützt. Die Wurzel des Übels erblickt 
er in der materialistischen Geschichtsauffassung, ohne deren Beseitigung die Sozia- 
listen keine Vorteile mehr erringen werden. Ansätze zu einem positiven Aufbau 
des vollig zerrütteten deutschen staatlichen und wirtschaftlichen Lebens sieht 
der Verfasser im Werden der handwerklichen Berufsstände, in Gruppierung von 
Arbeiterschaft und Unternehmertum zur Durchführung des arbeitsgemeinsehalt- 
lichen Gedankens in der Industrie usw. (IV. S. 43). Neben guten Gedanken 
leider auch einige Unklarheit: so ist eine Gegenüberstellung von mechanischen 
Sozialismus zum organischen kaum mehr als ein Spiel mit Worten (IV. S. 40). 
und nach allen vorangegangenen Ausführungen überrascht zum Schluß die Ansicht 
„aus einer Partei vorwiegender Agitation und Organisation muß eine solche des 
positiven Schaffens, des Aufbaues werden“ (IV. S. 51). Ob die Marxisten 
nach den theoretischen Grundlagen ihrer Ar! eit fähig sind? 

Das Buch ist klar geschrieben und in einem vornehmen Ton gehalten. Aus- 
führliche Sach- und Namenverzeichnisse erhöhen seine Brauchbarkeit. 


Wien. Oskar Morgenstern. 


Artur J. Penty, Gilden, Gewerbe und Landwirtschaft. Aus dem 
Enelischen übersetzt von ©. Eecius. Schriften der englischen Gildenbe wegung. H.+) 
R. Tübingen 1922. J. C. B. Mohr (P. Siebeck). XI und 107 S. 


G. R. Stirling Taylor, Gildenpolitik. Ein praktisches Programm 
für die Arbeiterpartei und die Genossenschaften. Aus dem Englischen übersetzt 
von O., Eceius. Schriften der englischen Gildenbewcgung. HEL 8°. Tübingen 
1922. J. C. B. Mohr (P. Siebeek). IV und 116 S.') 


Der heftige Kapitalismus der 19. Jahrhunderts hat ein auf schärlstem Wett- 
bewerb begriindetes Wirtschaftssvstem geschaffen, das die ganze Welt in sich 
einbezog, der Krieg hat dieses System zerbrochen, statt des Ganzen eines Systems 
sind Teilstücke übrig geblieben, deren Bestimmung wäre, in das Ganze wieder 
eingefügt zu werden. Dem setzen aber politische Einwirkungen und auch wirt- 
schattliche Bestrebungen ein Hindernis entgegen: außerdem wurde manehe 
Funktion, wie die Belieferung von vielen außerenropäischen Märkten mit 
Industrieartikeln, die früher der europäischen Industrie oblag, von einer jungen, 
seit 1914 entstandenen oder doch erweiterten Industrie dieser Länder über- 
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nommen, die thre errungene Stellung nicht mehr aufgeben, vielmehr die Kon- 
kurrenz der wieder auf die Erzeugung von Friedenswaren eingestellten euro- 
päischen Industrie durch merkantilistische Politik verhindern will. Diese Um- 
stände, die Umstellung der Kriegsindustrie und die allgemeine Verarmung haben 
naturgemäß eine wirtschaftliche Krisis herbeigeführt, unter der England als 
Weltkaufmann und Weltindustrieland stark leidet und so lange leiden wird. 
bis entweder die alten Verhältnisse und Beziehungen wieder annähernd her- 
gestellt oder eine ganz andere Wirtschaftsform gefunden und ausgebildet 
sein wird. 

Die englische Gildenbewegung geht auf das letztgenannte Ziel los, sie sieht 
aber das Übel nicht mit dem Auge des Weltwirtschaftspolitikers und strebi 
eine neue Wirtschaftsform in England an, hauptsächlich geleitet von dem 
Streben, die Übelxtände der bestehenden Wirtschaftsorganisation abzuschaiien. 
ohne dabei ihrer trotz allem vorhandenen Vorzüge zu gedenken. Sie sieht das 
Heilmittel in einer Rückkehr zur mittelalterlichen Zunft, weil es für sie fest- 
steht, daß damals das Leben besser und einfacher gewesen sei als jetzt. Pentys 
Schrift ist eine allgemeine Begründung des Gildengedankens. Den Untergrund 
bilden ethische Erwägungen, daher stellt Penty in den Mittelpunkt seiner Aus- 
führungen die Forderung nach dem „gerechten Preis‘, denn ,,Sittlichkeitsiragen 
sind grundlegender als Wirtschaftsfragen“ (S. 72). Der „gerechte Preis“ ist 
ja gewiß letzten Endes nichts anderes als das siehtbare, äußere Zeichen, daß das 
Wirtschaftssystem gerecht aufgebaut ist und gut funktioniert. Aber die prak- 
tischen Schwierigkeiten, den „gerechten Preis“ durch Einwirkung der Gilden 


und der stiatliehen Gewalt in einem Zeitalter der fortschreitenden Technik zu < 


erreichen, sind durch Pentys Vorschläge nicht geringer geworden. Wir wissen 
ja, daß die Preise grundsätzlich dem Selbstkostenpunkte zustreben und ihn in 
einer Zeit der statischen Wirtschaft auch bei freier Wirtschaft fast erreichen, 
das heißt, der „gerechte Preis“ tritt von selbst ein. In der dynamischen Wirt- 
schaft ist der „gerechte Preis“ freilich weniger leicht zu erreichen, gewiß nicht 
durch die Staatsgewalt eines Landes zu erzwingen, dazu wären internationale 
Festsetzungen notwendig, die aber, solange die Wirtschaft in den verschiedenen 
Ländern der Erde so verschieden ist, nicht möglich sind. Kurz, die Forderung 
nach dem „gerechten Preis“ klingt gewiß recht gut. aber durchführbar ist sie 
erst unter Voraussetzungen, die sie ohnedies entbehrlich machen. Penty über- 
sieht auch, daß das mittelalterliche Zunftsvstem keineswegs so ideal war, wie er 
es vor Augen hat, zweitens aber, daß heute auf demselben Raume 8-10 mal 
so viel Menschen leben müssen als im Mittelalter, daß daher die Intensität in 
der Ausnutzung wirtschaftlicher Möglichkeiten ungleich größer sein muß. Im 
Mittelalter wurden fast ausnahmslos Güter verbraucht, die sich selbst wieder 
ersetzten oder die doch im Verhältnis zum Verbrauch in wirklichem Überfluß 
vorhanden waren. Man denke an die Lebensmittel und Bekleidungsstoife, aber 
auch an die gewerblichen Verbrauchsgiiter, wie Brennstoffe und Metalle. Heute 
ist der Verbrauch bei Kohlen und Erzen wirklich so groß, daß er einem Raub- 
bau gleicht. Daß dadurch die Welt ärmer wird. ist zweifellos, aber ein Zurück- 
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schrauben des Verbrauches ist angesichts der steigenden Bevölkerungszahlen 
praktisch unmöglich. Und irgendeinen gangbaren Weg weist auch Penty nicht. 
Daß für England, auf das sich die Schrift hauptsächlich bezieht, eine Agrar- 
reform notwendig ist, dürfte wohl zutreifen, aber Pentys Vor:chlag mit den 
landwirtschaftlichen Gilden nutzt da nichts, besonders ginge es nieht an, um 
mehr Menschen in der Landwirtschaft zu beschäftigen. die Maschinen auszu- 
schalten oder wenn man sie schon gebraucht. nur zu dem Zwecke, damit die 
Menschen statt acht Stuuden deren vier arbeiten. Derartige, durch das augen- 
blickliche Arbeitslosenproblem gezeitigte Vorschläge sind wertlos. -Wenn man 
die Bevölkerungszahl Englands wenigstens um zwei Drittel herabsetzen will 
und kann, dann wird eine andere — ob auch gliicklichere, ist fraglich — Wirt- 
schaftsform von selbst können. Wenn aber solche utopische Voraussetzungen zur 
Durchführung eines Systems notwendig sind, so wird man füglich wegen der 
Brauchbarkeit dieses Systems skeptisch werden. Das schließt freilich nicht aus, 
daB es vom sozialpolitischen Standpunkte aus höchst wichtig und notwendig 
wäre, mit Penty rein sittlichen Forderungen größere Beachtung zu 
schenken. 

Taylors Schrift will ein „praktisches Programm“ sein. Abgesehen davon, 
daß der Inhalt groBenteils eine Kritik der jetzigen Zustände in England ist, sind 
die positiven Vorschläge kaum für ein Arbeiterpregramm geeignet, mit Ausnahme 
jener, welche sich auf genossenschaftliche (uündungen beziehen, wo mancher 
gute, wenn auch nicht neue Gedanke zum Ausdruck kommt. Das gilt aueh dort, 
wo Taylor Gedanken der Bodenreform wiedergibt. Grundsätzlich möchte 
ich nur anf die Frage hinweisen, ob die Verfassung der Gilden, die im Besitze 
industrieller Betriebe sind, den Satz enthalten muB, ja dart, „daß jedes Voll- 
mitglied ihres Mitarbeiterstabes, gleichviel ob es Handarbeiter oder Bureau- 
beamte, Techniker oder Geschäftsleiter sind, eine Stimme und nur eine haben 
soll in der Vollversammlung. die die Gesellschaft regieren soll’. „Das wird die 
Feststellung des (Grundsatzes ‚Jedermann nur eine Stimme‘ als Grundlage der 
Gildendemokratie bedeuten“ (SN. 46). Es wäre aber doch erst zu erweisen, dab 
wirkliche, restlose Demokratie mit dem Grundsatze Jedermann nur eine 
Stimme“ mit dem Prinzipe der Gilden überhaupt vereinbar ist. Daß Fragen, 
wie die nach dem Eintritt in eine Gilde, die grundlegend ist.nicht erörtert werden, 
ist ein weiterer Mangel des „praktischen Programms", 

Es ist kein Zweifel, so einfach ist das Reformieren nicht, wie es hier dar- 
gestellt wird, wo vielfach die letzten Ursachen der ungünstigen Zustände gar 
nicht erkannt sind. Vielleicht mag es vorteilhalt sein, in politischen Schriften für 
die breite Masse nicht allzutiel zu gehen, um nicht durch Wissenschaftlichkeit 
Zweifler zu erziehen. In diesem Sinne kann man den Schriften gewissen Wert 
beimessen, denn die Tendenz ethische Motive in den Vordergrund zu schieben, 
ist sicher zu loben, Volle Anerkennung verdient der Übersetzer für die vorzüg- 
liche Wiedergabe und der Verlag für die schöne Ausstattung. 


Prag. Theodor Maver. 


592 Einzelbesprechungen. 


IV. Finanzwissenschaft. 


L. Gier, Steuern und Schulden der Vereinigten Staaten von 
Amerika (unter Berücksichtigung der schwebenden internationalen Vinanz- 
probleme. Finanz- und Volkswirtschaftliche Zeitfragen). Herausgegeben von 
Schanz & Wolf, 82. Heft. Stuttgart 1923. Verlag Ferd. Enke. 157 Seiten. 

Die instruktive, auf gründlichem Studium der amerikanischen Budget- und 
Steuerverhältnisse beruhende Sch ift gibt zunächst einen knappen Umriß der 
amerikanischen Bundesfinanzen, dann des Steuersystems, speziell der Ein- 
kommenstexer und ihres Zusammenhanges mit der Prohibition. Binnen drei Jahren 
wurde eine Verminderung der Staatsausgaben um die Hälfte erreicht. Zuerst 
strebte man Abbau der direkten Steuern und Ersatz durch neue Steuern an, 
dann Senkung der Steuern und Verminderung der Ausgaben. Tatsächlich wurden 
Steuern im Betrage von 825 Millionen Dollar preisgegeben, die Transport- und 
Versieherunzssteuern eänzlieh aufgelassen. die Kinkommensteuer einschließlich 
Zuschlag auf 50°, ermäßigt, mehrere besondere Umsatzsteuern beseitigt. Derzeit 
seien im allgemeinen die Zölle noch etwas ausbaufahig, deseleiehen die Tabak- 
steuer und die Stempel, die Luxussteuer reformbedüritig. Dagegen müsse die 
Einkommensteuer mit ihren überhohen Sätzen noch etwas herabgesetzt werden. 
Interessant ist, dab die gewaltigen Erträge der Einkommensteuer als der Haupt- 
stütze der Bundesfinanzen den Verzicht auf die Alkoholbesteuerune und die 
Einfithrung der Prohibition ermörlichten. Dennseh sei der Brite 2—4mal 
so stark belastet wie der Amerikaner. Im wesentlichen bleibe der amerikanische 
„Alittelstand” in der Schlinge hängen. Der Arbeiter, der auch Luxusausgaben 
sieh verzönne, zahlt etwa 5 Dollar, denn die Einkommensteuer läßt die unteren 
Schichten in weitestem Umfang frei. Der Enthaltsame wird überhaupt nur 
mit einem Bagatellbetrag durch die Zucker- und Mineralwasser(Sodawasser }- 
steuer erfaßt. Die ganz großen Einkommen flüchten in die steuerfreien Werte. 
Die „Excess profits Tax’ aber wurde bei der rückzängigen Konjunktur ertragslos. 
Interessant und für amerikanische Verhältnisse bezeichnend ist die Feststellunz 
des Verfassers. daß Alkohol- und Tabakbesteuerung in der Union richtig aus- 
gestaltet, soviel einbringen könnten, daß alle übrigen Steuern entbehrlich würden. 
da er den Ertrag einer Alkoholbesteuerung allein auf 2200 Millionen Dollar fir 
die Union einschätzt. Die Steuerverwaltung wird im allgemeinen als auBer- 
ordentlich mangelhaft geschildert, die „Rückstände“ bei der Einkommensteuer 
seien ungeheuer. Wir ersehen, daB Amerika weder aul dem Gebiete der Steuer- 
eesetzzehung, noch der Steuerverwaltung auf der Höhe steht. Was aber die „‚Kriers- 
schulden” anbelangt, so bestehe wenig Hoffnung auf Realisierung der englischen 
Kompenzationswiinsche, da allgemeine Teilnahmslosigkeit für die europäischen 
Probleme vorherrscht und das überreife internationale Schuldenproblem bereit» 
vollkommen verschleppt wurde. Im übrigen ist die Belastung der Bevölkerung 
dureh öflentliche Schulden in der Union relativ gering, Großbritannien ist pro 
Kopf viermal so stark verschuldet wie die Vereinigten Staaten. 

In dieser Schrift liegt eine sehr dankenswerte, weil außerordentlich sach. 
kundige und anschauliche Schilderung der gegenwärtigen amerikanischen Finanz. 


ae E , i „092 
Statistik und Bevölkerungslehre. 95 


und Stenerverhältnisse vor. Sie kann jedem, der sich mit diesen Problemen des 
näheren befassen will, nur wärmstens empfohlen werden, 


Wien. Emanuel Hugo Vogel. 


V. Statistik und Bevölkerungslehre. 


Deutschlands Wirtschaftslage unter den Nachwirkungen des Krieges. Unter 
Verwendung von amtlichem Material zusammengestellt im statistischen Reichs- 
amte Berlin, im März 1925. Zentralverlag G. m. b. H. Berlin 35. März 1923, 
as, 

Das Deutsche Reich hat aich nach dem Kriege noch unter der iibermichtigen, 
vielfach skrupellosen Presscpropaganda der Gegner zu leiden. Es ist ein arges, 
duch die deutsche Ungeschicklichkeit selbst mitverschuldetes Mißgeschick, wenn 
der Welt draußen noch inime: das Matchen von der absichtlichen Inflation zwecks 
Hintergehung der Gläubiger, vom deutschen Übelwollen bei den Sachleistungen 
nd dergleichen vorgetischt werden darf. Als ein ernster Abwehrvelsuch dagegen 
ist die vorliegende statistische Schrift zu betrachten. die in der bekannten, 
anschaulichen Weise der „mustergültigen deutschen Monatschrift ,„Wirtschalt 
und Statistik“ die gegenwärtige wirtschaftliche Lage Deutschlands in allen ihren 
Beziehungen za den I'riedensschlüssen in Wort und Bild aufzeigt. Wir finden da 
zunächst die Verluste, die Deutschland an Land, Volk und Vermögen erlitten hat, 
dargestellt: ferner die bereits durchgeführten Reparationsleistungen, die Wirkungen 
der Abtretungen und Leistungen auf die deutsche Ernährung, Rohstoifwirtschaft 
und Arbeitskraft, den deutschen Rei@hshaushalt. den Geldumlauf, die Steuer- 
belastung und vieles andere. Es geht daraus die ungeheure Verarmung, der 
gesundheitliche und kulturelle Niedergang des deutschen Volkes hervor. Be- 
merkenswert sind auch die Ausführungen über die nachteiligen Wirkungen des 
Versailler Vertrages auf das Ausland, wie überhaupt auf die Weltproduktion und 
den Welthandel. 

Es ist zu wünschen, daß diese auch in französischer und englischer Sprache 
aulsclerte Schrift eine recht große Verbreitung erfahre und daß ihr recht bald 
eine zweite Ausgabe mit der Fortführung der durch den Ruhrkampf Leme: kens- 
wert gewordenen Zahlen auf die allerneueste Zeit nachfolge. 


Wien. Wilhelm Winkler. 


Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. II. Jahre. 8°. Karl 
Geroids Sohn, Wien, 1923. 141 und IX S. 

Statistische Nachrichten. Redigiert und herausgegeben vom Bundesamt für 
Statistik. I. Jahrg. Nr. 1—6. Verlag der Vereinigung der wirtschaftlichen 
Kan:mern und Hauptverbände, Wien 1923. 


594 Einzelbesprechungen. 


Das österreichische Bundesamt für Statistik hat auf die in neuerer Zeit ver- 
einzelt aufzetauchten unfreundhchen Stimmen die wirksamste Antwort gefunden: 
es hat mit seinen jüngsten Veröffentlichungen den Nachweis frischer Lebenskratt 
und Anpassungsfaihigkeit erbracht und gezeigt, wie mit einem Mindestinaß an 
Mitteln die verhältnismäßig höchste Wirkung zu erzielen ist. Die beiden genannten 
periodischen Verétientlichungen, das jährlich erscheinende Handbuch und die 
seit April monatlich erscheinenden Statistischen Nachrichten ergänzen sich in 
glücklicher Weise. Das statistische Handbuch war, worauf ich schon in der 
Besprechung der zweiten Ausgabe in dieser Zeitschrift hinwies.!)infolge allmählicher, 
aus Ersparungsrücksichten erfolgter Einstellung des Druckes der üblichen Quellen- 
werke (Beiträge zur Statistik der Republik Österreich. bisher Heft 1—11) auf dem 
Wege, das umfassende Quellenwerk der österreichischen Statistik zu werden. 
Das hätte nun doch große Unzukömmlichkeiten zur Folge gehabt. Es hätte das 
Verständnis für Statistik leiden müssen, wenn der ganze statistische Inhalt nur in 
wenige und für die meisten Menschen wenig beredte Tabellen gebannt gewesen 
und das begleitende Wort weegefallenwäre, undes hättedas rechtzeitige Erscheinen 
der Ergebnisse leiden müssen, wenn sich jedes Jahr nur einmal eine Veröflfent- 
lichunesmörlichkeit erzeben hätte. In beiden Richtungen hat nun die Herauseebe 
der „Statistischen Nachrichten“ Erleichterung geschaffen und — so gut das mit 
so beschränkten Mitteln möglich ist — das verlorengegangene Gleichgewicht 
wieder hergestellt. Die Statistischen Nachrichten veröffentlichen die neuesten 
statistischen Ergebnisse aus allen Gebieten der Statistik unter besonderer Be- 
rücksichtieung der Wirtschaftsstatistik; in letzterer Richtung geben sie. indem 
sie Banknotenumlauf, Geldkirse, Börsenkurse, Einlarenstand, Handelsbilanz, 
Arbeitslosigkeit. Preise. Lebenshaltung und ähnliches darstellen, ein gutes Bild von 
der jeweiligen wirtschaftlichen Lage des Sfaatsgebietes. Es wäre für dfe weitere 
Verbreitung dieser Zeitschrift wünschenswert, wenn sie in den Stand gebracht 
würde, auch mit dem Schaubild zu arbeiten, wie das in der ähnlichen reichs- 
deutschen Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“, die der österreichischen als 
Vorbild gedient hat, in so ausgiebiger und erfolgreicher Weise geschicht. ` 


Wien. Wilhelm Winkler. 


VI. Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und 
andere Hilfswissenschaften. 
Charlotte Bühler, Das Seelenleben des Jugendlichen. 2. Aufl.. Jena, 
Gustav Fischer, 1923. VIII + 210 S. 
Die Entwicklung des sozialen Lebens von den Anfängen des Kleinkindes her 
hat für den Soziologen nicht nur nebensächliches Interesse. Vielmehr wird er 


die zahlreichen Tendenzen, die im sozialen Leben des Individuums auftreten, 
weit besser überblicken und würdigen, wenn er ihre Wurzeln in den verschiedenen 


1) 2. Band, Heft 1-3. S. 176. 
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Stadien der menschlichen Entwicklung sieht und auch einen Blick in die bio- 
logischen Bedingungen und Ursachen ihres Fntstehens tut. Die Entwicklung des 
menschlichen Individuums von klein auf innerhalb der Familie, im Kindergarten 
und Schule mit Gleichaltrigen und gegenüber den Lehrenden. das Pubertäts- 
streben zur Einsamkeit und Zweisamkeit, die antisozialen Epochen und schließ- 
lich die neuen über die Familie hinausreichenden sozialen Tendenzen zu 
eröß:ren Gemeinschaften hin — all das ist für den Soziologen von größter 
Bedeutung zu kennen. Die Kinder- und Jugendpsvehologie sind erst in den 
Anfängen der Aufweisung gesetzmäßiger Verläufe der sozialen Entwicklung. 
Innerhalb der Jugendpsychologie ist das Buch „Die seelische Entwicklung der 
Jugendlichen“ von Charlotte Bühler, Privatdozentin an der Universität Wien, 
auch in dieser Hinsicht als ein erster Vorstoß zu betrachten. Unter Verwendung 
der neuesten sozialpsvehologischen Forschungen in der Tierpsychologie, unter 
Analyse ferner von Tagebüchern und sonstiger Dokumente ‚Jugendlicher, mit 
Berücksichtigung der Beobachtungen am Kleinkind wird dort zum erstenmal 
in großen Zügen der Aufbau der sozialen Entwicklung vom Kinde bis zum 
Adoleszenten versucht. 

Schon vom frühesten seelischen Erwachen an zeigt das Kleinkind starke 
gesellige Neigungen. E: will nicht allein sein, reagiert freudig auf bekannte, aber 
furchtsam auf fremde Gesichter. Es will mit den Erwachsenen mitmachen — dies 
der früheste soziale Wert —. will nicht isoliert zurückstehen. Eine erste anti- 
soziale Welle überkommt das Zwei- bis Dreijahrige mit erwachendem Eigenwillen 
und hemmt zunächst die soziale Eingewöhnune. Das Kind will machen, worauf 
sein eigenes Streben es momentan hinlenkt, will dann sogar prinzipiell gern. was 
verboten ist. Das Vier- bis Fünfjährige überwindet diese erste antisoziale Welle 
und wird, was in-der Hauptsache die ganze Kindheit hindurch bleibt, ein äußerst 
geselliges Wesen. Und zwar zeigen sich nun schon die sozialen Gesetze, die 
Schjelderup-Ebbe t) bereits an Haustieren aufgewiesen hat. es bildet sich bei den 
Kindern untereinander eine Rangordnung, die unausgesprochen gilt. Schon im 
Kindergarten zeigt sich das Verhältnis von Führer und Volk. Die erste bewußt 
soziale Einstellung nach außen hin erfolgt gewöhnlich in der Schule. Die Zu- 
gehörigkeit zur eigenen Familie, eigenen Klasse, eigenen Schule wird nun erlebt, 
im Unterschied zu anderen, und gern wächst das Kind in die schützende Gemein- 
_ schaft hinein, in der es sich geborgen fühlt. — Im zweiten Trotzalter kommt dann 
über den Jugendlichen eine neue antisoziale Welle. Zunächt sondert er sich eine 
Zeitlang von seinem Familienkreis ab, dessen Intimität ihm lästig wird, insolern 
sie ihn hindert, seine neu erlebte Individualität deutlich herauszustellen. [er strebt. 
Gemeinschaften zu, die. auf objektiveren Grundlagen erbaut, seinem innersten 
Leben Gelegenheit geben, sich nach Belieben zu äußern oder sich zu verbergen. 
Auch aus dem Klassenverband, der für den etwa Neun- bis Dreizehnjährigen 
meist eine festgeschlossene Gruppe bedeutet, löst sich der Jugendliche los und 
sucht den einzelnen Freund. Zunächst erfolgt die Auflösung der Klassengemein- 
schaft in Gruppen und Grüppchen, bis schließlich je zwei und zwei Freunde übrig- 


1) Zschr. f. Psych., Bd. 88, 1922. 
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bleiben, die mit einer gewisseh kühlen Reserve auf die übrigen blicken. Bis der 
Freund gefunden ist, erlebt der einzelne schmerzlich seine Isoliertheit, wofür 
jedes Tagebuch Belege bringt. Gesucht wird der Gleichgesinnte, der die eigene 
Individualität versteht, der Freund — dies Wort erhält jetzt seine eigene 
Dienität —. mit dem man nicht mehr bloß kindlich spielen, sondern dem man sein 
Herz ausschütten. der einem helfen kann. 


Den biologischen Sinn dieser Wende, wo sich der Jugendliche von seiner bis- 
herizen Familien- und Klassengemeinschalt ablöst, sieht Charlotte Bühler 
in der Notwendigkeit, sich auf die Wahl des ergänzenden Menschen vorzubereiten. 
— Das Bedürfnis Juzendlicher nach*einem überlegenen Helfer führt über das 
bloße Freundschaftsverhältnis mit Gleichaltrigen hinaus. Gesucht wird der 
Führer. Kin Verdienst der Jugendbewegung ist es, daß sie die Bedeutung des 
Führertums speziell für den Juzendlichen hervortreten ließ und Gesichtspunkte 
über Eignung und Erziehung zum Führer aufzustellen trachtete. Die Verfasserin 
sieht das Problematische dieser Bewegung darin, daß sie, die ursprünglich die 
individuelle Entwicklung des Jugendlichen förderte, Gefahr läuft, Massenbewegung 
und Massenbetrieb zu werden und dadurch den Gemeinschaften der Erwachsenen 
mit ihren religiösen und politischen Parteiungen ähnlich wird, aber ihre Anziehungs- 
krait auf den ausgesprochen Jugendlichen zu verlieren droht. Denn der Jugend- 
liche sucht die größere Gemeinschaft auf dem Umweg über die Einsamkeit und 
Zweisamkeit. 

Die soziale Entwicklung des Menschen vollzieht sich in einem eigentütmlichen 
Kreislauf: Aus dem Schoß der Familie und zunächst ganz in ihm lebend wächst 
das löinzelwesen allmählich in weitere Beziehungen, in die größere Gemeinschaft 
der Schule und sonstigen Umwelt hinein. Dabei vollzieht sich, bewußt oder un- 
bewußt. eine Isolierung des Ich, bis dieses sich eines Tages seiner Einsamkeit 
innerhalb der Masse der Menschen bewußt wird. Bald sucht das einsam gewordene 
Ich den Wee zu einem Du. Über Freundschaft und Schwärmerei kommt es zur 
Liebe und findet durch sie eine neue Gemeinsamkeit. aus der sich dann wieder 
weitere Kreise ziehen zur Familie, die man jetzt selbst begründet, zu einzelnen 
menschlichen Gemeinschaften, in die man tätig wirkend eintritt. 


Genaueres über die Entwicklung des sozialen Denkens beim Jugendlichen 


verspricht Charlotte Bühler in einer aul experimenteller Grundlage fuBenden 
Monographie zu bringen. 


berlin. Maria Dieckmann. 


o 


Yauberg und Dubislav, Svstematisches Wörterbuch der Philosophie, 
(1:.-8°. Leipzig 1923. Verlag von Felix Meiner. VIL und 565 S. 

Das Buch will nicht Stoffanhäufung und Vollständigkeit anstreben, sondern 
„Konsequenz in der Zurückführung der philosophischen Kunstwörter auf eine 
Mindestzahl von solchen geben, die ihre klaren und eindeutigen Inberriite 


Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und andere Hilfswissensehaften. 594 


bezeichnet”. Durch dieses Verfahren erzielt es, das muß zugestanden werden, 
gewis:e wesentliche Vorteile und vermag daher in Ergänzung anderer derartiger 
Handbücher Dienste zu leisten. Definitionen Kants, Bolzanos und Wundts 
werden von den Verfassern bevorzugt. Das Buch ist, wie alle derartigen Bücher. 
sehr ungleich. In vielen Fällen gibt es dem Anfänger wie dem Vorgeschrittenen 
sehr gute Auskunft, in andern wieder versagt es. Das kann bei der Kürze der 
Fassung nicht sehr viel anders sein, trotzdem es dadurch, diB es keine Schriften- 
angaben bringt, Raum erspart. 


Wien. Othmar Spann. 


Bernhard Harms, Völkerrechtliche Sicherungen der wirtschaft- 
lichen Verkehrsfreiheit in Friedenszeiten, 17. Heft der „Krierswirt- 
schaftlichen Untersuchungen aus dem Institut für Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft an der Universität Kiel‘, Jena 1918, Gustav Fischer, 84 S. 


Die Schrift gibt in erweiterter Form einen Vortrag wieder, den der Herr 
Verfasser am 19. September 1918 in Kiel auf der Jaliresversammiung der Deutschen 
Gesellschaft für Völkerrecht gehalten hat. Er wirft zunächst „einen Rückblick 
auf Art und Wesen der weltwirtschaftlichen Verkehrsgesellschaft" vor dem 
Krieg und hebt hier die zwischenstaatlichen Leistungen auf dem Gebiet der Post, 
der See- und Binnenschiffahrt, der Eisenbahn, des Automobil- und sonstigen 
Reiseverkehrs und. die Handelsverträge hervor. Die verheiBungsvollen Ansätze 
hat der Krieg zunächst zerstört und nun gilt es, für den Wiederaufbau vorzusorgen. 
In fünf Thesen formuliert Harms ein „Mindestprogranım“, das schon in den 
Friedensverträgen verwirklicht werden sollte. Er fordert Wiederherstellung des 
Weltpostvereines und aller übrigen, das Verkehrswesen zu Wasser und zu Lande 
betreffenden internationalen Normen, Anerkennung bestinmmter Grundsätze 
der Gestaltung und Handhabung des Fremdenreclits, Wiederherstellung der 
Pariser Konvention zum Schutz des gewerblichen Eigentums und der Berner 
Konvention zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst sowie grund- 
sätzliche und praktische Anerkennung der „Offenen. Tür” im Handelsverkehr. 


Wie schon diese Übersicht zeigt, entbehrt die Schrift. wiewohl sie über fünf 
Jalıre alt ist, nicht der Aktualität. Aber auch, wenn sie in allen Teilen überholt 
wäre, würde jedermann die klaren und temperamentvollen Ausführungen des 
Herrn Verfassers mit Freude und Gewinn lesen. Freilich wird dem Leser nicht 
das geboten, was der Titel erwarten läßt. An keiner Stelle des Buches ist von 
„völkerrechtlichen Sicherungen“ die Rede. Daß aber ein internationaler Vertrag 
an sich noch keinerlei Bürgschaft dafür gewährt, daß er auch eingehalten wird, 
braucht dem Herrn Verfasser, der dem Völkerrecht mit Skepsis gegenübersteht, 
nicht erst versichert zu werden. Es handelt sich also nur um eine wenig glückliche 
Fassung der Überschrift. 


Wien Alexander Hold-Ferneek. 
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Ludwig Baur und Karl Rieder, Päpstliche Enzykliken und ihre Stel- 
lung zur Politik. 8°. Freiburg 1923. Herder u. Co. (Schriften zur deutschen 
Politik herausgegeben von Dr. Georg Schreiber, niverstatzprofesson) in Münster 

. W. M. d. R. Heit 5). 92 S 

Die im vorliegenden Hefte vereinigten Schriften sind hervorgegangen aus zwei 
Vorträgen, die die Verfasser bei der zweiten Bodenscekonferenz (6.—8, Juni 1922 
gehalten haben. 

Baur untersucht die Stellung der Enzykliken zu den Grundfragen der 
Innenpolitik und kommt zu dem lörgebnis. daß, da Politik Anwendung und Aus- 
wirkung der Weltanschauung sei, die letzten philosophischen Grundlagen klar- 
gelegt werden müßten. Für den Katholizismus sei das.- wie Leo XIII. gezeigt 
habe, die Philosophie des Thomas von Aquin; die Grundsätze des politischen 
Handelns verkündet das Lehramt der Kirche (S. 12f.) in der Form der Enzy- 
kliken (Leo NHL. Pius X. und Benedikt XV.) Wie bekannt beleuchten diese 
Enzykliken fast sämtliche Gebiete des politischen und wirtschaftlichen Lebens. 
Baur legt nun diese Grundsätze dar, indem er den wichtigsten Fragen eine 
knappe, aber dennoeh eindringliche Darstellung zuteil werden läßt. wie: Ande- 
rune der Staatsform. Staat und Kirche. politische Freiheit usw. Was die Ver- 
bindliehkeit der Enzykliken anbelangt. schreibt der Verfasser die gewiß etwas 
weit gespannten Worte: ..Die Papstenzykliken enthalten für den katholischen 
Politiker in gewissem Umfange verbindliche Richtlinien einer religids 
und sittlich gerichteten politischen und soziologischen Zieleinstellung und gesetz- 
geberischer wie parteipolitischer Arbeit. Die elastisch kluge Art dieser 
Schreiben gestattet auf alle Einzelverhältnisse eine fruchtbare Anwendung 
ehristlieher Grundlehren.“ (8. 50.) Der Verfasser wirft auch einen Blick auf die 
philosophisch-weltanschaulichen Grundsätze der anderen politischen Parteien, 
allein nieht in ganz glücklicher Art, indem er seinen idealen Forderungen die 
Auswiichse der anderen gegeniiberstellt (S. 107.) und nieht auf die tief-ten, 
echten Wurzeln der Bestrebungen seiner politischen Gegner eingeht. 

Karl Rieder zeigt in der zweiten Schrift die Richtlinien, die durch die Päpste 
in Hinblick auf die Außenpolitik gegeben sind, so vor allem für die Behandiung 
völkerreehtlicher Fragen und für die Bewertung und Betrachtung der Friedens- 
bewegung. 

Das Heft ist sehr geeignet, über die Triebfedern der katholisch-christlichen 
Politik auch über engere Kreise hinaus Aufschluß zu geben. 


Wien, Oskar Morgenstern. 


Einlauf von Büchern 
und periodischen Veröffentlichungen. 


A. Bücher. 


I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. | 


Feilen, Josef F.. Die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. Unter- 
suchungen zur Gegenstandstheorie und Kategorienlehre der Geldwirtschaft. (Sozial- 
wissenschaftliche Forschungen. Herausgegeben von der Sozialwissenschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft, Abteilung I, Hett 1.) Berlin und Leipzig 1923. Walter de Gruyter 
& Co. 143 S. Grundzahl 4°5. 

Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 4. Aufl. 28. Lieferung. Bargeldloser 
Zahlungsverkehr — Bede. Bog. 23 bis 28 des II. Bandes. Grundzahl 1°30. 29. und 
30. Lieferung. Kriminalstatistik — Landschaften. Bog. 1 bis 10 des VI. Bandes. 
Grundzahl 3. 

Helfferieh, Karl, Geld und Banken. I. Teil. Das Geld. 6. umgearbeitete Autl. 
Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, I. Abteilung: Volkswirtschaftslehre. 
VII. Bd. Leipzig 1923. C. L. Hirschfeld. XII und 674 S. 

Koeh, Fabian M. von, On the Theories of Free Trade and Protection. 
A Survey and a Criticism. London 1922. P. S. King & Son, Ltd. 34 S. | 

Koch, Fabian von, Lärokurs i Nationaleconomi, jämte ett kapitel om 
Konsumentkooperationen av Orne, Anders. Nicht im Buchhandel. 130 8. 

Kurtsehinsky, M., Der Apostel des Egoismus. Max Stirner und seine Philo- 
sophie der Anarchie. Aus dem Russischen übersetzt von Gregor von Glasenapp. 
Berlin 1923. Verlag von R. L. Prager. 177 8. 

Röpke, Wilhelm, Die internationale Handelspolitik nach dem Kriege. 
Jena 1923. Gustav Fischer. 65 5. Grundpreis M 2°—. 

Sartorius von Waltershausen, A., Einführung in das Studium der Welt- 
wirtschaft. (Lehrschriften des Athenacums (lTochschulfernkurse) über „Staat und 
Wirtschaft” Nr. 4.) Füßen am Lech. VIII und 163 S. 

Stillieh, Oskar, Das Freigeld. Eine Kritik. Berlin 1923. Industriebeamten- 
Verlag G. m. b. H. 80 5. 

Verhandlungen des Dritten Deutschen Soziologentages, am 24. und 25. September 
1922 in Jena.. Reden und Vorträge von Ferdinand Tönnies, Leopold von Wiese, 
Ludo Moritz Hartmann und Debatten über das Wesen der Revolution. (Schriften 
der Deutschen Gesellschaft für Soziologie. T. Serie: Verhandlungen der Deutschen 
Soziologentage. TIT. Bd.) Tübingen 1923. I. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 56 5. Grund- 
zahl 1. 
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Verrijn Stuart, €. A. Die Grundlagen der Volkswirtschaft. Mit 4 Ab- 
hildungen im Text. Jena 1923. Verlag Gustav Fischer. VIII und 296 S. 


II. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Behnsen, Henry und Genzmer, Werner, Die Ansschaltung des Währunes- 
risikos nebst Grundsätzen und Umreehnungstafeln für eine Gold- 
markbilanz. Leipzig 1923. Felix Meiner. 125 S. K 36.000 — 

Bloch, Camillo, Proces-Verbaux du Comite des Finances de VAssemblee, . 
Constituante. Collection de Documents Inédits sur l’Histoire Economique de la 
Revolution Française. Deuxième Partie. Rennes 1923. Imprimerie Oberthur. 

Büscher, Gustav, Staatswährung oder Iandelswihrung. Eine Kritik 
der Freigeldlehre und der staatlichen Theorie des Geldes und eine Antwort auf die 
Währungsfrage von heute. (Veröffentlichungen der Deutschen Handelskammer in der 
Schweiz. Heft 2.) Lausanne und Leipzig 1023. E. Frankfurter. 46 5, Fr 2 - 

Corrado, Gini, La Revisione del Processo contro il Protezionismo,. 
Estratto dagli Atti del I. Congresso Nazionale di Chimica Pura ed Applicata. (Roma, 
3—6 giugno 1923.) Roma 1923. Tipografia Editrice „Iralia”. 51 S. 

Eucken, Walter, Kritische Betrachtungenzum deutschen Geldproblem. 
Jena 1923. Gustav Fischer. 83 S. Grundzahl 2°50, 

Gorski, Antoni, Zapatrvwania i stosunski gospodareze w Polsce XV. 
wieku. La situation économique de la Pologne au AV II me siècle d'apres les contem- 
porains. Varsaviae 1923. Cura et sumptibus universitatis liberae polonae. 19 5. 

Hofmann, Viktor, Die Devalvierung des österreichischen Papiergeldes 
im Jahre 1511. Eine finanzgeschic htliche Darstellung nach archivalischen Qiellen. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 165. Bd. I. Teil. ) Miinchen und Leipzig 1923. 
Duncker & Humblot. 231 S. Grundpreis M 520. 

Kleinwächter, Friedrich v., Lehrbuch der Volkswirtschaftspolitik. 2. teil- 
weise umgearbeitete Aufl. Leipzig 1923. C. L. Hirschfeld. VIII und 348 S. Grundpreis 
veh, M T, geb. M Y. 

Krull, a; Die Wirtschaftsordnung der Freiheit und Gerechtigkeit. 
Annaberg 1922. Neupädagogischer Verlag. 97 S. 

Mises, Ludwig und Klein, Franz, Die geldtheoretische und geldrechtliche 
Seite des Stabilisierungsproblems. (Schriften des Vereins fiir Sozialpolitik. 
164. Bd. II. Teil.) München und Leipzig 1923. Duncker & Humblot. 15 S. Grundpreis 
M 2. 

Miiller, Reiner, Die Hygiene im Bunde mit der Volks- und Welt wirt- 
schaft. Festrede zur 3. Stittungsteier der Universität mit Ansprache des Rektors, 
Schröer, Arnold. Kölner Universitäts-Reden 9. Köln 1923. Oskar Müller Verlag. 
21:9, 

Lehnich, 0., Währung und Wirtschaft in Polen, Litauen, Lettland 
und Estland. Mit Kursiibersichten und zwei OPADIE Darstellungen. Berlin 1923. 
R. L. Prager. XII und 356 S. Grundpreis 10° — 


Ill. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Diehl. Karl und Mombert, Paul, Das Staatsschuldenproblem. Ausgewälllte 
Lesestücke zum Studium der politischen Ökonomie. XVI. Bd. Karlsruhe i. B. 123. 
G. Braun. VIII und 266 S. 

Ebstein, Erich, Die zwecklose Aufopferung kranker Schwangerer. 
Verkürzte Auszabe von „Modernes Mittelalter” mit einem Vorworte von Dührssen. A. 
Volkstümlich gehaltene Aufklärnngsschrift. Elbing 1923. Selbstverlag des Verfasser“, 
40 S. 
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Gumpert, Fritz, Die Bildungsbestrebungen der freien Gewerkschaften. 
(Abhandlungen des staatswissensehaftlichen Seminars zu Jena. AVI. Bd. 3. Hefti 
5>, Jena 1923. Gustav Fischer. 150 N. Grundzahl + —. | 

Penty, Arthur, I., Die Überwindung des Industrialismus. Aus dem Eng- 
lischen übersetzt von Otto Eeeins. Schriften der englischen Gildenbewegung. IV. 
s°,. Tübingen 1923. I. C. DB. Mohr (Paul Siebeck). XIT und 189 N. Frl. 

Vorläufige Ergebnisse der Volkszählung vom 7. März 1922. Bearbeitet und heraus- 
gegeben vom Bundesanite für Statistik. (Beiträge zur Statistik der Republik Öster- 
reich.) Wien 1925. Druck und Verlag der österreichischen Staatsdruckerei. BL S. 

Weber, Heinrieh, Juxendfürsorge im Deutschen Reich. Einfiihrung in 
Wesen und Aufgaben der Jugendfürsorge und das neue Reichsjugendwohltahrtsgeserz, 
(Schriften zur deutschen Politik. 6. und 7. Heft.) 8°. Freiburg i br. 1922. Herder x Cu., 
a. m. b. 1. XIT und 152 8. Grundpreis M 250. 


IV. Finanzwissenschaft. 


Bonnet, Georges en collaboration avec Aubouin, Roger, Les Finances de ta 
France. Bibliothèque Politique et Economique. Paris 1921. Payot et Cie. 34 S. 

Preyer, W. D.e Roggenpapiere und Roggensteuern. Mit 5 Kurventsieln. 
Jena 1923. Gustav Fischer. VI und 157 8. 

Tyxzka. Karl v., Grundzüge der Finanzwissensehaft. 2., nenbearbeitere 
und ergänzte Aufl. Jena 1923. Gustav Fischer. VIL und 391 5. 


V. Statistik und Bevélkerungslehre. 


Czuber, E., Mathematische Bevölkerungstheorie. Auf Grund von G. H. 
Knibbs’.. The Mathematical Theory of Population”. Mit 71 Figuren im Text. Leipzig 
und Berlin 1923. B. G. Teubner. XVI und 357 S. 

Elster, Alexander, Sozialbiologie, Bevölkerungswissenschaft und Gc- 
sellschaftshvgiene. (Handbuch der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. VHE De.» 
Berlin und Leipzig 1923. Walther de Gruyter & Co. 453 S. 

Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. Herausgegeben vom Bundes- 
amt für Statistik. Ill. Jahrg. Wien 1923. Verlag des Bundesamtes für Statistik in 
Kommission bei Karl Gerolds Sohn. IX und 141 8. 


B. Periodische Veröffentlichungen. 


Arbeit und Wirtschaft. 

1. Jahre. 1. Juli 1923. Heft 13. Edmund Palla: Die Bedeutung der Wirtschafts- 
politik für die Arbeiterbewegung. Gig. Engelbert Graf: Ilugo Stinnes und die Kon- 
zentration des Kapitals. Otto Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. Julins 
Nowotny: Der neue österreichische Wirtschaftskörper „Österreichische Bundes- 
bahnen’. 

15. Juli 1923. Heft 14. Eduard Straas: Nach dem Kongreß der Gewerkschaften. 
Alfred Braunthal: Ursachen und Wirkungen des Markzusammenbruchs. Friedrich 
Weiß: Die Wirtsehaftsrechnung in der sozialistischen Gesellschaft. Ludwig Neumann: 
Der österreichische Staatshaushalt (III). 

1. August 1923. Heft 15. I. Hannak: Otto Bauers Revolutionsgeschiehte. Heinrich 
Meyer, (Düsseldorf): Passiver Widerstand. Norbert Einstein (Stuttgart): Stinnes 
als Bankier. Rudolf Feldmann: Organisationsfragen der Privatangestellten. Anten 
Proksch: Die Beitragsleistung in den freien Gewerkschaften. Gabriele Proft: De 
Kinderversicherung. Ernst Steiner: Die österreichische Sozialversicherung. 
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1%. August 1923. Heft 16. Otto Jensen (Gera): August Bebel. der Praktiker. 
Helene Bauer: Die Interessenharmonie, der „gemeine Mann’ und ein besserer Herr. 
Otto Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. Otto Neurath: Sozialistische 
Lebensordnung und Arbeiterbewegung. Benedikt Kautsky: Ein Beitrag. zur Frage 
der NWinderversicherung. Hermann Heindl: Achtstundentag in Österreich. Anton 
Proksch: Arbeitslosigkeit in Osterreich. 

1. September 1025. Hett 17. Ed. Straas: Tagesarbeiten in den Gewerkschaften. 
Emmy Freundlich: Der Sieg des Finanzkapitals. Alois Mosler: Rückentwicklung 
zum \grarstaat. M. Brandeisz: Arbeitsfürsorge für Kriegsbeschädigte. H. Heindl: 
Der Achtstundentag in Österreich. 

15. September 1923. Hett 18. Matthias Eldersch: Die $ Sabotage der Invaliden- 
und Altersversicherung. Alfred Braunthal: Die deutsche Katastrophe. Franz Xaver 
Schwertfeger: Zwei Wahlprogramme. Franz Lill: Kapitalismus und Eisenbahn- 
poltik. Eduard Straas: Bildungsarbeit in den Gewerkschatten. Viktor Stein: 
Das Angestelltenproblem beim Gewerkschaft skongreß. Klemens Nörpel: Betriebs- 
rate — Gewerkschaften — Arbeiterinteressenten. 

1, Oktober 1923. Heft 19. Viktor Stein: Stellt euren Mann! Benedikt Kautsky: 
Mietersehutz und Baugewerbe. Otto Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. 
kmmy Freundlich: Probleme der Arbeiterbildung. Eduard Straas: Die Gewerk- 
se haftsbewegung im Ausland (J. G. Langer: Die Unfallversicherung der Arbeiter. 
Richard Lal Bnige: Die freie Gewerkschaft der Lehrer. 


15. Oktober 1923. Heft 20. In memoriam Ferd. Hanusch, Wilhelm Ellenbogen: 
Ferdinand Tlanuseh, Viktor Stein: Die Zukunft unserer Sozialpolitik. Richard 
Seidel (Berlin): Staatliche Lohnpelitik. Max Ermers: Was bedeutet das neue 
Wiener Wohnnngsprogramm? Gg. Engelbert Graf (Stuttgart): Die Arbeitssklaven 
der Menschheit gestern und morgen. Eduard Straas: Die Gewerkschaftsbewegung 
im Ausland (Il). Hans Bujak: Bildungsarbeit in den Gewerkschaften. 


Bank-Archiv. 


NNIT Jahrg. 1. Juli 1923. Nr. 19. Karl Blum: Empfiehlt sich die Errichtung 
einer deutschen Devisenzentrale? Dr. jur. Heinrieh Dove: Das Interesse des Bank- 
gewerbes am internationalen Seerecht. Dr. Veit Simon: Zur Frage der Währungs- 
schulden in der Bilanz. Dr. A. Koch: Kommunalbanken. Dr. Lutze: Zinsansprüche 
auf eingeklagte Bankforderungen unter Berücksichtigung der Geldentwertung. 


15. Juli 1925. Nr. 20. Dr. se. pol. Hero Moeller: Die Diskontpolitik der Reichsbank 
und der valutarische Kreditgewinn. Liepe: Wertbeständige IIypotheken und Schuld- 
verschreibungen. Dr. Hermann Isav: Zur Ree htssprechung des Deutsch-Englischen 
ts te im Ausgleichsy erfahren. j . 


1. August 1923. Nr. 21. Max von Schinckel: Wie lange noch? Richard Pohl: 

Der Zwangs- und Einheitskurs für Devisen. Dr. Sontag: Festwertbanken und Hypo- 

thekenbanken. Dr. Heinrich Veit Simon:Wechselstempel der Auslandswechsel und 
Kapttaltluchtgesetz. 

20, Angnst 1925. Nr. 22. Dr. Gustav Sintenis: Die wertbeständize Anleihe des 

Deutschen Reiches. Opfer-Stenern. Dr. Mügel: Zur Frage des valutarischen Kredit- 

sewinnes. Dr. R. Arzet: Das engliseh-amerikanische Sehnldenabkonmen. Dr. Alfred 


E isenstaedt: Wa hrungsentschädigung bei Zahlung aus vorhandenen V alutabeständen 
nach § 46 des Reichsausgleichsgesetzes (alter Fassung). 


5. September 1923. Nr. 23. Dr. L. Albert Hahn: Goldnotenscheine. Dr. Walter 
Sulzbach: Die neue Parallelwährung. Pr. Bernieken: Vorschläge zur Emissions- 
und Börseneinführungs-Technik. Dr. Heinrich Friedländer: Die rechtliche Stellung 
der Gremeinschaftsorgane in der Interessengemeinschaft. 

20, September 1923. Nr. 24. Dr. Otto Chr. Fischer: Zur Währungsfrage. Leopold 


Merzbach: Die Deutsche Währnungspolitik. Oskar Piest: Bemerkungen zur Roggen- 
wahrung. 
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Berichte aus den neuen Stantes. 


6. Jahrg. 29. Jani 1923. Nr. 26. Dr. E. Wlasak: Der Aufbau der Völkerbund- 
anleihe. Dr. Ewald Pfibram: Der industrielle Export der Fschecho-Slowakei. Dr. N. 
Salpeter: Die Warenumsatasteuer in Polen. Dr. H. Sch.: Die Nationalisierung der 
„Reschitza’” m Rumänien. 

6. Juli 1923. Nr. 2%. Dr. Massimo Breseh: Das italenische Steuersystem und 
seine Erstreckung auf die neuen Provinzen. Dr. Heinrich Schwamm: Die gesetzliche 
Regelung der rumänischen Privatschulden in fremder Valuta. 

13. Ju 1923. Nr. 28. Dr. Massimo Breseh: Das italienische Steuersystem und 
seine Erstreckung awf die neuen Provinzen (Fortsetzung). 

20. Juli 1923. Nr. 29. De. Massimo Breseh: Das italienische Steuersystem und 
seine Erstreckung auf die neuen Provinzen (Schluß). A.: Die Bodenreform in den 
Nachfolgestaaten. Dr. E. Pisch: Wertbeständiges Kreditsystem in Ungarn. 

27. Juli 1923. Nr. 30. Dr. F. Schlesinger: Konzessionsvertrige mit der russischen 
Regierung und die gemischten Gesellschaften. Dr. D. Alexander: Der Kapitalsbedarf 
Jugoslawiens. 

3. August 1923. Nr: 31. Dr. Benno Seiden: Das polnisehe Budget für das Jahr 1923. 
Dr. Arthur Szekely: Die bestehenden und künftigen Handelsverträge Ungarns. 

10. August 1923. Nr. 32. Dr. Richard Kerschagl: Währung und Notenbank- 
wesen in Sowjetrußland. 

17. August 1923. Nr. 33. Dr. Zdenek Matons: Der Schutz gegen die falsche 
Bezeichnung des Warenursprungs in der Tschecho-Slowakei. 

24. August 1929. Nr. 34. Dr. Friedrich Deri: Überweisungs- und Zahlungsv erkehr 
mit Sowjetrußland und den mit ihm verbündeten Republiken. 

31. August 1923. Nr.35. Dr. Raimund Köhler: Zur Bedeutung der internationalen. 
Messen, insbesondere in Wien. 

T. September 1923.. Nr. 36. E. F. Losinski: Russische Industrie- und Handels- 
verordnungen. Dr. Walther Loewenfeld: Die autonomen Finanzen in Österreich. 

14. September 1923. Nr. 37. P. Jaberg: Der Schweizerfranken. Dr. Ernst György: 
Valorisations-Gesetzentwürfe in Ungarn. 

21. September 1923. Nr. 38. P. Jaberg: Der Schweizerfranken (Schluß). I. F. 
Losinski: Russische Industrie- und Handelsverordnungen. 

28. September 1923. Nr. 39. Richard Modern: Die Mietzinse in Wien in der 
Zeit vom 1. Februar bis 31. Juli 1923. 

5. Oktober 1923. Nr. 40. Dr. Heinrich Engländer: Das neue bürgerliche Gesetz- 
buch der russischen Republik. Dr. Georg Steinböck: Österreichs. Budget für das 
Jahr 1923, 

12. Oktober 1923. Nr. 41. Dr. Friedrich Glaser: Das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb (B. G. BI. Nr. 531 vom 26. September 1923). Ministerialrat Dr. O. Ferenczi: 
Besteht eine Möglichkeit die Handelsbilanz Ungarns aktiv zu gestalten? 

19. Oktober 1923. Nr. 42. Karl Fritz: Das Projekt zur Errichtung eines Donau- 
freihafens in Wien. Graf G. Vandalin-Meiszech: Die Bodenschätze Polens. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 


120. Bd. III. Folge. 65. Bd. 6. Heft. Juni 1923. Mit der Beilage: Volkswirtschaft- 
liche Chronik. März 1923. Fritz Karl Mann: Die Grundformen der Steuerabwehr. 
Johannes Müller: Die wirtschaftliche Gesetzgebung des Deutschen Reiches {Die 
Zeit vom 1. Jänner bis 31. März 1923 umfassend). 

121. Bd. IIL. Folge. 66. Bd. 1. Heft. Juli 1923. Mit der Beilage: Volkswirtschaft- 
liche Chronik. April 1923. Ernst Günther: Die Anpassung der Sozialversicherung 
an die Geldentwertung und Lohnsteigerung. Hans Müller: Zur Kritik des Genossen- 
schaftsbegriffs. Paul Schulz: Die Stützungsaktion der Reichsbank. 

66. Bd. 2. Heft. August 1923. Mit der Beilage: Volkswirtschaftliche 
Chronik. Mai 1923. Fritz Terhalle: Die fiskalische Inflationsbilanz. (Unter 
besonderer Berücksichtigung der Reichsfinanzen.) Riedenauer: Grundlagen der 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolilik. Noue Folge, 3. Band. 39 
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Preis- und Lohnbildung (Fortsetzung). Hermann Schumacher: Erwiderung auf den 
Aufsatz von Herrn Professor Adolf Weber über das Diplomexamen für Volkswirte. 
Adolf Weber, Ludwig Elster: Antworten auf vorstehende Erwiderung. 


3. Heft. September 1923. Felix Rachfahl: Behördenrecht und Behördenorgani- 
sation zum Beginne der Neuzeit. Johannes Müller: Die wirtschaftliche Gesetz 
gehung des Deutschen Reiches. (Die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1923 umfassend., 


Kölner Vierteljahrshefte fiir Soziologie. 


3. Jahrg. Ileft 1. Max Scheler: Ernst Troeltsch als Soziologe. W. Sulzbach: 
Vier Systeme der Sozialphilosophie. R. Thurnwald: Krisis der Ethnologie. 
W. Vleugels: Zur Psychoanalyse. P. Honigsheim: Die Bohème. Sven Helander: 
Soziologie in Schweden. P. Sorokin: Soziologie in Rußland. 


Mitteilungen des Verbandes österreichischer Banken und Bankiers. 


5. Jahrg. Nr. 7/8. 1. Juli 1923. Die Begebung der östorreichischen Völkerbund- 
_anteihe. Dr. Elemer Hantos: Mitteleuropäische Handelspolitik. Dr. Alfred Amonn: 
Für und wider eine Erhöhung des Geldwertes. Dr. Hans Rizzi: Geldwert und Kosten 
der Lebenshaltung in Osterreich seit Beginn der Sanierungsaktion. Dr. Georg Stein- 
böck: Die Wiederherstellung des Gleichgewichts im österreichischen Staatshaushalt. 
Dr. Albert Wehli: Die Standardisierung des Warenakkreditivs. Dr. Hans Paschke: 
Die neue deutsche Devisennotverordnung. Dr. Ernst Timm: Staat und Banken in 
den nordischen Ländern. 

Nr. 9/10. 1. September 1923. Dr. Viktor Brauneis: Voraussetzung einer Währungs- 
regelung in Österreich. Dr. Georg Steinböck: Das Ziffernbild des Wiederaufbaues 
der österreichischen Staatswirtschaft im ersten Halbjahr 1923. Dr. Richard Rosen- 
dorff: Das deutsche Geldentwertungsgesetz. Dr. Felix Pinner: Die Wirkungen des 
Währungsverfalles auf die deutsche Wirtschaft. Dr. Hans Paschke: Die Weiter- 
entwicklung der Devisengesetzgebung (Maßnahmen gegen die Valutaspekulation). 

Dr. Georg Münch: Die deutschen GroBbankbilanzen für das Jahr 1922. Dr. Alexander 
Matlekovits: Der Außenhandel des heutigen Ungarn. ; 


-  - Reichsarbeitsblatt. 


Jahrg. 1923. Nr. 13. 1. Juli 1923. Margarete Trapp: Wöchnerinnenschutz und 
Stillpausen in gewerblichen Betrieben nach den Berichten der preußischen Gewerbe- 
aufsichtsbeamten. Dr. Ebel: Das neue Micterschutzgesetz. Dr. Irmgard Feig: Die 
Tarifverträge im Auslande usw. 

Nr. 14. 16. Juli 1923. Statistische Nachweisungen über die Arbeitsverhältnisse 
und Löhne in den Hauptbergbaubezirken. Dr. Stets: Der Stand der öffentlichen 
Berufsberatung im September 1922 usw. 

Nr. 15. 1. August 1923. Dr. Minna Büttel: Auswanderungsfragen und Arbeiter- 
verhältnisse in Italien usw. 

Nr. 16. 16. August 1923. Dr. Ebel: Das neue Wohnungsmangelgesetz usw. 

28. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. Vorarbeiten zum Arbeitsgesetzbuch in 
zwangloser Folge. 3. Stück. Regierungsentwuff eines Arbeitsgerichtsgesetzes nebst 
Begründung usw. 

Nr. 17. 1. September 1923. Bericht über die Verhandlungen des ständigen Aus- 
schusses für das städtische Wohnungswesen, betreffend weitere Entwicklung der 
Wohnungswirtschaft usw. 

Nr. 18. 16. September 1923. Der Mitgliederbestand der Verbände des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes am Schlusse des Monats Juni 1923. Dr. Irmgard 
Feig: Die Arbeitsvermittlungsstatistik im Auslande im Jahre 1922 usw. 

Nr. 19. 1. Oktober 1923. Prof. Krantz: Die Entwicklung der deutschen Industrie 
in den Jahren 1913 bis 1922 nach statistischen Unterlagen aus den Jahresberichten 
der Gewerbeaufsichtsbeamten. 

Nr. 20. 16. Oktober 1923. Reichsmietengesetz. Dr. Käthe Gaebel: Die Umschulung 
und Fortbildung Erwerbsloser. Die Leipziger Herbstmesse. 
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Statistische Nachrichten. 


l. Jahrg. 25. Juni 1923. Nr. 3. Die Wirtschaftslage März bis Juni 1923. Durch- 
schnittskurse der Devisen in Wien und New-York Mai 1923. Wechselkurse in New-York, 
Mai und Juni 1923. Großhandelspreise wichtiger Waren im Mai 1923. Kleinhandels- 
preise wichtiger Bedarfsgegenstände im Mai 1923. Inflation und Teuerung in Deutsch- 
land und Österreich. Indexziffer des Bundesamtes für Statistik. Indenziffer der pari- 
tätischen Kommission. Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. Die 
Bezüge der öffentlichen Angestellten im Juni 1923. Arbeitslosigkeit im Jahre 1923. 
Die Arbeitskonflikte im Jahre 1922. Die Getreide- und Kartoffelversorgung Öster- 
reichs 1920 bis 1922. Produktion und Verbrauch von Zündhölzern 1920 bis 1923. 
Wert des Außenhandels nach Herkunfts- und Bestimmungsländern 1922. 

25. Juli 1923 Nr. 4. Die Wirtschaftslage April bis Juli 1923. Internationale 
Übersicht der Münzparitäten. Wechselkurse in New-York Juni und Juli 1923. Grob- 
handelspreise wichtiger Waren im Juni 1923. Kleinhandelspreise wichtiger Bedarfs- 
gegenstande im Juni 1923. Indexz’ffer des Bundesamtes für Statistik. Indexziffer 
der paritätischen Kommission. Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. 
Lohnverhältnisse im Wiener Industriegebiet im zweiten Vierteljahr 1923. Arbeits- 
losigkeit im ersten Halbjahre 1923. Verbrauch von alkoholischen Getränken 1920 bis 
1922. Warendurchfuhr nach Herkunfts- und Bestimmungsländern. Die tatsächlichen 
Gebarungserfolge Jänner bis Mai 1923. Vorläufige Ergebnisse der Volkszählung vom 
7. März 1923. Fremdenverkehr 1922. 

25. August 1923. Nr. 5 (Doppelheft). Die Wirtschaftslage Mai bis August 1923. 
Wechselkurse in New York, Juli und August 1923. GroBhandelspreise wichtiger 
Waren im Juli 1923. Kleinhandelspreise wichtiger Bedarisgegenstände im Juli 1923. 
Internationale Statistik der Kleinhandelspreise und der Kosten der Lebenshaltung. 
Indexziffer des Bundesamtes für Statistik. Indexziffern der paritätischen Kommission. 
Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. Arbeitslöhne in einigen euro- 
paischeu Hauptstidten im Juni 1923. Gehalte der Staatsbeamten in einigen euro- 
päischen Hauptstädten im Juni 1923. Arbeitslosigkeit 1923. Beschäftigungsgrad der 
Arbeiter in den wichtigsten Industriezweigen 1923. Die Entwicklung der freien 
Gewerkschaften. Außenhandel im zweiten Vierteljahr 1923. Die Gebarungserfolge 
des Bundeshaushaltes in den Monaten Jänner bis Juni 1923. Die Verteilung der 
Bevölkerung Österreichs nach dem Geschleehte. Die Gemeinderatswahlen in Linz 
und Innsbruck. 

25. September 1923. Nr. 6. Die Wirtschaftslage Juni bis September 1923. Die Lage 
der Baumwollindustrie 1922 und 1923. Wechselkurse in New-York August und Sep- 
tember 1923. GroBhandelspreise wichtiger Waren im August 1923. Kleinhandelspreise 
wichtiger Bedarfsgegenstande im August 1923. Indexziffer des Bundesamtes für Statistik. 
Indexziffern der paritätischen Kommission. Indexziffern in einigen gröberen Städten 
Österreichs. Gehaltsverhältnisse der Privatangestellten in Wien Mai bis August 1923. 
Arbeitslosigkeit 1923. Die christlichen Gewerkschaften 1932. Gewerbliche Betriebe 
Ende 1922. Tabakerzeugung und -VerschleiB 1922. Papierindustrie im ersten Halbjahr 
1923. Verkehr mit gebrannten geistigen Flüssigkeiten 1920 bis 1922. Wert des Auben- 
handels im ersten Halbjahr 1923. Der Besuch der 5. Wiener Messe 1923. Renten der 
Kriegsinvaliden August bis Oktober 1923. Bewegung der Bevölkerung 1920 bis 1922, 

25. Oktober 1923. Nr. 7. Die Wirtschaftslage Juli bis Oktober 1923. Die Geschäfts- 
lage der Schafwollindustrie 1923. Die Lage der Maschinenindustrie 1923. Wechsel- 
kurse in New York, September und Oktober 1923. Großhandelspreise wichtiger Waren 
im September 1923. Kleinhandelspreise wichtiger Bedarfsgegenstände im September 
1923. Indexziffern des Bundesamtes für Statistik. Indexziffern der paritätischen 
Kommission. Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. Lohnverhältnisse 
im Wiener Industriegebiet im dritten Vierteljahr 1923. Die Arbeitsvermittlung im ersten 
Halbjahr 1923. Ernte der Hauptkörnerfrüchte und Frühkartoffeln 1923. Der Ver- 
edlungsverkehr im ersten Halbjahr 1923. Die Gebarungserfolge des Bundesbaus- 
haltes.im Juli 1923. Wohnhäuser und Wohnungen 1910 und 1923. 
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Weltwirtschaftliches Archiv. | 

19. Bd. Jänner 1923. Heft 1. Dr. William Notz: Neuere Entwicklungen in der 
weltwirtschaftlichen Stellung der Vereinigten Staaten. Roberto A. Ramm-Doman: 
Wirkungen des Weltkrieges auf Argentiniens Volkswirtschaft, insbesondere auf seine 
Währungsverhältnisse. Dr. Fritz Karl Mann: Wirtschaftliche Organisationsideen 
der Gegenwart. Prof. Mr. Anton van Gijn: Das Geld als Quelle von Mißverständ- 
nissen im internationalen Güteraustausch. 

April 1923. Heft 2. Dr. Erwin von Beckerath: Die Wettbewerbslage der deutschen 
Welthäfen. Dr. Hellmuth Kugler: Die Entstehung der neuen Freihafenformen. 
Dr. Jan St. Lewinski: Deflation, Devalvation und Stabilisierung. Dr. Sven Helander: 
Sir Josiah Child. Dr. Hero Moeller: Die Frage des Ziels der Geldreform in Deutsch- 
land. 

Juli 1923. Heft 3. Dr. Franz Eulenburg: Internationale Kapitalbildung nach 
dem Kriege. Dr. Erwin von Beckerath: Die "Wettbewerbslage der deutschen Welt- 
häfen. Arnold N. Shimmin: The English Trade Board System. Dr. Ernst Schuster: 
Typisierung als Wirtschaftsorganisation. 

Oktober 1923. Heft 4. Dr. Robert Liefmann: Theorie des weltwirtschaftlichen 
Reichtumsausgleichs. Dr. Ferdinand Tönnies: Zur Soziologie des demokratischen 
Staates. Dr. Paul Hermberg: Die richtige Form der Indexziffern. Dr. Hermann 
Wätjen: Die Deutsche Auswanderung nach Brasilien in den Jahren 1820 bis 1870. 


Wirtschaftsdienst „Weltwirtschaftliche Nachrichten“. 

Heft 26. 29. Juni 1923. A. Mendelssohn Bartholdy: Lloyd Georges Anteil an 
den Reparatiunsforderungen. R. M. R. van Weenen: Ein Entgegenkommen Frank- 
reichs? Friedrich Hasselmann: Die Kulturkreislehre von Leo Frobenius 1898 bis 
1923. 

Heft 27. 6. Juli 1923. Dr. Hans von Eckardt: Der Wiederaufbau der zerstörten 
(iebiete Frankreichs. Georg Kemeny: Die Wirtschaft im ersten Halbjahre 1923. 
M. L.: Recht und Privatwirtschaft usw. 

Heft 28. 13. Juli 1923. Kurt Singer: Wirtschaft? G. K.: Die Textilwirtschaft 
.der Nachkriegszeit. R. M. R. van Weenen: Zur Kritik der französischen Reparations- 
vorschläge (I). 

Heft 29. 20. Juli 1923. Dr. Hans von Eckardt: Grundlagen des Türkenfriedens. 
Virgil Jordan: Amerika und die österreichische Anleihe. I. B.: Der Stand der Index- 
zahlen. 

Heft 30. 27. Juli 1923. Georg Kemény: Die Berliner GroBbanken im Jahre 1922. 
R. M. R. van Weenen: Zur Kritik der französischen Reparationsvorschlige (Il). 

Heft 31. 3. August 1923. Der Reichswirtschaftsrat. Dr. K. Giese: Die Tarif- 
politik der deutschen Reichsbahn. 

eft 32. 10. August 1923. Spectator: Zur Lage. Georg Kemény: Zur Kredit- 
politik der Reichsbank. 

Weft 33. 17. August 1923. Goldmarkrechnung oder Währungsstabilisierung ? 
A. Mendelssohn Bartholdv: Internationales Versicherungsrecht und Versailler Ver- 
trag. Kurt Singer: Der Fall Havenstein. 

Heft 34. 24. August 1923. E. T.: Nach der Entscheidung. O. H. S.: Goldmark 
und Markentwertune. Dr. I. Brech: Der Stand der Indexzahlen. 

Heft 35. 31. August 1923. Dr. Hans von Eckardt: Probleme der Außenpolitik. 
G. K.: Die Y Reet eek der Nachkriegszeit. 

Heft 36. 7. September 1923. Kurt Singer: Bolschewistische Wahrungspofink. 
Georg Kenne: Probleme der Kreditpolitik. E. B.: Der Goldschleier. 

Heft 37. 14. September 1923. Kurt Singer: „Wertbeständigkeit". Egon Band- 
mann: Die kritische Reichskonferenz. 

Heft 38. 21. September 1923. E. T.: Währungsreform. I. Brech: Zucker am Welt- 
markt. 

Heft 39/40. 5. Oktober 1923. Kurt Singer: Zwischenwährung? E. T.: a Reichs- 
finanzen während der letzten Wochen. 


m —— a 


Einlauf von Btichern und periodischen Veröffentlichungen. 607 


Heft 41. 12. Oktober 1923. Ein Währungsgutachten der Hamburger Handels- 
kammer. I. B.: Der deutsche Außenhandel vom April bis Juli. Dr. H. I. H.: Die Ruhr- 
besetzung im Lichte amerikanischer und englischer Rechtsauffassung. I. B.: Der 
Stand der Indexzahlen. Dr. Werner Lehmann-Saarbriicken: Die Überfremdung 
der Saarwirtschaft und ihre Folgen. 


The American Economic Review. 

Volume XIII. No. 3. September 1923. Charles Sanford Tippetts: State Bank 
Withdrawalsf rom the Federal Reserve System. Edward A. Filene: The Minimum 
Wage and Efficiency. Carl Snyder: Fischer’s „The Making of Index Numbers”. 
C. C. Edmonds: Tendencies in the Automobil Industry. V. N. Valgren: The Agri- 
cultural Credits Act of 1923. H. Gordon Haves: Rate of Wages and the Use of 
Machinery. 

Bollettino di Statistica e di Legislazione Comparata. 

Anno XIX. Fascicolo IV. 1920—1921. 

Parte J. Statistica. Dati statistici „sommari delle riscossioni per tasse sugli 
aifari dnrante l'esercizio 1920/21. Riepilogo per Regioni. H movimento della proprietà 
immobiliare e il controllo del suo valore durante gli esercizi 1914/15, 1917/18 e 1920 21. 

Anno XXL Fascicolo I. 

Parte I. Statistica. Riscossioni di Luglio, Agosto e Settembre 1922 per il 
Bollo, il Registro, le Imposte dirette, le Dogane e Imposte indirette, i Monopoli indu- 
striali, il Lotto e i Monopoli commerciali, e confronto con le riscossioni del corrispon- 
dente periodo dell'esercizio 1921/22. Dati statistici ..sommari’” delle riscossioni fatte 
nell’ esereizio 1921/22 per tasse sugli affari: a) Riassunto per regioni; b) totali per 
provincia. 

Partell. Legislazione italiana e notizie di legislazione estera. Italia: 
Provvedimenti tributari. Francia: Registro, successioni, ipoteche. Gli atti registrati 
e fe denuncie ricevute durante gli anni 1920 e 1921. A proposito di un rimaneggiamento 
dell'imposta sulla cifra di affari. Organizzazione del controllo delle spese stanziate in 
bilancio. Per la riforma dei servizi pubblici. Inghilterra: I risultati finanziari del primo 
semestre dell’esereizio 1922/23. Stati Unste d’ America: Nuova tassa di successione 
(Legge 23 novembre 1921). 


The Economie Journal. 

Vol. XXXIII. September 1923. No. 131. James Bonar: Ricardo’s ingot plan 
(a centenary tribute). I. R. Bellerby: The controlling factor in trade eveles. Prof. 
E. G. Mears: Financial aspects of American immigration. Prof. F. Y. Edgeworth: 
Index-numbers according to Mr. Walch. L. L. Priee: Industrial policy. Stanley 
Dumbell: Organisation of the cotton market in the eighteenth centruv. 


De Economist. 

72ste Jaargang. 1 Augustus 1923. Nr. 7-8. Prof. Mr. H. W. Methorst: Het 
jongens-overschot onder de geborenen. Prof. Dr. Erwin von Beckerath: De groote 
havens aan de Noord-Westkust van Europa. Prof. Mr. Dr. Ant. van Gijn: 45, 48? 
Mr. Dr. I. H. van Zanten: Gemeentelijke en intercommunale statistiek. Dr. T. G. van 
Dillen: Amsterdam als wereldmarkt der edele metalen in de 17de en 18de ceuw. 1. 

15. September 1923. Nr. 9. Prof. Mr. Dr. H. W. C. Bordewijk: Een antinomie 
in de waardeleer. Dr. J. G. van Dillen: Amsterdam als wereldmarkt der edele metalen 
in de 17de en 18de eeuw. II. Mr. A. F. Fortanier: Bankaccreditieven. 

15. October 1923. Nr. 10. Prof. Dr. A. O. Holwerda: Het kosten-probleem in 
de levensverzekering. Dr. I. G. van Dillen: Amsterdam als wereldmarkt der edele 
metalen in de 17de en 18de eeuw. (Slot.) Prof. Mr. Dr. H. W. C. Bordewijk: Nog 
eens: een antinomie in de waardeleer. 

Giornale degli Economisti e Rivista di Statistica. 

Anno XXXIV. Vol. LXIV. Luglio 1923. Nr. 7. Epicarmo Corbino: I Porti 
dell’Italia Meridionale. Riccardo Bachi: Per la Riforma dell’ Opera Statistica del 
Ministero delle Finanze e del Tesoro. 
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Agosto 1923. Nr. 8. G. de Francisci Gerbino: Sulle Applicazioni Finanziarie 
di una Proposta di Riforma del Diritto Successorio. Guido Sensini: Intorno ad 
Acuni Punti della Teoria della ,,Rendita’. Eraldo Fossati: Per una Riduzione dei 
Debiti Aleati. 

Settembre 1923. Nr. 9. Roberto Michels: Considerazioni sulla posizione dell’ oro 
nella circolazione odierna. 

Ottobre 1923. Nr. 10. Epicarmo Corbino: I porti da Ancona a Venezia. Giuseppe 
Majorana: Le scienze economiche e statistiche al congresso di Catania. 


International Labour Review. 


Vol. VII. Nr.1. July 1923. T. B. Tayler and W. T. Zung: Labour and Industry 
in China. Gertraud Hanna: Women in the German Trade Union Movement. Edward 
I. Cantwell: Employment Administration in the United States Post Office De- 
partment. 

Nr. 2. August 1923. H. M. Conacher: The Regulation of Agricultural Labour 
Conditions in Continental Europe. Dorothy M. Sells: The Economic Effects of the 
British Trade Boards System. A Survey of Occupational Anthrax: Germany. 

Nr. 3. September 1923. H. C. Oersted: Employers’ Organisations in the Northern 
Countries. A. G. Christiaens: Vocational Guidance in Brussels. Vincenzo Castrilli: 
. Intellectual Workers and the Labour Market. 

Nr .4. Oktober 1923. The Work of the Ministry of Social Policy in the Kingdom 
of the Serbs, Croats, and Slovenes. Valde Hyvönen: Co-operation in Finland. Some 
. Forms of Inspection in Agriculture. 


Johns Hopkins University Studies in Historical and Political Science. 

Series XLI. Nr. 2. Caroll E. French, Ph. D.: The shop committee in the United 
States. 

Nr. 3. Johannes Mattern, Ph. D.: Bavaria and the Reich. The Conflict over 
the Law for the Protection of the Republic. 


The Journal of Political Economy. 


Vol. XXXT. Number 4. August 1923. R. H. Tawney: Sixteenth-Centurv Religious 
Thought. Jacob Viner: Taxation and Changes in Price Levels. S. Breckinridge: 
Home Responsibilities of Women Workers. C. E. Griffin: The Future of Our Creditor 
Position. Etienne Antonelli: Recent Tendencies in French Economies. R. R. 
Kuczynski: Reconstruction of the German Finances. 

Number 5. October 1923. Frank A. Fetter: Value and the Larger Economies. I. 
I. M. Clark: Overhead Costs in Modern Industry. R. H. Tawney: Sixteenth-Century 
Religious Thought. II. W. M. W. Splawn: Valuation and Rate Regulation. Enul 
Frankel: The German Works Council. Social Sciences and the School Curriculum. 
L. R. Gottlieb: A Tax Paradox. 


Political Science Quarterly. 


Vol. XXXVIII. June 1923. Nr. 2. B. Seebolun Rowntree: Some Necessary 
Steps Toward a Solution of the Unemployment Problem. Sam A. Lewisohn: The Living 
Wage and the National Income. W. H. Roberts: The Ghandi Movement in India. 
Lincoln Hutehinson: Can Russia „Come Back”? Max Radin: Roman Concepts of 
Equalitv. W. E. Rappard: Democracy vs. Demagogy: The Swiss Referendum and 
Confiscatory Taxation 1. 

September 1923. Nr. 3. W. E. Rappard: Democracy vs. Demagogy: The 
Swiss Referendum and Confiscatoury Taxation II. F. H. Hankins: Individual Dif- 
ferences and Democratie Theory. Lindsay Rogers: Parlamentary Commissions in 
France. Harold F. Gosnell: Thomas C. Platt-Political Manager. Robert L. Hale: 
Coecion and Distribution in a Supposedly Non Coercive State. 

September 1923. Nr. 3. Supplement. Harry I. Carman and Elmer D. Graper: 
Record of Political Events (from July 1, 1922, to June 30, 1923). 
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Metron. 

Vol. II. Nr. 4. 1. June 1923. A. Guldberg: Zur Theorie der Korrelation. A. A. 
Tschuprow: On the mathematical expectation of the moments of frequency distri- 
butions in the case of correlated observations (cont.). 1. W. Bispham: An experi- 
mental determination of the distribution of the partial correlation coefficient in 
samples of thirty. R. Pearl: The interrelation of the biometric and experimental 
methods of acquiring knowledge: with special reference to the problem of the duration 
of life. L. Colomba: La statistica e le scienze naturali. I. Bokalders: Lettlands 
Agrarproblem. M. Boldrini: La décroissance sénile chez homme et chez la femme. 
G. Tagliacarne: Contributi e comportamenti delle regioni d'Italia in guerra. A. Mac 
Donald: Death Psychology of Historical Personages. 

Vol. HI. Nr. 1.1. July 1923. A. Guldberg: Uber Markoffs Ungleichung. R. Pearl 
and L. 1. Reed: On the Mathematical Theory of Population Growth. H. W. Methorst: 
La prédominance des naissances masculines. H. Zieman: Beitrag zur Bevölkerungs- 
frage der farbigen Rassen. C. Gini: Quelques chiffres sur la richesse et les revenus 
nationaux de quinze Etats. M. Boldrini: Tables de reductions annuelles des contin- 
gents militaires. 

The Quarterly Journal of Feonomics. 

Vol. XXXVII. August 1923. Nr. 4. Daniel H. Buchanan: The rural economy 
of Japan. Frank H. Knight: The ethics of competition. Lawrence K. Frank: A 
theory of business cycles. Paul H. Douglas: Wages regulation and children’s main- 
tenance in Australia. G. O. Virtue: Legulation for the farmers: packers and grain 
exchanges. Herbert Feis: The Kansas court of industrial relations, its spokemen, 
its record. 

Rivista Internationale di Scienze Sociali e Discipline Ausiliarie. 

Anno XXXI. Vol. XCVI. Fase. CCCLXVIT. Luglio 1923. Ugo Guida: Le Asso- 
ciazioni e opere cristiane in Italia per l’assistenza degli emigranti. Giuseppe Frisella- 
Vella: La questione zolfifera siciliana. I capisaldi, della rivoluzione della crisi e l’accordo 
con l'America. Lello Gangemi: Sul credito agrario di stato. 

Fasc. CCCLXVIIL. Agosto 1923. R. Manschke: La politica doganale degli 
Stati Uniti (con riguardo alle ultime tariffe). Guido Tagliabue: La rivalutazione 
della lira. Ugo Guida: Le associazioni e opere cristiane in Italia per l'assistenza degli 
emigranti. 

Fasc. CCCLXIX. Settembre 1923. R. Manschke: La politica doganale degli 
Stati Uniti (con riguardo alle ultime tariffe doganali). P. Pergolesi: Sindacalismo 
di lavoratori intellettuali. Ugo Guida: Le associazioni e opere cristiane in Italia per 
Vassistenza degli emigranti. 

Anno XXXII. Vol. XCVII. Fasc. CCCLXX. Ottobre 1923. Filippo Meda: La 
tratta delle donne e il nuovo regime legislativo in Italia. R. Manschke: La politica 
doganale degli Stati Uniti (con riguardo alle ultime tariffe doganali) Lello Gangemi: 
Sul credito agrario di Stato. 

Studies in History, Economics and Public Law. 

Vol. CII. Number 2. Whole Number 232. John Ray Cable, Ph. D.: The Bank 
of the State of Missouri. 

Vol. CIII. Number 2. Whole Number 234. Alvin R. Calman, Ph. D.: Ledru- 
Rollin and the second French Republic. 

Vol. CV. Number 1. Whole Number 237. I. P. Chamberlain, Ph. D.: The regime 
of the International Rivers: Danube and Rhine. 

Vol. CVI. Number 2. Whole Number 240. José S. Reyes, Ph. D.: Legislative 
history of America’s economic policy toward the Philippines. 

Vol. CX. Number 1. Whole Number 246. A. F. Hinrichs, Ph. D.: The united 
mine-workers of America and the Non-Union coal fields. 

Vol. CXI. Number 1. Whole Number 248. Roy Franklin Nichols, Ph. D.: The 
democratic machine 1850—1854. 
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_ Sechs Sätze über das Wesen der 
Ganzheit. ') 


Von Othmar Spann. 


Der Begriff der Ganzheit ist dazu berufen, der tragende methodische 
Begriff aller nichtursächlichen und nichtindividualistischen Wissenschaft 
zu werden; und damit insbesondere berufen, den tragenden methodischen 
Beerift der Volkswirtschaftslehre und aller Gesellschaftswissenschaften 
zu bilden, wie dies der Verfasser teils in dieser Zeitschrift,®) teils an anderer 
Stelle?) auseinandergesetzt hat. 

Darum ist eine gründliche Klärung dieses Begriffes, der für die heutige 
ursächliche und mechanisch-materialistische Denkweise nicht geringe 
Schwierigkeiten hat, geboten. Die folgenden Ausführungen wollen eine 
solche versuchen. Wir stellen der Übersicht halber unsere Sätze den 
Erörterungen voran. 


§ 1. Die Lehrsätze zur Bestimmung des Wesens der Ganzheit. 


Das Ganze als solches hat kein Dasein. 

Es stellt sich in den Gliedern dar. 

Darum ist es vor den Gliedern. 

Und es geht in den Gliedern nicht unter. 

Darum ist es am Grunde der Glieder. 

So ist das Ganze Alles in Allem; Alles ist in ihm und es ist in Allen. 


E a 


ći 


np 


1) Dieser Aufsatz bildet einen Abschnitt aus dem Buche des Verfassers ,,Kate- 
gorienlehre‘‘, welches demnächst bei Gustav Fischer in Jena erscheinen wird. 

2) Bd. I, N. F. Jahrgang 1921. „Das Verhältnis von Ganzem und Teil in der 
Gesellschaftslehre‘“. 

3) Fundament der Volkswirtschaftslehre, Jena 1923°; Gesellschaftslehre, Leipzig 
19232, 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 40 
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& 2. Erläuterung zu Lehrsatz-1: Das Ganze als solches hat kein Dasein. 


Dieser Satz ist in buchstäblichem, handgreiflichem Sinne zu verstehen: 
das Ganze als solches kann niemals gesehen, ergriffen, gewogen und 
gemessen, niemals als daseiend gefunden werden! Wo immer wir in der 
Erfahrung das Ganze „als solches‘‘, das Ganze ,,selbst‘‘ oder „schlechthin“ 
oder „an sich‘ oder das „Ganze selbst“ suchen mögen — wir finden es 
nicht! Alle beliebigen Beispiele zeigen dies sonnenklar. 

Das „Lebewesen“ als solches ist nicht zu finden, aber wohl einzelne Lebewesen, 
zum Beispiel der Kater Murr, das Pferd Grane; ebenso: das „Raubtier‘‘, der ,, Vier- 
hufer“ finden sich als solche nicht, sondern nur die einzeln genannten Tiere; fe ner: 
der menschliche Organismus als solcher ist nicht zu finden, dagegen finden wir einen 
bestimmten Menschen — doch auch diesen ,,als solchen“ nicht, sondern nur greifbare, 
bestimmte Organe, wie Herz, Lunge, Leber, Blut (selbst diese bestimmten Organe 
erscheinen dann noch als bloße ‚„Abstraktionen‘‘, wenn wir bedenken, daß wir mit dem 
Mikroskop nur die Zellen konkret sehen, also nicht Blut als solches, sondern nur Blut- 
körperchen, nicht die Lunge als solche, sondern nur die Lungenzellen usf.). 

„Die menschliche Gesellschaft‘ als solche ist nicht zu finden. Wir finden stets 
nur einzelne Menschen, zum Beispiel in einem Unterhaltungsraum mehrere Menschen 
in „Gesellschaft“ beisammen, in einem „Parlament“ einzelne Menschen Reden haltend, 
in einem „Kriege“ einzelne Menschen kämpfend, in einer „Schule“ einzelne Menschen 
lehrend und lernend; wir finden einzelne Menschen in tausenden Arten von Gesellung 
und Vergesellschattung, aber die „menschliche Gesellschaft" als solche finden wir nicht. — 
Genau so ergeht es in allen anderen Fällen; wir finden darum auch nicht den „Staat“ 
als solchen, aber wohl einzelne Glieder davon, zum Beispiel den Kaiser Karl den Großen. 
den Kanzler Bismarck, einen bestimmten Staatsbürger Fuchs usf. Ebenso: das ‚Recht‘: 
als solches nicht, aber den Rechtssatz und den Richter; das Heer als solches nicht, aber 
den Feldherrn Moltke, den Major Schill, den Helden Andreas Hofer usf.; die „Volks- 
wirtschaft‘‘ als solche nicht, aber den Fabrikanten und Erfinder Krupp, den Börseaner 
Rothschild, den Arbeiter Bebel. Weiter gilt: die „Kunst“ als solche ist nicht zu 
finden, aber der Künstler Goethe und das Drama ‚Faust‘; die „Wissenschaft“ als 
solche ist nicht zu finden, aber der Gelehrte Kepler und die Lehrsätze von Kepler. 

Und endlich finden wir auch, um Beispiele rein geistiger Ganzheiten heranzuziehen. 
den Begriff als solchen nicht, aber den bestimmten Begriff der Sonne; das „Urteil“ 
als solches nicht; den Schluß als solchen nicht, und so geht es weiter durch alle 
denkbaren Ganzheiten hindurch! i 


Diese Beispiele leuchten wohl ein. Daß das lautere Ganze, das Ganze 
an sich, das Ganze „als solches“ nicht erscheinen kann, begreift man in 
seiner Inneren Notwendigkeit, wenn man bedenkt, daß es dann ohne die 
Glieder — denn dieses allein heißt ja „an sich“, als ein eigenes Etwas! — 
erscheinen müßte. Und doch ist die mangelnde Einsicht in diese Grundtat- 
sache hauptsächlich schuld an jener Auffassung, die leugnet, daß es einen 
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Staat, eine Volkswirtschaft usw. im strengen Sinne (nämlich gegenüber 
Bürgern, Wirtschaftern) überhaupt gibt, weil sie stets darauf hinweist: 
vs gebe nur einzelne Staatsbürger, einzelne Wirtschafter und Wirtschafts- 
handlungen (worüber dann unten mehr zu sagen sein wird, $ 3, S. °°°). 
Die Grundtatsache daß lautere Ganzheit nicht erscheinen, nicht wirklich 
werden kann, kommt auch in dem alten aristotelischen Satze zum Aus- 
druck, wonach alles Wirkliche (Reale) individuell ist. ,,zvépyera Xapiia“, 
„Verwirklichung (Wirklichkeit) trennt“, so sagt das berühmte. aristotelische 
Wort. Von unserem Standpunkte aus heißt dies einfach: das Ganze als 
solches, das ungetrennte Ganze kann nicht erscheinen, daher erscheint nur 
Individuelles (nämlich Glieder, wie wir sogleich zeigen werden). Wie sollte 
auch die noch unbestimmte, die lautere Ganzheit existieren, da sie für 
sich doch kein Glied, kein Organ hat, an dem, in dem sie sein könnte? 


$ 3. Erläuterung zu Satz 2: Das Ganze stellt sich in den Gliedern dar. 

Wenn das Ganze, so müssen wir fragen, schlechthin nicht ist, wo 
vewinnt es Dasein? Die Antwort lautet: Das Ganze stellt sich in den 
Gliedern dar. Andere Fassungen dieses Satzes wären: das Ganze wird in 
den Gliedern geboren; das Ganze vermittelt sich in den Gliedern, es drückt 
sich in den Teilen oder Gliedern aus; es offenbart sich, verwirklieht sieh 
in ihnen, erscheint in ihnen, ist nur in ihnen. 

In diesem Satze ist vor anderen das Geheimnis der Ganzheit beschlossen. : 
Wer ihn recht versteht, hat den Schlüssel zu aller Ganzheitslehre und zu 
allen Fragen der Verfahrenlehre. Dieser Satz sollte mit goldenen Lettern 
in das Stammbuch jedes Jüngers der Wissenschaft. insbesondere der 
Geistesw issenschaften, geschrieben werden. 

Zunächst ergibt sich unser Satz von selbst aus dem ersten: Wenn das 
Ganze als solches nicht besteht, so bestehen doch offenbar die Teile, wie 
alle unsere Beispiele zeigen: das Pferd Grane, der Kaiser Karl der Große, 
der Feldherr Moltke, der Künstler Goethe usf. Greifbar wirkliches, aktuales 
Dasein haben nur die Teile, aber gerade sie haben es nur als Teile, 
als Glieder, nicht an sich! | 

Gerade in diesem Punkt liegt aber eine große Gefahr für den Begriff 
wahrer Ganzheit, der alle individualistischen und atomistischen Schulen 
immer wieder unterliegen. Der Satz, daß nur die Glieder greifbar dit sind. 
ist keine Umkehrung des Satzes, daß das Ganze als solches nicht besteht! 
Es eilt also nicht der Schluß: „‚Ganzheit besteht nieht, denn nur die Teile 
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sind wirklich’, oder „es bestehen nur die Teile, also besteht Ganzheit 
nicht! Damit wäre die Ganzheit geleugnet, die tiefere Einsicht darüber, 
in welehem Sinne die Teile bestehen, wieder verloren! Die Wahrheit 
ist die, daß Ganzheit nur als solche nicht zur Existenz gelangt, aber gerade 
sie ist es, die in den Gliedern sich darstellt, in den Gliedern sich verniittelt 
und zur Geburt kommt. Eben darum aber können die Glieder nie etwas 
für sich sein, nie für sich allein bestehen; sind sie doch nur die Darstellung. 
der Ausdruck, die Ausgliederung des Ganzen. „Glieder“ sind, so ergibt 
sich also ihrem Begriffe nach, nicht für sich selbst (einzeln) ein Seiendes! 
Um den Begriff des Ganzen richtig zu verstehen und nicht so zu fassen; als 
wäre cr die Summe (der Haufen, die Anzahl) der für sich bestehenden 
Glieder, muß man also beide Sätze bedenken: 


Das Ganze als solches hat kein Dasein. 

Die Glieder oder Teile für sich (einzeln) haben kein Dasein. Oder 
anders ausgedrückt: 

Das Ganze als solches besteht nicht. 

Die Glieder oder Teile für sieh bestehen nicht. 

Die Glieder bestehen nur im Ganzen. 


Diese Grundtatsache, daß Glieder als solche, für sich, nicht bestehen. 
— eine Grundtatsache, ohne deren vollkommenes Verständnis der Begriff 
der Ganzheit und ihr Gegensatz zum „Haufen“ nie klar erfaßt werden 
kann — sei nun an einer Reihe von Beispielen erläutert. 

Schon Aristoteles führt in seiner „Politik“ das Beispiel an, daß eine abgeschlagene 
Hand keine „Hand“ mehr sei.!) Was ist sie denn dann noch? — Nur ein Stück Fleisch 
und Knochen, nur eine Summe chemischer Verbindungen. ‚Hand‘ kann sie nur sein 
als Organ (Glied) eines ganzen Organismus. 

Ein Beispiel aus der Wirtschaft: Ein guldenes Zehnmarkstück als solches gibt 
es nicht. Ein Zehumarkstück ist es nur, solange es in der Volks- oder Weltwirtschaft 
seine Leistungen, die „Geldfunktionen‘“, ausübt, so lange es also Glied der Volks- 
wirtschaft ist. Aus jedem wirtschaftlichen Zusammenhang herausgerissen, ist es nicht 
mehr Geld (denn wenn es dann noch „x Gramm Gold im Werte von 10 & Fleisch“ 
wäre, wäre es ja nicht aus dem wirtschaftlichen Zusammenhange gerissen!); sondern 
nur noch eine mineralische oder chemische oder ästhetische Erscheinung. — Noch ein 
anderes Beispiel dieser Art sei erlaubt, eine Maschine. Sie ist nur innerhalb ihrer wirt- 
schaftlichen Verwendung Maschine, nur als Glied ihres bestimmten erzeuglichen Wirt- 
schaftsausammenhanges, etwa der Fabrik. Wird diese Verbindung, zum Beispiel durch 
eine neue Erfindung oder dadurch, daß das mit ihr erzeugte Gut aus der Mode kommt, 


1) Politik T, 1, § 11h (Susemihl). 
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lunfällig, so ist sie keine „Maschine“ mehr, diese ihre Existenz hat aufgehört; 
sie ist dann vielleicht noch „1000 Ag Alteisen‘‘ -- und auch das nur noch durch einen 
verbliebenen Zusammenhang, den Rohstoffzusammenhang, mit der Wirtschaft. Wäre 
auch ‚Alteisen‘“ kein wirtschaftliches Gut mehr, so würde die wirtschaftliche Realität 
,, Maschine“ absolut verschwinden und es bliebe nur noch eine mineralogisch-chemische 
Tatsache übrig. 

Ein Beispiel aus der Gesellschaft: Würde ein Mensch für ewige Zeiten in eine Wildnis 
verschlagen, so wäre er kein Teil des Staates mehr. Seine Wirklichkeit „Staatsorgan‘* 
hat aufgehört, die ‚Staatsbürgerschaft‘‘ ist an ihm ausgelöscht, wie das auf einer Tafel 
aufgeschriebene Wort mit einem nassen Schwamm weggelöscht wird. Nur als Glied 
(nur im Ganzen) besteht also jenes Reale. 

Uberblicken wir alle diese Beispiele, so ist zunächst folgendes zu be- 
achten: Was in allen den angeführten Fällen außerhalb der vernichteten 
Ganzheit noch bestehen bleibt — zum Beispiel Fleisch und Knochen, der 
Goldklumpen, der Mensch Robinson, das alte Eisen -- besteht nur darum 
noch, weil es immer wieder als Teil einer andern Ganzheit gefaßt wird 
(zum Beispiel altes Eisen als Rohstoff der Wirtschaft). Keinesfalls besteht 
der (frühere) Teil ‚für sich’ noch — denn gerade dieser ist ja vernichtet 
worden; was. für sich noch bestehen bleibt, ist eine andere 

(sliedhaftiekeit, die vorher, obwohl auch bestehend, gleichsam ruhte 
und verdeckt war. | 

Als Ergebnis unserer vielfältigen Erörterungen können wir folgendes 
zusammenfassen: Das Ganze als solches besteht nichf; aber auch der Teil 
ais solcher besteht nicht; denn das Ganze ist es, das in den Teilen sich aus- 
drückt oder geboren wird. Dieser letztere Satz ist die wichtive Ergänzung 
des ersteren. — Ferner: der Teil als solcher, als einzelner, besteht nicht. 
ohne die Ausgeburt von Ganzheit zu sein. Somit besteht der. Teil nur und 
ausschließlich insofern, sofern er Glied der Ganzheit ist. Wären die 
Glieder schon für sich da, dann wäre die „Ganzheit“ überhaupt. 
nur ein Scheinbegriff, ein leeres Wort, nämlich nichts anderes als 
eine Anzahl von Teilen; die aber dann keine „Glieder“ mehr, sondern 
selbständige Stücke wären —- ein Standpunkt, dem wir als dem individua- 
listischen, stückhaften, atomistischen immer wieder begegnen werden 
und den wir später noch näher zu betrachten hahen. 


Wenn die lautere. Ganzheit als solche kein Dasein, keine eigene hervor- 
gebrachte Wirklichkeit hat, so entsteht nun die Frage: Ist sie darum nicht ? 
Die Antwort lautet: Im Gegenteil! Sie zeigt sich als das Ursprüngliche, als 


G16 Othmar Spann. 


das Zentrale, das logisch Erste der ausgeborenen Glieder, nach dem Satze: 
Das Ganze ıst vor den Gliedern. 


§ 4. Erläuterung zu Satz 3: Das Ganze ist vor den Gliedern. 
I. Allgemeine Erläuterung. 


` Dieser Satz ist ein Gemeingut der urältesten Philosophie. Wir finden 
ihn in den indischen Upanischaden, wir finden ihn bei Laotse, wir finden 
ihn bei Pythagoras, bei Platon und Aristoteles und bei deren Schulen 
und Nachfolgern und unter diesen insbesondere bei Plotin und den Scho- 
lastikern. Unsere moderne Wissenschaft hat ihn vergessen, sowohl als 
ontologische, wie als methodologische Wahrheit! In griechischer Formu- 
lierung heißt er: „to yap GAov mpétepov Avaynalov elvat tod wépovg“, 
(Aristoteles in der Politik); in lateinischer Formulierung: „totum ante 
partem“....; das „Frühere“, das logische Vorhersein, heißt „=; zı 7. 
eiva“ im Sinne von Vor-Dasein oder Vor-dem. 
Zur Erläuterung ist folgendes zu sagen: 


Vorerst : Die Bestimmung ,,vor‘‘ oder „früher“ als der Teil darf man nicht 
zeitlich auffassen, sondern logisch, begrifilich, also im Sinne von „dem 
Wesen nach", der „Natur der Sache nach“ (als ,,zpétepov ti goset’, natura. 
nicht tempore). Es ist das logische Prius, um das es sich handelt, nicht das 
zeitliche, noch genetische (obzwar dieses in der Regel dem logischen ent- 
sprechen wird). 

Zweitens ist wichtig, und es folgt aus dem ersten. daß man sich das 
Verbältnis von Ganzem und Glied niemals ursächlich oder gar körper- 
lich vorzustellen hat. Das Ganze „erzeugt“ niemals ursächlich seine Teile, 
denn das Verhältnis der Ursächlichkeit findet zwischen Ganzem und Glell 
überhaupt nicht statt, sondern nur das der Gliedlichkeit, das heißt der 
sinnvollen Bezogenheit, Ausgegliedertheit (Begriffe, über die wir später 
noch ausführlich sprechen werden). Der Gattungsbesriff erzeugi 
daher nicht den Artbegriff (oder die Merkmale); die Eichenheit 
erzeugt nicht die Eiche, der Staat erzeugt nicht seine Bürger: 
die Volkswirtschaft erzeugt nicht den Wirtschafter; die Fabrik 
erzeugt nicht die Arbeiter; oder: der Staat erzeugt nicht das Recht: 
das Recht erzeugt nicht die Wirtschaft; und ebenso: die Seele erzeugt 
nicht den Leib (also „wirkt“ zum Beispiel auch nicht die ,,Entelechie“ im 
Sinne von Driesch als „Faktor FE.“ auf die Materie, sei es suspendierend, 
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sei es anders); das Haus erzeugt nicht die Ziegelsteine; das 
Gedicht erzeugt nicht die Laute oder Buchstaben. Mit einem Worte: 
das „Ganze“ darf den Gliedern gegenüber nicht als ein eigenes Etwas 
(„an sich“, „als solches“), nicht als stoffliches, materielles Kraftzentrum 
gedacht werden, welches etwas „bewirkt“, „erzeugt“, physisch „hervor- 
bringt“, denn dann würde es ja selber verdinglicht werden, dann wäre 
es ja nicht das Ganze, das in allen Gliedern sich darstellt und ganz in 
allen Gliedern erscheint; dann würde es ja „selber“ erscheinen — dann 
müßten wir ja gerade dem „Staat als solchem“, der „Gesellschaft als 
solcher“, der „Fabrik als solcher“ usw. begegnen können, dann hätte ja 
das Ganze als solches Dasein! Nein, der Satz ,,das Ganze ist vor dem Teil“ 
sart nur, daß das Ganze das logische Prius des Teiles sei; „Ganzes“, 
„wanzheit‘“ ist jene Ursprünglichkeit, Wirklichkeit, die in den Teilen sich 
ausdrückt und sich ausgliedert, aber kein dinglich-eigener, kein physischer 
kKraftspeicher, noch in sonstiger Weise „selber“, „an sich“ etwas ist. 


Zur näheren Erläuterung noch folgende Beispiele: 


Das Nibelungenlied, als Gedicht oder poetische Ganzheit betrachtet, bat zu 
Gliedern seine Heldengestalten und, in der Form, die Gesänge und Strophen, diese 
haben zu Gliedern Sätze, diese wieder Worte, welche schließlich aus Silben und Buch- 
staben bestehen. Doch ist es klar, das Nibelungenlied erzeugt nicht, bringt nicht 
ursächlich hervor Laute, Buchstaben, Silben oder Worte; sondern es nimmt Form an: 
gliedert sich aus, indem seine ideellen Gestalten (seine eigensten Glieder), nämlich 
eines Siegfried, Hagen, Gunther, Giselher usf., in Gesängen und Strophen, in An- 
schauungen und Begriffen zur Erscheinung oder Ausgliederung kommen. Hier zeigt 
es sich deutlich, in welchem Sinne das Ganze vor den Teilen ist. Die 
dichterische Intuition der Gestalten eines Siegfried und Hagen mit ihren Taten und 
Worten, mit ihren Worten als Gesängen, Strophen und Sätzen — diese Intuition ist 
vor den Teilen. Diese Intuition oder Idee könnte aber niemals ‚selber‘‘, niemals „an 
sich‘* erscheinen, wenn sie nicht in den Teilen Gliedlichkeit annähme. Erst wenn 
das große Grunderlebnis des lichten tragischen Helden daist, erst wenn diese Gestalt 
in Siegfried und allen Gegen- und Nebengestalten, Hagen, Brunhilde und den vielen 
anderen, Form (Gliedlichkeit) erlangt; erst wenn diese Form sich in Handlungen, 
. Gesängen,Strophen, Tönen usw. gliedert — erst dann ist das Nibelungenlied da. Kurz 
gesagt: wenn die Idee erlebt, angeschaut und in Gestalten ausgegliedert ist, dann orst 
ist — in diesen einzelnen Gliedern! — auch das Ganze dal Ursächlich erzeugt 
wurde dabei gar nichts, denn Ausgliederung, sich darstellen des Ganzen in den Teilen 
ist ein sinnvoller, kein materieller Vorgang! Ganz ähnlich wird auch beim logischen 
Schlußfolgern aus Vordersätzen (Prämissen) nichts ursächlich ‘erzeugt, sondern nur 
die sinnvolle Auseinanderlegung der Vordersätze, durchgeführt! | 

Weil das Ganze vor dem Teile ist, nämlich das Nibelungenlied vor seinen Gliedern, 
so kann man auch nicht sagen, daß die Teile vor dem Ganzen schon dagewesen wären, 
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nämlich als Laute, Silben und Buchstaben. Zwar sind Laute, Silben und Buchstaben 
vorher da: aber nicht als Teile des Liedes — das Lied hat überhaupt keine Buchstaben 
als solche zu Teilen, sondern gliedert sichnurim Material der Buchstaben aus. Wenn 
allerdings Buchstaben und Laute irgendwo doch „erzeugt‘‘ werden müssen, um für 
das Nibelungenlied bereit zu sein, so ist es nicht die Ausgliederung des Ganzen, des 
„Liedes“ in seine ihm arteigenen Glieder, wo jene ,,Erzeugung* stattfindet; sondern 
es sind ganz andere, außerhalb der Ganzheit „Lied“ vor sich gehende 
Prozesse, zum Beispiel in der Bewegung der Stimmbänder des Kehlkopfes usw. 
Ganz ähnlich gliedert sich ja ein gemaltes Bild nicht in Leinwand, Rahmen, Farb- 
stoffe aus, sondern in Gestalten, in Kompositionsglieder, jene Stoffe dagegen 
dienen nur als Voraussetzungen, Unterlagen, Material für die Ausgliederung des 
Bildes, zum Beispiel in den gemalten Helden Siegfried und Hagen. Wenn sich das 
Kunstwerk „Gemälde“ in Teile ausgliedert, findet also keine ursächliche ,,Er- 
zeugung’ der Farbstoffe, Leinwand durch das Ganze statt (die macht der Farben- 
reiber, Leineweber usf.), sondern eine Ausgliederung, die in der Komposition, im 
sinnvollen Sichdarstellen, der Idee des Kunstwerkes, gleichsam mühelos und stoff- 
los, liegt: erzeugende und materielle Vorgänge liegen außerhalb der Ganzheit. 


Ebenso steht es bei allen anderen Ganzheiten. Die Ganzheit „Haus“ gliedert sich 
in „Zimmer“, „Haupt- und Nebenräume‘ usf. aus; und dieses Sichausgliedern ist 
kein stoffliches, noch ursächliches Erzeugen. Das Haus besteht eben nicht aus Ziegel- 
steinen, sondern aus Zimmern. Ob das Material für die Zimmer Ziegelsteine, Holz, 
Eisen, Beton usi. ist, betrifft die technischen [Voraussetzungen des Hauses, das Material, 
durch welches der Architekt seine Idee des Hauses verwirklicht, aber nicht die Aus- 
gliederung der Idee des Hauses selbst, dic im Bauplan gegeben ist. Wer die Ziegel- 
steine erzeugt,ist daher nicht der planende Architekt; wer die Laute 
hervorbringt, ist daher nicht der Dichter des Nibelungenliedes. Und 
ebenso gilt: Wer die musikalische Weise komponiert, ist nicht jener, welcher die Geigen 
und Harfen baut; wer das Bild im Geiste erschaut und malt, ist nicht jener, der Leir- 
wand, Rahmen und Farbe erzeugt; wer einen Staat gründet, ist nicht jener, der die 
Menschen und das Land dazu physisch schafft. 

Genau so muß, um noch ein anderes und letztes Beispiel anzuführen, eine Fabrik 
als Ganzes ,.geplant’* werden. Die Glieder, die sich in W irtschaftshandlungen, wie zum 
Beispiel in Einkauf von Rohstoffen, Anstellung der Arbeitskraft, in Kalkulationen, 
Kapitalanlagen (Maschinen u. dgl.), Verkauf der Erzeugnisse usf., darstellen, werden 
von niemandem ursächlich erzeugt, sondern sind sinnvolle Bestandteile der wirt- 
schaftlichen Ganzheit „Fabrik“. Das Stoffliche daran, wie der Eisenstoff der Maschinen, 
das Protoplasma der Organismen der Arbeiter, liegt auf anderer Ebene und gehirt 
seinerseits wieder — hier ist das allerdings nicht zu entscheiden — anderen Ganz- 
heiten an. 


Hiemit scheint klar gezeigt, daß und in welchen Sinne das Ganze vor 
den Teilen ist, nämlich nur logisch, das heißt begrifflich, wesenhaft; nicht 
aber in dem Sinne, daß es selbst ein eigenes Etwas, eine stoffliche Kraft- 
kammer oder in anderer Weise ein Verdinglichtes wäre, wodurch es dann. 
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die Teile „erzeugte“, ursächlich „hervorbrächte” — in welchem Falle es, 
wie wiederholt gesagt, notwendig kein Ganzes mehr, sondern selbst nur 
ein Stück und Teil wäre. 

Ontologisch bemerke ich, daB man dieses Verhältnis des Ganzen zum Teile auch 
durch den Ifegel’schen Satz „das Wesen erscheint‘‘, durch das aristotelische „tò 7% 
‘ry zwar“, das Vordem, bezeichnen kann, oder durch den aristotelischen Begriff 
der „aktiven Möglichkeit‘ (aktiven Potenz). Wie man jenes logische Früher-Sein 
ontologisch fasse, ist aber für den Wahrheitsgehalt des Satzes „das Ganze wird in den 
Teilen geboren; darum ist es vor den Teilen‘, nicht maßgebend; nur darf man es 
keinesfalls materialistisch-ursächlich fassen, denn dann würde der Begriff der Ganzheit 
zerstört und zu einem ursächlich-wirkenden Stück herabgemindert. 

Damit möge es an der Erklärung unseres Satzes genug sein. Nun gilt 
es aber noch, die falschen Gegenlehren ins Auge zu fassen. Diese sind: erstens 
die Lehre, daß der Teil vor dem Ganzen sei; und zweitens, daß weder der 
Teil vor dem Ganzen, noch das Ganze vor dem Teile sei, sondern ein 
Mittleres zu gelten habe. Wir besprechen diese Sätze nacheinander. 


II. Gegen den Satz: „Der Teil ist früher als das Ganze“. 


Dieser Satz wird heute nirgends ausgesprochen, man würde auch vor 
dem offenbaren Irrtum zurückschrecken, den er enthält. Und doch bildet 
er die Grundlage fast unserer ganzen modernen Wissenschaft, der Natur- 
wissenschaft wie der Geisteswissenschaft. In der Naturwissenschaft bedeutet 
er Atomisierung, nicht nur im Sinne der heuristischen Hilfsvorstellung 
eines Atoms für das physikalisch-chemische Denken, sondern im grund- 
legenden Sinne der Wesenserklärung der Materie durch die Atome, der 
Wesenserklärung aller physikalisch-chemischen Erscheinungen und schlieB- 
lich der ganzen Welt. In den Geisteswissenschaften bedeutet er eine geistige 
Atomisierung, wie sogleich zu erklären sein wird, in den Gesellschafts- 
wissenschaften den theoretischen wie in der Folge auch den politischen 
Individualismus. Ferner bedeutet er in allen Wissenschaften die ursächliche 
statt der ganzheitlichen Auffassung. Dieses gilt es nun kurz zu erklären, 


Wenn die Teile für sich bestehen und daher vor dem Ganzen sind, so 
ist das „Ganze“, das sahen wir schon früher, nur die Anzahl, die Summe, 
ein Haufen seiner Teile und damit kein eigenes Ganzes mehr, nur eine 
Scheinganzheit, eine Ableitung aus den summierenden Teilen. Die einzige 
Realität ruht jetzt in den Teilen. Mit dieser Vorstellung Ernst gemacht, 
ergeben sich aber folgende Sätze: 
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Die Welt ist ein Zusammengeraten von Atomen — denn diese sind vor 
dem Ganzen, sind die letzten, die allein wirklichen Teile; t) 

die Dinge sind ein Zusammengeraten von Atomen, denn diese sind 
vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

der Organismus ist ein Zusammengeraten von Zellen; 

die Zellen sind ein Zusammengeraten von Atomen — denn diese sind 
vor dem Ganzen (und in der Folge vor dem Organismus), sind die letzten 
wirklichen Teile (der Organismus erscheint hier als physikalisch-chemisches 
System); 


das Denken (die ganze Seele) ist ein Zusammengeraten von Vorstellungen 
coder Sinneseindriicken — denn diese sind vor dem Ganzen, sind die letzten 
allein wirklichen Teile; 
der Begriff ist ein Zusammengeraten von Merkmalen, denn diese sind vor 
dem Ganzen, sind die letzten allein wirklichen Teile und bestehen selber aus 
Vorstellungen ;?) | 


das Urteil ist ein Zusammengeraten von Begriffen; der Schluß ist ein 
Zusammengeraten von Urteilen; — denn alle diese gehen zuletzt auf Merk- 
male = Vorstellungen zurück, sind vor dem Ganzen. sind die letzten 
allein wirklichen Teile; 


die menschliche Gesellschaft ist ein Zusammengeraten von einzelnen 
Menschen — diese sind vor der Gesellschaft, sind ihre letzten, allein wirk- 
lichen Teile; demgemäß gilt von den Teilen der (Gesellschaft dasselbe. 
insbesondere gilt dann: 


der Staat ıst ein Zusammengeraten von einzelnen Menschen (als sich 
zur Sicherheit und ähnlichen Zielen verbindend); 

das Recht ist ein Zusammengeraten von einzelnen Rechtssätzen oder 
Rechtshandlungen (Willensakten); 

die Volkswirtschaft ist ein Zusammengeraten von einzelnen Wirt- 
schaftern (eigentlich Wirtschaftshandlungen der Einzelnen); 

das Heer ist ein Zusammengeraten von Einzelnen, die kämpfen wollen 
( Kriegern); 

die Kirche ist ein Zusammengeraten von einzelnen Gläubigen und 
Priestern; denn diese Einzelnen sind überall vor dem Ganzen, sind die 


1) Statt „Zusammengeraten‘‘ kann man auch sagen ‚„Zusammen-stellen“ im 
Sinne von Kombination, Verbindung des vorher Selbständigen und Getrennten. 
*) Nach dem sensualistischen Satze: nihil est in intellectu quod non fuerit in sensu. 
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letzten, allein wirklichen Teile. — Auch die geistigen Ganzheiten müssen 
dann ebenso gefaßt werden: 

die Sprache ist ein Zusammengeraten von Wörtern — denn diese sind 
vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

die Religion ist ein Zusammengeraten von Andachtsgefühlen — denn 
diese sind vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

überall sind also die Teile vor den betreffenden Ganzen, überall sind 
sie das Letzte, Allein-Wirkliche. 


Zuletzt noch einige andere bunte Beispiele: 

Das Haus ist ein Zusammengeraten von Ziegelsteinen — denn diese 
sind vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

das Nibelungenlied ist ein Zusammengeraten von Buchstaben, denn diese 
sind vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

der Vertrag ist das Zusammengeraten der vertragschließenden Indi- 
viduen, denn diese sind vor dem Vertrag (dem Ganzen), sind die letzten, 
allein wirklichen Teile; 

der Verein ist das Zusammengeraten vieler Mitglieder (vieler Vertrag- 
schließender), denn diese sind vor dem Verein (dem Ganzen), sind die letzten. 
allein wirklichen Teile. 

die Fabrik ist ein Zusammengeraten von Maschinen, Rohstoffen, 
Arbeitern, denn diese sind vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen 
Teile; 

der Markt ist ein Zusammengeraten von Käufern und Verkäufern, denn 
diese sind vor dem Ganzen, sind die letzten, allein wirklichen Teile; 

Wenn nun diese Sätze richtig sind, wenn überhaupt grundsätzlich die 
Teile vor dem Ganzen sind, weil sie erst durch ihre Zusammensetzung das 
Ganze ausmachen, durch ihr Zusammentreten, ihre Häufung oder Kom- 
bination die jeweiligen „Ganzheiten‘‘ bilden; und diese deswegen, weil sie 
allein die Letzten, Wirklichen, die ursprüngliche Wirklichkeit sind, sei 
es als körperliche Atome, als Vorstellung oder Gefühl oder als Handlung 
oder schließlich als menschliches Individuum — wenn dieses alles zutrifft, 
dann ergibt sich mit Notwendigkeit, daß ,,Ganzheit™ nicht nur nicht das 
logisch Erste ist, sondern überhaupt nur ein Hilfsbegriff, ein Scheinbares. 
ein durch Summierung (Häufung) Entstandenes ist, das sich eben allein 
von den Teilen herleitet, also nur Scheinwirklichkeit oder mit einem eben 
in unseren Tagen herrschend gewordenen Worte, eine Fiktion bedeutet. 
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Ks treffen dann mit unentrinnbarer Notwendigkeit die folgenden Sätze zu, 
die unleugbar unsere gesamte moderne Wissenschaft ihrem Geiste nach 
beherrschen: 


Gott ist eine Fiktion — wirklich ist nur die Welt;t) 


die Welt ist eine Fiktion — wirklich sind die nur einzelnen Dinge; aber 
auch, so stellt sich heraus: 

die Dinge sind eine Fiktion — wirklich sind nur die einzelnen Atome 
(darum ist der „Dingbegriff“ in den ,,Relationsbegriff* aufzulösen, wie die 
atomistische Logik sagt!); 

` der Organismus ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Zellen (siehe dic 
moderne Zellular-Physiologie und Zellular-Pathologie!); aber auch: 

die Zellen sind eine Fiktion — wirklich sind nur die physikalisch- 
ehemischen Stoffteile und Vorgänge in ihr (das heißt zuletzt die Atom- 
bewegungen); 

das Denken ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Vorstellungen (die 
aus Sinneseindrücken der Umwelt stammen) mit ihrer Assoziationsmechanik 
(zuletzt: auch die Sinnenwelt ist eine Fiktion, ist nur „spezifische Energie 
der Sinnesorgane“, das heißt spezifischer Zustand von Atomen — Materia- 
lismus! Die letzte Folgerung!); 

der Begriff ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Merkmale (mit jenen 
Kombinationen, die sie aus Nützlichkeit, Erfolg oder Auslese im Kampfe 
ums Dasein usw., also verhältnismäßig beständige, weil „haltbare‘“ Ver- 
bindung, eingehen); 

die menschliche Gesellschaft. ist eine Fiktion — wirklich sind nur die 
einzelnen Menschen; daher im Besonderen: 

der Staat ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Einzelnen als Bürser, 
an diesen letzten wieder nur ihre Willensakte (Lehre vom Urvertrag der 
Kinzelnen (daraus: gleiche Abstimmung aller, Volkssouveränität); das Rechr 
ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Rechtssätze, diese ruhen zuletzt auf 
den Willensakten der Bürger (Psychologismus im Rechte, daraus: Willkür, 
Meinung, zuletzt: Macht geht vor Recht); die Volkswirtschaft ist eine 
Fiktion, wirklich sind nur die einzelnen Wirtschaften, an diesen zuletzt nur 
die einzelnen Wirtschafter, an diesen zuletzt nur die einzelnen Wirtschafts- 
handlungen, daraus folgt: das Wesen der Wirtschaft = freie Verkehrs- 


1) Wenn man an Gott glauben will, ist dies Privatsache; die Wissenschaft aber 
kann ihn nirgends finden. 


C> 
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wirtschaft == Freihandel, Gewerbefreiheit = Kapitalismus; zuletzt = 
/ukunfts-Anarchismus der marxistischen Zukunftsgesellschaft!); — 

das Heer ist eine Fiktion, wirklich sind nur die einzelnen Individuen 
(als solche, die kämpfen wollen, oder Krieger); 

die Kirche ist eine Fiktion, wirklich sind nur die einzelnen Gläubigen 
und Priester; und von den geistigen Inhalten der Gesellschaft gilt ebenso: - 

die Sprache ist eine Fiktion (Abstraktion), wirklich sind nur die einzelnen 
Wörter (Lexikon) und ihre Verbindungsweisen (Grammatik und Syntax); 

die Religion ist eine Fiktion, wirklich sind nur die einzelnen Andachts- 
gefühle der Individuen (Subjektivismus und Psychologismus der Religion). 
Ebenso gilt, um noch anderer Beispiele zu gedenken: 

das Haus ist eine Fiktion, wirklich sind nur die Ziegelsteine (auch in 
diesen zuletzt nur die Atome der betreffenden Moleküle); 

der Vertrag ist eine Fiktion (Abstraktion), wirklich sind nur die vertrag- 
schließenden Individuen und ihre Willensakte;?) ebenso das, was als Gebilde 
des Vertrages so oft aufgefaßt wird: 

der Verein (und somit jede Organisation, jede Genossenschaft welcher 
Art immer) ist eine Fiktion (Abstraktion), sie besteht nur aus den einzelnen 
Mitgliedern und ihren (subjektiven) Handlungen; 

die Fabrik ist eine Fiktion, wirklich sind nur einerseits die Maschinen, 
Rohstoffe usw., anderseits die Menschen; \ 

der Markt ist eine Fiktion (Abstraktion), wirklich sind nur die einzelnen 
Kauf- und Verkaufhandlungen der Wirtschaftssubjekte (die tun, was sie 
wollen, zum Beispiel in der Gewerbefreiheit). 

Zuletzt folgt: 

alles Wesenhafte und Bestandhafte, insbesondere die Walırheit, Schön- 
heit und das Gute, wie auch, was die Gesellschaft betrifft, Volkstum und 
Staat, sind Fiktionen, denn das alles hängt von Kombinationen der geistigen 
Akte der Menschen (die selber wieder nur Kombinationen der Atome sind) 
ab, welche Kombinationen im letzten Grunde rein zufällige Wirhel sind, 
auf „verhältnismäßig stabilen Bewegungseleichungen™ beruhend. 
g 1) Nachweis hiefiir siehe in meinem Buch „Der wahre Staat“, 2. Aufl. 1923, § 21. 

= 2) Zum Vertrag sei bemerkt, daß er in Wahrheit nicht ais den Handlungen der 

Vertragsparteien besteht, sondern darin, daß sich diese, wie schon Hegels Rechtsphilo- 
sophie zu entnehmen ist, einem Gemeinsamen, einem Überindividuellen unterwerfen, 
das heißt Glied einer Ganzheit werden; ähnlich der Verein und jede Organisation, die 
ja ein überindividuelles Ganzes darstellt. (Vgl. meine Gesellschaftslehre, 2. Aufl., 
1923, S. 417 ff.) 
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Nach all diesem Angeführten ist es klar, daß der Standpunkt ,,der Teil 


ist vor dem Ganzen“ auf die Behauptung hinausläuft, durch Ausschütten . 


von Millionen von Buchstaben könnte einmal zufällig das Nibelungenlied 
entstehen, durch Ausschütten von Millionen Ziegelsteinen das Haus, durch 
Auswirbeln von Milliarden von Atomen durch Milliarden von Lichtjahren 
hindurch Könnte die Welt entstehen — ein Standpunkt, der, da er seit der 
Renaissance der Ernst der Geschichte ist, nicht mehr toll, sondern nur 
dämonisch genannt werden kann. Alles was an Natur, Geist, Menschen und 
Dingen je entstand, ist nichts Eigenes, sind relativ stabile Wirbel — nur eine 
einzige Grundtatsache gibt es, nur das Atom; und ein einziges Geheimnis- 
volles: die Fortpflanzung der Bewegung durch Stoß. Wenn nämlich diese 
letzte gcheimni volle Urtatsache nicht wäre, hätten die Atombewegungen 
ganz andere Wirbelzauber und labil-stabile Figurationen zur Folge — und 
die Welt sähe ganz anders aus. 

Allgemeiner betrachtet, zeigen alle diese angeführten Sätze aufs klarste. 
wohin die Ansicht „der Teil ist vor dem Ganzen“ überall führt: in Physik 
und Chenie zum Atomismus; in der Biologie zuMeehanismus und Maschinen- 
theorie; in der Gesellschaftslehre und Sittenlehre führt sie zum Indivi- 
dualismus (der Einzelne als der Einzige, Wirkliche und Letzte); in der 
Volkswirtschaftslehre zum Kapitalismus (die Einzelwirtschaft und in ihr 
der einzelne Wirtschafisakt des privaten Wirtschafters als das Wirkliche 
und Letzte) und zum atomistischen Zukunftssozialismus; in der Erkenntnis- 
theorie zum Sensualismus (wechselnde Erkenntnis der Umwelt = wechselnde 
Sinneseindrücke = wechselnde Vorstellung als das Letzte); in der Logik 
zum Relativismus (Merkmal = Vorstellung als das Letzte) und in der Meta- 
physik zum Atheismus (Atomwirbel sind das Letzte — Gott erlaubt, aber 
nicht nötig — die Atombewegungen besorgen alles). 

Eines besonderen Nachweises bedarf es aber noeh dafür, daß der Grund- 
satz „der Teil ist vor dem Ganzen“ allein es ist, der zum Begriffe der Ur- 
sächliehkeit führt. Nur wenn die Erscheinungen und Dinge der Welt aus 
den Teilen folgen, können sie grundsätzlich als sinnlos aufeinander- 
folgende, das ist mechanisch-ursächliche Erscheinungen gefaßt werden. 
Denn nun entsteht das, was entsteht, ausschließlich auf Grund der Eigen- 
schaften der Teile. Diese Eigenschaften mögen die Bewegungsenergie der 
Atome (samt deren verschiedener Größe) oder etwas durch diese Bewegungs- 
energie nur Vermitteltes sein, oder etwas noch weiterhin durch hochkomplexe 
physikalisch-chemische Kombinationen vermitteltes Organisches sein; 
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oder diese Teile mögen auf seelischem Gebiete die durch Bewegungsenergien 
usf. vermittelten sinnlichen Reize, Vorstellungen und Gefühle mit allen 
ihren weiteren Ableitungen sein — stets ist die Mechanik der körperlichen 
Erscheinungen wie die Mechanik der psychologischen Erscheinungen nur 
dadurch möglich, daß Letzte, Einfache wirken und damit sowohl eindeutige 
wie sinnlose (weil zufällige) Ursachen abgeben. So zeigt sich, daß die ur- 
sächliche Auffassung eines Gegenstandes überall notwendig 
aus dem Satze hervorgeht: „Der Teil ist vor dem Ganzen“, ja 
daß diese Auffassung ernsthaft gar nicht anders möglich ist, als auf der 
Grundlage dieses Satzes. Damit ist aber endlich auch klar, daß Ursäch- 
lichkeit, Individualismus, Sensualismus, Relativismus und 
Atomismus die notwendigen Glieder eines einzigen Gedanken- 
baues bilden. Wenn eines dieser Glieder wegfällt, müssen auch alle 
anderen wegfallen. Es gilt daher: A 

gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Universalismus schließt Ursäch- 
lichkeit aus; 

Apriorismus schließt Ursächlichkeit aus; 

jede Art von Theismus im weitesten Sinne (auch Pantheismus) sehlicbe 
Ursächlichkeit aus. Mit einem Worte: 

jede Auffassung, die in welelrem Sinne und auf welchem Gebiete immer 
sagt, daß die Teile vom Ganzen bestimmt werden und damit das Ganze 
früher sei als der Teil, schließt Ursächlichkeit aus. 

Wenn man bedenkt, wie schr heutzutage selbst die Theologen, seien 
sie katholisch oder protestantisch, auf so vielen Gebieten, gerade auch auf 
wirtschaftlichem und politischem, dem Satze „Der Teil ist früher als das 
Ganze“ folgen;!) wenn man bedenkt, wie viele völkische Politiker und vater- 
ländisch gesinnte Staatsmänner dem individualistischen Liberalismus 
(der Demokratie) und dem atomistischen Zukunftskommunismus, mithin 
dem Satze: ‚Der Teil ist früher als das Ganze“, folgen; wenn man bedenkt, 
wie viele Rechtslehrer und Prediger der Gerechtigkeit heute dem Rechts- 
psychologismus und Rechtsatomismus, mithin dem Satze: „Der Teil ist 
früher als das Ganze“ folgen; wenn man bedenkt, wieviele Biologen heuto 
noch dem mechanistischen Standpunkte, mithin dem Satze „Der Teil 
ist früher als das Ganze“ folgen; wenn man bedenkt, wie fast alle 


1) Vollends die sogenannten christlichen Parteien bestehen meistens aus Liberalen, 
die in die Kirche gehen, also aus unkonsequenten Liberalen. 
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Physiker und Mechaniker dem atomistischen Standpunkte!), mithin sie alle 
dem Satze „Der Teil ist früher als das Ganze“ folgen, dann, und nur 
dann allein, kann man ermessen, welches unsagbare Unglück, über eine 
/eit kommen mußte, die Wahrheitsleugnung, Geistesleugnung, Gottes- 
leugnung auf die Fahne ihres Wissens schreibt! Dann allein aber auch 
kann man erkennen, welche Umkehr des Geistes unserem Zeitalter nötig 
ist, um wieder in die Bahn geistiger Kultur und innerer Gesinnung zu 
gelangen. l 


II. Gegen die Versuche eines Mittleren zwischen den beiden 
Sätzen: „Das Ganze ist früher als der Teil‘ und „Der Teil ist 
früher als das Ganze“. 


Am liebsten möchte man solehe Versuche als schwächlich, faulen Zauber, 
Bequemlichkeit oder Mattherzigkeit abtun und nichts mit ihnen zu schaffen 
haben. In einer Zeit der Verzweiflung und Gärung aber, wie der heutigen, 
entspringen sie auch bei tüchtigen Köpfen oft dem noch ungeklärten Über- 
sangszustand aus der Finsternis ins Licht. Darum ist es nötig, hier einige 
Worte darüber zu sagen. 

Ein Mittleres zwischen beiden Sätzen ist begrifflich und theoretisch 
nicht möglich. Entweder ist die Ganzheit das Primäre, das sich ausgliedert 
und also seine Teile darstellt, ausgebiert ; wodurch diese Teile das Abgeleitete 
Gexetzte — und das heißt ja eben, vor dem Bestehen der Ganzheit nicht 
vorhandene Teile sind; oder die Teile sind das Primäre, dann ist das 
Ganze nur ein Zusammengestellsel, nichts Eigenes. Ein Beispiel biete 
die Wirtschaft. 

Entweder besteht die Wirtschaft aus den zusammentreffenden Wirtschaftshand- 
ungen der Einzelnen; oder es verhält sich umgekehrt, dann muß sie eine Ganzheit be- 
stimmter Art sein, ein mittlerer Begriff zwischen diesen beiden Möglichkeiten ist 
unerfindlich und in der gesamten Geschichte der Volkswirtschaftslehre nicht vor- 
handen. Wie ich an anderer Stelle nachwies, ist der Begriff des Zusammentreffens 
wirtschaftlicher JTandlungen — „Verkehrswirtschaft‘ im individualistischen Sinne — 
ein Unbegriff.:) Denn Handlungen individuellen Ursprunges (willkürlich gesetzte Hand- 
lungen) ergeben keine Volkswirtschaft, sondern ein Durcheinander. Erst dadurch, daß 
eine Handlung als Glied in die Ganzheit der Volkswirtschaft sich einfügt, wird siezur 


1) Die einzige Ausnahme dürften gegenwärtig die Mach-Schüler Jaumann und 
Lohr in Brünn machen, welche eine ungleich lebendigere „Kontiniutätstheorie" ver- 
treten. 

*) Tote und lebendige Wissenschaft, Jena 1921, S. 11ff. 
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Wirtschaftshandlung, erhält sie Wirtschaftsart — wie sollte ein Mittleres zwischen 
diesem Entweder — Oder möglich sein? An dem Wesen des Marktes sei dies 
noch näher erläutert. Der „Markt‘‘ folgt niemals aus dem Zusammentreffen ein- 
zelner subjektiver Wirtschaftshandlungen sondern er ist nur denkbar als das Organ 
und die Plattform der Volkswirtschaft, in welchem die Käufer und Verkäufer als 
Exponenten ihrer Betriebe auftreten, zum Beispiel der Pferdekäufer als Exponent 
der Betriebsgruppe Landwirtschaft, der Pferdeverkäufer als Exponent der Be- 
triebsgruppe „Viehzucht“. Sind viele Pferde da, so zeigt dieses nicht, daß einigen 
Subjekten zufällig ‚eingefallen‘ ist, viele zu züchten (dieses mag als subjektiv- 
psychologische Erscheinung zutreffen, ist aber keine Wirtschaftserscheinung), 
sondern es zeigt, daß die Gliederung der in der Viehzucht gegebenen wirt- 
schaftlichen Mittel gegenüber den in der Landwirtschaft gegebenen sich geändert 
hat; daß dann als Folge dieser Gliederungsänderungen Angebot- und Nachfrage- 
änderungen eintreten und dadurch ein niederer Preis der Güter als Ausdruck und 
Folge jener gliedlichen Änderungen der wirtschaftlichen Ganzheit eintritt. Grund- 
sätzlich dasselbe ist bei der Börse der Fall. Wenn neue Aktien infolge der Erhöhung 
des Aktienkapitals mehrerer Gesellschaften ‚auf den Markt geworfen" werden, so 
ändern sich die Preise der Effekten, des Kapitals und des Kredits — weil die Gliederung 
der Wirtschaftsmittel, die in der Vergrößerung der Betriebe jener Aktiengesellschaften 
Organe hat, jetzt auf dem Organ „Markt“ zum Ausdrucke kommen. 


In der Wirtschaftsbetrachtung, das zeigt sich deutlich, ist ein Mittel- 
ding zwischen individualistischer (atomistischer) und universalistischer 
(ganzheitlicher, organischer) Analysis (wohl gemerkt: Analysis, nicht etwa 
parteipolitischer Standpunkt!) logischerweise nicht möglich. Genau das- 
selbe trifft aber für die Zergliederung aller anderen gesellschaftlichen Ganz- 
_ heiten zu. Der Staat zum Beispiel kann nur entweder als eine ursprüngliche 
Ganzheit (etwa als Organisation der ,,Totalitat des Lebens“) gefaßt werden, 
dann sind von der Forschung seine Ausgliederung und Organe zu betrachten 
und als seine letzten Glieder (das heißt von ihm gebildete Geistigkeiten) 
ergeben sich dann die Bürger; der Staat ist dann vor den Bürgern, die 
Bürger können einen Staat nicht „zusammensetzen“, daher auch Volks- 
souveränität, allgemeines gleiches Wahlrecht usw. konstruktiv keine 
gültigen Begriffe sind (konstruktiv und analytisch — nicht im partei- 
politischen Sinne!). Oder aber der Staat besteht aus den Bürgern, die dann 
vor dem Staate schon da sind, die ihn erst bilden und erst zum Staate 
„zusarmnmentreten‘“, wobei die Einzelnen das Wirkliche sind, der Staat nur 
ein Summationsphänomen. — Auch hier ist die Möglichkeit eines mittleren 
Standpunktes begrifflich nicht gegeben. Es bleibt daher nichts anderes 
übrig: entweder man muß behaupten, daß durch Ausschütten von Millionen 
Buchstaben das Nibelungenlied, durch Ausschütten von Millionen Ziegel- 
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steinen das Haus, durch Zugammenschwirren der Handlungen die Volkswirt- 
schaft, durch Zusammentreten der Bürger der Staat und schließlich durch 
Auswirbeln von Milliarden von Atomen Milliarden von Lichtjahren hin- 
durch die Welt entstehen könne, also der Teil vor dem Ganzen sei; oder 
anerkennen, daß nur das Ganze vor dem Teile, die Gestalt vor ihren Glied- 
maßen sein könne. 

Der Satz: „Das Ganze ist vor den Gliedern‘‘ war nur die Folge der ihm 
vorhergehenden beiden Sätze „Das Ganze als solches hat kein Dasein; 
das Ganze stellt sich in Gliedern dar‘. Seine ausführliche Erläuterung 
ist daher weniger um seinetwillen notwendig gewesen, als sie vielmehr 
zugleich die zusammenfassende Erläuterung aller drei Sätze in ihrem 
logischen Zusammenhange bedeutet. Alle drei Sätze als Ganzes machen 
nichts weniger als den Umriß der Ganzheitslehre aus. 


§ 5. Erläuterung zu den Sätzen 4 und 5: „Das Ganze geht in den Gliedern 
nicht unter’; „darum ist es am Grunde der Glieder‘. 


Diese Sätze sind nichts anderes als weitere Ausführungen des Satzes: 
„Das Ganze wird in den Gliedern geboren, stellt sich in den Gliedern dar“. 
Die Glieder nämlich, indem sie einmal da sind (ausgeboren sind) und 
damit als etwas verhältnismäßig Selbständiges in Erscheinung treten, 
dürfen dennoch nicht als wahrhaft „selbständig“ betrachtet werden. Wäre 
das der Fall, so würden ja die Glieder als solche Dasein haben, was wir oben 
(S. °°°) als unmöglich fanden; aber es hieße das auch, daß gleichsam das 
Ganze sich in den Gliedern versteinern lasse, daß das Ganze sich in den 
Gliedern ausgießen würde, denn nur dann wären diese Glieder, einmal aus- 
gegliedert, schlechthin da, ‚selbständig‘. Das ist nicht der Fall: Das Ganze 
geht in den Gliedern nicht unter! Wir erläutern diesen Satz zuerst an 
einigen Beispielen: 
a) Betrachten wir den Vorgang zuerst von der Seite persönlicher Ganzheiten ber. 
Da leuchtet ein, daß der Sprechende im gesprochenen Worte nicht untergeht. Der 
Sprechende oder Mitteilende enthält vielmehr das Gesprochene oder Mitgeteilte in 
sich, oder anders gesagt: das Mitteilende (der Sinn der Worte, die Kraft, sie auszu- 
sprechen) bleibt bestehen! denn der Gedanke setzt die gesprochenen Worte (er ist 
also zuerst der Sprechende, Mitteilende), aber der Gedanke fließt im gesprochenen 
Worte nicht aus, sondern er bleibt als Gedanke bestehen und darum bleibt er auch 
sprechende Potenz, als die Fähigkeit, immer wieder zu sprechen, eben als Gedanke, 
zurück! Umgekehrt: die gesprochenen Worte, die Mitteilungen oder objektiven Glieder 
des Mitteilungsganzen haben ihrerseits das Mitteilende (den Gedanken, den Sprecher) 
nicht geschluckt, nicht absorbiert, sie sind nicht der versteinerte Gedanke oder 
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Sprecher — dieser bleibt zuriick, bleibt als das sinngebende und umfangende Zentrum 
bestehen, gleichsam als die Wurzel, oder, wie wir es ausdrücken wollen: Er bleibt 
am Grunde des Ausgegliederten. l 


Den gleichen Tatbestand zeigen alle beliebigen Beispiele von Ganzheiten persön- 
lich-geistiger Art. So der Handelnde gegenüber der Tat. Das Getane ist nicht ver» 
steinertes Tun, sondern Ergebnis des Tuns, das als Willeund Vernunft (und in diesem _ 
Sinne als die Potenz, das Vermögen des Tuns) ungebrochen bestehen bleibt, gleichsam 
bei sich selbst zurückbleibt (genau wie der aussprechende Gedanke gegenüber dem 
Worte). Demnach ergibt sich: das Wirkende geht im Gewirkten nicht unter; der Gedanke 
gehtim gesprochenen Worte nicht unter; das Mitteilende geht im Mitgeteilten nicht unter. 


b) Andere Beispiele: Denselben Sachverhalt zeigt der lebendige Organismus. 
„Lebendig‘* ist er eben deswegen, weil das Leben im organischer Lebensakt sich nicht 
erschöpft. Das Herz hört nicht dadurch auf, Herz zu sein, daß es Pulsschläge ausgeführt 
hat; der Muskel hört nicht dadurch auf, Muskel zu sein, daß er angespannt wurde; 
der motorische Nerv nicht dadurch auf, Nerv zu sein, daß er innerviert hat usw. Freilich 
steht die Sache hier nicht so einfach und klar wie bei dem Gedanken und seinem Worte, 
da „Übung“, ,,Ermiidung“, „Ernährung‘‘ und noch andere (hauptsächlich auf dem 
arteigenen Zusammenspiel der Organe beruhende) Verwicklungen und Vermittlungen 
hinzukommen. Aber der grundsätzliche Tatbestand: daß das Glied sich in seiner Leistung 
nicht erschöpft, in ihr nicht untergeht, ist auch hier unzweifelhaft und klar, denn ohne 
diese Urtatsache gäbe es kein „Leben‘; er ist es also schon dadurch, daB man das 
Untergehen der Glieder in ihrer Leistung (oder anders ausgedrückt: das Aufhören 
des Beschlossenbleibens der Glieder im Ganzen) als das Aufhören des Lebens betrachtet 
und es den „Tod“ nennt. Wo dasGanze im Teile untergelt, tritt Tod ein 
— ein Aufhören der Ganzheit! (Auch dieser Tod ist kein absoluter, weil andere, früher 
geruht habendefiliedlichkeiten nun aktuiert werden, wie ja auch beim Tode des Staates 
Österreich das Staatsleben der Bewohner dieses ehemaligen Staates sich zwar änderte, 
aber nicht eigentlich aufhdrte.) 

Was dann die Entwicklung des organischen Keimes betrifft, so ist es nicht eigent- 
lich der Fall, daß der Same im Baume ‚‚untergeht‘‘, wie man oft zu sagen pflegt, wenig- 
stens nicht in unserem Sinne. Zwar verliert sich der Same im Baume, aber nicht 
jene Ganzheit, die im Samen war — dieselbe Ganzheit ist nun in weiter gebildeter 
entfalteter Form im Baume. Dieselbe Ganzheit, die im Samen war, liegt auch dem 
Baum zugrunde, weder in der ersten Form der Darstellung des Ganzen, noch in der 

letzteren ging die Ganzheit unter, sie bleibt am Grunde beider bestehen. 

Könnte dagegen die von den Mechanisten so viel beredete „Fortpflanzung der 
Bewegung durch Stoß‘ das Untergehen des Schöpfers im Geschöpf verdeutlichen ? 
Da hier die Bewegung der ersten Billardkugel auf die zweite, auf welche sie stößt, 
übertragen, abgegeben ist? Man muß aber, um die wahre Bedeutung dieses Falles 
zu verstehen, bedenken: daß der ganze Vorgang des Stoßes im Gravitationssystem 
(„Feld‘‘) vor sich geht. Ohne dieses System, außerhalb desselben könnten die Kugeln 
einander gar nicht stoßen! Das Gravitationssystem geht aber im StoBe seiner Kugeln 
nicht unter, die Gravitation erschöpft sich weder in Stoß noch Fall, noch in anderen 
mechanischen Bewegungen! : 
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Weiterhin könnten wir alle Beispiele durchgehen, die oben bei Satz 1 (S. ...) 
vorgeführt wurden. Es mögen aber folgende genügen: 

Der Staat. Wird der Staat als die umfassende Organisation geistig-sittlicher 
Inhalte des Lebens gefaßt, insbesondere von Sittlichkeit, Recht und allen im , Volks- 
tum‘ befaßten geistigen Inhalte, so sind diese von ihm organisierten Lebensinhalte 
gerade das ihn logisch setzende Prius. Sittlichkeit, Recht, Volkstum gehen 
aber im Staate nicht unter, sie müssen im Gegenteil immer lebendig blejben 
und ihn immer wieder aufs neue setzen. (Legt man einen anderen Staatsbegriff zu- 
grunde, so wird sich auf andere Weise dasselbe zeigen.) | 

So geht es in der ganzen Gesellschaftslehre. Es ist eine Aufgabe der Gesellschafts- 
lehre, die Inhalte (Teilganzen) der Gesellschaft auf ihre logische Priorität, das heißt auf 
ihre Ausgliederungshierarchie hin zu erkennen. Da ergeben sich Sätze wie: ,, Religiositat 
(das Metaphysische des Geistes) geht vor Volkstum“; „aber Religiosität will sich in 
Volkstum verwandeln“, ,,Volkstum geht vor Staat; aber: Volkstum will sich in 
Staat verwandeln“ das heißt in dieser Einheit mit den anderen geistigen Inhalten des 
Lebens ein Ganzes werden, sich darstellen, ausgliedern. Damit ist es das setzende 
Prius, das in seinen Ausgliederungen nicht untergeht. 

Ähnlich die Wirtschaft. Wirtschaft ist ein System von Mitteln für Ziele. Das 
setzende Prius sind die gültigen Ziele, wie sie in Sinnlichkeit oder Vitalität, geistigen 
Gemeinschaften, Sittlichkeit, Organisation (Staat) gegeben sind. Alle diese Ziele gehen 
vor den Mitteln, sie sind das setzende Prius, das im gesetzten System der Mittel, der 
Wirtschaft, nicht untergeht. Die Ziele bleiben bestehen und setzen die Wirtschaft 
immer wieder aufs neue — sie bleiben bei sich selbst, sie fließen nicht aus, sie versteinern 
nicht in den Mitteln, trotzdem, oder eben weil sie sich darinnen selbst setzen. 

_ Diese Beispiele ließen sich beliebig vermehren, es möge aber genügen, ihnen nur 
noch einen negativen Hinweis hinzuzufügen. Wenn etwa ein Kämpfer im Kampfe 
plötzlich bemerkte, daß er die eigenen Truppen beschossen hatte, so hielte er sofort 
inne. Was er getan, war „sinnlos“, war nicht Glied einer gültigen Ganzheit — das 
ausgliedernde Ganze hat hier aufgehört, am Grunde der Glieder zu bleiben. Äußerlich 
gesehen ist es noch „Kampf“, was hier vorgeht, aber dieses Tun hat seine Ganzheit 
verloren, hat nichts mehr am Grunde und hört daher auf, fällt gleichsam in das 
Nichts, in die Sinnlosigkeit hinab. In der Bhagavadgita läßt der zum Kampfe sich 
anschickende Held plötzlich die Arme sinken, weil ihm dünkt, solches Beginnen sei 
sinnlos, der ausgliedernde Gedanke entschwindet. Und so überall: es wird das Gewirkte 
seine Gliedeigenschaft verlieren, wenn das Ausgliedernde, Wirkende nicht am Grunde 
bleibt. — Ein anderes Beispiel bildet der Vordersatz (die Prämisse) gegenüber den nach- 
folgenden Gliedern einer Schlußkette. Die Glieder der ganzen Kette sind selbständig, 
aber sie ruhen am Grunde der Prämisse, ohne die sie sofort „sinnlos“ werden oder 
faslch, das heißt aufhören zu sein. Der Vordersatz ist in allen Gliedern der 
Schlußkette enthalten, sie bilden ein Ganzes — und doch bleibt der 
Vordersatz am Grunde jedes Folgesatzes. Der Vordersatz ist fortwirkender 
Schöpfergrund. : 

Überall zeigt sich der grundsätzliche Tatbestand: das Ganze geht in den Teilen 
nicht unter. ° 
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Der Satz: „Das Ganze ist am Grunde der Glieder“ ist nur eine 
Weiterführung des vorherigen Satzes, wonach es in den Teilen nicht unter- 
geht. In ihm wird nur dieses „Nicht-Untergehen“, das „Sich-nicht-Er- 
schöpfen“ der Ganzheit im Gliede näher bestimmt. In ihm wird klar ge- 
macht, daß die Ganzheit die Herrschaft über die Teile behält. ,, Herrscher- 
gewalt“, „Schöpfergewalt der Ganzheit“, „Oberhoheit“, „Führerschaft“, 
alle diese Bezeichnungen passen in mehr oder weniger wörtlichem Sinne 
auf dieses Verhältnis. Das „Nieht-Erschöpftwerden“, „Niehtuntergehen“ 
ist im Sinne des Fortdauerns der Selbstsetzung, das heißt aber zugleich 
des Fortdauerns der die Glieder setzenden Kraft zu verstehen. Wenn zum Bei- 
spiel der Gedanke, der das Wort ausspricht oder hinschreibt, entschwindet 
— was wäre dann noch das gesprochene oder geschriebene Wort? Nicht 
mehr denn eine unverstandene Lauthäufung! Es wäre dann aber auch nicht 
mehr „Glied“ (eines Satzes, einer Mitteilung, einer Aufschreibung), sondern 
in dieser seiner Gliedhaftigkeit vernichtet. Das Wort bleibt also Glied 
nur nach Maßgabe des Fortdauerns der unverbrauchten 
Schöpferkraft der Ganzheit. Dieses heißt es: Das Ganze bleibt am 
Grunde des Gliedes. | 


§ 6. Erläuterung zu Satz 6: Das Ganze ist Alles in Allem. Alles ist in ihm und 
es ist in Allem. 


Wenn die Glieder die Selbstdarstellung des Ganzen sind, so entsteht 
die Frage, in welchem Sinne das Ganze in den Gliedern ist und die Glieder 
im Ganzen sind. _ 

Die Antwort auf diese Frage ist nach den Sätzen 4 und 5: ,,.Das Ganze 
geht in den Gliedern nicht unter“ und ‚das Ganze ist am Grunde der 
Glieder“ eindeutig bestimmt. 

Die Frage, die hier auftaucht, gleicht denen, welche der sogenannte 
Deismus (die Welt als Geschöpf sich selbst überlassen, gleich einer auf- 
gezogenen Uhr), die Allgottlehre oder der Pantheismus (Gott ist im Geschöpf 
so sehr, daß er außerhalb des Geschöpfes nicht ist) und die All-in-Gott- 
Lehre (Panentheisinus, Gott ist nicht im Geschöpf ausgeflossen, aber alles 
ist in ihm enthalten) in der Metaplıysik und Theologie aller Zeiten bilden. 
Mit den Mitteln der Ganzheitslehre ist diese Frage eindeutig lösbar. 

nach dem Satz 4 kann das In-Erscheinung-Treten der Ganzheit in 
den Gliedern nicht als ein Ausfluß (Emanation) betrachtet werden — denn 
dann bliebe ja vom Ganzen nichts übrig, die gleichsam versteinerten Glieder 
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fielen in das Nichts eines zentrumlos gewordenen Gewirkten und Gesproche- 
nen und die Ausgliederung müßte aufhören, gleich einem sinnlos werdenden 
Wirken. Umgekehrt ist das entstandene Glied kein versteinertes Ganzes, 
nicht etwas, was die ausgliedernde Ganzheit (oder ihre Schöpferkraft | 
gleichsam geschluckt hat. | 

Mit diesen beiden Überlegungen ist zunächst jene Lösung des Verhäl:- 
nisses der Glieder zum Ganzen ausgeschlossen, welche in der Metaphysik 
und Theologie als „Pantheismus“ i. e. S. bezeichnet wird. (Auch noch 
von einer anderen Seite her, dem Eigenleben und der Selbständigkeit des 
Gliedes, ist der Pantheismus ausgeschlossen, doch kann dies hier nicht näher 
behandelt werden.) Ebenso ist jene Auffassung des Schöpfungsbegriffes aus- 
geschlossen, welche in ihr eine wahrhafte „Emanation“, einen AusfluB sieht, 
werde dieser nun stofflich oder auf andere Weise vorgestellt. 

Wie steht es aber mit dem oft gehörten Satze, daß das Ganze in allen 
seinen Teilen ganz enthalten sei? Wäre dann nicht doch wieder das Ganze 
„ausgeflossen‘ und darum auch der Begriff des Pantheismus methodisch 
‚für jede Ganzheit gültig? Nein! Jener Satz ist richtig, aber er darf nicht 
im Sinne des Ausflusses noch der Erschöpfung des Ganzen im Teil ver- 
standen werden! Es ist richtig, daß der lebendige Organismus überall 
lebendig ist, daß darum nicht nur etwa das Herz schlägt und die Lunge 
atmet. sondern jedes Organ, jede Zelle und jeder Teil der Zelle genau so 
lebendig ist. Und also ist das ganze Leben überall. 

Der Gedanke, daß das Ganze in allen Gliedern ganz ist, birgt aber die 
Gefahr, es als ein eigenes Etwas, einen eigenen Teil zu fassen. Dies haben wir 
aber in unserm ersten Satze „Das Ganze als solches hat kein Dasein‘ schon 
zurückgewiesen. Das Ganze stellt sich in den Gliedern dar, wird in den 
Gliedern geboren -- dies und nichts anderes ist der reine Tatbestand. 
Damit ist esaber anderseits auch nicht das einzelne Glied selbst — 
es geht eben im Gliede nicht unter! Ist es also weder ein Ganzes an sich 
noch ein versteinertesGlied, sondern ein im Gliede sich Darstellendes, ohne 
in ihm unterzugehen (wie im Verhältnis: Gedanke — Wort, Prämisse — 
Schlußfolgerung), dann bleibt es trotz der Selbstdarstellung im Gliede bei 
sich, es bleibt nur „am Grunde“ des Gliedes! Damit ist das gegenseitige 
Enthaltensein geklärt. Jedes Glied ist in der Ganzheit ganz ver- 
wurzelt, und in diesem Sinne ist auch das Ganze in ihm ent- 
halten; aber das Ganze hat sich weder in die Glieder verwandelt (Pan- 
theismus), welche Glieder nun folgerichtig selbständig für sich bestehen 


Sechs Sätze über das Wesen der Ganzheit. 633 


könnten (Deismus, zuletzt Individualismus und Atomismus); noch auch 
sind die Glieder in das Ganze hinein gegangen (räumlich oder im über- 
tragenen Sinne) und in ihm auf gegangen (was zuletzt eine homogene, 
eine ungegliederte (ranzheit, ein hölzernes Eisen ergäbe, sondern das 
Ganze bleibt auf ihrem Grunde, bleibt ihre Mitte, ihr Sinn und Leben, ihr 
Halt und ihr Sein. 

Und in diesem Sinne ist das Ganze Alles in Allem, sind Alle in ihm, wie 
es in Allen ist — dadurch, daß es am Grunde ist und als Grund verharrt. 


§ 7. Streitbare Bemerkungen zum Begriffe der Ganzheit. 


Die Sätze 1 bis ö, die im vorstehenden erläutert wurden, wollen eine 
grundlegende Erklärung des Wesens der Ganzheit, gleichsam die ,,Hand- 
feste“ oder Verfassung derselben geben und namentlich der Satz 2 „Das 
Ganze stellt sich in den Gliedern dar“ muß immer wieder als das Herz des 
Begriffes der Ganzheit, als das Herz der ganzen vorstehenden Lehre be- 
zeichnet werden — da der erste Satz nur eine verneinende Voraussetzung 
behandelt, alle anderen Sätze (3 bis 6) schließlich nur Folgerungen aus 
ihm sind. 

Den gegebenen aufbauenden Begriffsbestimmungen, in denen allerdings 
aus naheliegenden Gründen eine rein formale Definition der Ganzheit nicht 
enthalten ist, seien nun noch verneinende Bestimmungen hinzugefügt, 
um den Irrtümern, denen unser heutiges, gänzlich unganzheitliches, nämlich 
individualistisch-atomistisch erzogenes Denken ausgesetzt ist, zu begegnen. 

Ganzes oder Ganzheit ist nicht Vollzahligkeit der Teile, sondern 
Gegliedertheit der Teile. Wenn die Ganzheit nicht vollzählig ist, so wird 
sie zwar schadhaft und gestört sein, aber immer noch eine Ganzheit und 
keine Summe, keinen Haufen bilden, wie die Hand mit vier Fingern, das 
Regiment ohne den Trompeter, die Fabrik, deren Buchhalter erkrankte. 

Das Gegenteil der Ganzheit ist nicht Geteiltheit, wie: Halbheit, 
Viertelheit, Tausendstelheit usf., denn ein Halbes oder Tausendstel kann 
noch immer etwas Gliedhaftes, Gliedliches an sich haben, es kann das 
unvollzählige Ganze, das geschädigte, zerstückelte, schwache Ganze sein. 
Zum Beispiel kann ein halber Baum noch ganz gut blühen, ein Tausendstel 
Baum, wenn als Zweig in die Erde gesteckt, vielleicht Wurzel fassen und 
leben, aber auch als Zweig selbst betrachtet ist er immerhin von der Art, 
ein Teil echter Ganzheit, ob er nun später weitergrünen oder verdorren 
wird. Das Gegenteil von Ganzheit ist vielmehr: das bloße Nebeneinander, 
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das Unverbundene, alles das, was bloß Haufen, Summe, Aggregat, mit 
einem Worte Ungegliedertes ist. Ganzheit ist das Gegliederte, Unganzheit 
ist das Ungegliederte, Ganzheit ist das Mit- und Ineinander, Unganzheit das 
bloße Nebeneinander oder mechanische Nacheinander, das Stückwerk. Halb- 
heit oder Geschädigtheit ist also noch nicht das Gegenteil von Ganzheit 
und ebenso ist Vollzähligkeit, kein Merkmal der Ganzheit. (Dagegen 
wäre Unversehrtheit das Merkmal vollkommener (ianzheit.) Dies 
zusammengefaßt ergibt sich endlich: 

Ganzes oder Ganzheit ist nicht die Summe der Teile. sondern 
mehr als diese Summe, nämlich um all das mehr, was sie jeweils 
zum Ganzen macht gegenüber einer bloßen Anzahl, Gehäuftheit, 
einem bloßen Sack voll Allerlei. Daher ist der Organismus mehr 
als die Summe seiner Zellen. Daher ist der Staat mehr als eine Summe 
von Menschen, die Familie mehr als eine Summe von Menschen, die 
Armee mehr als eine Summe von Menschen, der Haushalt mehr als eine 
Summe von Menschen, die Fabrik mehr als eine Summe: von Menschen 
und Maschinen, das Haus mehr als eine Summe von Ziegelsteinen. 
Die Ganzheiten ‚Staat‘, „Familie“, „Haushalt“, „Armee“, „Fabrik“ 
„Haus“ sind eben gerade das, was die Summe der Bestandteile 
überhaupt gar nicht ist. „Zimmer“ sind etwas ganz anderes als Ziegel- 
steine, Eisenbeton oder Holz; und „Mensch“ ist als „Staatsbürger“ 
als ,„Familienglied“, als „Haushälter“, als „Krieger“, als „Vertrags- 
partei“, als „Fabriksleiter“ je etwas ganz anderes, wie der einzelne 
Mensch an sich, nämlich wie der physische Körper „Mensch“. 

Eine letzte Bemerkung ist zum Begriffe des „Bandes“ und der 
„Kopula“ notwendig. 

Man spricht wohl oft von einem Bande, einem ,,einigenden Bande”, 
welches um die Glieder gezogen wird und sie zu einem Ganzen „verbindet“, 
„zusammenhält‘, zur „Einheit des Ganzen“ bringt. Und ähnlich spricht 
man von der Kopula, die zum Beispiel in dem Satze S ist P die verschiedenen 
Teile „S“ und „P“ wie in einem gemeinsamen Punkte oder in eine „höhere 
Einheit“ vereinigt. | 

Aber der Begriff des Bandes ist ein Fehlbegriff. In ihm wird wieder die 
falsche Vorstellung gemacht, als wären die Teile schon vorher da, bevor 
sie Glieder des Ganzen sind, urid als könnten sie daher durch Zusammen- 
bindung, Zusammenfassung mittels des Bandes hinterher zu einem Ganzen 
verknüpft werden. Solches Zusammenbinden aber ergibt nur ein Bündel. 
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nur eine Anzahl von Stücken, nur ein Aggregat, jedoch niemals ein Ganzes, 
denn die Teile sind außerhalb des Ganzen gar nicht!, und am 
wenigsten sind sie, bevor das Ganze da ist (bevor sie überhaupt Glieder 
sind). Wahr ist vielmehr nur dieses: die. Ganzheit gliedert sich in eigenen 
Besonderungen oder Gliedern aus. Diese Glieder existieren daher weder 
vor der Ganzheit, noch nachher, noch auch braucht die Ganzheit ein „Band“, 
um ihre Teile zusammenzubringen; denn ihre Teile sind nur ihr eigenes 
Besondertes. Darum können zum Beispiel nicht Menschen aus einem Ur- 
zustande absoluter Vereinzeltheit heraus (ein Zustand, der begrifflich nicht 
zu Ende denkbar ist) „zusammentreten“, um einen Staat zu bilden, um 
gleichsam sich mit dem Bande „Staat“ zu umschlingen. Sie können nur 
aus der Staatlichkeit. A (zum Beispiel Alt-Österreich) in die Staatlichkeit A’ 
(zum Beispiel Neu-Italien, Südtirol) in ihrer Ganzheit und Gliedlichkeit 
modifiziert, umgegliedert werden. Wo einmal ein Band gebraucht würde, 
wäre es mit der Ganzheit vollständig vorbei. Statt „Band“ muß man viel- 
-= mehr sagen „Befaßtsein‘‘ im Ganzen oder ,,Ausgegliedertsein aus dem 
Ganzen. | | 

Die Kopula wieder drückt diese Ganzheit im obigen Beispiel (S ist P) 
wohl richtig aus, dann ist sie aber keine (bandartige) Kopula mehr, sondern 
nur ein hervorstechendes Einheitszeichen, nur ein Ausdruck für die Einheit 
des Ganzen, in welchem die besonderten Glieder (Subjekt und Prädikat) 
erscheinen. Würden die verbundenen Glieder als vorher dagewesen und 
hinterdrein verbunden vorgestellt (statt als Besonderungen und Teil- 
darstellungen des Ganzen), so würde die Kopula nur ein „Band“ im obigen 
Sinne sein und keine Ganzheit und Einheit zu begründen vermögen. 

Die „Einheit“ der Teile, das ist bei Begriffen wie „Band“ und „Kopula“ 
stets zu beachten, ist ja dasselbe wie ihre Ganzheit, sie besteht darin, daß 
die Teile durchaus Besonderungen und Ausgliederungen desselben, des 
einen Ganzen sind. 


Die Ganzheit ist mit den vorstehenden erläuternden Sätzen dn ihren 
Grundzügen bestimmt. Der Begriff der Ganzheit gibt uns die Waffe an 
die Hand, die naturwissenschaftlichen Verfahren in den Geisteswissen- 
schaften tiber all zu überwinden. Wer aber die ganze Tiefe dieses Begriffes auf- 
zuschließen vermöchte, der hätte den Schlüssel zum ganzen Reiche 
des Geistes. 


Nutzen und Wirtschaftsrechnung.') 
Von Leo Schönfeld. 


1. Nutzen, Wirtschaften, Wirtschaftsrechnung, S. 636. — 2. Gesamtwirtschafts- 
nutzen, Einzelnutzen, S. 637. — 3. Über den Grundgedanken des „abhängigen 
Nutzens‘‘, S. 642. — 4. Uber Nutzenmessung, S. 646. — 5. Das Vergleichen von Nutzen- 
größen, S. 649. — 6. Bestimmgründe der Größe des Nutzens, S. 656. — 7. Über die 
praktischen Grenzen des Nutzenanschlages, S. 668. — 8. Allgemeine Prinzipien des 
Nutzenanschlages in der Wirtschaftsrechnung, S. 673. — 9. Der Nutzen und das 
„Quantitative“, S. 692. — 10. Nutzengewinn und Wirtschaftsrechnung, S. 695. 


1. Nutzen, Wirtschaften, Wirtschaftsrechnung. 


Die Menschen sind zur Erreichung dessen, was ihnen im geistigen und 
. körperlichen Leben begehrenswert ist, zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse, 
auf Mittel angewiesen. Alle diese Mittel nennen wir: Brauchbarkeiten 
_ oder Güter; ihre Leistungen zur Erfüllung jenes Zweckes: Nutzen. 

Das Wirtschaften der Menschen erwächst aus doppelter Wurzel. Sie 
müssen wirtschaften, weil die Mittel im Vergleiche zu jenem Zwecke 
knapp sind — wären Güter aller Art ausreichend verfügbar und damit 
jeglicher Nutzen gewährleistet, müßte man nicht wirtschaften; und sie 
können wirtschaften, weil ihnen innerhalb gewisser Grenzen Ent- 
scheidungen über die Beschaffung und Verwendung der Güter hinsichtlich 
deren Art, Beschaffenheit, Menge, Verwendungsweise usw. anheimgestellt 
sind und damit Einfluß auf die zu erzielenden Nutzwirkungen gegeben 
ist — wären alle die genannten Belange ohne menschliches Zutun ein- 
deutig vorausbestimmt, so gäbe es auch bei Knappheit an Gütern kein 
Wirtschaften. Als Zweck des Wirtschaftens erscheint, mit Hilfe des Nutzen- 


1) Die vorliegende Abhandlung bildet den ersten einleitenden Teil einer größeren 
Arbeit. 
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begriffes ausgedrückt, die Erlangung des höchsten, aus allen dirckt 
verfügbaren oder auf wirtschaftlichem Wege erreichbaren Gütern im 
ganzen zu gewinnenden gesamten Nutzens; dieses aus einer Vielheit 
von Einzelzielen sich zusammensetzende Ziel wird durch das ihm am besten 
dienende, das wirtschaftlich zweckmäßige Handeln erreicht; die unmittel- 
bare Vorstufe dieses Handelns bilden als seine gedanklich festgesetzte 
Vorschrift die wirtschaftlich zweckmäßigen Verfügungen oder Dispositionen 
über die Güter. 

Die Gedankengänge der wirtschaftenden Menschen, welche darauf 
gerichtet sind, die wirtschaftlich zweckmäßigen Verfügungen über die 
Güter zu finden, nennen wir wirtschaftliche Überlegung oder Wfrtschafts- 
rechnung; da bei weitem nicht alles an diesen Gedankengängen eine 
Rechnung im engeren Sinne dieses Wortes, also eine in Zahlen ausgedrückte 
Überlegung ist, ist die Anwendung der Bezeichnung Wirtschaftsrechnung 
auf sie zum Teil eine nur übertragene; sie rechtfertigt sich jedoch nicht 
nur durch den in der Theorie eingebürgerten Sprachgebrauch, sondern 
auch dadurch, daß sehr vieles und namentlich praktisch sehr Hervor- 
tretendes an jenen Gedankengingen den Charakter einer wirklichen, 
zahlenmäßigen Rechnung trägt. Die Beschreibung und Erklärung der 
Wirtschaftsrechnung ist eine Aufgabe der Wirtschaftstheorie, sie ist die 
besondere Aufgabe einer Theorie der Wirtschaftsrechnung. 

Alle beim Wirtschaften getroffenen Verfügungen gehen von den Sub- 
jekten der einzelnen Wirtschaften aus, mag ein solches Wirtschaftssubjekt 
nun ein Individuum oder eine Mehrzahl von Individuen sein. Die Theorie 
der Wirtschaftsrechnung ist somit auf die Betrachtung der einzelnen 
Wirtschaft als ihren natürlichen Ausgangspunkt verwiesen; sie muß aber, 
ebenfalls gemäß der Natur des ihr vorgesetzten Gegenstandes, notwendiger- 
weise im Stande ihrer Vollendung die tunlichst vollkommene Beschreibung 
und Erklärung aller über die Einzelwirtschaften hinausgehenden wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge von ihrem Standpunkte aus umfassen, das 
heißt schließlich die Beschreibung und Erklärung alles dessen, was in 
den wirtschaftlichen Beziehungen der menschlichen Gesellschaft an Wirt- 
schaftsrechnung enthalten ist. 


2. Gesamtwirtschaftsnutzen, Einzelnutzen. 


Wir wollen jenen gesamten Nutzen, den zu einem größten zu 
machen das Ziel der Finzelwirtschaft bildet, den Gesamtwirtschafts- 
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nutzen!) des Subjektes dieser Wirtschaft nennen; er ist jener Nutzen, 
welchen das Wirtschaftssubjekt direkt oder indirekt aus allen Giitern zieht, 
über die es konkret vollziehbare Verfügungen treffen kann. Mögen diese 
Verfügungen nun darin bestehen, daß das Wirtschaftssubjekt jene Güter 
direkt unter Verzicht auf alle anderen an sich möglichen Arten der 
Nutzung bestimmten nutzbringenden Verwendungen zuweist, oder darin, 
daß es überhaupt auf ein unmittelbares Verwenden jener Güter ver- 
zichtet, sie vielmehr in andere Güter umzusetzen beschließt, um diese 
in bestimmter Weise zu nutzen?) — stets resultiert aus diesen Verfügungen 
schließlich, unter Ausschluß anderer, an sich möglicher Güterverwendungen, 
die Widmung oder Zuweisung von nach Art, Beschaffenheit und Menge 
bestimmten Gütern an bestimmte nutzbringende Verwendungsweisen. 
Die eigenste Nutzwirkung einer einzelnen bestimmten dieser Guts- 
verwendungen — sozusagen deren abstrakten Einzelnutzen — 
irgendwie zu erfassen, ist weder praktisch möglich noch für die 
Theorie von Belang. Denken wir uns für den Augenblick einen solchen 
abstrakten Einzelnutzen als eine vom Vollzuge einer einzelnen Guts- 
verwendung ausgelöste „Komponente“ des Gesamtwirtschaftsnutzens; es 
entzieht sich, wollten wir dem auch nachgehen, völlig unserer Erkenntnis, 
in welcher Art aus dem Zusammenwirken aller dieser ursprünglichen 
„Komponenten“ der resultierende Gesamtwirtschattsnutzen zustande 
kommt; es steht nur fest, daß er nicht einfach etwas ihrer Summe Analoges 
ist, sondern daß vielfach der Beitrag einzelner Komponenten in seiner 
Höhe auch von anderen Komponenten beeinflußt wird; das lehrt die 
Beobachtung, daß gewöhnlich der aus ganz derselben Gutsverwendung 
zu gewinnende Nutzen je nach dem Stande der übrigen Güterversorgung 
des Wirtschaftssubjektes ein verschiedener ist. Die einzelne Komponente 
geht vielmehr in den Gesamtwirtschaftsnutzen ein, indem sie — je nach 


t) Der Terminus ,,Gesamtnutzen’ kann dafür nicht recht verwendet werden, 
weil ihm im Sprachgebrauche der ökonomischen Theorie eine andere speziellere Be- 
deutung (Nutzen eines Gutsvorrates, der Gesamtmenge eines Gutes) zukommt; die 
generelle Anwendung des Ausdruckes ,,Gesamtbefriedigung” o. ä. wäre in Anbetracht 
dessen, daß wir die aus einem Gute herstammende ,,Befriedigung’ -Nutzen nennen, 
eine gewisse, mindestens terminologische Inkonsequenz; ähnliche und noch andere 
Bedenken bestehen gegen die Bezeichnung „Wohlfahrt. 

*) Da dieses Verfahren unter anderem dazu führt, aus Gütern Nutzen zu erlangen, 
die das Wirtschaftssubjekt zunächst nicht besitzt, scheint die Bezeichnung „Gesamt- 
besitznutzen‘ für das, was wir hier Gesamtwirtschaftsnutzen nennen, weniger passend. 
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dem konkreten Sachverhalte in grüßerem oder geringerem Umkreise und 
Grade — von anderen aus anderen Gutsverwendungen entspringenden 
Nutzwirkungen beeinflußt wird, während sie hinwiederum auf diese anderen 
Nutzwirkungen einwirkt — und zwar wieder je nach Lage des konkreten 
Falles auf mehrere oder wenigere von ihnen und mit größerer oder geringerer 
Stärke. All das kommt schließlich in dem Beitrage zum Ausdruck, um 
welchen durch den Vollzug der einzelnen bestimmten Gutsverwendung 
der subjektive Gesamtwirtschaftsnutzen, der unter im übrigen gleichen 
Umständen ohne diese Gutsverwendung erzielt würde, erhöht wird; 
dieser Beitrag ist identisch mit dem, um was unter sonst gleichen Um- 
ständen der bei Vollzug der Gutsverwendung erzielbare Gesamtwirtschafts- 
nutzen durch deren Unterlassung vermindert wird; fassen wir Vermehrung 
und Verminderung in die gemeinsame Bezeichnung Veränderung zusammen, 
so können wir sagen: das was an Nutzen vom Vollzuge oder der 
Unterlassung einer einzelnen bestimmten Gutsverwendung 
unmittelbar abhängt, ist eine Veränderung des unter gleichen 
Umständen sonst, das heißt ohne diesen Vollzug oder diese 
Unterlassung, erzielbaren Gesamtwirtschaftsnutzens. Von den 
durch die wirtschaftlichen!) Verfügungen festgesetzten Gutsver- 
wendungen hängen die eben genannten Veränderungen des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens, von der Größe dieser Veränderungen weiter die 
schließliche Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens selbst und damit 
die Zweckerreichung der Wirtschaftsführung ab: die Größe der 
Veränderungen des Gesamtwirtschaftsnutzens bildet somit in der Relation 
des ersten auf das letzte Glied dieser Kette, das ist in der Relation der 
wirtschaftlichen Verfügungen auf den Zweck des Wirtschaftens, ein unum- 
gängliches Zwischenglied, dem hinsichtlich der von der Wirtschaftsrechnung 
zu leistenden Beurteilung dieser Relation — also hinsichtlich der Ent- 
scheidung über die ZweckmaBigkeit der zu treffenden wirtschaftlichen 
Verfügungen — eine ausschlaggebende Rolle zulällt. Da aber evidenter- 
maßen nicht das der Zweck des Wirtschaftens ist, in einseitiger Weise 
den aus einzelnen Gutsverwendungen fließenden Beitrag zum Gesamt- 
wirtschaftsnutzen möglichst zu erhöhen, es vielmehr stets darauf ankommt, _ 
alle aus der Gesamtheit der wirtschaftlichen Verfügungen sich herleitenden 


1) Unter „wirtschaftlichen Verfügungen verstehen wir stets nur: beim Wirt- 
schaften über die Giiter getroffene Verfügungen, gleichgültig, ob sie zweckmäßig oder 
unzweckmäßig sind. 
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Beiträge zum Gesamtwirtschaftsnutzen derart zu gestalten, daß dieser 
so groß wird als es unter den jeweils bestehenden, Verhältnissen irgend 
möglich ist, kann die Maßgeblichkeit einer Veränderung des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens für die Zweckmäßigkeit einer zu treffenden wirtschaft- 
lichen Verfügung in endgültiger Weise niemals einzeln, sondern immer 
nur im gehörigen Zusammenhalte aller zu treffenden Verfügungen und 
aller durch sie veranlaßten Veränderungen des Gesamtwirtschaftsnutzens 
zur Geltung kommen. 

Es obliegt uns, sollen wir zutreffenden und verständlichen Gebrauch 
von ihm machen können, den Begriff der erwähnten Veränderungen des 
Gesamtwirtschaftsnutzens in ein klares Verhältnis zu dem zu setzen, wag 
die Wirtschafter in der Praxis den Nutzen der Güter nennen. Versetzen 
wir uns in die Lage eines praktischen Wirtes, der über die wirtschaftliche 
/weckmäßigkeit einer bestimmten Gutsverwendung, das ist der bestimmten 
Verwendungsweise eines bestimmten Gutes, zu entscheiden vor hat. Zwei 
Vorstellungen bilden den natürlichen Ausgangspunkt seiner diesbezüg- 
lichen Überlegung, wenn er sie vernunftgemäß und vollständig durch- 
führen will: die eine, wie es mit seiner Wirtschaft bestellt wäre, unterließe 
er die betreffende Gutsverwendung, und die andere, wie es — ohne daß 
sich sonst etwas geändert hätte — stünde, wenn er sie vornahmie.') Aus 
dem Vergleiche dieser beiden Vorstellungen ergibt sich ihm die Vorstellung 
desjenigen Nutzens, welcher von der betreffenden Gutsverwendung un- 
mittelbar abhängt, und zwar in Ansehung ihres Zusammenhanges mit den 
gesamten wirtschaftlichen und außerwirtschaftlichen Verhältnissen ab- 
hängt; denn niemals kann der Praktiker, soll das Ergebnis seiner Über- 
legung überhaupt einen Sinn, das heißt für ihn: praktische Feststellbarkeit 
und Brauchbarkeit, haben, bei ihrer Durchführung von jenem Zusammen- 
hange und allen auf ihn bezüglichen Konsequenzen seiner Entscheidung 
~absehen. Der sich so ergebende Nutzen ist diejenige subjektive konkrete 


') EinerBegründung ihres logischen Zutreffens bedarf wohl weder diese gedank- 
liche Operation noch auch der theoretische Ausdruck, den wir ihr geben. Sie ist eine 
Anwendung desselben Denkverfahrens, welches unter anderen Grundlage jedes Ex- 
perimentes in den Naturwissenschaften und alles dessen ist, was sich daraus ergibt; 
es beruht darauf, Vorhandensein und Art der Abhängigkeit einer Größe von einer 
anderen, eines Phänomens von einem anderen, dadurch nachzuweisen, daß man bei 
Konstanz alles übrigen die eine Größe, das eine Phänomen, variiert und die 
hiebei eintretende Veränderung der anderen Größe, des anderen Phänomens, feststellt 
(..Differenzmethode‘). 
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Nutzengröße, welche der Wirtschafter seiner weiteren Überlegung über die 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit jener Gutsverwendung zugrunde legt, 
diejenige, welche er in dem mit allen seinen Voraussetzungen und Zu- 
sammenhängen gegebenen Falle — weil diese Gegebenheit für ihn etwas 
Selbstverständliches, keinen besonderen Ausdruck Erheischendes ist — 
schlechtweg den Nutzen des betreffenden Gutes nennt; 
zugleich aber auch definitionsgemäß diejenige, welche wir in dem oben 
auseinandergesetzten Sinne als die von einer bestimmten Gutsverwendung 
unmittelbar abhängige Veränderung des Gesamtwirtschaftsnutzens be- 
zeichneten. Deren Begriff deckt sich also mit dem Nutzen- 
begriffe der praktischen Wirtschaft, wie er unmittelbar mit 
bestimmten Gütern zum Zwecke einer wirtschaftlichen Ent- 
scheidung über sie verbunden wird. Jene Veränderung ist nichts 
anderes als der subjektive konkrete Einzelnutzen eines bestimmten 
Gutes bei einer bestimmten Verwendungsweise unter ganz bestimmten Um- 
ständen, sie ist der unmittelbare praktische Vorteil der Gutsverwendung, 
der subjektive konkrete Güternutzen. Die besondere begriffliche 
Instruierung durch die Relation auf den Gesamtwirtschaftsnutzen sowie 
die ausdrückliche Aufstellung dieses letzteren Begriffes selbst ist — worauf 
wir noch zurückkommen werden — für den Theoretiker durchaus erforder- 
lich, will er nicht Gefahr laufen, an entscheidenden Punkten seiner Theorie 
den oben angedeuteten tatsächlich bestehenden Zusammenhang alles 
Nutzens in der Wirtschaft mit seinen weittragenden Konsequenzen zu 
übersehen; der Praktiker bedarf dessen nicht, ihm drängt die lebendige 
Wirklichkeit selbst die Berücksichtigung jenes Zusammenhanges stets 
auf, sie weist diesbezügliche Verfehlungen rasch und empfindlich 
zurecht. 

Die eben dargelegte Übereinstimmung macht es begreiflich, daß die 
„Veränderung des Gesamtwirtschaftsnutzens‘“, der „subjektive konkrete 
Einzelnutzen“, mit dem Nutzen, welchen die wirtschaftliche Praxis an 
den Gütern zum Zwecke konkreter wirtschaftlicher Entscheidungen über 
sie unmittelbar wahrnimmt, auch den folgenden wichtigen Zug gemeinsam 
hat. Wie alles Wirtschaften ein Vorsorgen für die Zukunft, ist auch die 
auf die Festsetzung der zweckmäßigen wirtschaftlichen Verfügungen 
abzielende Wirtschaftsrechnung etwas auf die Zukunft Gerichtetes — 
wobei es keinen prinzipiellen Unterschied ausmacht, ob diese Zukunft 
in allernächster Nähe liegt oder auch auf längere Zeiträume sich er- 
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streckt.!) Die Nutzenanschläge der Wirtschaftssubjekte, welche dabei auf- 
treten, sind Anschläge von künftigem, von erwartetem Nutzen, gegründet 
auf die selbst gemachten oder von anderen Subjekten iibermittelten Er- 
fahrungen von erlangtem Nutzen. Ein durch eine vollzogene nutz- 
bringende Gutsverwendung erlangter Nutzen ist an sich immer etwas 
Positives, eine Leistung des Gutes fiir das Wirtschaftssubjekt; in seinem 
auf die Zukunft gerichteten, von der Erwartung getragenen Anschlage 
in der Wirtschaftsrechnung aber kann jeder bestimmte Nutzen, ohne an 
sich seinen konkreten positiven Inhalt zu verändern, als ein Positives 
oder als ein Negatives erscheinen. Als ein Positives: wenn für das Wirt- 
schaftssubjekt im konkreten Falle die Erlangung, der Erwerb, dieses 
Nutzens, als ein Negatives: wenn der Verzicht auf ihn zur Überlegung 
‘steht. Beide Seiten finden wir auch im Begriffe der Veränderung des 
Gesamtwirtschaftsnutzensenthalten; einund dieselbe derartigeVeränderung, 
vom Wirtschaftssubjekte als künftige Eventualität ins Auge gefaßt, 
erscheint als eine Erhöhung des Gesamtwirtschaftsnutzens, als ein 
Nutzenerwerb, wenn die Folgen des Vollzuges einer nutzbringenden 
Gutsverwendung bedacht werden; sie erscheint als eine Verminderung 
des Gesamtwirtschaftsnutzens, als ein Verzicht auf Nutzen, wenn sie 
vorgestellt wird, um die wirtschaftlichen Folgen der Unterlassung 
einer nutzbringenden Gutsverwendung, des Verzichtes auf sie, zu er- 
kennen. 


3. Über den Grundgedanken des „abhängigen Nutzens“. 

Der — hier einstweilen in seinen gröbsten Umrissen — dargelegte Begriff 
des konkreten Einzelnutzens, der Veränderung des Gesamtwirtschafts- 
nutzens, die von einer bestimmten Gutsverwendung unmittelbar abhängt, 
ist jedoch wohl von einem anderen Nutzenbegriffe zu scheiden, der uns 
in der Literatur häufig als der „von einem Gute abhängige Nutzen“ be 
gegnet. Wir tun gut daran, wie wir dort, wo Verwechslungen zu befürchten 
sind, den ersteren ausdrücklich als den „unmittelbar“ abhängigen Nutzen 


1) In diesem Sinne ist auch die auf die sogenannte „Befriedigung gegenwärtiger 
Bedürfnisse‘ gerichtete Verfügung eine Vorsorge für die — allernächste — Zukunft: 
sind auch die Bedürfnisse im Augenblicke der auf die Festsetzung solcher Verfügungen 
bezüglichen Überlegung gegenwärtige, so erfolgt ihre Befriedigung dennoch essentiell 
in der Zukunft; mag auch die Zeitspanne zwischen: Feststellung des Bedürfnisses — 
wirtschaftlicher Überlegung — Verfügung — Befriedigungsvollzug diesfalls nur eine 
sehr kleine sein, sie ist vorhanden. 
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bezeichnen, auch den letzteren präziser, und zwar als den „mittelbar“ 
von einem Gute abhängigen Nutzen zu b nennen. An einem bekannten 
Beispiele +) sei nur soweit, als wir das schon im Eingange unserer Betrachtung 
zur Vermeidung von Mißverständnissen brauchen, also in ganz kurzer 
vorläufiger Weise, der Unterschied zwischen jenen beiden Nutzenbegriffen 
vorgeführt. 

„Ein Beispiel. Ich habe einen einzigen Winterrock. Er wird mir ge- 
stohlen. Ein unmittelbarer Ersatz durch ein anderes Exemplar derselben 
Art kommt nicht in Frage, weil ich ja überhaupt nur den einzigen Winter- 
rock besessen hatte. Ebensowenig werde ich Lust haben, den durch den 
Diebstahl verursachten Ausfall an der Stelle zu tragen, an der er zunächst 
eingetreten ist. Denn das um seine Deckung gebrachte Bedürfnis nach 
warmer Winterkleidung ist ein hochwichtiges, dessen Nichtbefriedigung 
den schwersten Nachteil für meine Gesundheit, vielleicht sogar für mein 
Leben nach sich ziehen könnte. Ich werde daher den Ausfall auf andere 
Gütergattungen zu übertragen suchen, was sich in der Form verwirklicht, 
daß ich für Güter, die sonst eine andere Verwendung gefunden hätten, 
einen neuen Winterrock kaufe. Natürlich ziehe ich die zum Ersatz be- 
stimmten Güter aus denjenigen Verwendungen ab, an denen mir am 
wenigsten liegt?).... Bin ich wohlhabend, so werde ich wahrscheinlich 
die 40 fl., die der neue Winterrock etwa kosten mag, aus meinem. Kassen- 
vorrat entnehmen und aus der geschmälerten Kasse sodann eine Luxus- 
ausgabe weniger bestreiten können. Bin ich nicht wohlhabend, aber auch 
nicht dürftig, so wird der Kasseausfall durch allerlei Einschränkungen 
eingebracht werden müssen, die an den Haushaltungsausgaben durch 
ein paar Monate vorgenommen werden. Bin ich so dürftig, daß ich den 
Kaufpreis in barem Gelde weder besitze, noch durch Ersparungen aus 
meinem monatlichen Einkommen erübrigen kann, so werde ich leichter 
entbehrliche Gegenstände meines Hausrates verkaufen oder verpfänden 
müssen. Bin ich endlich so arm, daß ich auch in allen anderen Bedürfnis- 
gattungen nur noch die allerwichtigsten konkreten Bedürfnissen decken 
kann — nun, dann kann ich auch den Ausfall nicht auf andere Bedürfnis- 
gattungen wälzen, und muĝ mich schlecht und recht ohne Winterrock 


1) Aus: Eugen von Böhm-Bawerk, „Positive Theorie des Kapitals“. Dritte 
Auflage, 1912, S. 262 f. 

3) Die hier als nähere Bezeichnung folgenden Worte: „also von ihrem Grenz- 
nutzen“ sind für ung augenblicklich belanglos. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. 42 
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behelfen. Denkt man sich recht lebendig in die Lage des Winterrock- 
besitzers hinein und fragt man sich, was für seine Wohlfahrt davon ab- 
hängt, ob ihm der Winterrock gestohlen wird oder nicht, so wird man — 
finden im ersten Fall: die Vornahme einer Luxusausgabe; im zweiten 
Fall: die Vornahme kleiner Einschränkungen im Haushalte; im dritten Fall: 
die Entbehrung des Nutzens der verkauften oder verpfändeten Güter- 
stücke; im vierten Fall: der wirksame Schutz der Gesundheit.“ 


Wir sehen: Der Nutzen, welcher vom Besitze des Winterrockes, genauer 
gesagt von dessen Verwendung als Kleidungsstück, unmittelbar ab- 
hängt, ist jedenfalls der „wirksame Schutz der Gesundheit‘; er ist für 
den Winterrockbesitzer das „was für seine Wohlfahrt davon abhanct, 
ob ihm der Winterrock gestohlen wird oder nicht“, wenn sich außer dem 
Verluste des Winterrockes in der ganzen Wirtschaft des Subjektes sonst 
nichts ändert, genauer ausgedrückt: unter der Voraussetzung des 
Gleichbleibens aller wirtschaftlichen Verfügungen des. Sub- 
jektes über alle übrigen Güter. Der mittelbar abhängige Nutzen 
aber ist im ersten Falle: die Annehmlickkeit einer Luxusausgabe, im zweiten: 
die Vermeidung von Haushaltseinschränkungen usw.; seine Ermittlung 
ist nicht unter der eben angeführten Voraussetzung des Gleich- 
hleibens der Güterverfügungen in der Wirtschaft vorgenommen, sondern 
unter der anderen: daß das Wirtschaftssubjekt in den beiden zur Nutzen- 
feststellung miteinander verglichenen Zuständen der Wirtschaft — das 
ist d m mit und dem ohne Besitz, beziehungsweise Verwendung des Winter- 
rockes — jedesmal die in Anschung seines gesamten Wirtschaftens zweck- 
mäßigen wirtschaftlichen Verfügungen treffen wird; das heißt in diesem 
Exempel, daß es nach Verlust des Winterrockes „den Ausfall auf.andere 
Giitergattungen zu übertragen suchen“ wird. Der so festgestellte Nutzen 
hängt, wie man sieht, nur mittelbar, durch Vermittlung der Abänderung 
anderer Güterverwendungen in der Wirtschaft, vom Besitze, beziehungs- 
weise der Verwendung des Winterrockes ab. Bringen wir sonach den 
begrifflichen Unterschied zwischen den in Rede stehenden beiderlei Nutzen- 
erößen in unserer Ausdrucksweise auf eine einfachste Formel, so können 
wir sagen: Sowohl der unmittelbar als auch der. mittelbar von 
einer bestimmten Verwendung eines bestimmten Gutes ab- 
hängige Nutzen ist die von ihrem Vollzuge oder ihrer Unter- 
lassung abhängigeVeränderung desGesamtwirtschaftsnutzens, 
der erstere jedoch unter der Voraussetzung des Gleich- 
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bleibens, der Konstanz, aller subjektiven Verfügungen über die 
“übrigen Güter, der letztere hingegen unter der Voraussetzung 
der jedesmaligen wirtschaftlichen Zweekmäßigkeit aller dieser 
Verfügungen. 

Nun setzt aber, wie leicht einzusehen ist, die Anwendung des Begriffes 
des mittelbar abhängigen Nutzens (beziehungsweise sein praktischer 
Anschlag) durchaus die Anwendung des Begriffes des unmittelbar ab- 
hängigen Nutzens (beziehungsweise dessen praktischen Anschlag) voraus, 
In jenem Beispiele kann die tatsächliche oder gcdankliche Überwälzung 
des Ausfalles auf andere Bedürfnisgattungen und damit irgendein wirt- 
schaftlicher Anschlag des mittelbar abhängigen Nutzens des Winterrockes 
erst dann vorgenommen werden, wenn festgestellt ist, daß der 
Verzicht auf einen Winterrock einen größeren Ausfall, eine bcdeutendere 
Verminderung des Gesamtwirtschaftsnutzens nach sich zöge als der 
Verzicht auf die Vornahme der Luxusausgabe usw. Das bedeutet, in 
Einklang mit dam Aspekte unserer obigen begrifflichen Distinktion gebracht: 
Um die wirtschaftliche Zweekmäßigkeit der Güterverfügungen in der 
Wirtschaft zu erkennen, welche Erkenntnis die Voraussetzung für den 
Anschlag des von einem Gute mittelbar abhängigen Nutzens bildet, ist 
vorerst der Anschlag des unmittelbar abhingigen Nutzens 
dieses und der anderen Güter erforderlich. Das gilt für alle 
Fälle des diskutierten Beispieles, auch für den „vierten“, den Grenzfall, 
in welehem der unmittelbar und der mittelbar abhängige Nutzen als „der 
wirksame Schutz der Gesundheit‘ sich decken — auch da muß erst durch 
den gegenseitigen Vergleich des unmittelbar abhängigen Nutzens des 
Winterrockes einerseits und der für eine Überwälzungin Betracht kommenden 
Gütergattungen anderseits festgestellt werd’n, daß es rationellerweise 
untunlich ist, den Ausfall zu überwälzen; erst daraus folgt, daß auch der 
mittelbar abhängige Nutzen des Winterrockes der wirksame Schutz der 
Gesundheit ist. 
` Die hier an einem Beispiele entwickelte Charakteristik des mittelbar 
abhängigen Nutzens ist sowohl in den einfacheren als auch in den kom- 
plizierteren Fällen, prinzipiell überall, zutreffend, wo in der Literatur 
vom „abhängigen Nutzen“ in dem prägnanten Sinne des Grundgedankens 
gesprochen wird, von dem jenes Beispiel Böhm-Bawerks getragen ist. 
Auf die eben vorhin angedeuteten und andere grundsätzliche Erwägungen 
gestützt, glauben wir, diesen Begriff des mittelbar. abhängigen . Nutzens 
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in unseren Darlegungen zunächst gänzlich zurückstellen zu müssen. 
Wir meinen somit, wenn wir in diesen ersten auf die Grundlagen bezüglichen 
Auseinandersetzungen der Kürze halber ohne besondere Beifügung vom 
abhängigen Nutzen oder vom Nutzen einer Gutsverwendung schlechtweg 
sprechen, stets den im vorigen Abschnitte dargelegten Begriff des unmittel- 
bar abhängigen Nutzens, also die von einer bestimmten Gutsverwendung 
unmittelbar abhängige Veränderung des subjektiven Gesamtwirtschafts- 
nutzens, den subjektiven konkreten Einzelnutzen der Gutsverwendung. 

Diese wenigen und in Anbetracht der Wichtigkeit der Angelegenheit 
für unsere Theorie keineswegs endgültig zureichenden Bemerkungen mögen 
an dieser Stelle nicht als Kritik, sondern vielmehr als eine vorläufige Recht- 
fertigung dafür dienen, daß der Leser auf dem Wege unserer positiven 
Darlegungen zunächst Dinge nicht finden wird, die heute in einem bedeuten- 
den und angesehenen Teile der Grenznutzentheorie im Vordergrunde 
stehen.t) | 


4. Über Nutzenmessung. 


Soll gemäß dem früher (Seite 639) Gesagten die Größe der von den 
Güterverwendungen unmittelbar abhängigen Veränderungen des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens, also die Größe des konkreten Einzelnutzens der Güter. 
bei den Entscheidungen über die Zweckmäßigkeit der wirtschaftlichen 
Verfügungen eine ausschlaggebende Rolle spielen, so ist für die Bestimm- 
barkeit dieser Entscheidungen irgendeine Bestimmbarkeit jener Nutzen- 
größe selbst erforderlich: die Größe des konkreten Güternutzens muĝ 
den Wirtschaftssubjekten irgendwie erfaßbar, irgendwie ihrer Beurteilung 
zugänglich sein. Welcher Art diese Bestimmbarkeit der Nutzengrößen 
ist, ist eine Sache von einschneidendster Bedeutung für die Wirtschafts- 
rechnung, da mit ihr aufs engste die Art des Vorganges zusammenhängen 
muß, in welchem die von der Wirtschaftsrechnung zu findenden Ver- 


1) Wir werden auf die mit dem Grundgedanken, dem Prinzip, des (mittelbar) „ab- 
hängigen Nutzens‘‘ zusammenhängenden Fragen andernorts durch die erforder- 
lichen eingehenden Untersuchungen zurückkommen. Wir glauben aber, auch dort 
die entscheidende Vorarbeit zur Klärung aller Kontroversen, die sich heute an die 
Anwendung jenes Prinzips in der Grenznutzen- und Werttheorie knüpfen, gerade 
dadurch zu leisten, daß wir unser erstes Hauptziel in der Theorie der Wirtschafts- 
rechnung, die Erklärung des Wesens und des elementaren Prinzips des Grenznutzens, 
erreichen, ohne hiebei auf das Prinzip des „abhängigen Nutzens‘ als essentielle Ér- 
klärungsgrundlage rekurrieren zu müssen. = 
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fügungsentscheidungen auf Urteile über die Größe des Nutzens gegründet 
werden können. | 

Eine vor allem in Betracht zu ziehende Art der Beurteilung irgendeiner 
wie immer gearteten Nutzengröße wäre deren Messung. Die Beobachtung 
der wirtschaftlichen Wirklichkeit Ichrt uns aber, daß die Wirtschafts- 
subjekte den Nutzen nicht messen. Wäre das Gegenteil der Fall, so 
müßten die Ergebnisse solcher Messungen irgendwie ziffermäßig test- 
gelegt werden; niemals jedoch stoßen wir — auch wenn wir uns nicht nur 
an das halten, was ausgesprochen wird, sondern in die Tiefe unserer eigenen 
wirtschaftlichen Gedankengänge oder, soweit das möglich ist, in die anderer 
Individuen eindringen — auf derlei Feststellungen wie: es sei ein Gut 
-zum Beispiel zwei- oder dreimal so nützlich wie ein anderes; es gibt in 
der Praxis der Wirtschaft keine solchen zahlenmäßig bestimmten Ver- 
hältnisse zwischen Nutzengrößen.!) Es wäre ganz überflüssig, auf diese 
Angelegenheit überhaupt des näheren einzugehen, würden nicht immer 
noch von ernster Seite gegenteilige Behauptungen aufgestellt.) 

Der richtigen Meinung, die Nutzengrößen seien für die wirtschaftenden 
Menschen nicht meßbar, wurden im wesentlichen drei Argumente ent- 
gegengehalten.>) 

Einmal wurde gesagt, der Mangel einer bestimmten Maßeinheit, eines 
Maßstabes, verhindere die Messung nicht; man könne eben eine der zu 
messenden Größen als Einheit annehmen und die anderen in ihr aus- 
drücken. Dieses Argument beruht auf einem Mißverständnisse Ein 

anderes als ein solches relatives Messen, als die Feststellung des Größen- 


1) Darüber, daß das Größenverhältnis 1, also die Nutzengleichheit, keine Messung 
bedeutet, siehe den nächsten Abschnitt. 

2) Daß die Diskussion über die MeBbarkeit des Nutzens noch immer nicht ganz 
ad acta gelegt werden kann, hat wohl seinen Hauptgrund in dem noch immer in ganz, 
wesentlichen Stücken kontroversen Stande der Werttheorie. Es ist kein Zufall, dab 
gerade jene Autoren, welche zwischen Nutzen und wirtschaftlichem Güterwert gar 
keinen Unterschied machen, die MeBbarkeit des Nutzens vertreten, indem 
sie sie mit der MeBbarkeit des Wertes identifizieren. Wir sind jedoch 
der Meinung, daß die Frage der Meßbarkeit hinsichtlich dieser beiden Größen prinzi- 
piell zu trennen sei. 

.3) Man findet sie sämtlich in positiver Weise angeführt bei JosephSchumpeter. 
„Das Wesen und der Hauptinhalt der theoretischen Nationalökonomie“, Leipzig 1908. 
S. 111 ff.; allerdings spricht der Autor dort von „Wertmessung‘‘, doch ist für ihn 
grundsätzlich und allgemein: Wert gleich Nutzen (vgl. die vorige Anmerkung). 
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verhältnisses des zu Messenden zu einer anderen gleichartigen als Einheit 
angenommenen Größe, gibt es ja überhaupt nicht. Nicht der Mangel an 
einer derartigen Einheit ist es, was das Messen der Nutzengrößen ver- 
hindert, sondern die Unmöglichkeit, jenes Größenverhältnis zahlen- 
mäßig zu eruieren. Der ganze Einwand heißt nichts anderes als auf die 
Behauptung, man könne den Nutzen nicht messen, in umständlicherer 
“Ausdrucksweise erwidern: der Nutzen ließe sich messen. 

Eine zweite Erwiderung erscheint, weil sie einen sachlichen Kern 
enthält, wenigstens auf den ersten Blick diskutabler. Sie besagt, daß die 
moderne Psychologie in Verbindung mit anderen Wissenschaften auf 
dem besten Wege sei, Lust- und Unlustgefühle zu messen. Darauf möchten 
wir entgegnen: es interessiert den Wirtschaftstheoretiker gar nicht, ob 
sie das tatsächlich kann oder nicht; wäre es auch der Fall, so hätte die 
Wirtschaftslehre damit so gut wie nichts gewonnen. Aus der Tatsacke, 
daß etwa der Psychophysiker die Lustgefühle — und damit, wenn man 
das schon will, den Grad der Bedürfnisbefriedigung und die Größe des 
Nutzens — messen kann, folst durchaus noch nicht, daß die Methoden 
solcher Messungen auch von den Wirtschaftssubjekten, d2ren wirtschaft- 
liche Überlegung wir zu erklären haben, angewendet werden können. 
Erst dann, wenn diese Methoden zur gemeinen praktischen Übung tauglich 
wären, wenn die wirtschaftend:n Menschen mit ihrer Hilfe die Nutzen- 
srößen — und noch dazu die für die wirtschaftliche Überlegung maßgeb- 
lichen, die erwarteten, künftigen Nutzengrößen — so messen könnten 
wie die Länge des Tuches mit der Elle und das Gewicht des Weizens mit 
der Wage, hätten wir Anlaß, von ihnen zu sprechen. 

Auf einem von vornherein abzulehnenden Feblschlusse aber beruht 
ein drittes Argument: es müsse möglich sein, den Nutzen zu messen, sonst 
wären die Wirtschafter auBerstande, auf seine Größe gegründete bestimmte 
Verfügungsentscheidungen zu treffen. Es ist eben eine Aufgabe der öko- 
nomischen Theorie — urd noch dazu eine ganz besonders schwierige und 
fundamentale —, zu untersuchen und aufzuklären, ob und wie die wirt- 
schaftenden Menschen imstande sind, gerade trotzdem sie den Nutzen 
nicht messen können, auf Grund seiner Berücksichtigung ganz bestimmte 
Dispositionen über die Güter zu treffen, welche die Erlangung des höchsten 
jeweils erreichbaren Nutzens verbürgen. Es heißt, sich diese Aufgabe 
schr erleichtern, ja vielmehr, sich ganz und gar über sie hinwegsetzen. 
wenn man aller Wirklichkeit zuwider umgekehrt schließt: der Nutzen 
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müsse meßbar sein, weil solche Dispositionen tatsächlich getroffen 
werden. 

Schließlich sei hervorgehoben, daß alle diese Argumentationen schon 
von Haus aus sich in einer verfehlten Richtung bewegen. Es handelt 
sich ja gar nicht darum, ob die Wirtschaftssubjekte den Nutzen messen 
können oder nicht, sondern darum, ob sie ihn bei Vornahme ihrer wirt- 
schaftlichen Überlegungen tatsächlich messen oder nicht messen. Das 
Urteil darüber, ob der Nutzen meßbar sei oder nicht, kann nur, wenn es 
ein verneinendes ist, für die Zwecke der Theorie relevante Rückschlüsse 
ergeben, niemals aber dann, wenn es bejahend ist, für sich allein ein positives 
Ergebnis für sie liefern. Auch wenn nämlich der Nutzen meßbar wäre, 
so könnte man auf diese Tatsache bestenfalls eine Theorie von der Wirt- 
schaftsrechnung aufbauen, wie diese sein könnte, niemals könnte sie 
jedoch zu einer Erklärung dessen reichen, wie die Wirtschaftsrechnung 
in Wirklichkeit vor sich geht; dazu braucht es jedenfalls der 
Beantwortung der Frage, ob in praxi der Nutzen tatsächlich 
gemessen wird. Und diese ist auf Grund der gemeinen wirt- 
schaftlichen Erfahrung ohne jeden Zweifel zu verneinen.') 


3. Das Vergleiehen von Nutzengrößen. 

Das Verfahren, mittels dessen sich die wirtschaftenden Menschen 
ihre Urteile über die für die wirtschaftliche Überlegung maßgebenden 
Nutzengrößen bilden, ist kein Messen, sondern, wie das genannt zu werden 
pflegt, ein bloßes ‚Vergleichen‘; genauer gesagt, ein Vergleichen von 
Größen, die nicht meßbar sind und auch tatsächlich nicht gemessen werden. 
Wir können die diesbezügliche herrschende Meinung der Theorie in die 
Formel fassen, die Wirtschaftssubjekte seien einerseits darauf beschränkt, 
andererseits dazu imstande, im konkreten Falle zu entscheiden, ob eine 
Nutzengröße einer anderen gegenüber größer, gleich oder kleiner sei. 

Ehe wir über diese Formel sprechen, sei hervorgehoben, worin der 
wesentliche Unterschied zwischen dem durch sie umschriebenen Vorgange 
und dem Verfahren beim Messen von Größen besteht; denn auch das 


1) Sugar im Bereiche der mathematisch formulierten ökonomischen Theorie, 
welche auf die Voraussetzung der Nutzenmessung am meisten angewiesen schien, 
haben es — allerdings im Gegensatze zu anderen — die fortgeschritteneren Vertreter 
dieser Richtung verstanden, ihre Darlegungen von jener Voraussetzung prinzipiell 
unabhängig zu machen (so insbesondere Pareto). 
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Messen ist ein Vergleichen. Das Vergleichen zweier extensiv meBbarer 
Größen ergibt als Resultat in allen Fällen eine Gleichung oder, was auf 
dasselbe hinausläuft, ein zahlenmäßiges Verhältnis zwischen den ver- 
glichenen Größen; denn wo Ungleichheit der verglichenen konkreten 
meßbaren Größen besteht, wird durch Beifügung einer Verhältnis- oder 
Maßzahl als Faktor zu einer von ihnen eine Gleichung hergestellt: — eine 
Operation, die bei Nutzengrößen eben unmöglich ist, weil solche Maß- 
zahlen nicht gefunden werden können.'!) Das Ergebnis des „Vergleichens” 
der nicht meBbaren Nutzengrößen jedoch ist nur in einem ganz bestimmteu 
Falle durch eine Gleichung oder eine Proportion ausdrückbar, nämlich 
dann, wenn die konkreten miteinander verglichenen Nutzengrößen ein- 
ander gleich sind; dann ist ihr Größenverhältnis eben = 1. Dieses Ver- 
hältnis ist jedoch nur in der Sprache der Mathematik ein zahlenmaBiges, 
im wirtschaftlichen Sprachgebrauche wird es nicht mit Hilfe der Zahl | 
ausgedrückt, man sagt in der Praxis des Wirtschaftens nicht, ein Gut sez 
Imal so nützlich wie ein anderes oder das Verhältnis der Nutzengrößen 
der beiden Güter sei gleich 1, sondern man sagt, der Nutzen der beiden 
Güter sei gleich oder gleich groß, sie seien gleich nützlich; es ist somit 
für uns hinreichend korrekt — wie wir es auch im vorigen taten —, zu 
sagen: das Vergleichen der nicht meßbaren Nutzengrößen sei dadurch 
charakterisiert, daB es kein zahlenmäßiges Ergebnis liefere. 
Das eben Bemerkte rechtfertige einerseits diese wegen ihrer Kürze vorteil- 
hafte Fassung, welche wir dem Kriterium des Nutzenvergleichens geben- 
anderseits wird hiedurch wie nötig dessen exakte Bedeutung klargestellt. 


An diesem Charakter des Nutzenvergleichens ändert es nichts, dab 
wir häufig Feststellungen von der Art begegnen, es sei ein Nutzen „viel“ 
oder „wenig“ größer oder kleiner als ein anderer. Entweder besagen solche 
Feststellungen praktisch für die Zwecke, zu denen ein bestimmter kon- 
kreter Nutzenvergleich angestellt wird, nichts anderes als eine einfache 
Feststellung eines Größer-, beziehungsweise Kleinerseins und in der 


1) Der naheliegende Schluß, es sei zum Beispiel ein Gut A für ein Subjekt ebenso 
nützlich wie P Mengeneinheiten eines als „Maßstab‘‘ dienenden Gutes, ein anderes 
Gut B ebenso nützlich wie 5 P, daher sei der Nutzen von B fünfmal so groß wie jener 
von A, ist ein Fehlschluß; die Prämisse, auf der er beruht: 5 P sei für das betreffende 
Subjekt fünfmal so nützlich wie P, ist im allgemeinen keineswegs zutreffend; sie ist 
auch nicht feststellbar. Feststellbar und zutreffend ist nur, daß die Gutsmenge 5!’ 
fünfmal so groß ist wie die Gutsmenge P. 
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vraduellen Beifügung ist, vom Standpunkte des Dienstes beurteilt, den 
sie in der Wirtschaftsrechnung leisten kann, lediglich der Ausdruck der 
größeren oder geringeren Sicherheit des gefällten Ungleichheitsurteile, 
zu erblicken. Oder aber derartige Feststellungen sind gar nicht aus dem 
Vergleiche der beiden betreffenden Nutzengrößen allein geschöpft, sondern 
aus einem gegenständlich weiteren Kreise des Vergleichens; die Wirt- 
schaftssubjekte ziehen, bewußt oder unbewußt, durch Anwendung ihrer 
Erfahrung noch andere als die beiden betreffenden NutzengréBen heran; 
durch deren vergleichsweise Vorstellung wird sozusagen der Spannungs- 
raum jener Ungleichheit vorstellungsmäßig besetzt und durch das, was 
in ihm Platz findet, einer graduellen Abschätzung näher gerückt; in einer 
Reihe, einer größenmäßie, aber keineswegs zahlenmäßig abgestuften 
Rangfolge von Nutzengrößen werden Glieder, die in dieser Reihe weit 
voneinander abstehen, als um ‚viel‘, einander nahestehende als um 
„wenig“ an Größe des Nutzens voneinander verschieden bezeichnet. 
Aber auch noch eingehendere Feststellungen als die eben genannten können 
aus der Vorstellung einer solchen Rangfolge von Nutzengrößen gemacht 
werden, ohne daß indes auch für sie irgendeine zahlenmäßige Erfassung 
der letzteren erforderlich wäre. Steht zum Beispiel von vier Nutzen- 
vrößen N,, N., N, und N, fest, daß in der angeschriebenen Reihen- 
folge jede folgende kleiner sei als die vorhergehende (also: N, 
>N.) N;»> N,), so läßt sich ohne weiteres sagen, daß N, gegenüber N, 
(oder auch gegenüber N,) um „mehr“ größer sei, als etwa N, gegenüber N; ; 
daß man, wird zum Beispiel der Nutzen N, gegen Verzicht auf den Nutzen N, 
erworben, einen größeren wirtschaftlichen Vorteil erziele als durch den 
Erwerb von N, gegen Verzicht auf N,; oder daß man, anders ausdrückt, 
im ersteren Falle einen größeren Gewinn an Nutzen mache als im 
letzteren. t) 

Wenden wir uns nun der eingangs angeführten allgemeinen Formel 
über das Nutzenvergleichen zu. Suchen wir zunächst den Inhalt fest- 
zustellen, den sie vom Standpunkte der Wirtschaftsrechnung hat. 


1) Als Gleichnis für die unmeßbaren Nutzengrößen wird manchmal die Härte 
der Mineralien angeführt; eine der oben erwähnten Feststellung analoge wäre in diesem 
Gleichnisse zum Beispiel aus dem Schlusse zu gewinnen: Ist Diamant härter als Korund, 
Korund härter als Quarz und dieser wieder härter als Flußspat, so kann man — auch 
wenn es nicht möglich sein sollte, die Härtegrade zu messen — sehr wohl sagen, der 
Diamant übertreffe den Flu8spat an Härte um ‚‚mehr“ als der Korund den Quarz. 
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Warum ein konkreter Nutzen von den wirtschaftenden Menschen 
für größer angesehen wird als ein anderer, darüber kann die Wirtschafts- 
theorie als solehe nicht viel sagen; die Auskunft: weil ein Einzelnutzen 
eine größere Erhöhung des Gesamtwirtschaftsnutzens bedeutet als ein 
anderer, ist zwar ein kleiner und, wovon hier noch zu sprechen sein wird. 
für die Theorie sehr wichtiger und notwendiger Schritt gegen die Erfassung 
jener Ursachen hin; sie ist aber keineswegs diese Erfassung selbst, sondern 
setzt nur an die Stelle des Begriffes der Einzelnutzen einen anderen, um- 
fassenderen Nutzenbegriff; wollen wir noch weiter zurückgehen, so können 
wir anführen, daß das Bedürfnis, welches bei Realisierung eines größeren 
Nutzens befriedigt wird, ein intensiveres, der subjektive „primäre Be- 
diirfniswert ein größerer sei als bei einem anderen, kleineren Nutzen; 
darüber hinaus aber muß die Beantwortung jener Frage, also die ursäch- 
liche Erklärung der Größe des „primären Bedürfniswertes‘ als ein Problem 
der Ethik, der Physiologie, der Biologie und anderer Wissenschaften gelten; 
wir werden von diesen Dingen anderwärts — in der Theorie des wirtschaft- 
lichen Wertes — wieder zu sprechen haben. Was uns augenblicklich an 
der Größe des Nutzens zu interessieren hat, ist einmal die Tatsache, dal 
es Nutzen von verschiedener Größe gibt, und dann die Frage, worin sich 
das beim Wirtschaften und der Überlegung, die es regiert, äußert; nicht 
auf die letzten Wurzeln des Nutzens haben wir hier zu schen, welche sozn- 
sagen vor dem Wirtschaften liegen, sondern auf die konkreten Folgen. 
welche für das zweckentsprechende Handeln beim Wirtschaften, bezichungs- 
weise für die vernünftige wirtschaftliche Überlegung an die Größe des 
Nutzens geknüpft sind. Wenn wir dieser Intention gemäß aus den Ergeb- 
nissen des Nutzenvergleichens den rechten praktischen Sinn abnehmen, 
so bedeutet die Feststellung, von zwei verglichenen Nutzen sei der eine 
größer als der andere, daß es in dem konkreten Falle bei freistehender 
Wahl wirtschaftlich zweckmäßig sei, den ersteren Nutzen dem letzteren 
vorzuziehen. Größer sein heißt für einen Nutzen vom Stand- 
punkte der Wirtschaftsrechnung: wirtschaftlichen Vorrang 
haben. Jene Formel: die Wirtschaftssubjekte seien einerseits darauf 
heschränkt, andererseits dazu imstande, im konkreten Falle zu entscheiden, 
ob eine Nutzengröße einer anderen gegenüber größer, gleich oder kleiner 
sei, bedeutet also in ihrem nach vorwärts gerichteten Bezuge auf die 
Wirtschaftsrechnung nichts anderes als dies: die Wirtschaftssubjekte 
seien einerseits darauf beschränkt, andererseits dazu imstande, im konkreten 
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Falle zu entscheiden, ob im Interesse der Zweckerreichung des Wirt- 
schaftens der eine Nutzen in der Realisierung dem anderen vorzuziehen, ihm 
gleichzuhalten oder aber nachzusetzen sei. 


Wir haben nun zu jener Formel, in welche wir die herrschende theore- 
tische Meinung über das Vergleichen von Nutzengrößen zusammen- 
faßten, zwei Bemerkungen zu machen; eine Erweiterung betrifft die 
eine, die andere cine Einschränkung. Vorweg sei aber betont, daß wir 
uns dabei durchaus nicht in irgendwelche unangebrachte ins einzelne 
gehende psychologische Betrachtungen einlassen, sondern lediglich auf 
das beschränken wollen, was der gemeinen wirtschaftlichen Erfahrung 
entnommen werden kann und was uns aus bestimmten zwingenden Rück- 
sichten zu übergehen untunlich erscheint. 

Die Erweiterung ergibt sich unmittelbar aus dem Begriffe des 
konkreten Einzelnutzens; sie ist in der Tatsache begründet, daß die wirt- 
schaftenden Menschen ihr Auslangen an Nutzenvergleichen keineswegs 
damit finden, das Verhältnis einer gegenseitigen Gleichheit oder Ungleichheit 
von Nutzengrößen — also deren wirtschaftliche Rangfolge — festzustellen. 
Es ist nämlich die Vorstellung, der Anschlag, des einzelnen konkreten 
Nutzens selbst schon das Ergebnis einer Nutzenvergleichung, und zwar 
einer Nutzenvergleichung anderer als der in jener Formel umschriehenen 
Art. Welche Nutzengrößen es sind, aus deren Vergleich die Wirtschafts- 
subjekte die Vorstellung des einzelnen konkreten Nutzens erfassen, scheint 
aus dessen früher gegebener Erklärung ohne weiteres beantwortet werden 
zu können: aus dem Vergleiche zweier Gesamtwirtschaftsnutzen, und zwar 
jenes, der ohne die Gutsverwendung erzielt wird, von welcher der fragliche 
konkrete Nutzen abhiinet,') und jenes, welcher ceteris paribus mit ikr 
erzielt wird. Und doch wäre durch diese Antwort der tatsächlich eingc- 
schlagene Vorgang der Erfassung des konkreten Einzelnutzens durch 
die Wirtschaftssubjckte nicht in allgemein zutreffender Weise wieder- 
gcgeben. Jene Erklärung ist eine Aussage über die Größe des Einzel- 
nutzens, über die Größe der Veränderung des Gesamtwirtschaftsnutzens; 
sie wird immer genau jene sein, welche sich aus dem Vergleiche der beiden 
vorhin genannten Grüßen des Gesamtwirtschaftsnutzens ergibt. Damit 
soll und kann aber durchaus noch nicht gesagt werden, daß dieses voll- 


1) Das bedeutet, gemäß Abschnitt 3, hier und auch im folgenden: „unmittelbar“ 
abhängt (siehe S. 646). 
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ständige Vergleichsverfahren — welches eben wegen seiner Vollständigkeit. 
das einzige ist, das uns zur generellen Charakteristik der Größe des kon- 
kreten Einzelnutzens dienen kann — auch in praxi immer in seiner Voll- 
ständigkeit durchgeführt wird. Wir glauben vielmehr, daß das Gegenteil 
der Fall ist; die Wirtschaftssubjekte nehmen im allgemeinen an jenem 
Verfahren Vereinfachungen, meist sogar ganz bedeutende Abstriche vor; 
sie lassen an den beiden miteinander zu vergleichenden Gesamtwirtschafts- 
nutzen alles dasjenige außer Betracht, was eben außer Betracht bleiben 
kann, ohne daß das Vergleichsergebnis dadurch ein anderes würde; sie 
vergleichen, um hievon wenigstens ein Bild, wenn auch keine exakte 
Formel zu geben, bloß jene Komplexteile der zu vergleichenden Gesamt- 
wirtschaftsnutzen miteinander, die in dem betreffenden Falle eine Ver- 
änderung erleiden oder ihrerseits auf die dazukommende Gutsverwendung 
rückwirken, und gelangen auf dem Wege dieses vereinfachten Verfahrens 
zu eben dem Ergebnis, welches das vollständige liefert: zur Erfassung 
des betreffenden konkreten Einzelnutzens oder der vollständigen Ver- 
änderung des Gesamtwirtschaftsnutzens, die von der betrachteten be- 
stimmten Gutsverwendung abhängt. In dem Gesagten liegt kein Wider- 
spruch. Einerseits lehrt uns die Erfahrung, daß Wirtschaftssubjekte, die, 
vor der konkreten Entscheidung über eine bestimmte Gutsverwendung 
stehend, sich über deren Nutzen ein Urteil bilden wollen, zu diesem Zwecke 
in den seltensten Fällen sich alles, was sie außerdem an Nutzen aus ihrer 
sesamten Wirtschaft ziehen, vor Augen zu halten gezwungen sind — ohne 
daß sie doch irgend etwas von dem außer Beachtung ließen, was in dem 
konkreten Falle Berücksichtigung erheischt, und ohne daß ihr Urteil durch 
diese Vereinfachung an Genauigkeit und praktischer Brauchbarkeit etwas 
einbüßen würde. Anderseits aber ist klar, daß der Theoretiker besser 
daran tut, nicht die in diesem vereinfachten Verfahren tatsächlich heran- 
gezogenen Nutzenkomplexe — für die ein genereller theoretischer Ausdruck 
von irgendwelchem belangreichen Inhalte nicht zu geben ist —, sondern 
diejenigen zur Größenerklärung der aus dem Vergleiche zu erfassenden 
Nutzenveränderung, des fraglichen konkreten Einzelnutzens, heran- 
zuziehen, welche mit zweifelloser Sicherheit dasselbe Ergebnis. 
zugleich aber eine allgemeine und sehr verwendbare Formel geben; eine 
Formel verglichener Gesamtwirtschaftsnutzen, welche eine unmittelbare 
Relation zu dem Zwecke des Wirtschaftens und dem Leitmotive der wirt- 
schaftlichen Überlegung herstellt. = 
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Jedenfalls ist das Ergebnis eines solchen Nutzenvergleiches — un- 
wandelbar durch das im konkreten Falle dabei eingeschlagene, in der 
Art seiner Vereinfachungen kasuistisch bedingte Verfahren — nicht die 
bloße Feststellung eines Größer-, Gleich- oder Kleinerseins von Nutzen. 
srößen, sondern die Erfassung oder Vorstellung eines bestimmten kon- 
kreten Nutzens einer bestimmten Gutsverwendung; ein „Erfassen“, 
welches infolge Fehlens jeder zahlenmäßigen Relation zwischen den ver- 
glichenen Nutzengrößen ganz gewiß keine Nutzenmessung, wohl aber 
ein in Hinsicht auf einen gewissen Gebrauch ganz bestimmter, in Form 
einer Vorstellung gewonnener Anschlag ist; die Art dieses Gebrauches 
nun ist es gerade, welche die Messung entbehrlich macht, zugleich aber 
dennoch gestattet, das, was da angeschlagen, vorstellungsmäßig erfaßt 
wird, in dem oben auseinandergesetzten Bezuge auf den wirtschaftlichen 
Vorrang als „Größe“ des Nutzens zu bezeichnen. Dieser Gebrauch liegt 
nämlich ausschließlich darin, daß jener Anschlag, die vorstellungsmäßig 
erfaßte „Größe“ des Einzelnutzens, gleichsam als bloßer Durchgangsposten 
der wirtschaftlichen Überlegung mit anderen gleichartigen Anschlägen 
verglichen, und zwar lediglich auf das gegenseitige Größer-, Gleich- oder 
-Kleinersein hin verglichen wird. Erst an diesem Punkte gelangt die wirt- 
schaftliche Überlegung in den Bereich dessen, was man gewöhnlich „Nutzen- 
vergleichen‘ nennt. 

Eine Einschränkung der oben angeführten Formel des Nutzen- 
vergleichens ist dadurch gegeben, daß es den Wirtschaftssubjekten nicht 
ausnahmslos, wie meist behauptet wird, nicht in allen Fällen, möglich ist, 
aus einem Vergleiche zweier Nutzengrößen deren Größenverhältnis, das 
heißt das Verhältnis ihrer Gleichheit beziehungsweise Ungleichheit, fest- 
‘zustellen. Tatsachen wie diese: es kann schwerlich jemand mit Sicherheit 
angeben, ob ein Gut, das ihn vor dem Hungertode schützt, ihm nützlicher 
ist als ein anderes, das ihn vor dem Erfrieren, oder ein drittes, das ihn 
vor dem Ersticken bewahrt, ließen sich in großer Zahl anführen, aber es 
genügt ja prinzipiell eine einzige, um die allgemeine Fassung der in Rede 
stehenden Formel als unhaltbar zu erweisen; nicht nur auf diese Formel 
‚jedoch, sondern auch auf deren vorhin dargelegte Erweiterung ist diese 
Einschränkung zu beziehen, der Nutzen solcher wie der eben erwähnten 
Güter kann nicht nur miteinander nicht recht verglichen werden, er ist 
auch an sich kaum vorstellungsmäßig zu erfassen. Und doch kaufen wir 
alle zum Beispiel die verschiedensten Güter, ohne die wir nicht leben 
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könnten, in ganz bestimmten, innerhalb gewisser praktisch bedeutungs- 
loser Fehlergrenzen vol kommen planmäßig gegeneinander abgewogenen 
“Arten, Mengen usw., und zwar, wie man weiß, ohne uns die verschiedenen 
Todesarten vor Augen zu halten, vor denen sie uns bewahren — sollte 
die wirtschaftliche Planmäßigkeit da nicht auf ein anderes Moment ge- 
gründet sein als auf den Nutzen? Es liegt auf der Hand, wie wichtig und 
prinzipiell bedeutungsvoll diese Angelegenheit ist, zumal der in Rede 
stehende Sachverhalt, wenn auch meist graduell schwächer als in den 
hier angedeuteten extremen Fällen, in weitem Umfange in der Wirtschaft 
verbreitet ist. Die Theorie der Wirtschaftsrechnung steht — wenn man 
sie schon in ihren Wurzeln als das auffaßt, was sie unserer Überzeugung 
nach zu sein hat: als eine mit den praktischen Möglichkeiten und Tatsachen 
übereinstimmende Beschreibung und Erklärung — bereits bei diesen all- 
vemeinsten Erörterungen auf cinem bedeutsamen Scheidewege. Gabe 
es da keine Auskunft, so bliebe nichts übrig als ein mindestens teilweises 
Abrücken von der Meinung, der Nutzen der Güter regiere die wirtschaft- 
lichen Verfügungen über sie und damit das wirtschaftliche Handeln. 
Dennoch ist auch in den Fällen der hier angedeuteten Art der konkrete 
Nutzen der Güter ausschlaggebend, auch hier werden die wirtschaftlich 
zweckmäßigen Verfügungsentscheidungen über sie durch Nutzenvergleiche 
gewonnen. Wir werden auf die Frage, wie das möglich sei, im Laufe 
unserer wirtschaftstheoretischen Untersuchungen noch des öfteren zurück- 
zukommen haben. An dieser Stelle kam es lediglich darauf an, auf die 
Tatsache hinzuweisen, daß es Nutzengrößen gibt, die weder recht ange- 
schlagen noch miteinander verglichen werden können und die auch, 
wie jedermann weiß, im regelmäßigen Ablaufe des Wirtschaftens tat- 
sächlich nicht angeschlagen und nicht miteinander verglichen werden. 


6. Bestimmgründe der Größe des Nutzens. 

Sprechen wir zunächst vom Einzelnutzen. Wenn wir daran gehen 
werden, die Rolle des Anschlages des Einzelnutzens im Verfahren der 
Wirtschaftsrechnung eingehender zu untersuchen, werden wir auf das 
sorgfältigste alle Wandlungen seiner Größe beachten müssen; es ist daher, 
um Verstöße in dieser Flinsicht zu vermeiden, schon von Anbeginn nötig 
sich über die Momente, von denen jene Wandlungen abhängen, wenigstens 
grundsätzlich klar zu werden. In allgemeinster Form zusammengefaßt 
liegen sie uns bereits in der Erklärung des Einzelnutzens vor; dessen 
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Größe ist durch zwei voneinander verschiedene Gesamtwirtschaftsnutzen 

bestimmt — wird auch nur einer derselben ein anderer, so wird auch die 

Größe des Einzelnutzens eine andere. Damit allein jedoch könnten wir 
nicht viel anfangen, wir brauchen speziellere Anhaltspunkte. Aber, so_ 
einfach und selbstverständlich alle Bestimmgründe der Größe des Einzel- 
nutzens dem Praktiker erscheinen, weil er sich ihrer stets nur soweit 

bewußt wird, als es gerade nötig ist, so schwierig, ja geradezu unmöglich 

ist es für den Theoretiker, sie einzeln und zugleich vollzählig darzulegen. 

Nun ist das für die Theorie auch gar nicht erforderlich. Es genügt, g wisse 

jener Bestimmgründe aus deren Gesamtheit hervorzuheben. Es sind das 

eben diejenigen, welehe im Laufe eingehender theoretischer Betrachtungen 

der Wirtschaftsrechnung als veränderlich angenommen werden müssen, 

diejenigen, welche durch wirtschaftliche Verfügungen von 

seiten der Wirtschaftssubjekte abgeändert werden können: 

die übrigen zu spezifizieren, brächte für die Erklärung der Wirtschafts- 
rechnung keinen Gewinn, man kann sie in eine der Untersuchung zu- 
srurd: zu legende generelle clausula ceteris paribus zusammenfassen. 

Hieher gehört insbesondere aller, was mit der persönlichen körperlichen 
und geistigen Beschaffenheit der Wirtschaftssubjekte zusammenhängt; 
daß zum Beispiel eine Laune, eine Krankheit, die Größe eines bestimmten 

konkreten Nutzens erheblich wand:In kann, ist klar; ebenso aber, dab 

es nicht Aufgabe unserer Theorie sein kann, sich mit derartigen Dingen 

auseinanderzusetzen, daß sie vielmehr alles, was sie ihnen schuldig ist, 

dadurch erfüllt, daß sie in genereller Weise ihren Einfluß auf die betrachteten 

Nutzengrößen einräumt, sie aber im übrigen aus der Betrachtung aus- 
schaltet, indem sie sie als konstant annimmt; auch dann steht es ja immer 
noch frei, wo und wann Interesse dafür besteht, das eine oder andere 

solche Moment herauszugreifen und des näheren zu untersuchen. 

Die erwähnten anderen, uns mehr interessierenden und wohl zu be- 
achtenden Bestimmgründe der Größe des konkreten Einzelnutzens sind 
folgende: | 

1. Die Art und Beschaffenheit des Gutes, von welchem dieser 
Nutzen abhängt. Das heißt, empirisch gesprochen, nichts anderes als daß 
der Nutzen eines Gutes im allgemeinen ein anderer ist, wenn unter sonst 
gleichen Verhältnissen dessen Art oder Qualität eine andere ist. Irgendeiner 
näheren Erläuterung oder Begründung bedarf wohl weder dieser noch 
die beiden folgenden Punkte. 
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2. Die Menge dieses Gutes. Bei Gleichheit alles übrigen ist im all- 
«meinen der Nutzen verschiedener Gutsmengen ein verschiedener. 

3. Die Art und nähere Beschaffenheit der Verwendung des 
Gutes, kürzer ausgedrückt, seine Verwendungsweise oder seine Ver- 
wendung. Von jedem Gute hängt, auch wenn seine Menge, Art und 
Beschaffenheit und alle sonstigen Umstände gleich sind, im allgemeinen 
cin verschieden großer Nutzen ab, je nachdem, ob es auf die eine oder 
andere Weise verwendet, ob es der einen oder anderen Verwendung ge- 
widmet wird; deshalb sprechen wir auch dort, wo wir uns genauer aus- 
drücken wollen, nicht vom „Nutzen eines bestimmten Gutes“, sondern 
vom Nutzen einer bestimmten Gutsverwendung, das heißt dem Nutzen 
eines nach Art, Beschaffenheit und Menge bestimmten Gutes bei einer 
bestimmten Verwendungsweise oder in einer bestimmten Verwendung. 

4. Die Menge, Art und Beschaffenheit sowie die Verwendung:»- 
weise sonstiger in der betreffenden Wirtschaft verwendeter Güter. 
Wie weit der Kreis dieser Güter reicht, läßt sich allgemein nicht angeben. 
Er ist in jedem konkreten Falle verschieden. Im Sinne der Praxis aus- 
vcdrückt, heißt das nichts anderes, als daß der Nutzen eines Gutes bei 
Bestimmtheit aller sonstigen maßgebenden Momente von Menge, Art und 
Beschaffenheit sowie Verwendungsweise anderer, von dem betreffenden 
Wirtschaftssubjekte verwendeter Güter abhängt; welche das sind, richtet 
sich nach Lage des Falles.) Daraus ist der für die Methode der thev- 


1) Dadurch, daß der Kreis dieser Güter im allgemeinen eben keineswegs alle 
vom betreffenden Wirtschaftssubjekte verwendeten Güter umfaßt, werden die oben 
S. 653 f. besprochenen Vereinfachungen der vorstellungsmäßigen Erfassung des kon- 
kreten Einzelnutzens ermöglicht; das tatsächliche Auftreten jener Vereinfachungen 
hestätigt die Tatsache der Eingeschränktheit dieses Giiterkreises. Hievon ist ein 
anderer Sachverhalt wohl zu unterscheiden, nämlich der, daß die Größe des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens von Verwendungsweise, Menge, Art und Beschaffenheit aller vom 
Wirtschaftssubjekte verwendeten Güter abhängt. Zwar muß die Formel der modernen 
mathematisch entwickelten ökonomischen Theorie für das, was wir hier Gesamtwirt- 
schaftsnutzen nennen, vom Standpunkte der Theorie der Wirtschaftsrechnung unvoll- 
ständig erscheinen, nämlich „das Betrachten des gesamten Lebensgenusses oder 
Wohlbefindens als Funktion aller der pro Zeiteinheit, bzw. während einer gewissen 
Konsumtionsperiode verbrauchten Warenmengen, so daß jener, wenn diese a, b, ¢ 
usw. heißen, symbolisch mit F (a, b, ¢ ...) bezeichnet wird“ (Knut Wicksell, Vor- 
lesungen über Nationalökonomie I. S. 98; die prinzipiell gleichartigen Fassungen 
anderer Autoren anzuführen ist hier nicht von Belang); denn nicht nur die Güter- 
mengen, sondern anch, um nur das Wichtigste su nennen, die Verwendungsweisen 
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retischen Untersuchung sehr beachtenswerte Schluß zu ziehen, daß es 
unzulässig ist anzunehmen, ein Gut habe einen eindeutig be- 
stimmten Nutzen, wenn nicht auch Menge, Art und Beschaffen- 
heit sowie Verwendungsweise jener anderen in Betracht 
kommenden Giiter eindeutig bestimmt ist — es hat ihn ohne 
diese Voraussetzungen auch in praxi nicht. 


5. Noch haben wir hier ein Moment zu nennen: die Zeit. Es ist das 
ein Moment, dessen Auswirkungen in der Wirtschaftsrechnung der Er- 
klärung große Schwierigkeiten bieten; es ist denn auch in den auf die 
Grundlagen bezüglichen theoretischen Darlegungen vielfach üblich, von 
diesem Momente so weit als möglich abzusehen,') vielmehr seine Unter- 
suchung gesondert (zum Beispiel unter anderem in der Theorie des Kapital- 
zinses) vorzunehmen. Wir werden uns jedoch diesem Vorgange auch in 
den ersten Teilen unserer Untersuchung über die Wirtschaftsrechnung 
nur bis zu einem gewissen Grade anschließen; nämlich nicht in der Weise, 


dieser Gütermengen bestimmen jenen „gesamten Lebensgenuß‘‘, mit dem Besitz oder 
Verbrauch oder Gebrauch allein ist über den Nutzen der Güter keineswegs entschieden, 
es kommt ja ganz darauf an, wozu und wie man sie verwendet. Dennoch ist auch 
im Sinne dieser Formulierung der Nutzen des einzelnen Gutes keineswegs essentiell 
von den Mengen aller anderen Güter der Wirtschaft abhängig; dieser Einzelnutzen 
wäre nämlich gemäß jener Theorie aus der ersten partiellen Ableitung der genannten 
Funktion F abzunehmen und es hängt ganz von der konkreten — aller- 
dings niemals feststellbaren, aber jedenfalls kasuistisch bedingten — Formel dieser 
Funktion ab, welche Güter mit ihren Mengen in der betreffenden partiellen Abge- 
leiteten als unabhängige Variable, das ist als bestimmende Argumente, als Bestimm- 
gründe, des betreffenden Einzelnutzens auftreten. (Die in der Fortsetzung der vorhin 
zitierten Stelle gemachte generelle Äußerung Wicksells, es seien dies sämtliche 
„der gleichzeitig konsumierten Warenquantitäten‘‘, halten wir sonach für unzutreffend ; 
nicht nur die Regeln der Mathematik widerlegen sie, sondern auch die alltägliche 
Erfahrung.) Ferner ist die hier erörterte, auf die Größe des Nutzens bezügliche 
Frage von einer anderen ebenfalls genau zu trennen: der Frage, ob die Menge eines 
Gutes, die ein Wirtschaftssubjekt verwendet, von den Mengen aller anderen von 
ihm verwendeten Güter abhängig sei oder nicht — das gehört auf ein ganz anderes 
Blatt. 7 

1) Die gesamte moderne „statische“ Theorie arbeitet, mehr oder weniger, mit 
dieser Abstraktion. Einen bewußten Versuch, dem Momente der Zeit schon in den 
Grundlagen der Werttheorie gewisse Geltung zu verschaffen, enthält demgegenüber 
Hans Mayers „Untersuchung zu dem Grundgesetz der wirtschaftlichen Wert- 
rechnung‘ in der Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. (Neue Folge. 1. Bd., 
S. 431 ff., 2. Bd., S. 1 ff.). Wir kommen hieranf anderwärts zurück. 


Zeitschrift für Volkswirtschafl und Sozialpolitik. Neue Folge, 3 Band. 43 
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aß wir das Moment der Zeit einfach übergehen, sondern nur so weit,daß 
wir seine nähere Betrachtung in gewissen Hinsichten zunächst nicht 
vornehmen, ohne daß indes hiedurch unsere Darlegung in den Dingen. 
mit denen sie sich beschäftigt, mangelhaft, ohne daß sie „zeitlos“ würde; 
wir rechtfertigen dieses Vorgehen durch die Meinung, es sei eben einerseits 
unmöglich, alles auf einmal zu sagen, und es sei anderseits sehr wohl 
möglich, gewisse Dinge als Untersuchungsgegenstand zunächst auszu- 
scheiden und erst dann zu untersuchen, bis rücksichtlich anderer Belange 
die zu ihrer Untersuchung nötige Vorarbeit geleistet ist. In anderen 
Hinsichten jedoch werden wir schon in einem frühen Stadium unserer 
Untersuchungen gerade dem Momente der Zeit volle Beachtung zollen 
müssen. Wie das geschehen soll, werden am besten die betreffenden, 
anderen Ortes vorzubringenden Darlegungen selbst zeigen können. Hier 
ist vorerst nur eine kurze Übersicht darüber nötig, welche vom Momente 
der Zeit ausgehenden Beziehungen für unsere Theorie in besonderer Hinsicht 
auf den an dieser Stelle zu erörternden Gegenstand — also als Bestimm- 
gründe des Einzelnutzens — überhaupt in Betracht kommen können. 
Dieser eingeschränkte Zweck der nachfolgenden Bemerkungen möge ihre 
Unvollständigkeit entschuldigen. 

Zunächst müssen wir folgende Dinge auseinanderhalten. ErfaBt ein 
Wirtschaftssubjekt den Nutzen einer bestimmten Gutsverwendung aus 
seiner Realisierung, also dann und so wie er aus dem tatsächli-hen 
Vollzuge derselben fließt, steht es also bei dieser Betrachtung selbst 
in dem Zeitpunkte, in welchen: jener Nutzen tatsächlich erlangt 
wird, so ist die aus ihr abzunehmende Nutzengröße vom Zeitpunkte 
ihrer Realisierung offenbar aus dem Grunde abhängig, daß in ver- 
schiedenen Zeitpunkten. die vorhin erwähnten Bestimngründe dieser 
Nutzengröße verschiedene sein können; es können zum Beispiel die 
persönlichen geistigen und körperlichen Verhältnisse des Subjektes, es 
kann zum Beispiel Art, Beschaffenheit, Menge und Verwendungsweise 
der sonstigen in der Wirtschaft verwendeten Güter zu verschiedenen 
Zeiten verschieden sein u. del. m.; jedenfalls wird das, was durch den 
Vollzug der betreffenden Gutsverwendung an Erhöhung des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens tatsächlich erreicht wird, wenn dieser Vollzug in 
dem einen oder wenn er in dem anderen bestimmten Zeitpunkte vor 
sich geht, durch die bestimmte Gestaltung aller sonstigen Bestinn- 
gründe des konkreten Einzelnutzens in dem einen oder in dem anderen 
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Zeitpunkte vollständig bestimmt; der Zeitpunkt der Nutzenrealisierung 
erscheint da nicht als besonderer Bestimmgrund neben den anderen, er 
ist vielmehr im Sinne des eben Gesagten ihre jedesmalige Zusammen- 
fassung; das, was von ihm abhängt, wird durch sie in ihrer Gesamtheit 
hestimmt. 


Anders aber, wenn in der Wirtschaftsrechnung, wie früher erwähnt, . 
der erwartete Nutzen einer bestimmten Gutsverwendung veranschlagt, 
also ein Nutzen als ein in der Zukunft zu realisierender vorgestellt wird; 
dabei fällt der Zeitpunkt des Nutzenanschlages und der 
Zeitpunkt der Realisierung des Nutzens auseinander. Es 
sind insbesondere folgende Aspekte zu beachten, aus denen sich in diesem 
Falle ein Einfluß der Zeit auf die veranschlagte Größe des betreffenden 
Nutzens ergeben kann. 


Erstenseinmalkann wieder, je nach dem diebetreffende Gutsverwendung 
in dem einen oder dem anderen künftigen Zeitpunkte vollzogen gedacht 
wird, deren veranschlagte Nutzengröße schon aus dem Grunde verschieden 
sein, daß, wie soeben auseinandergesetzt, die sonstigen Bestimnmungründe 
der konkreten Nutzengröße in verschiedenen Zeitpunkten von verschiedener 
Gestaltung sein können. Die wirtschaftliche Überlegung erfaßt diese 
Seite der Abhängigkeit der Nutzengröße vom Zeitpunkte der Realisierung 
wieder durch die Berücksichtigung der Gestaltung aller -vorerwähnten 
Bestimmgründe, wie sie in dem jeweils gedachten bestimmten Zeitpunkte 
der Realisierung vorhanden sein wird (also zum Beispiel durch die Berück- 
sichtigung der Verwendungsweisen ete. der gewissen anderen Güter, von 
welchen die Größe des betreffenden Einzelnutzens mitbestimmt wird, im 
Zeitpunkte der Realisierung des letzteren — genauer gesagt: nicht nur 
in diesem Zeitpunkte, sondern auch vorher oder nachher in dem ganzen 
/eitraume, auf den sich die Wirtschaftsrechnung erstreckt, soweit, als 
sie eben von Einfluß auf die Größe des fraglichen konkreten Einzelnutzens 
sind). Wieder löst sozusagen die wirtschaftliche Überlegung diese Seite 
der Abhängigkeit der veranschlagten Nutzengröße vom gedachten Zeit- 
punkte ihrer Realisierung in ihre einzelnen bestimmenden Argumente 
auf; sie wird auch für unsere Theorie durch die Betrachtung jener Bestimm- 
gründe des Nutzens erledigt. 


Als eine zweite Seite dieser Abhängigkeit käme in Betracht, daß — 
vielleicht — auch dann, wenn alle die erwähnten Bestimmgründe des 
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betreffenden Nutzens in zwei verschiedenen Zeitpunkten gleich sind, 
seine Größe dennoch verschieden angeschlagen wird, je nachdem seine 
Realisierung in dem einen oder in dem anderen künftigen Zeitpunkte 
gedacht ist; das heißt also, daß vielleicht der Nutzen trotz Gleichheit 
aller vorerwähnten sonstigen Bestimmgründe nur,deshalb als größer oder 
kleiner angesehen wird, weil seine Realisierung für einen früheren oder 
für einen späteren Zeitpunkt erwartet wird, mit anderen Worten, daß 
die zeitliche Entfernung dieses Zeitpunktes als besonderer, selbständiger 
Bestimmgrund der veranschlagten Nutzengröße neben deren übrigen 
Bestimmgründen auftritt. Wir sagen vielleicht, denn wir glauben, diese 
Frage weder hier gleichsam im Vorübergehen erledigen zu können, noch 
auch in den ersten Teilen unserer Untersuchungen erledigen zu müssen. 
Wir können in jenen Untersuchungen, welche die erste Aufgabe unserer 
Theorie bilden, schr wohl von einer bestimmten Größe des erwarteten 
Nutzens sprechen, auch ohne zu untersuchen, welches die Einwirkungen 
verschiedener Ausdehnung des zeitlichen Abstandes zwischen dem Zeit- 
punkte des Nutzenanschlages und dem Zeitpunkte der Nutzenrealisierung 
sind, mit anderen Worten, ob und wie das Verhältnis der angeschlagenen 
Größe des erwarteten zu der Größe des hernach erwartungsgemäß reali- 
sierten Nutzens durch jenen Abstand modifiziert wird. Hingegen haben 
wir in diesem Zusanmenhange etwas anderes wohl zu beachten, was uns 
Erfahrung und Beobachtung lehren. 

Der Praktiker verbindet bei jedem Nutzenvergleiche mit der Vorstellung 
jedes konkreten Einzelnutzens auch die Vorstellung eines bestimmten 
Zeitpunktes seiner Realisierung; mag die Bestimmtheit dieses Zeitpunktes 
auch innerhalb gewisser Grenzen schwanken — vielleicht deshalb. weil 
eben innerhalb dieser Grenzen der Zeitpunkt der Realisierung an sich 
ohne Einfluß auf die zu veranschlagende Nutzengröße ist —, niemals kann 
der praktische Wirt vom Nutzen eines Gutes eine bestimmte Vorstellung 
haben, wenn er damit nicht ebenso wie bezüglich seiner Menge, Art, De- 
schaffenheit, Verwendungsweise usw. auch bezüglich des Zeitpunktes des 
Vollzuges der Gutsverwendung eine mehr oder weniger bestimmte Vor- 
stellung verbindet. Erst dann also, wenn wir voraussetzen. die Größe 
des erwarteten Nutzens einer bestimmten Gutsverwendung werde stets 
in Erwartung seiner Realisierung in einem innerhalb gewisser Grenzen 
bestimmten Zeitpunkte veranschlagt, befinden wir uns in Übereinstimmung 
mit der wirtschaftlichen Praxis. Wir räumen damit aber zueleich auch 
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dem vorhin erwähnten vielleicht vorhandenen Einflusse der zeitlichen 
Entfernung des Realisierungszeitpunktes vom Zeitpunkte des Nutzen- 
anschlages auf die veranschlagte Größe des Nutzens die Möglichkeit der 
Einwirkung ein; die Frage aber nach dem Ob, beziehungsweise Warum 
oder Wie dieser Einwirkung stellen wir zunächst zurück, ohne daß indes 
dadurch der Nutzenanschlag und die Wirtschaftsrechnung, von denen 
wir sprechen, „zeitlos“ würden. 

Eine dritte Seite der Abhängigkeit der Größe des erwarteten Einzel- 
nutzens von der Zeit erhellt aus folgendem Umstande. Zwischen den 
Zeitpunkt des Anschlages und den der Realisierung dieses Nutzens ist, 
wie erwähnt, ein Zeitraum eingeschoben; es ist nun die Möglichkeit vor- 
handen, daß in dieser Zwischenzeit vom Wirtschaftssubjekte nicht 
vorhergesehene Änderungen in irgendwelchen Bestimmgründen des 
Nutzens eintreten, zum Beispiel in den persönlichen geistigen oder körper- 
lichen Verhältnissen des Wirtschaftssubjektes. Damit schiebt sich zwischen 
den Anschlag des Nutzens und dessen bei seiner tatsächlichen Erlangung 
realisierte Größe das Moment der Wahrscheinlichkeit der Erfüllung 
des Anschlages ein. Der Grad dieser Wahrscheinlichkeit, wie er von Wirt- 
schaftssubjekte beurteilt wird, bildet sicherlich einen Faktor, welcher die 
von der wirtschaftlichen Überlegung angeschlagene Größe des Nutzens, 
die Größe des erwarteten Nutzens, modifiziert; er muß in ihr und er kann 
nur in ihr zum Ausdrucke kommen; von zwei im übrigen als gleich groß 
zu erachtenden erwarteten Nutzengrößen zum Beispiel wird diejenige 
als größer erachtet, welche die höhere Wahrscheinlichkeit der Erfüllung 
für sich hat. Wichtig an diesem ganzen Sachverhalte ist, daß durch ihn 
prinzipiell die Möglichkeit, wirtschaftlich zweckmäßige Verfügungen zu 
treffen, nicht beeinträchtigt wird. Hält zum Beispiel ein Wirtschafts- 
subjekt einen künftigen Nutzen bezüglich seiner tatsächlichen Erlangung 
für sicher, so wird es vernünftig und von seinem Standpunkte aus voll- 
kommen richtig, das ist zweckmäßig, vorgehen, wenn es seine wirtschaft- 
lichen Verfügungen und damit sein Handeln nach dieser Meinung richtet, 
mag sie auch in der Folge von den Tatsachen desavouiert werden; die 
wirtschaftlichen Verfügungen und Handlungen werden eben nicht von dem 
schließlich wirklich erlangten, sondern vom erwarteten Nutzen regiert, 
von dem, was zur Zeit der der Nutzenrealisierung notwendigerweise voran- 
gehenden Überlegung, zur Zeit der Entscheidung über das Handeln, 
von den verfügenden Wirtschaftssubjekten für nützlich gehalten 
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wird;t) die Wirtschaftsrechnung kann nicht an ein unfehlbares Vorausschen 
der Zukunft, siekann nur auf subjektive Meinungen iiber das, was zu erwarten 
ist, gegründet sein. An sonstigem hat die Theorie der Wirtschaftsrechnung 
zu dem Momente der Wahrscheinlichkeit der Erfüllung, welches sich 
zwischen die Größe des erwarteten und die Größe des hernach tatsächlich 
erlangten Nutzens einschiebt, wenig Generelles von Belang zu sagen, so 
maßgeblich dieses Moment. auch im einzelnen konkreten Falle ist. In der 
Größe des erwarteten Nutzens, von welchem die Theorie der Wirtschafts- 
rechnung spricht, ist die Einwirkung dieses Momentes, welche ihm im 
konkreten Falle zukommt, stets mit einbezogen. 

Sehließlich haben wir noch einer Beziehung zu gedenken, in welcher 
sich eine Wirkung der Zeit auf die Größe des Einzelnutzens äußert, und 
zwar ebensowohl des tatsächlich erzielten als auch des erwarteten: es ist 
das die Dauer des Nutzens. Sicherlich wird im allgemeinen — kurz aber 
nicht ganz genau gesagt — ein Nutzen bei Gleichheit alles übrigen um so 
größer seinund auch für um so größer gehalten werden, je länger er andauert. 
Doch glauben wir, daß dieses Moment in der Art und Beschaffenheit der 
jeweils betrachteten Güter selbst sowie ihrer Verwendungsweise ohnehin 
soweit festgelegt ist, als wir es für die ersten Erörterungen über die Grund- 
lagen brauchen; erst in den späteren Stadien der Theorie der Wirtschafts- 
rechnung tritt uns die genannte Relation als ein besonderes Problem ent- 
gegen. 

Im übrigen wird ja, wie bereits erwähnt, besser als es eine vorausge- 
schickte Erläuterung tun kann, unsere fernere Darstellung selbst zeigen, 
wie wir bezüglich des Momentes der Zeit vorgehen zu müssen glauben. — 

Vielleicht wird es sonderbar anmuten, daß wir unter den Bestimmn- 
gründen des konkreten Einzelnutzens nicht die „Größe des Bedarfs‘ ‘, 
beziehungsweis die „Intensität des Bediirfnisses“ nannten, dessen Be- 
friedigung der Nutzen vorstellt; sicherlich ist doch das nicht nur ein der 
Theorie sehr geläufises und durch scine heuristische Rolle schr bewährtes, 
sondern anch ein sehr einleuchtendes und sozusagen allumfassendes 
Moment. Gerade diese letzte Eigenschaft jedoch macht eine Analyse 
nötig; das Bedürfnis selbst ist nämlich in seiner Intensität von vielen der 
oben angedeuteten und genannten Momente abhängig; sein Kern, wenn 


1) Anwendungen dieses Satzes nach anderen Richtungen, insbesondere auf 
andere Fälle der Täuschung im subjektiven Urteile über den Nutzen, sind so nahe- 
liegend, daß wir es für überflüssig halten, darauf einzugehen. 
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wir so sagen dürfen, liegt in der persönlichen Natur des Menschen, seine 
Stärke aber wird im konkreten Falle, z. B. vom Stande der anderweitigen 
Bedürfnisbefriedigung (also Menge, Art, Beschaffenheit und Verwendungs- 
weise der in der Wirtschaft sonst verwendeten Güter) u. a. m. beein- 
flußt. Wir könnten vielleicht als zusammenfassende Formel der 
Bestimnmeründe des Fänzelnutzens, also an den Anfang oder das Ende 
der vorstehenden Ausführungen den Satz stellen, die Größe des Nutzens 
einer bestimmten Gutsverwendung sei durch die Stärke des Bedürfnisses 
bestimmt, welches durch diese Gutsverwendung befriedigt wird; diese 
Aussage bedarf aber jedenfalls einer näheren Zereliederung und eine solche 
liegt eben, soweit wir sie zunächst brauchen, in den vorstehenden Aus- 
einandersetzungen.'!) — à 

Treten wir von diesen Ausführungen, um das aus ihnen zu entnehmende 
allgemeine Bild des konkreten einzelnen Güternutzens besser überblicken 


1) Es liegt im Sinne des Gesagten, das „Bedürfnissystem eines Subjektes 
keineswegs, wie oft geglaubt wird, als etwas Gegebenes, durch wirtschaftliche Ver- 
fügungen Unabänderliches, anzusehen (natürlich sprechen wir da nicht von der 
erfolgten Bedürfnisbefriedigung, beziehungsweise davon, daß diese das Bedürfnis- 
system abändern kann, sondern vom Bedürfnissystem als „Zielsystem'‘, als ,,Rang- 
‘ordnung der Ziele‘ der Wirtschaft). Das Bedürfnissystem setzt sich sozusagen aus 
zwei Komplexen zusammen: aus einem ‚Kern‘, welcher von den wirtschaftlichen 
Verfügungen nicht abänderbar ist und den wir zu den zu Eingang dieses Abschnittes 
erwähnten, unter „ceteris paribus’ figurierenden Bestimmgründen des Nutzens zu 
zählen haben; und aus Anderen. das von den wirtschaftlichen Verfügungen dureh 
Vermittlung der oben aufgezählten. von den Verfügungen abhängigen Momenten 
beeinflußt wird. Doch haben wir, da wir mit dem Namen und Begriffe des Nutzens 
auskommen zu können glauben, kein Interesse daran, diesen Dingen nachzugehen, 
ebenso wie wir auch nur im Vorübergehen bei dieser Gelegenheit einen der Gründe 
anführen wollen, warum wir es im allgemeinen vorziehen, in der Theorie der 
Wirtschaftsrechnung von Nutzen anstatt von Bediirfnisbefriedigung zu sprechen. 
Der von so vielen Autoren geübte synonyme Gebrauch von ,.Wirtschaftssubjekt™ 
und „Individuum’ ist nicht zutreffend; in unzähligen Einzelwirtschaften — wir 
erinnern an den Familienhaushalt — bildet das Wirtschaftssubjekt eine Mehrzahl 
von physischen Personen, Individuen, von denen, gewöhnlich oder oft, die eine zwecks 
Befriedigung der Bedürfnisse der anderen wirtschaftliche Verfügungen trifft. Als 
Erfolg des Vollzuges dieser Verfügungen kann sicherlich nur eine übertragene Be- 
diirfnishefriedigung gelten, nämlich die Befriedigung des Bedürfnisses. die Bedürfnisse 
anderer zu befriedigen. Hierauf ist der auch in praxi gebräuchliche Name und Begriff 
«les Nutzens, im Sinne der Erreichung eines Begehrenswerten, einer wirtschaftlichen 
Leistung, viel zwangloser anwendbar als der Name der Bedürfnisbefriedigung. Im 
iibrigen kommt ja auf diese Terminologie, wenn nur die Sache selbst klar ist. wenig an. 
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zu können, einen Schritt zurück, so sehen wir, daß dieser Nutzen etwas 
durchaus Subjektives ist. Er ist aber nicht nur subjektiv, das heißt in 
Hinsicht auf seine in der Person der Wirtschaftssubjekte liegenden Voraus- 
setzungen relativ, sondern auch in allen seinen übrigen, sachlichen und 
anderen Voraussetzungen durchaus relativen, an bestimmte Verhältnisse 
gebundenen Charakters; ändern sich diese, so ändert sich auch er. Und 
gerade so muß das beschaffen sein, worauf sich der Kalkül der Wirtschafts- 
rechnung gründet; denn dieser sind stets konkrete, bis in die letzte Einzel- 
heit hinein gegebene — von subjektiven Verfügungen teils abänderbare, 
teils unabänderbare — nicht nur persönliche, sondern auch sachliche 
Verhältnisse vorgesetzt, sie hat auf diese alle bei jeder ihrer Entscheidungen 
volle Rücksicht zu nehmen. Wenn weiters diese Rücksichtnahme schon 
im Anschlage des Einzelnutzens so weit als nur irgend möglich enthalten 
ist, so gewinnt auch die Theorie der Wirtschaftsrechnung durch die Ein- 
führung dieses Anschlages in ihre Betrachtungen einen unschätzbaren 
Vorsprung — sie hat dadurch zugleich auch die kasuistischen Voraus- 
setzungen in einer allereinfachsten und zugleich vollständigen und zweck- 
entsprechenden Formel in ihre Erwägungen aufgenommen. — 


Diese Formel der Größe des Einzelnutzens kann jedoch vielleicht in 
völlig abstrakter, sicherlich aber nicht in konkreter, zahlenmäßiger Weise 
auf mathematische Art durch eine Funktionsformel ausgedrückt werden, 
welche die Abhängigkeit des konkreten Einzelnutzens von allen seinen 
hier angedeuteten und ausdrücklich erwähnten Bestimmgründen zum 
Ausdruck brächte; vielmehr sind von diesen Bestimmgründen — von 
ihrer Mannigfaltigkeit gar nicht zu sprechen — die allermeisten, ja fast 
alle, derartiger Natur, daß sie sich jeglicher konkreten Erfassung durch 
eine zahlenmäßige Rechnung entziehen; ganz ebenso, wie es auch bezüglich 
des von ihnen abhängigen Finzelnutzens selbst der Fall ist.1) — 


t) Um den hier angedeuteten Unterschied zwischen abstrakter mathematischer 
Darstellungsmöglichkeit und konkreter zahlenmäßiger Rechenbarkeit an einen 
primitiven Beispiele vorzuführen: Man könnte wohl die Abhängigkeit des Nutzens 
von Brot (y) für ein bestimmtes Wirtschaftssubjekt von dem Genusse von Fleisch (z), 
der Verwendungsweise des Brotes (u), ja sogar von dem Vorhandensein einer Krank- 
heit (z) usf. durch eine mathematische Formel: y = f (x,u,z...) ausdrücken. Ins 
Konkrete übertragen aber wird eben von dieser Formel nichts an wirklicher zahlen- 
mäßiger Rechnung bleiben, sie sagt nieht mehr als die Worte und es ist mit ihr exakter- 
weise auch nichts seinem Wesen nach’anderes anzufangen als mit Worten. 


nn 
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Es ist von allergrößter Wichtigkeit, daß wir stets über die uns jeweils 
entgegentretenden Abhängigkeitsverhältnisse die größte Klarheit gewinnen; 
‘um in dieser Hinsicht ein Mißverständnis bezüglich dessen auszuschalten, 
wovon der Einzelnutzen abhängt, sei noch folgendes angemerkt. Wir 
sagten früher, dieser Nutzen hänge vom Vollzuge, beziehungsweise der 
Unterlassung einer Gutsverwendung ab; hier setzten wir. auseinander, 
die Größe dieses Nutzens hänge von einer Reihe von Bestimmgründen 
ab; beides ist miteinander durchaus verträglich. Was vom Vollzuge, 
beziehungsweise der Unterlassung einer bestimmten Gutsverwendung 
abhängt, ist die Tatsache, ob der betreffende, ihr zukommende 
Einzelnutzen überhaupt zustande kommt oder nicht. Was 
von den in diesem Abschnitte diskutierten Bestimmgründen, welche 
in ihrer Gesanitheit nichts als die näheren Umstände der Gutsverwendung 
bezeichnen. abhängt, ist die dureh diese näheren Unistände bestimnite 
Größe des betreffenden Einzelnutzens. — 


Was wir über die Bestimmeriinde des Gesamtwirtschaftsnutzens 
vorzubringen haben, können wir auf Grund der bisherigen Ausführungen 
dieses Abschnittes kurz fassen.!) Der Gesamtwirtschaftsnutzen hängt 
von einer ganzen Reihe mannigfaltiger Umstände ab, die wir vom Stand- 
punkte der Wirtschaftsrechnung in zwei Gruppen zu scheiden 
haben. Die eine Gruppe umfaßt solche Umstände, welche durch 
subjektive wirtschaftliche Verfügungen nicht abgeändert 
werden können; die Theorie der Wirtschaftsrechnung wird sich mit 
ihnen nicht weiter zu beschäftigen haben, sie geht vollkommen exakt 
und ihrem Ziele entsprechend vor, wenn sie sie als gegeben und unver- 
änderlich annimmt — ein Vorgang, der es natürlich einer anders orientierten 
Theorie unbenommen läßt, sich mit dem einen oder dem anderen dieser 
Umstände näher zu beschäftigen. Die andere Gruppe von Bestimm- 
gründen des Gesamtwirtschaftsnutzens umfaßt jene Momente, welche durch 
wirtschaftliche Verfügungen des Subjektes abänderbar sind. Es sind das 
insbesondere die Art, Beschaffenheit, Menge, Verwendungsweise und 
Verwendungszeit aller von der Einzelwirtschaft verwendeten Güter. Die 
Bestätigung des Zutreffens dieser Behauptung liefert die empirische Er- 
kenntnis, daß in jedem konkreten Falle, in welchem eines der genannten 
Momente bei Gleichheit alles übrigen durch eine wirtschaftliche Verfügung 


1) Man vgl. hiezu Anmerkung 1, S. 658. 
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des Subjektes verändert wurde, sich im allgemeinen auch die Größe des 
Gesamtwirtschaftsnutzens verändern müsse. Man kann die Gesamtheit 
der dieser Gruppe angehörenden durch subjektive wirtschaftliche Ver- 
fügungen im allgemeinen abänderbaren Momente mit einem zusammen- 
fassenden Ausdrucke kurz als die Gutsverwendungen der betreffenden 
Wirtschaft bezeichnen, wobei man die Beifügung: mit allen ihren näheren, 
durch Verfügungen abänderbaren Umständen — das ist eben: Art, Be- 
schaffenheit, Menge, Verwendungsweise und Verwendungszeit — weg- 
läßt. Eliminiert die Theorie der Wirtschaftsrechnung die erste der vor- 
erwähnten beiden Gruppen von Bestimmgründen des Gesamtwirtschafts- 
nutzens insofern aus ihrer Betrachtung, als sie sie als gegeben und unver- 
änderlich ansieht, so ist es von diesem Standpunkte aus berechtigt und 
ausreichend, zu sagen: der Gesamtwirtschaftsnutzen der Einzel- 
wirtschaft ist abhängig, ist eine Funktion von sämtlichen 
Gutsverwendungen ‚dieser Wirtschaft und damit in letzter 
Linie abhängig von den subjektiven wirtschaftlichen Ver- 
fügungen. In völliger Entsprechung des oben S. 666 über die Funktions- 
formel des Einzelnutzens Bemerkten können wir ohne weiteres auch von 
dieser Funktionsformel des Gesamtwirtschaftsnutzens sagen, daß sie in 
konkreter, zahlenmäßiger Art niemals aufstellbar ist. Die Argumente 
einer solchen Formel sind — wenn wir hier von der Rechnung der Zeit 
abschen — bis auf eines — die Gütermengen — einer zahlenmaBigen 
rechnerischen Erfassung unzugänglich, ebenso wie die abhangige Veränder- 
liche, die Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens, selbst.) 


7. Über die praktischen Grenzen des Nutzenanschlages. 

Sollen die wirtschaftlichen Verfügungsentscheidungen auf Beurteilung 
und Vergleich des konkreten Güternutzens gegründet werden, so wird 
die Wirtschaftsrechnung ihr letztes Ziel, die Findung der jeweils wirt- 
schaftlich zweckmäßigen Verfügungen über die Güter, im allgemeinen 
um so genauer erreichen können, je genauer die Wirtschaftssubjekte die 
zu vergleichenden Nutzengrößen zu veranschlagen imstande sind, das 
heißt auch, je genauer sie den Einfluß der einzelnen Bestimmeriinde der 
zu veranschlagenden Nutzengrößen zu beurteilen vermögen. Es liegt aber 
in der Natur der Dinge, daß dieser Genauigkeit irgendwelche Grenzen 
gesetzt sein müssen; diese Grenzen sind generell nur dadurch zu charakteri- 


1) Man vgl. hiezu auch S. 677 Anmerkung !). 
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sieren, daß eben gewisse Unterschiede in den Nutzengrößen, beziehungs- 
weise den Einwirkungen ihrer einzelnen Bestimmgründe auf sie, schen 
zu klein sind, um in praxi von der wirtschaftlichen Überlegung der Subjekte 
noch als solche wahrgenommen werden zu können. Das ist sehr selbst- 
verständlich und wir müßten davon vielleicht var nicht sprechen, gäbe 
es nicht einen Bestimmgrund der Nutzengröße — und zwar einen, der 
heute in jeder guten, in jeder wirklichkeitsgetreuen Wirtschaftstheorie im 
Vordererunde der Untersuchung steht —, hinsichtlich dessen in der Theorie 
nur allzu häufig der erwähnte Sachverhalt außer acht gelassen wird. Es 
ist das die Menge der verwendeten Güter. Zwei Gutsverwendungen, die, 
im übrigen gleich, sich nur dadurch voneinander unterscheiden, daß bei 
der einen die verwendete Gutsmenge größer ist als bei der anderen, werden 
im allgemeinen von verschiedenem Nutzen sein. Die Frage nach der Grenze 
der Unterscheidungsmöglichkeit zwischen zwei solchen Nutzengrößen 
lautet in Anwendung auf einen solchen konkreten Fall: wie groß der Guts- 
mengenunterschied zwischen den beiden Gutsverwendungen zumindest 
stin müsse, um durch seine Auswirkung noch einen praktisch anschlag- 
baren Unterschied in den Nutzengrößen beider Gutsverwendungen hervor- 
zurufen. Das führt auf die allgemeine Frage, welches die kleinsten Guts- 
mengen seien, über die beim Wirtschaften auf Grund des Anschlages 
ihres Nutzens Verfügungen getroffen werden können. 

Die Diskussionen der Theorie über die Frage, welche kleinsten Guts- 
mengen noch Gegenstand des Wirtschaftens sein können, sind aber vielfach 
auf die einseitige Erörterung einer anderen Beziehung eingestellt, nämlich 
der technischen Teilbarkeit der Güter'); es liegt im Sinne dieser Erörterung, 
als jene kleinsten Mengen geradezu diejenigen geringsten Güterquantitäten 
anzuschen, auf welche die Güter technisch geteilt werden können; bei 
Sachgütern zum Beispiel ergäbe das in konsequentem Verfolg die physi- 
kalisch kleinsten Teile, auf welche sie geteilt werden können, ohne daß 
dadurch ihr spezifischer Charakter, insbesondere die Gutsart, abgeändert 
würde. 

Der Gesichtspunkt hingegen, von dem aus wir zu obiger Fragestellung 
gelangten, weist auf eine andere Art von Untergrenze hin, welche in der 


— 


') Diese Einseitigkeit tritt insbesondere bei der Kontroverse über die Berechtigung, 
beziehungsweise die Tragweite der Fiktion hervor, welche die mit höherer Analysis 
arbeitende ökonomische Theorie gebraucht, daß alle Güter auf unendlich kleine Teil- 
mengen geteilt werden können. 
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persönlichen Anlage und Fähigkeit der Wirtschaftssubjekte wurzelt. Die 
Erfassung eines konkreten Einzelnutzens zum Zwecke seines Vergleiches 
mit anderen Nutzen ist überhaupt nur dann möglich, wenn die Gutsmenge, 
von welcher er abhängt, mindestens so groß ist, daß jener Nutzen bei 
seiner Realisierung eine für das Wirtschaftssubjekt noch merkbare Änderung 
des Gesamtwirtschaftsnutzens bedeutet. Da aber für die Wirtschafts- 
rechnung der Anschlag von künftigem, erwartetem Nutzen vennöten ist, 
müssen wir korrekter sogar sagen, jene Gutsmenge müsse nicht nur 
mindestens so groß sein, daß bei der Realisierung ihres Nutzens dieser 
von merkbarer Grüße sei, sondern auch so groß, daß dieser Nutzen von 
den Wirtschaftssubjekten als ein erwarteter Nutzen vorgestellt, in der 
auf die Zukunft gerichteten wirtschaftlichen Überlegung vorstellungs- 
mäßig erfaßt werden könne.t) Man sieht, daß sich die Untergrenze der 
Giitermengen, von der wir hier sprechen, soweit sie durch die eben erwähnten 
. Momente bestimmt ist, technisch oder sachlich, lediglich von seiten der 
Güter her, überhaupt nicht fassen läßt; es läßt sich zum Beispiel Kochsalz 
sehr wohl auf Zehntelgramme und noch kleinere Teilmengen teilen, man 
kann auch für gewisse Zwecke ein Zehntelgramm Kochsalz als ,,Mengen- 
einheit‘‘ anschen — es wäre aber etwa einer Hausfrau sicherlich unmöglich, 
für ihre Zwecke aus vernünftigen wirtschaftlichen Gründen eine Verfügung 
über eine so kleine Menge zu treffen, eine solche Verfügung wäre jedes 
praktisch-wirtschaftlichen Sinnes für sie bar. 


Es wäre jedoch ebenfalls eine Einseitigkeit, anzunehmen, die in Rede 
‘stehende Untergrenze der Gutsmengen werde stets durch die Merklichkeit, 
beziehungsweise Vorstellbarkeit des Nutzens und niemals durch die tech- 
nische Teilbarkeit der Güter bestimmt. Welches dieser Momente für jene 
Untergrenze ausschlaggebend ist, hängt vielmehr ganz von der Lage des 
konkreten Falles ab. Die kleinste Gutsmenge, welche Gegenstand einer 
auf einen Nutzenanschlag gegründeten Verfügung sein kann, kann sicherlich 
nicht kleiner sein als die kleinste Menge, auf welche das betreffende Gut 
technisch teilbar ist, sie muß aber auch zugleich mindestens so groß sein, 
daß sie in der betrachteten bestimmten Verwendung einen noch merkbaren, 


1) Vielleicht ist „vorstellen“ hier — wie auch an anderen Punkten unserer Dar- 
egungen — zu wenig gesagt, doch kommt es uns — hier wie anderwärts — auf eine 
psychologisch ganz korrekte Ausdrucksweise nicht an, der Sinn ist wohl klar: der 
erwartete Nutzen muß mindestens so groß sein, un in der gegenwärtigen Überlegung 
als Motiv einer Entscheidung überhaupt noch ein Gewicht zu haben. 
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beziehungsweise vorstellbaren Nutzen hervorruft — das heißt, ihre Größe 
ist jeweils von demjenigen Momente bestimmt, welches sie größer ver- 
langt. Im Falle des zur Speisenbereitung zu verwendenden Kochsalzes 
der Hausfrau wird die praktische Merklichkeit, beziehungsweise Vorstell- 
barkeit seines Nutzens und nicht seine technische Teilbarkeit bestimmend 
sein, es mag aber auch Fälle geben, in denen umgekehrt. der Nutzen einer 
kleineren Gutsmenge wohl noch merklich und vorstellbar wäre, das Gut 
aber technisch auf kleinere Mengen nicht mehr teilbar ist. Ferner sind 
grundsätzlich ebensowohl Fälle denkbar, in denen die beiderlei Momente 
auseinandergehen, als auch solche, in denen sie sich bezüglich der von 
ihnen geforderten Untergrenze decken. 

Es empfiehlt sich, die auf die dargelegte Weise in ihrem jeweils kleinsten 
Umfange bestimmten Gutsmengen zwecks Vermeidung sehr häufiger 
langatnıiger Wiederholungen mit einem besonderen Namen zu bezeichnen; 
wir wollen sie wirtschaftlich kleinste Gutsmengen nennen. Sie 
sind nach dem Gesagten Gutsmengen desjenigen kleinsten Umfanges, bei 
welchem in einem konkreten Falle eine begründete wirtschaftliche Über- 
legung und Verfügung bezüglich dieser Mengen noch möglich ist; sie sind 
aber, wie leicht einzusehen ist, zugleich auch diejenigen kleinsten 
Gutsmengen, über welche beim Wirtschaften gesonderte 
Überlegungen anzustellen und gesonderte Verfügungsent- 
scheidungen zu treffen einen praktischen Sinn hat, die Zweck- 
erreichung des Wirtschaftens fördern kann — denn das kann offenbar 
nur bei solchen Gutsmengen der Fall sein, von welchen ein noch merkbarer 
und vorstellbarer Nutzen abhängt und welche selbst technisch als Mittel 
der Wirtschaft erstellt werden können. Jener Name möge uns etwas fest- 
halten, was in der Praxis der Wirtschaftsrechnung zwar eine überaus 
wichtige Rolle spielt, dennoch aber in deren Sprachgebrauche einen be- 
sonderen Ausdruck nicht findet, weil es, von Fall zu Fall verschieden, 
den Wirtschaftssubjekten als etwas durchaus Selbstverständliches nicht 
zu vollem Bewußtsein kommt, sondern, ähnlich wie die vorstellungsmäßige 
Erfassung des einzelnen Nutzens überhaupt, einen zwar entscheidenden, 
aber doch häufig nur durchlaufenden Anschlagsposten im Gange der wirt- 
schaftlichen Überlegung bildet. Die gewählte Bezeichnung und der Be- 
griff, den sie deckt, scheint im Gegensatze zu den sonst in diesem Zu- 
sammenhange von der Theorie gebrauehten Ausdrücken: Mengeneinheit, 
kleinste Teilmenge, Stück, Exemplar u. del. von vornherein mancherlet 
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Mißverständnisse und Irrtümer auszuschließen, zumal die genannten 
üblichen Ausdrücke meist ohne nähere Definition angewendet werden; 
denn der Sprachgebrauch des Alltags hat mit ihnen oft bereits eine 
oder mehrere Bedeutungen fest verbunden — insbesondere die Be- 
deutung einer technisch, aber nicht wirtschaftlich kleinsten Teilmenge —, 
die sich schr häufig mit dem nicht decken, was der Theoretiker in 
diesem Zusammenhange richtigerweise mit ihnen zu meinen hat. „Ein 
Pferd‘ zum Beispiel ist an sich für seine Gattung sicherlich eine ,,Mengen- 
einheit‘‘, „kleinste Teilmenge“, ein „Stück“, ein „Exemplar“; es ist aber 
keine kleinste Teilmenge für die wirtschaftliche Überlegung eines Fuhr- 
werkers, welcher ein Paar Zugpferde für seinen schweren Lastwagen 
braucht, der nur zweispännig gezogen werden kann; er wird für diese 
Verwendung nur zwei Pferde oder gar keines kaufen können; cin Pferd 
hätte für ihn, in Hinsicht auf die gedachte Verwendungsweise, in diesem 
extremen Falle vielleicht gar keinen, jedesfalls aber keinen merklichen, 
vorstellbaren, keinen praktisch überhaupt in Betracht kommenden 
Nutzen. | 

Daß der Umfang der wirtschaftlich kleinsten Menge auch eines und 
desselben Gutes je nach dem kasuistischen Tatbestande ein verschiedener 
sein kann, ist evident; Leinsamen zum Beispiel mag für die Wirtschaft 
eines Gutsbesitzers zur Verwendung als Saatgut erst in viel größeren 
Quantitäten in Betracht kommen als für einen Häusler, während für die 
Heilung eines seiner kranken Nutztiere auch dem Gutsbesitzer schon 
eine bedeutend kleinere Menge wichtig und ihrem Nutzen nach sehr wohl 
anschlagbar ist und einem Botaniker oder Pfanzenzüchter, der ein wichtiges 
Experiment vorhat, schon ein einziges Korn davon vielleicht einen be- 
trächtlichen und sehr merklichen Nutzen verspricht. 

Um schließlich irgendwelche irrige Vorstellungen bezüglich der konkreten 
Gestaltung der „wirtschaftlich kleinsten Gutsmenge‘‘ auszuschließen, sej 
hervorgehoben, daß diese Größenbestimmung durchaus relativen Charakters 
ist, sich auf das Verfahren der wirtschaftlichen Überlegung und deren 
Konsequenzen in den ganz bestimmten konkreten Fällen bezieht; daß das 
das einzig praktisch in Betracht Kommende ist, liegt auf der Hand. Irgend- 
einenNutzen — einen Nutzen in irgendeiner anderen Verwendung — hätte 
zum Beispiel wohl auch ein Pferd für den obenerwähnten Fuhrwerker: 
wenn er aber in der erwähnten Weise Pferde für sein Fuhrwerk braucht, 
so kann er die Entscheidung darüber, ob, beziehungsweise zu welchem 
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Preise er sie hiezu kaufen sol), nur mit Hilfe des Anschlages ihres Nutzens 
in dieser bestimmten gedachten Verwendung treffen, wobei eben die 
wirtschaftlich kleinste Teilmenge nicht ein Pferd ist, sondern zwei Pferde. 

Welche Bedeutung dem Begriffe der wirtschaftlich kleinsten Gutsmenge 
und der Betrachtung ihres Nutzenanschlages in der Theorie der Wirtschafts- 
rechnung zukommt, davon kann an dieser Stelle nur einiges angedeutet 
werden. Eine erste Anwendung liegt in der Beantwortung der Frage, ob 
ein bestimmtes Gut teilbar sei oder nicht, ob es, wie das gewöhnlich aus- 
gedrückt wird, ein unteilbares Gut oder einen „Gutsvorrat“ bilde. Diese 
für die Grenznutzentheorie besonders wichtige Frabe darf keineswegs 
in Hinsicht auf die technische Teilbarkeit der Güter allein entschieden 
werden. Vom Standpunkte der Wirtschaftsrechnung nicht teilbar ist 
eine Gutsmenge, die in einem gegebenen Falle selbst eine wirtschaftlich 
kleinste Menge vorstellt — mag sie vielleicht auch technisch teilbar sein- 
Wirtschaftlich teilbar!) ist ein Gut, wenn es aus mehreren wirtschaftlich 
kleinsten Teilmengen besteht, das heißt, wenn es nicht nur technisch 
möglich ist, sondern auch ig Anschung des Zweckes der Wirtschaft einen 
praktischen Sinn hat, das Gut beim Wirtschaften zu teilen, zum Beispiel 
einer bestimmten Verwendungsweise nur einen Teil des Gutes zu widmen. 
Auch das kann hier einstweilen nur erwähnt, aber nicht auseinandergesetzt 
werden, daß gerade die kasuistische Bedingtheit der Größe der wirtschaftlich 
kleinsten Gutsmenge im Zusammenhalte mit anderen empirischen Erkennt- 
nissen es ist, welche aus der Grenznutzentheorie sich ergebende Kon- 
sequenzen in mancherlei Fällen als durchaus zutreffend und lebenswahr 
erscheinen läßt, in denen jene Theorie selbst nach Meinung ihrer eigenen 
Vertreter nicht zu brauchbaren Ergebnissen zu führen scheint. | 


8. Allgemeine Prinzipien des Nutzenanschlages in der Wirtschaftsreehnung. 


Wir können uns schon mit Hilfe des bisher Vorgebrachten ein unge- 
fähres, aber doch ganz allgemeines Bild davon machen, wie der Anschlag 
des Nutzens in der Wirtschaftsrechnung auftritt. 

Die Wirtschaftsreehnung ist wohl in anderen Belangen eine wirkliche 
Rechnung, ein zahlenmäßiger Kalkül, der Nutzen aber wird in ihr 


1) Also ein Vorrat im üblichen engeren Sinne dieses Wortes; daß man auch ein 
wirtschaftlich nicht teilbares Gut als einen Vorrat bezeichnen kann, nämlich als einen 
solchen, dessen Teilmengenanzahl =1 ist, bedeutet eine erweiterte Anwendung dieses 
Terminus, die wir indes hier noch nicht brauchen. 
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nicht gerechnet; er ist unserer Meinung nach in concreto, zahlenmäßig, 
völlig unrechenbar. Alles, was beim Wirtschaften wirklich gerechnet, das 
heißt zahlenmäßig ausgedrückt und in zahlenmäßige Beziehung zueinander 
gesetzt wird,') sind — wenn wir von der Rechnung der Zeit vorläufig 
absehen — Mengen von Gütern, seien diese nun Arbeit, Ware, Geld 
oder andere. Gütermengen sind das, was an den einfachen wirtschaftlichen 
Überlegungen der kleinen Haushaltung einem zahlenmäßigen Ausdrucke 
zugänglich ist, Giitermengen sind es, welche die Zahlenposten der aus- 
führlichen und weitläufigen Voranschläge und Betriebsdispositionen der 
großen Erwerbswirtschaften bilden. 

Dennoch aber ist die Wirtschaftsrechnung dem Wesen 
ihrer Problemstellung nach eine auf den Nutzen bezügliche 
Rechenaufgabe. Sie ist, mathematisch charakterisiert, ein Maximum- 
problem des Nutzens; die veränderliche Nutzengröße, um deren 
Maximum es sich bei diesem Probleme handelt, ist durch den Zweck des 
- Wirtschaftens bezeichnet: den Gesamtwirtschaftsnutzen zu einem 
Größten, einem Maximum, zu machen. 

Die allgemeine Vorschau, die wir über dieses Maximumproblem hier 
zu halten haben, soll zunächst der Frage nachgehen, die sich aus dem. 
Vorstehenden aufdrängt: ob und wie die Lösung dieses Problems 
in Anbetracht der völligen Unrechenbarkeit des Nutzens 
grundsätzlich überhaupt möglich ist; genauer: welche grundsätz- 
lichen Verfahrensweisen des Nutzenanschlages zu dieser Lösung erforderlich 
und prinzipiell ausreichend sind. Wir brauchen, um das zu erkennen, nur 
die Hindernisse, welche für die zahlenmäßige Beurteilung des Nutzens in 
der Wirtschaft der Wirklichkeit bestehen, der Reihe nach mit den rechnerisch 
erforderlichen Grundzügen des Nee jenes Maximumproblems 
zusammenzuhalten. 

Erstens. Der Gesamtwirtschaftsnutzen wird in seiner vollständigen 
Gänze von den Wirtschaftssubjekten gelegentlich ihrer wirtschaftlichen 
Überlegungen selten oder nie vorstellungsmäßig erfaßt. Auch hat kein 
Wirtschaftssubjekt irgendeinen zahlenmäßigen Ausdruck dafür, wie groß 
ein bestimmter Gesamtwirtschaftsnutzen ist, auch wenn ihm alles das 
mit Sicherheit bis’ins einzelne bekannt ist, wovon die Größe dieses Gesamt- 
wirtschaftsnutzens abhängt, insbesondere auch alle Gutsverwendungen 
seiner Wirtschaft mitsamt allen ihren näheren Umständen. Das heißt 


1) Über die exakte Bedeutung dieser Worte vgl. S. 650. 
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vom rechnerischen Standpunkte des betrachteten Maximumproblems: 
Die veränderliche Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens ist zwar eine 
Funktion, ist abhängig von allen Gutsverwendungen in der Wirtschaft -- 
wenn man gemäß früher Gesagtem vom Standpunkte der Wirtschafts- 
rechnung die übrigen maßgeblichen Momente insoferne ausscheidet, als 
man sie als gegeben und unveränderlich ansieht, sogar nur von diesen 
(rutsverwendungen, also von der Tatsache, was für Güter verwendet 
werden, wieviel von jedem von ihnen und wozu und wie und wann es 
verwendet wird; es fehlt jedoch sowohl die Möglichkeit, dieser abhängigen 
veränderlichen Größe selbst in concreto irgendeinen rechnerisch verwend- 
baren Ausdruck zu verleihen, als auch die Kenntnis der konkreten Formel 
der Abhängigkeit, der Funktionsformel. 

Das allein verhindert nun keineswegsdie Lösung jenes Maximumproblems. 
Die Feststellung, welche diese Lösung ausmacht: bei welcher Gestaltung 
der — unter den gegebenen und unveränderlichen sonstigen Verhältnissen — 
im Bereiche der Möglichkeit liegenden Gutsverwendungen der Gesamt- 
wirtschaftsnutzen am größten wird, ist ohne die eben genannten Voraus- 
setzungen möglich. Es brauchte nur bekannt zu sein, in welcher Weise 
die Veränderungen der Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens von 
jenen Gutsverwendungen abhängig sind; das würde prinzipiell genügen, 
um eine solche bestimmte Gestaltung dieser Gutsverwendungen heraus- 
finden zu können, daß keinerlei — im Bereiche der jeweiligen Möglichkeit 
liegende — an dieser Gestaltung der Gutsverwendungen vorgenommene 
Veränderungen derartige Veränderungen des Gesamtwirtschaftsnutzens 
nach sich zu ziehen vermöchten, durch die dessen Größe erhöht wurde; 
eine Gestaltung der Gutsverwendungen also, bei welcher die Größe des 
Gesamtwirtschaftsnutzens nicht mehr zunehmen kann, ein Maximum ist.*) 

Mithin scheidet der Gesamtwirtschaftsnutzen als erforder- 
licher Rechenposten unseres Problems aus, an seine Stelle 
treten als solche Posten seine Veränderungen ein, das sind — 
gemäß unseren früheren Darlegungen — die Einzelnutzen der Guts- 
verwendungen, der jeweils von jeder von ihnen unmittelbar abhängige 
Nutzen, im Sprachgebrauche der Praxis kürzer und ungenauer ausgedrückt: 


1) Das heißt, mathematisch gesprochen, nicht ganz. aber immerhin so genau, 
wie wir es hier brauchen: Um die Bedingungen des Maximums einer abhängigen ver- 
änderlichen Größe zu finden, genügt es, ohne daß die Formel ihrer Abhängigkeit, die 
Funktionsformel, gegeben wäre, deren erste Abgeleitete zu kennen. 
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der Nutzen der einzelnen Güter. Das Grundsätzliche und All- 
gemeine dieser Verfahrensweise der Wirtschaftsrechnung, welches man 
etwa als ein Prinzip des Einzelnutzens bezeichnen könnte, beinhaltet 
nichts anderes, als daß die Wirtschaftsrechnung, obgleich sie auf die Fest- 
stellung der Bedingungen für die Erreichung des größten Gesamtwirt- 
schaftsnutzens gerichtet ist, ihr Auslangen mit der Einführung der Einzel- 
nutzen der Gutsverwendungen findet. 

Eine gewisse Beschränkung der Problemlösung biagi das allerdings 
mit sich; es kann zwar festgestellt werden, wann, das heißt, bei welcher 
Gestaltung aller einzelnen Gutsverwendungen der Gesamtwirtschafts- 
nutzen ein Maximum wird, aber nicht, wie groß er dann ist;') das ist 
nicht weiter verwunderlich und einen Mangel kann man darin, wie die 
Dinge einmal liegen, keineswegs erblicken — besäßen die Wirtschafts- 
subjekte ja doch ebensowenig Mittel für den Ausdruck dieser resul- 
tierenden maximalen Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens, wie sie 
- deren zum Größenausdruck desselben zwecks rechnerischer Einführung 
in das Problem besitzen. 

Zweitens. Aber auch die Veränderungen des Gesamtwirtschafts- 
nutzens, die Einzelnutzen der Gutsverwendungen, sind ihrer Größe nach 
nicht derart ausdrückbar, daß die Wirtschaftssubjekte in concreto mit 
ihnen wirklich, zahlenmäßig, rechnen könnten; ihre größenmäßige Er- 
fassung geht, wie wir wissen, nur so weit, daß die Wirtschaftssubjekte 
bestenfalls das Größer-, Gleich- oder Kleinersein einer solchen Nutzen- 
größe im Vergleiche zu einer anderen feststellen können. Auch die Art 
der Abhängigkeit dieser Nutzengrößen von den Gutsverwendungen ist 
durchaus nicht etwa in Gestalt einer Funktionsformel bekannt — oder 
als solche in concreto auch nur denkbar —, welche in irgendeine zahlen- 
mäßige Rechnung eingeführt werden könnte.?2) An diesen Mängeln 
scheitert unweigerlich die konkrete Lösung unseres Maxi- 
mumproblems auf dem Wege einer in einem Zuge auf das 
Ganze gehenden Rechnung. Daß darum nicht schade ist, daß eine 
solche Rechnung weder in abstracto noch in concreto wirklich durch- 


1) Das heißt, es sind wohl die Bedingungen fir den Eintritt des Maximums, 
nicht aber die Grüße der abhängigen Veränderlichen im Zustande des Maximums 
feststellbar. 

+) Man vergleiche hiezu insbesondere S. 666 und ebendort Anmerkung t); 1m 
übrigen verzichten wir hier auf den jedesmaligen Verweis auf unsere früheren Aus- 
führungen, da sich das in diesem Abschnitte Enthaltene auf fast alle von ihnen bezieht. 
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eeführt, wirklich ausgerechnet werden könnte, sollte sie tatsächlich - 
alles berücksichtigen, was zur Vermeidung von Fehlresultaten berück- 
sichtigt werden muß, braucht an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt zu 
werden. Wir wollen uns nur in positiver Weise — und auch das nur soweit 
wir es augenblicklich brauchen — dasjenige ansehen, was an die Stelle 
jener undurchführbaren zahlenmäßigen Rechnung tritt. Es ist ihr gegen- 
über dadurch charakterisiert, daB es einerseits zwar das allumfassende 
Maximumproblem der Wirtschaftsrechnung in — unter jeweiliger voller 
Berücksichtigung des Ganzen zu erledigende — Einzelprobleme aufzu- 
lösen gezwungen, anderseits aber imstande ist, bei seiner praktischen 
Anwendung alle, auch die zahlenmäßig nicht ausdrückbaren Bestimm- 
sründe des Nutzens in den Kalkül aufzunchmen, also insbesondere auch 
die Art, Beschaffenheit, Verwendungsweise und Verwendungszeit der 
Güter und nicht nur gerade ihre Menge allein. t) 


t) Diesbezüglich sei nur kurz darauf hingewiesen, daß die übliche mathematische 
Instruierung des ökonomischen Maximumproblems von den den Nutzen bestimmenden 
Momenten als Veränderliche nur die im Besitze der Wirtschaftssubjekte befindlichen 
Gütermengen berücksichtigt (siche S. 658, Anmerkung !)), worin, wenigstens vom 
Standpunkte einer allgemeinen Theorie der Wirtschaftsrechnung, eine ganz wesentliche 
Einseitigkeit zu erblicken ist, mag eine solche Auffassung vielleicht auch für andere, 
speziellere Zwecke eher ausreichen, das ist eben für solche Betrachtungen, die sich 
nur auf den Besitz der Güter erstrecken; denn eine Theorie der Wirtschaftsrechnung, 
welche nur die Giitermengen als veränderlich, alle anderen Bestimmgründe des Nutzens 
aber als gegeben und unveränderlich ansieht, kann, auch wenn sie sonst korrekt ist, 
niemals mehr fördern als die Erklärung dessen, wie über die Zweckmäßigkeit der 
(fütermengenfestsetzungen in den wirtschaftlichen Verfügungen entschieden wird, 
` niemals vermag sie über die sonstigen näheren. in diesen Verfügungsentscheidungen 
enthaltenen und von den Wirtschaftssubjekten in praxi notwendigerweise vorzu- 
nehmenden Festsetzungen AufschluB zu geben. zum Beispiel über die Verwendungs- 
weise und Verwendungszeit der Güter und anderes mehr. Anderseits aber muß 
betont werden. daß das soeben iin Texte von der Berücksichtigung aller Bestimm- 
gründe des Nutzens Gesagte sich, wie wir ja dort auch bemerkten, auf die praktische 
Anwendung bezieht. Die Theorie der Wirtschaftsrechnung hat jedoch kaum die 
Möglichkeit, sicherlich aber kein Interesse daran. so weit zu gehen; man vergleiche 
dazu das diesbezüglich oben im 6. Abschnitte (S. 657, 667 f. u. a.) Vorgebrachte. 
Dennoch glauben wir, daß zwischen Theorie und Theorie ein großer Unterschied 
bezüglich des Erklärungswertes besteht, je nachdem — um das kurz mathematisch 
auszudrücken — wie viele und welche von den von der Theorie zu beachtenden, das 
ist von den subjektiven wirtschaftlichen Verfügungen abänderbaren Bestimmgründen 
des Nutzens sie als Veränderliche in das Maximumproblem der Wirtschaftsrechnung 
einzuführen und damit hinsichtlich ihrer Auswirkung darzulegen imstande ist. 
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Die eben angedeutete Verfahrensweise der Wirtschaftsrechnung ist 
die nähere Ausgestaltung der Anwendung des vorhin angeführten Prinzips 
des Einzelnutzens. Wir müssen, um sie in ihrer Wurzel zu erfassen, unser 
Augenmerk auf eine Tatsache richten, welche ein wesentliches Datum 
des Maximumproblens jeder Wirtschaftsrechnung bildet, weil sie eine 
allgemeine Voraussetzung des Wirtschaftens überhaupt ist; das ist die 
Knappheit der Güter (cf. S. 636), die Beschränktheit der verfügbaren 
Mittel jeder Wirtschaft im Verhältnis zu deren Bedarf — jeder Blick auf 
die Wirklichkeit überzeugt uns vom Zutreffen dieser Voraussetzung. Diese 
Tatsache hat eine grundsätzliche Entgeltlichkeit jedes erlangten oder 
gewährleisteten Einzelnutzens zur Folge; der Vollzug oder die Sicher- 
stellung der einzelnen bestimmten nutzbringenden Gutsverwendungen 
hat zur Folge, daß auf Vollzug oder Sicherstellung anderer bestimmter 
Gutsverwendungen verzichtet werden muß; sei es, daß über die zu ver- 
wendenden Güter nunmehr zur Widmung an andere Verwendungsweisen 
nicht verfügt werden kann, sei es, daß, um überhaüpt ihren Besitz und damit 
die Verwendungsmöglichkeit zu erlangen, von der betreffenden Wirtschaft 
andere Güter hingegeben werden müssen, womit auf die vorher möglichen 
Verwendungen dieser letzteren Güter verzichtet wird. Somit können wir 
allgemeiner sagen, es bestehe in der Wirtschaft ein materielles Prinzip 
von wirtschaftlicher Leistung und Gegenleistung: es kann 
kein Einzelnutzen als wirtschaftliche Leistung auf dem Wege des Wirt- 
schaftens erlangt, erworben werden, ohne daß auf mindestens einen anderen 
Einzelnutzen verzichtet werden, eine wirtschaftliche Gegenleistung gemacht 
werden müßte. ') Daraus folgt, daß in dem Kreise einer wirtschaft- , 
lichen Überlegung, welche einen praktischen Sinn hat — das 


1) Keine Ausnahme hievon bildet es, daß es etwa Wirtschaftssubjekten manchmal 
möglich ist, durch Verzicht auf Gutsverwendungen, die nicht nützlich, sondern schäd- 
lich sind, sich anderweitig Nutzen zu erwerben. Anch diese Fälle fügen sich in unseren 
Satz ein, wenn man — wie üblich — den ‚‚Schaden‘: jener Gutsverwendungen als einen 
negativen Nutzen auffaßt. Auch hier steht dann Nutzenerwerb gegen Nutzenverzicht: 
daß auch der Verzicht auf den negativen Nutzen ein wirtschaftlicher Vorteil ıst. 
beeinflußt das konkrete kasuistische Ergebnis, nicht aber das Prinzip, die Tatsache 
des Erwerbes der einen und des Verzichtes auf die andere Gutsverwendung und ins- 
besondere nicht die Notwendigkeit des Vergleiches des von jeder von ihnen abhängigen 
Nutzens (zu dem Letzteren vgl. das im Texte Folgende). Ebenso, wenn die Guts- 
verwendung, auf welche verzichtet wird, zwar nicht schädlich, aber auch nicht 
nützlich ist. 
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heißt auf eine wirtschaftliche Verfügungsentscheidung abzielt und hiebei ` 
den tatsächlich bestehenden Voraussetzungen und Zusammenhängen 
des Wirtschaftens Rechnung trägt —, niemals ein Einzelnutzen 
allein auftreten kann; stets steht in der Wirtschaftsrechnung 
Nutzen gegen Nutzen, genauer gesagt, der Erwerb eines be- 
stimmten Einzelnutzens gegen den Verzicht auf mindestens | 
einen anderen bestimmten Einzelnutzen. Durch dieses eigentiim- 
liche Verhältnis, welehes in der Praxis der Wirtschaft mit Notwendigkeit 
auftritt, weil es zutiefst in dem verankert ist, was die Menschen zum Wirt- 
schaften zwingt, in der Knappheit der Güter, wird stets im Gange der 
Wirtschaftsrechnung die Voraussetzung dafür geschaffen, daß der An- 
schlag des Einzelnutzens gerade in der Weise von der wirtschaftlichen 
Überlegung angewendet werden kann, ja angewendet werden muß, in der 
ihn als Hilfsmittel der Wirtschaftsrechnung anzuwenden den Wirt- 
schaftssubjekten einzig und allein möglich ist: zum Vergleiche mit 
anderen Einzelnutzen. Das ist die formale — besser gesagt, die auf das 
Verfahren der Wirtschaftsrechnung bezügliche — Seite des Prinzips von 
Leistung und Gegenleistung, es ist ein Prinzip des Vergleichens 
von wirtschaftlicher Leistung und Gegenleistung.!) 

Wie nun im Rahmen der grundsätzlichen Verfahrensweise, welche 
dieses Prinzip vorschreibt, die Tendenz zur Erreichung des maximalen 
Gesamtwirtschaftsnutzens erfüllt und damit das Maximumproblem der 
Wirtschaftsrechnung gelöst werden kann, ist leicht abzusehen. Der Ver- 
gleich von wirtschaftlicher Leistung und Gegenleistung ist die vergleichende 
Gegeniiberstellung von Einzelnutzen gegen Einzelnutzen in Hinsicht auf 
ihre Größe, ihren wirtschaftlichen Vorrang, er ist das Abwägen zweier 


1) Wie sich in dieses Vergleichen die vorstellungsmäßige Erfassung, der Anschlag 
des einzelnen konkreten Nutzens, einfügt, davon wird anderwärts noch zu sprechen 
sein; der Nugzen der Gutsverwendung, deren Verzicht zur Erwägung steht -- zum 
Beispiel der Nutzen einer bestimmten Verwendung eines bestimmten Gutes A, welches 
zwecks Ermöglichung einer bestimmten Verwendung eines dafür zu erwerbenden 
Gutes B eventuell hingegeben werden soll —, wird (unter Anwendung der früher 
erörterten praktischen Vereinfachungen) dadurch erfaßt. daB der Gesamtwirtschafts- 
nutzen, welcher mit Verwendung von A erzielt werden kann, dem ceteris paribus 
ohne diese Verwendung erzielbaren gegenübergestellt wird; der Nutzen von B ergibt 
sich dann aus der Gegeniiberstellung eben dieses letzteren Gesamtwirtschaftsnutzens, 
also dessen, der ohne A, aber auch ohne B erzielt werden kann. und desjenigen, 
welcher ohne A. aber mit B zu erzielen ist. 
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an sich möglicher, aber einander in alternativer Weise ausschließender 
Veränderungen des Gesamtwirtschaftsnutzens in Hinsicht darauf, welche 
von ihnen bei ihrer Realisierung den Gesamtwirtschaftsnutzen zu einem 
größeren macht. Wird nun bei diesem Vergleichen immer dem größeren 
Einzelnutzen — also derjenigen Veränderung des Gesamtwirtschafts- 
nutzens, welche ihn zu einem größeren macht, als es die andere vermöchte — 
der Vorzug gegeben und wird das durch alle jeweils vorhandenen Möglich- 
keiten hindurch konsequent forgesetzt, also stets auf jeden erlangbaren 
Einzelnutzen verzichtet, solange noch gegen diesen Verzicht ein anderer, 
größerer Einzelnutzen erworben werden kann: so muß das schließlich zu 
einem Zustande führen, in welchem der Gesamtwirtschaftsnutzen zu 
einem Maximum des unter den obwaltenden Verhältnissen Erreichbaren 
wird; das ist dann der Fall, wenn eben jenes Verfahren beendet, durch 
Verzicht auf keinen einzigen Einzelnutzen mehr ein anderer größerer 
erworben werden kann.') 

Die materiellen grundsätzlichen Vorschriften, dureh deren Befolgung 
das Verfahren des Vergleichens von wirtschaftlicher Leistung und Gegen- 
leistung zur Lösung der Maximumaufgabe der Wirtschaftsrechnung führt, 
sind, wie man sieht, zweierlei: bei jedem einzelnen solchen Vergleiche 
dem den Vorzug zu geben, was dem Zwecke des -Wirtschaftens besser 
dient, den Gesamtwirtschaftsnutzen mehr fördert, außerdem aber: 
alle jene Vergleiche durchzuführen, deren Konsequenzen im Bereiche 
der jeweiligen Vollzugsmöglichkeit liegen. Diese beiden Vorschriften, 
richtig verstanden, bilden in ihrem Zusammenhalte den wesentlichen 
‚ Inhalt dessen, was wegen seiner grundlegenden Wichtigkeit gewöhnlich 


— 


En 


1) Man kann diesen in Hinsicht auf die Größe des erzielbaren Gesamtwirtschafts- 
nutzens optimalen Zustand den ökonomischen Gleichgewichtszustand nennen; 
unseres Erachtens fallen alle Einwände, die sich vielleicht gegen manche speziellere 
Deutungen dieser heute in der Theorie sehr verbreiteten, aber manchegseits aus ge- 
wissen Gründen nicht gerne gesehenen Bezeichnung erheben lassen, weg, wenn wir 
damit nichts meinen als das, was hier gemeint wird: den Zustand der Vollendung 
der Wirtschaftsrechnung. Die Möglichkeit einer mehrdeutigen Lösung unseres 
Maximumproblems, — das ist kurz und beiläufig gesagt: die Möglichkeit,in disjunktiver 
Weise einen gleich großen maximalen Gesamtwirtschaftsnutzen durch verschiedene 
Auswahl zwischen gleich großen Einzelnutzen, also durch eine in manchen Punkten 
verschiedene Anordnung des Wirtschaftens, zu erreichen — ist in der Fassung des 
Textes eingeschlossen. doch ist es hier noch nicht von Belang, diese Möglichkeit zu 
erörtern. i 
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schlechthin als das „wirtschaftliche Prinzip‘ bezeichnet wird; wir kommen 
darauf zurück, bis wir unsere hier zur Beantwortung vorgesetzte Frage 
erledigt haben werden. ` 

Drittens. Wir wiesen an einer früheren Stelle (S. 655 ff.) darauf hin, 
daß es den Wirtschaftssubjekten in praxi durchaus nicht bezüglich aller 
Güter, beziehungsweise Gutsverwendungen möglich sei, die Größen ihrer 
Einzelnutzen vorstellungsmäßig zu erfassen und zu vergleichen. Wir 
haben dem hier als Ergänzung etwas hinzuzufügen, was wir dort nur an- 
deuteten; es betrifft den Grad der Sicherheit in den Entscheidungen der 
Vergleiche von Einzelnutzen. Nicht alle diese Vergleiche sind von den 
Wirtschaftssubjekten mit gleicher Sicherheit zu entscheiden; von jenen 
Vergleichen, die überhaupt nicht, zu jenen, die mit bedeutender, praktisch 
völlig zureichender Sicherheit durchgeführt werden können, führt sozusagen 
eine Stufenleiter in bezug auf diese Sicherheit — das trifft in den aller- 
meisten Zweigen der Wirtschaft zu; an allgemeinem können wir dies- 
bezüglich vorläufig nur feststellen, daß Vergleiche mit größerer Sicherheit 
der Entscheidung bezüglich solcher Einzelnutzen durchgeführt werden 
können, bei denen das am größten ist, worauf der Anschlag und Vergleich 
des erwarteten Nutzens überhaupt gegründet wird, das ist die wirtschaft- 
liche Erfahrung; also bezüglich solcher Vergleiche, welche die Wirtschafts- 
subjekte im regelmäßigen Ablaufe des Wirtschaftens zu entscheiden ge- 
wohnt sind, solcher, bei denen ihnen der zu vergleichende Erwerb und 
Verzicht von Nutzen mit allen Konsequenzen aus der wirtschaftlichen 
Erfahrung vertraut ist. Das sind Dinge, die jede Theorie voll beachten 
muß, welche die Augen vor der Wirklichkeit nicht verschließen will. 

Das, was wir davon für unsere augenblickliche Erörterung in Betracht 
zu ziehen haben, ist folgendes. Die im vorhergehenden dargelegten Ver- 
fahrensweisen des Nutzenanschlages in der Wirtschaftsrechnung würden 
grundsätzlich ein Nutzenvergleichen betreffs aller einzelnen Gutsver- 
wendungen erfordern, die überhaupt jeweils im Bereiche der Möglichkeit 
liegen; es müssen also unter diesen Vergleichen im allgemeinen solche 
. sein, die auf der Stufenleiter der Sicherheit im Vergleichen ganz zu unterst 
stehen, die also gar nicht oder ohne jede Sicherheit der Entscheidung durch- 
geführt werden können; weiters solche, die mit etwas größerer, und endlich 
solche, die mit noch bedeutenderer, praktisch völlig ausreichender Sicherheit 
durchgeführt werden können. Die Lösung ihres Problems wäre aber recht 
fragwürdig, wäre die Wirtschaftsrechnung im Verfolge des Vergleichens 
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von wirtschaftlicher Leistung und Gegenleistung darauf angewiesen, auch 
die mit gar keiner oder einer nur geringen Sicherheit durchzuführenden 
Vergleiche wirklich anzustellen. f 


Das ist nun’ keineswegs der Fall. Es ist für die Wirtschaftsrechnung 
nicht erforderlich, auch diese Nutzenvergleiche durchzuführen. Es gibt 
ein Verfahren der Wirtschaftsrechnung, welches darin besteht, gewisse 
andere als diese Nutzenvergleiche durchzuführen — und zwar solche, 
die mit ihnen ihren Vergleichsgegenständen nach sachlich zusammenhängen, 
jedoch mit größerer Sicherheit und zudem auch in weniger beschwerlicher, 
die wirtschaftliche Sorge weit weniger aufregender Weise durchzuführen 
sind — und das, was aus den ersteren, praktisch nicht oder weniger sicher 
durchzuführenden Vergleichen zu folgern nötig wäre, aus den Ergeb- 
nissen dieser anderen, besser durchführbaren Vergleiche zu 
erschließen. Kurz, es ist möglich, das Anstellen von gar nicht 
oder nicht mit ausreichender Sicherheit durchzuführenden 
Nutzenvergleichen im Verfahren der Wirtschaftsrechnung 
völlig entbehrlich zu machen.') 

Diese Verfahrensweise bildet eine Seite eines allgemein angewendeten 
Vorganges der Wirtschaftsrechnung, dessen grundsätzliches Wesen wir 
anderwärts als „Prinzip der ökonomischen Relevanz‘ darlegen 
werden ;?) da auf diesem Prinzip unserer Meinung nach auch das elementare 
Wesen des Grenznutzens beruht, hängt die besondere Verfahrensweise 
des Nutzenvergleichens, die wir hier anführten, unmittelbar mit der An- 


1) Vielleicht ist es nicht überflüssig, schon hier ausdrücklich hervorzuheben, 
daB es sich bei diesem Verfahren unserer Meinung nach nicht darum handelt, im 
Gedankengange der Wirtschaftsrechnung die einen Nutzengrößen durch die andern 
(in einem anderen Vergleich figurierenden) zu ersetzen, sondern vielmehr nur darunı, 
ein gewisses Urteil über die Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens, das aus den einen 
Nutzenvergleichen unmittelbar durch deren tatsächliche Vornahme festzustellen nötig 
wäre, ohne diese Vornahme aus den Ergebnissen der anderen Nutzenvergleiche als 
Prämissen zu erschließen -- wozu natürlich ein gewisser Zusammenhang zwischen 
den in den beiderlei Nutzenvergleichen vorkommenden NutzengréBen als weitere 
Prämisse unentbehrlich ist. 

2) Eine andere, jedenfalls auffälligere und im Vordergrunde stehende Seite 
dieses Vorganges bildet die angedeutete Abkürzung des Nutzenvergleichens an sich: 
auch dort, wo eine Nötigung durch die hier in Rede stehende Schwierigkeit nicht 
besteht, wird diese weitgehende Abkürzung durch Eliminierung von Nutzenvergleichen 
aus dem Gange der Wirtschaftsreehnung vorgenommen. 
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wendung des Grenznutzenanschlages selbst zusammen. Auf diese An- 
deutungen müssen und dürfen wir uns für den Augenblick be- 
schränken. — 

Noch bedürfen aber unsere Ausführungen einer Vervollständigung, die 
zugleich eine Vereinfachung im Ausdrucke ermöglicht, weshalb wir sie 
an Hand einer kurz rekapitulierenden Übersicht vornehmen wollen. Diese 
Vervollständigung besteht darin, daB wir die Abhängigkeit des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens — und damit auch das auf ihn bezügliche Maximum- 
problem — auf ihre letzten für die Wirtschaftsrechnung als abänderbar 
anzusehenden Argumente zurückverfolgen, auf die wirtschaftlichen Ver- 
fügungen; einer näheren Auseinandersetzung bedarf das wohl nach unseren 
im 1., 2. und 6. Abschnitte hierauf bezüglichen Ausführungen nicht — 
wir tun im folgenden nichts anderes, als daß wir noch einen Schritt zurück- 
gehen: wir setzen an Stelle der Gutsverwendungen als bestimmende Argu- 
mente die wirtschaftlichen Verfügungen, von welchen diese Gutsver- 
wendungen ja ihrerseits bestimmt werden. Sonach ergibt sich uns in 
völliger Entsprechung zu dem Bisherigen: 

Erstens. Die Wirtschaftsrechnung hat festzustellen, welches die 
jeweils zweckmäßigen unter allen möglichen wirtschaftlichen Verfügungen 
sind, sie hat jene wirtschaftlichen Verfügungen herauszufinden, bei deren 
Vollzug der Gesamtwirtschaftsnutzen voraussichtlich der größte unter 
den jeweils gegebenen, durch wirtschaftliche Verfügungen nicht abänder- 
baren Umständen erreichbare wird. Dazu braucht die Wirtschaftsrechnung 
Urteile über seine Größe bei verschiedener Gestaltung aller derjenigen sie 
mitbestimmenden Momente, welche durch wirtschaftliche Verfügungen 
des Subjektes abgeändert werden können — sie braucht Urteile über seine 
Größe bei verschiedener Gestaltung der subjektiven wirtschaftlichen Ver- 
fügungen. Da diese Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens selbst weder 
ermittelbar noch ausdrückbar ist, werden jene Urteile aus den von den 
wirtschaftlichen Verfügungen abhängigen Veränderungen des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens entnommen (Prinzip des Einzelnutzens). 

Zweitens. Das geschieht durch den gegenseitigen Vergleich dieser 
Veränderungen — das ist der Einzelnutzen, die von den durch die wirt- 
schaftlichen Verfügungen bezeichneten Gutsverwendungen abhängen — 
bei verschiedener Gestaltung der wirtschaftlichen Verfügungen; die Mög- 
lichkeit zu einem solchen Vergleich ist immer vorhanden, weil die Einzel- 
nutzen im Gesichtskreise der Wirtschaftsrechnung niemals allein, sondern 
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stets mindestens zu zweien auftreten (Prinzip des Vergleichens von 
Leistung und Gegenleistung). 


Drittens. Die Schwierigkeit, daß manche oder viele Vergleiche von 
Einzelnutzen praktisch nicht mit der erforderlichen Sicherheit durch- 
führbar sind, wird durch die Möglichkeit überwunden, die Urteile über 
die Größe des Gesamtwirtschaftsnutzens, welche aus derartigen Vergleichen 
zu entnehmen nötig wäre, aus anderen, besser und leichter durchführbaren 
Vergleichen von Einzelnutzen zu erschließen (durch Anwendung des 
Prinzips der ökonomischen Relevanz). 


Wenn wir von einer höheren Warte aus den Kern unserer Ausführungen 
über die Lösung des Maximumproblems der Wirtschaftsrechnung zu 
beurteilen versuchen, so erkennen wir, daß das allgemeine Mittel, mit 
dem jenes Problem des wirtschaftlichen Handelns in concreto zu lösen 
ist, dasselbe ist wie jenes, das auch auf anderen Gebieten des menschlichen 
Handelns bei analogen Problemen angewendet wird. Das Problem der 
Wirtschaftsrechnung ist die Herausfindung der wirtschaftlich zweck- 
mäßigen aus allen jeweils überhaupt möglichen Verfügungen, es ist also 
seinem innersten Wesen nach das Problem einer Auswahl unter verschiedenen 
an sich möglichen konkreten Arten des wirtschaftlichen Handelns; da 
dieses Problem infelge der Unrechenbarkeit des Nutzens auf dem Wege 
einer in einem Zuge auf das gesamte Endresultat gehenden konkreten, 
zahlenmäßigen Rechnung nicht gelöst werden kann, tritt an die Stelle 
eines solchen Vorganges das Verfahren einer in einzelnen Akten zu voll- 
ziehenden Auswahl; sie wird durch das Mittel des gegenseitigen Vergleiches 
der bei verschiedener Gestaltung der einzelnen wirtschaftlichen Ver- 
fügungen und damit des einzelnen wirtschaftlichen Handelns zu erwartenden 
Einzelnutzen, also des verschiedenen voraussichtlichen Erfolges von ver- 
schiedenem einzelnem wirtschaftlichem Handeln entschieden, wobei im 
Charakter des Einzelnutzens die Relation auf den Gesamtwirtschafts- 
nutzen, den Zweck des Ganzen, gewahrt wird. Ebenso wird nun ganz 
allgemein auch bei jedem anderen als dem wirtschaftlichen Handeln, 
wenn es vor eine Wahl zwischen disjunktiven Möglichkeiten gestellt ist 
und von vernünftiger Überlegung regiert werden soll, diese Wahl durch 
die Vorstellung der verschiedenen möglichen Einzelerfolge des verschiedenen 
Handelns und deren gegenseitiges Abwägen in Relation auf den ganzen 
Zweck des Handelns entschieden. — 
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Wir sprachen bisher vom Nutzen in der Problemstellung und im 
Lösungsvorgange des Maximumproblems der Wirtschaftsrechnung; soll 
das in seinen allergröbsten Zügen umrissene Bild davon, wie der Nutzen 
in der Wirtschaftsrechnung auftritt, vollständig scin, so haben wir noch 
einen Blick auf deren schlieBliches Ergebnis, das Lösungsresultat ihres 
Maximumproblems, zu werfen: vielleicht ist da an Rechnung des Nutzens 
irgend etwas vonnéten.') | 

Das erledigt sich sehr einfach: im Ergebnisse der Wirtschafts- 
rechnung, im konkreten Lösungsresultate ihres Maximum- 
problems, kommt der Nutzen überhaupt nicht vor. Man halte 
diese Behauptung weder für unsinnig noch für paradox, sie stimmt mit 
den Tatsachen und dem logischen Sachverhalte völlig überein. Vom Zwecke 
des Wirtschaftens, der Erreichung des höchsten unter den jeweils vor- 
handenen Verhältnissen erzielbaren Gesamtwirtschaftsnutzens, geht die 
Wirtschaftsrechnung als von ihrer Problemstellung, ihrer vorgesetzten 
Hauptbedingung, aus; sie hat diese Bedingung unverrückt durch alle ihre 
Phasen in voller Berücksichtigung aller Zusammenhänge festzuhalten; 
und sie hat schließlich ein Ergebnis zu gewinnen, in welchem die Erfüllung 
jener Bedingung nach Maßgabe der subjektiven Voraussicht mit Sicherheit 
verbürgt ist. Aber dieses Ergebnis besteht selbst ausschließlich aus 
der Angabe von das gesamte wirtschaftliche Handeln in bestimmter Weise 
festlegenden ganz konkreten, praktisch durchführbaren Ver- 
fügungen. Diese Verfügungen enthalten — wovon allerdings in praxi 
meist ein großer Teil als selbstverständlich überhaupt nicht zu einem 
besonderen Ausdrucke gelangt — Vorschriften für das wirtschaftliche 

eHandeln, und zwar teils nicht zahlenmäßigen Charakters (zum Beispiel 
Festsetzungen über Art und Beschaffenheit der Güter, welche zu veräußern, 
zu erwerben, beziehungsweise zu behalten sind, und über deren Ver- 


ı) Ein solches Bedenken könnte sich zum Beispiel vielleicht einstellen, wenn 
man auf das bekannte „Resultat der Preistheorie‘‘ sieht, welches die mathematisch 
formulierte ökonomische Theorie enthält: „daß nach abgeschlossenem Tausch die 
Grenznutzen der Güter beiderseits in demselben Verhältnis stehen müssen wie deren 
gegenseitige Preise. Wollte man in dieser Formel wirklich ein Ergebnis einer Wirt- 
schaftsrechnung erblicken, so bliebe nichts übrig, als — da die fraglichen gegenseitigen 
Preise der Güter mit Notwendigkeit Verhältnisse von extensiv meßbaren und zahlen- 
mäßig rechenbaren Gütermengen sind - auch das „Grenznutzenverhältnis' als eine 
zahlenmäßig aufzustellende, konkret auszurechnende Proportion anzusehen. (Weiteres 
hierüber siehe zu Ende der nächstfolgenden Fußnote auf S. 687 f.) 
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wendungsweise), teils zahlenmäßigen Charakters (die Mengenangaben dieser 
Güter); der Nutzen aber hat, wenn’es einmal so weit ist, seine Rolle hin- 
sichtlich dieser Festsetzungen, welehe in deren Motivierung, in der Be- 
griindung ihrer wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit bestand, ausgespielt. 
Wenn eine nur flüchtige Betrachtung der Dinge einen Anschein des Gegen- 
teiles erweckt, so kommt das daher, daß die essentiell verschiedenen Phasen 
der Durchführung der Wirtschaftsrechnung einerseits und des Vorliegens 
ihres Ergebnisses anderseits in praxi nicht so scharf voneinander abgetrennt 
sind, wie sie auseinanderzuhalten der Theoretiker alle Ursache hat. Wohl 
tritt der Nutzen wieder hinter dem Ergebnisse der Wirtschaftsrechnung 
auf, aber als etwas ganz anderes, als er vorher war, nämlich als Folge des 
Vollzuges dieses Ergebnisses, als Konsequenz des wirtschaftlichen Handelns 
— nicht als ein erwarteter, sondern als ein erlangter, realisierter Nutzen, 
Wie er als solcher in praxi nicht mehr das einmal vollzogene Handeln und 
somit noch weniger die diesem vorangehende, es festsetzende Wirtschafts- 
rechnung abzuändern vermag, so interessiert er auch die Theorie der 
Wirtschattsrechnung nach einer anderen Richtung hin; insofern nämlich, 
als er, indem er den für diesmal erledigten subjektiven Anschlag des er- 
warteten Nutzens als mehr oder weniger zutreffend ausweist, zur Quelle 
neuer wirtschaftlicher Erfahrung wird, welche Erfahrung wieder die Grund- 
lage für künftige Anschläge von erwartetem Nutzen abgibt, also für Ent- 
scheidungsgründe einer neuen, künftig anzustellenden Wirtschafts 
rechnung.t) — 


') Daß das über das Auftreten des Nutzens im Ergebnisse der Wirtschaftsrechnung 
hier Behauptete auch nach dem logischen, das ist. hier zunächst dem mathematischen 
Charakter des Problems völlig zutreffend, ja eine bloße Selbstverständlichkeit ist,” 
erkennt man, wenn man sich den Sinn vor Augen hält, den überhaupt die Lösung 
eines Maximumproblems hat, für dessen abhängige Variable — wie hier für den Gesamt- 
wirtschaftsnutzen — kein konkreter zahlenmäßiger Formelausdruck vorliegt. Ein 
solches Maximumproblem lösen heißt nichts anderes, als unter Berücksichtigung 
etwaiger sonst vorgeschriebener Nebenbedingungen für die in der Problemstellung 
enthaltene Bedingung, eine gewisse veränderliche Größe müsse ein Maximum sein, 
einen anderen Ausdruck zu finden, in welchem nicht diese veränderliche Größe vor- 
kommt, sondern diejenigen Größen, von denen sie abhängt. (In der Maximumaufgabe 
zum Beispiel: Unter allen einem gegebenen Kreise eingeschriebenen Rechtecken das- 
jenige zu finden. welches den größten Flächeninhalt hat (Lösung: das Quadrat). besteht 
die Lösung darin, für die Bedingung: der Flächeninhalt jenes Rechteckes müsse 
ein Maximum sein, einen jenes Rechteck charakterisierenden Ausdruck zu finden, 
in dem das figuriert, wovon jener Flächeninhalt abhängt, nämlich die Seiten de 
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Vielleicht mag jemandem gegenüber der gesamten im vorstehenden 
vertretenen Auffassung des Problems der Wirtschaftsrechnung der Gedanke 
kommen, es sei dessen Instruicrung als Maximumproblem des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens — zumal dieser nach unseren eigenen Darlegungen 
sozusagen nur hinter den Kulissen agiert — gänzlich entbehrlich, nicht 
mehr als etwa eine überflüssige theoretische Fiktion und man könne das 
Allgemeine, das wir hier vom Auftreten des Nutzens in der Wirtschafts- 
rechnung vorbrachten, sehr wohl einfach mit Beschränkung auf die Be- 
trachtung der Einzelnutzen unter Beihilfe des „wirtschaftlichen Prinzips“ 
erfassen; eine Ansicht, die noch einen Stützpunkt darin erblicken könnte, 
daß auch wir vorhin (S. 680f.) dieses Prinzip als einen Inbegriff von Vor- 
sehriften charakterisierten, welche in ihren Anwendungen auf die Ver- 
gleiche von Einzelnutzen die Rechnung des Gesamtwirtschaftsnutzens 
ersetzen. Dieser Einwurf nun wäre gänzlich verfehlt. Es handelt sich 
beim Begriffe des Gesamtwirtschaftsnutzens und allem, was sich daraus 
ableitet, durchaus nicht um eine theoretische Fiktion; der Nachweis hiefür 
ergibt sich beinahe aus jedem Schritte, den die Theorie der Wirtschafts- 
rechnung in ihrer Untersuchung tut; da wir aber hier erst am Anfange 
dieses Weges stehen, ist es sehr wenig, was wir davon außer dem bereits 
Gesagten vorbringen könnten; aber auch dieses Wenige genügt und auch 
davon nur ein einziger Punkt. 


Rechteckes, also die Aussage, die Seiten des Rechteckes müßten einander gleich 
sein.) Welche Grüßen dabei in der Lösung auftreten, richtet sich ganz danach, welche 
Größen als bestimmende Argumente der abhängigen Veränderlichen betrachtet werden, 
um deren Maximum es sich handelt. Die Formel der Abhängigkeit in unserem Falle, 
welche zwischen eben jenem Anfangs- und eben jenem Eindpunkte ausgespannt ist, 
der für die Lösung des Problems der Wirtschaftsrechnung einerseits erforderlich, 
anderseits auch ausreichend ist, lautet aber: Der Gesamtwirtschaftsnutzen ist 
von den wirtschaftlichen Verfügungen abhängig. Und die Auflösung des 
Maximumproblems dieses Cesamtwirtschaftsnutzens besteht eben darin, für die 
Bedingung: der Gesamtwirtschaftsnutzen müsse ein Maximum sein, die andere 
zu finden: die wirtschaftlichen Verfügungen, von denen er.abhängt, müßten 
diese und diese so und so beschaffenen sein. Um die Sache auch nicht-mathematisch 
auszudrücken: Ist die Frage, welche eine konkrete Wirtschaftsrechnung zu beant- 
worten hat, die Frage nach den wirtschaftlich zweekmäßigen Verfügungen, nach den 
Verfügungen also, welche den größten im konkreten Falle möglichen Gesamtwirt- 
schaftsnutzen gewährleisten, so kann die endgültige Antwort auf diese Frage eben 
nur in der konkreten Angabe dieser Verfügungen bestehen. Die in der vorigen Fuß- 
note (S. 685) als Beispiel herangezogene Preisformel — über deren sonstige Brauch- 
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Insbesondere übergehen wir eine nähere Auseinandersetzung mit jenen 
Fassungen des „wirtschaftlichen Prinzips“, welche nicht, wie wir es hier 
tun, ausdrücklich die Erreichung des jeweils größtmöglichen Gesamt- 
wirtschaftsnutzens (beziehungsweise einer diesem wesensgleichen, anders 
benannten Nutzengröße) als den Zweck und damit als das regierende 
Prinzip des Wirtschaftens anführen; nur einiges davon sei in aller Kürze 
angedeutet. Eine der üblichen Fassungen, des Inhalts: eine bestimmte 
Leistung mit den geringsten Mitteln, einen bestimmten konkreten Nutzen 
mit dem geringsten Güteraufwand zu erlangen, scheint wohl verfehlt zu 
sein; denn welche bestimmte Leistung, welchen bestimmten Einze!- 
nutzen zu erlangen zweckmäßig ist, steht ja von vornherein überhaupt 
gar nicht fest. Eine andere der üblichen Fassungen, des Inhalts: mit 
jedem gegebenen Mittel die höchste Leistung, also mit jedem Gute den 
größtmöglichen konkreten Nutzen zu erreichen, den es bringen kann, ist 
jener erstgenannten sicherlich vorzuziehen, denn die Gegebenheit der in 
der Wirtschaft ursprünglich verfügbaren Güter ist tatsächlich vorhanden; 
es muß jedoch in einer solchen Fassung die Möglichkeit miteingeschlossen 
werden, daß ein gegebenes Gut gar nicht als solches verwendet, sondern 
erst in ein oder mehrere andere Güter umgesetzt wird und dann diese 
genutzt werden.') Wie immer dem sei, jede dieser Fassungen knüpft 
die Anwendung dessen, was sie als wirtschaftliches Prinzip, als allgemeinen 
Grundsatz des wirtschaftlichen Handelns, bezeichnet, an die Durchführung 
von Vergleichen bestimmter Güternutzen, also bestimmter Einzelnutzen. 
Und eine begründete Entscheidung dieser Vergleiche ist 
eben ohne den Begriff des Gesamtwirtschaftsnutzens (o. ä.) 


barkeit wir hier noch nicht zu sprechen haben — ist kein letztes Ergebnis einer Wirt- 
schaftsrechnung, sie enthält vielmehr noch ein gut Teil von Problematischem in sich: 
die vorzunehmende Feststellung des ,,Grenznutzenverhaltnisses. Als ein solches 
letztes Ergebnis wäre erst die konkrete Angabe der Verfügungen anzusehen, zum 
Beispiel daß eines der betreffenden Wirtschaftssubjekte von dem Gute A so und 
so viel für eine bestimmte Menge von dem Gute B einzutauschen habe oder dergleichen. 
Die Frage freilich..die für die Theorie gar nicht nebensächlich ist, ob diese Scheidung. 
die wir mit beschreibenden Worten sehr wohl vornehmen und ausdeuten können. 
‘auch durch eine abstrakte mathematische Formulierung in brauchbarer Weise wieder- 
zugeben ist, müssen wir hier einstweilen offen lassen. 

1) Über die Fassung: die größte Leistung mit den geringsten Mitteln zu erreichen. 
und einiges andere hieher Gehörige vergleiche: Othmar Spann, „Fundament der Volks- 
wirtschaftslehre‘‘, 2. Aufl., 1921, S. 55 ff., im Abschnitte .,Der wirtschaftliche Grund- 
satz’. 
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prinzipiell überhaupt nicht denkbar. Damit sind wir zu jenem 
einen obenerwähnten Punkte gelangt, von dem wir hier sprechen wollen. 

Er ist in wenigen Sätzen zu erledigen. Wenn wir uns die Frage vorlegen: 
Warum ist ein bestimmter Einzelnutzen größer als ein anderer? und diese 
Frage wenigstens soweit beantworten wollen, als das in der Wirtschafts- 
theorie notwendig und auch leicht möglich ist, ') gibt es nur eine — zugleich 
einfachste und ausreichende — Antwort: weil der eine Einzelnutzen cine 
größere Erhöhung des sonst gewährleisteten Gesamtwirtschaftsnutzens 
bedeutet als derandere. Diese Antwort liegt jeder praktischen Entscheidung 
zwischen zwei bestimmten Einzelnutzen zugrunde, sie stellt die erste und 
unmittelbare Relation zwischen ihnen her, auf welche hin sie überhaupt 
erst: miteinander vergleichbar werden; diese Relation erst macht es über- 
haupt erklärlich, daß beim Vergleichen von Einzelnutzen einer größer 
erscheinen kann als der andere, ihm vorgezogen werden kann; besonders 
handgreiflich wird das, obzwar es allgemein gilt, beim Vergleichen von 
Einzelnutzen, die in bezug auf Art, Beschaffenheit, Menge und Verwendungs- 
weise der Güter, von deren Verwendung sie abhängen, völlig heterogen 
sind, die also ohne die Relation auf den Gesamtwirtschaftsnutzen gänzlich 
unvergleichbar wären. Das Wesentliche jener Antwort kehrt in jeder 
‘Wirtschaftstheorie, welche nicht an der äußersten Oberfläche der Dinge 
bleiben will, insbesondere im Anschlusse an die Erörterung des „wirt- 
schaftlichen Prinzips“ wieder durch die charakteristische Vorschrift: 
„In jedem einzelnen Falle soll die Rücksicht auf die höchste Gesamt- 
befriedigung entscheiden‘;®) ob man diese Gesamtbefriedigung nun so 
oder anders — Gesamtnutzen, Gesamtbesitznutzen, Totalophelimität oder, 
wie wir, Gesamtwirtschaftsnutzen — nennt, ist, wenn nur immer das Richtige 
gemeint ist, eine Frage vorwiegend terminologischer Natur.*) Zieht man 
aber aus jener Antwort und dem ihr zugrunde liegenden Begriffe die letzten 
Konsequenzen, so kommt man unserer Meinung nach in voller Überein- 
stimmung mit der wirtschaftlichen Wirklichkeit unausweichlich zu der 
Auffassung der Dinge, wie wir sie hier darlegten, und insbesondere zu der 
Erkenntnis, daß die folgerichtige und alles Nötige umfassende Formel 
-für den Zweck und damit zugleich für das regierende Prinzip des Wirt- 


1) Cf. S. 652. 
= 2) Friedrich Frh. v.Wieser. „Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft" (Grund-_ 
riß der Sozialökonomik I, 1914), S. 165. 
3) Cf. S. 638, Anmerkung t) und 2). 
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schaftens sei: den Gesamtwirtschaftsnutzen zu dem größten unter den 
jeweiligen Verhältnissen möglichen zu machen. Daß auch die theoretische 
Brauchbarkeit dieser Formel durch ihre allgemeine Fassung nicht beein- 
trächtigt wird, ergibt sich allein schon daraus, daß jede speziellere, soweit 
sie zutreffend ist, erforderlichen Falles auf kurzem Wege aus ihr abgeleitet 
werden kann — wobei aber die ständige Kontrolle, welche in dem Aus- 
gehen von der Relation auf das Ganze der Wirtschaft liegt, der Theorie 
einen nicht hoch genug anzuschlagenden Vorteil bietet, weil sie sie zwingt, 
sich bezüglich dieser Relation in demselben Geleise zu bewegen wie die 
wirtschaftliche Überlegung des praktischen Wirtes. 

Zum Schlusse haben wir noch eine Rechtfertigung in einer anderen 
Beziehung zu geben. Die Ausführungen dieses Abschnittes bezweckten 
die allgemeinste Darlegung jener prinzipiellen Verfahrensweisen der Wirt- 
schaftsrechnung in bezug auf den Nutzenanschlag, welche die konkrete 
zahlenmäßige Rechnung des Nutzens entbehrlich machen, weil das, was 
an deren Stelle tritt, zur Lösung des Maximumproblems des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens grundsätzlich tauglich und, soweit der Nutzen in Betracht 
kommt, ausreichend ist.') Wir mußten uns dabei aber auf die allgemeinsten 
Dinge beschränken, und eine Fülle von Fragen, die mit dem Erörterten 
zusammenhängen, konnte nicht einmal gestreift werden; vor allem auch 
nicht die Frage, wie denn die Unzahl von Nutzenvergleichen, welche die 
-Wirtschaftsreehnung erfordert, im gegenseitigen Zusammenhange syste- 
matisch erledigt werde; eine Frage, die sich noch verschärft, wenn wir uns 
vor Augen halten, daß die Zahl dieser Nutzenvergleiche sich vervielfältigt, 
wenn dieselben das Abwägen der Verwendungen jeder wirtschaftlich 
kleinsten Gutsmenge hinter sich bringen ‘sollen, wie es nötig ist, um das 
erforderliche und mögliche Maß von Genauigkeit in den wirtschaftlichen 
Verfügungsentscheidungen zu erreichen; unsere bloßen Andeutungen von 
Abkürzungen und Frleichterungen geben demgegenüber sicherlich keine 


1) Im (iegensatze zu dieser hätten wir in der sonst üblichen Ausdrucksweise 
von diesen Verfahrensweisen zu sagen, sie enthielten die allgemeinsten Grundzüge, 
sozusagen die Methode, der „wirtschaftlichen Rechnung des Nutzens” - 
doch müßte das, um nicht mißverstanden zu werden, richtig kommentiert werden; 
nämlich durch den Zusatz, daß diese Rechnung, im konkreten Falle vorgenommen. 
keine zahlenmäßige. keine wirkliche Rechnung im engeren Sinne sei; um diese begriff- 

“liche Umdeutung zu vermeiden, ziehen wir es unsererseits vor, da die zahlenmäßige 
Rechenbarkeit des Nutzens fehlt, auch nicht von einer „Rechnung des Nutzens“ 
in positiver Weise zu sprechen. | 
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genügende Auskunft. Wie insbesondere diese Frage der systematischen 
Erledigung der Wirtschaftsrechnung von deren Theorie unserer Meinung 
nach anzugeben sei, darauf werden wir anderen Ortes zu sprechen kommen. 
Hier sei nur bemerkt, warum wir es vorgezogen haben, die Erörterung 
des Problems der Wirtschaftsrechnung vom Aspekte der 
Unrechenbarkeit des Nutzens aus jenen übrigen Fragen voran- 
zustellen. Weniger wichtig sind uns gewisse, mehr methodische Gründe: 
daß Dinge glaubwürdiger sind, die sich aus verschiedenen Betrachtungs- 
weisen übereinstimmend ergeben; daß es bequemer schien, schon hier 
wenigstens das Grundsätzliche über die Rolle des Nutzenanschlages 
in der Wirtschaftsrechnung zusammengefaßt vorzutragen, wodurch 
mancherlei Wiederholungen und Unterbrechungen in der späteren Dar- 
stellung vermieden werden können und dergleichen mehr. Ausschlag- 
gebend für die Wahl gerade des Gesichtspunktes der Unrechenbarkeit des 
Nutzens war vielmehr der Umstand, daß es sich hiebei um eine Angelegenheit 
handelt, welche von der Theorie überaus häufig — um nicht zu sagen 
gewöhnlich — in sehr stiefmütterlicher Weise behandelt wird, und daß 
sich deshalb die Theorie unseres Erachtens nicht gar selten auf Wege 
verliert, welche von den praktischen Möglichkeiten und damit von der 
Übereinstimmung mit dem abseits liegen, was jede Theorie, mag sie auch 
noch so abstrakt angelegt sein, letzten Endes zu erklären hat. Aus diesem 
Grunde kam es darauf an, eben jene Dinge in den Vordergrund zu stellen. Den 
angedeuteten Mangel der allermeisten theoretischen Darstellungen müssen 
wir für einen der stärksten inneren Gründe halten, welcher die Praktiker 
der Wirtschaft zu ihrer reservierten Haltung einer Wissenschaft gegenüber 
veranlaßt haben mag, die ihnen, wo sie Erkenntnis und Aufklärung 
bieten soll, von so mancher Seite eher das Gegenteil davon einbringen 
muß; nämlich das Gefühl, daß hinter den vom praktischen Wirtschafter 
tagtäglich mit unbekümmerter Sicherheit gehandhabten wirtschaftlichen 
Anschlägen und ihren faßlichen äußeren Formen der Nutzen der Güter 
als etwas stehe, das zwar evidentermaßen die treibende Kraft seines wirt- 
schaftlichen Denkens und Handelns ist, während jedoch eine völlig klare 
und bestimmte, vor allem aber eine niemals versagende Verbindung 
zwischen diesem Denken und Handeln und jenem treibenden Motive oft 
und oft nicht deutlich genug erkennbar ist. Man mag das vielleicht für 
übertrieben halten; ich schreibe es jedoch aus eigener Erfahrung nieder 
in der Erinnerung an eine Zeit, in der ich selbst als Praktiker bei der 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge, 3. Band. t5 
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theoretischen Wirtschaftslehre Auskunft und Rat suchte; ich entspreche 
lediglich einem selbstempfundenen Bedürfnisse, wenn ich die Dinge — 
hier und anderwärts — so darstelle, wie ich es tue. 


9. Der Nutzen und das „Quantitative“. 


Wenn wir auch die einseitige Festlegung auf ihre Betrachtung ver- 
urteilen, so ist und bleibt doch eine der bedeutsamsten der Beziehungen, 
welehe uns bei der Untersuchung der Wirtschaftsrechnung entgegentreten, 
die Mengenbeziehung der Güter. Da es neuestens von gewisser Seite 
unternommen wurde, das „Quantitative“ in der Wirtschaftstheorie als 
Scheuelund Greuel hinzustellen, müssen dieser Angelegenheit hier wenigstens 
einige Bemerkungen gewidmet werden; sie können und wollen eine voll- 
ständige Erörterung derselben nicht sein, es soll nur soviel gesagt. werden 
als nötig ist, ı m es etwaigen Anhängern jener Richtung unmöglich zu machen, 
zumindest einen wesentlichen Teil unserer späteren Darlegungen einfach 
mit einem Achselzucken abzutun, weil sie „quantitativen“ Charakter: 
seien — Beispiele für ein solehes Vorgehen liegen vor. Wir bringen dies 
Bemerkungen schon hier vor, weil sie mit dem hier behandelten Gegen- 
stande, mit der allgemeinen Rolle des Nutzens in der Wirtschaftsrechnung 
und insbesondere mit der Unrechenbarkeit des Nutzens, unmittelbar 
zusamnmienhängen und die tiefere Intention unserer bisherigen diesbezüg- 
lichen Darlegungen zu verdeutlichen geeignet sind. 

Als Gegensatz des ,,Quantitativen® wird das „Psychische“ hervor- 
vekehrt.‘) Daß das „psychische“ oder irgendein anderes ähnliches 
„Prinzip“ berufen sei, in der theoretischen Wirtschaftslehre, zumal in 
der Theorie der Wirtschaftsrechnung, das „quantitative“ zu verdrängen 
oder gar zu ersetzen, werde ich für mein Teil erst dann glauben, bis man 
mir erklärt haben wird, wie die Wirtschaftsrechnung vorzunehmen und 
ihre Ergebnisse, die konkreten Verfügungen über die Güter — welche 
stets an bestimmte Gütermengen, also ein essentiell quantitatives Moment. 
«ebunden sind —, zu gewinnen seien, ohne daß man diese Gütermengen 
n extenso rechnet; wie zum Beispiel die Geldrechnung durchgeführt 
werden könne, ohne daß man die Größe der Geldsummen und ihre quanti- 
tativen Veränderungen in Betracht zieht. Eine rein „psychische“ Wirt- 
schaftslehre wäre ja— obzwar es keine solche gibt — vielleicht denkbar 


1) Ich denke hiebei insbesonder an Robert Liefmann. 
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und es muß dem Geschmacke des Einzelnen überlassen bleiben, sie zu 
verfolgen. Nur möge man nicht glauben, daß man durch eine solche Theorie 
jemals zu einer das volle Wesen des praktischen Wirtschaftens restlos 
ausdeutenden Erklärung kommen könne; will ein Fürsprecher einer solchen 
Theorie seine Lehre in den Bereich der Wirklichkeit leiten, so muß er eben 
auch irgendwo den Übergang vom „Psychischen‘ zum „Materialistisch-, 
Quantitativen‘‘ vollziehen, muß irgendwo einmal zu rechnen anfangen — 
eben weil der praktische Wirt rechnet. Genau besehen ist der ganze Unter- 
schied der, daß wir das vielleicht früher und daß wir es bewußt und offen 
tun zu müssen glauben. Andererseits wäre es natürlich eine Torheit, sich 
der Erkenntnis zu verschließen, daß jedes Wirtschaften, wie jedes ver- 
nünftige Handeln, in der Psyche des Menschen verankert ist; daB sich 
diese Tatsache aber ebensowenig wie in der praktischen Wirklichkeit in 
der Theorie mit dem ‚„Quantitativen‘“ schlagen muß, sieht man unter 
anderem aus den erfolgreichen Arbeiten der Wirtschaftstheoretiker der 
österreichischen Schule. Diese hat in weitgehender Weise — man hat 
sie ja häufig, allerdings nicht allzu treffend, geradezu sogar die „psycho- 
logische“ genannt — alles berücksichtigt, was an wirtschaftlich Maßgeb- 
lichem von der Psyche, besser gesagt, von der subjektiven Persönlichkeit 
der Wirtschafter, ausgeht, und es dennoch verstanden, die Betrachtung 
der ihrem Wesen nach durchaus quantitativen Mengenrelation der Güter 
zu einer ganz entscheidenden Bedeutung in der Erklärung des Wirtschaftens 
zu erheben. 


Eine Grenze für die wirtschaftstheoretische Untersuchung aber muB 
da natürlich gezogen werden: alles, was von der Persönlichkeit des Menschen 
auf das Wirtschaften einwirkt und alles, was vom Wirtschaften auf die 
Persönlichkeit des Menschen rückwirkt, faßt unserer Meinung nach der 
theoretische Ökonom, kurz und gut, in Übereinstimmung mit dem tat- 
säch lichen. Sachverhalte und allem Einschlägigen volle Rechnung tragend, 
im Begriffe des Nutzens zusammen. Wird eine wirtschaftstheoretische 
Untersuchung in diesem Punkte so instruiert, wie wir es tun, so kann wohl 
gegen dieselbe ein Vorwurf in der Beziehung, von welcher wir hier sprechen, 
auf keinen Fall erhoben werden. Es sind eben zwei verschiedene ,,Prin- 
zipien® oder wie man das nennen will, die sich im Wirtschaften treffen. 
Das eine ist das „psychische“, „psychologische“ oder wie man es sonst 
bezeichnen mag; seine denkbar kürzeste, denkbar vollständigste, voll- 
kommen wirklichkeitsgetreue und daher ohne weiteres jedermann ver- 
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ständliche Formel ist der Nutzen; er ist quantitativ nicht erfaBbar, nicht 
meBbar und zahlenmäßig nicht rechenbar. Das zweite ,,Prinzip“, das 
den Inbegriff der im Kreise des Wirtschaftens befindlichen — sachlichen 
und nichtsachlichen — Dinge der Außenwelt ausmacht, ist in manchen 
Aspckten quantitativen, in manchen nichtquantitativen Charakters; an 
‘ihm aber ist das quantitative Moment, die extensive Bestimmtheit der 
Mengen der Güter, — von der Zeit sei auch hier noch nicht gesprochen — 
etwas ganz Wesentliches; es ist streng rechenbar. Die Kunst des Wirt- 
schaftstheoretikers besteht nun nicht darin, der wirklichen Gestaltung 
der Dinge Gewalt anzutun und je nach seinem Dafürhalten das eine oder 
das andere jener „Prinzipien“ in seiner Theorie umzubringen oder wenigsten: 
totzuschweigen, sie besteht vielmehr in der weit schwierigeren, aber auch 
weit mehr Erfolg verheißenden Erklärung dessen, wie sie beide in be- 
eriindeter Weise miteinander zur zweckmäßigen Einrichtung 
der Wirtschaft verbunden, aufeinander abgestimmt werden. 
Die ökonomische Theorie muß quantitativen Charakters sein, soweit sie 
mit extensiv meßbaren und konkret zahlenmäßig rechenbaren Größen. 
insbesondere mit Gütermengen, zu tun ‘hat; sie muß nicht-quantitativen 
Charakters sein, soweit sie mit nicht extensiv meßbaren Größen, insbe- 
sondere mit dem Nutzen, zu tun hat.') Das ausschließlich Nicht-Quanti- 
tative ist in ihr ebenso ein Unding wie das „Nur-Quantitative“. Die 
Mengenbeziehung der Güter als eine für das Wirtschaften fundamentale 
Tatsache entdeckt und des näheren erforscht zu haben, halten wir wohl 
alle für eine der wichtigsten Errungenschaften der ökonomischen Theorie: 
sie aus ihr verbannen zu wollen, hieße nicht weniger als diese Errungen- 
schaft zunichte machen, es hieße aber auch, sich mit der Wirklichkeit 
des Wirtschaftens in krassesten Widerspruch setzen.?) 


— 


1) Auf das Gegenstück dessen, wogegen wir uns hier wenden, also auf den Versuch. 
auch den Nutzen — auf dem Wege seiner Identifizierung mit meBbaren Wertgrößen — 
nach Art eines quantitativen Momentes zu behandeln, beziehen sich unsere auf S. 64: 
über das dort erwähnte „dritte Argument‘ gemachten Anmerkungen. 


2) Wenn weiters jemand in einem engeren Sinne dem „(uantitativen“ die 
Forderung gegenüberstellen wollte, es seien auch die Qualitäten der Güter zu berück- 
sichtigen, so ist zwar keineswegs die gegensätzliche Gegenüberstellung, wohl aber diese 
Forderung an sich zu billigen. Immer muß der Theoretiker Art und Beschaffenheit 
nicht nur der Verwendungen, sondern auch der Güter berücksichtigen (ef. 6. Ab- 
schnitt). 
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10. Nutzengewinn und Wirtschaftsreehnung. 


Das Wirtschaften unterscheidet sich vom Nichtwirtschaften dadurch, 
daß die Wirtschaftssubjekte ihren Güterbesitz nicht so verwenden, wie 
er ihnen gerade gegeben ist, sondern trachten, alle jene Verschiebungen 
sowohl im Güterbesitze selbst als auch in den Verwendungsweisen der 
Güter usw. vorzunehmen, welche den Gesamtwirtschaftsnutzen um soviel 
wie möglich größer machen, als er wäre, würden jene Verschiebungen nicht 
vorgenommen, würde nicht gewirtschaftet werden. Vermehrung des Ge- 
samtwirtschaftsnutzens bis an die jeweiligen Grenzen der Möglichkeit, 
größtmöglichen Gewinn an Gesamtwirtschaftsnutzen können 
wir den Zweck des Wirtschaftens nennen, wenn wir es dem Nichtwirt- 
schaften gegenüberstellen. Mit dem Streben nach größtmöglichem Gewinn 
ist das Streben nach tunlichster Vermeidung von Verlust an Nutzen als 
dessen Kehrseite untrennbar verbunden. Auch dieser Auffassung vom 
Wirtschaften wird alles gerecht, was wir bisher vorbrachten. Denn das 
Streben nach größtmöglichem Gewinn und das nach tunlichster Ver- 
meidung von Verlust an Gesamtwirtschaftsnutzen sind eben diejenigen 
Tendenzen, für deren voraussichtliche Erfüllung das Vergleichen der 
Einzelnutzen das greifbarste Kontrollmittel abgibt. Schon der Anschlag 
eines konkreten Einzelnutzens enthält zwar, als eine Veränderung des 
erwarteten Gesamtwirtschaftsnutzens aufgefaßt, den Anschlag einer 
Erhöhung desselben, wenn die Folgen des Erwerbes des Einzelnutzens, 
einer Verminderung, wenn die Folgen des Verzichtes auf ihn bedacht 
werden; eine einzelne solche Vermehrung oder Verminderung des Gesamt- 
wirtschaftsnutzens kann aber, weil sie einseitig auf wirtschaftlichem Wege 
praktisch unmöglich ist, noch nicht als ein zu erwartender Nutzengewinn 
oder Nutzenverlust angesprochen werden; erst aus derGegenüberstellung 
von Nutzen, der erworben, beziehungsweise gesichert, und solchem, auf 
den dafür verzichtet wird, entsteht der Begriff des Gewinnes, beziehungs- 
weise Verlustes an gewährleistetem Gesamtwirtschaftsnutzen. Dieser 
Begriff ist somit nichts anderes als eine abgekürzte und daher oft sehr 
brauchbare Formel für das Ergebnis des Vergleiches von Einzelnutzen, 
die zueinander im Verhältnisse von wirtschaftlicher Leistung und Gegen- 
leistung stehen. ') 

1) Nur nebenbei sei vermerkt, daß der von der Theorie allgemein verwendete 


Begriff des Nutzengewinnes und Nutzenverlustes ebenfalls Zeugnis für die Not- 
wendigkeit des Begriffes des Gesamtwirtschaftsnutzens (o. ä.) und unsere Auffassung 
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Auch wenn man den Zweck des Wirtschaftens und das Wesen und 
Ergebnis des Nutzenvergleichens mit Hilfe dieses Begriffes ausdrückt, 
erscheint die Wirtschaftsrechnung nicht etwa als eine rückschauende 
Feststellung von Nutzengewinnen und Nutzenverlusten, welche die Wirt- 
schaft ihrem Subjekte als Ergebnis vermittelt hat, sondern als ein Vor- 
anschlag von in Ansehung aller Zweige der Wirtschaft zu erwartenden 
Gewinnen und Verlusten von Nutzen; nicht etwa als eine Nutzenbilanz, 
die festzustellen hätte, wie groß der erzielte Nutzen ist, sondern als eine 
umfassende Kalkulation, gerichtet auf eine solche künftige Einrichtung der 
Wirtschaft in allen ihren Teilen, die den höchsten unter den jeweiligen 
Verhältnissen möglichen Gewinn an Gesamtwirtschaftsnutzen verspricht; 
das ist aber gleichbedeutend mit der voraussichtlichen Sicherung des 
höchsten jeweils erzielbaren Gesamtwirtschaftsnutzens selbst. 


vom Einzelnutzen als dessen Veränderung ablegt. Von einem ,,Gewinn’’ (beziehungs- 
weise ,,Verlust’’) woran immer kann nur beim Vergleiche zweier Posten gesprochen 
werden, welche beide von derselben Art sind wie das, woraus der Gewinn (beziehungs- 
weise Verlust) besteht: Alle drei Nutzengrößen — der Nutzengewinn (beziehungs- 
weise -verlust), der erworbene und der aufgegebene Einzelnutzen — sind Ver- 
änderungen des Gesamtwirtschaftsnutzens. 


Vilfredo Pareto t. 


Von Ewald Sehams. 


Es ist in der Geschichte der Wissenschaft eine oft zu beobachtende Er- 
scheinung, daß die Lebensarbeit eines führenden Geistes, die Lehre des 
Meisters erst durch den Kreis, den er sich geschaffen, durch die Arbeit 
seiner Schüler sich restlos durchringt und die verdiente dauernde Aner- 
kennung findet. Mangelnder äußerer Erfolg, anfängliche Nichtbeachtung 
und heftige Gegnerschaft von seiten der fachlichen Mitwelt ist oft gerade 
ein Beweis für die Größe einer wissenschaftlichen Leistung, die alte Bahnen 
verläßt, eine neue Grundsteinlegung wagt und es ist Vermächtnis und Auf- 
gabe der Späteren, auf dieser Grundlage weiterzubauen. In den Werken 
der Nachfolger liegt dann der Prüfstein für die weitere Bewährung und 
den Bestand des Geschaffenen. 

Soleh wissenschaftliches Vermächtnis übernahm Vilfredo Pareto. 
Das Gesamtbild dieses Forscherlebens gibt uns ein bewunderungswürdiges 
Beispiel von der Überzeugungskraft der einmal als richtig erkannten Auf- 
fassungsweise, von unbedingter Gefolgschaft und beharrlicher Weiter- 
arbeit an einer Aufgabe. Die mathematische Erfassung der ökonomischen 
Theorie heißt jene Auffassungsweise und die Aufgabe, der ganze Inhalt 
seines Lebenswerkes, ist der Weiterbau an dem wissenschaftlichen Lehr- 
gebäude seines Lehrers Léon Walras, des Gründers des équilibre econo- 
mique und der Schule von Lausanne. Es war eine kleine Schar aus dem 
enesten Schülerkreis des Meisters, die nach dessen Tod unverdrossen, trotz 
offener Feindschaft und Geringschätzung von seiten der Gegner den ge- 
wiesenen Weg unbeirrbar weitergingen. Die alle weitaus überragende 
(restalt war Pareto. Er hielt die geistige Führerschaft und war der Mittel- 
punkt des Fachkreises jener Forscher. 
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Wie bei vielen wirklich großen Männern der Wissenschaft sind die 
äußeren Lebensunistände und Daten arm an Interessantem und es wird 
Aufgabe des Biographen sein, hier zu ergänzen; unsere bescheidene Würdi- 
vung gilt lediglich dem Nationalökonomen. Er selbst erzählt uns, daß die 
Lektüre der Werke Walras’ ihn zuerst zur Beschäftigung mit den Problemen 
der mathematischen Ökonomie geführt hätte und der Ausgangspunkt zu 
eigenen Untersuchungen gewesen wäre. Im Jahre 1894 wurde er als Nach. 
folger Molinaris an die Universität Lausanne berufen und übernahm später 
die Lehrkanzel Walras’, wo er mehr als zwei Jahrzehnte lang wirkte. Ein 
Herzleiden zwang ihn, sich bald ins Privatleben zurückzuziehen, doch blieb 
er Honorarprofessor und hielt als solcher gelegentlich Vorlesungen. In 
Céligny, zurückgezogen in stille Einsamkeit, widmete er sich weiter seinen 
Studien‘) bis am 21. August 1923 der Tod den 7öjährigen von seinem 
arbeitsreichen Leben abberief. 

Paretos Untersuchungen schließen unmittelbar daran an, was die 
Lebensarbeit Walras’ bedeutet: die Theorie. des ökonomischen Gleich- 
sewichtes und das sich darauf aufbauende System der ganzen reinen Öko- 
nomie. Unter jenem tiefen Eindruck stehend, den die Einfachheit, Größe 
und unübertreffliche Darstellungsweise jenes Lehrgutes auf jeden ausübt, 
der daran teilzunehmen vermag, beschäftigte man sich vorerst innerhalb 
des engeren und weiteren Fachkreises mit der Diskussion von Einzel- 
problemen. Pareto war dann der erste, der es versuchte, den Inhalt der 
Lehre im eigenen Namen systematisch vorzutragen. Im Cours d’&conomie 
politique?) ist der Kern der Lehre unberührt, doch zeigt schon Darstellung 
und Inhalt des Werkes den eigenen Denker. Die strenge wissenschaftliche 
Einschränkung hält ihn von allem Streben nach praktischen Ergebnissen 
ab. Es wird nicht mehr die Bodenverstaatlichung vertreten, der Zustand 
der freien Konkurrenz und der Freihandel gepriesen oder var dem Pazi- 
fismus das Wort geredet. Rein wissenschaftliche Analyse besteht allein zu 
Recht: Jene große Theorie des ökonomischen Zusammenhanges umfabte 
in ihrer systematischen Durcharbeitung bisher bloß den Fall der freien 
Konkurrenz. Pareto ging nun einen Schritt weiter und nahm zwei mög- 
liche Fälle zum Ausgangspunkt seines Gedankenganges. Im ersten Fall 
vollzieht sich der Tausch ohne unmittelbaren Versuch die Preise zu ändern 


1) Auch soziologischen Inhaltes. Doch liegt die große Bedeutung seiner Ar- 
beiten auf dem Gebiete der theoretischen Nationalökonomie. 
2) Lausanne 1896/97. 
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und deren Bestimmung unterliegt dem freien Spiel von Angebot und Nach- 
frage. Im zweiten Falle versuchen die Tauschenden unmittelbaren Einfluß 
auf die Preisgestaltung zu nehmen. Der erste Fall, der freie Austausch, war 
von Walras in jener meisterhaften Weise gelöst, die auch endgültig ab- 
schließt. Pareto folgte ihm hier sowohl in der Weise der Problemstellung, 
wie auch in den Ergebnissen. Im zweiten Fall entwickelte er zum ersten 
Male seit Cournot in selbständiger Weise eine Monopoltheorie, die sich 
widerspruchslos in sein ganzes System einfügt. Ein Spezialfall, den er 
dann als dritte Type seinem Systeme anschließt, ist die wirtsohaftstheore- 
tische Erfassung einer kollektivistischen Gesellschaft. Dies kann alles nur 
schlagwortartig erwähnt werden, ebenso wie es unmöglich ist, auf die Be- 
handlung der Einzelprobleme seiner Bevölkerungstheorie, der Geld-, 
Renten-, Zinsen- und Krisentheorie usw. des näheren einzugehen. Etwas 
jedoch scheint mir noch bemerkenswert, was für Paretos Beurteilung 
von-Wichtigkeit ist und womit auch die Richtung seiner weiteren Forscher- 
tätigkeit charakterisiert erscheint. Die innere Geschlossenheit des Svstems 
der mathematischen Ökonomie, jene Erkenntnis der gegenseitigen Inter- 
pendenz der wirtschaftlichen Phänomene, was erst die mathematische 
Behandlung ermöglicht, ja vom Standpunkte dieser Betrachtungsweise 
geradezu fordert, war Walras’ große Tat. Hier hat jedoch der Schüler die 
Lehren des Meisters in gewisser Weise übertroffen und vertieft. Walras’ 
Betrachtung der ökonomischen Bindungen war die einfacher funktioneller 
Relationen, daß zum Beispiel der Nutzen eines Gutes nur als Funktion der 
Menge dieses einen Gutes anzusehen ist, während schon F. Y. Edgeworth 
auf die Unvollkommenheit dieser Betrachtungsweise hinwies, wonach die 
funktionellen Relationen zu allen Größen in Betracht zu ziehen seien. In 
Paretos System findet diese gegenseitige Bedingtheit, wie sie zum Beispiel 
in Komplementarität, Rivalität, Reihenfolge des Verbrauches in Erschei- 
nung tritt und die der exakten Erfassung mehr Schwierigkeiten bietet als 
der Laie ahnt, vollkonımene Berücksichtigung dank der ausschließlichen 
Anwendung der höheren Analysis in den mathematischen Gedankengängen. 
In großer Formvollendung und Einfachheit tritt, auf den gegebenen Vor- 
aussetzungen aufbauend, schon im Cours diese mutuelle dependance in 
Erscheinung. 

Von unermüdlicher Forscherarbeit waren die folgenden Jahre erfüllt. 
Als die Frucht dreizehnjähriger Arbeit veröffentlichte er sein zweites 
ökonomisches Hauptwerk, „Manuale di economia politica con una intro- 
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duzione alla scienza sociale“) und einige Jahre darauf die französische 
Bearbeitung „Manuel d'économie politique“,?) Es ist nicht nur ein Beweis 
für die Fruchtbarkeit der Methode, sondern auch ein nicht alltägliches 
Beispiel eines von dem vollen Ernste wissenschaftlichen Strebens erfüllten 
Mannes, eines unbeirrbaren Suchens nach wirklicher Erkenntnis, was sich 
uns zeigt, wenn wir die Ergebnisse seiner beiden Arbeiten miteinander ver- 
leichen. Wir sehen hier ein freiwilliges Aufgeben der als irrig erkannten 
Grundsätze, wie sie noch im Cours niedergelegt erscheinen und ein Neuauf- 
bauen auf völlig anderer Grundlage. Die Beweggründe hiezu waren rein 
methodologische Erwägungen. Schon Irving Fisher machte gegen die 
mathematische Methode Bedenken geltend, Einwendungen, wie sie bekannt- 
lich auch von anderer Seite der subjektiven Wertlehre gegenüber erhoben 
wurden: nämlich die Unmöglichkeit der Meßbarkeit von Nutzgrößen. Das 
mathematische Raisonnement stieß hier zuerst auf jene Unebenheiten. 
Auf welche Weise nun Pareto jenen Schwierigkeiten beizukommen suchte, 
wie er das gesamte System des ökonomischen Zusammenhanges auf ein 
neues Fundament aufbaute, das macht die schöpferische Tat seines Lebens- 
werkes aus. Sein fundamentaler Gedanke kann hier nur angedeutet, nicht 
ausgeführt werden. Als Ausgangspunkt der theorie du choix, der Theorie 
der Wahlakte, kennt er bloß zwei Determinanten, auf der einen Seite die 
Bedürfnisse des Menschen, auf der anderen Seite die Widerstände, die 
sich geltend machen beim Streben nach Befriedigung der ersteren. Von 
Nützlichkeit, Gebrauchswert oder Ophelimität, von diesen unbestimmbaren 
causae causantes der wirtschaftlichen Phänomene ist nicht mehr die Rede. 
Bloß die wirtschaftslogisch bestimmten Wahlakte innerhalb des Spiel- 
raumes zwischen goüts und obstacles sind allein relevant, und die daraus 
sich ergebenden möglichen Größenkombinationen empirisch bestimmbar. 
Die aus diesem Widerspiel resultierende Interpendenz ergibt jetzt das Balken- 
werk seiner ökonomischen Theorie, das Gleichgewicht in strengster, ein- 
deutiger Form. Alle möglichen Wahlakte von gleichem Interesse, die Indiffe- 
renz, bestimmen die Indifferenzlinien, ihre Gleichungen geben den mathe- 
matischen Ausdruck für die Aufstellung des Systems. 

Auf dieser Grundlegung baut sich die ganze reine Ökonomie auf in 
logischer Strenge und kristallklarer Einfachheit. Überschauen wir heute 
viickblickend das Werk, so schen wir, wie aus den Arbeiten des Schüler: 


1) Mailand 1906. 
2) Paris 1909. 
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langsam der Meister herauswächst, der selbsttätig schafft. Jene methodo- 
logische Neuorientierung war ein gewaltiger Fortschritt der mathematischen 
Theorie. Man mag über die mathematische Schule der Nationalökonomie 
denken wie man will, ein Einwand wird aber immer mit Recht erhoben 
werden können: die mangelnde methodische Grundierung. Methodologische 
Erörterungen waren nie recht Sache der Mathematiker und ein Großteil 
von unfruchtbaren Diskussionen und von Mißverständnissen findet damit 
die Erklärung. Aber auch Pareto zog nicht die letzten Konsequenzen. 
Der widerspruchslosen, vollkommen selbständigen Basierung seines theo- 
retischen Systems galt seine ganze Arbeit. Ob sich nun dieses Lehrgebäude 
in die übergeordneten Problemkreise der Sozialwissenschaften einfiist, 
und daß es sich auch tatsächlich einfügen läßt, das zu zeigen, muß Aufgabe 
der jungen Forschergeneration bilden, aber dank der Lebensarbeit Paretos. 

Seine Werke gehören zu dem wertvollsten Besitz unserer Wissenschaft 
und wenn die mathematische Schule mit seinem Hinscheiden ihren Führer 
verliert, so beklagt die gesamte Wissenschaft den Verlust eines ihrer besten 
Vertreter. 


Zur Frage nach der Herkunft der neu- 
zeitlichen Verwaltungsorganisationen in 
Deutschland. 


Von Theodor Mayer. 


Wer die Organisation der staatlichen Verwaltung in Deutschland, 
wie sie im 15. Jahrhundert im Reiche und in den Einzelstaaten bestanden 
hat, mit derjenigen vergleicht, die am Ende des 16. Jahrhunderts fast 
überall zu finden ist, der wird sofort erkennen, daß die Entwicklung in 
diesen hundert Jahren ein größeres Stück Weges zurückgelegt hat als 
etwa im vorhergehenden Jahrhundert, ja in den beiden Jahrhunderten 
vorher. Nicht bloß i in der Verwaltung allein tritt dieser Unterschied zutage, 
die Staaten selbst und die Gesellschaft waren gegen früher bedeutend 
verändert. Ja man kann gewiß sagen, die Änderung in der Organisation 
der Staatsverwaltung ist nicht für sich allein, abseits von der allgemeinen 
Entwicklung vor sich gegangen, sie ist bloß eine Seite von ihr und gar 
nicht einmal ein primäres Element, sondern weil die Gesellschaft ander: 
geworden ist, weil die Staaten sich andere, weitere und tiefere Ziele gesteckt 
haben, weil sie größere Aufgaben zu erfüllen hatten, darum haben sie die 
zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben berufenen Organe anders, den 
modernen Zwecken entsprechender eingerichtet. Gleichwohl verdient diese 
Neuorganisation doch eine gesonderte Betrachtung, da sie ein sichtbares 
Zeichen jener großen Veränderung ist und das Ganze dieser Veränderung 
nur voll anerkannt werden kann, wenn auch ihre Teile voll überblickt 
und verstanden werden. 

Wohl hat der deutsche Territorien des Mittelalters seit seiner 
Entstehung getrachtet, die Fesseln der Feudalität abzustreifen, allein 
die Macht der überkommenen ständischen Gliederung war zu groß, der 
Weg vom Feudalstaat zum Beamtenstaat zu weit, als daß der Übergang 
mit einem Male hätte vollzogen werden können. Früher als Deutschland 
ist der westliche Nachbar, ist Frankreich zur Ausbildung des modernen 
Staates gelangt, früher als in Deutschland hat sich auch in Italien der 
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Wandel in der Richtung auf eine individualistische und kapitalistische 
Gesellschaftsverfassung verbunden mit fortgeschrittenen Formen der 
öffentlichen Verwaltung vollzogen. Sollte man da nicht mit Recht an- 
nehmen dürfen, daß die zeitlich jüngere Entwicklung in Deutschland 
eine Übertragung und Nachahmung des fremden Vorbildes sei? Wohl 
wird sich der Historiker immer sagen, daß so wie gleichartige Bedürfnisse 
nnabhängig voneinander entstehen können, auch die Mittel zu ihrer Be- 
friedigung unabhängig voneinander an verschiedenen Orten gleich- 
zeitig oder zu verschiedenen Zeiten in ganz ähnlicher Weise ausgebildet 
werden können. Was aber die Veränderungen in der Verwaltungsorgani- 
sation anlangt, so schien doch die Meinung, daß es sich um eine Nachahmung 
handle, noch durch einen besonderen Umstand vorziiglich begriindet zu 
sein. Die modernere Form tritt uns zum ersten Male deutlich in Tirol —- 
Österreich entgegen, und zwar zu einer Zeit, da gerade König Maximilian 
nach langjährigem Aufenthalt in Burgund die Regierung dieser Länder 
übernommen hatte. Damit schien das Verbindungselied gefunden zu sein 
und man glaubte mit vollem Recht, die Verwaltungsorganisationen in 
Deutschland im 16. Jahrhundert als eine Nachahmung des meee 
französischen Vorbildes bezeichnen zu dürfen. 


Wir wollen nicht verfolgen, wie diese Ansicht zuerst vermutungsweise 

sgesprochen, dann aber von Sigm. Adler‘) durch umfassende Quellen- 
Studien als scheinbar unumstößliche Tatsache nachgewiesen wurde, uns 
interessiert vielmehr, daß in neuerer Zeit diese Meinung scharfem Wider- 
spruch begegnet ist. A. Walther ist in einem Anhange seines Buches 
über die burgundischen Zentralbehörden unter Maximilian I. und Karl V.2) 
der Theorie von der Ubertragung des burgundischen Musters entgegen- 
getreten und hat auf Tirol und die italienischen Kultureinfliisse hingewiesen. 
Während er sich hiebei der Zustimmung österreichischer Historiker, in 
erster Linie von A. Dopsch, erfreuen konnte, wurden seine Ausführungen 
von anderen Gelehrten, in vorderster Reihe von F. Rachfahl,’) einer 
heftigenKritik unterzogen. Walther hat seinerseits darauf geantwortet®), 
Rachfahl aber hat dann in Erwiderung gegen Walther und auch Dopsch 
noch einmal die Verteidigung der alten Theorie von der Übertragung und 
Nachahmung der Rezeptionstheorie unternommen.*) Die Erkenntnis, 


1) Die Organisation der Zentralverwaltung unter Kaiser Maximilian I., Leipzig, 
1856. 

2) Leipzig, 1909. 

3) Die niederländische Verwaltung des 15. 16. Jahrhunderts und ihr Einfluß auf 
die Verwaltungsreform Maximilians I. in Österreich und Deutschland. Hist. Zeitschr.. 
.Bd. 110. 1913. In der Folge zitiert: Rachfahl, Niederländische Verwaltung. 

4) Die Ursprünge der deutschen Behördenorganisation im Zeitalter Maximilians T. 
Leipzig, 1913. 

5) Die Ursprünge der modernen Behördenorganisation Deutschlands in der Neu- 
zeit. Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 105. Bd. 1915. In der Folge zitiert: 
Rachfahl, Ursprünge. 
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daB trotz Walthers und Rachfahls Arbeiten die Frage noch offen 
stand, weil sie die archivalischen Quellen unvollständig bearbeitet hatten, 
hat mich veranlaßt, das Problem nochmals aufzugreifen. Mein Streben 
eing darauf aus, den Zustand der tirolischen Verwaltung vor dem Über- 
vang des Landes an Maximilian, also vor 1490 zu erkennen, besonders 
aber den Gang der unter Maximilian eingetretenen Veränderungen genau 
zu verfoleen und festzustellen, was eigentlich von Maximilian an Neuem 
eingeführt worden ist, worin überhaupt seine Reformen hestanden.*) 


In Tirol hat es schon im 13. Jahrhundert eine hochentwickelte Ver- 
waltung gegeben,*) aber die Zentralverwaltungsorganisation ist nach dem 
Übergang Tirols an Österreich fürs erste eingegangen, doch bald machen 
sich wieder Ansätze zu neuen Bildungen geltend. Besonders rasch ent- 
wickelten sich die Verhältnisse unter Erzherzog Sigismund, der sich selbst 
um die Regierungsgeschäfte wenig gekümmert hat. Allerdings zu bleibenden 
Organisationen von zentralen Verwaltungsstellen ist es vor den achtziger 
Jahren des 15. Jahrhunderts nicht gekommen; wohl wurden früher die 
für die Entwicklung wichtigen Elemente ausgebildet, nun aber mußten 
sie die Probe bestehen, denn 1487 wurde die Regierung wegen der Unfähir- 
keit und Verschuldung des Erzherzogs von einem Ausschuß der Stände 
übernommen. So hatte sich infolge des Zwanges eine Regierungstechnik 
ausgebildet, wie kaum anderswo in deutschen Ländern. Die gute Lokal- 
verwaltung, die in Tirol fast ausschließlich landesfürstlich war, die Not- 
wendigkeit, für Verwaltungseinrichtungen vorzusorgen, die die Mitwirkung 
des Landesfürsten entbehrlich machten, die Verbindung der oberste 
Gerichtsinstanz mit der Verwaltung, welche frühzeitig die kollegiale 
Geschäftsführung nahelegte und Ständigkeit mit sich brachte, all das hat 
dazu geführt, daß Tirol in der Entwicklung seiner zentralen Verwaltungs- 
einrichtungen besonders große Fortschritte gemacht hat. 


Freilich ist es in den letzten Jahren der Regierung Sigismunds zu 
unerquicklichen Kämpfen gekommen, ständige Intrigen hatten einen 
häufigen Personenwechsel und heftige Krisen zur Folge, bis endlich der 
Erzherzog im März 1490 formell auf seine Regierungsrechte zugunsten 
des jungen Maximilian verzichtete. Maximilian hat gemäß den Forderungen, 
deren Bewilligung die Stände noch vor der Leistung der Huldigung ver- 
langten, die Regierung einem Kollegium, das fast nur aus Mitgliedern des 
früheren ständischen Regimentes zusammengesetzt war, überlassen, für 
die Finanzverwaltung hat er an die Stelle des Hans Rummel in der Person 


1) Die Verwaltungsorganisationen Maximilians I., ihr Ursprung und ihre Bedeutung. 
Forschungen zur inneren Geschichte Usterreichs, herausgegeben von A. Dopsch. Heft 14. 
Innsbruck 1920, und: Beiträge zur Geschichte der tirolischen Finanzverwaltung im 
späteren Mittelalter. Forschungen und Mitteilungen zur Geschichte Tirols und Vor- 
arlbergs. 16.17. Bd. 1920. 

2) Vgl. meine „Beiträge” N. 113 ff. 
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des Schwazer Gewerken Antoni vom RoB wieder einen „obersten Amt- 
mann“ bestellt und ihm auch einen Stellvertreter beigegeben. 


Sodann ist Max nach ungetähr fünfwöchentlichen Aufenthalt in Tirol 
nach Bavern und Österreich abgereist, um dieses Land von der Besetzung 
durch die Ungarn zu befreien. Nach glücklicher Beendigung dieses Feld- 
zuges kehrte er wieder nach Deutschland zurück. Im Februar 1491 hat er 
dann, ohne wieder in Innsbruck gewesen zu sein, hochstwahrseheinlich 
auf Initiative des Innsbrucker Regicrungskollegiums, das mit dem obersten 
Amtmanne — vielleicht wegen des Verdachtes unregelmäßiger Amts- 
führung — in Konflikt geraten war, den Antoni vom Roß von dieser Stelle 
enthoben und die Übertragung der Geschäfte an ein Kollegium angeordnet. 
Die eigentliche Errichtung des Kollegiums und die Ernennung der Mitgheder 
hat Maximilian dem Statthalterkolleginm überlassen.t) Die Statthalter 
haben die Neuordnung im Sinne der ihnen geläufigen Verhältnissen vor 
März 1490 durcheeführt und dem Kollegium der Räte in der Raitune, 
das noch immer bestand, die Finanzverwaltung übertragen, allerdings 
sich selbst einen maßeebenden Einfluß gesichert, so daß wie vor 1490 
das Regiecrungskollegium zusammen mit den Raiträten in Finanzangelegen- 
heiten entschied.®) So blieb es bis 1496, nämlich bis zum Tode Erzherzog 
Sigismunds, durch den seine bedeutende Rente frei wurde. Nun gewann 
Maximilian, der an der zweifellos wenig leistungsfähigen Tiroler Finanz- 
verwaltung wenig Interesse gehabt hatte, plötzlich ein solches und er 
vestaltete wenige Wochen nach Sigismunds Tode das Kollegium, das bisher 
die Tiroler Finanzverw altung besoret hatte, durch Beigabe einiger außer- 
tirolischer Beamter zu einer allgemeinen österreichischen Schatzkanımer 
aus. Fürs erste erhielt diese freilich keine Amtsinstruktion, Maximilian 
trug ihr nur die Abwicklung bestimmter Geschäfte auf, durch die aber 
offensichtlich auch schon die Leistungsfähiekeit der neuen Verwaltungs- 
stelle erschöpft war. Infolgedessen hat der König auch sein Interesse an der 
Schatzkammer wieder soweit verloren, daß er deny von ihrselbst verfaßten und 
vorgelegten Entwurf einer Instruktion monatelang unerledigt liegen ließ, 
bis er endlich, um Genehmigung neuerlich gebeten ‚ erklärte, er habe 
bisher dazu keine Zeit gefunden, die Schatzkammer möge sich aber, falls 
er bis zu einem bestimmten nahen Zeitpunkt die Sanktien nicht erteile. 
auch ohne sie an diese Ordnung halten. Der Zustand der Finanzen wurde 
immer schlechter, Retormen in der Behördenorganisation, Erriehtung einer 
neuen Stelle, wie die der Hofkammer, konnten eben auch nicht die 


1) Vgl. meine Verwaltungsorganisationen S. 41 ff. 

2) Vgl. Innsbrucker Archiv Cod. 118, Fol. 181. In einer Ordnung vom 18. Dezember 
1493 heißt es: „Es sol unser canzlei zu Insprugk kein bestell-, abkund- noch geschefts- 
brief, was gelt antrifft, aus geen lassen, es werde dann in offem rat, so unserstathalter 
und vier geordent räte mit einander haben, angeschaffen und in der canzlei auch 
durch die puchhalter oder die, so in die raitung geordent sind, registriert und dem- 
selben verkundt-werden.” 
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steigenden Fehlbeträge aus der Welt schaffen, schließlich mußte Max das 
ganze Finanzwesen an einen Privatunternehmer, Jörg Gossembrot, über- 
geben, der dem König dafür eine bestimmte Rente auszuzahlen hatte. 
In diesen Vorgängen, in der Art wie Max sich um seine ,,Schépfungen* 
nicht gekümmert, ja ihnen nicht einmal eine Instruktion gegeben hat, 
vermochte ich keine planvolle, auf Übertragung eines fremden Musters 
abzielende Reformtätigkeit des von Geldsorgen geplagten Königs zu sehen, 
der zuerst die Mitgitt seiner mailändischen Gemahlin aufbrauchte, dann 
eine Reichssteuer, den allgemeinen Pfennig, und die tirolischen Einkünfte 
(hauptsächlich das Kupfer) auf Jahre hinaus im vorhinein ausgab, sondern 
finanzpolitische AugenblicksmaBnahmen, von denen sich nachweisen läßt, 
daß sie an die vorhandenen Organisationsformen so weit anknüpften und 
das alte Personal beibehielten, als es die Verhältnisse zuließen. Dieses Bild 
schien mir mit den sonstigen Eigenschaften Maximilians übereinzustimmen, 
dessen beständige Unruhe nichts zur Reife kommen ließ, der sich von einer 
Affäre in die andere stürzte, dessen utopische Phantasie wohl am deut- 
lichsten in dem Plane, sich die päpstliche Tiara zu erwerben, hervortritt. 
Dazu kam, daß damals allgemein großer Reformeifer herrschte, der 
= Mainzer Erzbischof Bertold von Hennebergt) strebte ja nach einer Reform 
der ganzen lteichsverfassung. Die dauernde Frucht dieser Bewegung war 
das Reichskammergericht, mit dem aber Maximilian nicht einverstanden 
war, weshalb er es durch die Errichtung eines ihm unterstehenden Hof- 
rates in seiner Wirkung zu paralysieren gedachte.t) Denn Max dacht: 
nur an den Zweck, den seine Behörden erreichen sollten, ihn interessierte 
zuerst die Politik, die Verwaltung als solche, soweit sie für die Politik 
wichtig war, die Organisation der Verwaltung aber kam für ihn erst in 
allerletztr Linie in Betracht. 


Nur ein Verwaltungsorgan in Tirol konnte sich ruhig entwickeln,®) das 
Regierungskollegium, das richterliche, aber auch Verwaltungsfunktionen 
hatte, aber so ziemlich keine Bedeutung für die hohe Politik besaß. So 
wie Maximilian das Kollegium im April 1490 übernommen hatte, blieb es 
bestehen, erst zu Weihnachten 1499 erhielt es eine wirkliche Instruktion.*) 
Dieses Kollegium, das vor 1490 in beständiger Unruhe gewesen war, weil 
es im Mittelpunkt der politischen Kämpfe und im Gegensatz zum Erz- 
herzoe, der ja die Regierung wieder übernehmen sollte, gestanden hatte. 
in dem es ununterbrochene Intrigen und infolgedessen einen lebhaften 
Wechsel der Mitglieder gegeben hatte, konnte nun in voller Ruhe, abseits 
des Interesses Maximihans schalten und walten, sich ungestört entwickeln. 


1) Fr. Hartung, Bertold von Henneberg. Historische Zeitschrift. Bd. 103, und 
Die Reichsreform von 1485—1495. Historische Vierteljahrsschrift. 16. Bd. 

2) Vgl. meine Verwaltungsorganisationen, S. 55 f. 

3) Vgl. meine Verwaltungsorganisationen, S. 33 ff. 

4) Gedruckt bei Rapp: Vaterländisches Statutenwesen. Beiträge zur Geschichte etc. 
von Tirol und Vorarlberg, 5. Bd. 1829, S. 163 ff. 
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Dieses Kollegium ist die einzige von Maximilians Verwaltungsstellen 
gewesen, die Dauer hatte; und gerade das Regiment verdankte Maximilian 
weder seine Entstehung, noch seine Organisation. Beim Regiment, das 
zugleich seit langer Zeit auch also berstes Gericht fungierte, war das Prin- 
zip der kollegialen Verwaltung langsam und zielsicher zur Ausbildung 
gelangt, diese Behörde ist es vorwiegend gewesen, deren Organisation 
auf die übrigen habsburgischen Länder vorbildlich gewirkt hat, deren 
Muster alle späteren Organisationen in Österreich und indirekt in Deutsch- 
land beeinflußt hat. Also ist nicht die burgundische Verwaltungsorganisation 
übertragen worden, sondern die in Tirol in längerer Entwicklung erwachsene 
Organisation ist übernommen und zur Zeit Maximilians ohne sein be- 
sonderes Zutun, ja gerade, weil er sich um sie nicht gekümmert hat, zur 
vollen „Reife gebracht“ worden. 

Und doch tritt unter Maximilian etwas grundsätzlich Neues entgegen. 
Ratskollegien,‘) ständige und vorübergehende, hat es schon früher allent- 
halben gegeben. In normalen Zeiten aber waren das eben Ratsorgane, 
ohne ständiges, eigenes Entscheidungsrecht, zumeist nur für bestimmte, 
einmalige oder kurz dauernde Angelegenheiten zur Entscheidung delegiert; 
in Tirol war das Kollegium freilich schon längere Zeit mit Entscheidungs- 
recht ausgestattet gewesen, weil es an Stelle eines regierungsunfähigen 
Landesfürsten tatsächlich schon seit Jahren regierte. Die Persönlichkeit 
Erzherzog Sigismunds nötigte dazu, daß man für eine Regierungsorgani- 
sation Vorsorge traf, welche die Erledigung der Regierungsgeschäfte 
ohne Mitwirkung des Erzherzogs sicherstellte. Seit 1490 gab es zwar wieder 
einen Landesfürsten, der hatte aber außer Tirol eine Reihe anderer Länder 
zu regieren und war noch dazu deutscher König und Kaiser und weilte 
daher oft für lange Zeit außer Landes. Wie hätte der, selbst wenn er gewollt 
hätte, die normalen, laufenden Regierungsgeschäfte jedes einzelnen Lande: 
erledigen können? Aus diesen Verhältnissen zog Maximilian die Kon- 
sequenz, daß er das Regierungskollegium ständig delegierte, ihm dauerndes 
Entscheidungsrecht gab, wobei er sich allerdings gewisse Angelegenheiten 
wie die Vergebung von Lehen vorbehielt; dadurch ist dieses Kollegium zu 
einer landesfürstlichen Behörde geworden, die eigene Kompetenz und 
Befehlsgewalt hatte. Das war etwas grundsätzlich Neues. Diese Neuerung 
ist notwendig geworden, weil Max die Regierung nicht persönlich führen 
konnte, sie ist aber auch möglich gewesen, weil sich das tirolische Kollegium 
selbst durch jahrelange Tradition zu einem tauglichen Regierungsinstrument 
entwickelt hatte. 

Freilich, ob das Regierungskollegium die Geschäfte als ständischer 
Ausschuß für einen regierungsfähigen Landesfürsten oder als landesfürst- 


1) Über das tirolische Ratskollegium wird eineArbeit von Dr. K. Möser über die 

Geschichte des obersten (ierichtswesens ausführlich handeln. Ich bemerke nur, dab 

1498 die Serie der Prozeßbücher beginnt, aus denen diese auch für früher nachweisbare 
richterliche Funktion genau feststellbar ist. Vgl. auch die Instruktion yon 1499. 
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liche Behörde für den zumeist abwesenden Landesfürsten ausübte, ist vom 
verfassungsrechtlichen Standpunkte aus sehr wichtig, für die Technik 
der Verwaltung aber von geringer Bedeutung. Die gleichen Männer wie 
vorher regierten nach dem März 1490, sie haben keine neue Instruktion 
erhalten, nur die Kompetenz ist ihnen bekanntgegeben worden. Da war 
es doch klar, daß die alten Verwaltungsgrundsätze fortgebildet wurden. 
zudem sich Maximilian fast zehn Jahre um die Organisation der Tiroler 
Regierung kaum gekümmert hat. Wir wissen heute aus der Erfahrung 
der letzten Jahre, wie wenig es für die Technik der Verwaltung bedeutet. 
von wem die obersten Verwaltungsstellen ihr Recht ableiten, wie schwer 
es hingegen wiegt, daß der Grundstock der Beamten trotz Verfassungs- 
änderungen, trotz Verwaltungsreformen der gleiche bleibt. Was mußte 
dieser Umstand zu einer Zeit bedeuten, da es ein systematisches Ver- 
waltungsrecht noch kaum gab, sondern nur Träger von subjektiven Ver- 
waltungsfunktionen ? 

Daß die Tiroler Verwaltungsorgane und die der österreichischen Länder 
überhaupt Behörden geworden sind, das war das bleibende Neue, das unter 
Maximilian hervorgetreten ist. Liegt darin eine Nachahmung burgundischer 
Verhältnisse? Vielleicht. Notwendig ist diese Erklärung nicht. Die Er- 
richtung von Behörden mit mehr oder weniger weitgehendem eigenen: 
Entscheidungsrecht entsprach dem Charakter Maximilians, der die Er- 
ledigung der laufenden Verwaltungsgeschäfte als unangenehme Last 
empfand und daher gerne abgab; sie war aber auch durch die allgemeinen 
Verhältnisse nahegelest, weil der Landesfürst in einer größeren Zahl von 
mehr oder weniger autonomen Ländern nur schwer die Verwaltung per- 
sönlich leiten konnte. Maximilian gibt selbst diesen Umstand als Grund an. 
Nun war freilich Burgund gleichfalls ein Bündel von Ländern und Land- 
schaften mit Sonderverfassungen und eigenen Verwalcungsstellen, so dab 
die Verhältnisse also da und dort parallel lagen. Ob aber wirklich die Er- 
richtung von Behörden in Tirol-Österreich durch das Muster der burgundi- 
'schen verursacht worden ist, diese Frage läßt sich, worauf ich schon früher 
hingewiesen habe,') nicht mit Sicherheit beantworten. Aber selbst im be- 
jahenden Falle hieße das nur, daß das Behördenrecht übernommen worden 
wäre, keineswegs aber, daß die Organisation der Verwaltung und ihre 
Technik ebenfalls burgundischen Ursprunges sein müsse. Diese zwei Dinge 
sind auseinander zu halten, denn das eine Mal handelt es sich um eine Frage 
des Staatsrechtes, das andere Mal um eine solche der Verwaltungsorgani- 
sation. 

Anders liegt die Sache bei den Hofämtern und Hofchargen. Dort finden 
wir häufig französische Namen, dort ist das Vorbild des burgundischen 
Hofes sicher nachgeahmt worden. Freilich hatten diese Ämter und Chargen 
ein kurzes Leben, sie sind eingegangen, ohne unmittelbare dauernde Nach- 


wirkungen zu hinterlassen. 


1) Vgl. meine Verwaltungsorganisationen, S. 29, 58. 
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Diese Ausführungen beruhen auf den Ergebnissen meiner Arbeit über 
die Verwaltungsorganisationen Maximilians, durch welche Rachfahl ver- 
anlaßt wurde,‘) neuerdings seine alte Ansicht, die Rezeptionstheorie, zu 
verteidigen. Ein Forscher von dem Range Rachfahls hat gewiß ein Recht 
darauf, seinen . Standpunkt in geeigneter Form zu vertreten. In der Er- 
widerung verwendet er aber in der Polemik eine Menge von kleinen 
Sticheleien, Witzworten und Beleidigungen. Hat er das aus sachlichen 
Gründen notwendig oder verrät diese Gereiztheit nicht vielleicht gerade 
die Schwäche seiner Position ? 


Mir wäre es leicht Gleiches mit Gleichen zu vergelten, denn seine Be- 
weisführung läßt auf Schritt und Tritt die inneren Mängel erkennen. Wer 
sich aufs Bestreiten und Negieren beschränkt, hat dialektisch bald die 
Oberhand und erscheint dem Nichteingew eihten leicht als der besser 
. Unterrichtete. Versteht er es noch dazu, die kritische Keule zu schwingen, 
so macht das auf Fernstehende sogar Eindruck. Auch ich könnte in der- 
selben Art antworten, aber wird durch solchen Kampfeslärm die Lösung 
des Problems selbst gefördert? Daher will ich auf Rachfahls Entgegnung 
nur soweit eingehen, “als sachlich notwendig ist. Fürs erste soll ein kleines 
Beispiel Rachfahls Art der Polemik illustrieren. 


Rachfahl mutet mir dort, wo ich von den -Verhältnissen in Tirol in 
der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts, besonders auch vom ,,geschworenen 
Rate an Meran‘‘ von 1444 schreibe, „pure Erfindung“ und „pure Phan- 
tasie‘‘?) zu. Gibt es eine schwerere Beleidigung, die man einem Gelehrten 
zufügen kann, als ihn der Erfindung verdächtigen? Heißt das nicht ihn 
zum Fälscher stempeln? Wer ein solches Urteil ausspricht, muß sich des 
Gewichtes dieses Vorwurfes voll bewußt sein und sich aller näheren Um- 
stände erst vergewissern, ehe er ihn ausspricht. In Wahrheit hat Rachfahl 
die von mir als Beleg zitierten „Beiträge zur Geschichte der tirolischen 
Finanzverwaltung‘‘2) nicht benutzt; er hätte, wenn er meinen Angaben 
über den ,,geschworenen Rat an Meran“ nicht trauen wollte, sich von 
Dr. K. Ch. Möser, dem jetzigen Direktor des Innsbrucker Archivs, die 
Protokolle erbitten können, er hat das nicht getan. Ich frage nun: würde 
mich Rachfahl, wenn unsere Rollen vertauscht wären, nicht der unerhörten 
Leichtfertigkeit und des Mangels an tieferem Verantwortungsgefühl zeihen ? 
O, ihm stünden gewiß noch andere Ausdrücke zu Gebote. Auf dem Gebiete 
der Dialektik erkenne ich willig seine Meisterschaft an. Ich beschränke 
mich nur auf die Darstellung der Tatsachen, deren Prüfung ich den Fach- 
genossen überlasse. 


1) Behördenrecht und Behördenorganisation zum Beginne der Neuzeit. Jahrbüch. 
für Nation. und Statistik. 121. Bd. 1923. In der Folge zitiert: Rachfahl, Behördenrecht. 

2) Behördenrecht. S. 223, 224. 

3) Verwaltungsorganisationen, S. 88. Anmerkung 13, 18. Vgl. auch das Referat 
in der Historischen Zeitschrift. Bd. 123 (1921). S. 166 f. 
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: Rachfahls Schrift scheint hauptsächlich dadurch veranlaßt zu sein, 
daß ich mich nicht mit jeder seiner früheren Bemerkungen auseinander- 
gesetzt, dagegen seine Vertrautheit mit den tirolischen Verhältnissen als 
ungenügend bezeichnet habe. Auch hier möge wieder ein Beispiel meine 
frühere Behauptung erhärten. 

In der tirolischen Finanzverwaltung spielte in den sechziger Jahren des 
15. Jahrhunderts Benedikt Wegmacher, Pfarrer von Tirol, das heißt Stadt- 
pfarrer von Meran eine führende Rolle.) Walther hat daran Ausführungen 
über den Einfluß des Humanismus in der Verwaltung geknüpft, hat von 
Reformator und Diktator gesprochen, ohne hiezu die geringste Berechti- 
gung zu haben. Wenn man von einem Reformator sprechen wollte, so könnte 
man als solchen viel eher Konrad Vintler, den Vorgänger Wegmacher: 
bezeichnen. Doch ist es ganz interessant, die Persönlichkeit Wegmachers 
näher zu betrachten. Zufällig wissen wir über den Lebenslauf dieses Mannes 
ziemlich viel. Er stammte aus Tegernsee, war Kleriker der Freisinger‘ 
Diözese und ,,notarius imperiali auctoritate“. Als solcher hat er den 
Heiratsvertrag Herzog Sigismunds mit Eleonore von Schottland ausge- 
fertigt, ist dann des Herzogs Sekretär geworden, der ihn auf Reisen begleitete, 
ja ist selbst einmal nach Rom geschickt worden. Er erhält die Stadtpfarre 
von Meran, ist eine zeitlang Kiichenmeister und hat endlich die Leitung 
des Finanzwesens übernommen. Diese Funktion hat er durch viele Jahre 
versehen, tritt uns später noch als Mitglied des Landtages entgegen und 
stirbt gegen Ende der achtziger Jahre. Wir haben also einen vermutlich 
juristisch gebildeten, versierten Mann vor uns, für den die Pfarre Meran 
wenigstens in der Zeit nur eine Pfründe war, da er selbst als oberster Amt- 
mann in Innsbruck weilte. Ich glaube nicht, daB man aus diesen Angaben 
irgendwelche günstige oder ungünstige Schlüsse auf den Stand der 
tirolischen Finanzverwaltung ziehen kann. Doch hören wir, was Rachfahl 
dazu sact: „Daß2) ein Pfarrer aber mehrere Jahre lang als Kammermeister 
und zugleich als „oberster ambtmann an der Etsch“, später immerhin 
noch als „oberster Anıtmann‘“ allein fungieren konnte, das beweist doch, 
daß sich der zentrale Finanzdienst noch auf einer sehr primitiven Stufe 
der Entwicklung befand.“ Wegmacher:) „ist von Haus aus und zunächst 
Pfarrer in Tirol bei Meran; eben daraus, daß ein solches Amt (die Leitung 
des Finanzwesens) in den "Händen eines Mannes lag, der zunächst nicht 
reiner Finanzbeamter war, hatte ich auf einen relativ niedrigen Stand der 
damaligen Verwaltung geschlossen‘. Dem entspricht es, daß Rachfahl einen 
Haupttortschritt der maximilianischen Verwaltung darin findet „) dab 
nun schon ein Kammermeister da war, „der reiner Berufsbeamter ist und 
nicht zugleich Pfarrer“. Noch einmal kommt Rachfahl auf diese Gedanken 


1) Vgl. meine Beiträge, S. 140 ff. 

2) Niederländische Verwaltung, S. 31. 
3) Ursprung, S. 440. > 

4) Ursprung, S. 462. 
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zurück, indem er bemerkt,') „daß hier (in Tirol) die oberste Leitung des 
Finanzwesens im Nebenberufe von einem Manne versehen wurde, der im 
Hauptberufe Pfarrer war“. Rachfahl bedauert, daß er die „geheimen 
Personalakten“ über den Pfarrer von Tirol nicht kennt.?) Solche gibt es 
nicht, aber aus gedruckten Quellen und aus der Literatur hätte er manches 
ersehen können. Aber er kennt diese nicht. Er hätte sich darüber, daß der 
Pfarrer von Tirol Stadtpfarrer von Meran, also einer der ersten geistlichen 
Würdenträger des Landes, nicht irgendein beliebiger Pfarrer war, in der 
Ferdinandeumszeitschrift 38. und 40. Bd. unterrichten können, er hätte 
übrigens alle Nachrichten über Wegmacher in meinen „Beiträgen‘s) finden 
können, er hätte wissen müssen, daß nıan nicht ständig in Innsbruck und 
doch im Hauptberufe Pfarrer von Meran sein kann. Das sind Zeichen für 
die geringe Vertrautheit -Rachfahls mit tirolischen Verhältnissen, aber 
all das ist unbedeutend gegenüber dem Vorgang, als Maßstab für die Prüfung 
der Entwicklung eines Verwaltungszweiges den Umstand zu gebrauchen, 
ob an der Spitze ein Pfarrer, gleichgültig, ob von Meran oder irgendeinem 
Gebirgsdorf, steht oder nicht. Ja könnte man mit gleichem Rechte sagen, 
die Organisation der französischen Außenpolitik unter Richelieu und 
Mazarin stand auf einer primitiven Stufe, weil „die oberste Leitung damals 
im Nebenberufe von einem Mann versehen wurde, der im Hauptberute‘ 
Kardinal war. Denn ich glaube nicht, daß Rachfahl den Beweis erbringen 
kann, daß gerade die tirolischen Pfarrer allgemein so unfähig sind, dab 
ein unter ihnen stehendes Amt deshalb schon als primitiv bezeichnet 
werden kann. 


In der Polemik gebraucht Rachfahl das Mittel, da und dort einzelne 
Sätze herauszugreifen, außerhalb des Zusammenhanges hinzustellen und 
zu glossieren, worauf er dann einen „ganzen Rattenkönig von Irrtiimern™ 
erhält, den er „hier nicht entwirren“ kann.*) Ich lasse ihm dieses Ver- 
enügen und verweise nur auf meine Arbeit selbst, deren Einzelheiten ich 
hier nicht wiederholen will. Schon im Kampfe gegen Walther bestand 
seine Kritik häufig darin, einzelne Wörter eines Textes scharf zu inter- 
pretieren, was ihn freilich nicht gehindert hat, den eigentlichen Inhalt ganz 
mißzuverstehen. Ein Beispiel ist die niederländische Finanzverwaltungs- 
ordonnanz von 1487, über deren Einzelheiten er seitenweise handelt.>) 
Er meint, daß durch das Kollegium der „6 seigneurs“ (den Ausdruck hat 
er von Walther übernommen), der „angesehenen Großen des Landes” 
dem König Maximilian das Finanzwesen aus der Hand gewunden wurde; 
die Ordonnanz sei Maximilian „abgepreßt und aufgedringt“ worden. Sic 


t!) Behördenrecht, S. 224. 

*) Ursprung, S. 438. 

3) S. 140 ff. 

4) Behérdenrecht, S. 227. | | 

5) Niederländische Verwaltung, S. 14—22. Ursprung, S. 449 f., 464, 467 ff., vgl. 
Behördenrecht, S. 231, 235 f. 


112 Theodor Mayer. 


falle „gar nicht in den Bereich der monarchischen Behördenorganisation; 
sie will vielmehr sowohl die Organe des Finanzdienstes, wie auch die 
materielle Seite der Finanzverwaltung möglichst seiner Macht entziehen.” 
Sieht man etwas genauer zu, so zeigt sich, daß eines der sechs Mitglieder 
dieses vermeintlich von den niederländischen Ständen erpreßten” Kol- 
legiums, Martin von Polheim, ein ,,seigneur“ aus Oberosterreich war, daß dann 
bald „Messire George Rottaler‘‘ dazu kam, der zu den „angesehenen Großen 
des Landes“ Steiermark gehörte und von dem Rachfahl selbst einmal 
anführt,') daß er nicht der französischen Sprache mächtig war. Endlich 
hat Rachfahl auch die politische Stellung, die Philipp von Kleve damals 
einnahm, gänzlich verkannt. Die Ordonnanz beweist ım Gegenteil, daß 
Maximilian die Erledigung der laufenden Geschäfte an Verwaltungsstellen 
abgegeben hat, nicht weil er gepreßt worden ist, sondern weil er Zeit für 
die „grans et pesans affaires‘, für die hohe Politik haben wollte. Ich habe 
dann noch auf eine ähnliche Maßregel für Luxemburg hingewiesen, wo Max 
1488 seinen Vetter, den Markgrafen von Baden, zum Statthalter bestellt 
hat,?) weil sich so zeigt, daß das gleichartige Vorgehen später ın Tirol der 
Auffassung Maximilians von der staatlichen Verwaltung besonders ent- 
sprach. Was sagt Rachfahl dazu? Dagegen, daß er Sinn und Zweck der 
. Ordonnanz gänzlieh miBverstanden hat, kann er nichts vorbringen, darum 
bestrebt er sich, vom Kern derMaterie abzuschweifen und Einzelheiten der 
Ordonnanz von 1488 kritisch zu zergliedern.®) Sollte er wirklich glauben, 
daß der Leser deshalb den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr sehen 
und nicht bemerken werde, wie vollständig er den eigentlichen Sinn und 
Zweck der Ordonnanzen verkannt hat? 

Der Sinn der heiden Ordonnanzen von 1487 und 1488 ist die Gewährung 
einer eigenen Befehlsgewalt und Kompetenz, die Errichtung einer Be- 
hörde. Doch da kommen wir auf ein Gebiet, auf dem sich Rachfahl in 
besonders origineller Weise bewegt. Ich habe den Übergang vom Rat als 
Hilfsorgan des Landesfiirsten zur selbstandigen kollegialen Behörde als 
eine wichtige staats:echtliche Neuerung bezeichnet, allerdings den Begriff 
„Behörde“ als bekannt vorausgesetzt und nicht deliniert. Das | holt Rachfahl 
nach :*) „Nach der bisher geltenden Terminologie ıst eine „Behörde“ nichts 
anderes als eine Verwaltungsstelle überhaupt, eine staatliche Behörde, ein 
sekundäres Staatsorgan, das scine Befugnisse auf Grund von Delegation 
primärer Staatsorzane ausübt.‘ Ich enthalte mich eines Urteiles über diese 
Begriffsbestimmung. Wenn Rachfahl aber dann meint,5) daß „beide Aus- 
drücke (‚Verwaltungsorgane‘ und Behörden‘) so sehr dasselbe besagen, 
wie im Munde Bräsigs ‚Armut‘ und ,Poverteh‘,“ so werden die juristisch 


1) Ursprung. 477. 

2) Meine Verwaltungsorganisationen. S. 32. 
3) Behördenrecht. S. 235 ff. 

%) Behördenreekt. S. 213 ff. 

5) Behördenrecht. S. 222. 
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gebildeten Leser der Jahrbücher für Nationalékonomie einigermaßen den 
Kopf geschüttelt und eine „Poverteh‘‘ an staatsrechtlichen Kenntnissen 
wo anders entdeckt haben, als bei dem von Rachfahl grimmig zerzausten 
Autor. Diese Leser kennen ja alle außer Fritz Reuter noch P. Laband, Das 
Staatsrecht des deutschen Reiches,') oder H. Fülster, Deutsches Reichs- 
staatsrecht?) oder den Artikel „Behörde“ in Mischler-Ulbriehs „Öster- 
reichischem Staatswörterbuch,®) sie wissen daher genau, daß nicht jedes 
staatliche Amt eine Behörde ist (in Österreich unterscheidet man zum Beispiel 
Steueramt und Steuerbehörde), daß es Verwaltungsämter ohne behördlichen 
Charakter gibt (Fülster), daß zur Erlangung des Behördencharakters 
dauernde Delegation notwendig ist (Laband), das heißt, daß also Dele- 
gation für den Einzelfall oder für kurze Zeit möglich ist, ohne daß die 
delegierte Stelle als Behörde zu bezeichnen ist. Ihnen ist auch bekannt, 
daß Behörden iceelle Subjekte von Rechten und Pflichten sind, um die 
einem Amte überlassenen Geschäfte zu führen (Laband), endlich, daß als 
Behörde nur ein Organ bezeichnet werden kann, das ermächtigt ‘oder be- 
fähigt ist, selbständig Entscheidungen mit bindender Kraft zu treffen 
(Ulbrich). Ihnen ist der heute so viel besprochene Unterschied zwischen 
staatlicher Hoheits- und Betriebsverwaltung, der ja auf diese Unter- 
scheidung hinauskommt, geläufig. Bei Ulbrich haben sie den Satz ge- 
lesen: „Staatliche Organe ohne diese Entscheidungsgewalt rechnen 
wir nicht zu den staatlichen Behörden, sondern nennen sie Hilfsorgane der 
Behörden, wenn sie deren Entscheidungen nur vorbereiten und vollziehen, 
oder selbständig ausübende Amter, welche nach Maßgabe der Dienst- 
instruktion bestimmte technische Verrichtungen vollziehen.“ Daher wissen 
diese Leser auch die Bedeutung des artigen Scherzes mit dem Gendarmen, 
der den Landstreicher am Kragen packt, als vollkommensten Typus 
der Behörde?) voll zu würdigen. 

Da ich selbst eine eigene Definition nicht gegeben habe, sucht Rachfahl 
aus meiner Arbeit die Kriterien heraus, welche nach meiner Ansicht für 
eine Behörde erforderlich sein sollens): „Sie dari nicht nur einen Hilfsorgan 
des Landesfürsten sein, sondern sie muß, unabhängig von seinen Launen, 
eine selbständige Entscheidung, ohne seine Mit- und Einwirkung, cine 
bestimmte Kompetenz nach oben und unten, so wie ein ihr innewohnendes 
Imperium besitzen; die Befugnisse des Herrschers müssen eingeschränkt 
und auf sie übergegangen sein; es gchören ferner dazu Ständigkeit und 
Amtstradition, ständische Macht und Zusammensetzung aus verschiedenen 
Ländern.‘ Ich führe diese Stelle nur an, um zu zeigen, wie Rachfahl eine 
Verwirrung anzurichten versteht, denn es ist ihnı der Unterschied zwischen 


1) 3. Aufl. ae Vgl. Bd. 1I., S. 321 ff. 

2) 1913. Vgl. S. 493. 

3) 2. Aufl. 1905. I. Bd. Der Artikel stammt von Ulbrich, 
` 4) Behördenrecht. S. 219. 

5) Behördenrecht. S. 218. 
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juristischen Kriterien und Voraussetzungen für die historische Ent- 
wicklung nicht klar. Darf man unter solchen Umständen erwarten, 
daß Rachfahl imstande sein würde, den juristischen Kern des Prob- 
lems, den Unterschied zwischen Hilfsorgan und Behörde, zu erfassen 
oder gar die historische Entwicklung vom Hilfsorgan zur Behörde zu 
verstehen? Es soll nur gleichsam als Antwort auf diese Frage gelten, wenn 
ich folgenden Kraftspruch Rachfahls hier nochmals abdrucke: „Eine 
‚behördenrechtliche‘ Entwicklung, wie sie uns Mayer vorgaukelt, hat es 
also in Wirklichkeit nie gegeben‘“'), das ist nämlich die Entwicklung 
vom Hilfsorgan zur Behörde, weil beide Begriffe dasselbe besagen. 

Rachfahl wirft mir auch vor,?) daß ich die unteren Stellen in der Er- 
lancung des Behördencharakters den Zentralstellen vorangehen lasse. 
Ja weiß er denn nicht, daß die Zentralstellen bis ins 19. Jahrhunderf 
viel stärker den Eingriffen der Herrscher ausgesetzt waren, als die Mittel- 
und Unterinstanzen, daß diese innerhalb ihrer bescheideneren Kompetenz 
tatsächlich vor derartigen Eingriffen so gut wie verschont geblieben sind, 
.daß zum Beispiel am Wiener Hofe der Geheime Rat nie eine Behörde 
veworden ist, sondern ein Hilfsorgan geblieben ist, während die Landes- 
recierungen schon Behörden waren ? Für das uns hier beschäftigende Prob- 
lem aber kommit es nicht so sehr darauf an, ob meine Auffassung von Hilfs- 
organ und Behörde richtig ist, sondern ob eine Entwicklung in der Richtung 
vom reinen Hilfs- und Ratsorgan zur Verwaltungsstelle mit eigenem Ent- 
scheidungs- und Befehlsrecht stattgefunden hat, ob also irgendein Rats- 
organ des Mittelalters und etwa das tirolische Regiment Maximilians nach 
der Instruktion von 1499 in bezug auf die eigene Kompetenz und das 
Entscheidungsrecht dasselbe sind so wie die „Armut“ und die „Poverteh“. 


Damit wenden wir uns dem historischen Problem zu. Hier handelt es 
sich darum, ob die tirolische Verwaltung einen so hohen Stand erreicht 
hatte, daß ihre Elemente unter Maximilian zu den bekannten Organi- 
sationen weiter entwickelt werden konnten, daß also ein fremdes Muster 
nicht übertragen werden mußte, schließlich wohl auch darum, wie die 
Reformen tatsächlich vor sich gegangen sind. Rachfahl schätzt den Stand 
der tirolischen Verwaltung vor 1490 nicht so hoch ein als Walther und 
ich, hingegen ist es allgemeine, wenn auch nicht unbestreitbare Ansicht, dab 
die maximilianischeVerwaltungsorganisation als hochstehend zu bezeichnen 
ist. Hier ist eine methodische Bemerkung zu machen. Ob man die tirolische 
Verwaltungsorganisation vor 1490 hoch einschätzt oder nicht, das hängt 
schließlich von einem subjektiven Werturteil ab. Wir dürfen eben nicht 
vergessen, daß wir ein ganz klares Bild von dieser Organisation, die infolge 
politischer Kämpfe in ständiger Umbildung war, nicht besitzen, daß daher 
die objektiven Schwierigkeiten für einen Vergleich des Standes der: Ver- 


t) Behördenrecht. 2. S. 220. 
2) Behördenrecht. S. 219. 
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waltung vor 1490 und nach 1490 sehr groBe sind, zudem wir ja auch die 
Verwaltung nach 14% nicht bis in die letzte Einzelheit kennen. Schließlich 
ist zu bemerken, daß der Vergleich für die Lösung unserer Frage überhaupt 
nur einen beschränkten Wert hat. Uns kommt es darauf an, wie Rachfahl 
früher selbst gesagt hat, ob ,, Bestehendes fortgebildet und zur letzten Reife 
gebracht“ worden ist,') ob also die Innsbrucker Verwaltungsorganisationen 
unter Maximilian eine Weiterbildung der tirolischen Verwaltung ver Max 
waren; das schließt nieht aus, daß jene höher stand als diese. Wichtiger alsder 
Vergleich ist die Feststellung, wie sich der Übergang vollzogen hat, wie 
die Verwaltungseinrichtungen Maximilians entstanden sind, ob und welche 
Einrichtungen aus Tirol übernommen worden sind, welche hingegen ver- 
ändert und weshalb und inwiefern Veränderungen vorgenommen worden 
sind. Wie verhält sich diesem Standpunkt gegenüber Rachfahl ? Er schreibt ®): 
„Der Zweck meiner Arbeit im Innsbrucker Archiv bestand ganz und gar 
nicht darin, die Geschichte der Reformen Maximilians näher zu verfolgen 
und aufzuhalten; für mich genügte es, den Stand der administrativen 
Technik vor 1490 festzustellen und mit dem der folgenden Zeit zu ver- 
gleichen, um den Unterschied kennen zu lernen, der zwischen beiden ob- 
waltet. Auf die speziellen Ursachen zurückzugehen, welche den König 
zu dieser oder jener Reform veranlaßte, war gar nicht meine Aufgabe.“ __ 
Es ist klar, daß Rachfahl, wenn er entgegen seiner früheren Auf- 
fassung, nach welcher bestimmt werden sollte, ob ,,Bestehendes fort- 
gebildet und zur letzten Reife gebracht“ worden ist oder nicht, nunmehr 
seine Aufgabe so einschränkt, die Frage nicht lösen konnte. Für den 
Historiker ist ein grundlegendes methodisches Erfordernis zuerst klar- 
zulegen, wie die tatsächliche Entwicklung vor sich gegangen ist, nicht aber 
durch Vergleich Unterschiede festzustellen. Das ist ja der Fehler der 
Rezeptionstheorie, daß sie dort vergleicht und Unterschiede heraus- 
arbeitet, wo eingehendes Quellenstudium noch Übergang und Entwick- 
lung feststellen kann. Diese Methode der Feststellung von Unterschieden 
hat ja in der Geschichtsschreibung zu Katastrophentheorien geführt, 
während in Wirklichkeit langsamer, folgerichtiger Übergang statt- 
gefunden hat. | 
Der eigentliche Grund, weshalb Rachfahl sich auf den Vergleich be- 
schränkt, ist zweifellos der, daß er das archivalische Quellenmaterial aus 
der Zeit nach 1490 nicht durchgearbeitet, sondern sich auf Adlers unvoll- 
ständige Darstellung verlassen hat. Niemand wird ihm deshalb einen Vor- 
wurf machen, denn der Umfang archivalischer Studien hängt zumeist von 
äußeren Umständen ab, aber Rachfahl soll jetzt nicht glauben machen 
wollen, daß ihn eine höhere Einsicht geleitet habe. 
Doch sehen wir einmal, wie Rachfahl den Vergleich zieht, welche Kri- 
terien für die Feststellung von Uncerschicden für ihn maßgebend sind. 


1) Niederländische Verwaltung. S. 38. 
2) Behördenrecht. S. 212. 
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Wir kennen schon Rachfahls überraschende Urteile über den primitiven 
Stand der tirolischen Finanzverwaltung, weil an der Spitze ein Pfarrer 
stand, was dann unter Maximilian nicht mehr zutrai. Man lese auch das 
Urteil über die Tiroler Raitbücher aus der Zeit vor 1490,1) das sicher viel 
Richtiges enthält; aber weshalb erwähnt Rachfahl nicht, daß unter Maxi- 
milian durch mehrere Jahre (1496—1500) überhaupt keine Raitbücher 
geführt worden sind, was doch gewiß nicht das Zeichen für einen Fort- 
schritt ist? Oder man betrachte das folgende Urteil): 

„Es kann sogar noch einmal vorübergehend vorkommen, daß (aus 
Gründen der Kostenersparnis) den Räten der Innsbrucker Schatzkammer 
(1498) der Befehl gegeben wird, vierteljährlich sich in Innsbruck einzu- 
stellen zur Abnahme der Rechnungen, indem ihnen erlaubt wird, wenn sie 
damit fertig sind, ‚anheim zu ziehen und ihren eigenen Sachen auszu- 
warten‘. Das sind noch Unvollkommenheiten; aber es dauert nicht mehr 
lange und wir finden Heere rein berufsmäßiger Beamten, Räte, Subalterner, 
Schreiber, die aunmehr die Amtsstuben füllen. Eines ist danach klar: 
Einmal sind die Mängel Grund zu vernichtenden Urteilen, das anderemal 
werden sie als „Unvollkommenheiten“ entschuldigt oder verschwiegen. 
Mit dieser vergleichenden Methode mit ihren subjektiven Urteilen kann man 
alles beweisen, besonders mit solehen Redensarten, wie sie der letzte 
Satz bringt, der wieder nicht ersichtlich macht, daß vor den Heeren von 
berufsmäßigen Beamten noch Jörg Gossensbrot gekommen ist und das 
königliche Finanzwesen, man möchte beinahe sagen, unter seine Zwangs- 
verwaltung genommen hat. Leider scheint Rachfahl nicht gemerkt zu 
haben, wie sehr durch solche Auslassungen seine „vergleichende Methode“ 
diskreditiert wird. 

Rachfahl schreibt dann weiter’): „Eine verfehlte Fragestellung ist 
es freilich, wenn Mayer das Problem aufwirft, ob Maximilian wirklich mit 
einem klar auseedachten Programm für Verwaltungsreformen nach Tirol 
gekommen sei. Das hat niemand bisher behauptet; im Gegenteil hat man 
stets die Umwandlung des obersten Amtes in ein Kolleg als den Beginn der 
neuen Ära bezeichnet.‘+) Wie stellt sich, Rachfahl einen Reformator vor, 
soll ein solcher wirklich nicht wissen, was er eigentlich will, kein Bild von 
dem haben, was er durch Reformen zu erreichen gedenkt ? Freilich die 
Handlungen Maximilians entsprechen dieser Forderung nicht, die An- 
nahme, daß Maximilian nach einem bestimmten Vorbild, nach einem 
danach ausgedachten Progranım reformiert habe, wird durch des Königs 
eigenes Verhalten erschüttert. Denn wir wissen in mehreren Fällen ganz 
bestimmt, daß er sich um seine eigenen Schöpfungen gar nicht gekümmert 
hat. Auch mußte man doch erwarten, daß er gleich von Anfang an im Sinne 


1) Niederländische Verwaltung. S. 27 ff., 30. 

2) Ursprung. S. 462. 

3) Behördenrecht. S. 240. 

4) Weshalb sagt dieser Satz das Gegenteil vom vorhergehenden ? 
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des Vorbildes, das noch unzerstört in ihm lebte, reformiert habe, nicht erst 
lange Zeit später, als die alten Eindrücke durch neue Forderungen des 
Tages getrübt waren. Dieser Argumentation konnte sich wohl auch Rach- 
fahl nicht entziehen, darum die oberwähnte scharfe Ablehnung, die aber 
mit dem, was er früher gesagt hat,‘) nicht übereinstimmt: „Jahrelang 
hatte Maximilian in den Niederlanden geschaltet und gewaltet; die dortigen 
Zustände waren ihm und den Männern seiner nächsten Umgebung gleich- 
sam in Fleich und Blut übergegangen; sie konnten sich gar nicht vor- 
stellen, daß eine wohlgeordnete und leistungsfähige Verwaltung anders 
als nach den Grundsätzen geführt werden könnte, die sie hier kennen und 
schätzen gelernt hatten. Sobald Maximilian die Regierung Tirols übernahm, 
war es daher das erste, was er gleichsam als ein Selbstverständliches tat, 
daß er an die Stelle des obersten Amtmannes die kollegiale Raitkammer 
mit einem Buchhalter setzte; er wußte nicht, wie man anders als mit 
solchen Organen regieren könnte. Gewisse Maxime und Zustände, etwa 
hinsichtlich der Beamtenverhältnisse, der Kompetenzverteilung, des 
Geschattsganges und der Rechnungslegung, waren so sehr ein gewohntes 
Element, in welchem man sich tagtäglich in den Niederlanden bewegt hatte, 
daß man wahrhaftig nicht erst die niederländischen Ordonnanzen herzu- 
nehmen und wörtlich zu kopieren brauchte; man lebte so in diesen Dingen, 
daß man die leitenden Grundsätze ohne weitere zur Anwendung zu bringen 
und nach ihnen die neu zu schaffenden Instruktionen zu gestalten ver- 
mochte. Man wußte ungefähr, was man wollte und was man wollte, das 
war eben eine Neuordnung der Verwaltung, derzufolge fortan in den Erb- 
landen ähnlich regiert würde, wie man es von den Niederlanden her ge- 
wöhnt war."?) So ist der Erfolg zustande gekommen, den Rachtahl in 
folgender Weise ausmalt: „Kollegialität, strenge Durchführung des Prin- 
zips des Berufsbeamtentums, fester Geschäftsgang auf Grund schriftlicher 
Instruktionen, die sich in der Folge zusehends ausführlicher und voll- 
kommener gestalten — sie sind wie mit einem Zauberschlage da.“ ?>) 
Daß die Kollegialität nicht neu war, Berufsbeamte schon unter Sigismund 
vorhanden waren, daß Maximilian durch viele Jahre keine Instruktionen 
erteilt hat, widerspricht zwar der Zauberschlagtheorie und Rachfahl 
muß, wie wir noch sehen werden, selbst vieles zurücknehmen, Ich frage aber, 
ob wirklich von niemand gesagt worden ist, daß Maximilian mit einem 
Programm gekomnen ist. 

Daß meine Ausführungen über die Ersetzung des obersten Amtmannes 
durch ein Kollegium Rachfahl wenig behagten, war zu erwarten. Seine 
Erwiderung besagt kaum mehr, als daß es auch anders gewesen sein kénnte.*) 
Es zeigt sich eben, daß Maximilian fürs erste gar nichts geändert, dab 


1) Niederländische Verwaltung. S. 55. 

2) Vgl. Niederländische Verwaltung. S. 30. 
3) Niederländische Verwaltung. S. 47. 

4) Behördenrecht. S. 243. 
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er nicht die Kollegialität eingeführt, sondern den Antoni vom RoB als 
Einzelbeamten mit der Leitung des Finanzwesens betraut hat. Die Re- 
form von 1491 ist vom Statthalterkollegium, von dem ohne Zweifel die 
Anregung ausgegangen ist, im Sinne der Verwaltungsorganisation vor 14% 
durchgeführt worden, ohne daß Maximilian etwas dagegen getan hätte. 

Ich habe bemängelt, daß die frühere Forschung die Vorgänge bei der Über- 
nahme der Regierung‘ durch Max und die Ereignisse zwischen März 1490 
und Februar 1491 übersprungen habe und habe meine Ergebnisse dahin 
zusammengefaßt: ‚Die alte tirolische Verwaltung ist also ohne verwaltungs- 
technische "Neuerungen von Maximilian übernommen, ohne neue Geschäfts- 
ordnung sind die Geschäfte weitergeführt worden“. Dazu bemerkt Rach- 
fahl'): "Ganz richtige; aber eben deshalb hatte ich keinen Anlaß, mich mit 
dieser Phase näher zu beschäftigen.“ Ja, weshalb hat denn Rachfahl nicht 
schon früher diesen seinen guten Grund, die erst von mir festgestellten 
Tatsachen zu übergehen, mitgeteilt? Weshalb hat er vielmehr seine 
Meinung in folgende Worte gekleidet: „Keineswegs®) liegt die Sache danach 
so, daß Maximilian bei seinem Regierungsantritt einfach die bestehenden 
Verwaltungsordnungen übernahm; er hat — zumindest sofort auf dem 
Gebiete des Finanzwesens Prinzipien zum ersten Male zur Durchführung 
gebracht, die etwas Neues bedeuten, die also in Deutschland ‚plötzlich” 
zum ersten Male auftauchten.‘‘ Wenn Rachfahl aus meiner Arbeit nichts 
Neues zugelernt hat, war also seine wirkliche Meinung von Anfang an die im 
zuerst angeführten Satze ausgedrückte. MuBte er da aber nicht besorgen, daß 
irgend jemand nach dem letzten Satze seine überlegene, höhere Finsicht 
verkennen würde. Ich kann doch unmöglich glauben, Rachfahl hätte den 
zuerst gedruckten Satz in der letzten Arbeit nur geschrieben, weil er gehofft 
hat, es würde niemand in einer seiner früheren Schriften nachschauen. 

Was das Prinzip der Kollegialität anlangt, so hat Rachfahl früher 
erklart,’) „daß die Durchführung des Prinzips der Kollegialität ein Novum in 
der Geschichte der monarchischen Behördenorganisation in Deutschland 
war“. Sie war ja durch Maximilians Wirksamkeit „plötzlich“ ‚mit einem 
/auberschlas“ da. Das muß wiederum nicht seine wirkliche Meinung 
vewesen sein, denn jetzt — ich darf mir doch nicht einbilden, daß er 
sein Wissen etwa von Walther oder mir bezogen hat, denn er hat alles 
schon früher besser gewußt — schreibt er,*) „daß Maximilian das Prinzip 
der Kollegialität nicht aus den Niederlanden zu holen brauchte, da es in 
Tirol schon beim Rate bestand“. Er glaubt, neu sei aber, daß Maximilian 
die Kollegialität im Finanzwesen einführte, während nach meiner Meinung 
die Statthalter zu dieser Maßnahme, durch die sie auf das Finanzwesen 
wieder wie vor 1490 erößten Eintluß erhielten, die Anregung gegeben 


1) Behördenrecht. S. 240. 

*) Ursprung. S. 457. | l 

>) Niederländische Verwaltung. S. 43. U 
4) Behördenrecht. S. 243. 
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haben. Nun die Frage läßt sich am ehesten dadurch lösen, daß wir nach- 
sehen, wie Maximilian die Finanzverwaltung an seinem Hofe organisierte. 
Da handelt es sich um neue Organisationen, da brauchte Max keine 
Rücksichten auf Überkommenes zu nehmen, da hat er sich gewiß am 
schärfsten in seinem Nachahmungsbestreben ausgelebt. Doch leider, gerade 
da bestellt der König Einzelbeamte, so wie er 1490 Antoni vom RoB 
neu ernannt hat, so verwendet er jetzt Simon von Hungersbach, später 
Jörg Gossensbrot') und kein Kollegium. Welchen Schluß zieht wohl 
Rachfahl aus dieser Tatsache? Gar keinen, er übergeht einfach die 
Existenz der Einzelbeamten mit stolzem Stillschweigen. Ein Sun) 
ist überflüssig. 

Doch Rachfahl hat noch eine andere Methode, die Richtigkeit seiner 
‘Theorie, daß das Finanzkolleg aus den Niederlanden stamme, eindringlich 
darzutun. Er schreibt,?) daß „Raitkamnier‘‘ wie die Übersetzung von 
„chambre des comptes“: klinge: „Wer könnte da daran zweifeln, daß Fin- 
richtung und Namen zugleich aus den Niederlanden, das heißt aus der 
französisch-burgundischen Verwaltung rezipiert worden sind?“ Unglück- 
licherweisé heißt aber das tirolische Finanzkolleg nur „die Verweser des 
obersten Amtes“ oder „Anwälte in der Raitung‘“. Erst vier Jahre nach der 
Errichtung gebraucht Maximilian in einem Schreiben aus Antwerpen den 
Ausdruck ,,Raitkammer“. Daran knüpft Rachfahl folgenden Vorschlag): 
„Da die Institution dieselbe blieb, wie vorher (nämlich vor dem Schreiben 
von 1495), steht nichts im Wege, daß wir sie mit diesem Namen schon 
bald nach ihrer Stiftung belegen“. Das tut er denn auch im Text, so heißt 
das Kolleg von Anfang an Raitkammer, Raitkammer kommt von chambre 
des comptes, chambre des comptes ist französisch, also stammt das Finanz- 
kolleg von 1491 aus Burgund. Quod erat demonstrandum! 

Ich habe schon angeführt, daß Maximilian den Statthaltereirat als 
Kollegium glatt übernommen hat, so wie es die Stände verlangt haben. 
Er ordnete daher an: „die rat sollen gewalt haben zu regieren, was sy not 
und gut bedunkt, wil sein laut ires gewaltbriefes.““4) Dann umschreibt er 
die sachliche Kompetenz, besonders auch die Angelegenheiten, deren 
Erledigung er sich vorbehält. Dazu bemerkt Rachfahl, 5) nachdem erbe- 
sonders die Beschränkungen der Kompetenz genau wiedergibt: „Wie man 
sieht, Maximilian war keineswegs gewillt, sich wesentlicher Regierungsrechte 
‚zugunsten des Rates zu entäußern; daß er ihnen das Detail der Geschäfte 
überlassen mußte, versteht sich von selbst, ist aber keine Einschränkung 
seiner Regierungsgewalt an und für sich; der Rat blieb immer grund- 
sätzlich sein ‚Hilfsorgan‘, und er Ban gar nicht daran, etwa (Mayer 28; a 


4) Vgl. Adler a. a. O: S. 507. 

2) Niederländische Verwaltung. S. 46. 
. 3) Ursprung. S. 465, Anmerkung 1. 
4) Vgl, meine Verwaltungsorganisationen, S. 35. BET | 2 
5) Behördenrecht. S. 239. rr a ty hate 
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deshalb, weil er nicht in Innsbruck bleiben konnte, ,eine von der Mit- 
wirkung seiner Person unabhängige Verwaltungsorganisation zu schaffen‘. 
Der Statthaltereirat war vom Herrscher abhängig, wie er auch von ihm 
ernannt worden war; er fällt durchaus in den Bereich monarchischer 
Behérdenorganisation“. Durch die Unkenntnis einfacher staatsrechtlicher 
Grundsätze ist hier bei Rachfahl wieder eine große Verwirrung entstanden. 
“s kommt doch gar nicht darauf an, daß der Monarch sich aller Regierungs- 
rechte begibt und wie groß die Kompetenz der Behörde ist. Eine Behörde 
ist auch nicht. eine vom obersten Staatsorgan unabhängige Institution, 
die Ernennung der Mitglieder des Kollegiums durch den Monarchen stört 
den Behördencharakter nicht. Deshalb, weil die Behörde kein Staat im 
Staate ist, was sie ja gar nicht sein kann, ist sie noch lange kein bloßes 
„Hilfsorgan“. Es ist nicht notwendig, daß ein Kollegium, um die Bezeich- 
nung „Behörde“ zu verdienen, nicht ‚in den Bereich monarchischer 
Behördenorganisation“ fallen dürfe. Ob aber Maximilian, gar nicht daran 
gedacht hat, „etwa deshalb, weil er nicht in Innsbruck bleiben konnte, 
‚eine von der Mitwirkung seiner Person unabhängige Verwaltungsorgani- 
sation zu schaffen‘ “, da lassen wir am besten den König selbst antworten. 
Wir benutzen dazu nicht die Ordonnanz von 1487 oder die Urkunde für 
den Markgrafen von Baden, wo die nämlichen Gedanken wiederkehren, 
sondern die Instruktion für das Innsbrucker Regiment von 14991): „Wir 
Maximilian ete. bekennen offenlich mit diesem brief und thun kund aller- 
meniglich, als wir unser inner und vorder land, so uns weiland unser 
lieber vetter und fürst erzherzog Sigmund zu Oesterreich ete. loblicher 
vedechtnis übergeben, bisher durch unser stathalter und rät in regietung 
und verwaltung gehabt, auch vor nachstverschinen krieg dieselben unser 
stathalter und regenten mit namen ausgedrukt, aber dieselb verwaltung 
nicht amtlich beslozzen, und dieweilen wir aber unser und des 
heiligen reichs, auch anderer unsrer erblichen lande und 
gemeiner Cristenhait merklichen obligenden geschäft halben, 
denselben unsern innern und vordern landen in aigner person 
mit stätem wesen nicht bei sein mügen und deshalben, damit 
nicht destminder dieselben in unserem abwesen stattlichen 
und wol regieret und all derselben insassen und undertanen 
bei recht und pilligkait gehandhabt und beschirmt werden, 
auch wir andern unsern obligenden geschaften notdurftiklichen auswarten 
mügen, das wir mit wolbedachtem muet, guetem zeitigen rat und rechter 
wissen von neuem ein regiment und ordnung, wie und durch welh personen 
hinfür die berürten unser inner und vorder lande und leut an unser stat 
und in unserm namen geregiert und versehen werden sollen, aufgericht 
und geordnet haben wie hernach volgt.“ Unter anderem wird angeordnet, 


1) Gedruckt von Rapp: Vaterländisches Statutenwesen. Beiträge zur Geschichte 
usw. von Tirol und Vorarlberg. 6. Bd. 1829, S. 163 ff. Vgl. Adler, Zentralverwaltung. 
S. 381 — 392, bezw. 383 — 384. 
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daß die ausgehenden Stücke mit dem Sekretsiegel versehen werden sollen 
und „mit seiner (des tirolischen Kanzlers) hand comissio domini regis in 
consilio underschriben und gezaichent werden wie bisher gewonhait ge- 
wesen ist.“ Auf die Einzelbeiten der Kompetenz und Geschäftserledieung 
brauche ich hier nicht einzugehen. 


Weiß denn Rachfahl, der sich doch für einen Kenner araida 
Geschichte hält, von dieser Ordnung nichts? Wie hätte er es wohl 
polemisch ausgenutzt, wenn er mir hätte nachweisen können, daß ich 
eine so wichtige Quelle wie die Regimentsordnung von 1499 nicht ge- 
kannt oder wenigstens nicht benutzt habe? Wenn ich im geraden Gegen- 
satz zu den Quellen gesagt hätte, daß es nicht ausdrücklich bezeugt ist, ') 
daß die Statthalter und Räte in Stellvertretung des abwesenden Landes- 
fürsten die Reierungsgewalt in den Händen hatten? 

Rachfahl hat freilich noch zwei Rückzugspositionen. Er meint,*) dab 
alles, was zur Zeit Maximilians reformiert worden ist, unter seiner Deck- 
adresse zn gehen habe. Der Gedanke ist der: was an den Reformen Maxi- 
milians Werk ist, kann nicht als aus Tirol stammend bezeichnet werden: 
wenn nun alle Reformen zwischen 1490 und 1519 als Schöpfung Maxi- 
milians bezeichnet oder unter dem Titel der Deckadresse Maximilian 
zugeschoben werden, so ist die Ansicht von der Übernahme und Fort- 
entwicklung tirolischer Einrichtungen abgetan. Dieses Mittel erinnert 
an Rachfahls Vorschlag mit der Bezeichnung der Verweser des obersten 
Amtes als Raitkammer und ist ebenso stichhältig wie jener. Dann aber 
zieht sich Rachfahl gerne auf den richtig zu verstehenden Kern der Re- 
zeptionstheorie zurück. Dieser Kern stellt, weil die einzelnen -Tatsachen 
ihm widersprechen, die in Wirklichkeit nur vorausgesetzte und nicht er- 
wiesene Rezeptionstheorie im allgemeinen dar. Wir haben auch gesehen, 
wie Rachfahl in wichtigen Fragen seine Meinung geändert hat, unwillkür- 
lich fragt man, welche Ansicht denn da om richtig zu verstehenden Kern 
jeweils entspricht. | 


Es ist für das sachliche Problem gleichgültig, ob Rachfahl mit den 
tirolischen Verhältnissen vertraut ist,3) ob er statt in den Quellen zu 
forschen zur Dialektik Zuflucht nimmt, wichtig aber ist das Ergebnis. dab 
die Methode des Vergleiches der tirolischen Verwaltung vor 1490 mit jener 
nach 14% zur Feststellung nicht geeignet ist, ob unter Maximilian „schon 
Bestehendes fortgebildet und zur letzten Reife gebracht“ wurde, wichtig 
ist es wohl auch, daß wir gesehen haben, daß ohne einige staatsrechtliche 
Kenntnisse das eigentliche Problem nicht erfaßt werden kann. 


1) Vgl. Ursprung. 8. 454. 

2) Behördenrecht. S. 234. 

3) Wenn Rachfahl meint, (Niederländische Verw altung. 5. 35 f, Ursprung, 5. 444 
465, Behördenrecht, S. 229), daß die Ordnung von 1481 ein Entwurf geblieben sei, so 
zeigt er geringe Kenntnis von den Verhältnissen der achtziger Jahre, ein Blick in die 
Raitbücher hätte ihn besser belehren können. 
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Wir sind nicht auf jede einzelne Bemerkung Rachfahls eingegangen, 
eine kritische Betrachtung der Grundlagen und der Methode seiner Arbeit 
genügt, um den Wert seiner Ergebnisse zu ermessen. Und doch hatte 
Rachfahls erste Schrift (Niederländische Verwaltung) ihre Verdienste; 
es ist dort eine Instruktion von 1487 abgedruckt, die Kritik gegen Walthers 
erste Arbeit hat gezeigt, daß ohne genaue Kenntnis der tirolischen Ver- 
waltung die Frage nicht zu lösen war. Dieses Verdienst Rachfahls wird 
dadurch nicht geniindert, daß er sachlich Unrecht hatte. Es hätte auch dem 
Ansehen Rachfahls nichts geschadet, wenn er in einer Frage, die quellen- 
mäßig erschöpfend zu erforschen er nicht in der Lage war, seinen Irrtum 
einbekannt hätte, das wäre klüger gewesen, als zu den Mitteln einer ver- 
zweifelten Dialektik zu greifen, nur um den Schein des Rechthabens auf- 
recht zu erhalten. Nur als Folge einer nervösen Erregbarkeit und Empfind- 
lichkeit kann man es verstehen, daß er sich lieber in die Sackgasse seiner 
vergleichenden Methode verrannt hat, statt offen zuzugeben, daß er für 
das den Historiker erste Erfordernis alle Quellen möglichst vollständig 
auszuwerten und erst dann abschließend zu urteilen, aus äußeren Gründen 
nicht erfüllen konnte; ein so grundlegender Fehler kann einem Gelehrten 
vom Range Rachfahls bei ruhiger Überlegung nicht unterlaufen. Eben diese 
Gereiztheit und auch seine innere Unsicherheit mögen als Erklärung und 
Entschuldigung für seinen unfreundlichen Ton genommen werden. 

Ich fürchte nicht, daß ich mir meinerseits den Vorwurf der Rechthaberei 
zuziehe, wenn ich erkläre, aaß Rachfahls Angriff mir keinen Anlaß gibt, 
etwas von dem, was ich früher ausgeführt habe, zurückzunehmen oder zu 
ändern,') auch nicht in jenen Einzelheiten, auf die ich gar nicht erwidert 
habe. Solange nicht neue Quellen das Gegenteil beweisen, bleibt 
es dabei, das Herkunftsland der Organisation, der Verwaltungs- 
organe Maximilians ist Tirol und nicht Burgund. Zweifelhaft ist nur die 
Entstehung des Behördenrechtes, hier können burgundische Verhältnisse 
eingewirkt haben. Allein diese Frage stand nicht zur Diskussion, besonders 
nicht für Rachfahl, der einen Unterschied zwischen Hilfsorgan und Behörde 
überhaupt in Abrede stellt, diese Frage ist zu beantworten, wenn der Über- 
gang vom mittelalterlichen Lehens- zum neuzeitlichen Beamtenstaat, von 
der ständisch-feudalen zur bürgerlich-individualistischen Gesellschaft. 
vom deutschrechtlichen Mittelalter zur römisch-rechtlichen Neuzeit im 
allgemeinen geschildert wird. 


. 1) Nur für die Verbesserung von drei Druckfehlern in einer Anmerkung bin ich 
Rachfahl dankbar: 203 statt richtig 208, „furdem’ statt richtig ‚furdern”, „zu- 
schrieb” statt richtig ,,zuschieb’’, Behördenrecht, S. 225. 
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Das Problem des mittel- und kleingewerb- 
lichen Unternehmens. 


Von Orestes Daskaljuk. 


I. Problemstellung. S. 723. H. Die Hauptmächte der modernen Wirtschaftsordnung, 
S. 725.111. Grenzen der bisherigen Entwicklung, S. 730. IV. Industriegewerbe — Hand- 
werksgewerbe. S. 737. V. Giewerbeförderung, S. 741. 


I. Problemstellung. 


In der oder Wirtschaftspolitik wird das Problem des mittel- und 
kleingewerblichen Unternehmens mit einer gewissen Zurückhaltung in den 
Bereich ernsthafter Betrachtung gezogen, sei es, daß die in ihm repräsen- 
tierte Betriebsform als durch die Entwicklung widerlert und daher für 
die Gegenwart als lebensunfähig angesehen, sei es, daß ihr "wirtschaftlicher, 
politischer und sozialer Wert angesichts der übrigen drängenden Probleme 
des Wirtschaftslebens als zu nichtig und uninteressant befunden wird, 
— sei es schließlich, daß es dem an sich zu passiver Art neigenden gewerb- 
lichen Mittelstand an der nötigen leidenschaftlichen Energie fehlte, seine 
Daseinsforderungen mit gehöriger agitatorischer Aufmachung in die Offent- 
lichkeit zu tragen. Gewiß hat auf den ersten Blick eine Beschäftigung mit 
Fragen der gewerblichen Mittelstandspolitik bei dem Vorherrschen von 
so viel gegenständlicheren und grelleren Fragen wenig Bestechendes für 
sich; es ist beinahe wie ein Kampf um einen bereits verlorengegebenen 
Posten. Im Vordererund des Interesses stehen weit stärkere Elemente, 
die die ganze Aufmerksamkeit des Wirtschaftspolitikers für sich in Anspruch 
nehmen. Denn die moderne Entwicklungsrichtung, die die Herausbildung 
zweier markanter Typen der Gesellschaft zur Folge hatte: einer massigen 
Unterschichte, des Arbeiterstandes (der nach dem Kriege eine wesentliche 
Stärkung durch große Teile des zertretenen Mittelstandes gefunden hat), 
und einer fast überorganisierten Oberschichte des GroBunternehmertums 
(das seine Machtstellung trotz aller Anstürme zu behaupten wußte) — 
diese moderne Entwicklungsrichtung schien einer letzten Auseinander- 


Zeilschrift für Velkswirtschaft und Sozialpolitik. Nene Folge, 3. Band. 47 
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setzung zwischen diesen beiden Gruppen zuzusteuern, innerhalb welcher 
angesichts der gewaltigen beiderseits mobilisierten Kräfte der gewerbliche 
Mittelstand als ein bemerkenswerter Faktor nicht in Frage kam. 

Aber gerade die Notwendigkeit, diese sich anzeigende Auscinander- 
setzung zu einer solchen Auslösung zu bringen, daß nicht die Allgemeinheit, 
also der den Hintergrund bildende Volkskörper als Ganzes, in seinen Grund- 
festen erschüttert wird, müßte die Bemühungen um einen Ausweg, selbst 
wenn er nur bedingten Wert hatte, zu neuen Ehren bringen. Ein solcher 
Ausweg ist die Sinleitung einer sroßzügigen und mit den gegebenen wirt- 
schaftlichen V erhältnissen in Einklang stehenden gewerblichen Mittel- 
standspolitik. 

Bei der Untersuchung der Grundlagen und der Aussichten eines solchen 
Vorhabens ıst das Problem des Mittel und Kleingewerbeschutzes von maB- 
eebender Bedeutung. Sicherlich kann es sich dem modernen Wirtschafts- 
politiker nicht darum handeln, durch den natürlichen Entwicklungsvany 
ausgeschaltete Organisationsformen, die ihre wirtschaftliche und soziale 
Aufgabe im Laufe der Zeiten bereits erfüllt und sich dadurch verbraucht 
haben, einer romantischen Anwandlung halber zu neuer Geltung zu bringen. 
Fin solches Beginnen wäre schon aus dem Grunde aussichtslos, weil nicht 
das Gesetz, die bewußte Awangsordnung also, sondern nur das Leben 
Betriebs- und Wirtschaftsformen zu schaffen und aufzulösen imstande ist. 
Die Aufgabe wird daher im Wesen daraus hinauslaufen, zugleich mit der 
Arbeit an der Erhaltung des Erhaltungsw ürdigen im gewerblichen 
Mittelstande dem Fortschritt zu dienen und das Reformwerk der neuen 
(resellschaftsordnung sinngemäß fortzusetzen. Es soll jeder Betriebs- und 
Organisationsform der ihr gebiihrende Platz innerhalb der nationalen 
Produktion freigelegt werden, nicht nur um dadurch eine wesentliche und 
für die Erhaltung des Staates unbedingt notw endige Schichte zu kräftigen. 
sondern zugleich durch Rationalisierung des in einem Arbeitsprodukt 
steekenden Aufwandes an Arbeit, Geld und Zeit im Sinne der Erhöhung 
des allgemeinen Wohlstandes und der Wohlfahrt des Staates tätig zu sein. 


Es soll neben einer leistungsfähigen GroBunternehmerschaft und neben 
einer in gesetzlichen Bahnen nach materieller und kultureller Besserunz 
ihrer Lage strebenden Arbeiterschaft, also neben diesen beiden mächtigen 
sozialen Gruppen Raum genug bleiben für eine vermittelnde Zwischen- 
schichte von w irtschaftlich "selbständigen Kleinunternehmern, deren 
Bestand nieht nur im Interesse der Kontinuität der staatlichen Macht- 
entfaltung, sondern auch im Interesse des Wirtschaftskörpers selbst, zur 
Aufreehterhaltung seines inneren sozialen Gleichgewichtes und zur Siche- 
rung seiner gesunden Fortentwicklung dringend geboten erscheint. 

Wir werden im Laufe unserer Untersuchung erkennen, daß es in Wirk- 
lichkeit gar nicht um die Frage nach der Lebensfähigkeit des Klein- und 
Mittelzewerbes geht, die trotz aller üblich gewordenen pessimistischen 
„nschauungen im Grunde als Problem, das heißt als ein fragwiirdiges. 
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überhaupt nicht besteht.') Die richtige Formulierung der Frage wird viel- 
mehr darin beruhen, den Tätiskeitsbereich des gew erblichen Mittelstandes 
zu umerenzen, seine sinngemäße Einordnung in das wirtschaftliche und 
soziale "Gefüge des modernen Lebens zu vollziehen und ihm neue Bahnen 
für seine Entfaltung zu ebnen. Sie wird weiter darauf ausgehen, zu zeigen, 
daß jeder Unternehmer, mag er große oder kleine Mittel zur Ver fügung 
haben, mit seinem Wettbew erber gemeinsame Interessen hat, daß somit 
sein Wohlergehen solidarisch ist mit jenem besser oder minder gestellten 
Konkurrenten. ‚Der Unternehmer muß lernen, daß ein dauerndes Gedeihen 
einer Gruppe der Volkswirtschaft auf Kosten aller anderen undenkbar 
ist.“*2) . 

Um die gestellten Aufgaben prinzipiell zu behandeln, wird es notwendig 
sein, die Elemente, die die moderne Volkswirtschaft richtunggebend be- 
stimmen, in ihren aufbauenden und zerstörenden Wirkungen kennen zu 
lernen, um aus ihnen die Voraussetzungen für die Lösung des Problems 
selbst zu schöpfen. 


II. Die Hauptmomente der modernen Wirtschaftsordnung. 


Die auf der Gewerbefreiheit aufgebaute Wirtschaftsordnung war haupt- 
sächlich gekennzeichnet durch einen immer stärker in Erscheinung tretenden 
Materialismus, der sieh äußerlich im Streben nach höchster Rentabilität 
des geleisteten Kapitals- und Arbeitsaufwandes ausprägte. Diesem Streben 
wurden nach und nach die bedeutsamsten Motive volkswirtschafthcher 
Tätigkeit untergeordnet, und zwar ebenso die ideellen wie die materiellen: 
das heißt die ethische (und soziale) Zielsetzung wurde von ihm ebenso 
grundlegend beeinflußt wie die Arbeitsweise, die Herstellungsric htung und 
schließlich die Gesamtorganisation der gewerblic hen Erzeugung. vs war 
dies allerdings eine Entwicklung, die sowohl durch die „Daseinsbedingungen 
der modernen privaten Erwerbswirtschaft’) wie durch die mannigfachen 


1) Siehe die Ergebnisse der vielfachen Untersuchungen von JI. Grundke in 
„Schmollers Jahrbuchfürtresetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft", XXI., 1897. 
Ferner die Ergebnisse der Deutschen Gewerbestatistik von 1907, die sich kurz in 
folgenden Feststellungen zusammenfassen lassen: Vermehrung der Kleinbetriebe in 
der Landwirtschaft, Ver mehrung der kleinen und mittleren Handelsbetriebe, so dab 
sogar cine Überfüllung derselben zu verzeichnen ist, ferner Stärkung der handgewerb- 
lichen Mittelbetriebe. tlagegen durehsehnittliche Verringerung der ganz kleinen Allein- 
betriebe, die proletarisiert werden. Dieses Verhältnis blieb seither bestehen und auch 
der Krieg hat durchgreifende Änderungen nicht herbeigeführt, es sei denn, daß die 
Stärkung des Mittelbetriebes durch die Lieferungen für den Staat, durch E ntschuldung. 
Modernisierung usw. weiter fortgeschritten ist. 

2) Ed. Heymann, Über Individualismus und Solidarismus in der kapitalistischen 
Konzentration, in Archiv für Sozialwissensehaft und -politik, XXXIX. Bd. 

3) W. Sombart, Der moderne Kapitalismus, 2. Aufl., München 1916, ferner: 
Die Entwicklung der kapitalistischen Unternehmung, in „Archiv für Sozialwissen- 
schaft‘ 1016, Bd. 41. 
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Forderungen des neuzeitlichen Lebens mit seinen zahllosen wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Verankerungen begründet war. Eingeleitet wurde 
sie durch die Veränderungen in der wirtschaftlichen Bedarfs- 
gestaltung, die überhaupt anı Anfang der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung stehen. Diese Veränderungen lassen sich inhaltlich durch drei 
Momente bestimmen: 


a) durch die Konzentrierung und Intensivierung des Bedarfes, indem 
durch die rasche Vermehrung der Bevölkerung und ihre Zusammenballung 
in Großstädten und anderen Konsumtionszentren die Nachfrage rasch 
über das Maß der örtlichen Deekungsmöglichkeiten emporschnellte: 

b) durch die gewaltig gesteigerten Anforderungen des neuzeitlichen 
vesellschaftlichen Lebens, die mit den vorkapitalistischen Produktions- 
mitteln nicht mehr befriedigt werden konnten; 

c) durch die allgemeinen Veränderungen in der Produktionstechnik 
und den Produktionsbehelfen: also die fortschreitende Verwendung von 
Maschinen (Mechanisierung des Produktionsprozesses), die Auswertung 
von technischen Erfindungen (Ausbau der Naturwissenschaften), die weit- 
chende Arbeitszerlegung, die Überwindung des Raumes durch die Aus- 
cestaltung des Verkehrswesens und dadurch die rasche Verbindung der 
Urerzeugungsstätten mit den Verarbeitungsstatten und dieser mit den 
Verbrauchsgebieten, schließlich die einseitige Gruppierung und Verteilung 
von Kapitalien und Krediten, die sich in den Händen weniger Besitzer zu 
sammeln begannen. 

Esistnunklar, daß der konzentriert auftretende — massenhafte und gleich- 
förmige — Bedarf durch die zersplitterte Produktionsweise der früheren 
Epochen nicht mehr gedeckt werden konnte und daß somit an Stelle der 
bisher üblichen handwerklich-individuellen Erzeugung der immer einheit- 
licher organisierte und auf die Massenherstellung bewußt eingestellte 
Großbetrieb treten mußte. Dem Verdichtungs- und Vereinheitlichungs- 
prozeß des Bedarfes stellte sich eben ein gleicher Vorgang im Bereich der 
gewerblichen Bedarfsdeckung zur Seite, wobei letztere allerdings in kurzer 
Zeit die normale Relation zur Bedarfsgröße sprengte und sich „kapitali- 
stischen“ Zielen zuzuwenden begann.') Es ist hiebei für das End- 
ergebnis ohne Belang, ob der Mangel eines marktregulierenden Organs, 
die Lockungen steigender Profitraten, schließlich die Verkümmerung 
des sozialen Motivs einzeln oder in ihrem Zusammenwirken den Hinter- 
grund für diese Entwicklung abgaben. 

Gefördert wurde diese Entwicklung durch die immer kräftiger sich 
ausprägende ,,Versachlichung des Kapitalverhältnisses“, wodurch die 
ehemalige Personal- und Familienunternehmung zugunsten der unpersön- 
lichen Gesellschaftsunternehmung immer mehr an Boden verlor. Die wirt- 


1) Wernicke, Kapitalismus und Mittelstandspolitik, Jena 1907. — Vgl. auch 
Heymann, Volkswirtschaitliches Handbuch, Berlin 1909, und J. Conrad. 
Politische Ökonomie, IT. Teil: Volkswirtschaftspolitik, Jena 1919. 
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schaftliche Tätigkeit kehrte sich von ihrer ursprünglichen Bestimmung, 
der Lebensfürsorge für einen bestimmten Personenkreis zu dienen, ab und 
verlegte ihren Zweck in die bestmögliche Anlage von Geld und Leistung. 
Es wurde zur Übung, die Erz-ugung nicht mehr den natürlichen, ge- 
sunden Bedürfnissen. des Volkes, seiner Konsumkraft und Leistungs- 
fähigkeit unterzuordnen, sondern sie sowohl ihrem Inhalte wie ihrer Form 
nach entsprechend den jeweiligen Gewinstchane:n zu orientieren. 
Ihren stärksten Ausdruck erhielt dann diese Tendenz im Aktienwesen. Die 
Herausbildung des Prinzips höchstmöglichen Gewinstes vollzog sich hier 
wie überhaupt bei der auf gesellschaftlicher Grundlage aufgebauten Unter- 
nehmung beinahe in Reinkultur und wurde grundlegend für die gesamte 
Denkweise, wie sie uns zuletzt als ein in sich ruhendes System im Kapi- 
talismus entgegentrat. 

Im Zuge dieser Entwieklung wurde das zeitgenössische Handwerk auf- 
fallend rasch in den Hintergrund abgedrängt. Es gab seine Stellung vor- 
zeitig und, fast schien es, ohne ernste Gegenw ehr auf. Vielleicht lag darin 
ein Zeichen seiner Überlebtheit, ein Eingeständnis, daß es den Forderungen 
der neuen Zeit nicht mehr gewachsen war. Gewiß hatte die Auffassung, 
daß die wirtschaftliche Betätigung vornehmlich die Befriedigung der 
Daseinsbedürfnisse zum Ziele habe — eine Idee, die das zunftmäßig ge- 
bundene Handwerk und in gewissem Grade noch den fr ühkapitalistischen 
Kaufmannsstand (zum Beispiel das Hanseatentum) richtunggebend beein- 
flußte — keinen Platz innerhalb der Ideologie des modernen Kapitalismus. 
Der Mittel- und Kleingewerbestand verkiimmerte, soweit seine Erzeugnisse 
von der Fabrik übernommen wurden, und behauptete sich nur dort, wo 
er entweder durch Umstellung und Anspannung seiner Leistungen erfole- 
reich mit dem Großbetrieb in Wettbewerb zu treten oder sich der ent- 
sprechend zugeschnittenen kapitalistischen Hilfsmittel zu bedienen ver- 
mochte. 

Die industrielle Betriebsform wurde also vorherrschend und sie über- 
nahm es, die großartigen Aufgaben des modernen Wirtschafts- und Kultur- 
lebens zu lösen. 1) Was nun folgte, war eine Aus- und Weiterbildung der 
kapitalistischen Organisationsform, deren Auswirkung in steilem Aufstieg 
zu den bekannten Ergebnissen der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung 
hinaufführte. Diese Auswirkungen prägten sich nicht nur aus in einer un- 
verkennbaren Ökonomisierung” der Herstellungsweise, einer zeitweiligen 
Verbilligung der Erzeugung, einer regulierten Zusammenfassung des Ab- 
satzes usw., sondern erreichten ihren Gipfel in einer Betriebs- und Besitz- 
verschiebung, die im weiteren Verlauf zu ungeheuren Machtentfaltungen 
einzelner Unternehmergruppen fiihrte.2) Durch die ganze Entwicklung 
aber zog sich als stimulierendes Moment die unbeschränkte Gewerbefreiheit, 


1) K. Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft, 11. Aufl., Tübingen 1914. 
2) R. Liefmann, Kartelle und Trusts, IH. Aufl, Stuttgart 1918. Manstädt, 
Ursachen und Ziele des Zusammenschlusses im Gewerbe, Jena 1916. 
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die bei der Formung der Zwecke ihre Einflüsse entscheidend zur Geltung 
hrachte. 

Geht man die Geschichte der meisten nationalen Volkswirtschaften 
seit etwa der Mitte des vorigen Jahrhunderts durch, so findet man mit 
wenigen Ausnahmen überall den gleichen Entwicklungsgang; zunächst 
rapide Entwicklung des Großbetriebes, hervorgerufen durch die Ansehwel- 
lung und Verdichtung des Bedarfes, "die fortschreitende Mechanisierung 
des Erzeugungsprozesses, die durch den Wettbewerb ständig angespornte 
technische, wirtschaftliche und organisatorische Ausgestaltung der Pro- 
duktionsgrundlagen; dazu als Gegenstück die ungeheure Vergrößerung der 
Absatzgebiete, «efördert durch die Verv ollkommnung und Internationali- 
sierung des Verkehrswesens, die Verknüpfung großer volkswirtschaftlicher 
Organismen miteinander, schließlich das gewaltige Ansteigen des Kapital- 
reichtums in besonders intensiven Wirtschaftsunter nehmungen, der Anreiz 
zur Überproduktion und der Drang nach unablässiger Absatzexpansion, 
damit aber wieder dieSteigerung des der großkapitalistischen Unternehmung 
eigentümlichen Kapitalrisikus (und zwar namentlich des Risikos für das 
stehende Kapital) und endlich die Bemühungen, seine Gefahren zu ver- 
mindern oder auf eine breitere Basıs zu verteilen durch Einleitung von 
Maßnahmen, wodurch die Erhaltung (respektive Erhöhung) der erreichten, 
durch den Wettbewerb jedoch vefährdeten Rente gewährleistet werden 
sollte. Dies ist der Boden, auf dem jene bereits angeführte Konzentrations- 
bewegung aufwachsen müßte, die heute als bedeutsamster Faktor im Wirt- 
schaftsleben anzusehen ist. Es schließen sich, wie H. v. Beckerath') 
als für den modernen Wirtschaftsgeist bezeichnend ausführt, ,,Unter- 
nehmungen zu einer neuen größeren Einheit zusammen zwecks Erhöhung 
der inneren technischen und ökonomischen Wirtschaftlichkeit und damit 
der Wettbewerhskraft und Rentabilität und mit dem letzten Ziele der Markt- 
beherrschung durch größte Gesamtunternehmungen und Trusts“. 

Dieses Ergebnis war an sich, nachdem einmal durch die ganze Ent- 
wie klungsrichtune der Grund für die (theoretisch scheinbar unbegrenzte) 
Anhäufung von Kapitalswerten gegeben war, wodurch fortwährend das 
Streben nach Produktions- und "Absatzv ergrößerung veweckt wurde. 
selbstverständlich ; bemerkenswert war nur das Tempo und der Umfang 
in dem sich die Bew egung auslöste. Aus ihrem Wesen war auch die mate- 
rielle Zielsetzung verständlich, ebenso die immer weiter fortschreitende 
Zusammenfassung der Produktionsmittel und der Erzeugung in den Händen 
einer beschränkten Anzahl von Personen. Von der oligarchischen Beherr- 
schung der industriellen Produktion zur monopolistischen der zur Ver- 
fügung stehenden Märkte führte aber eine gerade Linie, es waren dann die 
verschiedenen Konzentrationsbildungen in gewissem Sinne nur Etappen 
auf dem Weee zur letzteren. 


1) I. v. Beckerath, Kräfte. nn und Gestaltungen in der deutschen Industriv- 
wirtschaft, „Weltwirtschaftsarchiv" . Bd., Heft 1. 
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Es soll hier auf die einzelnen Formen und Gliederungen der Betriebs- 
und Besitzkonzentration, ferner auf ihre tatsächlichen und vorgeschiitzten 
Entstehunesursachen sowie deren Stellung innerhalb der Pro- und Kontra- 
Argumentation des Konzentrationsprinzips nicht näher eingegangen werden. 
Dies alles ist bedingt durch die besonderen Verhältnisse der einzelnen 
Industriewirtschaften, und zwar hinsichtlich ihrer Intensität, ihrer Pro- 
dıyktionstechnik, der Rohstofflage und des Marktproblems. Hervorgchoben 
soll jedoch werden der in letzter Zeit in einzelnen Ländern bemerkbare 
Übergang von dem genossenschaftlichen ZusammenschluB (Kartell, Syndi- 
kat, Interessengemeinschaft usw.) zum autokratischen (Trust, Fusion usw.), 
der insbesondere für die durch die Folgen des Krieges beengten Fabrikations- 
vewerbe charakteristisch ist. Diese Entwic klung ist besonders auffällig 
in Deutschland und H. v. Beckeratht) faßt sie in folgenden Sätzen zu- 
sammen: „Das bevorzugte Mittel zur Regelung der Verhältnisse der Ge- 
samtindustrie, insbesondere zur Anpassung von Produktion und Absatz, 
war vordem die Kartellierung und Syndizierung. Heute tritt diese Form 
industrieller Ordnung verhältnismäßig zurück und statt dessen vollzieht 
sich Neugliederung und Neuordnung der deutschen industriellen Tätig- 
keit ganz überwiegend in Form der Bildung größerer wirtschaftlich ein- 
heitlicherer Unternehmungen und Konzerne, so daß man in einer unkorrekten 
Ausdrucksweise wohl gesagt hat, Deutschland sei nnnmehr aus dem Zeit- 
alter der Kartellwirtschaft in das der Trustwirtschaft eingetreten.“ 

Es soll im nächsten Abschnitt ausgeführt werden, wo die natürlichen 
Grenzen dieser Entwicklung gegeben sind und welche Aussichten diese 
industriellen Rieseneebilde namentlich in Rücksicht auf das besondere 
Thema unserer Untersuchungen haben. Ganz allgemein ist festzustellen, 
daß die Konzentrationsbewegung wesentlich mithecriindet war durch die 
Überzeugung, daß in dem System der auf den freien Wettbewerb auf- 
vebauten Wirtschaftsordnung ernste und ursächliche Gebrechen vorhanden 
sind, die ihren Ausdruck in zahlreichen Krisen der Vergangenheit fanden 
und als latente Gefahren fortbestehen. Es ist hiebei nicht von Belang, ob 
die Konzentrationsbildungen Vor- oder Nacherscheinungen von Krisen 
waren; wesentlich ist, daß die Krisengefahren selbst nicht beseitigt wurden 
und die Spannungen des modernen Wirtschaftslebens sich in gewissem 
Sinne noch vergrößerten, dadurch daß große Gruppen der gewerblich 
tätigen Bevölkerung außerhalb ihrer Existenzhasis gestellt wurden und 
damit die sozialen Konfliktstoffe erheblich vermehrten. 

Für das Mittel- und Kleingewerbe bedeutete diese Entwicklung Daseins- 
kämpfe, denen viele seiner Zweige zum Opfer fielen. Der Kreis der ihm 
iibriggebhebenen Betätieungsmöglichkeiten verengte sich, viele seiner 
ehemaligen Domänen gingen verloren, einzelnen jedoch gelang es, sich den 
neuen Verhältnissen anzupassen und sich dadurch zu behaupten. Der große 
Ausgleich zwischen Industrie- und Handwerksgewerbe ist aber noch nicht 
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NU. v Beckerath. a.a. 0., 5. 24. 
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vollzogen, die Arbeitsteilung, die die Kompetenzen und Erzeugungsbereiche 
beider nach Maßgabe der gesamtwirtschaftlichen Interessen festlegen soll, 
noch nicht durchgeführt; gerade darin aber liegt die Lösung, die gesucht 
werden muß. 


III. Grenzen der bisherigen Entwicklung. 


Schon die bisherigen Ausführungen lassen erkennen, daß die gegen- 
wärtige Wirtschaftsordnung sich einem Punkte nähert, über den hinaus 
nicht mehr viele quantitative und qualitative Steigerungsmöglichkeiten 
vorhanden sind. Bezeichnend dafür sind die verschiedenen Versuche poli- 
tischer und wirtschaftlicher Systeme, die Umrisse kommender sozialer 
Gestaltungen auf dem Hintergrund einer neuen Gesellschaftsordnung zu 
zeichnen. Daß die so entstandenen Gemälde je nach der Mentalität ihrer 
Schöpfer verschieden ausfielen, ist selhstverständlich, ebenso daß die 
gleichen Erscheinungen oft gegensätzliche Deutung erfuhren. Landes- 
berger!) faßte den Gegensatz in dem Ausspruch zusammen, die Konzen- 
trationsbewegung komme auffallenderweise sowohl der ethischen Riehtung 
entgegen, die gegenüber der atomisierenden Wirkung des Individualismus 
eine Kräftigung des Organisationsprinzips wünschte, insbesondere den 
Sozialisten, denen sie als Vorbereitung für die planmäßige Ordnung im 
Zukunftsstaat sympathisch wäre, sie sei aber auch der Antikritik des 
Sozialismus als Beweis gegen die Theorie von der Expropriierung der Klein- 
betriebe durch die Großbetriebe nicht unangenehm. Für das engere Thema 
unserer Untersuchung sind die hier skizzierten Betrachtungsweisen nur 
insofern von Belang, als sie die Analvse der voraussichtlichen Gestaltung 
der Industriewirtschaft erleichtern. Hiezu ist folgendes auszuführen: 

Die in die Konzentrationspolitik ausmiündende industriell-wirtschaftliche 
Entwicklung war zum guten Teil von der Erkenntnis getragen, daß die . 
_bisherige Produktionsweise infolge der Vertiefung des Gegensatzes zwischen 
Erzeugung und Bedarf auf immer größere Schwierigkeiten stieß.?) Die erste 
dieser Schwierigkeiten lag in der natürlichen Begrenzung der Aufnahms- 
märkte. Es war im Wesen der modernen Wirtschaftsordnung begründet. 
daß die Produktionsfähigkeit rascher wuchs als die Konsumtionsfähigkeit. 
Die lediglich auf den Gewinn orientierte, das heißt ohne Rücksicht auf 
eine natürliche Bedarfsnotwendigkeit unternommene wirtschaftliche Be- 


') Siehe Bericht der Verhandlungen des deutschen Juristentages von 1904. 

2) Es bleibt hiebei die Frage außeracht, in wieweit die ganze moderne Richtung 
und insbesondere die sie verkörpernden wirtschaftlichen Riesengebilde einen tat- 
sächliehen Fortschritt und nicht im Wesen einen Rückschritt, d. h. eime Rück- 
kehr zu den Grundsätzen überwundener Erzeugungsweisen bedeuten. Denn 
während auf der vorkapitalistischen Wirtschaftsstufe sich das Endprodukt aus der 
Arbeit einer Reihe einzelner selbständiger Gewerbezweige zusammensetzte, wurde 
es gegenwärtig durch die vertikale Gruppierung von Produktionsphasen wieder 
das Erzeugnis einer Unternehmung. 1 
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tätigung führte bei der ungeheuren Vermehrung der technisch-mechanischen 
Produktionsbehelfe zu einer ständig wachsenden Überproduktion, die ihrer- 
seits periodisch sich in schweren wirtschaftlichen Stürmen entlud, sobald 
das Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage ein gewisses Höchst- 
maß erreichte.') 

Diese latente Überproduktionsfähigkeit, die der modernen Industrie 
als wesentlichstes Merkmal eignet, konnte bisher trotz aller organisatorischen 
Vervollkommnung weder durch Selbstschutzmaßnahmen noch durch 
staatliche Eingriffe beseitigt werden. Sie ist verhängnisvoll nicht nur durch 
eine gewisse Stabilisierung der Krisenursachen, sondern auch durch das 
Fortwirken der Tendenz nach unablässiger Ausdehnung der Erzeugung. 
Das durch die Zusammenschlußbewegung” erstrebte Ziel bestand nun, wie 
bereits erwähnt, darin, durch freiwillige Vereinbarungen zwischen möglichst 
vielen Wettbewerbern oder diktatorische Vorkehrungen möglichst weniger. 
durch Aufsaugung schwächerer Wettbewerber zur Alleinherrschaft gelangter 
Riesenunternehmungen die Produktion derart zu beeinflussen, daß eine 
Regulierung der Marktverhältnisse bewirkt w ürde, wodurch die gewünschte 
Sicherstellung, respektive Erhöhung der Kapitalrente erreicht wäre. Be- 
trachten wir nun das tatsächliche Ergebnis dieser Bemühungen, soweit es 
sich bisher übersehen läßt. 


Da ist zunächst festzustellen, daß die Ausschaltung des Konkurrenz- 
motivs weder bei der genossenschaftlichen noch bei der autokratischen 
Form des Zusammenschlusses erfolgreich durchgeführt werden konnte. 
Bei der genossenschaftlich organisierten Form ließ sich eine Übereinstim- 
mung der Interessen aller Teilnehmer, wie J. Singer ausfiihrt,?) nur dort 
erzielen, wo es sich un die Abwehr oder Bekämpfung Dritter handelte. 
also gegenüber dem außenseitigen Wettbewerb und dem Konsumenten. 
Es zeiget sich aber auch, daß das Interesse der großen, der mittleren und 
der kleineren angeschlossenen Betriebe durchaus nicht das gleiche war, 
und zwar nicht das gleiche aus ihrer quantitativen und qualitativen Ziel- 
setzung heraus. Somit war der Kartellgedanke, der grundsätzlich eine 
einheitliche Zusammenfassung sämtlicher Betriebe vorsah, bereits in 
einem wesentlichen Punkte erschüttert. Die Praxis brachte jedoch noch 
andere Unzulägnlichkeiten zum Vorschein. 

Es ist bekannt, daß ein wichtiges Moment der Kartellierunesbestin- 
mungen die Verteilung der Aufträge auf die Kinzelunternehmungen ist. 
Die Schwierigkeiten stellten sich bei der Frage ein, wie der natürliche 
Zuwachs des Bedarfes unter die Teilnehmer aufzuteilen ist. Dafür 
ist ein allgemein befriedigender Schlüssel noch nicht gefunden worden und 


— 


t) Es ist überaus bezeichnend für die moderne Wirtschaftsordnung. daß sie das 
Problem der Krisen, die auf der Störung des Gleichgewichtes zwischen Erzeugung und 
Bedarf beruhen, trotz aller Erkenntnis ihrer eigentlichen Ursachen weder zu lösen 
noch erheblich zu mildern vermochte. 

2) J. Singer: Das Land der Monopole: Amerika oder Deutschland? Berlin 1915. 
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der Kampf um die Anteile führte zu einer Erneuerung des Wettbewerbes 
im Innern des Kartells (bekannt unter dem Namen der Quotenjagd), 
darüber hinaus aber zur Entstehung scharfer Gegensätze zwischen den 
Miteliedern, die das Gefüre des Kartells schnell lockerten. Verschärft 
wurde dieser Wettbewerb durch den Unistand, daß sich die Einzelunter- 
nehmer zumeist nur für die Kartelldauer Beschränkungen auferlegen ließen 
und daß viele von ihnen dem Kartelle nur zu dem Zwecke beitraten, ihre 
eigene Produktionsgrundlage durch dieses zu stärken, ohne sich die Mög- 
lichkeit von Sondervorteilen, etwa nach Aufhören der Kartellverpflich- 
tungen, entgehen zu lassen. 

dine Folge solcher egoistischer Bestrebungen ist ferner, daß sich die 
Teilnehmer von Verbänden zumeist nicht für ihre ganze Erzeugung fest- 
legen und sich oft ein ziemliches Maß von Bewegungsfreiheit, ferner die 
Möglichkeit der Auswertung ihrer ganzen Leistungsfihickeit, ja sogar deren 
Steigerung, und zwar unabhängig vom Syndikat ausbedingen. Das "bedeutet 
im Wesen ein Bekenntnis zum freien Wettbewerb innerhalb des Verbandes 
(und zwar Wettbewerb in bezug auf die Produktionskosten sowohl, wie 
auf die innere Ausgestaltung der Einzelunternehmungen) mit dem Zwecke, 
die Stellung leistungsfähiger Mitglieder innerhalb des Kartells immer fester 
und insbesondere die Bemessung der Quote immer reichhaltiger zu machen. 
Dadurch aber wird das letzte Ziel der Kartellierung, die Produktion dem 
bedarf anzupassen, und beide in einer gesunden Spannung zu erhalten, 
hinfällig, und es wird die Überproduktion, die ja durch den Zusammen- 
schluß vermindert werden soll, gerade durch ‘das Zugeständnis einer 
außersyndikatsmäßigen Erzeugung mittelbar und unmittelbar be- 
vünstigt. | 

Die Erschöpfung der inländischen Märkte lenkte selbsttätig die Auf- 
merksamkeit auf die ausländischen Absatzgebiete, deren Eroberung im 
Zuge politischer Machterw eiterungstendenzen einherging. Die Überproduk- 
tion fand im Abströmen der Erzeugnisse nach dem Auslande zeitweilig 
einen billigen Ausweg. In der Kartellpolitik äußerte sich derselbe zunächst 
darin, daß insbesondere die nicht syndizierte Produktion sich mit aller 
Wucht auf den Export verlegte. Die Forcierung der Ausfuhr zeitigte jedoch 
eine Reihe schädlicher Nebenwirkungen, indem sie einen mörderischen, 
durch internationale Momente bedeutend komplizierten und durch un- 
lautere Kampfweisen (Dumping) verschärften Wettbewerb um den aus- 
ländischen Markt auslöste. Es ist bekannt, daß diese gewaltsamen Auslands- 
verkäufe, um den Inlandsmarkt ‚zu entlasten“ , stellenweise sehr nach- 
teiliee Folgen für die heimische Volkswirtschaft und die heimische Bevöl- 
kerung mit sich brachten, indem sie eine Verschleuderung des National- 
vermögens bewirkten, die namentlich dort verhängnisvoll wurde, wo es 
sich um die Ausfuhr von Rohstoffen und Erstlingserzeugnissen handelte. 
Auf die weiteren Folgen, so insbesondere den Ausdehnungsdrang der ge- 
mischten Betriebe, die vertikale ZusammenschweiBung usw. soll hier mit 


Das Problem des mittel- und kleingewerbliehen Unternehmens. 135 


Rücksicht auf das besondere Thema vorliegender Untersuchungen nicht 
eingegangen werden. 

Aber auch bei der zweiten, der eigentlichen Form der Konzentration, 
(Trust, Fusion usw.) in der das grundlegende Prinzip reiner zum Ausdruck 
kam, entsprachen die Erfolge nicht den gehegten Erwartungen. Die Auf- 
saugung vom schwächeren Konkurrenten und der in horizontaler und verti- 
kaler Richtung durchgeführte großzügige Ausbau der Industrieorganisation 
führte zu Unternehmungstypen, die zwar vollkommener die Aufgabe der 
Produktions- und Marktreeulierung vornehmen und damit einheitlicher 
und konzentrierter auf die Marktverhältnisse einwirken konnten, als die 
besprochenen genossenschaftlichen Bildungen, im übrigen aber den gleichen 
natürlichen Bese hränkungen, hervorgerufen durch die Wandlung der wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen, unterlagen. Die Gefahr der Überproduktion 
blieb nach wie vor bestehen und damit das Risiko hinsichtlich der Kapitals- 
rente, ohne daß eine günstigere Verteilung dieses Risikos gewährleistet 
worden wäre. Die gewaltigen im Umlauf befindlichen Kapitalien erzeugen 
selbsttätig stets neues Kapital, das „produktiv“ angelegt werden muß, 
das heißt zur Vermehrung der Produktion ohne Rücksicht auf eine Bedarfs- 
notwendigkeit verwendet wird. Dieses Kapital sucht nun unaufhörlich 
nach neuen Betaétigungsgebieten, im Inland durch Anschluß der Vor- und 
Nachbereiche der Produktion, im Ausland durch Indienststellung politischer 
Motive. Die Tendenz zur ständigen Produktionsexpansion ist also hier fast 
noch stärker wirksam als in dem früher besprochenen Typus; damit ist 
aber auch die Gefahrenzone näher gerückt und schließlich jener Grenz- 
bereich, wo das der Konzentration zugrunde liegende Prinzip seine Geltung 
verliert und ins Negative umschlägt. Es entspricht dies übrigens der von 
Wirtschaftspraktikern heobac 'hteten Tatsache, daß jede über ein bestimmtes 
Maß hinausgehende Betriebs- und Kapitalsverdichtung keine Vorteile 
mehr zu bieten imstande ist und im weiteren Verfolg unwirtschaftlie h 
wird. 


Die Entstehung der modernen Riesengebilde war überhaupt nur da- 
durch möglich, daß gewaltige Märkte mit einem ziemlich einheitlichen 
Bedarf im Anschluß an die politische Expansion einzelner hochindustrieller 
Staaten erschlossen werden konnten.'!) Wie sehen diese notwendigen Vor- 
aussetzungen einer Konzentrationspolitik in der Gegenwart aus? 

Es wurde bereits als ein bedeutsames Moment der weltwirtschaftlichen 
Lage der letzten Jahrzehnte ausgeführt, daß sich eine stetige Verengung 
der ehemals als unerse höpflich angesehenen Aufnahmsmärkte vollzicht, 
die sowohl auf eine natürliche Überfüllung derselben mit Waren. als auch 
auf die nationale Absperrungspolitik, wie sie insbesondere nach dem Kriege 
gehandhabt wird, die Verminderung der Kaufkraft, die Umgruppierung des 
Kolonialbesitzes usw. zurückzuführen ist. Die Kontinuierlichkeit dieser 


— 


1) J. Bücher, a. a. 0. S. 55. 
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Verengung läßt sich bereits zahlenmäßig erfassen') und sie wird die zu- 
künftige Exportpolitik zweifellos vor gänzlich neue Aufgaben stellen. Der 
Kampf der Wettbewerber ist dadurch heißer und riskanter geworden und 
er wird sich notwendigerweise bei jeder weiteren Einschränkung der zur 
Verfügung stehenden Absatzmärkte verschärfen. Er wird in den hoch- 
kapitalistischen Staaten viele Opfer fordern und von zahlreichen Krisen 
für die Beteiligten begleitet sein, deren Auswirkung auch die künstlich 
hinaufgeschraubte Betriebs- und Kapitalskonzentration erschüttern muß. 
Wenn auch einzelne besonders starke industrielle Organisationen sich kraft 
ihrer wirtschaftlichen Übermacht und einer für sie günstigen politischen 
Konstellation noch eine zeitlang auf den von ihnen beherrschten auslän- 
dischen Märkten behaupten werden, so ist auch hier bereits die Schranke 
sichtbar, über die hinaus eine weitere Ausdehnung nicht mehr möglich ist. 


Dieser Prozeß der stufenweisen Abbröcklung der Aufnahmsmärkte 
wird insbesondere nach dem Kriege unterstützt durch die nationale Schutz- 
zollpolitik. Wenn auch die auffalligsten Erscheinungen der letzteren gegen- 
wartig mehr auf das Konto nationaler Überreiztheit, als gesunder wirt- 
schaftlicher Überlegung zu setzen sind, sò ist nicht zu verkennen, daß eine 
Reihe der zollpolitischen Maßnahmen auch späterhin aufrecht erhalten 
bleiben und damit den Exportinteressen der Ausfuhrländer schweren Ab- 
bruch tun wird. Thre Wirkung wird sich zwangsläufig auch innerhalb der 
GroBunternehmungen dieser Länder geltend machen, und zwar in der 
Richtung einer Verminderung des Produktionsanreizes und damit in Zu- 
asmmenhang ihrer Rückbildung in kleinere und elastischere Unternehmungs- 
typen. 

Was die zweite der oben angeführten Voraussetzungen anlangt, die 
Einheitlichkeit und Gleiehwerziekeit des Bedarfes, so hat sich gerade in 
den letzten Jahrzehnten ein deutliches Abrücken des Konsumenten von 
den uniformen und bloß zweckmäßigen Massenartikeln bemerkbar ge- 
macht, womit eleichlaufend die Nachfrage nach der individuellen und 
Qualitätsware gestiegen ist. Ein Bericht der Berliner Handelskammer:) 
äußert sich diesbezüglich wie folgt: „Es tritt deutlicher denn je zutage, 
daß der erhöhte Umsatz in geringerem Maße auf das erhöhte Wachstum 
der Rohstoffproduktion, als auf die Zunahme der Leistungen der Vered- 
lungs- und Verfeinerungsindustrie, der Luxusgewerbe usw. zurückzuführen 
ist.“ Ähnlich urteilt H. Dietzel,3) indem er die allgemeine Tendenz zum 
Steigen des Exportes von-Qualitätsartikeln und die Wandlung in Produktion 
und Export zugunsten der Qualitätsartikel unterstreicht. Diese bezeichnende 


t) R. Pantzer, zur Frage der (Jualitätsverfeinerung oder Entfeinerung unseres 
Exportes, Berlin 1912. — Vgl. auch V. Leo, Entwieklungstendenzen im Welthandel. 
Jena 1901. 

+) Berliner Handelskammer, Bericht über das Wirtschaftsjahr 1904. 

3) H. Dietzel: Bedeutet Export von Produktionsmitteln volkswirtschaftlichen 
Selbstmord? In „Volkswirtschaftliche Zeitfragen”, 1907. 
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Seite der neuen exportwirtschaftlichen Entwicklung, die in einer Speziali- 
sierung und Individualisierung der Erzeugung im Sinne ihrer Qualitäts- 
verbesserung zum Ausdruck komnit, ist für die Zukunft der hauptsächlich 
auf Massenware eingestellten industriellen Tätigkeit von einschneidender 
Bedeutung. Die Umstellung der Exportfabrikation der alten Industrie- 
staaten nach der Richtung einer Qualitätssteigerung und Einschränkung 
des billigen Massenartikels bezeichnet auch L. Pohle') als unumgänglich 
notwendie. Gewiß ist, daß diese Umstellung infolge der natürlichen Rich- 
tungsänderung des Bedarfes früher oder später erfolgen muß; gewiß ist 
aber auch, daß sie die Produktion und die Produktionsbehelfe einer Um- 
formung unterziehen und damit auch die gegenwärtigen Organisations- 
und Betriebstypen beeinflussen wird. Denn die Qualitätserzeugung wird 
mit den bisher üblichen Mitteln der Massenerzeugung allein nicht durch- 
geführt werden können. Auch die den Großbetrieb kennzeichnende Normali- 
sierung und Typisierung der ‚Erzeugung hat innerhalb der Qualitäts- 
produktion nur beschränkte Gültigkeit. Die mechanisierte Herstellungs- 
weise wird durch eine vergeistigtere verdrängt werden, die andere Anforde- 
rungen an das ausführende Personal und die Herstellungsweise stellen wird. 
Spätestens dann wird der Weg für eine Arbeitsteilung frei sein, die vielleicht 
darin bestehen wird, daß die Endfertigung individuelleren und 
höher qualifizierteren Betriebsformen übertragen, die Erst- 
lingserzeugung jedoch dem GroBbetrich überlassen bleiben 
wird. l 

Zusammenfassend kann als Ergebnisse vorliegender Untersuchungen 
folgendes gesagt werden: 


1. Die durch die Konzentrationstendenz gekennzeichnete industriell- 
wirtschaftliche Entwicklung hat die Schwierigkeiten der hochkapitali- 
stischen Wirtschaft weder zu überwinden, noch erheblich zu vermindern 
vermocht. Es ist dies eine Tatsache, die ihren letzten Grund nicht in einer 
zufälligen Unzulänglichkeit, sondern in einem grundsätzlichen Mangel des 
Systems hat. Denn auch bei vollkommenster Leistung in der Marktregu- 
lierung und im Konjunkturausgleich würde letzteres den Aufgaben, die 
das moderne Wirtschafts- und Kulturleben stellt, nicht gewachsen sein. 
Wohl trug es zur Erhöhung und Vervollkommnung des Produktionsniveaus 
durch großzügigste Zusammenfassung der Wirtschaftskräfte bei, wodurch 
es einzelnen Erwerbsschichten übermäßige Vorteile einbrachte; aber diese 
Vorteile blieben zumeist zeitlich begrenzt und waren überdies auf einen 
verhältnismäßig kleinen Nutznießerkreis beschränkt. Eine Förderung 
der gesamtwirtschaftlichen Interessen konnte dadurch ebensowenig erzielt 
werden, wie die Lösung der durch diese Anomalie heraufbeschworenen 
sesellschaftlichen Probleme. 


1) L. Pohle: Deutschland als Industriestaat, 1902. Vgl. auch V. Leo: Entwick- 
lungstendenzen im Welthandel, Jena 1901. — Dr. W. Morgenroth: Die Export- 
politik der Kartelle. Leipzig 1907. 
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Insofern also ist die durch eine schrankenlose Zusammenschluß- 
bewegung charakterisierte Entw icklung trotz aller äußeren Frfolge im 
Grunde kein „siegreich fortschreitendes*’, sondern eher ein auf die Sicherung 
der errungenen Vorteile bedachtes defensives Prinzip, das ‘nur auf dem 
Hintergrund einer Gruppe von besonders günstigen Voraussetzungen be- 
stehen kann und bei Änderung derselben selbst Umwandhungen unter- 
ir ist. 


. Die Tendenz des Betriebs- und Kapitalszusammenschlusses, die, 
wenn sie als natürliches „Entwicklungsgesetz'‘ anerkannt wäre, die Be- 
rechtigung jeder anderen Betriebs- und Organisationsform negieren miiBte, 
hat, wie die Geschichte der Kartell- und Trustbildungen lehrt, niemals 
allgemeine Gültigkeit gehabt, sondern blieb stets nur auf einzelne pia 
disponierte Teile der Volkswirtschaft ‚beschränkt, wobei ihrem Geltungs 
bereich und ihrer Wirkungsdauer auch da bestimmte Grenzen gesetzt 

ds ist aber das Wesen der wirtschaftlichen Entwicklung, daß sich diese 
Grenzen stetig ändern, wodurch neue Formen entstehen und zur Herrschaft 
gelangen. 

Aus diesen Betrachtungen aber ergibt sich als wichtigste wirtschaftliche, 
ethische und kulturelle Forderung für die zukünftige Giitererzeugung 

folgendes: 

a) Da die modernen Wirtschaftsaufgaben mit den vorhandenen Mitteln 
und Organisationsformen nicht mehr gelöst werden können, da ferner mit 
der allmählichen W andlung der bisherigen Produktionsvoraussetzungen 
auch der Anreiz für die Zusammenfassung von Betrieben und Kapital zu 
industriellen Riesengebilden schwinden w ird, so muß sich innerhalb der 
Konzentrationsbestrebungen früher oder später eine rückläufige Bewegung 
geltend machen, die zunächst eine Abbröckelung, im weiteren Verlauf jedoch 
einen Zerfall der überorganisierten und überkapitalisierten Riesenunter- 
nehmungen in ihre Bestandteile und ihre Auflösung zu Mittel- oder Indi- 
vidualbetrieben zur Folge haben wird. Diese Reduktionstendenz ist bereits 
in einzelnen Staaten nachw eisbar!) sie wird sich in der Zukunft verstärken 
und die gesamte gewerbliche Tätigkeit maßgebend beeinflussen; sie wird 
insbesondere zu einer Neuerweckung der bisher vernachlässigten Mittel- 
hetriebsform und damit zu einer Wirtschaftsweise hinüberleiten, die, auf 
ihr fußend, die nationale Produktion zu einer gemeinsamen Angelegenheit 
aller werteerzeugenden Bevölkerungskreise erheben wird. 


b) Im Zusammenhang mit der fortschreitenden Erkenntnis, daß die 
Erlangung von Sondervorteilen einzelner produzierender Gruppen auf 
Kosten der Verdrängung anderer Gruppen letzten Endes Störungen in dem 
` gesamten Produktionsorganismus verursacht, die sich wellenförmig zum 
Ausgangspunkt zurückverpflanzen, muß der Gedanke der Solidarität aller 
produzierenden Schichten neue Wurzeln schlagen. 


1) O. Spann, Der wahre Staat. a. a. 0. 
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Es muß die Betrachtunesweise allgemein werden, daß es innerhalb eines 
in sich abgerundeten Wirtschaftsorganismus keine höher oder niedriger 
klassifizierten Betriebsformen gibt, sondern nur solche, die für einen ge- 
eebenen Produktiorfsfall rationell oder unrationell sind. Damit wird der 
Zeitpunkt für die Einleitung einer Arbeitsteilung gegeben sein, deren Wesen 
darin bestehen wird, jede Betriebsform organisch in die Gesamtproduktion 
so einzuordnen, daß ihre Leistung das höchste Nutzungsmaß erreicht. 

Ebenso wie die industriellen Riesengebilde sich notgedrungen zu zweck- 
mäßigeren und in ihrem Gefüge demokratischeren Formen zurückentwiekeln 
müssen, wird andererseits das Mittel- und Kleingewerbe durch Nutzbar- 
machung der technischen, kommerziellen und organisatorischen Errungen- 
schaften sich zu einer höher qualifizierten Form emporentwickeln, die die 
ihm gestellten Aufgaben dem neuen Zeitgeist entsprechend durchzuführen 
vestattet. Beide Entwicklungen müssen sich schließlich in einer mittleren 
Linie begegnen, die materiell gekennzeichnet sein wird durch das Streben 
nach höchster Wirtschaftlichkeit, ideell dureh das Bekenntnis zur all- 
gemeinen Wohlfahrt. 

ce) Als AusfluB dieses Solidaritätsgefühls muß sich die Anschauung 
durchringen, daß der moderne Wirtschaftskörper mit seinen Organisa- 
tionsformen, Erwerbsständen und seiner politischen und sozialen Gliederung 
als ein unteilbares Ganzes zu betrachten ist, welches also in seiner Ganzheit 
krank ist, wenn einer seiner Teile krank ist. Es wird dann der Wiederaufbau 
des gewerblichen Mittelstandes eine ebenso natürliche und berechtigte 
Forderung sein, wie der Schutz der GroBindustrie und die materielle Sicher- 
stellung der Arbeiterse haft. 

Diese Betrachtungen müssen sich zum Bestreben verdic en an dem 
nationalen Produktionserlös, wie an der Produktion selbst immer mehr 
Menschen zu beteiligen; denn jede Erhöhung des Anteils äußert sich un- 
mittelbar in einer Steigerung der Konsuntionsfähirkeit, das heißt als 
eine neue Investition. DieErhöhung der Kaufkraft der Bevölkerung, nament- 
lich aber ihrer konsumwilligsten und konsumkräftiesten Schichten, des 
Mittelstandes, wird den Innenmarkt mit neuen Säften erfüllen und eine 
gesunde, von Exportforcierung freie Produktionspolitik ermöglichen. 

Dieser Entwicklung heißt es bewußt die Wege zu ebnen, ihren Sinn 
in den mannigfachen Ausstrahlungen des Wirtschaftslebens zu erkennen. 
sie von den ihr aus der hochkapitalistischen Periode anhaftenden Schlacken 
zu befreien und sie im Sinne eines Dienstes an der Allgemeinheit zu beein- 
flussen. 


IV. Industriegewerbe -- Handwerksgewerbe. 


Die im vorigen Kapitel skizzierte Forderung nach einer zeitgemäßen 
Umorientierung wirtschaftlicher Gesichtspunkte, und zwar im Sinne einer 
ökonomischen Arbeitsteilung innerhalb der nationalen Ge- 
samtproduktion, macht eine Nachprüfung bisher üblicher Werturteile 
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notwendig, womit neue Zielsetzungen für die wirtschaftliche Tätigkeit des 
Einzelnen sowohl wie der Gesamtheit bedingt werden. Als ein Ergebnis 
solcher kritischer Betrachtungen buchten wir zunächst die Erkenntnis 
von der verhältnismäßigen Richtigkeit aller Betriebsformen, von denen 
demnach jede innerhalb bestimmter Grenzen ihre Berechtigung besitzt. 
Wenden wir diese Erkenntnis auf das Hauptthema vorliegender Unter: 
suchung an, so gelangen wir zu der Folgerung, die wir eingangs vorweg- 
nehmend formuliert hatten, daß es im Rahmen der neuen Wirtschafts- 
ordnung nicht auf die Gegenüberstellung: Mittel- und Kleinbetrieb gegen 
GroBbetrieb, sondern auf die versöhnende Nebeneinanderstellung: Mittel- 
und Kleinbetrieb neben Großhetrieb ankommt, auf das Problem also, beide 
einander ergänzen, beide sich in die Aufgaben der Güterherstellung teilen 
zu lassen — nach Maßgabe und im Sinne ihrer ihnen wesenhaften. Eigen- 
heiten. Damit sind wir bei der Frage der Geltungsbereiche der Betriebs- 
formen angelangt, wovon wir hier nur den Bereich des gewerblichen Mittel- 
und Kleinbetriebes besonders behandeln wollen. 


Es wurde bereits erwähnt, daß durch die gewaltige Entwicklung des. 
Fabrikationsgewerbes das im Handwerk repräsentierte Mittel- und Klein- 
vewerbe seine Daseinsbasis keineswegs eingebüßt hat. Gewiß ist im Laufe 
der Zeit eine große Reihe von ehedem handwerklich hergestellten Waren 
von der Fabrikserzeugung erfaßt worden; andererseits sind aber manche 
neue Gebiete dem Handwerk erschlossen worden, unter anderem dort. 
wo die Fertigverarbeitung von fabriksmäßig hergestellten Halbfabrikaten 
dem Handwerk überlassen wurde. Wenn somit die exponierten Bezirke 
des Gewerbes vom Handwerk abbröckelten und AnschlyB an die industrielle 
Fabrikation fanden, so bedeutete dies im gewissen Sinne auch eine natür- 
liche Auslese der für die handwerkliche Erzeugung in Betracht kommenden 
Produktionszweige, wodurch dem übriggebliebenen Teil des Handwerker- 
standes neue Wege erfolgreicher Beschreitung « sewonnen wurden. Ebenso 
war es im Interesse einer Gesundung des gesamten Handwerkes nicht 
bedauerlich, daß die zahllosen kleinen, ohne Gehilfen arbeitenden Hand- 
werker, die streng genommen längst nicht mehr dem Gewerbestand, sondern 
ihrer sozialen Lage, wie ihrer Denkweise nach der Arbeiterklasse zuzurechnen 
sind, im Kampfe unterlagen; sie waren fiir den Gewerbestand nur ein 
Ballast, der sein Emporkommen behinderte und seinem Durchsetzungswillen 
die Stoßkraft raubte. Im großen und ganzen aber wurde das Handwerks- 
vewerbe durch das Industriegewerbe ebensowenig brachgelegt, wie durch 
die Erschütterungen der Kriegs- und Nachkriegszeit und die damit inı 
Zusammenhang stehenden Umschichtungen. i 


Mit dieser Feststellung ist zunächst nur eine allgemeine Tatsache ver- 
merkt; es ist jedoch klar, daß diese Tatsache an sich die Eignung des Hand- 
werks, die ihm im Rahmen der kommenden Produktionsgestaltung zu- 
gedachten Aufgaben durchzuführen, noch nicht beweist. Sie ist aber wichtig. 
weil sie die Forderung rechtfertigt, die wirtschaftliche Entwicklung, soweit 


` 
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sie aussichtsvoll erscheint, so zu beeinflussen, daß sie dadurch zur Grund- 
lage eines neuen, an die Stelle des alten Handwerks tretenden selbständigen 
gewerblichen Mittelstandes werde. Im Zuge der hier notwendigen Reformen 
wird zunächst die Frage nach der dem Handwerk ureigenen Tätigkeits- 
gebiete, wo also von thm rationelle Leistungen vollführt werden können. 
zu beantworten sein. Alleemein lassen sich diese Gebiete wie folet bestimmen. 
Sie sind dort gegeben: 


a) Wo Konsambezirke mit nicht allzu ausgedehnten und im allgemeinen 
gleichgeriehteten Bedürfnissen in Frage komnıen, wo zucleich „der gleich- 
mäßige Wohlstand noch das Festhalten der alten Beziehungen zum Hand- 
werk fördert,,. !) Dies trifft insbesondere zu in der Kleinstadt, wo der ört- 
liche Markt begrenzt ist. so wie am flachen Land, wo der Gewerbetreibende 
aft einen Rückhalt in der Landwirtschaft besitzt. 

b) Wo es sich um die Befriedigung ganz individueller Bedürfnisse 
handelt, so insbesondere auf dem Gebiete der handwerklichen Qualitäts- 
erzeugung. Hier legt noch ein gewaltiges Betätigungsgebiet offen, denn 
der Geschmack und die Kaufkraft der Bevölkerune reilt ständig heran, 
wodurch zugleich mit dem wachsenden Wohlstand die Massenware immer 
weniger, hingegen das individuell behandelte Erzeugnis immer mehr begehrt 
wird. 

e) Wo es sich um Produkte handelt, die ihrer Natur nac h, set es wegen 
der leichten Verderbbarkeit und geringen Transportierfähigkeit in nächster. 
Nähe des Konsumenten geschaffen werden müssen. 


l) Wo es sich um Leistungen auf dem Gebiete der Reparatur und Um- 
arbeitung handelt. 


Innerhalb dieser Gebiete wird der Gewerbestand seinen Aufgaben 
jederzeit gerecht werden. Freilich wird er aber auch da nur bei einer Um- 
gestaltung seiner Erzeugungsgrundlagen und einem Heraustreten aus der 
Engheit seines bloß „fachgemäßen" Denkens bestehen können. Zwei Wege 
sind es, auf denen dieser Forderung entsprochen werden kann: 


entweder durch handwerklich erreichbare Höchstleistungen mit 
dem Großbetrieb zu wetteifern, wobei eine Übertragung von Elementen 
der kapitalistischen Wirtschaftsform in die handwerksmäßige Verfassung 
erfoleen würde, 

oder durch Zurechtlegung des Kapitalistischen Rüstzeuges seine Stellung 
zu stärken, wobei die handw erksmäßige Produktionsweise gewissermaßen 
zur kapitalistischen aufsteigen w ürde. 


Der erste Weg führt zu der durch richtige Stoffwahl, materialgerechte 
Verarbeitung und geschmackvoll individuelle Formgebung gekennzeich- 
neten Qualitätsproduktion, der zweite zur Erhöhung der Wirtschaftlich- 


1) Walter Tröltsch. Über die neuesten Veränderungen im deutschen Wirtschafts- 
leben, Vortragszyklus, Stuttgart 1899. 
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keit und damit Wettbewerbsfähigkeit durch Zusammenfassung der Kapi- 
talskräfte und Produktionsmittel, Verwendung neuzeitlicher Arbeits- 
behelfe und Rationalisierung der aufgewendeten Leistungen. Es läßt sich 
nicht verkennen, daß der Erfindunesgeist in den letzten Jahrzehnten in 
einer Weise den Bedürfnissen der kleinen Unternehmer sich zugewendet 
hat, daß derselbe auf vielen gewerblichen Gebjeten, wenn er nur die Resul- 
tate der modernen Technik sieh dienstbar macht, dem Großunternehmer 
ebenbürtig, ja oft überlegen ist. Beide Wege muß die Gew erbeférderuny 
aufschlieBen und erfulercic h ausbauen. Auf dem ersten ist zunächst die 
didaktische, dann namentlich auch die technisch-wirtschaftliche Fori- 
entwicklung gelegen, auf dem zweiten die wirtschaftliche und organisa- 
torische. Beide werden sich ergänzen und gegenseitig befruchten müssen. 
Beide sollen auch die Anpassung einzelner Elemente der kapitalistischen 
Produktionsform an die Bedürfnisse des Handwerks vornehmen. Es soll 
dann durch diese Umformungsarbeit zum Beispiel das Bankwesen zur gewerb- 
lichen Kreditorganisation, die industrielle Technik zur zeiteerechten Hand- 
werkstechnik, das Warenhaus zur genossneschaftlichen Verkaufshalle usw. 
umgestaltet und damit neue Entwicklungsbahnen dem mittelstandigen 
Gewerbe freigemacht werden. 


Die Angleichung der kapitalistischen Organisationsformen soll aber noch 
weiter gehen; es soll die Anwendung auch der höheren Typen sinngemas 
und den besonderen Bedürfnissen des Handwerks entsprechend angestrebt 
werden. Unter Umständen könnte sogar eine auf demokratischer Grund- 
lage aufgebaute, handwerkliche Konzentration, und zwar nicht nur 
in horizontaler, sondern auch in vertikaler Richtung erfolgen. Anläuiv 
dazu sind bereits vorhanden, dort wo Handwerker verschiedener Branchen 
an einem und demselben Erzeugnis tätig sind (Möbelerzeugung, Wagen- 
bau usw.). Allerdings handelt es sich hier zumeist um sogenannte Fabriks- 
handwerker, die einem großen Betrieb eingegliedert waren. Es ist jedoch 
nicht einzusehen, warum solche Handwerker ihre bisherige Abhängigkeii 
nicht aufheben und etwa auf genossenschaftlichem Wege die Selbstver- 
waltung ihrer Erzeugnisse in die Hand nehmen könnten. Voraussetzuny 
wäre die vertraesmäßige Bindung einer beschränkten Zahl von Teilnehmern 
von gleicher qualitativer und fachmännischer Beschaffenheit, die terri- 
torial gruppiert wären und die Befriedigung eines ebenfalls begrenzten 
Absatzgebietes zu übernehmen hätten. Dieses Gebiet der Zusammenfassung 
mehrerer Branchen zu einer gewerblichen Organisation ist noch bedeutenden 
Ausbaues fähig. t) 


Faßt man diese Anregungen zusammen, so lassen sich folgende Gesichts- 
punkte für die Erhöhung “der Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit dex 
Mittel- und Kleingewerbes aufzeigen: 


1) J. Biermer, Im „Jahrbuch für Nationalökonomie und Statistik’: 1893, S. 402; 
Miniatursyndikate zwischen Gewerblern am gleichen Orte. 
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a) es muß letzteres hinsichtlich der technischen Vervollkommnung 
dem Großbetrieb im Rahmen seiner besonderen Bestimmungen nach- 
streben, 


b) es muß hinsichtlich der Preisanstellung bei gleicher Qualität sich 
einer durch richtige Kalkulation zu srröichenden Mäßicung befleißigen und 


e) es muß gegenüber neu auftretenden Bedarfsrichtungen des konsu- 
mierenden Publikums anpassungsfähig bleiben. 

Das Programm des Mittel- und Kleingewerbeschutzes wird dann aus 
seinen klassenmäßisen Beschränkungen herausgehoben, es wird letzten. 
Endes zu jenem einer großzügigen Produktionspolitik, die alle Betriebs- 
formen bis herab zur Hausindustrie und Heimarbeit in gleichmäßiger Sorg- 
falt umfaßt und keine als ein minderwertiges Glied betrachtet. E s wird 
seine Ergänzung durch eine parallellaufende Organisation der Konsumwirt- 
schaft finden, die eine zwar wenig dankbare, aber unbedingt notwendige 
Kleinarbeit darstellt. Dann wird die so aufgebaute Wirtschaftsordnung 
keinen Raum mehr haben für allzu individualistische Bestrebungen und 
eine bessere Verteilung der sozialen Rechte und Pflichten gewährleisten. 
wodurch das Handeln jedes Einzelnen einem höheren Gemeinschafts- 
zweck untertan gemacht wird. | 


V. Gewerbeförderung. 


Die nachhaltige Pflege des heimischen Gewerbewesens wird damit zu 
einer der wichtigsten Aufgaben des Staates sowohl wie des Gewerbe- 
standes selbst; sie bedeutet keinen Rückfall in eine überwundene Wirt- 
schaftsepoche, sondern sie soll vielmehr — bei Einhaltung richtiger Rela- 
tionen zwischen dem Vergangenen und dem Kommenden — eine Renais- 
sance des gewerblichen Mittelstandes bewirken, durch welche die lebens- 
fähigen Elemente des Mittel- und Kleinunternehmertums in sittlicher und 
fachlicher Richtung gestärkt, organisatorisch zu planmäßiger Selbsthilfe 
gesammelt und so in die Lage versetzt werden, im Rahmen der öffentlichen 
Fürsorge an dem großen Wettbewerb der produzierenden Stände mit Erfolg 
teilzunehmen. Ein neuer Geist soll in das Gewerbe Eingang finden, um eine 
erhöhte Leistungsfähigkeit hei gleiehbleibender physischer Anstrengung 
eroBzuzichen. 

Der Aufwand und die Kosten dieser Förderungstätirkeit dürfen den 
Staat nicht schrecken. Sie werden sich rasch bezahlt machen und in der 
Folge als ein mehrfach vergrößerter Abgabenbeitrag zurückströmen. Wohl 
wird die Gewerbeförderung" anfangs nicht in der glücklichen Lage anderer 
Verwaltungszweige sein, in ihrem "Etat neben den Ausgaben auch wesent- 
tiche Einnahmen aufzuweisen. Ihre Aktivposten werden vielmehr bei anderen 
Etats, vor allem als erhöhte Steuereingänge gebucht werden. Dennoch wird 
das wachsende Wohlergehen des Mittelstandes ein Gradmesser für den 
Wert der staatlichen und privaten Fürsorgeaktionen sein. 
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In der kommenden Zeit wird aber auch der Gewerbestand selbst aus 
seiner Passivität heraustreten und tätigst an sich und seiner Entwicklung 
mitarbeiten müssen. Er wird seine Bedürfnisse zu erkennen und seine 
Forderungen zu formulieren lernen, damit er seine Unabhängigkeit und 
das Recht auf Mitarbeit bei allen sein Gebiet berührenden öffentlichen 
Einrichtungen erlangt. Er wird weiters, wenn er zu dieser Erkenntnis 
gereift ist, Anteil zu nehmen haben an der Lösung der Fragen der inneren 
‚Wirtschaftspolitik sowie auch der nationalen Zoll- und Handelspolitik, 
welchen Bereichen er bisher fernstand. 

Die Zukunft des gewerblichen Mittelstandes liegt in dem Gelingen seiner 
wirtschaftlichen, technischen, sozialen und organisatorischen Mobilisierung. 
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I. Die gesellschaftliche Grundauffassung. 


Die Ausbildung einer deutschen Gesellschaftslehre als Wissen- 
schaft wurde erst durch den großen Aufstieg der deutschen Philosophie 
im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts ermöglicht. Freilich schuf Immanuel 
Kant nur die Voraussetzungen hiezu, während die eigentliche theoretische 
Leistung auf diesem Gebiete von seinem Schüler Johann Gottlieb Fichte 
erbracht wurde. Dieser hat als erster deutscher Gelehrter die Gesellschaft 
als solche zum Gegenstande wissenschaftlicher Untersuchung erhoben. 
Nun wäre es jedoch verfehlt, zu glauben, daß das Problem der Gesellschaft 
damals zuerst in den Ideenkreis des deutschen Schrifttums eintrat. Schon 
30 Jahre zuvor trat es plötzlich auf die Bildfläche und hielt alles in Atem, 
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freilich nicht in wissenschaftlichen Erörterungen, sondern im schön- 
geistigen Schrifttum, auf der Bühne, im Drama. Es war die große literarische 
Revolution der sicbziger Jahre, dieGeniczeit oder der sogenannte „Sturm 
und Drang“, der das Problem der Gesellschaft aufrollte, nach dem 
Vorgange Lessings, der das erste deutsche bürgerliche Drama schuf. 

Zur selben Zeit blühte im benachbarten Frankreich die Aufklärung, 
Rousseaus Romane waren die große Mode, und sein „Gesellschafts- 
vertrag“ revolutionierte mit der Lehre von den natürlichen Rechten 
die Gemüter von Grund auf. Die mittelalterlichen Gesellschaftsformen, 
die ein volles Jahrtausend den Stürmen der Zeiten getrotzt hatten, waren 
in Frankreich wie in Deutschland längst zerbröckelt und die noch etwa 
bestehenden ständischen Überreste zu leeren Formeln ohne Inhalt geworden. 
Noch übte ein Ludwig zu Paris theoretisch die Staatsomnipotenz aus, 
noch bestand das régime féodale, doch im Schobe der Gesellschaft regte 
sich schon der politisch noch rechtlose tiers-état, den das heraufdämmernde 
industrielle Zeitalter zu einem ’gesellschaftlichen Machtfaktor von ungeahnter 
Bedeutung erhoben hatte. Aus diesem dritten Stande kamen zum GroBteil 
die Führer der Aufklärung, aus dem dritten Stande kamen auch die 
Dichter des Sturm und Dranges. 


Es ist von großer, geradezu symbolischer Bedeutung, daß die Wiege 
des Sturm und Dranges | im deutschen Elsaß, in der uralten Stadt Strab- 
burg stand, über welcher damals, wie heute, die französischen Fahnen 
wehten, wenn sieh auch die Lilien seither in die Trikolore verwandelten. 
In Straßburg stießen die beiden Kulturkreise, der französische und der 
deutsche, zusammen, hier fielen die aus Frankreich kommenden revolu- 
tionären Ideen in den Seelen eines himinelstiirmenden Titanengeschlechtes 
auf fruchtbaren Boden, sie riefen hier eine revolutionäre literarische 
Bewegung hervor, w elche die denkbar schärfste Kritik an der bestehenden 
Gesellschaftsordnung übte. Die Goethe, Lenz, Waener, Klinger 
waren in ihren damaligen Werken nicht minder revolutionär als Rousseau, 
allein die Bewegung, die so jauchzend begonnen, erlahmte bald, ihre 
führenden Träger, sofern sie etwa nicht unters Rad kamen, wie J. M. : 
Lenz, versöhnten sich mit der bestehenden Gesellschaftsordnung, 1 
welcher sie oft bis zu den höchsten Würden emporstiegen. Der „Sturm 
und Drang“ ist eine rein literarische Bewegung geblieben, ohne eine 
politische zu werden, anders als die „Romantik“ und das „Junge Deutsch- 
land”, die beide trotz ihrer grundsätzlichen Gegnerschaft in mancher 
Hinsicht an Ideen des Sturm und Dranges anknüpfen. 

Für die Entwicklung der Gesellschaftsauffassung des Sturm und 
Dranges ist grundlegend “die Verherrlichung des Genies. Sie nannten 
sich selbst „Originalgenies“ und lehrten es als das höchste Glück, 
unbekümmert um alle Hemmnisse und Widerwärtigkeiten des Daseins. 
sein eigenes Leben zu leben und aus tiefstem Grunde der Seele nur „selbst" 
zu sein. Gresellschaftstheoretisch huldieten daher die Stürmer und Dränger 
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einem maß- und schrankenlosen Individualismus, der sie vielfach mit 
der geltenden Lebensordnung in schroffen Gegensatz brachte und manchen 
von ihnen scheitern ließ. Freilich brachten diese Dichter und Schwärmer 
den Individualismus nicht etwa in ein geschlossenes gesellschaftswissen- 
schaftliches System, aber aus vielen Stellen ihrer Werke leuchtet er hervor, 
leicht erkennbar und von verführerischem Zauber. 

Zuerst sei hier Goethes Jugendgedicht „Prometheus“ genannt, 
worauf schon Spann im „Wahren Staat“ (S. 15) als Musterbeispiel des 
Tadividualismus hinweist. Aus ihm erkennen wir auch so recht, daß die 
religiöse Entsprechung des gesellschaftlichen Individualismus im Atheismus 
zu suchen ist. Wer in allem selbst sein Meister ist, und nur selbst, braucht 
keinen Gott. 


„Da ieh ein Kind war, 

Nicht wußte, wo aus noch ein, 

Kehrt’ ich mein verirrtes Auge 

Zur Sonne, als wenn drüber war’ 

Ein Ohr, zu hören meine Klage, 

Ein Herz, wie mein’s, 

Sich des Bedrängten zu erbarınen. 
Wer half mir 

Wider der Titanen Ubermut ? 

Wer rettete vom Tode mich, 

Von Sklaverei? 

Hast du nicht alles selbst vollendet, 

Heilig gliihend Herz?“ 


Nur mit anderen Worten, aber der Sache nach dasselbe, sagt der Maler 
Müller in seinen: „Faust“: ‚Wil keinen Jupiter über mir — beim Teufel, 
kein braver Kerl duldet das — was man einem andern zulassen mag — das 
Höchste: ebenen Bodens mit uns selbst zu stehn — und da muß mich 
einer noch wüst drängen, bis ich ja sag’ — gutwillig jemand als einen Gott 
über sich erkennen — kann nur im Grund ein schwacher Hundsfott.‘ 
(Bong, 4, S. 277.) Eine solche gesellschaftliche Auffassung widerstrebt 
aber auch jeder systematischen aufbauenden Philosophie. So läßt Klinger 
im „Leidenden Weib“ den Franz beim Anblick seiner Bücher ausrufen: 
„W eg, Quark, alles. Der nächste Weg, zum Narren zu werden, ist, sich 
ein System bauen zu wollen. Hab’s lang gedacht. Da arbeitet man sich 
durchs Zeug, bis man einen auf dem Punkt hat, w oraus CY das Ding ansieht, 
das er Weisheit und Wahrheit nennt, glaubt man’s ertappt zu haben. — 
Vom Thron der Weisheit strahlt herab — Was? Weisheit? — Seifen- 
blase, Schaum! Vom Thron der Wahrheit — o ihr hunerigen Poeten, die 
ihr sie alle mit hellen Farben gemalt, mit dem hellen Glanz der Sonne 
verguldet und verglichen! Was strahlt sie dann? siche da, Narrenkappen 
hellbeleuchtet, Leute gekrönt damit. die Philosophen heißen.” (Klinger, L, 
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S. 185.) Hier klingen schon Téne an, die zur Skepsis der Romantik 
hiniiberleiten. l 

Die Eingefügtheit des Menschen in die Gesellschaft und die Welt- 
ordnung wird als drückende Fessel und Kette angesehen. So ruft J. M. R. 
Lenz im „Engländer“ aus: „O, wie unglücklich ist doch der Mensch! 
In der ganzen Natur folgt alles seinem Triebe, der Sperber fliegt auf seine 
Beute, die Biene auf ihre Blume, der Adler in die Sonne selber — der 
Mensch, nur der Mensch — wer will mir’s verbieten?“ (Blei, III. Bd., 
S. 150.) É 

Dieses nur dem inneren Triebe Folgen, ganz und nur Ich-Sein dünkt 
den Stürmern das höchste Glück, sie lehren die Vergötterung des Indivi- 
duums und verkünden schon 100 Jahre vor Nietzsche, dem Sänger des 
Zarathustra, ein Ubermenschentum, wie denn auch das Wort ,,Uber- 
mensch‘ zuerst in Goethes Urfaust auftaucht.') 

Das neue Gottgefühl des Individuums, das uns schon in der Renaissance 
begegnet, drückt auch schr schön der, weil im Schatten Goethes stehend, 
zu wenig bekannte Faust desMalers Müller aus: „— Warum so grenzenlos 
am Gefühl dies fünfsinnige Wesen ! so eingeengt die Kraft des Vollbringens! 
Trägt oft der Abend auf gold’nen Wolken meine Phantasie empor, was 
kann, was vermag ich nicht da! wie bin ich der Meister in allen Künsten — 
wie spann’, fühl’ ich mich hoch droben, fühl’ in meinem Busen all auf- 
wachen die Götter, die diese Welt im ruhmvollen Los wie Beute unter sich 
zerteilen. Der Maler, Dichter, Musikus, Denker, alles was Hyperions 
Strahlen lebendiger küssen und von Prometheus’ Fackel sich Wärme 
stiehlt — möcht’s auch sein und darf nicht — übermann’ es ganz 
unter mich in der Seele und bin doch nur ein Kind, wenn ich körperliche 
Ausführung beginne. Fühl’ den Gott in meinen Adern flanımen, der unter 
des Menschen Muskeln zagt — — für was den Reiz ohne Stillung! — oh! 
sie müssen noch alle hervor — all’ die Götter, die in mir verstummen, 
hervorgehen hundertziingig, ihr Dasein in dic Welt zu verkündigen — aus- 
blüh’n will ich voll in allen Ranken und Knospen — — so voll — voll— — — 
es regt sich wie Meeressturm über meine Seele, verschlingt mich noch ganz 
und ganz — wie dann? soll ich’s wagen, darnach zu tasten? Es ragt über 
mir und bildet sich in den Wolken ein Kolossus, der das Haupt über den 
Mond streekt — Muß, muß hinan! — du Abgott, in dem sich mein Innere: 
spiegelt — wie ruft’s ? Geschicklichkeit, Greisteskraft, Ehre, Ruhm, Wissen. 
Vollbringen, Gewalt, Reichtum, alles — den Gott dieser Welt zu spielen — 
den Gott! — Ein Löwe von Unersättlichkeit brüllt aus mur, der erste, 
oberste der Menschen“ — (Bong, 4, S. 239f.) 

Das übermächtige Selbst- und Ich-Gefühl beseelt auch Klingern. 
wenn er in der „Neuen Arria“ den Julio sprechen läßt: „Wenn ich dem 


t) In der Szene mit dem Erdgeist, welcher zu Faust spricht: 
. Welch erbärmlich Grauen 
Faßt Übermenschen dich! ... 
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Luft geben könnte, was in mir stürmt und braußt himmelan! Es sey so, 
die Welt ist so und alle unsre Verfassung drüke und zwänge. Ich muß 
einen Geist mit mir herumschleppen, der sich alle Augenblicke überwirft. 
Ich knirsch mit den Zähnen, nag mir’s Herz ab, verfluch alles, möcht die 
Welt in Brand steken, um aus dem Schutt neue hervorzuziehn. Rasend 
wars, als ich mich in Rom das erstemal vor Cäsars Säule hinwarf. Wie 
ists Wunder, daß sich so ein Mensch vor einen Gott hielte, wenn er alles 
unter sich gebracht hat, seinen Thron aufschlagt; Er, der alleinige ! geschaffen 
der Göttliche, von Millionen Jetztlebenden und Nachkommen angestaunt 
zu werden. Und denn das stolze, gewisse Selbstvertrauen, das Bewußtseyn 
ohne Eitelkeit, ohne Streben der eignen inn’ren Größe. Größer als alle, 
die er sieht. Wie sie alle schwinden vor ihm, er sagen kann: Ich allein! 
ich bins! ich vermags! Hier lebte ein Cäsar, hier war jedem die Bahn offen. 
sich hinaufzuschwingen. Was ist diese Welt? Was thut man hier, wo alles 
Ziel hat, kurz und beschränkt? Stell mir ein Rom her, wies war, ... du 
sollst sehen, wie ich von unten hinaufsieig.“ (Klinger, IL, S. 31f.) 
Herrlicher und berückender läßt s.ch die innere Tiefe und die ungeheure 
Macht des Individualismus wohl nicht mehr darstellen. Auch derjenige, 
der ihn für eine falsche und unrichtige Gesellschaftsauffassung hält, 
kann sich dem Zauber dieser Worte nicht verschließen. Die Helden der 
Antike, die Heroen des Mythos werden immerdar vom Individualismus 
als glorreiche und erhabene Beispiele für die dieser Anschauung inne- 
wohnende Kraft angeführt. 


Der Straßburger Kreis war längst in alle Winde zerstreut, der Sturm 
und Drang hatte längst ausgestürmt, als er in Friedrich Schillers „Räubern“ 
(1781) und den darauf folgenden Jugendwerken einen neuen Frühling 
erlebte. Der Geist Rousseaus hatte ein echt-deutsches Herz entflammt, 
das in Feuer und Glut für Freiheit und Menschenrechte emporloderte. 
Freilich besaß diese Seele eine sittliche Hoheit, die man vergebens bei 
ihrem französischen Vorbilde suchen wird. War es doch auch neben 
Rousseau der große Kant, der den mächtigsten Einfluß auf Schillers 
Schaffen ausübte. Schiller hat in seinen Werken der Reife auch eine 
ganz andere Entwicklung genommen, „Wilhelm Tell“ und die ,, Jungfrau 
von Orleans“ zeigen, daß ihm die Hoheit und Ganzheit von Volk und 
Nation wohl zum Bewußtsein kam, in den „Räubern‘“ wandelt er aber 
noch ganz in den Fußspuren seiner Vorgänger und ist ein glühender 
Individualist wie sie. Besonders deutlich kommt dies in der großen 
Szene zwischen Karl Moor und Spiegelberg im ersten Akte zum Ausdrucke. 
wo Karl, von den Geistern der Antike befeuert, mit echtem Pathos ausruft: 
„Mir ekelt vor diesem tintenklecksenden Säkulum, wenn ich in meinem 
Plutarch lese von großen Menschen ... Der lehe Lichtfunke Prometheus’ 
ist ausgebrannt, dafür nimmt man itzt die Flamme von Bärlappenmehl — 
Theaterfeuer, das keine Pfeife Tabak anzündet ... Schöner Preis für 
euren Schweiß in der Feldschlacht, daß thr jetzı in Gymnasien lebet und 
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eure Unsterblichkeit in einem Bücherriemen mühsam fortgeschleppt 
wird ... Da verrammeln sie sich die gesunde Natur mit abgeschmackten 
Konventionen, haben das Herz nicht, ein Glas zu leeren, weil sie Gesundheit 
dazu trinken müssen ... Ich soll meinen Leib pressen in eine Schnürbrust 
und meinen Willen sehnüren in Gesetze. Das Gesetz hat zum Schnecken- 
gang verdorben, was Adlerflug geworden wäre. Das Gesetz hat noch 
keinen großen Mann gebildet, aber die Freiheit brütet Kolosse und Extremi- 
täten aus.‘ (Erster Akt, zweite Szene.) | 

Aus den angeführten Beispielen, den Schriften der Stürmer und 
Dränger entnommen, denen noch unzählige andere angereiht werden 
könnten, geht klar und einwandfrei die gesellschaftliche Grundauffassung 
dieser Riehtung hervor. Sie bekennt sich freudig und stolz zum Indivi- 
dualismus, zur Einzelhaftiekeitslehre, wo es schließlich immer auf das 
auf sich selbst gestellte, sich selbst genugsame Individuum ankommt, 
das Himmel und Hölle in seinem Busen trägt. Das Genie, der große Held, 
der Übermensch sind das erstrebenswerte Ideal, an dessen Erreichung uns 
eine tückische, widerwärtige Welt hindert. Darum ist ihr Streben darauf 
gerichtet, alle diese Hindernisse einzubrechen und zu beseitigen, mit einen 
Worte, die bestehende, vielfach noch mit mittelalterlichen Floskeln versehene 
Gesellschaftsordnung zu zerstören und nach dem Prinzip des freien Menschen 
umzuschaffen. Aus den „Ratten“, die „auf der Keule des Herkules 
krabbeln“, soll ein neues Prometheusgeschlecht erwachsen, ein Geschlecht 
von Göttersöhnen, das fessel- und schrankenlos, nur von den Trieben des 
eigenen Innern geleitet, in Wonne und Glück sein Dasein verbringt. 

Der durch und durch individualistische Geist des Sturm und Dranges 
ist zweifellos von der französischen Sozialphilosophie, insbesonders von 
Rousseau, genährt. „Der Mensch wird frei geboren, und überall 
ist er in Banden.“ Dieses Wort Rousseaus aus den ersten Seiten 
des Gesellschaftsvertrages klingt uns immer und immer wieder aus den 
Werken der Stürmer und Dränger entgegen. Wie Rousseau und die 
Enzvklopädisten die gesellschaftliche Ordnung in Frankreich als eine 
große Lüge brandmarken und ihre Schäden und Schwächen aufzeigten. 
so besorgte dies für Deutschland unser Dichtergeschlecht in einer Reihe 
von sozialen Dramen, die, weil sie aus der unmittelbarsten Wirklichkeit 
seschöpft sind, auch heute noch nichts von ihrem ursprünglichen lebendigen 
Gehalt eingebüßt haben. Aus ihnen läßt sich ein sehr gutes Bild von den 
damaligen Gesellschaftsschichten, den Resten der mittelalterlichen Stände. 
gewinnen. 


II. Die einzelnen Geseilschaftsschichten. 


1. Fürst. 


Das Jahrhundert Montesquieus und Rousseaus klagte über 
Despotie nnd Tyrannei, nicht mit Unrecht. Der aufeeklirte Absolutismus 
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hatte die ganze Macht des Staates in der Person des Fürsten vereinigt, 
alle ehemaligen stufenförmigen Gliederungen der Staatsgewalt waren 
geschwunden. Freilich in E neland hatte sich das alte Ständeparlament 
den absolutistischen Bestrebungen der Stuarts gegenüber energisch zur 
Wehr. gesetzt und im Kampfe mit den Königen den Sieg errungen. In 
Deutschland stand der aufgeklärte Absolutismus unter dem leuchtenden 
Doppelgestirne Friedrichs des Großen und Josefs IL, in Frankreich freilich 
regierten die Ludwige, die das Mark des Landes aussogen. Doch gab es 
auch in Deutschland, vorziiglich am Rhein, eine Reihe von kleineren 
Fürsten, welche die Allüren des Sonnenkönigs und seiner Nachfolger 
annahmen und ihr Volk schamlos ausbeuteten und bedrückten. Lessing 
hat uns zuerst in „Emilla Galotti“ einen solchen Fürstenhof plastisch 
vor Augen geführt. Wenn die Handlung auch in Italien am Hofe Hettore 
(ronzagas ” spielt, so sind es doch offenbar deutsche Verhältnisse und 
Zustände, die hier geschildert werden. Solche Miniatur-Macchiavelle 
gab’s auch in Deutschland genug. Nach Lessings Vorgang war es Friedrich 
Schiller, der in „Kabale und Liebe“ das wenig erbauliche Leben und 
Treiben an einem deutschen Fürstenhofe seiner Zeit schildert. Intrigante 
Minister, die keine Mittel scheuen, um sich in Gunst zu erhalten, pracht- 
liebende Maitressen und unbedeutende Hofschranzen ziehen an unserem 
Auge vorüber, die sittliche Verderbtheit der Hofkreise wird schonungslos 
an den Pranger gestellt. Mag auch hie und da mit starken Farben aut 
getragen sein, das Ganze ist doch wahr und echt. Besonders empört 
wendet sich Schiller gegen die Unsittlichkeit der Soldatenverkäulerei 
nach Amerika, wie sie vorzüglich der Landgraf Wilhelm von Hessen!) 
betrieb. Wer kann seine Rührung verbergen in der erschütternden kleinen 
Szene zwischen Lady Milford und dem Kanunerdiener, in welcher dieser 
das Schicksal der Unglücklichen schildert. „Es traten wohl so etliche 
vorlaute Bursch’ vor die Front heraus und fragten den Obersten, wie 
teuer der Fürst das Joch Menschen verkaufe? — aber unser gnädiger 
Landesherr ließ alle Regimenter auf dem Paradeplatz aufmarschieren 
und die Maulaffen niederschießen. Wir hörten die Büchsen knallen, sahen 
ihr Gehirn auf das Pflaster spritzen und die ganze Arınee schrie: „Juchhe 
nach Amerika!" Die Herrlichkeit hättet Ihr doch nicht versäumen 
sollen, wie uns die ‘gellenden Trommeln verkündigten, es ist Zeit, und 
heulende Waisen dort einen lebendigen Vater verfolgten, und hier eine 
wütende Mutter lief, ihr saugendes Kind an Bajonetten zu spießen, und 
wie man Bräutigam und Braut mit Säbelhieben auseinanderriß und wir 
(rraubärte verzweiflungsvoll da standen und den Burschen auch zuletzt 
die Krücken noch nachwarfen in die neue Welt. — Oh, und mitunter das 

1) Vgl. hiezu auch die Polemik Josef Görres im .. Roten Blatt‘, neuabgedruckt 
inSchellbergs Auswahl. Bd. 1. S. 30 ff. (Kösel, Kempten 1911). wieder abgedruckt 


in meiner Sammlung romantischer Quellenwerke „Gesellschaft nnd Staat im 
Spiegel deutscher Romantik”, Verlag Gustav Fischer, Jena 1923. 
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polternde Wirbelschlagen, damit der Allwissende uns nicht sollte beten 
hören ... Noch am Stadttor drehten sie sich um und schrieen: „Gott mit 
euch, Weib und Kinder — Es leb’ unser Landesvater — am jüngsten 
Gericht sind wir wieder da.“ (Zweiter Akt, zweite Szene.) 


Wie verträgt sich ein solcher offenkundiger Mißbrauch der Herrscher- 
rechte mit der von Rousseau verkündisten Lehre der Unverzichtbarkeit 
der Menschenrechte und der Volkssouveränität? „Auf seine Freiheit 
verzichten, heißt auf seine Menschheit, die Menschenrechte, ja selbst auf 
seine Pflichten verzichten ... Eine solche Entsagung ist mit der Natur 
des Menschen unvereinbar, und man entzieht, wenn man seinem Willen 
alle Freiheit nimmt, seinen Handlungen allen sittliehen Wert. Kurz, 
es ist ein nichtiger und mit sich selbst in Widerspruch stehender Vertrag, 
auf der einen Seite eine unumschränkte Macht und auf der andern einen 
schrankenlosen Gehorsam festzusetzen.“ So Rousseau im Gesellschafts- 
vertrag. (Reel., S. 10f.) Schiller zog für seine Person auch die richtiger 
Folgerungen aus den Rousseauschen Lehren. Er war, in seiner Jugend 
wenigstens, überzeugter Republikaner, ein Umstand, der ihm später 
die enthusiastische Bewunderung des ‚Jungen Deutschlands“ eintrug. 
Die „Zwote“ Auflage der „Ränber‘ trug den aufreizenden Leitspruch: In 
tyrannos!und Karl Moor ruft begeistert aus: „Ah! daß der Geist Hermanns 
noch in der Asche glimmte! — Stelle mich vor ein Heer Kerl’s wie ich. 
und aus Deutschland soll eine Republik werden, gegen die Rom und Sparta 
Nonnenklöster sein sollen.” (Erster Akt, zweite Szene.) 


Sulch heftige Anklagen gegen das Fürstentum, wie sie Schiller in 
seinen Werken vorbringt, finden sich sonst bei den Stürmern und Drängern, 
wenigstens in so offener und brüsker Form, nicht, Goethe und Klinger, 
die ja später von Monarchen die höchsten Ehren und Würden genossen, 
verhielten sich hierin viel vorsichtiger und zurückhaltender, selbst bei 
Lenz findet man nichts von solchem Radikalismus. Gleichwohl übten 
jedoch Klinger und Lenz sowie Heinrich Leopold Wagner eine ziemlich 
scharfe Kritik an dem Adel, der wir uns nunmehr zuwenden. 


2. Adel. 


In seinem Brief aus Straßburg vom Juli 1775 schreibt J. M. R. Lenz 
an Sophie von La Roche: „Überhaupt wird meine Bemühung dahin 
schen, die Stände darzustellen, wie sie sind: nicht wie sie Personen aus 
einer höheren Sphäre sieh vorstellen.“ (Briefe 1, 8. 115.) Lenz hat einen 
gesunden, offenen Blick für die Wirklichkeit, er hat jahrlang das 
bittere Brot eines Hauslehrers und Reisebegleiters adeliger Herren- 
söhn® gegessen, es darf uns nieht verwundern, wenn sein Urteil über den 
Adel ziemlich abfällie lautet. Am besten läßt es sich aus seiner Komödie 
„Der Hofmeister oder Vorteile der Privaterziehung” entnehmen. Trotz 
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des skurillen Schlusses ist TA. hier sehr gut der Zwiespalt zwischen einem 

auf ererbte Vorrechte pochenden Adel und dem aufstrebenden, an geistiger 

Bildung weit überlegenem Bürgertume dargestellt, wenn letzteres auch 

nur durch einen Paria, wie den Hofmeister, vertreten ist, mit dem man 

zwar stundenlang über das Salär schachert, den man aber nur als eine 

Art Lakai betrachtet und frech anschnauzt, wenn er sich ins Gespräch 

mischt: ,,Merk’ Er sieh, mein Freund, daß Domestiken in Gesellschaften 

von Standespersonen nicht mitreden! Geh’ Er auf sein Zimmer. Wer hat 
Ihn gefragt?“ (Blei L, S. 33.) 

Gleichwohl macht sich bei Lenz nicht eine grundsätzliche Gegner- 
schaft gegen den Adel als tiberkommene Einrichtung geltend, sondern 
nur gegen seine gegenwärtige abgesunderte Erziehung, die ihn notwendig 
in seinem Standesdünkel bestärken muß. Durch den Mund des Geheimen 
Rates Herrn von Berg stellt Lenz die vernünftige Forderung auf, daß auch 
der Adel gemeinsam mit den Bürgersöhnen erzogen werden soll: „Wer 
ist schuld dran als ihr Schurken von Hauslehrern ? Würde der Edelmann 
nicht von euch in der Grille gestärkt, einen kleinen Hof anzulegen, wo er- - 
als Monarch oben auf dem Thron sitzt und ihm Hofmeister und Mamsell 
und ein ganzer Wisch von Tagdieben huldigen, so würd er seine Jungen 
in die öffentliche Schule tun müssen; er würde das Geld, von dem er jetzt 
seinen Sohn zum hochadligen Dummkopf aufzieht, zum Fonds der Schule 
schlagen: davon künnten denn gescheite Leute salariert werden, und alles 
würde seinen guten Gang gehn; das Studentchen müßte was lernen, 
wn bei einer solchen Anstalt brauchbar zu werden, und das junge Herrchen, 
‚anstatt seine Faulenzerei vor den Augen des Papas und der Tanten, die 
alle keine Argusse sind, zu verstecken, würde seinen Kopf anstrengen 
müssen, um es den bürgerlichen Jungen zuvorzutun, wenn es sich doch von 
ihnen unterscheiden will ... — Wenn er gleich nicht, wie seine hoch- 
adlige Vettern, die Nase von Kindesbeinen an höher tragen lernt als 
andere und in einem nachlässigen Ton, von oben herab, Unsinn sagen und 
Leuten ins Gesicht sehen, wenn sie den Hut vor ihm abziehen, um ihnen 
dadurch anzudeuten, daß sie auf kein Gegenkompliment warten sollen. 
Die feinen Sitten hol’ der Teufel! Man kann dem Jungen Tanzmeister auf 
der Stube halten und ihn in artige Gesellschaften führen, aber er muß 
durchaus nicht aus der Sphäre seiner Schulkamraden herausgehoben 
und in der Meinung gestärkt werden, er sei eine bessere Kreatur als andere.“ 
(Blei I., S. 347f.) Hier in den SchluBworten erkennt man deutlich den 

Schüler Rousseaus. 


Im übrigen schildert Lenz das Leben und Treiben des Adels, ohne 
tendenziös und gehässig zu werden, ziemlich wahrheitsgetreu, das gleiche 
gilt von Klinger, der besonders im „Leidenden Weib“ diesittliche Verderbt- 
heit der höheren Stände, des Adels und der Hofgesellschaft, grell beleuchtet. 
Doch hält auch er sich in der Rolle des Beobachters, ohne bemerkenswerte 
Reformideen oder gar politische Forderungen zu äußern. 
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3. Krieger. 


Größeres Interesse als die Hofgesellschaft erweckt bei den Straßburger 
Stürmern und Drängern der Soldatenstand, der sich damals zunı 
Großteil auch noch aus dem Adel ergänzte. Straßburg war als Grenz- 
festung französische Garnisonstadt, es lag jedoch auch viel deutsches 
Militar hier, das in französischen Diensten stand. Die „Soldaten“ von 
J.M. R. Lenzund die „Kindermörderin‘ von Heinrich Leopold Wagner 
schildern nun die sozialen Konflikte, die sich aus der Berührung von Bürger- 
und Soldatenstand ergeben. Es sind dies Zeit- und Sittengemälde von 
meisterhafter Anschaulichkeit, weil ihnen vielfach wirkliche Begeben- 
heiten zugrunde liegen. Wagners ‚„Kindermörderin“ mag hier als 
Schilderung eines Einzelschieksals ausscheiden, in den ‚Soldaten‘ von 
Lenz ist jedoch das Problem dieses Standes in seiner ganzen Tiefe auf- 
verolit und auch ein genialer, wenn auch utopischer Lösungsvorschlag 
gegeben. Lenz selbst schöpfte seine Kenntnisse aus erster Quelle. Die 
beiden kurländischen Barone, die er auf ihrer Deutsehlandreise begleitete, 
traten im Elsaß als Offiziere in französische Dienste. „Ich hab’ einige 
Jahre mit den Leuten sewirtsehaftet, in Garnisonen gelegen, gelebt, hand- 
tiert“, schreibt Lenz aın 20. November 1775 an Herder. Die Vorgänge 
der dramatischen Handlung beruhen auf persönlichen Erlebnissen. Val. 
Blei, LIL. Bd., S. 458.) Die Tendenz des Stückes, die Schäden der Ehelosig- 
keit des Soldatenstandes und die daraus entspringenden Gefahren für die 
Töchter des Bürgerstandes aufzuzeigen, tritt in der grandiosen Schluß- 
szene klar in Erscheinung, wo Lenz den Obristen Graf von Spannheim 
folgenden Vorschlag ee läßt: „Das sind die Folgen des ehlosen . 


Standes der Herren Soldaten ... Wie ist dem abzuhelfen 2? Sehon Homer 
hat, deucht mich, gesagt, ein guter Ehmann sei ein schlechter Seldat. 
Und die Erfahrung bestätiet’s. — Ich habe allezeit eine besondere Idee 


gehabt, wenn ich ‘die Geschichte der Andromeda gelesen. leh sehe die 
Soldaten an wie das Ungeheuer, dem schon von Zeit zu Zeit ein unglück- 
liches Frauenzimmer freiwillig aufgeopferc werden muß, damit die übrigen 
(rattinnen und Töchter verschont bleiben ... Wenn der König eine Pflanz- 
schule von Suldatenweibern anlegte; die müßten sich aber dann freilich 
denn schon dazu verstehen, den hohen Begriffen, die sich ein junges Frauen- 
zimmer von ewigen Verbindungen macht, zu entsagen ... Amazonen 
müßten es sein. Eine edle Empfindung, deucht mich, hält hier der andern 
die Wage. Die Detikatesse der weiblichen Ehre dem Gedanken, eine 
Märtyrerin für den Staat zu sein... 

Freilich müßte der König das Beste tun, diesen Stand glänzend und 
rühmlich zu machen. Dafür ersparte er die Werbegelder, und die Kinder 
vehörten ihm... Die Beschützer des Staats würden sodann auch sen 
Glück sein, die äußere Sicherheit desselben nicht die innere aufheben und 
ın der bisher durch uns zerrütteten Gesellschaft Fried und Wohlfahrt 
aller und Freude sich untereinander küssen.“ (Bong, 2., S. 177f.) 
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Wahrlich, es sind alte Platonische Gedanken, die hier bei Lenz 
wieder auftauchen. Im Staate Platons hat der Stand der Wachter oder 
Krieger weder Eigentum noch Familie; zwischen den Kriegern herrscht 
Weibergemeinschaft, und die in solehen Verbindungen erzeugten Kinder 
werden in staatlichen Erz'chungsanstalten als Kinder des Staates erzogen. 
Freilich stellen Platon und Lenz die gleiche Forderung aus verschiedenen 
Beweggründen, Platon deshalb, um den Stand der Krieger jederzeit 
wehrha't und schlagfertig zu erhalten und für einen edlen Nachwuchs 
zu sorgen, Lenz aus dem Grunde, um zu verhüten, daß durch Übergriffe 
und Gewalttätigkeiten des Kriegerstandes die bürgerliche Ruhe und das 
gesellschaftliche Wohl gestört werde. Aber auch bei ihm spielen Wehr- 
haftigkeit und Schlagfertigkeit eine gewisse Rolle. Schreibt er doch in 
dem bereits oben erwähnten Briefe an Herder: „Ordentliche Soldaten- 
ehen wollen mir nicht in den Kopf. Soldaten können und sollen nicht 
mild seyn, dafür sind sie Soldaten. Hektor im Homer hat immer Recht 
gehabt, wären der Griechen Weiber mit ihnen gewesen, sie hätten Troja 
nimmer erobert.‘ (Briefe, I., S. [46.) 


° 4. Bürger. 


Bereits oben wurde betont, daß die Dichter des Sturm und Dranges 
aus dem tiers-état, aus dem Bürgerstande kommen, der in Frankreich die 
große Revolution vorbereitete und ausfiihrte. Nun läßt sich sehr leicht 
erkennen, daß auch in ihnen jenes revolutionäre Blut pulst, welches sich 
anno 1789 in errerten Ausbriichen Luft machte. Jedoch in ihren Schriften 
schildern die Stürmer und Dränger im ‚wesentlichen einen Bürgerstand, 
der allen revolutionären Regungen völlig fernsteht und vielfach noch einen 
mittelalterlichen, zünftlerischen Korpsgeist, ein echtes Standesbewußt- 
sein im wahren Sinne des Wortes besitzt. 

So äußert sich der Metzger Humbrecht in Wagners „Kindermörderin‘: 
„— Was scheren mich die mitsamt ihrem Stand? — ich hab auch einen 
Stand, und jeder bleib’ bei dem seinigen! — Und dann, so hab ich ja 
noch nicht gesagt, daß das Ballgehn überhaupt nichts taugte: — meine 
Jeut’ aber sollten nieht drauf gehn, das sagt ich! — Laßt die immerhin 
drauf herumtänzeln, die drauf gehören, wer wehrt’s ihnen? — für die 
vornehmen Herren und Damen, Junker und Fräuleins, die vor lauter 
Vornehmigkeit nicht wissen, wo sie mit des lieben Herrgotts seiner Zeit 
hin sollen, für die mag es ein ganz arties Vergnügen sein; wer hat was 
darwider? '— Aber Handwerksweiber, Bürgerstöchter sollen die Nas’ 
davon lassen; die können auf Hochzeiten, Meisterstückschmäusen, und 
was des Zeugs mehr ist, Schuh genug zerschleifen, brauchen nicht noch 
ihre Ehr’ und guten Namen mit aufs Spiel zu setzen.“ (Bong. 2., S. 481.) 

Dieselbe gerade und aufrichtige Gesinnung finden wir auch beim 
Musikus Miller in „Kabale und Liebe“, beim Galanteriehandler Wesener 
in Lenzens „Soldaten“ und beim Magister in Klingers ,,Leidendem 
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Weib“. In den Grenzen ihres Standes aufgewachsen, wünschen sie, daß 
auch ihre Kinder sich darinnen zufrieden geben und nicht höher hinaus- 
streben. Daher hassen sie all das modische Zeug wie Komödien und Romane, 
wovon sie nichts anderes erwarten als eine allgemeine Lockerung und 
Verderbnis der guten alten bürgerlichen Sitten. Aus den Werken des 
Sturm und Dranges sieht man so recht, daß das deutsche Bürgertum 
der siebziger Jahre des 18. Jahrhunderts in einer seelischen Verfassung 
war, in welcher sich für revolutionäre Ideen kein Raum bot. Die anfängliche 
große Begeisterung für die französische Revolution in Deutschland war 
und blieb daher rein platonisch, sie vermochte jedoch noch nicht jenen 
Widerhall hervorzurufen, den etwa 40 Jahre später auch jenseits des 
Rheins die Juliusrevolution erweckte. 


Freilich, das junge Geschlecht ist schon stark von den Theorien 
Rousseaus angekrankelt: „Ich bin ein Edelmann“, ruft Ferdinand in 
„Kabale und Liebe‘ aus; ,,Lass’ doch sehen, ob mein Adelbrief älter ist 
als der RiB zum unendlichen Weltall?“ Kerner: „Kann der Herzog Gesetze 
der Menschheit verdrehen?“ Auch Luise Millerin erschnt den glücklichen 
Zeitpunkt, „wenn die Schranken des Unterschieds einstürzen — wenn 
von uns abspringen all die verhaßte Hülsen des Standes — Menschen 
nur Menschen sind — 


Hier ist bereits jener im ersten Teil unserer Untersuchung eingehend 
- zewürdigte Individualismusanı Werke, der sich als wesentliches Merkmal 
der Zersetzung aller noch aus dem Mittelalter erübrigten Reste ständischer 
Einrichtungen erwiesen hat.’ Es sei hier besonders darauf hingewiesen, 
daß der Individualismus eine dem deutschen Empfinden wesensfremde 
(resellschaftsauffassung ist. Erst seit den Tagen der Renaissance und des 
Humanismus hat er unter dem mächtigen Einfluß eines antikisierenden 
Hervenkultes in Deutschland Eingang gefunden. Unter dem Einfluß der 
französischen Aufklärung erlebte er dann, wie wir bereits sahen, auch 
auf deutschem Boden eine mächtige Blüte. 


Ill. Die Staatsauffassung. 


1. Wesen des Staates und Staatsformen. 


Während in den Schriften der Stürmer und Dränger wohl eine ein- 
heitliche Gesellschaftsauffassung und Schilderung der einzelnen Gesell- 
schaftssehichten zum Ausdruck kommt, so würden wir darin aber vergebens 
nach einer Untersuchung des Staatsproblems forschen. Eine solche 
findet sich jedoch in dem einst berühmten, heute wenig beachteten Roman 
.-Ardinghello von Wilhelm Heinse, einem Manne, der seiner ganzen 
Veranlagung und inneren Natur nach dem Sturm und Drang zugezählt 
werden muß. Der „Ardinghello“ ist überhaupt weniger ein Roman als 

vielmehr ein brausender Hymnus auf die Antike und ihre geistige Wieder- 
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geburt, die Renaissance, die Gespräche über Kunst, Philosophie und 
Staatswissenschaft nehmen darin den breitesten Raum ein und drängen 
die eigentliche Handlung völlig in den Hintergrund. 


Im „Ardinghello“ bekennt sich Wilhelm Heinse zu jenem Über- 
menschentum, wie es ein Jahrhundert später Friedrich Nietzsche predigt, 
der echte, ungebundene und sittenlose Renaissancemensch, der, unbe- 
kümmert um alle göttliche und menschliche Ordnung, sein eigenes Ich 
lebt, wird von ihm als heroisches Ideal gefeiert. Daher ist Heinse wie 
die übrigen Stürmer und Dränger überzeugter Individualist, wofür 
sich viele Zeugnisse finden. Wie der junge Goethe, ruft auch er in 
prometheischem Trotz aus: 


„Alles Wesen ist frei, sobald es frei sein will; das ist, es kann für sich 
allein handeln und reißt sich los, sobald es kein Vergnügen mehr in der 
Verbindung hat ... Unser kleines Ganzes verliert sich bald mit allen 
seinen Folgen im Unendlichen, aber Wesen kann von keinem Gott vernichtet 
werden. Dies ist der Grundpfeiler des Adels und der Stärke bei tiefen 
Gefühlen. Zertriimm’re mich tausendmal mit deinen Wetterstrahlen! 
ich stehe immer jung wieder auf.“ (S. 253.) Anderswo faBt er den Indivi- 
dualismus noch besser: „Wirken, frei und mächtig handeln nach Art 
seiner Natur! Dies sei die allererste und ursprünglichste Glückseligkeit. 
Der Kernmensch gebrauche Ruhm als Hülfstruppen und stoße den einen 
von sich, wenn es sein müßte, sobald er in eine andre Sphäre schreite.“ 
(S. 211.) Wie den jungen Schiller durchpulst auch Heinsen ein unbändiger 
Drang nach Freiheit, die sich bei ihm freilich von der Zügellosigkeit 
nicht viel unterscheidet. Zu welchen staatlichen Konsequenzen die Durch- 
führung dieser. Freiheitsforderung führt, ist ihm dabei wohl bekannt. 
„Es bleibt ausgemacht: das Element der großen Geister ist die Freiheit, 
und wer sie unterstützen will, muß diese ihnen erst gewähren. Aller Zwang 
hemmt und drückt die Natur, und sie kann ihre Schönheit nicht in vollem 
Reize zeigen. Deswegen die Athenienser unter ihrer Demokratie und 
Anarchie der höchste Gipfel der Menschheit.“ (S. 178.) Wir sehen, Heinse 
scheut sich nicht, die Begriffe ,,Volksherrschaft und ,,Herrschaftslosig- 
keit“ in einem Atem zu nennen, daß sie tatsächlich eng verwandte Erschei- 
nungen sind, hat unsere jüngste Vergangenheit gezeigt. 


Was nun Heinses Ansichten über den Staat anlangt, so kann ihnen 
eine gewisse Ursprünglichkeit und Genialität nicht abgesprochen werden. 
Gleichwohl ist auch hier Rousseauscher Einfluß unverkennbar. Nichts- 
destoweniger leitet ihn ein gesunder Wirklichkeitssinn: „Mit der Idee von 
einem vollkommenen Staate kann man leider geschwinder fertig werden 
als der Wirklichkeit; da legen Grund und Boden, Ursprung und Geschichte 
des Volks, gegenwärtige Stärke an Leib und Seele, dessen Glauben, 
Meinungen und Sitten und Nachbarn unüberwindliche Schwierigkeiten 
in den Weg und kommen lauter unbezwingliche, borstige Ungeheuer zum 
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Vorschein.‘ (S. 120.) Das Wesen des Staates sucht er an der Hand eines 
Beispieles zu erläutern: 


„Man betrachtet eine Gesellschaft von Menschen, die man einen 
Staat nennt, am besten als ein Tier, das von innen Kräfte, Proportion 
aller Teile haben und gesund sein muß und volle Nahrung, um für sich 
auf die Dauer zu existieren und glücklich zu sein, und von außen Stärke, 
Erfahrung und Klugheit, um sich gegen die Feinde zu erhalten; denn alles 
von außen, wie Kindern bekannt, ist Feind.“ (S. 120.) Dieser sonderbare 
Vergleich mit dem Tiere wird denjenigen, der Heinse tiefer kennt, nicht 
verwundern. Lehrt er doch auf jeder Seite des „Ardinghello“: „Blind seinem 
Triebe zu folgen wie das Tier, ist das höchste Glück.“ Den Vergleich mit 
dem Tiere wendet er nun auch an bei der Frage nach der besten Staats- 
form. 


„Das Wohl des Ganzen ist das erste Gesetz, wie bei jedem lebendigen 
Dinge, und jede Staatsverfassung, wo nur ein Teil sich wohlbefindet oder 
var abgesondert wäre, ist ein Ungeheuer, eine Mißgeburt. 

Ein Despot also, das ist ein Mensch, der ohne Gesetze, die aus dem 
Wohl des Ganzen entspringen, über die andern herrscht, bloß nach seinem 
Gutbefinden, ist kein Kopf am Ganzen des Staats, sondern ein Ungeziefer, 
ein Bändelwurm im Leibe, eine Laus, Mücke, Wespe, das sich nach Lust 
an seinem Blute nährt, oder, will man lieber, ein Hirt, weil doch dies das 
beliebte Gleichnis ist, der seine Schafe schiert und melkt und die jungen 
Lämmer schlachtet und die fetten Alten, wahrlich nicht zu ihrem Besten, 
sondern zu seinem Besten.“ (S. 121.) Hier merkt man deutlich, daß Heinse 
seinen Aristoteles gut studiert hat. Der von ihm entwickelte Begriff des 
Despoten stammt aus der Politik: ‚Eine solche Tyrannis muß jene Monarchie 
sein, vermöge deren der Inhaber der Gewalt, ohne verantwortlich zu sein, 
über alle, die seinesgleichen und noch besser als er sind, lediglich zu 
seinem eigenen Vorteil und nicht zum Wohle der Beherrschten regiert.“ 
(Pol, 4. Buch, Kap. 10.) 

Ebenso wie Heinse den Despotismus bekämpft, w endet er sich auch 
geven die Aristokratie: „Eine reine Aristokratie, wo mehrere beständig 
herrschen nach ihrem Gutbefinden, ohne Gesetze aus dem Wohl des Ganzen, 
nur mit Gesetzen für ihr Wohl, die sie nach Belieben ändern, ist eine viel- 
kipfige Hyder von Despotismus, viel Ungeziefer auf dem Leibe statt 
eines.“ (S. 121.) Der Begriff von Heinses Aristokratie deckt sich mit dem . 
der Aristotelischen Oligarchie. 

Als beste Staatsform sicht Heinse die Demokratie an, beeinflußt 
von den Lehren Rousseaus: „Der Staat ist endlich ein Tier, das seine 
Gesetze hat weder von Kühen noch Schafen, sondern von der Natur des 
Menschen, weil er aus Menschen besteht, und kein Mensch ist so über 
andre, wie ein Hirt über seine Herde. Ein vollkommener Staat muß ein 
Tier sein, das sich selbst nach seiner Natur, seinen Bedürfnissen und 
Erfahrungen regiert wie ein Ulysses für sich nach den Umständen und gegen 
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andre ... Ein Staat von Menschen, die des Namens würdig sind, voll- 
kommen fiir alle und jeden, mu8 im Grund immer eine Demokratie sein, 
oder mit andern Worten: das Wohl des Ganzen muß allem andern vorgehn, 
jeder Teil gesund leben, Vergnügen empfinden, Nutzen von der Gesellschaft 
und Freude haben; der allgemeine Verstand der Gesellschaft muß herrschen, 
nie bloß der einzelne Mensch.“ (S. 121.) Heinses „allgemeiner Verstand 
‘der Gesellschaft“ ist nur ein anderer Ausdruck für Rousseaus ,,all- 
gemeinen Willen“ (volonté générale) aus dem „Gesellschaftsvertrag“. 
Freilich weiß Heinse, welch große Schwierigkeiten sich der Errichtung 
einer idealen Demokratie entgegensetzen: „Die ursprüngliche Ungleichheit 
der Menschen und die daraus entspringende äußerliche Ungleichheit der 
Besitzungen und der Gewalt und des Ansehens machen noch überdies 
den gordischen Knoten, der durch keine Vernunft an und für sich, ohne 
Rücksicht auf die jedesmalige Verfassung, aufzulösen ist. Nur ein Dichter 
kann auf einmal Tausende und Millionen von Menschen wie überein 
gedrechselte Maschinen in einen Raum, wo kein Grad der Breite von Europa, 
Afrika, Asien und Amerika ist, hinstellen und in: beliebige Ordnung 
bringen.“ (S. 121, 122.) 


2. Staatsform und Religion. ( Weltanschauung.) 


Äußerst beachtenswert sind auch jene Ausführungen von Heinse, 
in welchen eine Parallele zwischen Staat und Staatsform einerseits und 
Religion und Weltanschauung anderseits gezogen wird, weil gerade diese 
Gedanken in jüngster Zeit, insbesonders von Hans Kelsen, zum Gegen- 
stand staatswissenschaftlicher Betrachtung erhoben wurden.') Wie Kelsen 
erblickt auch schon Heinse in den verschiedenen Religionsformen analoge 
Entsprechungen verschiedener Staatsformen. 

„oo viel mögen wir wohl auch bei dem hartnackigsten Zweifler heraus- 
gebracht haben, daß etwas außer uns ist, unermeßl:ch unsern Sinnen und, 
da Anfang aus Nichts der Realität nach unmöglich ist, notwendig und ewig, 
und daß dies Wesen, bis auf das alleräußerste aufgelöst, entweder durchaus 
einerlei sein muß oder verschieden ... Und da wir augenscheinlich nur 
geringe Kleinigkeiten sind gegen das Universalwesen ..., so war’ es arg, 
wenn wir es nicht als etwas Höheres verehren wollten. Das letztere ware | 
dann die allerreinste Weltmonarchie. Und darauf beruhte vielleicht . 
das jüdische System und das geheime ägyptische und noch das christliche. . 
Die alten Ägypter mochten bei Verehrung verschiedener Geschöpfe und 
Grewächse ähnliches denken. Und noch andre morgenländische ‚Religionen 
scheinen davon auszugehn. Das erstere wäre entweder reine Weltaristo- 
kratie, jedes Element ‘nämlich so göttlich als das andre, wo nach dem 


—— 


1) Vgl. zum Beispiel den Abschnitt ‚Staat und Gott‘ in „Der soziologische und 
der juristische Staatsbegriff. Kritische Untersuchung des Verhältnisses von Staat 
und Recht von Hans Kelsen. Tübingen, Verlag von J.C. B. Mohr, 1922.“ S. 219it. 
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Homer Juno, Neptun und Apollo den Zeus binden könnten. Oder aristo- 
kratische Weltmonarchie; ein Element unter den andern der König ... 
Gesetzt noch das Allerausschweifendste und Letzte, es gabe gar kein 
Universalwesen, die Welt bestünde aus lauter unteilbaren Stäubchen, 
größer oder kleiner und verschieden in ihrer Form ohngefähr wie die Buch- 
staben, die sich gatten und scheiden und von selbst Sinn oder Unsinn 
hervorbringen: so müßten wir doch billig Hochachtung vor der, wiewohl 
komischen und bunten, ungeheuern Menge haben, obgleich diese Meinung 
bei keinem, der den Abgrund des Äthers anschaut und fühlt und denkt, 
Ernst sein kann, sondern ein grillenhaftes Nadelspitzensystem ist. 


Und dies wäre denn Weltdemokratie oder das eigentliche atheistische 
System, welchem nun wohl einige unentschieden anhangen, in der Ver- 
zweiflung, sich Gott als ein freiwirkendes Ganzes vorzustellen, da sie alles 
in der Natur verschieden und in notwendiger Verbindung sehen. S'e 
selbst aber müssen sich folglich als ein erstaunliches Rätsel vorkommen 
und, auch noch so bescheiden, mehr einbilden als Sonne, Mond und Sterne.“ 
(S. 251—253.) | 

Der Kern von Heinses obigen Ausführungen lautet: Dem Mono- 
theismus entspricht die Monarchie, dem Polytheismus die Aristokratie 
und dem Atheismus die Demokratie.') 


IV. Anhang. Wirtschaftliche Fragen. 


Volkswirtschaftliche Fragen finden sich in den Schriften des Sturm 
und Dranges, mit einer einzigen Ausnahme, nicht behandelt. Nur der 
- Livländer J. M. R. Lenz wendet ihnen nach seiner Rückkehr von Deutsch- 
land nach Rußland größeres Interesse zu, leider erst zu einer Zeit, wo 
der Höhepunkt seines Schaffens schon vorüber war und düsterer Schwermut 
als Folge eines offenen Wahnsinnsausbruches auf seiner Seele lag. Gleich- 
wohl muß man es als höchst verdienstvoll anerkennen, daß dieser Mann, 
dessen Interessen sich ja früher vorwiegend in der Richtung des schön- 
geistigen Schrifttums bewegten, nunmehr, in eine ganz neue Umgebung 


1) Vgl. ähnliche Gedankengänge in „Sozialismus und Staat“. Eine Unter- 
suchung der politischen Theorie des Marxismus von Hans Kelsen. Erste Auflage. 
Leipzig, Verlag von C. L. Hirschfeld, 1920: „Wer sich in seinem politischen Wollen 
und Handeln auf göttliche Eingebung, auf überirdische Erleuchtung berufen kann. 
der mag das Recht haben, sein Ohr der Stimme des Menschen zu verschließen und 
seinen Willen, als den Willen des absolut Guten, auch gegen eine Welt von Ungläubigen, 
Verblendeten, weil anders Wollenden durchzusetzen. Darum konnte die Losung 
des Gottesgnadentums christlicher Monarchie sein: Autor.tat, nicht Majorität, jenes 
Losungswort, das der konservative Rechtsphilosoph Stahl geprägt hat und das 
zum Angriffsziel für alles geworden ist, was für geistige Freiheit für wunder- und 
dogmenbefreite, auf dem menschlichen Verstande und dem Zweifel der Kritik begrün- 
dete Wissenschaft, politisch aber für Demokratie ist.“ (S. 129). 
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versetzt, nach Moskau, in das Herz des russischen Reiches, sich mit jenen 
Problemen auseinandersetzt, die den Staatsmännern der von Lenz hoch- 
geschätzten Kaiserin Katharina II. viel zu denken gaben. 


Schon in seinem Briefe an Herder aus Riga vom 8. Oktober 1779 a. St. 
spricht Lenz von der ,‚Staatswirtschaft, welches mir ein Hauptbedürfnis 
meines Vaterlands scheint“ (Briefe, II. Bd., S. 139), der richtige Sinn 
hiefür ist ihm jedoch erst in Moskau aufgegangen. So schreibt er um 1789 
an den Fürsten Graf Anhalt: „Es war die Rede von Errichtung neuer 
Bankcomptoire ausser den 2 in den Hauptstädten und den bekannten 
sieben in Jaroslaff, Smolensk, Welikoustjoug, Nischnowgrod, Wischnui- 
wolotschok und Tobolsk, zu besserer Circulation der inneren Reichthümer 
und Handels. Die Baltischen Provinzen z. B. schütten ihre Producte in 
den Seehäfen auf, wo sie verderben, sie holen mit schweren Kosten die 
ihnen nöthigen ausländischen Waaren von dort ab, da sie vieles auf der 
Verkettung von Flüssen, über Moskau als einem Wolok oder Deposito- 
handelsort von den südlichen Provinzen viel wohlfeiler haben könnten, 
wohin sogar einige Manufakturmaterialien besonders zu Strümpfen 
leichten Zeugern [zählen] (die sie doch von Russischen Kaufleuten nehmen, 
aber durch einen gewaltigen Umweg wodurch sie ihren Vorteil und 
die Manufakturen ihre Procente verlieren. Ich unterstand mich vor- 
zuschlagen, daß anstatt des unfruchtbaren Ankaufs von Ländereyen, die 
unwirthbar sind und wo der Reichthum nur in der Möglichkeit liegt, daher 
zum todten Kapital wird, sie ihre Produkte an einem von Ihro Kais. Majestät 
vorgeschlagenen Ort anführen und die Art des Handels damit der Krone 
überlassen möchten. Selbige würde eigene Comptoirs und Consuls für die 
Cirkülationsbank einheimischer Ware bestellen, welche aus derselben 
gegen gehörige Bürgschaft der Staatsmagistrate der übermäßigen Anzahl 
auf fremden Namen handelnden Mestschanianen kleine Summen vor- 
strecken würde, die erforderlichen Handelsbedürfnisse auf den Flüssen 
herbeyzuschaffen. “ (Briefe, IT. Bd., S. 221.) Es sind wesentlich merkan- 
tilistische Ansichten, die Lenz hier beseelen. Die russischen Seeprovinzen 
sollen ihre Rohstoffe nicht auf dem Weg über die Ostsee von Deutschland 
oder Schweden beziehen, sondern aus dem an allen Naturschätzen so 
reichen Innern des russischen Reiches, wodurch die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den so verschieden gearteten Teilgebieten befestigt 
und, um mit Friedrich List zu sprechen, die produktiven Kräfte des Landes 
gehoben würden. Diese Ideen, seine entlegene Heimat Livland fester mit 
dem wirtschaftlichen Organismus von Inner-Rußland zu verknüpfen, 
begegnen uns noch oft in seinen Briefen, selbst noch in seinem letzten 
Schreiben vor seinem Tode vom 14. Jänner 1792 an Baron Stiernhielm: 
„Man spricht von neuen Magazinen, die einige reiche Entrepreneure von 
Metallgruben an verschiedenen Plätzen des Reichs errichten werden, 
welches da man in Liefland nur Brandwein nach Permien und Casan 
schickt, leicht zu einem solidern Handel mit Brod und Gerstensaft Gelegen- 
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heit geben könnte, woran es in den Berggruben zu mangeln scheint. Der 
Russische Tressenhandel würde z. B. nebst Kupfer zu Branntweinkesseln 
und Eisen zu andern Kesseln, gegen Lieferungen. an Grütze, Malz u. s. f. 
über Pleskau, Toropez und Smolensk durch Agenten sehr wohl geführt 
werden, und manche Weitläuftigkeiten ersparen.“ (II. Bd., S. 252f.) 

Wenn sich Lenz in seiner Spätzeit auf den Boden des Merkantilismus 
stellt, so hat er damit die gesellschaftliche Auffassung seiner Jugend 
verlassen. Leider war es ihm nicht vergönnt, sich in dieser Richtung 
fortzuentwickeln, ein früher Tod erlöste ihn bald von seinem verfehlten 
Leben. 


Wenn wir uns nochmals die Gesellschafts- und Staatsauffassung des 
Sturm und Dranges vergegenwärtigen, so können wir uns ihren tiefen 
Eindruck auf uns wegen der ihr innewohnenden philosophischen Kraft 
nicht verhehlen. Trotzdem gelangte sie zu keiner praktischen Wirksamkeit, 
auch dann nicht, als sie sich unter dem Einflusse der Klassik zu einem 
geläuterten Liberalismus, wie ihn etwa Wilhelm von Humboldt lehrte, 
veredelte. Daß auch die deutsche Klassik für die Gesellschafts- und 
Staatslehre nichts Wertvolles und Ersprießliches leistete, sondern noch 
ganz unter dem Banne französischer und englischer Lehren steht, zeigt 
deutlich Schillers Distichon | 


Der beste Staat. 


„Woran erkenn’ ich den besten Staat?“ Woran du die beste 
Frau kennst: Daran mein Freund, daß man von beiden nicht spricht. 


Erst jener Ideenrichtung, welehe die Klassik ablöste, der deutschen 
Romantik, blieb es vorbehalten, zur Schöpferin einer Gesellschafts- und 
Staatslehre zu werden, welche, da sie auf Grundsätzen beruht, die sich 
volle Jahrhunderte bewährten, nicht nur eine Vergangenheit, sondern 
auch eine Zukunft besitzt. 


Berichte und Sammelbesprechungen. 


Bemerkungen zu Max Webers Soziologie. ') 


Von Othmar Spann. 


1. Methodologische Fragen. S. 762. — 2. Der übrige Inhalt ‚des Buches, 
S. 766. 


Das Werk Max Webers, das vor nicht langer Zeit endlich zum Abschlusse 
kam, nachdem es fast zwei Jahre hindurch, in Form von vier Lieferungen, im 
Erscheinen begriffen war, ist von einem Umiange (840 Lexikonseiten) und einer 
Mannizfaltigkeit, daB eine kurze Anzeige im Rahmen einer Zeitschrift keines- 
wegs beanspruchen kann, es zu erschöpfen. Es zerfällt in drei Teile und behandelt 
im ersten Teil ‚die Wirtschaft und die gesellschaftlichen Ordnungen und Machte", 
im zweiten Teil die ‚Typen der Vergemeinschaftung und Vergesellschaftung“ 
und im dritten Teil die ‚Typen der Herrschaft“. Der erste Teil zerfällt in die 
folgenden Hauptabschnitte: ,,Soziologische Grundbegriffe‘; ,Soziologische 
Grundkategorien des Wirtschaftens‘“:; „Typen der Herrschaft‘; „Klassen und 
Stände“. Der zweite Teil zerfällt in die Hauptabschnitte: „Wirtschaft und Gesell- 
schaft im allgemeinen“; „Typen der Vergemeinschaftung und Vergesellschaftung‘“ 
(dreht sich hauptsächlich um die „Hausgemeinschaft‘‘); ,,Ethnische Gemein- 
schaften“ (Rasse, Volkstum); die „Typen religiöser Vergemeinschaftung‘; 
„Markt“; „die Wirtschaft und die Ordnungen“; „die Rechtssoziologie‘‘; „die 
Stadt‘. Der dritte Teil zerfällt in die Hauptabschnitte: „Herrschaft“; „Politische 
Gemeinschaften“; ‚„Machtgebilde‘“, „Nation“; „Klassen, Stand, Parteien‘; 
„Legitimität“ ; „Bureaukratie“ ; ,,Patrimonialismus‘; „Wirkungen des Patriarcha- 
lismus und Feudalismus“; „Charismatismus“ ; „Umbildung des Charisma‘; „Staat 
und Hierokratie“. 

Diese Aufzählung der Hauptabschnitte beweist einerseits die Reichhaltigkeit 
des Werkes, sie zeigt aber auch, daß es sich nicht um ein von Max Weber selbst 
druckfertig gemachtes, überhaupt um kein einheitliches Werk handelt, denn die 


1) Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. Bd. III. des „Grundriß der 
Sozialökonomik‘‘, Tübingen 1922, Verlag I. C. B. Mohr, Lex.-8°, 12 und 840 S. 
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wiederholte Voinahme und wechselnde systematische Stellung der Lehre über 
Stand und Klasse, über Herrschaft, über das Charisma, die planlose Folge sozio- 
logischer, wirtschaftstheoretischer, wirtschaftsgeschichtlicher und politischer 
Stoffe wäre in einem einheitlichen Werke unmöglich. Wie Frau Marianne Weber 
im Vorwort zum zweiten Teil berichtet, handelt es sich von da an (von S. 180 
. an) um eine Sammlung von Aufsätzen, die aus den Jahren 1911—1913 stammen. 
Leider ist durch den frühen Hingang des Verfassers auch die Lesbarkeit des 
Werkes recht schwierig geworden. Zum Fehlen jeder Systematik kommen noch 
stilistische Mängel und Härten, ganz einseitige und dürftige Literaturberück- 
sichtigung, Lücken in der Darstellung des Stofflichen, ein Wust von Klassi- 
fikationen und manches andere, was oft den Eindruck, daß man es hier mehr 
mit abgedruckten Notizbüchern als mit durchgeführten Abhandlungen zu tun 
habe, erweckt. 


1. Methodologische Fragen. 


Max Weber eröffnet sein Werk mit einer Begriffsbestimmung der Soziologie. 
„Soziologie ... soll heißen: eine Wissenschaft, welche soziales Handeln deutend 
verstehen und dadurch in seinem Ablauf und seinen Wirkungen ursächlich — 
erklären will.‘“!) Dazu gibt Max Weber mehrere Erläuterungen: ,,» Handeln« 
soll dabei ein menschliches Verhalten (einerlei, ob äußeres oder innerliches Tun, 
Unterlassen oder Dulden) heißen, wenn und insofern als der oder die Handelnden 
mit ihm einen subjektiven Sinn verbinden. »Soziales« Handeln aber soll ein 
solches Handeln heißen, welches seinem von dem oder den Handelnden gemeinten 
Sinn nach auf das Verhalten anderer bezogen wird und daran in seinem Ablauf 
orientiert ist.‘“) „Die soziale Beziehung besteht ... in der Chance, daß in 
einer (sinnhaft) angebbaren Art sozial gehandelt wird, einerlei zunächst: worauf 
diese Chance beruht.‘‘°) 

Zur Ehre Max Webers sei angenommen, daß diese Begriffsbestimmung 
nur eine vorläufige war, die in der systematischen Fortsetzung des Werkes, 
die er leider selbst nicht mehr besorgen konnte, eine wesentliche Ergänzung 
und Berichtigung gefunden hätte. Denn wenn er auch in seinem Bestreben, 
Geschichte, Volkswirtschaftslehre, Rechtswissenschaft und Soziologie, ja sogar 
Musiktheorie miteinander zu verbinden,*) auf philosophischem und erkenntnis- 
theoretischem Gebiete kein durchgebildeter Kenner war, so kann man ihm doch 
schwerlich zutrauen, methodologisch derart unvereinbare Elemente zusammen- 
spannen zu wollen, wie es in dieser Definition geschieht. Im ersten Satze liegen 
zwei schroffe, methodologisch schlechthin unvereinbare Widersprüche offen zutage. 
Die Soziologie soll 1. Handeln ,‚deutend verstehen“ und 2. „ursächlich erklären“. 
„Deutend verstehen“ heißt aber doch notwendig: auf den Sinngehalt eingehen, wie 


1) 8.1. 

2) Ebenda; ähnlich S. 11. 

3) S. 13. i 

4) Vgl. Max Weber, die rationalen und soziologischen Grundlagen der Musik, 
München 1921. 
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z.B. die Logik tut, nicht ursächlich erklären, wie z. B. die Physik tut. Denn das 
Wesen der logischen Zusammenhänge wird nicht gefunden, indem man etwa auf 
äußerliche Abfolge in der Assoziationsmechanik der Vorstellungen achtet, sondern 
indem man auf ihren Sinngehalt deutend und verstehend eingeht; darum ist der 
zweite Teil des Satzes ,,... und dadurch [nämlich durch das deutende Verstehen} 
in seinem Ablauf und’seinen Wirkungen ursächlich erklären will“) ein offener 
Widerspruch. Es ist klar, daß durch ein deutendes Verstehen, durch Eingehen 
auf den Sinngehalt eines Gegenstandes, jede Ursächlichkeit grundsätzlich 
ausgeschlossen ist! Denn „Ursächlichkeit‘ geht durchaus bloß auf die äußere, 
auf die mechanische Aufeinanderfolge der Erscheinungen, sie besteht, genauer 
gesagt, in der Gesamtheit der Antezedentien, auf welche eine Erscheinung (als 
zeitliches Konsequens) folgt, während deutendes Verstehen auf ganz anderen, auf 
inneren Kategorien beruht, indem es den sinnvollen Zusammenhang erschließt. 
Darum nennt man, wie männiglich bekannt, die Logik keine ursächliche Wissen- 
schaft, wie etwa die Physik, sondern eine „Norm-Wissenschaft‘‘, denn sie hat 
es mit dem Begriffe des richtigen Denkens, mit dem sinnvollen Gehalt, nicht mit 
der kausalen Verknüpfung der Gedanken, zu tun.2) Wer über die Anfangsgriinde 
der Logik und der philosophischen Verfahrenlehre hinaus ist, muß es unbegreif- 
lich finden, wie Max Weber sein Buch mit einem Satze beginnen konnte, der 
einen geradezu elementaren Widerspruch enthält. — Ferner sind auch die 
Zusätze „in seinem Ablauf und seinen Wirkungen“ widerspruchsvoll. Sie 
bedeuten, daß das Handeln in seiner Motivation — besonders als „innerliches 
Handeln“ — erklärt werden soll und daß auch die „Wirkungen“ (wohl die auf 
die anderen Handelnden) kausal-psychologisch gefaßt werden. Endlich ist 
der Zusatz „äußeres oder innerliches Tun“ zu betrachten. Soll nur das eigentliche 
Handeln, oder soll auch die Empfindung, der Gedanke, das Gemüt Gegenstand 
der Soziologie sein?; oder sollen es nur die unmittelbaren Voraussetzungen, 
die Gründe des äußeren Tuns sein, die in den Bereich der Soziologie fallen ? Darüber 
gibt die Definition in ihrer Unklarheit keinen endgültigen Aufschluß. Hält man 
sich aber an das, was wörtlich gesagt ist „äußeres oder innerliches Tun“, dann soll 
nach Max Weter, wie nach manchen anderen Soziologen der naturalistischen 
Richtung, die kausaltheoretisch gedachte Psychologie grundsätzlich ein Bestandteil 
der Soziologie sein — dies aber wieder trotz der ausdrücklichen Verwahrung 
auf S. 9, die jedoch selber gleich auf derselben Seite mit dem Begriffe des 
„Motives“ in Widerspruch kommt! 


In dieser Begriffsbestimmung streiten sich in der Tat alle jene Elemente, 
die in Max Webers nachgelassenen Entwürfen — um mehr handelt es sich nicht, 
wenn man dem ruhlos tätigen Manne nicht Unrecht tun will — gleichfalls im 


1) Der Sperrdruck stammt von mir. Spann. ; | 

2) Ein anderes Beispiel: Was zwischen zwei Fechtern vorgeht, ist seinem Sinn“ 
gehalte nach als „Kampf“ zu verstehen, der Kausalität nach etwa als ,,Energie- 
umsatz der Armmuskulatur‘‘, als „beschleunigte Bewegung von Massen‘ (der eisernen 
Schwerter), als „Elastizität“, „Oxydation“ (der sprühenden Funken) u. dgl. zu he- 
stimmen. — Beide Betrachtungsweisen liegen also methodologisch auf anderen Ebenen. 
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hellen Widerspruche zu finden sind. Doch ist kein Zweifel, daß ihm der kausale 
Gesichtspunkt der durchschlagende und herrschende war: trotzdem er strebte, 
das Verstehende, Normative, Nichtkausale und Individuell-Geschichtliche in 
seine Soziologie hinein zu verweben, blieben ihm die gesellschaftlichen Er- 
scheinungen schließlich immer ein System kausaler Beziehungen. In diesen 
Streben, das Sinnvolle, Nichtkausale aufzunehmen, ging er über die landes- 
übliche und die nach-Comtische französische und englische Soziologie hinaus: 
sein Zielerreichte er jedoch leider nicht. Wo er sich einmal klar und bestimmt auf 
den methodologischen Boden der Kausalität stellte, gehörte er dann sogar 
zu den entschiedensten Empiristen, um nicht zu sagen, Skeptikern. 
„Die » Gesetze«“* sagt er, „als welche man manche Lehrsätze der verstehenden 
Soziologie zu bezeichnen gewohnt ist — etwa das Greshamsche ‚Gesetz‘ — sind 
durch Beobachtung erhärtete typische Chancen eines bei Vorliegen gewisser 
Tatbestände zu gewärtigenden Ablaufes von sozialem Handeln ...‘* (S. 9.) 
Hier haben wir also einfach den Humeschen Begriff der Erwartung und der 
Wahrscheinlichkeit, womit der krasseste Empirismus bei dem sonst geistvollen 
Gelehrten einkehrt. Unbegreiflich ist, wie er es dabei fertigbringt, sich 
wenige Zeilen später, sowie in der kurz vorhergehenden Schriftenangabe auf 
Rickert zu berufen, dessen Begriff des Generellen durchaus mit „Chance“ und 
„Erwartung“ unvereinbar ist. 

Wie ferner eine Definiton nach Art der angeführten „die soziale Beziehung 
besteht ... [darin], daß ... sozial gehandelt wird‘), bei einem geschulten 
Denker möglich ist, fragt man sich vergebens. 

Bei dem ganz unfertigen Zustande des verfahrenmäßigen Begriffsgebäudes 
Max Webers ist es auch für mich persönlich nicht einladend, mich auf eine . 
Verteidigung gegen seine Angıille auf mich einzulassen. Habe ich doch das 
Gefühl, ihm Unrecht zu tun, wenn ich ihn auf Grund einer hingeworfenen Notiz 
bekämpfe, von der kaum feststeht, wieweit er sie selbst ernst nahm. Da dies 
aber von ande.er Seite geschah, ist es geboten, in aller Kürze meinen Stand- 
punkt festzustellen. Max Weber sagt in bezug auf.meine Unterscheidung von 
Individualismus und Universalismus in methodologischer Hinsicht: 

„Das ungeheure Mißverständnis jedenfalls, als ob eine „individualistische‘ 
Methode eine (in irgendeinem möglichen Sinn) individualistische Wertung 
bedeute. ist ebenso auszuschalten, wie die Meinung: der unvermeidlich (relativ) ratio- 
nalistische Charakter der Begriffsbildung bedeute den Glauben an das Vorwalten 
rationaler Motive oder gar: eine positive Wertung des „Rationalismus“. Auch eine 
sozialistische Wirtschaft müßte soziologisch genau so „individualistisch‘“‘, das heißt: 
aus dem Handeln der einzelnen — der Typen von „Funktionären“, die in ihr auf- 
treten — heraus deutend verstanden werden, wie etwa die Tauschvorgänge durch die 
Grenznutzlehre...... Denn stets beginnt auch dort die entscheidende empirisch- 
soziologische Arbeit erst mit der Frage: welche Motive bestimmten und bestimmen 
die einzelnen Funktionäre und Glieder dieser „Gemeinschaft“, sich so zu verhalten, 
daß sie entstand und fortbesteht ? Alle funktionale (vom „Ganzen“ ausgehende) 
Begriffsbildung leistet nur Vorarbeit“ dafür..... see) 


1) Sperrdruck von mir. Spann. 
2) S. 9. 
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Diese Äußerungen zeigen einerseits, daß mich Max Weber nicht richtig 
verstanden hat, andererseits, daß er durchaus, mit voller Selbstverständlichkeit 
und Naivität — Individualist ist! Mein Gedankengang, auf den sich Max Weber 
hier bezieht, ist kurz gesagt der: daB die sozialen Erscheinungen entweder von 
ihren Bestandteilen, den einzelnen Menschen und ihren Handlungen, her begriffen 
werden oder vom Ganzen her, zum Beispiel von „Gesellschaft“, „Staat“ her. 
Im ersten Falle sind die einzelnen Bestandteile (die Menschen, Handlungen) 
das Primäre, das eigentlich Wirkliche und die Analysis der gesellschaftlichen 
Erscheinungen wird in der Folge stets diesen Standpunkt fest- 
halten, das heißt ein „Ganzes“ als eigene Realität nieht anerkennen, sondein 
jedes „Ganze“ mit allen seinen Eigenschaften aus den Einzelnen herleiten; und in 
diesem Sinne wird der Begriff des Einzelnen als des Primären, des Ganzen aber 
als des Abgeleiteten methodisch grundlegend sein. Dieser Standpunkt ist der 
individualistische, er hat mit ‚Wertung‘, wie Max Weber meint, zunächst 
gar nichts zu tun, er beruht auf einer Wesensanalyse; aus ihm folgt allerdings 
auch eine Wertung oder kann wenigstens folgen; denn derjenige, der im Einzelnen 
das primär Wirkliche sieht, kann auch nur dem Einzelnen den primären Wert 
zubilligen. — Ferner sagte ich, in meiner ,,Gesellschaftslehre“ (1. Aufl. 1914) 
und in meinem „Fundament“ (1. Aufl. 1918), daß umgekehrt, wenn man von 
den gesellschaftlichen Erscheinungen als Ganzheiten ausgeht, man diesen 
die primäre Wirklichkeit zuschreiben und die Glieder (zuletzt auch: einzelne 
Menschen, ihre Handlungen usw.) als das Sekundäre, als das vom Ganzen Abge- 
leitete betrachten muß. 


Max Weber verstand mich in diesem (iedankengang so wenig, daß er in 
der obigen Erwiderung: 1. von ‚Wertung‘ sprach, die mit dem Kern meiner 
Unterscheidung des Individualismus und Universalismus gar nichts zu tun 
hat, und behauptete, die individualistische Methode bedeute eine „indivi- 
dualistische Wertung“, was aber unmittelbar keineswegs in meinem rein ana- 
lytischen Gedankengange liegt, sondern erst der Frage angehört, was aus 
dem analytischen Befunde zu folgern sei; und daß er 2. sofort mt 
naiver Selbstverständlichkeit die individualistische Analysis als die einzig 
mögliche und richtige hinstellt und dazu noch, was gar nicht notwendig zu 
ihr gehört, behauptet, es müßten auch die Motive des Handelns der Ein- 
zelnen, als erste und ursprüngliche Wirklichkeit der wirtschaftlichen (gesell- 
schaftlichen) Erscheinungen betrachtet werden; wobei er die universalistische 
vom Ganzen ausgehende Analyse als Hilfsbetrachtung anerkennt. Mit 
dieser zweiten Entgegnung hat sich Max Weber durchaus auf 
den Boden meiner Theorie gestellt. Er hat zwar nicht dieselbe ana- 
lytische Entscheidung getroffen wie ich, nämlich nicht die universalistische, 
sondern die individualistische; aber er hat ungewollt und unbewußt anerkannt, 
daß nur eine dieser beiden Entscheidungen getroffen werden kann und auch 
selbst festgestellt, daß diese ihre methodologischen Folgen hat, ja daB diese 
Entscheidung die gesamte Methodik beherrscht. Das kann mir 
genug sein. 
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Daß die dargelegte Stellungnahme Max Webers auch mit seinem bekannten, 
nicht zu Ende gedachten Begriffe des ‚„Idealtypus‘‘ zusammenhängt, bemerke 
ich hier nur nebenher, ohne weiter darauf eingehen zu können; vgl. S. 10, S: 124 
seines Werkes u. 6. 


Ein das ganze Werk in allen Untersuchungen bestimmender Gedanke ist 
die bekannte Unterscheidung Max Webers von Politik und Theorie. Der theore- 
tische Begriff betrifft nach ihm das Sein, der politische Begriff, die politische 
Lehre das Sollen, den Wert. Die Theorie ist, so sagt er, vollkommen „wertfrei“, 
der Wert, die Politik dagegen entspricht der Weltanschauung, dem Subjektiven, 
dem Wertenden. Seit der Tagung des Vereines für Sozialpolitik zu Wien 1909 
hat Max Weber diese Unterscheidung mit der ihm eigenen Wärme wiederholt 
vertreten. Er, der so oft dem entschiedensten Positivismus und Empirismus 
zuneigte, ist hier ganz in den Bahnen des Neukantianers Cohen gewandelt, 
welcher Sein und Sollen wie zwei Welten, die grundsätzlich nie zueinander 
kommen können, trennte. Ich habe an anderer Stelle (siehe Kelsens Zeitschrift 
für öffentliches Recht, III. Bd., Wien 1923, ferner meine Gesellschaftslehre, 2. .\. 
1923, S. 555 ff. u. 6. und meine soeben bei G. Fischer, Jena, erscheinende ,,Kate- 
sorienlehre“ S. 326 ff.) die Fehler des Cohenischen und Weberischen Gedanken- 
ganges ausführlich nachgewiesen. Indem ich darauf verweise, glaube ich mich 
hier mit der Behauptung begnügen zu dürfen, daß das entscheidende Wort in 
dieser unheilvollen Bewegung, die Max Weber im Verein mit andern auslöste, 
dieses ist: die Verschiedenheit in den Vollkommenheitsbegriffen oder „Wertungen“ 
der einzelnen volkswirtschaftlichen Theorien und Schulen — man denke nur 
an den Gegensatz von Freihandel und Schutzzoll — hat ihren Grund nicht in 
der Verschiedenheit der politischen und subjektiven Voraussetzungen, sondern 
in der Verschiedenheit der analytischen Voraussetzungen ihrer Theorien. 


Hiemit möge es an den methodologischen Bemerkungen genug sein. Die 
Unterscheidung von „zweckrational‘ und ‚„wertrational‘ (S. 12 f.), deren Unhalt- 
barkeit allzulanger Darlegungen erforderte, darf ich hier übergehen, da sie schon 
aus anderen Schriften Webers bekannt ist. 


2. Der übrige Inhalt des Buches. 


In dem Abschnitte über ,,soziologische Grundkategorien des Wirtschaitens‘“ 
ist wenig Ursprüngliches enthalten. Der auf S. 31 und S. 181 entwickelte Wirt- 
schaftsbegriff ist im Grunde jener Karl Mengers. „» Wirtschaftlich orientiert« 
soll ein Handeln insoweit heißen, als es seinem gemeinten Sinne nach an der 
Fürsorge für einen Begehr nach Nutzleistungen orientiert ist.“') Uber den 
auf S. 32 gegen mich geltend gemachten Einwand, Wirtschaft sei nicht „Mittel 
für Ziele“, sondern eine „Wahl zwischen Zwecken“, kann ich hier hinweg gehen, 


1) S. 31. — Menger sagte: Wirtschaft ist die „vorsorgliche Tätigkeit‘ für ,.Be- 
friedigung der Bedürfnisse“ (‚„Grundsätze‘‘, 1871 S.-1; „Untersuchungen“ 1882, S. 232 
u. ö.) Bei M. W. heißt es: Fürsorge für „einen Begehr“. 
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da ich ihn in meinem „Fundament der Volkswirtschaftslehre“!) zurückgewiesen 
und dort dargetan habe, daß die Wirtschaft keine Untersuchung der Zwecke selbst 
sei. — Der Tausch wird von Max Weber im gleichen Sinne wie die 
Wirtschaft rein individualistisch aufgefaBt;?) sein Geldbegriff beruht auf einem 
Versuche, eine Art gemäßigteren Metallismus, etwa im Sinne der Schule von Karl 
Menger, mit dem Chartalismus Knapps laienhaft zu verbinden (38 ff.). Im 
übrigen werden die Grundbegriffe meistens nur elementar, aber doch unter Ein- 
führung scharfsinniger, eigenartiger Klassifikationen behandelt, wovon ich nur auf 
den Begriff der „rechnungsfremden Leistungvergemeinschaftung‘“ hinweise (S. 88f.). 
Leider ist auch hier keine Systematik in der Aufeinanderfolge der ‚Begriffe und 
Paragraphen eingehalten, wodurch der Verfasser über das bloße Nebeneinander 
von Einteilungen fast nirgends hinauskommt. Im Ganzen zeigt sich, daß Max 
Weber kein Theoretiker, sondern Historiker ist, der sich erst spät mit den 
tieferen Problemen der Wirtschaftstheorie vertraut machte. Seine jahrzehnte- 
lange Krankheit hat ihn daran gehindert, sich jene umfassenden theoretischen 
Kenntnisse anzueignen, die für eigene Forschung unenttehrlich sind. 

Mehr Selbständiges enthält dagegen das Kapitel ‚die Typen der Herrschaft‘ 
(122 ff.), wo rationale, traditionale und charismatische Herrschaft als die drei 
..Idealtypen‘“ unterschieden werden. Doch beruhen die Begriffsbestimmungen ` 
von Macht und Herrschaft auf einem naiven Zirkel. „Macht bedeutet jede 
Chance ... den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen ...“ 
„Herrschaft soll heißen die Chance, für einen Befehl ... Gehorsam zu finden.‘‘s) 
Es ist klar, daß der Begriff des „Durchsetzens‘ schon die Macht, der Begriff des 
..Gehorsamfindens‘ schon die Herrschaft in sich schließt: Armut kommt von der 
pauverte‘! : 

Einer mehrfachen Behandlung unterzieht Max Weter den Begriff von Stand 
und Klasse (S. 177 ff., 631 ff., 267 ff. u. 6.). Er unterscheidet schnell feıtig die 
Besitzklassen, Erwerbsklassen und sozialen Klassen, faßt jedoch den Klassen- 
begriff durchaus individualistisch, d. h. als Summierung der Zustände von einzelnen 
Individuen: ,,... Klasse bezeichnet an sich nur Tatbestände gleicher ... typischer 
Interessenlagen, in denen der einzelne sich ebenso wie zahlreiche andere befindet“ 
(177). Ebenso ist ihm der Begriff des Standes nur durch die soziale Schätzung 
bezeichnet! Der universalistische Gedanke, daß die Klasse — richtiger der 
Stand — als ein Organ der jeweiligen wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 
Ganzheiten, als Ausdruck von deren Gliederungen, aufgefaßt werden könne, 
daß daher den Klassenunterschieden organische Unterschiede in den gesell- 
schaftlichen Verrichtungen wesensnotwendig zugrunde liegen, kommt unserem, 
in diesem Falle durchaus marxistisch befangenen Verfasser gar nicht in den Sinn. 

Von den übrigen Teilen des Werkes, auf die wir leider nicht mehr alle ein- 
gehen können, hebe ich noch hervor: die wirtschaftsgeschichtlichen Stücke. 
die zu den besten gehören, ferner die „Rechtssoziologie‘‘ und eine sehr um- 


1) 3. Aufl. Jena 1923, S. 265 ff. 
2) Siehe S. 36. 
3) S. 28. 


165 3erieltte und Sammelbesprechungen. 


fangreiche, aber allerdings auch nicht vollendete „‚Religionssoziologie“. — Uber 
den Rechts- und Staatsbegriff Max Webers hat sich Kelsen im 1. Bd. dieser 
Zeitschrift!) ausgesprochen und ihn aus Gründen, die den meinigen verwandt 
sind, abgelehnt. Damals lag nur die erste Lieferung vor. In den jetzt vorliegenden 
späteren Teilen hat Max Weber das naturalistische und psychologistische Element 
des Rechtsbegriffes noch mehr betont als anfangs. Zum Beispiel heißt es S. 412: 
. das Bestehen eines konkreten Rechtes [ist] a potiori ... die Gewährung 
eines Superadditums von Chance dafür: daß bestimmte Erwartungen nicht 
enttäuscht werden ...“ Sollte das Recht wirklich nicht mehr sein? — Die 
gleiche Frage gilt gegenüber dem Begriff der Nation, die zunächst dadurch be- 
zeichnet sein soll, „daß gewissen Menschengruppen ein spezifisches Solidaritäts- 
empfinden anderen gegenüber zuzumuten sei ...“ (S. 627) — eine wertlose 
Scheindefinition, die schon in dem Worte ‚speziiisch“‘ die ganze Denkaufgate 
ohne Scheu ungelöst zurückläßt. | 
Die Religionssoziologie war bekanntlich eines der Hauptarbeitsgebiete Max 
Webers. Die Vorzüge seiner Schriften darüber bestehen in einer ungewöhnlichen 
Mannigfaltigkeit des geschichtlichen und gegenwärtigen Tatsachenstoffes. Für 
ihn gilt aber, was leider auch für den größten Teil der modernen Religionssoziologie 
überhaupt gilt: daß eine unreligiöse Religionssoziologie ihren Gegenstand nicht 
fassen kann. Wer nicht nur die besondere Dogmatik einer Religion, sondern 
Religiosität überhaupt verneint, der soll und kann nicht Religionssoziolgie treiben. 
Sollte Webers Lehre wirklich eine ,,verstehende‘ Soziologie sein, so könnte sie 
dieses nur durch Versenkung in das Innere der Religiosität, ihrer Formen und 
Hilfsmittel sein. (Gerade er aber steht der Religiosität so fremd gegenüber wie 
kaum ein anderer. Er sucht nicht das Innere des Religiösen auf, sondern haftet 
absichtlich am Äußerlichen (S. 227) und verfälscht dadurch das Bild der 
Wahrheit, ..Religiés oder magisch motiviertes Handeln“, so lesen wir gleich zu 
Beginn, „ist in seinem urwüchsigen Bestande diesseitig ausgerichtet. „Auf 
daß es dir wohlergche und daß du lange lebest auf Erden,‘ sollen die religiös 
oder magisch gebotenen Handlungen vollzogen werden‘‘t). Religiöses Handeln 
soll also darin bestehen — daß es nicht religiös ist! ,,Religiés oder magisch 
motiviertes Handeln“, so fährt Max Weber fort, „ist ferner gerade in seiner 
urwüchsigen Gestalt ein mindestens relativ rationales Handeln ... Wie das 
Quirlen den Funken aus dem Holz, so lockt die „magische“ Mimik des Kundigen 
den Regen aus dem Himmel ... Das religiöse ... Handeln ... ist also gar 
nicht aus dem Kreise des alltäglichen Zweckhandelns auszusondern, zumal auch 
seine Zwecke selbst überwiegend ökonomisch sind.‘) — Daß die Zwecke de 
religiösen Handelns überwiegend ökonomisch seien, wird wohl kaum jemand 
unterschreiben können, So redet ein Blinder von der Farbe. Begriffsbr- 
stimmungen dieses Stiles finden sich aber leider auf Schritt und Tritt. Zum 
Beispiel: „Wie der Zauberer sein Charisma [Gnadengabe], so hat der Gott 


1) Jahrgang 1921, S 1Ö6ff. 
"1.8.2027, 
3) 5. 227, 
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seine Macht zu bewähren. Zeigt sich der Versuch der Beeinflussung dauernd 
nutzlos, so ist entweder der Gott machtlos oder die Mittel seiner Beeinflussung 
sind unbekannt und man gibt ihn auf.“ (243.) Auch hier wird der Gottes- 
begriff von der denkbar äußerlichsten Seite und von entarteten Erscheinungen 
her gefaßt; von hier aus glaubt Max Weler das Recht ableiten zu können, das 
Metaphysische, den Kern jedes Gottesbegriffes, zu übergehen. Von der Ver- 
bindung der Religiosität mit der Sittlichkeit spricht Max Weber in dieser Tonart: 
„Ganz der Realität der Dinge im Leben entsprechend, ist der Hüter der Rechts- 
ordnung keineswegs notwendig der stärkste Gott: weder Varuna in Indien, 
noch Maat in Ägypten, noch weniger Lykos in Attika oder Dike ‘oder Themis 
und auch nicht Apollon waren dies. Nur ihre ethische Qualifikation [!] ... zeichnet 
sie aus. Aber nicht weil er ein Gott ist, schützt der „ethische“ Gott die Rechts- 
ordnung ... Sondern weil er nun einmal diese besondere Art von Handeln 
in seine Obhut genommen hat.‘ ') — In bezug auf das Verhältnis der Religion 
zu den Klassen und Ständen heißt es u. a.: Gnosis, Manichäismus waren ,,Intel- 
lektuellenkulte‘‘ (280), „der Fraueneinfluß pflegt nur die emotionellen, hysterisch 
bedingten Seiten der Religiosität zu steigern“ (ebenda). Die „Bedeutung der 
Erlösungsreligiosität für die ... negativ privilegierten Schichten im Gegensätze 
zu den positiv privilegierten ...“ wird dahin bestimmt, „daß das Würdegefühl 
der höchst privilegierten ... Schichten, speziell des Adels ... auf dem Bewußt- 
sein der „Vollendung“ ihrer Lebensführung als eines Ausdiuckes ihres quali- 
tativen, in sich beruhenden, nicht über sich hinaus weisenden „Seins“ ruht 
und, der Natur der Sache nach, ruhen kann, jedes Würdegefühl negativ Privi- 
legierter dagegen auf einer ihnen verbürgten „Verheißung‘‘, die an eine ihnen 
zugewiesene „Funktion“, „Mission“, „Beruf“ geknüpft ist.“:) „Der Hunger 
nach einer ihnen ... nicht zugefallenen Würde schafft diese Konzeption. aus 
welcher die rationalistische Idee einer ,,Vorsehung’ ... entspringt“ (281). 
Hier geht die religiöse Farbenblindheit in unbewußte aber krasse Tatsachen- 
fälschung infolge marxistischer Befangenheit über. Denn was soll es heißen, 
daß der Erlösungsidee bei den Armen ein „Sein“ beim Adel gegenüberstünde ? 
Begegnet etwa beim Adel nicht der Glaube an eine Vorsehung und das Be- 
dürfnis nach Erlösung von den Übeln des Daseins? War der Königsohn Buddha. 
der die Erlösungsidee in den Mittelpunkt der Religion stellte, ein Proletarier, 
hat nicht fast seine ganze Gemeinde aus Adeligen bestanden ? „Geburt ist Leiden, 
Alter ist Leiden, Tod ist Leiden“, alleinschon diese Worte Buddhas hätten Max 
Webern lehren können, daß der religiöse Erlösungsgedanke mit der ,,Privilegie- 
rung“ und „ökonomischen Lage“ einer Schichte innerlich nichts zu tun, sonde, n 
unendlich tie’eıe Gründe hat. Die Fragen des Letens reichen wahrlich über 
die Einkommcnslehie hinaus. 


Von einer verstehenden Soziologie ist hier wenig mehr zu findin. Es 
ist eine seltine Verständnisarmut, die sich hier an ein ihr unerschwingliches 
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Grundgebiet des sozialen Lebens, die Religiosität, durch ein atheistisches Auf- 
klärertum plattester Art heranwagt. Da gilt, was Faust zu Mephisto sagt: 


Was willst Du armer Teufel geben? 
Ward eine; Menschen Geist in seinem hohen Streben 
Von Deine:gleichen je gefaßt? 


Max Weber hat recht, es ist ein „Sein ohne Sollen“, ein Wertfreies und 
Wertloses, das er uns hier zum besten gibt, Vor 20 Jahren noch hätte Max 
Webers Atheismus, Skeptizismus, Materialismus, Individualismus, Marxismus 
und was dieser Art mehr ist, sein „groß’ Publikum‘ gefunden. Heute ist 
seine Zeit vorbei, da in den grausigen Wirren des Lebens der Mensch sich 
wieder auf seine letzten Grundlagen zurückgeworfen sieht und dem uralten Worte 
nichsinnen lernt, daß alles Irdische an den Himmel gebunden ist. 

Max Weber war ein dämonisch ruheloser Mann, der auf ande.e persönlich 
zu wirken vermochte, dem es aber nicht beschieden war, ein Lebenswerk, zu 
hinterlassen, das dauern könnte. 


Die Nationalékonomie als exakte Wissen- 
schaft. 


Von Gottfried Haberler. 


I. Einleitung. — II. Problemstellung. — III. Wirtschaftstheorie und Wirtschafts- 
geschichte. — IV. Die ökonomischen Kategorien. — V. Die Organisation der Wirt- 
schaft. — VI. Das ökonomische System. Wert und Preis. — VII. Kritische Bemer- 
kungen zur Problemstellung. — VIII. Kritische Bemerkungen zum Aufbau des 
ökonomischen Systems. 


I. 

Die klassischen Nationalökonomen haben ihre Theorie unter Annahme zweier 
Voraussetzungen geschrieben, ohne sich dessen klar bewußt zu sein, zumindestens 
ohne diese Voraussetzungen deutlich auszusprechen. Diese beiden Voraus- 
setzungen sind: Statische Wirtschaft und ‚wirtschaftliches‘ Verhalten der 
Einzelnen. Ihren Gegnern fiel es daher nicht schwer, die Unrichtigkeit, besser 
gesagt das Nichtübereinstimmen der Gesetze Ricardos mit der Wirklichkeit 
darzutun; denn die Voraussetzungen, unter denen jene Gesetze gelten, sind ja 
selten oder nie vorhanden. 

Die Grenznutzenschule hat die Voraussetzung der statischen Wirtschaft 
fallen gelassen, beziehungsweise dort, wo sie dieser Annahme bedarf, sie aus- 
drücklich ausgesprochen und damit vielen Einwendungen die Spitze abgebrochen. 
Die andere Voraussetzung, eines besonderen wirtschaftlichen Verhaltens, hat sie 
ausdrücklich oder stillschweigend beibehalten. 

Neben anderen hat Amonn an diesem Begriff der Wirtschaftlichkeit, des 
ökonomischen Prinzips Anstoß genommen. Und es ist in der Tat nicht zu leugnen, 
daß dieser Begriff in die reine Wirtschaftstheorie, die für jede denkbare Wirtschaft 
gelten soll, nicht hineinpaßt. Neuerdings hat Amonn') an dem System Cassels 
überzeurend dargetan, daB Theoretiker, die diesen Begriff in die ,,Grundlegung™ 
aufnehmen, ihn im weiteren Verlauf stillschweigend fallen lassen müssen. Freilich 
zieht Amonn aus dieser an sich richtigen Wahrnehmung den, wie wir glauben 
falschen Schluß, diB die Nationalökonomie eine Sozialwissenschaft (im methodo- 


1) Archiv für Sozialwissenschaft. Bd. 51, S. 1. 


Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge. 3. Band. D0 


Se ee = 


- - 


(12 Berichte und Sammelbesprechungen. 


logischen Sinn) sei und mit der theoretischen Ökonomie (das ist ungefähr das, 
was man sonst Theorie der einfachen oder einwurzeligen Wirtschaft nennt), 
die mit dem verpönten Begriff der Wirtschaftlichkeit untrennbar verbunden 
sei, nichts zu tun habe. 

In jüngster Zeit hat nun Strigl'!) den Versuch unternommen, die National- 
ökonomie als empirische Gesetzeswissenschaft zu begründen, ohne dabei auf die 
Behandlung der einfachen Wirtschaft, der Individualwirtschaft zu verzichten. 
Dabei zeigt sich, daß der Begriff der Wirtschaftlichkeit, des wirtschaftichen 
Handelns sich auch in der Theorie der einfachen Wirtschaft vermeiden läßt. 
Mit diesem Werk Strigls wollen wir uns nun eingehend befassen. 


IL 


„Der Gegenstand meiner Untersuchung sind die Formen des wirtschaftlichen 
Denkens und das Problem ist dabei so instruiert, daß es zusammenfällt mit 
der Frage nach den Daten des wirtschaftlichen Geschehens, mit der Frage der 
Stellung des Historisch-Relativen in der Wirtschaft“ (S. V). Der Verfasser hat 
eine enge Anlehnung an ein erkenntnistheoretisches System vermieden, weil 
ihm einerseits der nötige Dogmatismus fehle, sich eines der herrschenden Systeme 
anzueienen und weil er anderseits darin für die Nationalökonomie in ihrer heutigen 
unfertigen Gestalt eine große Gefahr sieht. Wenn eine Wissenschaft in ein 
erkenntnistheoretisches System.nicht hineinpaßt, sei noch lange nieht ausgemacht, 
daß dann diese Wissenschaft schlecht ist; sei doch auch die Philosophie wie jede 
Fachwissenschaft Menschenwerk. — Das ist wohl richtig. Es wäre aber dann 
Pilicht des Fachwissenschaftlers, die Erkenntnistheorie zu berichtigen. Denn 
in jeder methodologischen Untersuchung liegt implizite eine Erkenntnistheorie 
beschlossen, ob sich der Schreiber dessen bewußt ist oder nicht. Da nun die 
Einsicht in die Richtigkeit einer Erkenntnislehre nicht oder wenigstens nicht 
bloß fachwissenschaftlichen Erwägungen entspringen kann, muB der Verfasser 
einer methodologischen Untersuchung der ihr zugrunde liegenden Erkenntnis- 
theorie bewußt werden, sei es, indem er sich an ein bestehendes System anlehnt, 
sei es. indem er sich sein eigenes zurechtlert. Tut er das nicht, so riskiert er, 
daß die erkenntnistheoretischen Folgerungen aus seinem System ungereimt 
sind, ohne daß er es merkt, und sein Gebäude damit in sieh zusammenfällt. Es 
liegt daher in der Ablehnung einer ausdrücklichen Stellungnahme zu den Pro- 
blemen der Erkenntnistheorie ein empfindlicher Mangel. Dem Jeser wird es 
jedoch nicht allzuschwer fallen, sich die philosophische Einstellung des Autors 
zu rekonstruieren. . 

Strigl unternimmt es, die theoretische Ökonomie als empirische Gesetzes- 
wissenschaft aufzubauen. Er knüpft dabei an ein Zitat aus Cassirer an: „Es 
gibt kein empirisches Gesetz, das nicht auf Verknüpfung der gegebenen und 
Erschließung nieht gegebener Gruppen von Tatsachen ginge, wie auf der anderen 
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Seite jede Tatsache in Hinblick auf ein hypothetisches Gesetz 
festgestellt ist und durch diese Rücksicht erst ihre Bestimmtheit , erhält" 1) 
(S. 4). Die theoretische Nationalökonomie kann daher das Erfahrungsmaterial, 
das ihr mit vielen anderen Wissenschaften wenigstens zum Teil gemeinsam ist, 
nicht so übernehmen, wie es ihr vom vorwissenschaftlichen Denken oder von 
anderen Wissenschaften dargeboten wird, sondern sie muß es mit spezifisch 
ökonomischen Denkmitteln (Denkformen), die in Hinblick auf hypothetische 
ökonomische Gesetze festgestellt werden, erfassen. Diese ökonomischen Denk- 
formen sind die ökonomischen Kategorien. „Die nationalékonomische Forschung 
findet ihr Material in einem eigenartig verdorbenen Zustand vor.... Es finden 
sich nebeneinander wesensfremde Elemente vor, welche bald Voraussetzung der 
Wirtschaft werden, bald wieder ihre eigene Gesetzlichkeit in der Wiıtschaft 
sieh auswirken lassen.... Es besteht aus einer übergroßen Zahl von Bestand- 
teilen, von denen jeder für sich Gegenstand einer eigenen Wissenschaft ist.... 
Da erscheinen Menschen mit geistigen und körperlichen Eigenschaften, mit 
bestimmten Fähigkeiten und Bedürfnissen, da erscheinen Sachgüter, die dem 
Naturgesetz unterliegen: da erscheinen rechtliche und cesellschaftliche Er- 
scheinungen, Klima und Bodenbeschaffenheit, technische Errungenschaften, 
religiöse und nationale Ideale — alles dies und noch vieles anderes ist irgendwie 
Wirtschaft oder wirkt in ihr“ (S. 3/4). Hier wäre wohl ein Beispiel aus anderen 
Wissenschaften angebracht. Denn das ist keineswegs der Nationalökonomie eigen- 
tiimlich. In diesem Sinne ist das Erfahrungsmateria] jeder Wissenschaft heterogen 
und wird erst daduich zu einem homogene umgestaltet, daß es die betreffende 
Wissenschaft mit ihren speziiischen Denkformen erfaßt, daß sie es gleichsam 
von einer bestimmten Seite betrachtet. Die Mechanik zum Beispiel hat es nur 
mit Massen zu tun, denen eine Bewegung innewehnt und die eine Lage im Raum 
haben. Das sind ihre Denkformen, ihre Kategorien. Farbe, stoffliche Zusammen- 
setzung sieht sie nicht. Dafür ist sie blind. Die Chemie wieder abstrahiert von 
Masse und Bewegung. Sie kennt nur stoffliche Zusammensetzung und das am 
eleichen Erfahrungsmaterial, an dem die Mechanik nur Masse und Bewegung 
sieht. Ganz ähnlich wird der Fall bei der Nationalökonomie liegen. Es gilt 
also zu zeigen, von welchem Gesichtspunkt aus die Nationalökonomie das kom- 
plexe Erfahrungsmaterial betrachtet. Mit anderen Worten, es sollen die spezifisch- 
ökonomischen Denkformen, die ökonomischen Kategorien abgeleitet werden. 
Doch davon später. | 


Die ökonomischen Kategorien enthalten vollständig den Tatbestand der 
Wirtschaft; sie erfassen alles, was für die Wirtschaft irgendwie relevant ist, alles 
das, was man mitunter die Daten der Wirtschaft nennt. Sie stehen gleichsam, 
an der Schwelle des Systems, um svstemfremden Elementen den EinlaB zu ver- 
wehren. Vorwissenschaftliche Begriffe müssen die Gestalt einer ökonomischen 
Kategorie annehmen, um im System der theoretischen Ökonomie Platz zu 
finden. 


1) Cassirer, Substanz und Funktionsbegriff. 1910. S5. 313. 
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Die ökonomischen Kategorien erfassen also den komplexen und heterogenen 
Erfahrungsinhalt und machen ihn zu einem für die Theorie brauchbaren Material. 
Die Daten wiederum bilden den Inhalt, die konkrete Ausgestaltung, die Reali- 
sierung der ökonomischen Kategorien. Alles Metaökonomische wird in die Daten 
verwiesen. Nur über die Daten geht der Weg, der irgendeiner Kraft von außen 
einen Einfluß auf die wirtschaftlichen Erscheinungen eröffnet. Nun wird auch 
das Verhältnis von Wirtschiftstheorie und Wirtschaftsgeschichte klar. Aufgabe 
der Theorie ist es, durch Abwandlung der vier ökonomischen Kategorien die 
ökonomischen Gesetze au’zu:tellen. Diese Gesetze sind gleichsam Formel mit 
vier unabhängigen Variablen. Die Wirtschaftsgeschichte hingegen beschreibt 
die konkrete Ausgestaltung der ökonomi:chen Kategorien. Diese von der Wirt- 
sch ıftsgeschichte gefundenen Größen werden nun in die von der Theorie auf- 
gestellten Formel eingesetzt. Es hängt jetzt bloß von der Genauigkeit der Be- 
schreibung der konkreten Au:gestaltung der ökonomischen Kategorien ab, um 
dis wirtschaftliche Geschehen bis in die kleinsten Einzelheiten zu ‚.berechnen“. 

Die historische Schule leugnet die Möglichkeit einer allgemeinen Theorie. 
Was hat die Wirtschaft eines Natu-volkes mit der des Hochkapitalismus zu tun? 
Man müßte für jede Periode eine eigene Theorie schreiben. Es fragt sich aber, 
was man hier und dort mit Wirtschaft bezeichnet. Soll dieser Ausdruck überhaupt 
einen Sinn haben, so muß es etwas geben, das jeder Wirtschaft gemeinsam ist. 
Dieses Gemeinsame zu beschreiben ist eben Aufgabe der reinen Theorie. Man 
kann das Gebiet ihres Geltunzsbereiches freilich durch historisch-relative An- 
nahmen einschränken. Dann liegt eine spezielle Theorie vor, die nicht für 
jede Wirtschaft gilt, sondern nur dort, wo die angenommene Ausgestaltung der 
ökonomischen Kategorien vorhanden ist. Eine spezielle Theorie schreibt zim 
B:ispiel Amonn, indem er sie aut das „Soziale“ beschränkt. 


IV. 


Der zweite Teil des Buches bringt die Ableitung der ökonomischen Kategorien. 
Au:gangspunkt ist der Begriff der Verfügungsgewalt über Güter. Jede Wirt- 
schaft setzt eine Verteilung der Verfügungsgewalt, eine Güterverteilung voraus, 
auch die kommunistische Wirtschaft; hier steht die Verfügungsgewalt eben 
‚einem Kollektivum zu. Der Begriff Güterverteilung ist ungenau. Es sind nicht 
immer ganze Sachrüter einem Wirtschaitssubjekt zugeteilt. Man spricht daher 
besser von Güterverwendunzsmöglichkeiten. Diese sind nicht nur technisch 
bedingt, sondern auch durch soziale, ethische, religiöse Umstände. Durch Tausch- 
möglichkeit werden sie zum Beispiel vermehrt, durch religiöse Nahrungsverbote 
vermindert. Oft sind verschiedene Verwendunzsméglichkeiten eines Sachzutes 
kumulativ nebeneinander möglich. Oft nur alternativ eine oder die andere. 
„So schließen sich die Verwendunzsmozlichkeiten wieder zu Einheiten zusammen. 
Solche G:uppen alternativ durchführbarer Verwendunzsmöglichkeiten werden 
wir als Güter bezeichnen.‘ Es handelt sich dabei nicht nu: um Sachrzüter, sondern 
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auch um Rechte und Verhältnisse. Auch die Arbeit erscheint in der reinen Theorie 
als „Gruppe alternativ möglicher Verwendungsmöglichkeiten“, die freilich durch 
alle möglichen phy:iologischen und psychologischen, sozialen und ethischen 
Umstände bedinst sind. Das geht jedoch die ökonomische Theorie nichts an. 
Für sie sind Verwendungsmöglichkeiten schlechthin gegeben. Damit sind die 
beiden ersten Kategorien abgeleitet: Güterverwendungsmöglichkeiten und 
Verfügungsgewalt über Güter. ; 

Das Subjekt, dem die Verfiigungsgewalt zusteht, ist ein Wirtschaftssubjekt. 
Das ist die dritte Kategorie. Wirtschaftssubjekt und physische Person decken 
sich nicht. Es gibt physische Personen, die nicht Wirtschaftssubjekte sind (Kinder) 
und nicht alle Wirtschaftssubjekte sind physische Personen (unpersönliche 
Wirtschaftssubjekte). Schließlich müssen noch die Verwendungsmöglichkeiten 
nach ihrer Wichtigkeit abgestuft werden: Skalierung der Verwendungsmöglich- 
keiten oder Wertskala (nicht zu verwechseln mit dem wirtschaftlichen Wert) 
ist die vierte Kategorie. 


„Mit der Erkenntnis der vier ökonomischen Kategorien haben wir jene 
Begriffe der reinen Theorie gefunden, mit denen der Umkıeis ihres Gebietes 
abgeschlossen ist. Wenn ein Wirtschaftssubjekt über Güter verfügt, für die es 
bestimmte Verwendungsmöglichkeiten hat und wenn diese Verwendungsmöglich- 
keiten in einer Wertskala gereiht sind, so sind die Güterverwendungen eindeutig 
bestimmt und die Gesetzmäßigkeit dieser Güterverwendungen sind von der 
theoretischen Ökonomie zu untersuchen“ (S. 68/69). Eine ganz ähnliche Begriffs- 
bestimmung finden wir bei Spann. Das Wirtschaftssubjekt verfügt über Mittel 
(Güter) als Träger von Leistungen (Verwendungsmöglichkeiten) für Ziele, die 
es in ein System (Skala) gebracht hat. 

Nach gewissen Theorien wäre der Bereich der ökonomischen Theorie det 
Bereich des wirtschaftlichen Handeln, das heißt, es gibt ein wirtschaftliches 
Ziel (Zweck) neben vielen anderen. Wenn man aber, wie es hier geschieht, als 
Ziel der Wirtschaft die Erreichung von mehreren Zwecken ansieht, ist es nicht 
mehr möglich, einen Zweck als wirtschaftlich au zuscheiden. Es gibt kein wirt- 
schaftliches Motiv neben unwirtschaftlichen! ‚In der empirischen Wirtschaft 
sind alle Güterverwendungen ‚richtig‘, das heißt sie entsprechen dem ökono- 
mischen Gesetz“ (S. 77). Denn eine Irrationalität kann sich nur äußern in einer 
mangelhaften Kenntnis der Mittel. Dann sind sie eben für den Unwissenden 
keine Mittel. Oder aber der Fehler zeigt sich im Abwägen der Zwecke; dann 
sind diese Zwecke unvernünftig, aber Zwecke bleiben sie trotzdem. Es gibt 
kein unwirtschaftliches Handeln! Die ökonomischen Gesetze sind absolute Gesetze, 
wie die der Mechanik; sie gelten immer und überall. Wie ist aber eine Gesetzes- 
wissenschaft von frei handelnden Menschen möglich? Es gibt nur einen Ausweg 
und der ist hier eingeschlagen: das, was nicht wirtschaftliche Gesetzmäßigkeit 
ist, muß aus der Theorie ausgeschieden werden, indem man es in die Daten auf- 
nimmt. Die Frage lautet nicht: Wie handelt der Mensch in einer bestimmten 
Situation? sondern: Wie sind die Güterverwendungen durch die gegebenen 
Daten bestimmt? Was vom Begriff des wirtschaftlichen Handeln gilt. findet 
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| auch auf den Begriff der Produktivität Anwendung. Auch für diesen Begriff 
ist im System der theoretischen Nationalökonomie kein Platz. 


V. 

„Die Sätze, die uns die Ausgestaltung der ökonomischen Kategorien in einer 
konkreten Situation angeben, wollen wir die Organisation der Wirtschaft nennen. 
Die Organisation der Wi:tschaft umfaßt das Historisch-Relative‘‘ (S. 16). Der 
Wirtschaftsgeschichte fällt die Aufgabe zu, die Organisation der Wirtschaft 
zu beschreiben. Es wird nie möglich sein, damit bis ins kleinste Detail zu gehen. 
Fs muß eine Auswahl getroffen werden. Nu: die allgemeinen Züge der Wirtschafts- 
organisation können angezeben werden. Das Minderwichtige und Selbstverständ- 
liche wird weggelassen. Um die Daten zu erkennen, die einer Wirtschaft zu- 
grundeliegen, muß die Wirtschaftsgeschichte von dem wirt chifdlichen Handeln 
ausgehen und es sinngemäß deuten. Dieser Weg ist aber umständlich und nicht 
immer gangbar. Es müssen daher andere Methoden gewählt werden, um zum 
Ziel zu gelangen. Der Staat wirkt auf die Wirtschaft, das heißt er ist an der 
Ausgestaltung gewisser ökonomischer Kategorien beteiligt. Und zwar wird es 
besonders die Kategorie Wirtschaftssubjekt sein, deren Konkretisierung zum 
großen Teil vom staatlichen Recht abhängt. Da man nun annehmen kann, daß 
die staatlichen Gesetze im großen und ganzen befolgt werden, kann sich die 
Wirtschaftsgeschichte eng an die Rechtsgeschichte anlehnen. Auch ,,die Technik 
bildet eines der metaökonomischen Elemente, die dadurch für die Wirtschaft 
maßzebend werden, daß sich das menschliche Handeln an ihnen orientieren 
muß“ (S. 106). Die Verwendungsmöglichkeiten machen den eigentlichen Bereich 
der Technik aus. Psychologie, Physiologie, Ethik wirken zusammen, um die 
Skalierung der Verwendungsmöglichkeiten zu erklären. Datenänderungen 
können von def Nationalökonomie nur zum Teil verstanden werden, soweit 
sie sich nämlich aus Güterverwendungen ergeben. Andere Datenänderungen, 
zum Beispiel solche infolge von Naturereignissen, können von der Ökonomie 
nicht erklärt werden. 


VL 


Im nächsten Abschnitt wird versucht zu zeigen, wie das ökonomische System 
mit den vier Kategorien aufzubauen ist. Die Gesetzmäßigkeit der Güterverwendung 
ist zuerklären. Der Tatbestand der Wirtschaft ist immer nur bei einem einzelnen 
'Wirtschaftssubjekt gegeben. Von diesem muß die Theorie daher ausgehen. 

Die Theorie der Güterverwendung ist von der Grenznutzenschule nahezu 
lückenlos ausgebaut. Die Schule stellt den Wertbegriff in den Mittelpunkt. 
Für sie ist der Wert eine psychologische Größe. Er wird empfunden als Bedürfnis- 
entgang. Hier wird die psychologische Einkleidung abgestreift. Der Wertbegriff wird 
ein Hilfsmittel zur Erklärung der Güterverwendungen. Der Wert ist die MaßBzahl, 
die die Ersetzbarkeit einer Güterquantität durch eine andere angibt. Von einem 
absoluten Wert im Sinne einer psychologischen Realität ist nicht mehr die Rede. 
Ein sachlicher Widerspruch mit den Lehren der Grenznutzenschule ergibt sich 
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daraus nicht. Ähnlich hat übrigens schon Spann der Grenznutzenlehre vor- 
geworfen, daß sie die Theorie auf die Wertlehre beschränkt, der doch in Wahrheit 
eine Leistungslehre vorausgehen muß. 

Die Giiterpreise bilden für die Einzelwirtschaft Daten, jedoch Daten besonderer 
Art. Die Preise werden nämlich unter gewissen Voraussetzungen (bei Annahme 
freier Preisbildung) von der Theorie nicht einfach hingenommen, wie andere 
Daten, sondern auch erklärt. Andeys sei die Sachlage, wenn die Preisfestsetzung 
unter dem Einfluß der „Macht“ geschieht, wenn zum Beispiel der Lohn durch 
Kollektivvertrag zweier stramın organisierter Beiufsverbände festgesetzt wird. 
„Diese Preisfestsetzung ist nicht Teil des Wirtschaftsprozesses, sondern ist 
eine vor dem WirtschaftsprozeB liegende, ihn erst bestimmende Setzung von 
Daten“ (S. 149). 

Dieser Zweiteilung der Preiserscheinung einen Teil der von der ökono- 
mischen Theorie behandelt werden kann, und in einen solchen, der vom Stand- 
punkt der Wirtschaftstheorie „völlig frei“ ist, wird man kaum zustimmen 
können. Es handelt sich darum. ob das Machtgebot sich restlos durchsetzt. 
Oft wird das nicht der Fall sein, oft wird die Macht die Preise nur beein- 
flussen, nieht bestimmen. Eine solche Preisbildung ist nieht verschieden von 
der unter dem Einfluß „außerökonomischer Motive’, die, wie Strigl selbst 
sagt, dem allgemeinen Preisgesetz unterliegt. Durchaus flüssige Übergänge sind 
hier denkbar und es ist nicht einzusehen, warum die Theorie an einem bestimmten 
Punkt halt machen sollte. Das ist auch gar nieht notwendig. Die Preisbildung 
unter dem Einfluß der Macht ist prinzipiell dieselbe wie die ‚freie‘ Preisbildung. 
Der Preis entsteht aus subjektiven Wertschätzungen, die wieder auf den Wert- 
skalen und Verwendunesmoglichkeiten der einzelnen fußen. Diese Wertskalen 
werden von allen möglichen Motiven beeinflußt, auch ‚„außerökonomischen‘“. 
Nichts hindert uns, im Gegenteil, die Reinheit der Methode fordert die „Macht“ 
unter die Kräfte aufzunehmen, die an der Aufstellung der Wertskalen mitwirken: 
Durch Drohung und Versprechung, durch Furcht und Hoffnung beeinflußt oder 
bestimmt die „Macht“ die Verwendungsmöglichkeiten und Wertskalen. Damit 
ist auch die Preisbildung unter dem Einfluß der Macht dem allgemeinen Preis- 
gesetz eingegliedert. 


VIL. 


Wir haben schon cingangs hervorgehoben, welcher Mangel darin liegt, daB 
es der Verfasser ablehnt, zu den Problemen der Erkenntnistheorie Stellung zu 
nehmen. Wir haben darauf hingewiesen, daB jeder methodologischen Unter- 
suchung ein erkenntnistheoretisches Systen zugrunde liegen muß und daß es 
nicht allzu schwer fallen dürfte, sich dieses System zu rekonstruieren. Es ist 
nun an der Zeit, diese Behauptung zu beweisen. 

Machen wir uns zu diesem Zweck die Problenistellung Strigls vollkommen 
klar. Seine programmatische Fragestellung lautet: „Welche Elemente lassen 
sich aus dem — vorwissenschaftlich gefaßten — Tatbestand der Lebensnot 
gewinnen und müssen als notwendige Voraussetzung der Möglichkeit 
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ökonomischer Gesetze gedacht werden, in der Weise, daß ohne die Setzung 
dieser Elemente ein ökonomisches Gesetz nicht denkbar ist, daß aber auch 
zugleich mit Setzung aller dieser Elemente notwendig sich der im ökonomischen 
Gesetz bezeichnete Zusammenhang ergibt. Diese Elemente, die ökonomischen 
Kategorien.... definieren dann den Tatbestand der Wirtschaft mit der.... 
notwendigen Exaktheit‘‘ (S. 14). Mit anderen Worten, es wird das Bestehen 
ökonomischer Gesetze vorausgesetzt und nach den Bedingungen ihrer Möglichkeit 
gefragt. Damit ist die kantische Aufzäunung der Theorie ganz deutlich geworden: 
Bei Kant geht die Frage nach den Bedingungen der Möglichkeit der reinen 
Mathemetik und reinen Natu wissenschaften. Hier werden die Bedingungen 
der Möglichkeit ökonomischer Gesetze gesucht. 

Es ist nun klar, wie bei der Ableitung oder besser gesagt bei der Aufsuchung 
der Kategorien vorgegangen werden muß. Will man die Bedingungen der Mög- 
lichkeit ökonomischer Gesetze einsehen, so muß man wissen, was ein ökonomisches - 
Gesetz ist. Wie Kant die Fragestellung genauer bestimmt, indem er zeigt, 
daß die reine Mathematik und reine Naturwisscnschaft in synthetischen 
Urteilen a priori besteht, so wäre hier näher zu Lestimmen was Wirtschaft 
ist. Zum Beispiel Wirtschaft ist Güterve;wertung. Und nun kann man fragen, 
unter welchen Bedingungen die Güterverwendung eindeutig, das heißt gesetz- 
mäßig bestimmt ist. Strig] geht anders vor. Er stellt seine Begriffsbestimmung 
der Wirtschaft nicht an die Spitze, sondern gibt sie hinterher, nach Ableitung 
der Kategorien. Seine Ableitung macht darum einen unsystematischen Eindruck. 
Es fehlt das leitende Prinzip. Die Kategorien scheinen zusammengelesen und 
nicht abgeleitet. Sehen wir näher zu, wie er vorgeht. In seiner oben ange- 
führten Fragestellung sind zwei Punkte zu unterscheiden: Die Kategorien sollen 
erstens aus dem Tatbestand der Lebensnot gewonnen werden und sollen zweitens 
die Bedingungen der Möglichkeit ökonomischer Gesetze ausmachen. Gegen 
den ersten Punkt hat schon Dr. Kaufmann in seinem Aufsatz über die ökono- 
mischen Grundbegriffe!) eingewendet, daß der Tatbestand der Lebensnot zwar 
der Realgrund der Wirtschaft sei, nicht aber ihr Wesen ausmache. Es liege eine 
Verwechselung von Seins und Erkenntnisgrund vor. Strigl ist das übrigens 
nicht entgangen. Auf S. 157 sagt er, daß der Tatbestand der Lebensnot nur der 
„äußere Anhub‘ für die Wirtschaft sei. Der erste Punkt genügt daher nicht 
zur Ableitung der Kategorien. Aus dem Tatbestand der Lebensnot lassen sich 
alle möglichen „Elemente“ ableiten, auch solche, die mit der Wirtschaft nichts 
zu tun haben, eben weilsich der Tatbestand der Lebensnot mit dem der Wirtschaft 
nicht deckt, wie Strig] an anderer Stelle selbst sagt. Seinen zweiten Programm- 
punkt hat er, wie gesagt, nicht eingehalten; wenigstens geht das nicht aus seiner 
Darstellung hervor. Vielleicht schwebte im bei der Ableitung der Kategorien 
sein. Wirtschaftsbegriff vor; vielleicht hat er ihm Geiste die Probe gemacht, ob 
seine Kategorien die notwendigen Bedingungen einer eindeutigen Güterver- 
wendung sind; einige Redewendungen lassen darauf schließen. Klar zum Aus- 
druck gebracht hat er es jedenfalls nicht. 


1} Siehe diese Zeitschrift N. F. IV. Bd. S. 31 ff. 
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VIII. 

Der zweite Punkt. an dem unsere Kritik einsetzen muß, betrifft eine Unter- 
lassungssünde. Um es gleich zu sagen: Der Verfasser hat es unterlassen, der 
Übergang von der „reinen“ zur speziellen Theorie gut herauszuarbeiten. 

Erinnern wir uns daran, welches das Verhältnis von reiner und speziellen 
Theorie ist. ,,Wir haben als Inhalt der reinen Theorie die Ableitung der mit. 
den ökonomischen Kategorien gegebenen Gesetzeszulässigkeit erkannt“ (S. 20). 
Da die Kategorien den Tatbestand der Wirtschaft als solcher beschreiben, gelten 
die Gesetze der reinen Theorie, die es nur mit diesen vier Grundbegriffen zu 
tun hat, überall, in jeder Wirtschaft. „Doch damit ist noch nicht alles das er- 
schöpft, was im Gebiet des Wirtschaftlichen in seiner Gesetzmäßigkeit erfaßbar 
ist; es ist auch ökonomische Theorie möglich, die einen engeren Geltungsbereich 
hat“ (S. 20). Das heißt, es sind wirtschaftliche Gesetze denkbar, die nicht für 
jede Wirtschaft gelten, sondern nur unter Voraussetzung einer bestimmten 
Organisation, das ist einer bestimmten Ausgestaltung der ökonomischen Kate- 
gorien. 

Um eine spezielle Theorie aufzubauen, geht man also in der Weise vor, 
daß man Wirtschaftstypen konstruiert, die sich durch ihre Organisation unter- 
scheiden, und nun die Gesetze sucht, die fiir jeden dieser Typen gelten. „Es 
ist möglich, diese Typen einer Wirtschaftsorganisation von der Wirklichkeit. 
mehr oder weniger weit entfernt zu konstruieren, so daß wir zwischen der in 
ihrer Mannigfaltigkeit unübersehbaren Erfahrung einerseits und dem jede 
denkbare Wirtschaft erfassenden System der reinen ökonomischen Kategorien... 
anderseits einen Bau von verschiedenen Wirtschaften mit einer jeweils typischen 
Organisation erhalten“ (S. 20/21). Durch Aufnahme von immer mehr historisch- 
relativen Determinanten entfernen sich diese speziellen Theorien immer mehr 
von der reinen. 

Ein solcher Idealtypus ist zum Beispiel die statische Wirtschaft. Eine ganz 
bestimmte Ausgestaltung der ökonomischen Kategorien ist erforderlich, um 
eine Wirtschaft zu einer statischen zu machen: Es müssen nämlich die Daten 
konstant sein und zweitens müssen die Wertskalen eigenartig ausgestaltet scin: 
Gegenwärtige und zukünftige Bedürfnisse müssen gleich hoch eingeschätzt 
werden, sonst ist es nicht möglich, daß sich jahraus jahrein der gleiche Wirt- 
schaftsablauf wiederholt. Ein anderes Beispiel wäre die Art und Weise, wie 
Wieser seine Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft geschrieben hat. Durch 
Hinzunahme historischrelativer Voraussetzungen schreitet er von der Theorie 
der einfachen Wirtschaft (die aber nicht, ‚reine‘ Theorie ist!) zur Theorie der 
Volkswirtschaft und Weltwirtschaft fort. 

Es ergibt sich also das Gebäude der theoretischen Nationalökonomie in Gestalt 
einer Pyramide, deren Spitze von der reinen Theorie gebildet wird. Gegen die 
Basis absteigend, gelangen wir zu immer spezielleren Theorien, deren Inhalt. 
immer reichhaltiger, deren Anwendungsbereich immer kleiner wird. 

Im IV. Abschnitt von Strigls Buch, der überschrieben ist: Das „ökonomische 
System‘‘, müßte das unbedingt zum Ausdruck kommen. Es wären zuerst die 
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Gesetze der reinen Theorie aufzustellen. Wo die reine Theorie aufhört und die 
spezielle anfängt, ist bei Strigl nicht zu ersehen. Absteigend von der Spitze 
dieser Pyramide gegen ihre Basis wäre nun die erste Spezialisierung der Theorie 
vorzunehmen durch Aufnahme einer Reihe von technischen Tatsachen. Es ist 
das ungefähr das, was Strig] Theorie der Daten nennt, aber an anderer Stelle 
bespricht. Es wären gewi:se technische Unterscheidungen der Güter zum Beispiel 
in GenuBciiter und Produktivrüter einzuführen. Jetzt ergibt sich erst das Zu- 
rechnungsproblem. Bedeutung haben diese technischen Bestimmungen der Daten 
auch in den sogenannten technischen (resetzen der Nationalökonomie, zum 
Beispiel im Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag oder der Mehrergiebigkeit 
der Produktionsumwege. Die Theorie bis hieher entspricht dem, was Spann 
die Theorie der einwurzeligen Wirtschaft nennt. Sie deckt sich aber nicht 
ganz mit Wiesers Theorie der einfachen Wirtschaft, weil Wieser auch die 
Voraussetzung eines besonderen wirtschaftlichen Verh Itens macht. 


Der nächste Schritt auf der vorgezeichneten Bahn ist nun von entscheidender 
Wichtigkeit. Es handelt sich nämlich darum, durch Annahme geeigneter Vor- 
aussetzungen den Übergang von der Theorie der einfachen Wirtschaft zur Theorie 
der Volkswirtschaft zu finden oder um mit Spann zu sprechen, von der ein- 
wurzeligen zur vielwurzeligen Wirtschaft. Damit betritt die Theorie den Umkreis 
jener Probleme, auf die Amonn die Nationalökononie eingeschränkt wissen 
will. Amonn wirft bekanntlich der herrschenden Lehre vor, daß sie nicht scharf 
zwischen theoretischer Ökonomie und Nationalökonomie unterscheide. Die 
letztere habe mit der ersteren gar nichts zu tun, ihr Erkenntnisobjekt sei ein 
ganz anderes. Die Theorie der e’nfachen Wirtscha't könne allenfalls den Real- 
grund, die Entstehung der Preiserscheinung erklären. Demgegenüber betont 
Strigl, daß der Tatbestand der Wirtschaft immer nur beim Einzelnen gegeben 
sel, unabhängig von dessen sozialen Beziehungen. Er macht sich Spanns 
äinwurf gegen Amonn zu eigen, daß „alle Elemente der Verkehrswirtschaft 
auf robinsonadische Grrundverhältnisse zurückführbar sind, weil jede Verkehrs- 
beziehung nichts ist als individualwirtschaftliches Handeln“.') 
Dieser Einwand läßt sich jedoch leicht ad absurdum führen. Mit diesem 
Argument ließe sich auch die Behauptung stützen, daß die Nationalökononie 
ein Teil der Psychologie sei, weil alle verkehrswirtschaftlichen Beziehungen 
auch als psychologische Erscheinungen begriffenwerden können. Übrigens 
befindet sich Strigl Amonn gegenüber in einer anderen Lage als die 
meisten anderen Theoretiker. In seinem System findet sich nicht der Begriff 
der Wirtschaftlichkeit (des ökonomischen Prinzips), an dem Amonn mit Recht 
Anstoß nimmt, weil er in eine theoretische Wissenschaft nicht hineinpaßt. 
Auch ist bei Strigl die psychologische Ein\leidung vermieden, die Amonn als 
fiir die Theorie der einfachen Wirtschaft, insbesondere für den Begriff des 
subjektiven Wertes für wesentlich hält. 


ty Spann, Fundament der Volkswirtschaftslehre. 1918. S. 10 ff. 
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Um es nochmals zu sagen. Der Übergang von der Theorie der einfachen 
zur Theorie der Sozialwirtschaft ist zu wenig herausgearbeitet. Es wäre hier 
auch am Platze, zu zeigen, daß eine Reihe von ökonomischen Gesetzen noch 
spezielleren Theorien angehören, indem sie ein bestimmtes wirtschaftliches Ver- 
halten voraussetzen. Schon ein allgemeines Preisgesetz ist ohne diese Voraus- 
setzung undenkbar, wie Strigl richtig hervorhebt. Dasselbe gilt auch für die 
meisten Sätze der Geldtheorie. Weiter wäre wenigstens andeutungsweise in 
der beschriebenen Art auf die Zins- und Krisentheorie einzugehen. 

Man könnte das Werk Strigls in eine Parallele stellen mit dem Buch 
Felix Kaufmanns „Logik und Rechtswissensch ft“. Jedenfalls bedeutet ex 
einen großen Schritt vorwärts auf dem Wege zur logischen Fundierung der 
Wirtschaftswissenschaft. 


Einzelbesprechungen. 


ed 


I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre.. 


C. Brinkmann: Die bewegenden Kräfte der deutschen Volks- 
seschichte. Gr. 8%. Leipzig, Verlag von B. G. Teubner, 1922. 78 S. 


Diese kurze Skizze der deutschen Geschichte gehört unzweifelhaft zu den 
interessantesten historischen Versuchen, die die jüngste Geschichtsliteratur auf- 
zuweisen hat, weil sie ebenso wie die anderen historischen und systematischen 
Arbeiten Brinkmanns vällig aus dem Rahmen derjenigen Art, Geschichte zu 
treiben, herasfallt, die die Schulen der „.Analytiker‘‘ zurzeit modern gemacht 
haben. Nirgends kommt es dem Verfasser auf die ästhetisierende Betrachtung 
des geschichtlichen Verlaufes an, nirgends liegt ihm an der liebevollen Detail- 
zeichnung von Helden, wie es schon der geringe Umfang der Schrift verbietet. 
Sondern die methodologische Grundtendenz ist, das zähe Vorurteil zu beseitigen, 
„das die Geschichte staatlichen Lebens stets nnr das Handeln und Dasein des eìn- 
zelnen und nicht auch das der Mehrheiten, der Völker und ihrer landschaftlichen 
und sozialen Gruppen, zu erkennen gestatte‘‘ (S. 5). Im Gegensatze zu der so 
gekennzeichneten landlaufigen Auffassung, wie sie auch heute noch in der Regel 
den geschichtlichen Unterricht an Schule und Hochschule beherrscht, wird es zur 
Hauptabsicht der materiellen Schilderung der deutschen Geschichte, den großen 
Rahmen zu zeigen und mit kräftigen einprägsamen Strichen zu gliedern, in dem 
die Einzelereignisse Leben und Zusammenhang gewinnen.!) 


1) Wie viel Raum jedoch auch gerade diese Geschichtsdarstellung für individuelle 
Charakteristik läßt, sei durch ein Zitat über die Epoche Heinrichs IV. deutlich gemacht: 
„Auf seiten König Heinrichs IV., wie er umwittert vom Hauch einer neuen traditions- 
loseren und genußsüchtigeren Epoche, waren die Emporkömmlinge des grundherrlichen 
Niederadels, wie die sächsischen Northeimer und die schwäbischen Zähringer, die 
bezeichnenderweise ihren Aufstieg zum fürstlichen Hochadel in fremden Stammes- 
gebieten, wie Bayern und Kärnten, begannen, und das junge, nach kommunaler 
Selbständigkeit drängende Patriziat der rheinischen Bischofsstädte, auf der Gegenseite 
die gesellschaftlichen Mächte des ausgehenden Zeitalters, die Freibauern Sachsens und 
die alten weltlichen und geistlichen Fürstentümer, gestützt auf die zunehmende und 
zunehmend gedrücktere Masse der grundholden Landbevölkerung” (S. 23 f.). Die Art 
wie hier durch die Linien der Klassen- und Standeszusammenhänge die gut bekannten 
Einzelfiguren einer der bewegtesten Epochen der deutschen Geschichte Leben bekommen, 
ist vorbildlich und meisterhaft. 
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So rückt die Arbeit in jene Ebene der Geschichtswissenschaft, die gerade in 
letzter Zeit zunehmend von Geschiehtsphilosophie und Soziologie beschlagnahmt 
wurde und afıf die Fachhistoriker manchmal schon fast völlig zu verzichten 
seheinen. Dieser Tendenz wegen wird sicherlich mancher den Versuch machen, 
diese dem Umfange nach so kleine Arbeit als unexakt und unzünftig beiseite zu 
schieben. Doch die Masse des auf engsten Raum gedrängten Stoffes, der der 
methodologischen Absicht Halt und Begründung gibt, rechtfertigt Brinkmanns 
Methode. 

Freilich bringen diese Voraussetzungen vielleicht eine Schädigung der 
pädagogischen Absicht der Schrift mit sich. Die Unpopularität der mitgeteilten 
Tatsachen dürfte sie zanächst nicht den Resonanzboden finden lassen, dessen sie 
bedürfte, um in der Geschichte des historischen Bewußtseins in Deutschland die 
Rolle zu spielen, auf die ihr ihr Verfasser und ihr Gehalt Anspruch geben. 

Schon der verfassungsgeschichtliche Zentralgedanke dürfte vielen Lesern 
eigenwillig erscheinen. Gleichsam als der große Anfang und Hintergrund der 
deutschen Geschichte erscheint die genossenschaftliche Rechtsordnung, deren 
gesamteuropäischer Charakter betont wird (S. 13 f.). Ihre Abwandlungen, ihre 
Geschichte bilden das große Band, das die deutsche Geschichte zusammenhält 
Dementsprechend ist durch die ganze Arbeit hindurch der starke Einfluß der am 
nachdrücklichsten von Wolzendorif vertretenen Gedankengänge juristischer 
Germanistik zu spüren. 


In engstem Zusammenhange damit steht auch die Darstellung der welt- 
politischen Z ısammenhänge, in die die deutsche Geschichte hineingestellt ist; 
Deutschland als das Land der Mitte, das nach. Osten wie nach Westen hin zer- 
fließende Grenzen hat, scheint immer in Einflußsphären zu zerfallen, in die fremde 
Staatsgesinnung eindringt, wie denn zum Beispiel gleich auf den ersten Seiten der 
starke slawische Einschlag in den Grundeigenschaften des Preußentums betont 
wird (S. 8f.). Ä 

Neben diese grundsätzlichen nationalpolitischen Erwägungen treten die 
wirtschaftlich-sozialen Grundlagen der Geschichte. Der intime Zusammenhang 
der politischen Formen und der wirtschaftlichen Entwicklung wird schon in den 
Kapiteliiberschriften betont. Dabei werden durchweg die neueren Auffassungen 
der Wirtschaftsgeschichte mit Sorgfalt und umsichtiger Kritik berücksichtigt. 
Insbesondere der Abschnitt über „Lehensstaat und Geldwirtschaft‘ ist hier zu 
nennen. Wohl für keine andere Epoche der deutschen Geschichte liefen bisher 
die sogenannte „politische“ und die ökonomische Geschichtsforschung so zu- 
sammenhanglos nebeneinander. Die Kritik der kleindeutschen, von Sybel 
begründeten Geschichtsauffassung und die geschichtlich verstehende Recht- 
fertigung der italienischen Kaiserpolitik von den finanziellen Bedürfnissen des 
Kaisertums aus gehören zı den Glanzpartien des Buches. Geradezu schlagend 
wirkt der indirekte Baweis dieser These durch die Klarlegung der Bedeutung der 
plötzlichen Verleg ing de; politischen Schwergewichtes des Kaisertums nach dem 
Osten Deutschlands als einer darch den Verlust der italienischen Geldq elle 
nuumgänglich gewordenen finanziellen Notwendigkeit. 
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In enger Verbindung wit dieser-ökonomischen Unterbauung der Geschichte 
steht die Darstellung der geistesgeschichtlichen Zusammenhänge; die mit An- 
näherung an die Neuzeit immer plastischer hervortritt. Insbesondere bei der 
Darstellung der Ereignisse der letzten drei Jahrzehnte, für deren ökonomische 
Gestaltung der Verfasser auf eine frühere Darstellung (Weltpolitik und Welt- 
wirtschaftim XIX. Jahrhundert, Bielefeld 1921) verweisen kann, werden Wilhelm II. 
und seine Zeit in ihrem Gegensatz zur Bismarckschen Politik gerade in der 
Struktur ihrer geistigen Haltung mit feinsinnigem Verständnis und objektiv 
abwägender historischer Gerechtigkeit begriffen. Die Struktur ven Staat und 
Gesellschaft in der mit der katastrophalen Wendung von 1918 abgeschlossenen 
Gieschichtsperiode Preußen-Deutschlands steht auch hier wieder als der wirkende 
Hintergrund hinter den Obeıflächenereignissen, die die chronizistische Geschichts- 
schreibung erzählt. 


Und trotzdem wird, auch wenn man von einzelnen Detaileinwendungen sceen 
Hypothesen und Formulierungen vor allem hinsichtlich der Urzeit (im Abschnit 
..Die antiken und die germanischen Grundlagen‘) absieht, für manche ein gewisses 
Gefühl der Unbefriedigtheit zurückbleiben. Durch die Knappheit der Darstellung 
werden viele Andeutungen etwas unklar, manches scheint verhältnismäßig zu aus- 
führlich behandelt und vor allem wird die Einheit des Buches, die sicherlich da 
ist, durch die notwendig bisweilen fast aphoristisch werdende Form gefährdet. 
Der Nachweis von Zusammenhängen, die man bisher nicht so zu sehen gewohnt 
ist (insbesondere im Kapitel ,,Absolutismus und Kapitalismus‘), erfordert so viel 
autmerksame Konzentration vom Leser, wie sie sicherlich nur von wenigen auf- 
sebracht werden kann. So ergibt sich die entscheidende Eigenart der ganzen 
Arbeit. Sie wirkt weniger als eine fließende Darstellung als vielmehr als ein groß- 
zügiges Programm der deutschen Geschichte. 


Berlin. Kurt Bloch. 


Eduard Heimann, Mehrwert und Gemeinwirtschaft. Kritische und posi- 
tive Beiträge zur Kıitik des Sozialismus. 8°. Berlin 1922. H. R. Engelmann. 204 S. - 

Das Buch ist ein Beispiel, vielleicht das hervorragendste, für die Reichhaltig- 
keit des Revolutions- und Nachktiegszeitalters an theoretischer Anregung 
der Staatswissenschaften. Sein ganzer zweiter Teil ist ein unmittelbares Ergebnis 
der Sozialisierungsdebatte, die die Arbeiten der deutschen Sozialisierungskom- 
mission vorbereitete und begleitete, und eine klassische, vielleicht die letzte, 
Zusammenfassung der sogenannten Planwirtschaftsgedanken in ihrem durch 
Wichard v. Moellendorfi theoretisch begründeten und durch Walther 
Rathenau praktisch auf den Kohlenbergbau angewandten Zusammenhang vor 
allem als Umweg um die „Vollsozialisierung‘‘ durch.Erhaltung des Privateigen- 
tums an den Produktionsmitteln und staatlichen Ausgleich ihrer in den Renten 
sich äußernden Kostenunterschiede. 
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In ungleich stärkerem Maße wendet sich der erste Teil, eine rein theoretische 
Kritik der Mehrwertlehren und der in ihnen gründenden Klassenlehren, an die 
allgemeine Staats- und Wirtschaftswissenschaft. Nicht mit Unrecht ist diere 
‚Kritik au! die beiden Systeme Karl Marxens und Franz Oppenheimers ge- 
richtet, in denen der Begriff der Ausbeutung, das eine Mal als Ergebnis des kapi- 
talistischen Produktionsprozesses, das andere Mal als Ergebnis der vorkapita- 
listischen Bodensperre, alles Übrige trägt. Heimanns Ansatzpunkt ist, von seiner 
wissenschaftlichen Herkunft aus nicht zufällig, eine schärfere Kafassung der mit 
beiden Systemen verbundenen Rentenerscheinungen. Auf diesem Wege hat 
namentlich seine Untersuchung des Marxismus, obwohl erst wenig ausdrückliche 
kritische Äußerungen darüber vorliegen, weithin Beachtung gefunden, ja in 
ihrer Zusammenfassung zu einer Kölner Probevorlesung geradezu Aufsehen erregt. 
Ihr Grundgedanke lautet, auf den einfachsten Ausdruck gebracht: Wenn man 
den Mehrwert als den Unterschied zwischen dem Arbeitswert der Waren und dem 
Preis (Lohn) der Arbeitskraft mit der „subjektiven“ Theorie der Wertbildung au! 
dem Markt (nach Marxens eigenen Andeutungen im dritten Band des ,,Kapitals**) 
in Einklang zu bringen versucht (und das versuchen zum Beispiel gleichzeitig 
mit, aber unabhängig von Heimann auch Emil Lederers Grundzüge der öko- 
nomischen Theorie), so tritt die entscheidende Anschauung seiner gesellschaft- 
lichen Erscheinungsform, die Lehre vom Ausgleich der Profitraten durch den Ab- 
und Zustrom des Kapitals von der schwächeren nach der stärkeren Arbeits- 
intensität der Anlagen, in die neue Beleuchtung, daß der Profit in seiner Durch- 
schnittshöhe nicht dureh die Produktivität” also den Ausbeutungserad dieser 
Anlagen selbst bestimmt wird, sondern erst durch die Rente, die im Falle unter- 
durchschnittlicher Produktivität als Seltenheitsrente des Erzeugers, im Falle 
überdurehsehnittlicher Produktivität als Verbraucheriente des Käufers im Markt- 
preis zum Vorschein kommt. Daraus folgert Heimann, daß. vom Standpunkte 
der marxistischen Klassentheorie aus, zum Durchschnittsprofit nieht nur Arbeiter 
als solche, sondern auch Arbeiter und Kapitalisten als Verbraucher und sogar 
diejenigen Kapitalisten als Erzeuger beitragen, deren Profit zugunsten der 
Verbraucherrente geschmälert wird; daß anderseits auch die Arbeiterklasse im 
Maße ihres Verbrauches überproportional eızeugter Waren Verbraucheriente 
bezieht. 


Daß diese Kritik wirklich das theoretische Ende des Marxismus bezeichncy 
ist mir nicht wahrscheinlich, dazu hat sie, ohne seine großartige All-Einseitigkeit 
zu teilen, mit ihm zu viel von dem logizistischen Erbgut der Klassischen Theo: ie 
gemeinsam. Denn mag immerhin das Ausgehen von der beherrschenden marxi- 
stischen Gresellschaftsspaltung in Arbeiter- und Kapitalistenklasse (von deren 
empirischer Prüfung jede realistische Kritik der Mehrwertlehre auszugehen hätte) 
bloß hypothetisch zu verstehen sein, jedenfalls beweist die Möglichkeit der 
Entstehung von Profit in der Sphäre des. Austausches und Verbrauches 
nicht mit der von Heimann (am klarsten etwa S. 66) angenommenen 
Ausschliesstichkeit gegen die Möglichkeit seiner Entstehung auch (und 
vorwiegend) in der Sphäre der Erzeugung. Darum aber und nicht um die 
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Geschlossenheit irgeudeines Systems geht doch schließlich der Streit in unserer 
Theorie. Was soll man zum Beispiel zu der Annahme sagen, der nach S. 37 ,,lo- 
gisch nichts im Wege steht“, daß von einem Posten alten echten, innerhalb der 
Produktion erzeugten Meh-werts so lange auf dem Wege des Warenaustausches 
durch immer wiederholte Wirtschaftsperioden immer erneute Verbraucherrenten 
der Arbeiterklasse zugefüh:t werden, bis diese Renten den ganzen Posten ge- 
wissermaßen amortisiert heben? Da würde man wah hiftig wün: chen, 
unsere besten theoretischen Köpfe vertauschten solche altgeheiligte Übungsfelder 
‘des ökonomischen Denkens mit den großartigen Induktionsmethoden, die zum 
Beispiel die amerikanische Volkswirtschiltslehre für die Preis- oder die Krisen- 
theorie auszuarbeiten begonnen hat. 


= Taichteres Spiel als mit Marx hit Heimann mit der Dogmatik, die in Oppen- 
heimers Sozialliberalismus Klassenbilduny und Meh wert von der kapitalistischen 
Produktion fort auf die gleichsain verabsolutierte und potenzierte Grundrente 
schiebt. Soweit Oppenheimers Beweisfüh ung nicht an der Grenze der ‚reinen‘ 
und der „politischen“ Ökonomie in die von Marx einmündet, bedeutet sie ja 
eine auf der Hand liegende Unterschatzunz der vom Boden abgelösten und un- 
abhänzigen sachlichen Produktion faktoren. Nur scheint mir auch hier die Kritik 
ein wenig über ih: Ziel hinaus zu schießen: Wie die Auflösung des Profits in die 
Käufer- und Verkäuferrenten eigentlich von den beiden Klassen, die einander 
gerenübergestellt werden, gar nichts meh: übrig läßt, so droht die Fülle teils 
realistisch fruchtbarer, teils logizistisch weniger fruchtbarer Argumente gegen 
Oppenheimers grundsätzlich richtige Beobachtung eines Bodenmonopols 
den Ast abzu:igen, auf dem in diesem und einem folgenden Kapitel Heimanns 
eigene, zum Teil ganz glänzende Untersuchunzen über die Rententheorie ruhen. 
Wie der Kritiker Marxens morxistische Züge zeigt, so der Oppenheimers 
stellenwei-e dessen eigentümlich tes liberal-rationalistisches Gepräge, zum Beispiel, 
wenn (S. 56) als Grund absoluter Bodenrente außer dem natürlichen Seltenheits- 
verhältnis nu: noch die „Kürtellierung der Bodenbesitzer‘‘ mit ,,rationaler Be- 
rechnung‘ des Monopolpreises übrig bleibt und so gerade der von Oppenheimer 
gemeinte Schulfall eines weder „natürlichen noch etwa darum „rationalen“, 
nämlich eines staatsrechtlich-traditionalen Monopols wie der feudalen Boden- 
sperre unter den Tisch fällt. 


Heidelberg. Carl Brinkmann. 


Die Herdflamme. Sammlung der gesellschafts-wissenschaftlichen Grundwerke 
aller Zeiten und Völker. Herausgegeben von Dr. Othmar Spann. Jena. Gustav 
Fischer. 

Fünfter Band: Platons Staatsschriften. Griechisch und deutsch. Text 


durchgesehen und neu übersetzt. Erläutert und eingeleitet von Wilhelm Andreae. 
Erster Teil: Briefe. 8° XXVIII und 200 S. 
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Vierter Band: Augustinus, Der Gottesstaat. Die staatswissenschaftlichen 
Teile, übersetzt, mit teilweisem lateinischen Begleittext versehen und behandelt 
von Prof. Dr. Karl Völker. 8°. 194 S. 


Dritter Band: Ausgewählte Schriften zur Staats- und Wirtschattslehre des 
Thomas von Aquino. Neue Übertragung mit Anmerkungen und einer kri- 
tischen Einführung von Friedrich Schreyvogl. 448 S. 


Von der Sammlung ,,Herdflamme", in welcher zuerst die beiden Haupt- 
werke Adam Müllers erschienen. liegen nunmehr auch die meisten der übrigen 
bisher angekündigten Bände vor. Es ist daher leicht möglich, ein Gesamturteil 
darüber zu fällen. ob diese Sammlung auch jenes Versprechen eingelöst hat, das 
sie in ihrem Untertitel verheißt, nämlich die gesellschaftswissenschaftlichen 
Grundwerke aller Zeiten und Völker in sich zu vereinen. Dieses Programm ist 
nichts weniger als universaler Natur und manchen mochte bei der Ankündigung 
bange geworden sein. ob sich so ein großer Vorwurf auch verwirklichen lasse. 
Kin derartiger Zweifel ist für den, der die vorliegenden Bände nicht nur flüchtig 
durehblättert. sondern tiefer in ihren Geist. eindringt, hinfällig geworden. Die 
Absicht des Herausgebers, die groBen Meister“ für unsere Gegenwart wieder 
lebendig zu machen, unserer Zeit wieder „die Grundgedanken der großen Kulturen“ 
vor Augen zu führen, diese Absicht hat Leben und Gestalt gewonnen. Es ist eine 
ganz gewaltige Geistesarbeit. die sich in den bisherigen Erscheinungen der Samm- 
lung „Herdflamme‘ verkörpert. DaB dieses monumentale Werk so glückte, ist 
neben der geistigen Leitung des Herausgebers Othmar Spann, von dem ja der 
Plan und die Anlage des ganzen Unternehmens stammt, nicht. zuletzt auch ein 
grobes Verdienst eines opferfreudigen Verlegers. der in einer Zeit des trostlosesten 
Wirtschafts- und Währungsverfalles im Dentschen Reiche keine Mittel scheute, 
um eine solche wissenschaftliche Erscheinung zu ermöglichen, während man doch 
sonst meistens von einem vorzeitigen „Abban ähnlicher Veranstaltungen mangels 
verfügbarer Geldmittel hört und liest. 

Die Sammlung ‚Herdflamme‘“ brachte bisher Werke aus dem Altertume, 
dem Mittelalter und der Neuzeit. Neben einem zu Unrecht vergessenen deutschen 
Meister des vorigen Jahrhunderts, Adam Müller, kommen in den oben angeführten 
Bänden Griechen und Lateiner zu Wort, in der Ursprache und in deutscher Über- 
setzung. Wilhelm Andreae aus Berlin legt uns den ersten Teil seiner Platonischen 
Staatsschriften, die Briefe Platons vor. Sie schildern uns in der Hauptsache 
Platons Erlebnisse am Hofe des Königs Dionvsios des ‚Jüngeren zu Syrakus, 
wofür die Einleitung und die Anmerkungen des Herausgebers die nötigen zeit- 
geschichtlichen Unterlagen bieten. Es mag zunächst vielleicht etwas befremden, 
daß diese Briefe. deren Echtheit nieht ganz unbestritten ist, als historische Zeug- 
nisse Eingang in eine systematische, staatswissenschaftliche Quellensammlung 
finden. Auch hier gibt die Lektüre die richtige Antwort. In diesen Briefen steckt 
ein grobes Stück reiner Gesellschafts- und Staatstheorie — und dieses Stück ist 
echter und unverfälschter Platon, für jeden Kenner des Platonischen Staates 
leicht erkennbar, so daß sich hiedurch allein schon die Aufnahme der Briefe reeht- 
fertigt. Den meisten theoretischen Gehalt weist der siebente Brief auf. der über- 
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haupt den Höhepunkt der Sammlung darstellt und dessen Echtheit heute nicht 
mehr angezwcifelt wird. Die unvergleichliche Schilderung Platons über seine Er- 
fahrungen mit dem attischen Staatswesen stellen gleichsam einen ,,Motiven- 
bericht“ für seine ,,Politeia“ dar, auch hier findet sich schon der Grundgedanke 
der „Politeia“, daß die menschlichen Geschlechter gewiß nicht vom Übel los- 
kommen werden, ,,bis das Geschlecht der rechten und wahren Philosophen zur 
staatlichen Herrschaft gelangt oder das der staatlichen Gewalthaber durch gött- 
liche Fügung wirklich philosophisch lebt.‘ (S. 51.) Außerdem ist dieser Brief noch 
von allgemein philosophischem Interesse, da er eine kurze Darstellung der Pla- 
tonischen Ideenlehre enthält. Die Übersetzung Andreaes ist musterhaft, nicht nur 
deswegen, weil sie in einem vorzüglichen Deutsch geschrieben ist, sondern auch 
deshalb, weil sie sich nichtsdestoweniger um eine wort- und sinngetreue Wieder- 
gabe bemüht, wovon sich der Leser leicht durch einen Vergleich mit dem grie- 
chischen Paralleltext überzeugen kann. 

Als weiterer Band erschien eine Auswahl aus dem Gottesstaat des heiligen 
Augustinus, die Universitätsprofessor Karl Völker aus Wien besorgte. Der 
Gottesstaat ist in erster Reihe ein theologisches Werk, was den Herausgeber wohl 
hewog, die rein staatswissenschaftlichen Teile allein auszuwählen, zu übersetzen 
und mit einem verbindenden Texte zu versehen, damit sich der Leser eine Vor- 
stellung von dem ganzen Werke machen kann. Freilich läßt sich, der Natur der 
Sache nach, eine ganz reinliche Scheidung zwischen Theologie und Staatswissen- 
schaft. bei Augustinus nirgends durchführen; es beruht dies letzten Endes auf 
seiner Grundlch:e von den beiden Staaten, vom Gottesstaat und vom Welt- 
staat, die, seit dem Sündenfall geschieden, in beständigem Kampf miteinander 
liegen. der bis zur Wiederkehr Christi dauern wird. In einer kurzen Einleitung 
weist der Herausgeber mit Nachdruck darauf hin, von welch tiefgreifender Wirkung 
die Augustinische Lehre für die ganze Folgezeit, insbesondere für das Mittelalter 
geworden ist, wo sie sich in dem jahrhundertelangen, nie zu Ende gefochtenen 
Streite zwischen Kaisertum und Papsttum widerspiegelt. Die wichtigsten 
Stellen werden vom lateinischen Urtext begleitet, der zufolge seiner eigentüm- 
liehen Prägung auch einen hohen stilistischen Genuß bereitet. 

Als Gegenstück zu diesem frühmittelalterlichen Werk ist Friedrich Schrey- 
vogls Ausgabe ausgewählter Schriften zar Staats- und Wirtschaftslehre de~ 
Thomas von Aquino, des Meisters der Hochscholastik, zu betrachten. Ist 
Augustinus das Haupt der christlichen Platoniker, so tritt uns in Thomas ein 
Schüler des Aristoteles entgegen, der sich jedoch nicht etwa mit einer bloßen 
Kompilation Aristotelischer Gedanken begnügt, sondern ihnen, trotz treuer 
Gefolgschaft, doch immer einen spezifisch christlichen Geist einhaucht. Im ersten 
Teil bringt die Auswahl Schreyvogls Thomas Schrift „De regimine prin- 
cipum. Ad regem Cypri“, und zwar nur so weit, als die Verfasserschaft von 
Thomas außer Frage steht, während über die von dem Thomasschüler Ptolomäus 
von Lucca besorgte Fortsetzung eine kurze Inhaltsangabe unterrichtet. Aus den 
ersten Kapiteln dieser Schrift geht die Abhängigkeit des Aquinaten von Aristoteles 
deutlich hervor, und doch handelt es sich hier keineswegs etwa um antike, sondern 
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um mittelalterliche Probleme, die aufgeworfen und beantwortet. werden. Thomas 
versteht es eben wie kein zweiter, die [deen des Aristoteles mit seiner christlich- 
mittelalterlichen Anschauungsweise zu einem harmonischen Ganzen zu verbinden. 
Bemerkenswert ist in dieserSchrift vor allem das überaus scharfe Urteil von Thomas 


‚über die Tyrannis, das schon im Mittelalter zu der, freilich ganz grundlosen 


Behauptung führte, Thomas habe den Tyrannenmord gercchtfertigt. Die beste 
Staatsform erblickt er in der Monarchie, wofür er alle jene Argumente anführt, 
die seither zur Verteidigung dieser Staatsform immer wieder vorgebracht werden. 
Der zweite Teil enthält ausgewählte Stücke zur Wirtschaftslehre des Aquinaten, 
welche vom Herausgeber nach systematischen Gesichtspunkten geordnet wurden. 
Im Mittelpunkt steht hier neben der Zins- und Wucherlehre die berühmte Lehre 
vom „gerechten Preis“ (iustum pretium), die letzten Endes den Kernpunkt 
der sozialen Frage bildet. Als Beispiel sei hier nur hervorgehoben, wie Thomas die 
wirtschaftliche Fruchtbarkeit des Handelsstandes gegen die oft fast sozialistisch 
klingenden Angriffe verschiedener Kirchenväter verteidigt. Thomas erklärt aus- 
drücklich, daß im Handel teurer verkauft als eingekauft werden 
darf: „Es besteht kein Hindernis, daß sich ein Gewinn auf ein notwendiges oder 
auch ehrenhaftes Endziel bezieht und so der Handel erlaubt wird. Etwa wenn 
jemand einen mäßigen Gewinn, den er durch Handelsgeschiifte sucht, zur Er- 
haltung seines Hauswesens oder zur Unterstützung der Bedürftigen verwendet. 


Öder auch, wenn sich jemand zum Nutzen der Allgemeinheit dem Handel zu- 


wendet, damit der Heimat nichts fehlt, was sie zum Leben notwendig hat und 
den Gewinn nicht als letzten Zweck, sondern gleichsam als Entschädigung für 
seine Mühewaltung anstrebt.“ (S. 245.) 

Trotz dieser Vielseitigkeit der Sammlung ‚‚Herdflamme‘, die neben Erzeug- 
nissen des deutschen Geistes auch solche des griechischen, spätrömischen, scho- 
lastischen und indischen bringt, ist sie doch von einem einheitlichen Grundzuge 
beherrscht. Sie ist eine Quellensammlung jener Gesellschaftstheorien, die der 
Herausgeber der Sammlung Otbmar Spann in seiner Gesellschaftslehre als Uni- 
versalismus (gesellschaftliche Ganzheitslehre) bezeichnet. Seine bekannte Unter- 
scheidung zwischen individualistischer und universalistischer Gesell- 
schaftsautfassung hat, trotz ihrer logischen Folgerichtigkeit, stellenweise heftigen 
Widerspruch hervorgerufen, so scheut man sich etwa nicht, hier von bloßen 
„Schlagworten“ zu sprechen: Wer unvoreingenommen die Bände der Sammlung 
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„Herdflamme“ am besten in historischer Reihenfolge studiert, wird zu dem not- 


wendigen Schluß ged:ängt, daß es immer schon eine ganzheitliche Gesellschafts- 
auffassung und damit einen Universalismus gegeben hat, mag das Wort, auch erst 
verhältnismäßig jung sein. 

Die Meister, die in der Sammlung ,,Herdflanime“ zum Wort kommen, zeichnen 
sich schließlich dadurch aus, daß ihre Lehren auf einer durchgängig idealistischen 
Weltanschauung ruhen. Sie müssen daher einer Zeit doppelt willkommen sein. 
die, des historischen Materialismus überdrüssig, schn-üchtie nach neuen Sternen 
ausschaut. 


Wien. Jakob Baxa. 
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IL. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Dr. Henry Behnsen und Dr. Werner Genzmer, Die Folgen der Mark- 
entwertung für uns und die andern. 8°. Leipzig. Felix Meiner. X und 1378. 


Dieselben, Die Ausschaltung des Währungsrisikos nebst Grund- 
'sätzen und Umrechnungstafeln für eine Goldmarkbilanz. 8°. Leipzig 1988. 
Felix Meiner. V und 125 S. 


Wir hatten bereits im ersten Band der neuen Folge (S. 378f.) dieser Zeit- 
schritt Gelegenheit, eine frühere Schrift Behnsens und Genzmers zu besprechen, 
„Valutaelend und Friedensvertrag“. Wir schlossen diese Besprechung damals 
mit dem Satze: „Mag auch die Forderung selbst, in der dieses Buch ausklingt, 
die Forderung nach Revision des Vertrages von Versailles heute noch verfrüht 
sein, ihre Gründe können nicht früh genug dargelegt und nicht oft genuz wieder- 
holt werden. Inzwischen ist der Vertrag von Versailles für die Revision längst 
überreil geworden und ist der in dem damal; besprochenen Buche der beiden 
Verlasser (‚Die Folgen der Markentwertung‘‘) vorhergesagte Niederbruch der 
deutschen Valuta mit all seinen internationalen Folgen hereinzebrochen — die 
nationale Einigkeit des Volkes aber i-t auch heute (Mitte November 1923) noch 
immer nicht wiedererstanden - , ja die innerpolitische Zerrissenheit ist heute ein 
weit gefäh lichores Problem als der außanpolitische Druck auf Deutschland. Die 
Unmöglichkeit der Wiederkehr zur Goldwährung ist heute leider nicht bloß. 
wie Behnsen und Genzmer meinen, auß:npolitisch, sondern mindest in gleichem 
Maße innenpolitisch begründet. Nachdem die politischen G.undlagen des Ruhr- 
widerstandes und in der Folge dieser selbst zusammengebrochen ist, ist heute 
auch die Währungsirage vor allem auf die Wende der innenpolitischen Entwick- 
lung abgestellt. Ehe nicht neue Grundlagen lür die Führung des Staates gewonnen 
sind, ist die unerläßlichste Voraussetzung jeder Wih-ungsregulierung, die Ord- 
nung des Staatshaushiltes nicht zu erreichen. > 


Die Ausfüh ungen Behnsens und Genzmers über Goldmarkrechnung und 
(Goldmarkbilanz werden daher -- privatwirtschaftlich — trotz aller Währungs- 
pläne noch lange Zeit große praktische Bedeutung haben. Das volkswirtschaft- 
liche Problem der Ausschaltung des Währungsrisikos ist jedoch ungenügend 
behandelt. Neben anderem wird zum Beispiel das Grashamsche Gesetz nicht 
genügend beachtet und überhaupt werden die sozialwirtschaftlichen Probleme 
der Goldmarkreehnung beinahe übersehen. 


Anderseits ist es mangelnde Folgerichtigkeit, wenn die Verfasser, die selbst 
der Wertbestindizkeit der Währung so groBe Bedeutung beimessen, die Bedeutung 
der österreichischen Stabilisierungsanleihe unterschätzen. Richtig ist es hin- 
gegen, daß für Deutschland eine internationale Anleihe nicht die gleiche Be- 
deutung haben kann. wenn diese für die Reparationszahlungen verwendet wird. 


Wien. | Oskar Zaglits. 
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Walter Euken, Kritische Betrachtungen zum deutschen Geld- 
problem. Gr.-8°. Jena 1923. Verlag von Gustav Fischer. 83 S. 


Hundertmal abgehandelte Fragen sind es, mit denen sich diese Schrift ein- 
gehend befaßt. Welches sind die Ursachen des Niedergar ges der Reichsmark ? 
Ist die Zahlurgsbilanztheorie im Recht, wenn sie in der Passivität der Zahlur gs- 
bilanz den ersten Anstoß erblickt, wodurch erst hinterher durch Steigen der 
Wechselkurse und die dadurch bewirkte Preissteigerurg eine Vermehrurg der 
Geldmerge ausgelöst wird? Oder erkennt die Inflatiorstheorie den wahre 
Zusammenharg, wenn sie in der Geldvermehrurg die primäre Ursache für den 
Niedergarg der Währurg sieht ? Ist es wahr, daß die Reichsbank durch Niedrig- 
halten des Zirsfußes die Inflation verstärkt hat? Oder ist die Arschauurg der 
Bankirgtheorie richtig, daß bankmäßig gedeckte Noten den Geldwert nicht 
beeinflussen können, weilsich ihre Merge dem Geldbedarf des Verkehrs selbsttätig 
anpaßt? Wo hat die Währungspolitik einzusetzen? Auf der „Warerscite“. 
durch Förderung der Erzeugung, Unterstützung der Ausfuhr, Hemmurg der 
Einfuhr, wie es die Zahlurgsbilanztheorie verlar gt? Oder auf der „Geldseite‘“. 
durch Sanierurg des Staatshaushalts und Hinaufsetzen des Zirsfußes seitens 
der Reichshank ? 

Alle diese Fragen erörtert und beantwortet der Verfasser mit großer Gründ- 
lichkeit, die von genauer Kenntris des eirschlägigen Schrifttums in Gegenwart 
und Vergangenheit zeugt. Er steht dabei auf dem Boden der Iuflatiorstheorie. 
Neue Erkenntnisse vermag er naturgemäß nicht zu brirgen, denn über dicse 
Fragen sind für die Wisserschaft die Akten geschlessen. Aber noch immer wird 
die öffentliche Meinurg und werden die Stellen, die für die deutsche Finanz- 
politik verantwortlich sind, von den Gedarkergärgen der Zahlur gsbilar ztheorie 
die man geradezu als die Entschuldigurgstheorie der schlechten Finanzpolitik 
ansprechen kann, beherrscht. Es ist daher eine danke: swerte Leisturg, die 
Trugschlüsse und Fehler dieser Theorie in gemeinverstärdlicher Art aufzudecken 
und zu widerlegen. 


Wien. Gottfried Haberler. 


Karl E'ster, „Die deutsche Not im Lichte der Währungstheorie.“ 
8°. Jena 1921. Gustav Fischer. IV und 124 S. 


Im Gegensatze zu seinem Werke „Die Seele des Geldes“ beabsichtigt Karl 
Elster in dieser Aufsatzreihe keine systematische Entwicklung seiner Geldtheorie 
zu geben. Die Veröffentlichung dieser Aufsätze ist vielmehr einem politischen 
Motiv entsprungen, das auch schon der Titel zum Ausdruck bringt. 

In dieser Hinsicht ist an der vorliegenden Sammlung von geldtheoretischen und 
geldpolitischen Aufsätzen vor allem die Widerlegung einer Reihe von Irrtümern 
bemerkenswert, die von populären, nicht wissenschaftlichen Schriftstellern in die 
Welt gesetzt und auf dem Gebiete der Wahrungspolitik, wie in wenigen anderen 
Gebieten, verheerend wirken. Insbesondere wendet sich der Verfasser gegen die 
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besonders in der ersten Nachkriegszeit wieder aufgetauchten verschiedenen Vor- 
schlige eines Weltgeldes und einer internationalen Valutapolitik. In diesen 
Ausführungen zeigt sich auch eine Stärke der chartalistischen Geldtheorie, zu 
deren Vertretern Karl Elster zählt, nämlich das Verständnis für die nationale 
Bedingtheit des Geldwesens. 

Auf der anderen Seite allerdings ist Karl Elster nicht frei von den inflatio- 
nistischen Neigungen vieler Chartalisten. Insbesondere gibt er Bendixen in 
einigen Punkten Recht, in denen Irrtümer klar zutage liegen. Auch Elster 
behauptet beispielsweise, daß durch die ungeheure Geldschöpfung der Nach- 
krierszeit „die vielerörterte Frage, wie die Industrien nach Friedensschluß ihren 
Kapitalbedarf decken können“ ohne weiters erledigt worden sei. Der Verfasser 
behandelt ferner einzehend das Problem der Kriegsanleihe, das allerdings zwischen- 
zeitig durch die fortschreitende Entwertung der Mark und der Krone an Interesse 
verloren hat. Im ganzen kann gesagt werden, daß die Ausführungen dieses 
Buches dureh ihren Kampf gegen das Laienurteil wertvoll sind; insbesondere 
des Verfassers flüssiger Stil ist imstande manchem weit verbreiteten Irrtum 
über die Geld- und Währungstheorie mit Erfojg entgegenzutreten. Der Verfasser 
ist, wie schon erwähnt, Chartalist und stellt in seinem Buche dem Laien die 
Überlegenheit des Chartalismus gegenüber dem Metallismus als selbstverständliche 
Tatsache hin. Hier wird er natürlich Widerspruch finden und auch der Rezensent 
gehört zu seinen Gegnern, doch sollen die im vorliegenden Buche gegenüber dem 
eingangs erwähnten Buche flüchtiger gehaltenen theoretischen Ausführungen des 
Veifassers hier nieht zum Anlasse einer Kritik genommen werden. 


Wien. oe Oskar Zaglits. 


Kyösti Järvinen, „Der Zahlungsverkehr im Außenhandel Finnlands 
vor der Ausbildung des heimischen Bankwesens“. Ein Beitrag zur 
ntwicklungsgeschichte des internationalen Zahlungswesens. 8°. Jena 1920. 
Gustav Fischer (in „Probleme der Weltwirtschaft“, Schziften des Institutes für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel. Herausgegeben von 
Prof. Dr. Bernhard Harms.) XIV und 188 S. 


Der vorliegende Beitrag zu der Geschichte des internationalen Zahlungs- 
wesens Finnlands versucht mit viel Geschick in das Dunkel einzudringen, in 
welchem die früheren Entwicklungsstufen des internationalen Zahlungswesens 
schweben. Der Verfasser gewinnt sein Hauptergebnis durch das Studium der 
Handelsbücher und Korrespondenzen typischer Großhandelsfirmen Finnlands, 
wobei seine Aufgabe ihm dadurch erleichtert wird, daß der Außenhandel Finn- 
lands in früherer Zeit nur wenig Warenarten umfaßte. Außerdem begünstigte 
der Massenwarenhandel die Entwicklung einheimischer Geschäftsbedingungen. 
Nach Järvinen finden sich bereits in früherer Zeit Cifverträge; vorherrschend 
waren indeß die Fobgeschäfte. ai 
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Järvinen ist es gelungen, für die Zeit vor der Entwicklung des heimischen 
Bankwesens eine Reihe interessanter Daten über den Zahlungsverkehr Finnlands 
zu gewinnen. Auffallend ist im Exportgeschäft die häufige Kondition der Bar- 
zahlung, vielfach soll sogar Vorauszahlung ,,als gewöhnliche Usance“ betont 
werden, ein Umstand, der mit der Armut des Landes an Geldkapital zusammen- 
hängt. Bei Kreditzahlungen waren die Termine sehr kurz bemessen. Aber auch 
im Einfuhrgeschäfte sind Kassakonditionen nicht selten. Die Kreditkonditionen 
werden hingegen im Einfuhrgeschäfte als solche mit verhältnismäßig langen 
Zielen hingestellt. Vorherrschend im Zahlungsverkehr Finnlands waren 
Amsterdam, Hamburg, London, insbesondere aber Petersburg und Stockholm, 
bis die Gründung der Finnländischen Bank (1840) eine engere Verbindung des 
finnländischen Zahlungsverkehrs mit Petersburg brachte und mit der Einführung 
der Silber-Markkawährung auch die heimischen Aktienbanken eine stärkere 
Entwicklung zu nehmen und das Ausland aus dem finnländischen Zahlungs- 
verkehr zu verdrängen beginnen. 


Wien. Oskar Zaylits. 
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Georg Bernhard, Wirtschaftsparlamente, von den Revolutionsräten 
zam Reichswirtschaftsrat. Gr. 8°. Wien 1923. Rikola-Verlag. 141 S. 


Nach einem kurzen Überblick über die berufsständischen Vertreturgen im 
Deutschen Reich, wobei natürlich auch der von Bismarck einberufene Volks- 
wirtschaftsrat erwähnt wird, wendet sich der Verfasser der Darstellurg des von 
Cohen-Kaliski-Büchel auf dem zweiten Rätckorgreß (8.—14. April 1919) 
vertretenen Gedankers einer „Kammer der Arbeit“ zu. Daß die historische 
Übersicht eigentlich recht dürftig ausfällt, mag durch das bedauerliche Fehlen 
sründlicher historischer Untersuchungen auf diesem Gebiet (es sind hier fast 
nur die beiden Arbeiten Herrfahrdts und Tatarin-Tarrheyders zu nenren, die 
auch cine theoretische Grundlage besitzen) begreiflich erscheinen. 

Der Antrag Cohen-Kaliski-Büchel entwickelt den Plan einer horizoutalen 
/usaminenfassung aller Gewerbe über Zwischer stufen zu Reichsgewerberäter, 
die in Delegationen zur „Kammer der Arbeit‘ zusammentreten. Diese Kammer 
bildet ein völlig gleichberechtigtes Parlament für Fragen der Wirtschaft und des 
Kinanzwesens neben dem politischen Weltarschauurgsparlament. Seine Aufgabe 
ist also beratender, vor allem aber gesetzgeberischer Natur. Von den Gewerbe- 
räten, die auf dem Grundsatz der Parität der Arbeiter und Unternchmer gebildet 
werden sollen, sei ein fördernder Antrieb auf die Heburg der Produktion zu 
erwarten, indem einer der schwersten Märgel der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung, wenn auch nicht beseitigt, so doch gemildert werde, da nämlich der 
Arbeiter von seiner geistigen Verödurg befreit sei. Denn er lerre richt rur den 
Sinn der Produktion verstehen und gewinne dadurch eine seelische, positive 
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Einstellung zum Bstriebe, sondern auch indem er durch eigene Vorschläge oder 
Erfahrungen an dem Zustandekommen produ ktionefordermdr Maßnahmen 
beteiligt sei. 


Die Ideen einer „Kammer der Arbeit“ in dieser Form haben sich, da sie 
schon innerhalb der sozialdemokratischen Partei auf heftigen Widerstand stießen. 
nicht durchsstzen können. Dagegen brachte die Weimarer Reichsverfassurg in 
ihrem Artikel 165 den Plan eines Reichswirtschaftsrates, der dann bald, in 
vorläufiger Gestalt, verwirklicht wurde und seine Arbeit aufrahm. Er unter- 
scheidet sich wes2ntlich von der Kammer der Arbeit. Er ist nur begutachtende 
Instanz, hat keinerlei gesetzgeberische Funktionen. Die Idee des Aufbaues der 
Produktion ist fallen gelassen, eber:so die der Vertretung nach Berufsgruppen, 
an deren Stelle Arbeiterschaft und Unternehmertum auseinandergerissen, sich 
feindlicher als vorher gegenüberstehend, erscheinen und, wie auf der Hand liegt, 
nicht leicht zusammen gedeihliche Arbeit im Interesse der gesamten Wirtschaft 
leisten können. 


Die Kapitel IV und V brivgen eine interessante Beschreibung der Organisatior:, 
der Zusammensetzung, der Arbeit usw. des vorläufigen Reichswirtschaftsrates. 
Der Verfasser, der selbst Mitglied dieser Körperschaft ist, kann hier eine reiche 
persönliche Eıfahrurg verwerten. Trotz aller Mär gel, die dem Reichswirtschafts- 
rat als Kompromißgeburt und aus prinzipiellen Gründen arhaften, hat sich 


doch, seinem Wesen entsprechend, ein Zug an ihm ausgebildet, der seinen . 


antidemokratischen Charakter aufzeigt — obwohl er vielfach fälschlich, auch 
vom Verfasser als eine demokratische, ‚wirtschaftsdemokratische“ Einrichtung 
betrachtet wird, — nämlich das, auch von B. betonte, Streben nach Sach- 
verständnis, das bekanntlich sonst bei demokratischen Parlamenten und Ver- 
tretungen niemals gefunden werden kann (grundsätzlich wenigstens, wohl viel- 
leicht ausnahmsweise) oder gesucht werden darf. 


Soweit sichder Verfasser auf die Darstellurg der verschiede ren Pläne beschränkt 
und aus eigener Erfahrurg hinzufürt, wird sich kaum jemand den Vorzügen 
dieser Schrift verschlic Ben; ein anderes ist cs, wenn er darüber hirausgcht und 
sich auf Gebiete brgibt, auf denen er nicht recht heimisch ist. So ist seine 
geschichtsphilcsophische Eirstellurg die eines gemäßigten, soll heißen inkor se- 
quenten, historischen Materialismus. (S. 105 ff.) Sätze wie: „Die Geschichte 
des deutschen Einheitskampfes ist überhaupt nurt) (!) zu verstehen, wenn 
man diesen Kampf als den Ausdruck dcs Willers zu einem einheitlichen deutschen 
Wirtschaftsgebiet begreift“ (S. 3), erledigen sich von selbst. Auch seine Arsicht 


vom Primat der Wirtschaft, die in dem ganzen Buch zum Ausdruck kommt, 


geht auf materialistische Grundgedanken zurück und führt somit völlig in die 
Irre. 


Wien. ; Oskar Morgenstern. 


t) Im Text nicht gesperrt. 
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Hans Böteher, Zur revolutionären Gewerkschaitsbewegung in 
Amerika, Deutschland und England. Eine vergleichende Betrachtung. 
Gr.-8°. Jena 1922. Gustav Fischer. (Probleme der Weltwirtschaft, Schriften dex 
Instituts für Weltwirtschaft und Seeverkehr an der Universität Kiel. Heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Bernhard Harms; Bd. 37.) XIV und 236 S. 


Der Verfasser behandelt zunächst die Frage, ob sich die revolutionären ge- 
werkschaftlichen Bewegungen der Indust: ieländer Amerika, England und Deutsch- 
land vergleichen lassen und untersucht, worin die Möglichkeiten eines solchen 
Vergleiches liegen, und ob es ferner angehe, diese Bewegungen als ein Einheitliches. 
Ganzes zu betrachten. (S. 2.) So ist die Arbeit, wie Bötcher ausd.ücklich 
betont, weder eine rein sozialökonomische noch eine rein historische; sie zerfällt 
notwendig in zwei Teile: in dem ersten werden die Formen der in den dret 
Ländern auftretenden revolutionären Gewerkschaftsbewegungen geprüft, in 
dem zweiten, der bedeutend wiehtiger ist, wird die Frage der ideellen Einheit 
derselben erörtert, wie sie sich in einer ähnlichen oder gar identischen Welt- 
anschauung, Staats- und Gesellschaftsauffassung usw. darlegen. Der Verfasser 
gelangt so zu einer „grundlegenden Unterscheidung zwischen Funktion und 
Struktur der Gewerkschaften“. (S. 6.) Die Struktur oder Organisation ist durch 
die Auigaben und sonstige Umstände bedingt und wird nicht, wie in den meisten 
übrigen Arbeiten auf diesem Gebiete in den Mittelpunkt der Betrachtung ge- 
stellt, obwohl ihr natürlich eine nicht zu unterse hatzende. aber doch sekundäre 
mn zukommt. 

Es folgen nun gründliche historische Darstellungen der Entwicklung der 
revolutionären Gewerkschaftsbewegungen in den Vereinigten Staaten, für die 
besonders die Vertinigung der Industrial Workers of the World ins Gewicht 
fallen, obwohl sie numerisch den anderen Organisationen sehr unterlegen sind. 
was aber in Amerika nicht allzuviel sagen will, da übeıhaupt nur etwa ein 
Zehntel der gesamten Arbeiterschaft organi iert ist. In Deutschland ist es die 
Allgemeine Arbeiter Union, die aus anderen Formen entstanden, hier in diesen 
Gesichtskreis gehört. Die Syndikalisten würden noch hinzuzurechnen sein, da 
ihre Ziele mit denen der Unionisten fast übereinstimmen, aber sie gliedern ihre 
Mitglieder nach Berufen, während die Unionisten Industrieverbände bilden. 
England ist in jeder Hinsicht sehr zersplittert, eine wichtige Rolle spielen die 
Gildensozialisten; die auch theoretisch manches geleistet haben, der Industrial 
Unionism usw. 

Zwei Grundprobleme beschäftigen die Unionisten: wie der Arbeiter wieder 
Freude an seiner Arbeit bekomme und wie die neue Organisationsform für seine 
Klasse beschaffen sein müsse (S. 159 ff.). Bötcher weist nun in weiterem Zu- 
sammenhang mit der Beantwortung dieser Fragen durch die unionistischen 
Theoretiker auf den irrationalen, fast religiösen Charakter der Bewegung hin, 
der auch ihnen zum Bewußtsein gekommen sein dürfte, wie aus wiederholten 
Hinweisen auf das Urchristentum zu entnehmen ist (S. 166 ff.). Philosophisch 
stützen sie sich auf Bergson und Nietzsche, oder nähern sich ihnen.zumindest, 
ohne daß sie erklärte Anhänger letzterer wären. 
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In der Staats- und Gesellschaftslehre sind alle einig in der Kritik des gegen- 
wärtigen Staates, die sie ganz im marxistischen Sinn führen. Ihre positiven 
Ansichten über Räteverfassung, Führerproblem, „wirtschaftliche Demokratie“ 
sind, wie aus der Darstellung deutlich erhellt, oft recht unklar und meist 
wicht zu Ende gedacht, was aber wohl wenig verwunderlich ist, da es sich 
hierbei schließlich nicht um wissenschaftliche Systeme, sondern um Utopien 
handelt. 

Paul Hermberg hat dem Werk einen Nachtrag über die Weiterent- 
wicklung der unionistischen Bewegung in Deutschland hinzugefügt. Bernhard 
Harnıs hat dem leider früh verstorbenen Verfasser ein warmes Nachwort 
gewidmet. 


Das in seiner Art ganz vortreffliche und sehr inhaltsreiche Werk, 
das auch in angenehmer Sprache geschrieben ist, kann aufrichtig empfohlen 
werden. 


Wien. Oskar Morgenstern. 


IV. Finanzwissenschaft. 


Karl Diehl und Paul Mombert, Das Staatsschuldenproblem. 8°. Karts- 
ruhe i. B. 1923. Verlag G. Braun. Ausgewählte Lesestiicke zum Studium der 
politischen Okonomie. XVI. Bd. VIII und 266 S. 


In der außerordentlich verdienstvollen Sammlung Diehl-Mombert erscheint 
als XVI. Band „Das Staatsschuldenproblem“. Auch dieser Band geht bis auf 
die Merkantilisten zurück und unterrichtet sogar allerdings in moderner Dar- 
stellung über das Anleihewesen der Fuggerzeit. Von den Merkantilisten ist 
Thomas Mun berücksichtigt, an den sich David Humes Abhandlung „Von 
Staatskredit‘‘ anschließt. Von Ricardo wurde sein „Essay ou the Founding 
System‘ aufgenommen. Die Smithsche Schule ist von Christoph Bernouilli 
„vertreten. Aus der deutschen Finanzwissenschaft wurden Struensee „Über 
die Mittel eines Staates bei außerordentlichen Bedürfnissen, besonders in Kriegs- 
zeiten Geld zu erhalten“, ferner das klassische Werk von Friedrich Nebenius 
über den öffentlichen Kredit, Dietzels ,,System der Staatsanleihen‘ und 
Wagners Abhandlung über die Ordnung der Finanzwissenschaft im Schönberg- 
schen Handbuch, herangezogen. Auch in diesem Bande der bekannten Samm- 
lung wu-de mit Gaschicklichkeit die Darstellung der dogmatischen Gegensätze 
mit einer systematischen Entwicklung der wichtigsten Lehrsätze durch die- 
jenigen Autoren, die sie, sci es erstmalig aufgestellt, sei es verdienstreich aus- 
gestaltet haben, verbunden. 


Es ist unnötig, auf das Interesse an diesen vieliach antithetischen Meinungen 
im gegenwärtigen Zeitpunkt hinzuweisen, indem speziell bei uns in Österreich 
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eben die schwebende Inflationsschuld in ganz eigentümlicher Weise bei der Neu- 
eründung der Notenbank konsolidiert und daneben in einer internationalen 
Anleihe die Grundlage für die Sanierung des Staatshaushaltes gewonnen 
wurde. 

Ein Problem findet allerdings auch in diesem Büchlein nicht den ihm gebüh- 
renden Platz, nämlich das Problem, das aus der besonderen Wirtschaftsverfassung 
der Gegenwart entstanden ist und sich aus der Gefahr einer Abhängigkeit des 
Staates von einigen großen Finanziers und dem Bankenkartell ergibt. Diese 
Gefahr, die nicht nur der Finanzpolitik, sondern auch der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik des Staates droht, ist allerdings erst durch die Inflation, die 
das finanzpolitisch außerordentlich wichtige Kleinrentnertum zerstörte, derart 
akut geworden. . 


Wien. Carla Zaglits. 


V. Statistik und Bevölkerungslehre. 


Aperçu annuel de la démographie des divers pays du monde. Publié par 
Voffice permanent de l'institut international de statistique 1° année, 1922. I. 
Superficie et population. II. Mouvement de la population. 8”. Haag 1923. 
W., P. Van Stockum & Fils. XIV und 96 S. 


Das rührige Internationale Statistische Institut im Haag legt der Offent- 
lichkeit einen neuen wertvollen Beweis seines SammelfleiBes vor: die Zusammen- 
stellung über die wichtigsten Zahlen des Bevölkerungsstandes und. der Bevölke- 
rungsbewegung aller Staaten der Erde. Die Zahlen sind mit geringfügigen Aus- 
nahmen den Änderungen in den Grenzen der Staaten durch den Weltkrieg 
angepaßt. 

Die Tabelle über den Bevölkerungsstand bringt die Bevölkerungszahlen 
näch dem Geschlechte, das Geschlechterverhältnis, die Fläche und die Bevölke- 
rungsdichte; die Tabelle über die Bevölkerungsbewegung enthält die Zahlen 
über die Heiraten (G undzahlen und allgemeine Heiratsziffern), die Lebend- 
und Totgeburten nach dem Geschlechte, die allgemeine Gebu:tenziffer, das 
Geschlechterverhältnis der Geborenen, die Sterbefälle nach dem Geschlechte, 
die allgemeinen Sterbeziffern, den Geburtenüberschuß und die Säuglingssterblich- 
keit in G und- und Verhältniszahlen, für eine Reihe: von Vorkriegs-, Kriegs- 
und Nachkriegsjahren. 


Den Zahlen der Bevölkerungsbewegung ist noch eine weitere Tabelle gewidmet, 
in der sie in eingesch’änktem fachlichem Umfang für das letzterhobene Jahr 
nach Kalendermonaten dargestellt werden. 


Aus dem reichen Inhalt des Buches mögen nur folgende bemerkens- 
werte Zahlen, die für 1920 oder nächste Umgebung gelten, hervorgehoben 
werden: 


TOR Einzelbesprechungen. 
Bevölk - 
Oberfläche dichte au 
in km? Bevölkerung 1 km? 
Europa: ses en 10,042.000 452,102.000 450 
Amerika ....................- 43,078.000 207,909.000 48 
Afrika............0........0805 28,897.000 132,680.000 46 
ASION: 22.0.0 ee 40,842.000 990,809.000 24:2 
Ozeanien ..................008. 8,528.000 8,096.000 0-9 
Summe .............ce eee ees 144.057.000  1.791,496.000 12-4 


Wien. | Wilhelm Winkler. 


E. Czuber, Mathematische Bevölkerungstheorie. Auf Grund von 
G. H. Knibbs „The Mathematical Theorie of population“. 8°. Leipzig u. Berlin 
1923, B. G. Teubner. XVI und 357 S. 


Professor E. Czuber hat in jüngster Zeit die sehr verdienstliche Aufgabe 
auf sich gerfommen, der vom ausländischen Büchermarkte so gut wie abgeschlos- 
senen deutschen Statistik bemerkenswerte Neuerscheinurgen des Auslandes in 
freien Bearbeitungen zugänglich zu machen. Seiner Bearbeitarg von G. U. 
Yules „Introduction to the Theorie of Statistics!) hat er nun eine solche von 
G. H. Knibbs‘ „The Mathematical Theorie of Population“ folgen lassen, ein 
Werk, über das vorher verschieden lautende Nachrichten zu urs gedrurgen 
waren, das aber jedenfalls eine wichtige und bemerkenswerte Neuerscheinurg 
zu sein schien, an welcher der auf dem Gebiete der Bevélkerungstheorie Arbeitende 
schwerlich vorbeikommen konnte. 

Nun steht das Werk dank der Bemühung Professor Czubers, entkleidet 
des romantischen Schimmers seiner exotischen Herkunft, aber greifbar mit 
seinen Vorzügen und Schwächen, vor urs. 

Was haben wir von einer „Bevölkerurgstheorie‘“ zu erwarten? Ohne Zweifel 
zunächst eine vollständige Beschreiburg der Bevölkerung in allen ihren natürlich 
bestimmten Teilen, Eigerschaften, Handlungen und an ihr vor sich gehenden 
Ereignissen. Dann eine Aufdeckung derjenigen Zusammenharge, in welchen 
diese Bausteine untereinander und mit dem übrigen Gesellschaftsleben, Wirt- 
schaft, Kultur und Politik, stehen. Eine ..mathematische’ Bevölkerurgstheorie 
müßte das gleiche Ziel, nur mit den besonderen Verfahrers- und Darstellungs- 
mitteln der Mathematik, verfolgen. 

Bietet uns nun ein solches die Knibbs’sche ,,Mathematische Bevölkerungs- 
theorie“? Keineswegs. Was uns hier vorgelegt wird, ist eine bunte Sammlury 
von allgemeinstatistischn und bevölkerurgsstatistischen methodologischen 
Bemerkungen und von statistischen Ergebnissen auf Grund der großen Volks- 


— ee 


1) „Die statistischen Forschungsmethoden“, Wien, Seidel und Sohn 1921. 
besprochen in dieser Zeitschrift, 2. Band, Heft 4/6, S. 349. 


Statistik und Bevdlkerungslehre. 799 


zählung in Australien von 1911, in Verbindung mit einer sehr eingehenden Statistik 
der B>völkerungsbewegung. Von einem geschlossenen System der Bevölkerurgs- 
theorie im oben umschriebenen Sinne kann keine Rede sein. Bezeichnend für 
das Werk ist es, daß die Malthus’sche Bevölkerungstheorie anf drei ganzen 
Seiten (von 357) behandelt wird und noch dazu in einer ganz nebersächlichen, 
formalen Richtung: ob nämlich die von Malthus gemachte Annahme, daß eine 
geometrische Progression eine arithmetische Progression unter allen Umständen 
einhole, auch mathematisch haltbar seil Dabei muß die Malthus’sche Theorie, 
wenn schon sicher nicht als „die Bovolkerungstheorie“, so gewiß als ein Kernstück 
jedes Versuches einer B>völkerungstheorie betrachtet werden. In ähnlicher 
Weise geht der Verfasser an andern Fragen achtlos vorüber, die zum Wesentlichen 
einer B:völkerungstheorie gehören, darunter auch an dem durch die Gegenwart 
so nahegelegten Gegenstande: Bevölkerung und Krieg. Dafür finden wir aus- 
gedehnte Stellen (zum B>ispiel die Kapitel III bis VII, S. 21 bis 73), die sich 
mit den ganz allgemeinen statistisch-methodologischen Fragen der Bestimmung. 
von Kurvenkonstanten. der speziellen Kurventypen, der Gruppenwerte, ihrer 
Ausgleichung und Analyse, der Summationen und Integrationen in der Statistik 
und der graphischen Darstellung und Ausgleichung befassen. Kapitel, deren. 
unbedingte Notwendigkeit in diesem Zusammenhang an und für sich, besonders 
aber angesichts der erwähnten Lücken, nicht ersichtlich ist. 


Als Ziel der Bovélkerungstheorie scheint dem Verfasser die Beantwortung 
der Frage vorzuschweben: Welche Voraussage können wir bezüglich der Be- 
völkerung für die Zukunft machen ? Darum riehtet er all sein Bestreben darauf, 
die gemachten statistischen Boobachtungen in empirischen mathematischen 
Formeln auszudrücken. Abgesehen von der Bedenklichkeit von Voraussagen 
auf diesem Gebiete ist die übertriebene Art, wie der Verfasser die Mathematik 
heranzieht, geeignet, die berechtigten Bestebungen ihrer Verwendurg in der 
statistischen Theorie vor ihren zahlreichen Gegnern bloßzustellen. Vielleicht 
hätte das auf diesem Gebiete bestehende bedeutende Schrifttum den Verfasser 
vor solchen bedenklichen Auffassungen bewahren können, wenn er nicht in 
souveräner Nichtachtung an dem Wichtigsten davon vorbeigegangen wäre. 

In der Richtung dieser formalen Einstellung liegt auch das Ziel des Ver- 
fassers, „allgemeine Bevölkerungsnormen“, als welche er sich die Darstellung 
aller Bevélkerungstatsachen in großen, die gesamte oder wenigstens die zivilisierte 
Menschheit umfassenden Durchschnitter. „Normalzahlen“, vorstellt. Unnötig 
zu sagen, daß ein solcher Gedanke dem Methodiker, der auf Gleichartigkeit 
der behandelten statistischen Massen bedacht ist, die Haare zu Berge treibt. 

(Etwas anderes als die von uns angefochtenen „Bevölkerungsnormen“ sind 
Betrachtungen über die Erdbevélkerung als Ganzes dort, wo ihre Berechtigung 
aus der Natur des Gegenstandes hervorgeht, wie zum Beispiel bei der Gesamtzahl. 
Nicht gegen solche Summierungen sondern gegen die Bildung gegenstandsloser 
Durchschnitte wenden sich diese Bemerkungen.) | 

In dieser Richtung liegt auch die Befürwortung des Standard-Index, den ich 
ebenso wie die vom Verfasser vertretene unorganische Auffassung der Bevölke- 
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rungsbewegungserscheinungen in meinen „Statistischen Verhältniszahlen‘ mit 
eingehender Brgründurg abgelehnt habe. 

Haben wir bisher die unerfreuliche Aufgabe erfüllen müssen, unsere Einwände 
vorzubrirgen, so wollen wir jetzt um so lieber das Gute und Bemerker swerti 
hervorheben, das die Kriibbs’sche Arbeit brirgt. Die australische Volkszählurg 
vom Jahre 1911 und ihre Aufarbeiturg durch G. H. Knibbs ist, soweit wir 
nach den in dem Buche enthaltenen Proben schließen können, als schlechthin 
großartig zu bezeichnen. Seltene, aber erstreberswerte Bevölkerur gsbetrach- 
` tungen, wie sie manchem in seinen Mitteln beschränkten amtlichen Statistiker 
als unerreichbares Ideal vorschweben, sind bei dieser Aufnahme gemacht worden 
und es bietet in dieser Richturg das Kribbs’sche Buch neben zahlreichen wert- 
vollen theoretischen Gedanken eine reiche Fundgrube von Erkenntuissen und 
Anregungen. 

Wegen der geschilderten Eigenart dürfte außer dem gewissenhaften Rezen- 
senten kaum ein Mersch diescs Buch vom Anfang bis zum Ende lesen. Um s0 
mehr sollten eg auch die deutschen Bevölkerungsstatistiker als Nachschlagewerk 
benützen. i u 


Wien. Wilhelm Winkler. 


Einlauf von Büchern 
und periodischen Veröffentlichungen. 


A. Bücher. 


I. Enzyklopädien, Dogmengeschichte, Soziologie, 
theoretische Volkswirtschaftslehre. 


Bücher, Karl, Arbeit und Rhythmus. Sechste, verbesserte und erweiterte 
Auflage. Mit 26 Abbildungen auf 14 Tafeln. Leipzig 1924. Emanuel Reinicke. XII 
und 497 S. 

Gottl-Ottlilienfeld, Friedrich v., Die wirtschaftliche Dimension. Eine Ab- 
rechnung mit der sterbenden Wertlehre. Jena 1923. Gustav Fischer. XI und 288 5. 
Grundpreis 8.— 

Hahn, Albert, Unsere Währungslage im Lichte der Geldtheorie. Nach 
einem Vortrag gehalten am 9. Jänner 1924 in der Frankfurter Gesellschaft für Handel, 
Industrie und Wissenschaft. Frankfurt a. M. 1924. Frankfurter Societits-Druckerei 
G. m. b. H. 34 S. Grundzahl 1:20. 

Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 31. und 32. Lieferung. Landschaften- 
Lehrlingswesen (Bog. 11 bis 20 des VI. Bandes). Jena. Verlag von Gustav Fischer. 

33. und 34. Lieferung. Lehrlingswesen — von Mangoldt (Bog.21 bis 30 des V I. Bandes), 
Jena. Verlag von Gustav Fischer. 

Salin, Edgar, Geschichte der Volkswirtschaftslehre. (Enzyklopädie der 
Rechts- und Staatswissenschaft. XXXIV.) Berlin 1923. Julius Springer. 42 5. Gold- 
mark 1°80. 

Saranyi-Unger, Theo, Philosophie in der Volkswirtschaftslehre. Ein 
Beitrag zur Geschichte der Volkswirtschaftslehre. 8°. Jena 1923. Gustav Fischer. 
VIII. und 400 S. Grundzahl 10. 

Tschajanow, Alexander, Die Lehre von der bäuerlichen Wirtschaft. 
Versuch einer Theorie der Familienwirtschaft im Landbau. 44. Textabbildungen. Uber- 
setzt von Friedrich Schöner. Mit einem Vorwort von Dr. O. Anhagen. 8°. Berlin 1923. 
Verlagsbuchhandlung Paul Parey. 132 S. 


ll. Praktische Volkswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
beschreibung, Wirtschaftsgeschichte. 


Beck, Otto, Die Wirtschaftsgebiete an der Mittel-Donan. Mit einer 
Karte. 8°. Wien 1922. Verlag für Fachliteratur G. m. b. H. 161 S. 
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Berger, Alfred, Die Prinzipien der Lebensversicherungstechnik. Erster 
‘Teil. Die Versicherung der normalen Risken. Berlin 1923. Julius Springer. VII und 
244 S. Preis Dollar 2°50. 


Deuxiéme Conférence Générale des Communications et du Transit. Documents 
préparatoires. I. Voies ferrées. I]. Ports maritimes. IJJ. Questions électriques. 
Genéve, juin 1923. 


Göbbels, Math., Der Filialbetrieb der deutschen Kreditbanken. (Bank- 
und finanzwissenschaftliche Abhandlungen. Herausgegeben von Prof. Dr. W. Prion, 
Köln. 2. Heft.) Berlin 1923. Julius Springer. 66 S. 


Lexis, Wilhelm, Das Handelswesen. II. Die Effektenbörse und die innere 
Handelspolitik. 3. vermehrte Auflage. Neu bearbeitet von Prof. Dr. Karl Muhs. 
(Sammlung Goschen, Bd. 297.) Berlin und Leipzig 1923. Walter de Gruyter & Co. 110 S. 


Longhi, Truceo, Italien zum Wiederaufbau Europas. Zwei Konferenzen 
für die Rückkehr zur Weltwirtschaft. Turin 1921. Genua 1922. (Hallesint- Bibliothek. 
Band I.) München und Leipzig. Duncker & Humblot. 1V und 128 S. 


Pläne und Versuehe zur Währungssanierung. Mit Beiträgen von Ernst Wilmers- 
dörffer, Richard Kiliani, F. Gaertner, E. Pharmakides und Martha Braun. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 165. Band. Geschichte der Stahilisierangs- 
versuche. I]. Teil.) 8°. München und Leipzig 1923. Duncker & Humblot. 165 S. Grand- 
preis 3°20. 

Steiner, Friedrich, Notenbankpolitik und staatliche Anleihepolitik 
in den österreichisch-ungarischen Nachfolgestaaten. (Schriften des Ver- 
eines für Sozialpolitik. 166. Band. I. Teil.) München und Leipzig 1924. Duncker & 
Humblot. 80 S. Grundpreis 2 Mark. 


Ill. Sozialismus, Sozialpolitik, Politik. 


Baron, S., Die politische Theorie Ferdinand Lasalles. (Beihefte zum 
Archiv für die Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung. Herausgegeben 
von Carl Grünberg. Heft 2.) Leipzig 1923. €C. L. Hirschfeld. 122 S. Grundpreis 4 Mark. 

Boehm, Max Hildebert, Europa Irredenta. Eine Einführung in das Nationali- 
tätenproblem der Gegenwart. 8°. Berlin 1923. Verlag von Reimar Hobbing. 336 S. 

Breyer, Franz, Leitfaden durch das österreichische Arbeitsrecht. Der 
Versuch einer systematischen Darstellung. Wien 1923. Nölder-Pichler-Tempsky A. G. 
VT und 217 S. 72.000 K. l 

Friedensburg, Wilhelm, Stephan Born und die Organisationsbestre- 
bungen der Berliner Arbeiterschaft bis zum Berliner Arbeiterkongreß 
(August-September 1848). (Beihefte zum Archiv für die Geschichte des Sozialismus 
und der Arbeiterbewegung. Herausgegeben von Car) Grünberg. Heft 1.) Leipzig 1923. 
©. L. Hirschfeld. VHH und 101 S. Grundpreis 3°20. 

Gablentz, Ottoheinz v. d, Neue ständische Bildungen. (Schleswig-Hol- 
steinische Blätter. Flugsehriften für Kultur und Politik. Herausgegeben von einem 
Rendsburger Arbeitskreise. Heft 9 10.) Verlag der Rendsburger Volkshochschul- 
gemeinschaft. 40 S. 

Herceg, Rudolf, Die Ideologie der kroatischen Bauernbewegung. Mit 
der Vorrede von Stjepan Radič, Präsidenten der kroatischen Volksvertretung. Über- 
setzung aus dem Kroatischen. Zage eb 1923. Verlag Rudolf Herceg und Genossen. 95 S. 

Kelsen, Hans, Sozialismus und Staat. Eine Untersuchung der politischen 
Theorie des Marxismus. Zweite erweiterte Auflage. Leipzig 1923. C. L. Hirschfeld, 
VILL und 208 NS. Grundpreis 5 Mark. 

Korsch, Karl, Marxismus und Philosophie. Leipzig 1923. C. L. Hirschfeld. 
41 S. Grundpreis 1:80 Mark. 
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Marck, Siegfried, HWegelianismus und Marxismus. (Philosophische Vorträge 
veröffentlicht von der Kant-Gesellschaft. Herausgegeben von Arthur Liebert. Nr. 27.) 
Gr.-8°. Berlin 1922. Verlag von Reuther & Reichard. 32 S. 

Niebuhr, Barthold Georg, Politische Schriften. In Auswahl herausgegeben 
von Georg Küntzel. (Historisch-politische Bücherei. Herausgegeben von G. Küntzel 
und J. Ziehen. Heft 2.) Frankfurt a. M. 1923. Verlag von Moritz Diesterweg. 355 S. 
. Grundpreis 4°80 Mark. 


IV. Finanzwissenschaft. 


Haensel, Carl, Zur Rettung unserer Wirtschaft und Finanzen. Grund- 
züge einer Steuerreform. Als Manuskript eines Vortrages gedruckt und verlegt: bei 
C. Brügel & Sohn A. G. Ansbach 1923. 22 S. 


V. Statistik und Bevölkerungslehre. 


Die Bewegung der Bevölkerung in den Jahren 1914 bis 1921. Bearbeitet und her- 
ausgegeben vom Bundesamte für Statistik. (Beiträge zur Statistik der Republik Öster- 
reich. 8. Heft.) Wien 1923. Österreichische Staatsdruckerei. 141 S. 


VI. Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie und 
andere Hilfswissenschaften. 


Bechtel, Heinrich, Der Aufbau der Stadt Posen. (Veröffentlichungen der 
Schlesischen Gesellschaft für Erdkunde. 4. Heft.) Breslau 1923. M. & H. Marcus. 87 S. 
(irundzahl Schweizer Fr. 1°50. 


B. Periodische Veröffentlichungen. 


Arbeit und Wirtschaft. 


I. Jahrg. 1. November 1923. Heft 21. Viktor Stein: Der Sinn unseres Wahlsieges. 
Heinz Potthoff (München): Leibeigenschaft und Lohnarbeit. Otto Leichter: Streif- 
züge durch die Weltwirtschaft. Eduard Straas: Die Gewerkschaftsbewegung im 
Auslande (II). Ernst Steiner: Der Regierungsentwurf über ein Angestellten-Ver- 
sicherungsgesetz. Anton Kimml: Zur Frage der Berufsausbildung. 


15. November 1923. Heft 22. J. Hannak: Der Parteitag. Alfred Braunthal 
(Gera): Deutschland in Agonie. Richard Sei del(Berlin): Schicksalswende der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung. Norbert Einstein (Stuttgart): Die Rentenmark. Eduard 
Straas: Die fünfte Jahreskonferenz des Internationalen Arveitsamtes in Genf. Edmund 
Palla: Die internationale Interessenvertretung der österreichischen Arbeiterschaft 
und das Genfer Internationale Arbeitsamt. Roman Kukowitza: Zum Kapitel Bil- 
dungswesen. Franz Anton: Unsere Hochbürokratie und der Wahlausgang. 


1. Dezember 1923. Heft 23. Max Adler: Anschauungsunterricht der Geschichte. 
Heinz Potthoff (München): Auf dem Wege zum Streikrecht. Eduard Straas: Die 
tiewerkschaftsbewegung im Ausland (1H). Edmund Palla: Die internationale Inter- 
essenvertretung der österreichischen Arbeiterschaft und das Genfer Internationale 
Arbeitsamt (Schluß). F. Mellich (Steyr): Betriebsräte und gewerkschaftliche Bildungs- 
arbeit. 
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15. Dezember 1923. Heft 24. Ludwig Brügel: Vor dreißig Jahren. Viktor Stein: 
Der große Kampf in der Metallindustrie. Richard Seidel: Lohnproblem und Gold- 
rechnung. Otto Leichter: Streifzüge durch die Weltwirtschaft. Eduard Straas: 
Die Gewerkschaftsbewegung im Ausland (Schluß). Fritz Brügel: Anschauungsunter- 
richt der Geschichte. 


II. Jahrg. 1. Jänner 1924. Heft 1. J. Hannak: Anschauungsunterricht der Ge- 
schichte. Paul Ufermann (Berlin): Könige der Inflation. Ludwig Maier: Der Post- 
streik vom 10. bis 13. Dezember 1923. Edmund Palla: Die Kinderversicherung in 
Österreich. Franz Lill: Privat- oder Staatsmonopol. Fritz Rager: Das Problem der 
Freizeit der Arbeiter in Österreich. Julius Nowotny: Sir William M. Acworth und 
die österreichischen Bundesbahnen. Anton Proksch: Die Beitragsleistung in den 
freien Gewerkschaften. 

15. Jänner 1924. Heft 2. Viktor Stein: Gedanken zum Wiener Hauptvoranschlag. 
Paul Ufermann (Berlin): Könige der Inflation (Schluß). Fritz Rager: Das Problem 
der Freizeit der Arbeiter in Österreich (Schluß). Julius Grünwald: Neuland 
in der Sozialversicherung. Constanze (ilaser-Ermers: Psychologische Berufs- 
beratung. 


Berichte aus den neuen Staaten. 


6. Jahrg. Nr. 43. 26. Oktober 1923. Dr. Otto Deutsch: Wiener Bérsenindex. 
Dr. B. Hanosek: Geschäftsgeheimnis in der tschecho-slowakischen Handelsstatistik. 

Nr. 44. 2. November 1923. Dr. J. Losinsky: Reformversuche im russischen Geld- 
wesen. 

Nr. 45. 9. November 1923. Dr. F. Oswald: Die Bedeutung der tschecho-slowa- 
kischen Erbschaftssteuer für die Industrie. Georg Binét: Ungarische Bankbilanzen 
für das Geschäftsjahr 1922. 

Nr. 46. 16. November 1923. Dr. Arnold Schubert: Zur Giitertarifreform der 
österreichischen Eisenbahnen. Dr. G. Grün (Prag): Ein Vorwort zu den Handeis- 
verträgen. 

Nr. 47. 23. November 1923. Dr. Walther Loewenfeld: Die besondere Erwerb- 
steuer in Österreich. Dr. Hugo Müller: Die Lohn- und Gehaltskürzungen und der 
Preisabbau in der Tschecho-Slowakei. 

Nr. 48. 30. November 1923. Dr. Hugo Müller (Prag): Die Lohn- und Gehalts- 
kürzungen und der Preisabbau in der Tschecho-Slowakei (11.). 

Nr. 49. 7. Dezember 1923. Dr. Max Lappert (Prag): Die Bewertung von Wert- 
papieren und fremden Währungen zu Gebührenbemessungszwecken in der Tsehecho- 
Slowakei. 

Nr. 50. 14. Dezember 1923. Dr. Max Lappert (Prag): Die Bewertung von Wert- 
papieren uhd fremden Währungen zu Gebührenbemesssungszwecken in der Tschecho- 
Slowakei (Schluß). Ä 

Nr. 51. 21. Dezember 1923. Dr. V.Mildschuh (Prag): Deflation und Bauprogramm. 
Das Wohnungsproblem in der Tschecho-Slowakei. i 

Nr. 52. 28. Dezember 1923. Dr. Otto Deutsch: Das Wirtschaftsjahr 1923. Doktor 
Franz Harrer: (Budapest): Das ungarische Wirtschaftsjahr 1923. . 


7. Jahrg. Nr. 1. 4. Jänner 1924. Ing. Adolf Kvetensky: Der Ausbau der ober- 
österreichischen Wasserkräfte. 


Nr. 2. 11. Jänner 1924. Direktor A. Wolf: Der Ausbau der Kärntner Wasserkräfte. 
Dr. Ewald Pribram: Die bisherigen Ergebnisse der tschecho-slowakischen Handels- 
bilanz des Jahres 1923 im Vergleich mit dem Vorjahre. 


Nr. 3. 18. Jänner 1924. Die Steuerreform in Österreich. Die Steuerreform in der 
Tschecho-Slowakei. 
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Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 


121. Bd. III. Folge. 66. Bd. 4. Heft. Oktober 1923. Mit der Beilage: Volkswirt- 
schaftliche Chronik. Juli 1923. Heinrich Bechtel: Grundfragen und Wege der quali- 
tativen und quantitativen Wohnungspolitik. Andreas Predöhl: Zur Preislehre Oskar 
Englanders. Karl Oldenberg: Zusammenhang zwischen Geburtenhäufigkeit und 
Säuglingssterblichkeit. Hans Guradze und Karl Freudenberg: Das Existenzminimum 
des geistigen Arbeiters im März — August 1923. Imre Ferenezi: Die internationale 
Wanderungsfrage und die Statistik (Forts.). Ernst Drahn: Die Bücherproduktion 
in den wichtigsten Kulturstaaten als Barometer der Wirtschaftslage. 


5. Heft. November 1923. Mit der Beilage: VolkswirtschaftlicheChronik. August 1923. 
Adolf Lampe: Schumpeters System und die Ausgestaltung der Verteilungslehre. 
W. Rothkegel: Über die derzeitige Bewertung von landwirtschaftlichem Grund- 
besitz für Beleihungszwecke. Otto Schulz-Mehrin: Gibt es ein allgemeines Ertrags- 
gesetz für alle Gebiete des Wirtschaftslebens. W. Röpke: Deutschlands Leistungs- 
fähigkeit. Hans Müller: Dr. William King und der „Gienossenschafter 1828 — 1830, 
Otto Nathan: Berufsstatistik der Kriegstoten. 


6. Heft. Dezember 1923. Mit der Beilage: Volkswirtschaftliche Chronik. Sep- 
tember 1923. Adolf Lampe: Schumpeters System und die Ausgestaltung der Ver- 
teilungslehre (Schluß). Herbert Schack: Agrarpolitik als Wissenschaft. Johannes 
Müller: Die wirtschaftliche Gesetzgebung des Deutschen Reiches (die Zeit vom 1. Juli 
bis 30, September 1923 umfassend). Wilhelm Winkler: Die „beste Indexformel”. 
Bemerkungen zu Irving Fishers „The Making of Index Numbers”. Karl Freudenberg: 
Die Zahl der Ausländer in Berlin. 


Kölner Vierteljahrshefte für Soziologie. 


3. Jahrg. Heft 2/3. Götz Briefs: Über das Verhältnis des Proletarischen zum 
Sozialistischen. O. Haußleiter: Jurisprudenz und ,,verstehende Soziologie’. Rudolf 
Pamperrien: Zur Gestaltung des Ich-Du-Problems in der Dichtung. Alfred Meusel: 
Die Abtrünnigen. Wilhelm Vleugels: Zur Psvchoanalvse. 


Mitteilungen des Verbandes österreichischer Banken und Bankiers. 

‚9. Jahrg. Nr. 11/12. Dr. Richard Reisch (Wien): Stellung und Aufgaben der 
Österreichischen Nationalbank innerhalb des Wiederaufbauprogrammes. William 
Ford-Upson (Wien): Die Banken in Österreich und in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Dr. Volkmann (Danzig): Die Währungsreform in Danzig. Dr. Friedrich 
v. Fellner (Budapest): Die Verteilung des Volksvermögens und Volkseinkommens 
des alten Ungarn (Länder der Ungarischen lleiligen Krone) zwischen dem heutigen 
Ungarn und den Sukzessionsstaaten. Dr. Arthur Heichen (Berlin): Rentenwährung. 
Ein Novum der Währungsgeschichte. Dr. Berthold Sprung (Wien): Wirtschaftspsycho- 
logische Kritik des österreichischen Aktienwesens. Dr. Martha Stefanie Braun (Wien): 
Die neuen Doppelwährungspläne. 


Reichsarbeitsblatt. 

Jahrg. 1923. Nr. 21. 1. November 1923. Gesetz über Notmaßnahmen in der Unfall- 
versicherung. Oberregierungsrat B. Kühne: Die Sozialbuße im neuen Arbeitsrecht, usw. 

Nr. 22/23. 1. Dezember 1923. Else Lüders: Die österreichische Gewerbeaufsicht 
im Jahre 1923. Dr. Irmgard Feig: Die Gewerkschaftsbewegung im Auslande, usw. 

Nr. 24. 16. Dezember 1923. Walter Stets: Die Lehrlingsstatistik der deutschen 
Reichsbahn. Dr. Irmgard Feig: Die Gewerkschaftsbewegung im Auslande (Schluß), usw. 


Statistische Nachrichten. 


I. Jahrg. 1923. Nr. 8(Doppelheft). Die Wirtschaftslage. Wechselkurse in New-York, 
Oktober und November 1923. Großhandelsindex. Indexziffer des Bundeamtes für 
Statistik (Ernährungsaufwand). Indexziffer der paritätischen Kommission (Lebens- 
kosten). Indexziffern in einigen größeren Städten Österreichs. Kleinhandelspreise 
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wichtiger Bedarfsgegenstände im Oktober 1923. Gold- und Silberpreise. Internationale 
Indexziffern für Grobhandelspreise. Internationale Indexziffern für die Kosten der 
Lebenshaltung. Arbeiterlöhne in Wien und Niederösterreich im Oktober 1923. Arbeits- 
lusigkeit 1923. Saatenstand Ende Oktober 1923. Ausbau der Wasserkräfte. Weltzucker- 
erzeugung 1922/23. Außenhandel im dritten Vierteljahr 1923. Angemeldete Kraft- 
fahrzeuge Mitte 1923. Die Gebarungserfolge des Bundeshaushaltes Juli bis September 
1923. Einwohnerzahl und Flächenausmaß der europäischen Staaten. 

I. Jahrg. Nr. 9. Die Lage einiger Textilindustriezweige 1923. Wechselkurse in 
New-York, November und Dezember 1923. Der tägliche Wert der Goldkrone seit 
Mai 1919. Großhandelsindex. Indexziffern des Bundesamtes (Ernährungsaufwand). 
Indexziffern der paritätischen Kommission (Lebenskosten). Indexziffern in einigen 
größeren Städten Österreichs. Rückblick zur Statistik der Geldentwertung. Klein- 
handelspreise wichtiger Bedarfsgegenstiinde im November 1923. Der Beschaftigungs- 
grad der Arbeiter im Dezember 1923. Die Arbeitslosigkeit im zweiten Halbjahr 1925. 
Die Ernte wichtiger Feldfrüchte 1923. Eisen- und Stahlerzeugung 1919 bis 1923. Der 
Bundesvoranschlag für 1924. Stand des Sanitätspersonals 1923. 

Wirtschaftsdienst „Weltwirtschaftliche Nachrichten’, 

Nr. 43. 26. Oktober 1923. K. S.: Zur Lage. Spectator: Was ist Marxismus? Georg 
Kemenv: Fragen der Kohlenwirtschaft. 

Nr. 44. 2. November 1923. K. S.: Zwei Folgerungen. M. L.: Ein Überblick über 
die Devisenordnung. E. T.: Neues Arbeitsrecht. Georg Kemény: Der Zahlungsverkehr 
in Deutschland. 

Nr 45. 9. November 1923. M. Kubierschky: Die Wandlungen und Mängel der 
deutschen Preisgestaltung seit 1914. Dr. Franz Pick: Frankreich und die tschecho- 
slowakischen Finanzen. Dr. Werner Lehmann-Saarbrücken: Die Folgen der Franken- 
einführung im Saargebiet. 

Heft 46. 16. November 1923. M. Kubierschky: Die Wandlungen und Mängel 
der deutschen Preisgestaltung seit 1914 (ID). M. L.: Recht und Privatwirtschait. 
.. Mieterschutz.” 

Heft 47. 23. November 1923. Dr. Georg Kemény: Der Wiederaufbau Osterreichs. 

Heft 48. 30. November 1923. Zur Beurteilung des Kohlenkreditabkommens. 
Dr. Georg Kemény: Der Wiederaufbau Osterreichs (11). Die Sterlingsvaluta. 

Heft 49. 7. Dezember 1923. Egon Brandmann: Der Stand des Schutzzollprob- 
lems in England. E. T.: Die Welternte 1923. 

Heft 50. 14. Dezember 1923. Dr. M. Leo: Zur Hypothekenaufwertung. Der Pakt 
der Ruhrindustriellen. Die Zukunft des Rheinlandes. 

Heft 51. 21. Dezember 1923. Aufbau und Aufgaben der Hamburgischen Bank. Zur 
deutschen Getreideversorgung. 

Heft 52. 28. Dezember 1923. Dr. Friedrich Hasselmann: Die deutsche Ver- 
sicherung im Jahre 1923. Dr. John Brech: Der internationale Silbermarkt der Nach- 
kriegszeit. 

Heft 1. 4. Jänner 1924. Dr. Szagunn: Die deutsche Rentenbank. Dr. Hans von 
Eckardt: RuBlands Getreideausfuhr. 

Heft 2. 11. Jänner 1924. Hans Zache: Bayer 205. Die belgischen Reparations- 
studien. Die Weltwirtschaft im Jahre 1923. 

Heft 3. 18. Jänner 1923. Dr. Giuseppe Paratore: Über Deutschlands Lage. Die 
politischen Darlehen Frankreichs an seine Verbündeten. Dr. M. Leo: Die Verordnung 
über Goldbilanzen. 


Zeitschrift des Preußischen Statistischen Landesamtes. 


62. Jahrg. 1922. 1. und 2. Abteilung. Dr. Höpker: Der Besitzwechsel in Preußen 
während der Jahre 1896 bis 1921. Dr. Wilhelm Franke: Die Volkszahl deutscher 
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Städte Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts. Johannes Lucht: Die repräsen- 
tative Methode in der Statistik. 

3. und 4. Abteilung: Dr. Peter Quante: Die Kinderzulagen in der deutschen 
Beamtenbesoldung. Prof. Dr. Oskar Tetzlaff: Die Steuern und Schulden der Städte 
und Landgemeinden Preußens im Rechnungsjahre 1919. Dr. Rudolf Meerwarth: Zur 
neuesten Entwicklung der Löhne. Dr. Wilhelm Riensberg: Die preußischen Spar- 
kassen in den Nachkriegsjahren 1919 und 1920. 


Zeitschrift fiir die gesamte Staatswissenschaft. 

77. Jahrg. 1922/23. 4. Heft. Bruno Beyer: Die Normen über das Verfahren der 
Staatsorgane. Gustav Krämer: Drucksachen und Zeitungen. Walter Schöne: Das 
kommunale Nachrichtenwesen. Karl Bücher: Aus dem Leben Friedrich Lists. Kuno 
Waltemath: Zu den Ursachen des Geburtenrückganges. Georg Müller: Normali- 
sierung in der öffentlichen Verwaltung. 


The American Economic Review. 

Volume XIII. No. 4. December 1923. E. Dana Durand: Currency Inflation in 
Eastern Europe with Special Reference to Poland. Lawrence B. Mann: Importance 
of Retail Trade in the United States. Amy Hewes: Trade Union Development in 
Soviet Russia. John R. Commons: Hobson’s „Economies of Unemployment. Eliot 
G. Mears: Teaching of Commerce and Economics. 


Bolletino di Statistiea e di Legislazione Comparata. 

Anno XXI. Fascicolo IT. 1922—23. Parte J. Statistica, Riscossioni di Ottobre, 
Novembre e Dicembre 1922 e riscossioni a tutto il 1 semestre dell’esercizio 1922- 23. 
Confrontate rispettivamente coi corrispondenti periodi dell’esercizio 1921—22, per 
il Bollo, il Registro, le Imposte dirette, le Dogane e Imposte indirette, i Monopoli 
industriali, il Lotto e i Monopoli commerciali. Tasse sugli affari-Dati statistici sommari 
delle riscossioni fatte nel 1 semestre dell esercizio 1922— 23. 


Parte II. Legislazione italiana e notizie di legislazione estera. 

Italia: Provvedimenti tributari. Le denuncie di suecessione e le rinuncie ad eredità 
e legati avvenuti in ciascuno degli eserzici dal 1915—16 al 1921—22 inclusi. 

Belgio: Tassa proporzionale di bollo sulle quietanze; tassa di lusso; tassa di tras- 
missione (Legge 16 luglio 1922). 

Francia: Imposta sulla cifra d'affari e sul lusso per le importazioni e le espor- 
tazioni (Decreto ministeriale 28 agosto 1920). Per pareggiare il bilancio del 1923. 

Spagna: Il bilancio per l'esercizio 1922—23. 

Stati Uniti d’America: Tassa sugli ingressi nei teatri ed altri luoghi di tratte- 
nimento. Diritti di accisa sulle vendite. Tassa sul capitale delle Società. Tasse di bollo 
(Act del 23 novembre 1921). 


Economica. 


November 1923. Nr. 9. Graham Wallas: Prof. Gustav Cassel: Phe Restoration 
of the Gold Standard. Sir Arthur Newsholme: The Measurement of Progress in 
Public Health. D. H. Robertson: A Word for the Devil. R. B. Forrester: The 
Limits of Agricultural Expansion. Dr. E. W. Shanahan: Over-Population, Emi- 
gration & Empire Development. Dr. Hugh Dalton: Two More Books on Population. 
Prof. A. L. Bowley and Margaret Hogg: Wages and Production in a Durham Col- 
liery. Mrs. E. M. Burns: The French Minimum Wage Act of 1916. 


The Economic Journal, 

Vol. XXXIII. Nr. 132. December 1923. Sir William Beveridge: Population and 
unemployment. J. M. Keynes: A reply to Sir William Beveridge. Prof. F. Y. Edge- 
worth: Women’s wages in relation to economic welfare. G. A. Pavlovsky: Russia’s 
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current monetary problems. E. Heimann: The family wage controversy in Germany. 
G. W. Daniels: The trading accounts of a London Merchant in 1794. 


De Economist. 


12ste Jaargang. 15 November 1923. No. 11. Dr. Josephine van Anrooy: De 
studie der economie en- „de practijk”. B. G. Meijer: Belastingheffing in de veen- 
kolonien. 


15 December 1923. No. 12. Tj. Greidanus: De vrees voor den gulden. S. L. 
Langendijk: Aanschaffingen ten behoeve van de gemeenschap. 


(3ste Jaargang. 15 Januari 1923. No. 1. I. C. Kielstra: Financiëel perspectief 
van Nederlandsch-Indié. G. H. Dijkmans van Gunst: Staatsbedrijven. A. A. van 
Rhijn: Vrije concurrentie en collectieve arbeidsovereenkomst I. I. H. Altona: Merk- 
waardige fiscale nieuwigheid. || 


Giornale degli Economisti e Rivista di Statistica. 


Anno XXXIV. Vol. LXIV. Novembre 1923. No. 11. Riccardo dalla Volta: Sullo 
` sviluppo delle dottrine economiche. Marcello Boldrini: Una lezione sugli strumenti 
da calcolo aritmetico. 

Dicembre 1923. No. 12. Pompeo Gorini: I mercati della cirenaica. 


International Labour Review. l 

Vol. VIII. No. 5, November 1923. K. Krzeczkowski: Social Insurance and 
International Legislation. D. Pap: Labour Legislation in Hungary. Dr. Milorad 
Nedelkovitch: The Labour Market in the Kingdown of the Serbs, Croats and 
Slovenes. 


No. 6. December 1923. The Fifth Session of the International Labour Confe- 
rence. Fritz Hawelka: Workers’ Sickness Insurance in Austria. The Eight-Hour Day 
in Germany in 1921 and 1922. 


Johns Hopkins University Studies in Historical and Political Science. 


Series XLI. No. 4. Elizabeth Merritt, Ph. D.: James Henry Hammond 1507 — 
1864. 


The Journal of Political Economy. 


Volume XXXI. No. 6. December 1923. R. R. Kuczynski: German Taxation Policy 
in the World-War. Frank A. Fetter: Value and the Larger Economic. Il. R. H. Taw- 
ney: Sixteenth-Century Religions Thought. III. 1. Wesley Hoffmann: German 
Commerce in the Middle Ages. E. B. Mittelman: The Gyppo System. Edward 
Berman: The Supreme Court and Minimum Wage. Paul H. Douglas: Two Classies 
on Consumers Co’operation. 


Metron. 


Vol. III. No. 2. 1. September 1923. F. P. Cantelli: Sulla oscillazione delle fre- 
quenze intornosalla probabilita. L. J. Dublin: The possibility of Extending Human 
Life. F. Savorgnan: Nuzialita e fecondita delle Case Sovrane d’ Europa. F. v. Fellner: 
Die Verteilung des Volksvermögens und Volkseinkommens der Länder der Ungarischen 
Heiligen Krone zwischen dem hentigen Ungarn und den Sukzessionsstaaten. 


Political Science Quarterly. 

Volume XXXVIII. December 1923. No. 4. Alfred L. P. Dennis: Soviet Russia 
and Federated Russia. Paul P. Gronsky: The Zemstvo System and Local Govern- 
ment in Russia 1917 —1922. William A. Robson: Compulsory Voting. R. K. Gooch: 
Modern French Views on the Doctrine of the Separation of Powers I. Lindsay Rogers: 
Parliamentary Cominissions in France IL.A. Gordon Dewey: On Methods in the 
Study of Politics. Raymond C. Moley: Proportional Representation in Cleveland. 


Einlauf von Büchern und periodischen Veröffentlichungen. 809 


The Quarterly Journal of Economics. 

Vol. XXXVIII. November 1923. No. 1. Abraham Berglund: The United States 
steel corporation and price stabilization. R. F. Mc Williams: The future of railway 
control. Frank D. Graham: The theory of international values reexamined. Carl 
Diehl: The life and work of Max Weber. Thornton Cooke: The collapse of bank- 
deposit guaranty in Oklahama and its position in other states. 


Rivista Internationale di Scienze Sociali e Discipline Ausiliarie. 

Anno XXXII. Vol. XCVII. Novembre 1923. Fase. CCCLXXI. Giuseppe Müller: 
Il concetto della Chiesa come ,,Societas perfecta” in S. Tommaso d’Aquino e l’idea 
moderna della sovranita. Franco di Speni: Appunti sul metodo logico-sperimentale 
nelle scienze sociali. Lello Gangemi: Sul credito agrario di Stato. : 

Dicembre 1923. Fase. CCCLXXII. Giuseppe Gabrieli: La prima educazione 
religiosa secondo il metodo Montessori. Principi teoretici ed applicazioni pratiche. 
Giuseppe Müller: II concetto della Chiesa come. ,,Societas perfecta” in S. Tomaso 
d’Aquino e l'idea moderna della sovranità. 


Studies in History, Economies and Publie Law. 


Volume CV.. Number 2. Whole Number 238. George Adrian Washburne, Ph. D.: 
Imperial Control of the Administration of Justice in the Thirteen American Colonies, 
1684 — 1776. 

Volume CVII. Number 1. Whole Number 241. Donald R. Taft, Ph. D.: Two 
Portuguese Communities in New England. 

Volume CVIII. Number 1. Whole Number 243. William Charles Schluter, Ph. D.: 
The Pre-War Business Cycle 1907 — 1914. 

Volume CVIII. Number 2. Whole Number 244. Leland Rex Robinson, Ph. D.: 
Foreign Credit Facilities in the United Kingdom. A. Sketch of Post-war Develop- 
ment and Present Status. 

Volume CIX. Whole Number 245. ‘Thomas S. Staples, Ph. D.: Reconstruction 
in Arkansas 1862—1874. 


Volume CXII. Number 1. Whole Number 250. Ross William Collins, Ph. D.: 
Catholicism and the Second French Republic. 
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